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Im Jahre 1864 erſchienen zu Berlin vom Verfaſſer zwei Theile 
einer Geſchichte der deutſchen Bewegung des Jahres 1848. Dieſelben 
hatten zum Inhalt: „die wilde, einzig dem Geſchichtsgeſetz folgende“ 
und „Die auf dem eroberten geſetzlichen Boden ftehende Revolution.“ 
Zwei Theile follten noch nachfolgen, wovon der eine die Geſchichte ber 
Realtion und der legte die Beziehungen zu der Bewegung der Gegen⸗ 
wart behandelt Haben wilrde. Weil jedoch der Werfaffer die geſchichtliche 
Wahrheit vefpeftirt und diefelbe nicht nach Art mancher deutſcher Ge⸗ 
ſchichtsprofeſſoren zu Gunften der preußifchen Politik entftellt und yer- 
dreht hatte, fo fand fih die Berliner Staatsanwaltfhaft veranlapt, 
gegen eine große Anzahl Stellen der veröffentlichten beiden Theile An 
Hage zu erheben. Indem der Verfaffer nicgt in Preußen wohnhaft war, 
ſchritt die Staatsanwaltſchaft gegen Herrn Schlingmann, den Verleger 
des Werkes, ein und brachte es bei den eigenthümlichen preußiſchen Ge⸗ 
richtszuſtänden mit leichter Mühe fertig, daß der Angeklagte wegen 
Mojeftätsbeleibigung au zweimonatlicher Gefänguißſtrafe verurtheitt wurde, 
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Um Herrn Schlingmann von diefer Strafe zu befreien, begab fi nun 
der Berfaffer im Juni 1865 felbft nach Berlin und nahm dort feinen 
Aufenthalt: worauf denn auch fofort Herrn, Schlingmann durch ben 
Bufenfreund des Grafen Bismark brieflih und mündlich die Eröffnung 
gemacht wurde, daß feine Strafe niedergefhlagen werden folle. Dagegen 
wurde wider den DVerfaffer die Unterfuchung eingeleitet. Bon den vielen 
anfangs infriminirten Stellen glaubte jegt die Staatsanwaltichaft indeß 
nur die Anklage gegen eine einzige aufrecht erhalten zu können, und zwar ent- 
bielt dieſe Stelle weiter Nichts als die wahrheitögetreue Schilderung der Um⸗ 
ftände, welche die Flucht des Prinzen von Preußen (des jegigen preußiſchen 
Königs) im März 1848 veranlaft hatten. Was aller Welt befannt 
war, wurde in Preußen, wenn es wahrbeitägetreu berichtet wurde, als 
fteafbar angefehen und unter die Anklage der Majeftätsbeleidigung geftellt. 
Mittlerweile kam das Kölner Abgeordnetenfeſt heran. Weil bierbei 

von der preußiſchen Regierung das geſetzlich verbürgte Verſammlungs⸗ 
recht verletzt wurde, ſchrieb der Verfaſſer als damaliger Präſident des 
Allgemeinen deutſchen Arbeitervereins für alle Orte, wo es Gemeinden 
des genannten Vereins gab, eine die Gewaltmaßregeln der preußifchen Regie⸗ 
rung verurtheilende Refolution aus, ordnete überall Berfammlungen an und 
berief in Berlin feldft eine Vollsverfammlung gegen das Minifterium 
Bismark ein. Die Folge hiervon war, daß er auf dem Polizeipräfibium 
erſcheinen mußte, wo ihm in aller Höflichkeit eröffnet wurde: er babe 
„wegen feiner politifhen Haltung” das Königreich Preußen 
binnen 24 Stunden zu verlaſſen und werde, wofern er wieder den 
preußiſchen Boden betrete, mit dreimonatlicher bis zweijähriger Gefäng- 
nißſtrafe belegt werden. Ein Aufſchub der Ausweiſung behufs Rekurs⸗ 
Ergreifung an das Miniſterium wurde nicht geſtattet. Auch kehrte ſich 
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das Polizeipräfidtum nit daran, daß gegen ben Berfaffer die er- 
wähnte Unterfuhung vor dem Berliner Stadtgericht ſchwebte, und daß 
folglih diefe ihn vor polizeilider Ausweiſung ſchützen mußte. “Die 
Polizei fteht in Preußen offenbar - über den Gerichten. Es ift in der 
That eine Schande für Deutichland, daß dafeldft fogenannte Ausländer 
auf dem Verwaltungswege gemaßregelt und ohne Urtel und Recht mit 
Ausweifung fhilanirt werden können, während in England, obſchon dieſes 
Königreich weder eine geordnete Geſetzesſammlung gleich dem preußiſchen 
Landrechte, noch eine hiſtoriſche Windmühle von Sansfouct beſitzt, ein 
jeder Fremde als Unterthan der Königin gilt und ebenfo gut, wie er 
den Gefegen Gehorfam ſchuldet, gleih den Eingebornen den Schub ber 
Geſetze genießt und niemals ausgeiviefen, fondern bloß mit gefetlicher 
Strafe belegt werden kann. | 

Noch ehe der Verfafſer aus Preußen ausgewiefen wurde, fam zu 
ihm ein befaunter Regierungs-Agent und erfuchte ihn, er möge doch frei⸗ 
willig von Berlin fortgehen. Weil er num nicht gutwillig ging, entfernte 
man ihn mwillfürlih auf dem Verwaltungswege. Und warum dies Alles ? 
Weil er den Allgemeinen deutjchen Arbeiterverein nicht für die Zwecke 
der preußifchen Politik benugen ließ und nicht auf desfallfige Pläne 
einging. u 

Durch die Ausweifung geriethb die gegen den Verfaſſer wegen 
angeblicher Majeftätsbeleivigung eingeleitete Unterfuhung ins Stoden. 
Die beiden erfchtenenen Theile feines Geſchichtswerks waren mit Belchlag 
belegt worden und blieben e8, fo daß er ſich genötbigt fah, auf die 
Fortſetzung deffelben zu verzichten. 

Die gegenwärtig erfcheinende Sefchichte der deutfchen Reaktion kann 
nicht als eine Yortfegung des durch preußiſche Willkühr unterdrückten 
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Werkes angefehen werden. Denn obſchon ein Theil des früher geſam⸗ 
melten Material3 benutt worden ift, bildet fie doch eine völlig felb- 
ftändige Arbeit und gebt weit über die Gränzen hinaus, welche dem 
dritten Theile der Gefchichte der deutſchen Bewegung gejtedt worden 
waren. Sie würde fogar noch viel eingehender und umfangreider ge 
worden fein, hätte der DVerfaffer nicht „feinem Wiener Herrn Verleger 
einigermaßen Rechnung tragen müſſen. Wenn jedoch eine neue Auflage 
nöthtg werden follte, fo wird ji wohl Manches noch vervolfftändigen 
und erweitern laffen. 

Es ift ein ſchlimmes Zeichen für Preußen, den gepriefenen Staat 
der Intelligenz, daß man in dem gejchmähten Oefterreich druden laſſen 
muß, was in Preußen, ohne auf willkürliche Weiſe unterdrückt zu wer⸗ 
den, nicht erſcheinen kann. Wenn in ſolcher Vergewaltigung der deutſche 
Beruf Preußens beſteht, wie nicht mehr zu bezweifeln iſt, dann iſt er 
ſicherlich keinen Pfifferling werth und wird bald vom deutſchen Volke 
mit der gebührenden Entrüſtung und Verachtung zurückgewieſen werden. 


Wien, den 7. März 1868. 








Einleitende Bemerkungen. 


Die Reaktion ift vom gefchichtlihen Standpunkte aus ebenfo noth- 
wendig, wie die Revolution. Beide erfolgen mit der Unaufhaltfamkeit eines 
hereinbrehenden Naturereignifles. Die Revolution entfteht, wenn die aus 
einem frühern gefelichaftlichen Zuftande hervorgegangenen ftaatlichen Einrich- 
timgen mit dem gefelljchaftlihen Zuftande der Gegenwart in einen unbuld- 
famen Widerftreit getreten find und wenn nun fihin diefer Gefellfchaft, welche 
der überwiegenden Mehrzahl nad im Staate und in deſſen bevorrechte⸗ 
ten Klaſſen einen Feind erbliden gelernt, genug Macht angefammelt hat, 
um einen gewaltfamen Umſturz nebſt entfprechender Neubifdung herbeizu⸗ 
führen. Dagegen tritt auf die Revolution fiegreich die Reaktion ein, wenn 
die Macht des dem Staate feindlichen Gefellichaftstheils, begünftigt von 
äußeren Berhältniffen, die wieder wegfallen, ihre innere Tragweite ver- 
fannt und deßhalb eine falſche Bahn bei der Neukonſtruktion eingefchla- 
gen hat. Wo die Geſellſchaft noch nicht zur Vollziefung der ftantlichen 
Revolution reif ift, da fehlt mit dem Mafjenbewußtfein der Maffenzufam- 
menhalt und die zur Unigeftaltung des Staates erforderliche Intelligenz. 

Da ſowohl die Revolution als auch die Reaktion dur Menjchen 
hervorgebracht wird, von denen ein jeder mit Freiwilligkeit zu handeln 
glaubt und freien Willen zu befiten fcheint: fo wird das Eintreten der 
Revolution und Reaktion mit Unrecht gewöhnlich den Einzelnen als ver- 
antwortlichen Faktoren zugefchrieben. Im Grunde aber ift der Menfch 
bloß ein Produkt der gefellfchaftlihen Zuftände feiner Zeit. Während alfo 
der eine durd) die Orts⸗ und Beitverhältniffe zum Revolutionär heran 
gebildet wurde, ift der andere in realftionärer Luft und anf realftionärem 
Boden aufgewachjen. Sowie dann eine Bewegung tief eingreift und das 
ganze Volk erfaßt, nimmt, ohne daß hierzu jenes an ſich ohnmächtige 
Solou'ſche Geſetz nöthig wäre, ein jeder Partei für oder gegen die zu 
Sammelpunkten dienenden Stichwörter. Umgekehrt ift es ein Zeichen 
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der Unreife einer Bewegung, wenn zwiſchen die beiden, ſcharfe Gegenſätze 
bildenden Richtungen gleich von vornherein ſich eine ſtarke Mittelpartei 
lagert, der ſowohl die entſchloſſene Revolution, als auch die rückſichts⸗ 
loſe Reaktion nicht behagt und die aus dem Kampfe der beiden den 
Rahm für ſich abzuſchöpfen bemüht iſt. Um Vortheile zu erhaſchen, ſtimmt 
dieſe Mittelpartei anfangs der Neuerung zu, ſpringt aber bald, weil die 
durchgreifende Revolution ihren Intereſſen ſchädlich ſein könnte, von ihr 
ab und unterſtützt nun in der Vorausſetzung, daß ihr eigener Gewinn 
jetzt ſicher geſtellt ſei, die Reaktion. 

In dem Kampfe zwiſchen der Revolution und Reaktion entſcheidet 
das mächtigſte Klaſſenintereſſe; mit andern Worten gibt die wirthſchaft— 
lihe Entwidelung dabei den Anschlag. Wo wegen der geringen wirth- 
ſchaftlichen Entwidelung die Iuterefjen der in revolutionäre Bewegung 
gerathenen Elemente noch zu jehr auseinander fallen: da iſt feine groß- 
artige Parteiorganifation möglih und bleibt in Folge diefes Mangels 
der Parteifieg aus. Alsdann nimmt nad) kurzem Scheinfiege die Berwir- 
rung überhand, worauf bis auf einige unmöglich gewordene Zuftände 
die frühere Ordnung in verfchärftem Grade wieder Hergeftellt wird. Ver⸗ 
fchärfte Maßregeln aber glauben die Vertreter der Reaktion deßwegen 
anwenden zu müſſen, weil durch den eben beftandenen Kampf die Dauer 
der Ordnung ihnen noch in Frage geftellt zu fein fcheint und fie bald 
einjehen, daß ſich nicht Alles ganz jo wiederherjtellen läßt, wie es vor 
der Revolution gemefen if. Doc kann die Partei der Reaktion ebenfo 
fehr wie die der Revolution ihre Tragweite verfennen und fi ſomit in 
der Wahl ihrer Mittel vergreifen. In diefen Falle ftraft fic) der Ge— 
waltwißbraud) dadurch, daß fie für ihre Gegnerin arbeitet und einen 
neuen Aufſchwung der in Ermattung gefallenen Geſellſchaft vorbereitet. 

Keine große Bewegung bleibt ohne dauerndes Nefultat. Daffelbe 
ftellt fich aber meift erft Klar heraus, nachdem die Aufregung nad) bei- 
den Seiten hin fid) gelegt und die Vorurtheile der bewegten Zeit eimer 
ruhigern Anſchauung Plag gemacht haben. Dieſes Refultat iſt das Wefen, der 
eigentlihe Grund — das nächſte gefchichtliche Ziel der Bewegung. Wäh- 
rend der letztern wird jenes Ziel um fo mehr verlannt, je vermworrener 
fie it. Iede große Bewegung bewirkt alfo einen gejchichtlichen Yortfchritt, 
welchen zu Stande zu bringen die Reaktion nolens volens ebenfo gut 
beiträgt, wie die Revolution. Die Reaktion ift nicht einzig und allein 
eine heinmende, verneinende Kraft, fondern fie ift theilmeife lonfervativ, 
infofern jie einen noch haltbaren Zuftand vertritt und infofern ein neues 
Rechtsbewußtſein noch nicht tief genug Wurzeln gefchlagen "dat, um das 
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überlieferte oder ſeitherige zu verdräugen. Sie Hat das Verdienſt, durch 
ihren Widerſtand, ihre Umtriebe und Anſtrengungen erſt Deutlichkeit und 
Ernſt in die Situation zu bringen. 

Beim Ausbruch der Bewegung richtet ſich die Reaktion gegen ben 
ganzen Inhalt derfelben. Sie leiftet ſchroffen Widerftand, ſucht die Unruhen 
zu unterdrüden, will die Leute des neuen Rechtsbewußtſeins mit aller 
Strenge des alten Rechts beftrafen. Gewiſſenhafte Geſetzlichkeit ift da 
noch ihre Parole. Sowie jedoch der Aufftand fie befiegt Hat und fie zum 
Nachgeben gezwungen worben ift, kehrt fie ihre Kraft gegen die Weiters 
entwidelung der Bewegung, fämpft taktiich, ohne die gemachten Zugeftänd- 
niffe offen in Frage zu ftellen, gegen die einzelnen Yaltoren der Revolu⸗ 
tion, die fie in ihr Lager zu ziehen, zu benußen oder gegen einander zu 
beten befliffen tft, und trachtet danach, ftrategifch auf Ummegen und bei 
günftiger Gelegenheit die früheren Zuflände wieder herbeizuführen. Die 
Reaktion zeigt fi, fomit ander beim Ausbruch und am Ende der Be- 
wegung, als innerhalb derfelben. Denn zuerft leiftet fie offenen Wider: 
ftand, nimmt aber dann Hugerweife eine Maske vor, bis fie zulest uns 
verhohlen die Neftauration beginnen kann. 

Ihr Erfolg hängt lediglich von ihrem Verhältniß zu den Bewegungs» 
Elementen ab. 

Schlägt eine Bewegung nicht fofort dermaßen zu ihrem gefchichtli- 
hen Ziele durch, daß fie in ihren Grundlagen nicht mehr verrüdt wer- 
den kann, fo fragt e8 ſich, ob die Elemente, welche die Weiterentwidlung 
bedingen, ftark genug find, um den endlichen fiegreichen Durchbruch her⸗ 
beizuführen. Iſt fie obendrein durch äußeren Anftoß ins Leben gerufen, 
fo hängt fie auch wefentlic von äußeren Bedingungen ab. Ihre Eriftenz 
ift alsdann an eine andere Eriftenz gefnüpft. Immer aber wird es darauf 
ankommen, ob fi) innerhalb der Bewegung die nöthige Klarheit in weiten 
Volksſchichten Bahn zu brechen vermag. 

Die durh die franzöfifhe Febrnar-Revolution ges 
weckte Deutfhe Bewegung zerfielvom Anfangean in zwei 
wefentlih von einander gefhiedeneund darum einander 
entgegenarbeitende Theile, nämlich: indie ſoziale und in die 
nationale Bewegung. Die foziale Bewegung war Sache der 
großen Maffedes arbeitenden Volks, da hingegen bie nas 
tionale Hauptfählihdenfogenannten dritten Stand ober 
das Bürgertdum in fi faßte. ES fragte fih alfo von vorn- 
herein, welcher von ben beiden Theilen über den andern obflegte. Trium⸗ 
phirte die foziale Bewegung über die nationalen VBeftrebungen, jo waren 
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damit die Bürgfchaften einer wirklichen und gründlichen Revolution ge- 
wonnen, dahingegen die Beflegung und Berdrängung ber fozialen Bewe- 
gung nothwendigerweife die Abflachung der Hevolutions- Kraft aus den 
unterften Schichten der Gefellichaft, den breiten Unterlagen des Geſammt⸗ 
volks, in die zunächſt über ihnen liegenden, enger begränzten bürgerlichen 
und fomit die Rückgängigkeit der ganzen Bewegung in ſich fchließen mußte- 

Nachdem in Raris die Juni⸗Schlacht gefchlagen worden war, hatten 
auch in Deutfchland hiermit die nationalen Bewegungs-Elemente über die 
fozialen im Grunde fchon den Sieg davon getragen. Denn die foziale 
Revolution befaß eine europäische Tragweite und war fomit folidarifd). 
Bon Stufe zu Stufe, wenn auch nicht ohne angeftrengten Kampf, zog 
fid) nun der Neuerungsverſuch in immer höhere Kreife zurüd, bis zuletzt 
die Reftauration des deutjchen Bundes vollzogen wurde. Waren alfo 
zuerft die deutjchen Volksmaſſen in der Bewegung beftimmend gewejen, 
fo traten nad) Bei-Seite-Schiebung derfelben die national (oder patriotiſch) 
gefinnten Kreife des Bürgerthums in den Vordergrund der Bewegung, 
und als darauf auch diefe ohnmächtig geworden waren, erfolgte ein müh- 
fames Schaufelfpiel der deutfchen Staaten, das in die Wiederherftellung 
des Bundestags auslief. 

Somit ging die Reaktion mit großer Regelmäßigkeit vor ſich; fie 
gefchah mit einer Methode, die weniger von dem Wollen der Reaftio- 
näre, als vielmehr von den Geſetzen der gefchichtlichen Entwidlung ab- 
bing. Die immer mehr zurüdgedrängten bewußten Revolutionäre jchloffen 
fi) widerwillig, aber aufrichtig und ergeben jedem neuen Widerftande 
an, der gegen den unaufhaltſam zurüdgehenden Strom verfucht wurde. 
Sie allein waren es, die auf den Barrifaden der Städte und in offener 
Feldſchlacht bluteten. 

Die Regelmäßigkeit des reaktionären Verlaufs der Be— 
wegung zeichnet uns die Behandlung deſſelben vor. Nad- 
dem wir kurz den beim Ausbruche der Bewegung unver— 
büllthervorgetretenen Widerftand betrachtet Haben wer- 
den,wird ung erft dDiefoziale, hernach dienationale, dann 
die ftantlihde Reaktion befhäftigen, worauf wir zum 
Schluſſe zu zeigen haben, auf welhe Weife die nebenher 
laufenden europäifhen Zuftände die deutſche Reaktion 
fördern mußten. 

Die von Frankreich) nah Deutfchland hereinbrechende Revolution 
ftörte zunächft einen fein gefponnenen Realtions-Plan, indem ein in Aus- 
ficht genommener Fürſten⸗-Kongreß, welcher in Dresden tagen follte, we- 
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gen der immer ftärker werdenden Unruhen aufgegeben wurde. Indeß hoff- 
ten noch viele Fürſten mit der Bewegung leicht fertig zu werben. So 
fhlug der König von Sadjfen die Bitten ber Leipziger Deputation ab. 
ALS dann eine Woche nachher, am 8. März 1848, die Abgeordneten von 
jeh8 Städten (Zwidan, Werdau 2c.) dem Könige eine Adreſſe überreicht 
hatten, fagte diefer: „Ich muß Sie auf meine öffentliche Bekanntmachung 
verweifen; ich werde die Verlangen, welche billigen, befheidenen 
Wünfchen entfprechen, dem nächſten Zandtage vorlegen.“ Darauf antwor« 
tete der Bürgermeifter Schwedler von Meerane: „Majeftät! Sie erlau- 
ben —,“ wurde jedody von dem Könige mit den Worten unterbrochen: 
„nRein, nein, nein, nein! Unbillige Wünfche werde ich nicht berüdfich- 
tigen. Ich kann mih mit IHnen nicht in Diskuſſion einlaflen; ich habe 
Ihnen Nichts zu fagen, als: Leben Sie wohl!““ Nochmals ergriff Schwed- 
ler das Wort: „Majeftät! Entlaflen Sie ung nicht ohne Zuſagen!“ Er 
erhielt aber wieder die Antwort: „„Ich habe Ihnen weiter Nichts zu 
fagen als: Leben Sie wohl!““ Um fogleich bei der Hand zu fein, wur⸗ 
den gegen Leipzig preußiſche Truppen bis nad) Schleuditz vorgefchoben. 

Ebenfo ging es in Hannover. Als dort Magiftrat und Bürger am 
6. März in einer Adreſſe als dringendfte Volkswünſche die fofortige Ein- 
berufung der Stände, die Benugung des vom Bunde eingeräumten Rechts 
auf Einführung der Preßfreiheit und die Mitwirkung der Regierung zu 
einer Ständevertretung beim Bunde dem Könige überreichen wollten, wur⸗ 
den fie nicht empfangen und erhielten ablehnende Antwort. 

Seldft in Waldel wurden nicht fämmtliche Volkswünſche erhört. 
Auch der Großherzog von Oldenburg ließ ſich lange bitten, ehe er in die 
Publikation der ftändifchen Verfaſſung willigte. Er hatte ſchon am 6. Okto⸗ 
ber 1830 verfprochen, in einer minder bewegten Zeit die etwa erfor- 
derliche Verbeſſerung der Staatseinrichtungen eintreten zu lafien, war 
aber feines Verfprechens nicht eingeben? gewefen. Am 10. März 1848 
nun überreichten 5 Abgeordnete der Bürgerſchaft eine Adrefle, worin um 
ausgedehnteſte Wahlfähigfeit und Wählbarfeit aller Staatsbürger, um 
Berantwortlichfeit der Minifter, um Oeffentlichleit ber Kammerverhand⸗ 
lungen, Berechtigung der Kammer zur Borlegung von Gefegentwitrfen, 
fowie um Oeffentlichfeit und Meünbdlichfeit des Gerichtsverfahrens gebe- 
ten wurde. Der Sprecher ber Deputation, Rathsherr Schröder, trug zu⸗ 
gleich den Wunfch vor, der Verfaffungsentwurf möge erft mit erfahrenen 
Männern des Landes berathen werden. Der Großherzog erwieberte, daß 
er fih die Refolution darüber vorbehalte. Einer Deputation aus dem 
Jeverland ertheilte er die nämliche Antwort. 
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In Braunfchweig begab fid) am 5. März eine Magiftrats-, Stadt⸗ 
verordneten- und Bürger-Deputation zum Herzoge und verlangte: 1) als 
gemeine Bürgerbewaffnung; 2) Deffentlichkeit in Staats- und Gemeinde- 
verwaltung, fowie: Deffentlichfeit des Gerichtsverfahrens mit Schwur- 
gerichten; 3) Preßfreiheit und einftweilige Aufhebung der Zenfur; 4) Mit- 
wirkung zur Bertretung am Bunde; 5) eine Zollfonferenz zur merlanti- 
Lifchen Bereinigung des ganzen Deutichlands; 6) möglichit baldige Beru- 
fung eines auferordentlichen Landtags. — Der Herzog bemerkte auf die 
erfte Forderung: die Bürgergarde beftehe noch geſetzlich und es handle 
ſich folglich bloß um eine Berbefferung des Reglementd; in Bezug auf 
den zweiten Punkt follte den Ständen das Erforderliche vorgelegt wer- 
den; hinfichtlich der Aufhebung der Zenfur und der Einführung der Prep- 
freiheit dagegen müfje da8 Vorgehen der größern Staaten abgewartet 
werden; auf den vierten Punkt wurde ein weiterer Beſcheid vorbehalten, 
da der Herzog ſich nicht gehörig vorbereitet erklärte; in Betreff der fünf- 
ten Forderung jchien ihm die gegenwärtige Zeit nicht geeignet, und hin- 
fihtlich der fechsten wollte er erft den Vortrag der Minifter abwarten. 
Schließlich äußerte der Herzog, daß weitere Volksverſammlungen nicht er- 
forderlich fchienen; doch war er fo gnädig, darein zu willigen, daß ſich 
der Bürgerverein aud) fünftighin mit politifchen Gegenſtänden befchäftigen 
durfte. 

Der nach der Herrfchaft über Schleswig und Holftein trachtende Her- 
zog von Auguftenburg beklagte den Verluſt der Jagdrechte. Der Groß- 
herzog von Medlenburg- Schwerin erklärte, gar feine Petitionen annehmen 
zu wollen, und erließ eine einfchlägige Verfügung an feine Beamten. In 
Franken warfen königlich bairifche Truppen den Aufruhr nieder. Der 
Kurfürft von Hefien konnte bloß durch die drohende Haltung der Bevöl- 
ferung zur Nachgiebigfeit bewogen werben. Beſonders zeichneten fich durch 
Hartnädigfeit hierbei die Hanauer aus, welche an das großherzogliche 
Heſſen abzufallen drohten. Durch Berordnung überließ der Kurfürft, „in 
Anbetracht der dermaligen Tage des Landes“ und behufs Gleichftellung der 
Rotenburger Ouartbewohner mit den übrigen Unterthanen, ſämmtliche Ein- 
fünfte und Rechte der Rotenburger Quart der Finanzverwaltung des Staa⸗ 
tes, behielt fich aberzur Wahrung feiner Haus⸗ und Familienrechte den Rechts⸗ 
weg und im alle des Obſiegens eine billige Entfchädigung vor. In Kaſſel 
wurde eine Kommiffion ernannt, welche die Gefege über Emanzipation der Ges 
meinden, über die Abtretung der niedern Polizei an die ſtädtiſchen Behörden, 
eine Revifion der Gemeindeordnung, ein Preßgefeß, ein Geſetz über Volks⸗ 
bewaffnung, über Volksverſammlungen, Afjoziationen u. f. w. bearbeiten 
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ſollte. In dieſer Kommiffion erwirkte ber Abgeordnete H. König aus Hanau, 
wegen der in den Provinzialſtädten fortdauernden Aufregung und wegen 
der auf dem Lande immer weiter um ſich greifenden Aufftände gegen Beamte, 
Faden und Grundherren, ein realtionäres Bertranens-Botum für die Mini⸗ 
fterien des Innern und des Krieges Hinfichtlich ihrer Abfichten und Mit- 
tel zum energifchen Einfchreiten und ſetzte ein Erbieten der Stände zu 
jeder desfallfigen Mitwirkung durd). 

Am 12. März erließ Gagern, der großherzoglich beffifche Minifter, 
eine Anſprache an die Odenwälder, worin er al& fein Ziel die Gleichftel- 
lung der ftandesherrlichen Untertanen mit den übrigen Staatsbürgern 
bezeichnete. Er rief ihnen zn: 

„Ungeduldig diefes Ziel zu erreihen, habi Ihr feitdem Eure Stan⸗ 
hesherren bedrängt und Zugeſtändniſſe von denfelben erhalten, bie weit 
über Dasjenige hinausgehen, was nad) Recht und Billigkeit von ihnen ge- 
fordert werden fonnte. Ihr Habt, ih muß es Euch mit Schmerz, aber 
auch mit Ernft fagen, den Weg des Geſetzes verlaffen.“ — Zur Bes 
fhwichtigung der Odenwälder ſchickte Gagern Kommiffäre unter fie. Gleich⸗ 
wie in Baiern unterm 20. März ber wegen feines Liebesverhältnifjes mit 
Lola Montez unmöglich gewordene König Ludwig die Regierung an ſei⸗ 
nen Sohn Marimilian abtrat, fo eröffnete am 5. März der Erbgroßher- 
zog von Heilen, um da8 monardifche Prinzip zu retten, einer Deputation 
Darmftädter Bürger, daß fein durchlauchtiger Vater geruht habe, ihn 
zum Mitvegenten mit alleiniger Namensunterfchrift zu ernennen. 

Im Wiesbaden fand am 2. März auf dem Theaterplage eine Volks⸗ 
verfammlung ftatt, durch welche eine fchon vorher in Tauſenden von 
Sremplaren verbreitete Petition, die Forderungen der Naſſauer enthals 
tend, angenommen wurde. Während biefe Forderungen von einer Deputa⸗ 
tion dem Staatsminifter v. Dungern überbracht wurben, harrte das Volt 
troß des heftig niederftrömenden Regens mit bewundernswürdiger Ger 
duld auf dem Theaterplage der Antwort entgegen. Nach einer Stunde 
verfündete ber Deputirte Hergenhahn Namens der übrigen Deputations- 
Mitglieder die Anwort des Minifters, welche fo lautete: 

„Der Herzog fei nicht anmwefend; was er (dev Minifter) antworten 
könne, fei diefes: die Forderungen L. und II. nehme er an; zur Vefriedi- 
gung fänmtlicher Forderungen werde er aufbieten, was in feinen Kräf⸗ 
ten ftehe.“ 

Hierouf gab bie Menge ihr Mißfallen kund, weßhalb Hergenhahn 
die Berfammlung auf den 4. März vertagte, um alsdann bie eigene Ent- 
ſchliegung des Herzogs zu vernehmen, 
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Nachdem am 3. März fänmtliche Bürger Wiesbadens Waffen er- 
halten hatten, ftrömten den folgenden Tag, weil man feitens des abwefen- 
den Herzogs militäriſches Einfchreiten befürdiete, aus allen Theilen 
des Herzogthums die Landleute und die Bewohner der kleineren Städte 
in die Hauptftadt, um den Wiesbabnern kämpfen zu helfen. Die fi) an- 
fammelnde revolutionäre Menfchenmenge mochte fid) auf 30000 Mann 
belaufen. Unter diefen erfchien nun vormittags gegen 10 Uhr Prinz Ni⸗ 
folaus von Naſſau, der fechszehnjährige Bruder des Herzogs, mit einigen 
Begleitern und ſprach Folgendes: 

„Ihr glaubt wohl, mein Bruder füme mit fremden Truppen hieher ? 
Dazır ifter viel zugutund edelmüthig. Sollte e8 aber doch möglich 
fein, fo ift er von Andern verleitet worden. Seid aber verfi- 
hert, daß wir Alles aufbieten werden, damit die Truppen die Stadt nicht 
betreten. Er läßt auf feine Bürger nicht fchießen. Glaubt mir; ich bleibe 
mitten unter Euch.“ - 

Da das Bolf den Herzog abzufegen drohte, erſchien nachmittags 
folgende Proklamation: 

„Treue Naſſauer! Bürger von Wiesbaden! Der Herzog ift bis jetzt 
nicht hier eingetroffen. Ich will daher nicht länger zurüdhalten, Euch zu 
erklären: Ich meinerfeitS bewillige Euch die mir vorgebrachten Yorderun- 
gen unbedingt und fpreche auch die fefte Meberzeugung aus, daß der Her- 
zog fie Euch bewilligen wird. Ihre Lönigliche Hoheit die Frau Herzogin 
begibt fich mit ihrem Sohne Nikolaus, dem allein anweſenden Bruder 
des Herzogs, mitten unter Euch und leiftet mit ihrer Perfon dafür Si- 
herheit und Bürgſchaft. Wenn der Herzog Eure Forderungen nicht ge- 
nehmigen follte, fo lege ich, der Miniſter, wie ich bereits erklärt, bereit- 
willig meine Stelle ohne Penfion nieder. v. Dungern. 

Daß mit Obigem ganz einverftanden, bezeuge ich mit meiner Un⸗ 
terfchrift. 

Bauline, Herzogin von Nafjau. 
Nikolans von Naſſau.“ 

Das Herbeiziehen fremder Truppen zur Unterdrückung der Unruhen 
war indeß nicht wohl thunlich, weil faſt gleichzeitig überall der Aufruhr 
losgebrochen war. Darum kehrte auch der Herzog von Naſſau ohne 
fremde Truppen in feine Hauptftadt zurüd und bewilligte die Yorderun- 
gen des Volks. In Baden hatte ſchon am 1. März aus allen Theilen 
des Landes eine Sturm-Petition nah Karlsruhe ftattgefunden. Solche 
Sturm-Petitionen waren in vielen anderen einen Ländern nöthig, um 
ben Bollswünjhen Erhörung zu verfchaffen. 


In den beiden großen Staaten Defterreih und Preußen, wo der 
Regierung eine große Truppenmacht zu Gebote ftand, konnten die Bolls- 
forderungen nicht anders, als durch biutigen Kampf in den Hauptflädten, 
zur vollen Geltung gelangen. In Wien wurde anfangs das Bolk mit 
dem Turzen Beſcheid: „mit dem Aufruhr werde nicht verhandelt,“ abges 
wiejen, bis fich die Regierung angefichts der Gefahr, Alles zu verlieren, 
zur unbedingten Nachgiebigfeit genöthigt fah. 

Noch vor dem 18. März kam Gagern von Darmftadt nad) Berlin, 
um dafelbft anzufragen, ob der König dad Amt eines Führers der deut- 
hen Nation übernehmen werbe. Beinahe um die nämliche Zeit ging die 
Nachricht ein, daß vom Südweften Deutfchlands eine republikaniſche Ers 
hebung und damit der Pürgerfrieg bevorſtehe. Bewogen durch diefe 
Hiobs-Poſt erflärte daher der preußifche König: er übernehme die 
Zeitung des deutfhen Volks für die Tage der Gefahr, wo⸗ 
mit er die Abficht, fi an die Spike der Reaktion zu ftellen, un- 
zweibentig ausdrüdte. Als Freiherr von Binde am Nachmittage des 
18. März dem Könige den Rath gab, die Truppen zurüdguziehen, ant- 
wortete ihm der König fpöttifch: „Glauben Sie nicht, daß wir rathlos 
ſind;“ worauf die anmwefenden Offiziere in Laden ausbradyen. Binde, 
hierdurch empfindlich verlegt, warf den Offizieren einen zornigen Blid 
mit der Bemerkung zu: Wer wagt es, in der Gegenwart Sr. Majeftät 
zu lachen? *) Der Befehl, auf das Bolt zu feuern, berußte alſo auf 
feinem Mißverſtändniß. Daß Friedrich Wilhelm IV. nicht entfernt daran 
dachte, deutfcher Kaifer zu werden, zeigte die Art, wie er bei feinem Um⸗ 
ritte durch die Straßen Berlin’s die Rufe Einzelner: „Es lebe ber 
dentfche Kaifer!” aufnahm. Er rief nämlich mit allen Zeichen des Wider⸗ 
willens über diefe Zumuthung: „Pfui!“ aus. 

Nachdem der offene Widerftand der Reaktion überall gebrochen wor- 
den war, wurden Beichwichtigungsmittel angewandt. In biefem Sinne 
nannte die „Boffifche Zeitung“ den Umritt bes Königs von Preußen 
einen Akt der Verſöhnung, welcher allein Preußen habe vor der Anarchie 
wahren fünnen. Die Männer ber Vergangenheit, die in einer ganz an- 
dern, als in ber jetzt herrfchenden Rechtsanſchauung aufgewachien waren, 
juchten nun das Volk zu beruhigen und fchienen vollftändig zu der Lehre 
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*) ©. Beilage der Augsb. Allg. Zeitung Nr. 100 vom Jahre 1848, Ar- 
titel vom 9. April. Binde war nach Berlin gerufen worden, weil der König ihn 
bei der Bildung eines neuen Minifteriums in Ausfidht genommen hatte. Durch 
jeinen unwilllommenen Rath vericherzte fi Winde das Vertrauen des Königs. 
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vom Eonftitutionelfen Wefen befehrt zu fein. Sie bewiefen ſich äußerft 
leutfelig, herablaffend und liebenswürdig. Bon dem frühern Stolze war 
feine Spur mehr vorhanden, und fie thaten alles Mögliche, um die An⸗ 
bänglichfeit und das viel berufene Vertrauen des Boll wieder zu 
gewinnen. So fuhr der wirklich gute, aber ſchwache öfterreichifche Kaifer 
fhon am 15. März auf den Rath des Grafen Kolowrat im offenen 
Wagen mit dem Thronfolger und dem Erzherzoge Yranz Karl, und den 
folgenden Zag in Begleitung der Kaiferin, durch die Straßen Wiens und 
nahm allergnädigft die Huldigungen entgegen, welche ihm feine von den 
Errungenſchaften entzüdten Untertyanen jauchzend darbrachten. Auch ſteckte 
er eigenhändig die ihm von ein Paar Profeſſoren überreichte ſchwarz⸗ 
roth⸗goldene Fahne zu den Fenſtern der kaiſerlichen Burg heraus. Die 
Wiener waren hierüber außer fi vor Wonne. Nicht minder freudig 
nahmen fie es auf, als fie erfuhren, daß der Kaifer fich fehr bitter aus⸗ 
gefprochen hätte über die Männer, welche bisher zwifchen ihm und dem 
von ihm gänzlich verkannten Volke eine Scheidewand errichtet hätten. 

Und wie ftand e8 in dieſer Beziehung in Berlin? Der Umritt durch 
die Straßen, bei welchem der König feine „lieben Berliner fogar wegen 
ihrer Tapferkeit belobte, wurde oben ſchon erwähnt. Eine Menge vers 
wunbeter Nevolutionslämpfer fand im Scloffe, in ben Zimmern der 
Herzogin von Mecklenburg, eine liebevolle Pflege, und die zarten Hof- 
damen wetteiferten mit der Königin in der huldreichen Wartung diefer 
Anfrührer, auf welche man furz vorher das Militär hatte einhauen und 
fhießen, auf welche man mit Kartätfchen und Bomben hatte feuern 
laffen *). Außer dem Briefe vom 24. März, worin die Rechte Schleswig- 
Holftein’8 anerkannt wurden, erfchien folgende Kundgebung des Tönig- 
lichen Willen®: 

„Wir Friedrich Wilhelm... König von Preußen... verlangen... 
daß Deutjchland aus einem Staatenbunde in einen Bundesftaat verwan- 
beit werde... .Wir verlangen eine allgemeine beutfche Wehrverfaflung ... 


*) „Der König läßt in feinem Schloffe und zwar in den Zimmern ber 
Herzogin von Mecklenburg einen großen Theil der verwundeten Barrifadenfämpfer 
pflegen. Die Königin gibt von ihrem Haushalte Betten und Kleidungsftüde ber 
und läßt die Berwundeten aus ihrer eigenen Küche verjorgen. Mehrere Militär- 
ärzte find im Schloffe flationirt. Die Königin befucht die Kranken faft täglich und 
ſpricht Troft zu. Die Schloßfrauen dienen als Kranlenwärterinnen” u, |. w. — 
(Siebe die Berliniihe Zeitung vom 24. März 1848.) — Wie ganz anders wäre 
e8 den armen Barriladenlämpfern ergangen, hätte ber König geflegt gehabt! 
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Wir verlangen, daß das beutfche Bundesheer unter einem Bundesbanner 
vereinigt werde und hoffen einen Bundesfeldhern an der Spige zu fehen. 
Wir verlangen eine deutfche Bundesflagge und hoffen, dag in nicht zu 
langer Friſt eine deutſche Flotte dem deutfchen Namen auf nahen unb 
fernen Meeren Achtung verfchaffen werde. Wir verlangen, daß fortan 
feine Zollſchranke mehr den Verkehr auf deutfchen Boden hemme und 
den Gewerbfleiß feiner Bewohner lähme; wir verlangen aljo einen all 
gemeinen deutfchen Zollverein, in welchem gleiches Maß und Gewicht, 
gleicher Münzfuß, ein gleiches deutſches Handelsrecht aud) das Band 
materieller Bereinigung bald um fo fefter fhließen werde... Gegeben 
Berlin, den 18. März 1848. (gez) Griedbrih Wilhelm. Prinz von 
Preußen. Müpler. v. Rother. Eichhorn. v. Thiele. v. Savigny. v. Bo⸗ 
delfhwingh. Graf zu Stolberg. Uhden. Freiherr v. Canig. v. Duisburg. 
v. Rohr.“ 

Einer Deputation der ftädtifchen Behörden von Breslau und Liege 
nitz, die eine auf Vereinbarung zwifchen der Krone und den dur Ur- 
wahlen berufenen Volksvertretern gegründete fonftitutionelle Berfafjung 
vorfchlug, ficherte der König zu: 1. Ein Wahlgefet auf breitefter Grund⸗ 
lage ohne Unterfchied des Glaubens foll dem Bereinigten LTandtage zur 
Betätigung vorgelegt werden, ferner ein Geſetz über Sicherftellung der 
perfönlichen Freiheit; 2. freied Vereinsrecht; 3. allgemeine Bürgerwehr- 
gejeßgebung mit Wahl der Führer; 4. Berantwortlichfeit der Miniſter; 
5. Einführung von Schwurgerichten für Straffachen, namentlich für po⸗ 
Itifhe und Preßvergehen; 6. Unabhängigkeit des Wichterftandes, Ab⸗ 
ſchaffung der Patrimonialgerichtsbarkeit und der Dominial-Polizeigewalt. 

Ebenſo Huldvoll und Tiebreich benahmen fich die andern Fürſten. 
Befonders bot hierzu die Bürgerwehrfahnen- Einweihung Gelegenheit. Der. 
Kurfürft von Heflen entzüdte die Kaſſeler duch den Zivilrock, in wels 
chem er bei der Fahnenweihe zu erfcheinen geruhte. Nachdem ber Herzog 
von Meiningen nebft dem Exrbprinzen in bie Yahne der Hildburghäufer 
Bürgerwehr den Nagel eingeſchlagen Hatte, verfügten ſich Vater und 
Sohn in ein demokratiſches Wirthshaus und unterhielten fich bafelbft bei 
einem „SHärtle* Bier mit jedem Taglöhner. Selbft die Gemahlin bes 
öfterreichifchen Erzherzogs Johann diente bei einer folchen Bürgerwehr- 
Teitlichkeit als Fahnenmutter.“ Der Herzog von Braunſchweig ſprach 
während des Märzfturmes faft täglich vom Ballon feines Sclofjes zum 
Bolfe und erflärte ſich bereit, auf alle billigen Berlangen einzugeben, 
wenn man ihm nur nicht zumuthen wollte, daß er heirathete und dem 
Fürftenhaufe Kinder erwedte. Der Herzog von Naffau, nad, langem 
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Zögern von einer Keife in feiner Hanptftadt angelangt, ging von dem 
Bahnhofe nad) feiner Nefidenz Arm in Arm mit Hergenhahn, dem fon- 
ftitutionellen Volksmanne, weil er fid) vor der grollenden, ſchon lange 
auf feine Ankunft harrenden Volksmenge fürchtete. 

Die Eintraht zwifchen Fürft und Volk war auf einmal die Lofung 
des Tages geworden. E8 gab bloß noch Liebe, Vertrauen und Herzlich- 
feit, und die erfte Lesart von Schiller's Lied an die Freude, wonach 
„Bettler Fürftenbrüder werden,” ſchien jet nit mehr ‘einen zu 
ftarfen Ausdrud der Herzenserweiterung zu enthalten. In der Antwort, 
die der würtembergifche König Wilhelm am 2. März 1848 auf die 
Adrefje des ftändifchen Ausſchuſſes gab, wurden die lieben Schwaben er— 
mahnt: „fremden Staaten nicht da8 Scaufpiel von Zerwürfniffen zwi⸗ 
Ichen Fürften und Völkern, von innerer Unruhe und Aufregung zu geben,“ 
und als Grund ward angeführt, dag nur „Eintracht ftarf macht.“ — 
Etwas deutlicher über diefe Eintracht ſprach fi) am gleichen Tage der 
Großherzog Leopold von Baden aus, indem er unter einem Stoßjeufzer 
in feiner Proflamation außrief: 

„Die ſchweren Ereigniffe der neueften Zeit können nicht anders als 
weithin fich fühlbar machen auf den Grundlagen der beftehenden gejeß- 
lihen Ordnung. Nie mehr als in folden Zeiten ift es Be— 
dbürfniß, daß, fo wie Regierung und Stände, jo Fürft 
und Volk feft zufammenhalten, um den Feinden unferer 
verfaffungsmäßigen Freiheit und des gefellfhaftlihen 
Zuftandes, ob fieim Innernodervon Außen fi zeigen, 
mit vereinter Kraft entgegenzuftehen..... Ich wende mid an 
Alle, denen die Ordnung, das Recht und die wahre (!) Freiheit am 
Herzen liegen, mit der Aufforderung: daß fie mit mir zufammenwirken, 
um die heiligen Güter — die Ordnung, das Eigentum und die ver- 
faffungsmäßige Freiheit, — aud in den Stürmen der Gegenwart auf: 
recht zu erhalten, fowie es meine Pflicht und mein fefter Entſchluß if, 
die guten Bürger des Landes in diefer Beitrebung zu unterflügen, ver- 
brederifhe Unternehmungen mit allen gejeglihen Mit- 
teln niederzuhalten.“ 

Auch der Bundestag, der feit feinem Beftehen immer volfsfeindliche, 
erließ, als ber Fünigliche Thron Frankreichs umgeftürzt und auf öffent- 
lichem Plage duch die Parifer Ürbeiter verbrannt worden war, einen: 
ernften Aufruf zum „einmüthigften Zuſammenwirken“ der „Bölfer” mit 
ihren Regierungen. Ä 


— 43 — 


Der Adel blieb Hinter den Regierungen in dieſem einmüthigen Wir- 
fen nicht zurüd. In der baierifchen Kammerſitzung der Reichsräthe un- 
term 10. Mai wurde gnädigft ein Antrag behandelt: „die Fürforge für 
die minder bemittelten und befitlofen Staatsbürgerflaffen betreffend.“ 
Dabei fagte der Antragfteller Fürft Wallerftein: „Nicht das erfte Mal 
befchäftige er fi mit der Noth der Dürftigen; was er zur Seit der 
Cholera erfahren, bleibe unauslöfchlich in feinem Gemüthe. Seit 1846, 
wo er einen ähnlichen Antrag eingebracht, babe fich objeltiv und fub- 
jeftio Alles geändert. Rauperismus (Armuth) und Ariftofratie 
feien von je gewefen und würden nie auß der Gefdhidte 
verfchwinden; e8 habe immer Arme an Geld und Arme an Intelli- 
genz, Reiche an Üntelligenz und Reiche an Geld gegeben. Unfere Zeit 
wolle das Emporfommen der Intelligenz und des Verdienſtes. &8 frage 
fi) nicht, folle die Gefellichaft umgeftaltet werden. Sie fei fchon umge- 
ftaltet, aber die Umgeftaltung müffe organifirt werben. Deutfchland fei 
es überlaffen, die Frage, über die Europa jeit einen halben Jahrhundert 
experimentire, friedlich und gründlich zu löſen.“ — Nun wurde der 
Antrag auf Errihtung von Hülfs- und Kreditanftalten angenommen; 
ebenfo ein Antrag in Bezug auf die Auswanderungsbeförberung; des- 
gleichen Anträge, betreffend das Armenwefen, die Errichtung von Kommifs 
fionsbureaur, das Weden und Wacherhalten der Theilnahme au dem 
MWohl und Wehe der minder begünftigten Mitbürger. Auch) ward ein 
Antrag des Grafen Arco-Balley auf Errihtung von Landbaufolonien 
(colonies agricoles), die dem Holländifchen und belgiſchen Mufter nach⸗ 
gebildet wären, von den menjchenfreundlichen Standesherren angenommen. 

Selbft in Wien liefen die hohen Adeligen ihre Standestitel weg, 

fo daß bei der Bürgerwehr nur nod) von dem „Hauptmanne“ Colloredo 
und von dem „Kommandanten“ Hoyos die Rede war. Wie freifinnig war 
nicht Karl Freiherr von Reichenbach in Wien geworden, als er in Xeit- 
artifeln der Augsb. Allgem. Zeitung die deutſche Einheit und die Wiener 
Studentenfchaft vertheidigte, das eine Mal Wien*), das andere Mal 





*) Er jchrieb: „Jene Beflirchtungen aber, welche fo ſchwer auf uns laften, 
diefe find e8, welche Deutſchland uns benehmen follte, wenn es unjerm aufrichti» 
gen und innigften Anſchluß das drüdendfte der Hinderniffe aus dem Wege räu« 
nıen will. Dazu gäbe e8 vor allen andern Ein ausgiebiges Mittel, und dieß be- 
fände darin, daß das deutſche Reichsparlament möglichſt bald nad) Wien verlegt 
würde. Man wende nicht ein, daß Wien zu weit aus dem Mittelpunfte des 
Reichs liege, auch Frankfurt ift weit entfernt, in der Mitte zu fein, und..vox 
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Prag *) zur Hauptſtadt Deutfchlands vorſchlug und das lebenslänglich 
verliehene deutſche Kaifertfum zwifchen dem Könige von Preußen und 
ben Kaifer von Defterreich wechfeln laſſen wollte, freilich audy in einem 
der Artikel aufrichtig befannte, daß er fo eifrig für die Bewegung fei, 
weil er durch die Revolution ſchon vier Fünftel feines Vermögens ver- 
Ioren habe und nicht auch noch das legte Fünftel zu verlieren wünſche. 


dort hierher ift e8 fo weit als von bier dorthin. Wir Hatten Nahrhunderte lang 
die Zentralregierung in Wien, zur Zeit als eine Reife nad Hamburg, nad) Trier 
einen Monat erforderte; jet gelangt man auf Eifenbahnen in 40 Stunden 
ebenio weit und find nur erft die elektriſchen Zelegraphenlinien bergeftellt, jo find 
die Verfügungen von Wien durd) ganz Deutſchland fo gefchwind verbreitet, als 
ob fie, aus Wiener Munde geiprochen, unmittelbar von rheiniichen Ohren gehört 
wirden. Die Einwendung der geographiichen Lage als Hinderniß für die Zentra- 
Iifation des Reichsregiments in Wien fällt mithin weg in einer Zeit, wo die Er- 
findungen die Entfernungen vernichtet haben. Weiter find wir in Wien vielfältig 
der Meinung, daß die Frage des Neichsoberhaupts, deren Loſung jo viele Schwie- 
rigfeiten einfchließt, am Beften und am Befriedigendften nach allen Seiten dahin 
beantwortet wiirde, daß eine zwifchen Defterreich und Preußen abwechſelnde Kaifer- 
wiirde eingerichtet wilrde, und zwar eine zwifchen beiden erblich alternirende. So 
lange der Kaifer lebte, blieb die Krone auf feinem Haupte, fie würde alſo lebens- 
länglich getragen ; ſtürbe er, jo vererbte fie von Wien nad) Berlin und bliebe dort fo 
lange, bie wir fie beim nächften Zodesfall wieder nach Wien erbten. Baiern hal⸗ 
ten wir nicht für flark genug, um die Reichskrone mit Gewicht tragen zu können. 
Preußen und Defterreich aber halten fih in ihrer Präponderanz über allen übri— 
gen ungefähr das Gleichgewicht.“ 

*) Seine Worte lauteten: „Dieſer Wunfh und Vorſchlag ift, die deutiche 
Nationalverfanmlung, das deutihe Parlament nah Prag zu verlegen. Mit Xus- 
nahme der wirklichen Ultras wie der Czechen würden die ſlawiſchen Böhmen felbft 
darin einen großartigen Alt des Vertrauens, die deutichen Böhmen darin eine 
unmiderftehliche moraliihe Stüße, alle die ausgejeten Sfterreichifchen Lande bie 
ins tieffte Ungarn Hinein ein enticheidendes Pfand der Gemeinihhaftlichkeit und 
gegenfeitigen Stärkung ſehen. Man made fich vertraut mit dem Gedanken, er ent- 
hält vielleicht Politit im großen Style. Frankfurt wird doch nicht beibehalten 
w.rden können. Es ift der franzöftiihen Gränze zu nahe und von da jedem 
Ueherfall ausgejetst. Es ift ferner Mittelpunkt jener deutſchen Kleinftaaterei, welche 
die kurzathmige Unruhe nähert, und nit wohl Stützpunkt eines großen Welt- 
reih® werden lan. .... Wie dem aber auch fei, über das Eine verblende 
man fi nicht: fat 2%, deutſcher Macht ftehen hier mit den Öfterreichifchen Völker⸗ 
ſchaften auf dem Spiele. Sie können verloren gehen; fie werden mit einem Zuge 
gefihert, wenn ſolch' eine entſcheidende Wahl des Mittelpunkts durchgefeßt werben 
taun.“ 
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— Der geweſene preußifche Kriegsminifter, General von Rehher, war 
ploͤtzlich ein ſolcher Fortfchrittsmann geworden, daß er bedingungsweife 
fi für einer Präfidenten Deutſchlands ausſprach, da er zufolge der 
Spener'ſchen Zeitung vom 9. Mai in einer Wahlverfammlung Berlin’s 
erflärte: „er fpreche ſich für einen deutſchen Erbkaiſer, aber unter der 
ausdrücklichen Bedingung aus, daß der König von Preußen diefe Würde 
erhalte, widrigenfalls er ſich für Einjegung eines Präfidenten des künf⸗ 
tigen dentfchen Bundesſtaats erklären müſſe.“ — Dergleihen Umfchlag 
war damals allgemein; denn die bevorredhteten Stände, denen 
Worte nicht viel Eofteten, wollten fih möglich erhalten 
und ihre Borrechte retten. Aber hierbei blieb es nicht. Man fuchte 
auch werfthätig zu befhwichtigen und warf den Hungerleidern der reis 
heit einige Broden hin, um die Hauptſache, die adeligen Güter, zu be- 
halten. So gaben die fchlefifchen Gutsherrſchaften den Dorfinfaflen, welche 
bis dahin entweder gar fein Land oder defien doch nur ganz wenig be- 
jeffen hatten, Aderparzellen gegen einen mäßigen Zins in Beitpadht, das 
mit diefelben für ſich und ihre Familien den Lebensunterhalt felbft ers 
zeugen könnten. Bloß die Angft vor dem Sozialismus entlodte den 
Sutsherrfchaften dieſes Zugeftändniß. 

Und ließen fi) etwa die Geiftlichen ihrerfeits die freifinnigen Be⸗ 
fenutniffe fauer anlommen? Sie, die von der Kanzel gegen die Aufrüh- 
rer gedonnert und den unbedingten Gehorſam gegen die im Befige der 
Gewalt befindliche Regierung gepredigt Hatten, fuchten jetzt den Geliebten 
in Chriſto recht begreiflih zu machen, daß das Chriſtenthum die Reli- 
gion der Liebe und der „wahren“ Freiheit, fie felber aber eine Art von 
Bolls-Tribunen feien. Viele proteftantifche Geiftliche trieben in der Kirche 
vom März bis zum Herbft, wo die Reaktion gefichert ſchien, Burjchen- 
ſchaftspolitik oder flochten in ihre Predigten fozialiftifche Belenntniffe ein. 
Schon am 26 April wurde unter dem Borfige Uhlich's von proteftan- 
tifchen Geiftlichen zu Köthen eine kirchliche Berathung abgehalten und 
dafelbft befchlofjen, dag die Gemeinden ihre Geiftlihen auf Iebensläugs 
liche Amtsdauer wählen ſollten. Diefe Konferenz, auf welcher aud) ber 
Profeſſor Schwarz aus Iena bemerkt wurde, war fo zahlreih von den 
Herren Paſtoren befucht, daß wegen Ueberfüllung nicht alle Erfchienenen 
daran theilnehmen konnten. In Thüringen trugen fich die Geiftlichen mit 
dem Gedanken, eine thüringifche Landeskirche zu errichten, und in manchen 
Ländern kamen neue FKirchenverfaflungen zum Vorſchein. Gleichwie in 
Frankreich die Geiftlichen die Freiheitsbäume einjegneten, fo las ber Erz⸗ 
bifchof von Prag eine Meſſe für die Todten ber Wiener Revolution vor 
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der Wenzels-Statue auf dem Roßmarkt, und am 21. März wurde für 
die in Wien gefallenen Studenten ein Requiem in ber Teynfirche abge- 
halten. Der Erzbiſchof von Pofen begab fi) nach Berlin, um bei dem 
Könige gegen die Einverleibung Pofend in den deutfchen Bund zu pro- 
teftiren. Am Rhein übten die fatholifchen Geiftlichen duch das Vorkeh⸗ 
ren fortfchrittlicher Gefinnungen bei dem Landvolke einen großen Einfluß 
auf die Parlamentswahlen aus. 

Doch das Merkwürdigfte leiftete der orthodoxe Leipziger Profeilor 
Harleh in feiner fogenannten „Heerpredigt“ am 12. März. Diefer, einft 
als Student in Erlangen ein eifriger Burfchenfchaftler, fchilderte auf 
der Kanzel die Revolution als das Geriht und bie weife Yügung 
Gottes und ermahnte feine Zuhörer, allen Eigennutz und landsmann⸗ 
ſchaftlichen Partitularismus fahren zu laffen, da man nur Gottes Willen 
erfülle, wenn man die deutfche Einheit herftelle. „Dee Herr ber Herren 
bat geredet; wir hören feine Stimme!“ rief er. „Ad) daß wir bes Herrn 
Stimme fürdhteten und feine Gnade fuchten! Das heißt aber in ber 
Gegenwart nicht bloß, im engen Kämmerlein forgen und beten, fon- 
dern in diefer Zeit der Thaten muß es die That beweifen. Weg mit 
den Gedanken an eignen Bortheil, an Privatvortheil, an den Bortheil 
des Augenblids, an bie Hleinliche Spanne nächftliegender,. häuslicher, ört⸗ 
licher, Tandeögränzlicher Intereſſen! An die Zukunft des ganzen großen 
Deutſchlands denft! Gott hat die Verantwortlichkeit hiefür auf unſer 
Haupt, auf die Häupter der gegenwärtigen Geſchlechter gelegt. So be= 
dent denn, daß Ihr von Gottes Gnaden Deutſche feid und thut dar- 
nad, und Schmad) über Die, welche wagen follten, an irgend eine fremde 
Sache, an irgend ein eigennübiges Beftreben den gottgegebenen Beruf 
Deutſchlands zu verrathen!“ 

Später ſchlug Harleß um und domnerte von der Kanzel wieder 
gegen die Aufrührer. Er wurde dann an die Spige des proteftantifchen 
Konfiftortums in Baiern berufen. 

Auch die Beamten, die doch unter der ftrengen Kontrolle ber Kon⸗ 
buitenliften dem despotifchen Staate folgfan gedient hatten, machten nad) 
dem von Oben gegebenen Beifpiele mit dem neuen Zuftande ihre Aus- 
föhnung. Wenn fie fic bisher gewöhnlich abgefondert und daher meift 
nur unter einander gefellig verkehrt Hatten, jo fuchten fie von nun an 
freundlich die bürgerlichen Kreife auf, und e8 fiel nicht felten vor, daß 
fie mit den gewöhnlichſten Leuten Arm in Arm gingen und mit ihnen 
Brüderfhaft machten. Die in allen Städten ins Leben tretende Bürger- 
wehr brachte fie ohnehin mit den Bürgern zufammen. Zum Theil mochte 
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wohl die Furcht vor neuen Ausbrüchen der Bollswuth, bie ſich häufig 
gerade gegen die harten Beamten gelehrt Hatte, fie zu folchem gefchmei- 
digen Betragen beftimmen ; ebenfo mochte die Klugheit angefichts ber 
ungewiffen Zukunft ihnen rathen, fi) mit der Bewegungspartei um ber 
Erhaltung der Stellen willen zu befreunden; allein, jedenfalls erhielten 
fie auch Weifungen von den neuen fonftitutionellen Miniftern, mit dem 
Volke umzugehen, beruhigend auf dasjelbe zu wirken und es namentlich 
von allen ungefeglichen Handlungen abzuhalten, Bon der Furcht jener 
Beamten, welche in der vormärzlichen Zeit ſich hauptſächlich zu Werf- 
zeugen der Bedrüdung ermiedrigt hatten, Tiefert das tragiſche Schickſal 
des befannten Berliner Polizei-Chef8 Dunder einen fprechenden Beweis. 
Beil diefer Mann von der Angft gequält wurde, daß ihn die Bollsrache 
ereilen würde, fchloß er fi) nach dem Berliner Straßenfampfe mehrere 
Zage ind Zimmer ein. GSelbft die Ofenflappe hatte er behutfam ver- 
Ihloffen. Damit nun nicht er oder die Regierung durch feine Papiere 
fonpromittirt werden könnte, verbrannte er die fchriftlihen Dokumente 
feiner Schuld im Ofen, vergaß jedody in der Eile, die Ofenflappe zu 
öffnen. Hierdurch entftand in feinem Zimmer ein folder Rauch, daß bie 
Leute auf der Straße, im Glauben, es fei Feuer ausgebrochen, ins 
Haus ftürzten. Da dachte der geängftigte Dunder erft recht, jet bräche 
das Bollsgeriht über ihn herein. Er ſuchte fich Haftig zu retten, fprang 
in feiner Verzweiflung, weil er feinen andern Ausweg zur Flucht ſah, 
duch das Fenſter auf die Straße hinab und brach die Beine. Aus 
gleicher Furcht ftedte der gewefene preußifche Minifter v. Kamptz die 
deutfche Fahne zum Fenfter heraus. Denn er war nicht fo ungefchmeibdig, 
wie jener preußifche Offizier in Naumburg a. S., der feinem Leben ein 
Ende machte, weil er e8 nicht über fich gewinnen konnte, die ſchwarz⸗ 
roth-goldene Kokarde neben der ſchwarz⸗weißen zu tragen. Anbere hatten 
ein viel weiteres Gewiſſen. — Auch Köln kann von einem Fenfterfprung 
und Beinbruch erzählen. 

Bei der plöglich entftandenen allgemeinen Eintracht und Liebe konnte 
es nicht fehlen, daß fogar die reaktionären, feither im Lakaienſtyle ge- 
fhriebenen und jeder Vergewaltigung das Wort rebenden Zeitungen 
plöglich mit in das Fonftitutionelle Horn bliefen und den Leſern weiß 
machten, daß an eine Reaktion nicht mehr zu denken fei. Die konſtitu⸗ 
tionelle Kammerpartei war ja zur Herrfchaft gebracht und verlangte nun 
Ruhe, um die auf leichte Weife erhaltenen Freiheiten gemäcdhlich zu ge- 
nießen. Ihre Koryphäen, wie ein Behr und Sylveſter Jordan, predigten 
ohnehin Vergeben und Bergefien der erlittenen Unbill, und ein Matthy 

Deder, Reaktion. 2 
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fhritt zur Verhaftung des mit Aufruhrplänen ſchwanger gehenden Yid- 
ler's. Was die reichen Leute anbelangt, fo lag e8 in ihrem Interefle, die 
allgemeine Eintracht zu befördern. Mancher von ihnen bewirthete generös 
feine Arbeiter, damit fie nicht nur felber mit ihm Frieden hielten, fondern 
ihn auch bei Angriffen gegen herumziehende Proletarierhaufen vertheidigten. 

Diefe allgemeine Berbrüderung und Herzlichleit mußte jedem Klar- 
fehenden bedenklich vorfommen. ALS einft nach der Flucht des franzöft- 
[hen Königs Ludwig XVI. in Paris eine ſolche Einmüthigkeit fich breit 
machte, fah mit Hecht einer der NRevolutionsführer darin das ficherfte 
Zeichen der lauernden Reaktion. Denn fo lange das Boll die Leute er- 
blickt, wie fie find, weil fie fic ihm offen zeigen, ift e8 vor ihren Um- 
trieben auf der Hut und vermag fich defhalb ihrer zu erwehren,; wenn 
es denſelben aber gelingt, das feither beherrjchte Bolt, welches fi kaum 
aus feiner Sklaverei erhoben hat, wieder in Sicherheit einzulullen, dann 
legt da8 Bolf eine dumme Gutmüthigkeit an den Tag, von welder das 
Schlimmfte zu fürdten ift. 

Die Herzlichfeit der herrſchenden Klaſſen gegen die in Aufruhr ge- 
rathenen glich dem Benehmen des Reiters, der ein wildes Pferd firei- 
thelt, um fich, nachdem er einmal abgeworfen worden if, wieder aufzu⸗ 
ſchwingen und ihm dann um fo fchärfer die Sporen einzufegen. Sie 
ähnelte der Falfchheit der Kate, die wohlgefällig knurrt, ehe fie krallt, 
und die freundlich mit der Maus fpielt, ehe fie diefelbe frißt. Inder 
handelte e8 ſich für die Ariftofratie weniger darum, das eigentliche Boll, 
als vielmehr die Wohlhabenden zu gewinnen, um fie von der Bereini- 
gung mit dem niedern Volke abzuziehen. Das eigentliche Volk oder der 
Pöbel *) wurde von den vornehmen Herren als eine rohe, bewußtlofe Mafle, 
die wohl nicht grundlos, aber doch zwecklos tobte und fich von den Ge⸗ 
bildeten benußen ließ, geringfchäßig betrachtet und daher nicht fehr gefürchtet. 

Um die Berechnung der Ariftofratie zu verftehen, muß man er- 
wägen, wie faft allerwärts die Unruhen fich entwidelt hatten und wie die 
Regierungen zu Konzeffionen gezwungen worben waren. “Die arbeitende 
Klaſſe, welche unfäglich elend lebte, war durch die Kunde von der fran- 
zöſiſchen Nevolution in heftige Aufregung gerathen. Es brachen Tumulte 
aus, die, wenn fie auch Hier und da unterdrüdt wurden, doch ſich er- 
neuerten und immer allgemeiner wurden. Bon den Städten verbreitete 


*) „Pbbel“ ift das franzöftiche peuple, das lateiniſche populus, und heißt 
eigentlich nichts Anderes als „Volk.“ Seine verächtliche Bedeutung bat dieſem 
Worte die vornehm auf Das Volt herabichauende Ariftofratie gegeben. 
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fi) die Bewegung aufs Land umd lähmte duch ihre Allgegenwart den 
Arm der Behörden. Die Bürger, feig wie fie waren, hielten fi) von den 
Zumulten des Pöbels, obfchon fie diefelben insgeheim fehürten, weislich 
fern. Als es fich aber heransgeftellt hatte, daß die Behörden zum Herftellen 
der vormärzlichen Ruhe unfähig waren, warfen ſich die Bürger zu Ruhe⸗ 
füftern auf, organifirten und bewaffneten ſich und ftellten, geftüst auf 
die lärmenden Bollshaufen, den Regierungen ihre Eonftitutionellen For⸗ 
derungen. So mußten dann die Regierungen nachgeben, und die Bürger 
ſteckten lächelnd den Gewinn in die Taſche. Der Bund der Bürger mit 
dem „Pöbel“ war alfo ein fehr heimtüdifcher geweſen, ebenſo heimtückiſch, 
wie das Berfahren der Bürger den Regierungen gegenüber. Die zum 
Nachgeben bewogenen Regierungen zufammt den ihnen zur Baſis bienen- 
den Bevorrechteten der Gefellfhaft machten jedoch zu guter Lebt gute 
Miene zu böfem Spiel und führten die allgemeine Verbrüderung ein. 
Wohl mochte es unter den feitherigen Bevorrechteten Leute geben, 
welche überzeugt waren, daß mit dem alten Syfteme gebrochen werden 
müſſe. Selbft mancher Staatsmann aus der alten Schule modte im 
Drange de8 Augenblids es mit den Bolfserrungenfchaften ehrlich meinen. 
Allein der den Regierungen zugefügte Zwang, durch welchen die neuen 
Freiheiten ihnen abgepreßt worden waren, mußte außer einer füßen Erin- 
nerung an die genoſſene unbeſchränkte Herrfchaft eine gewiſſe Bitterkeit 
über die abgedrungenen Zugeftändniffe und die Hoffnung auf günftigere 
Zeiten zurüdlaffen. Dazu war nicht gut denkbar, daß hochgeftellte, ſchon 
in der Wiege -fürftlich bediente Perfonen, die mit der Ammenmild, das 
Borurtheil ihrer unverantwortlichen Stellung eingefogen hatten, mit einem 
Male, bloß weil in Frankreich eine auf Deutfchland einwirlende Revo⸗ 
Intion vorgefallen war, ſich ganz in die Fonftitutionelle Denkweiſe vertieft 
und verloren haben follten. Die die Throne umgebenden Schmeichler und 
jenes Heer von Stellenjägern, deren höchftes Ziel ein Minifterpoften zu 
fein pflegt, thaten ohnehin das Yhrige, um den Fürften die Weberzeu- 
gung beizubringen, daß fi allmählich die verloren gegangenen Borredhte 
wieder zurüderobern ließen. 
Am Schlimmften benahmen ſich hiebei die Apoftaten der Demokratie. 
Auf den „Eosmopolitifchen Nachtwächter“ Franz Dingelftedt, der es bis 
. zum Borlefer des wiürtembergijchen Königs gebracht hatte, war ſchon 
1846 das Epigramm gemacht worden: 
. „Sonft, als die Deutjchen ſchliefen ſtill, 

Da bift ein Wächter Du geweien. 

Set, wenn der König ſchlafen will, 

Heißt's: Dingelfteot, mir vorgelefen !“ 
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Diefer aus einem Wächter des Volls in einen Töniglichen Einfchlä- 
ferer verwandelte Dichter benutte den Sieg Radetzky's über Mailand 
(6. Auguft 1848) zu folgender Aufforderung an die fterreichifche Re⸗ 
gierung: 

„Bas ift dir, grauer Stephansthurm, 
Daß du fo Hoch errötheft 

Und do in deinem Grund den Wurm, 
Den eklen, noch nicht tödteft ?! 

Auf, zeig’ Dich deiner Helden werth, 
Gedente, was du ihrem Schwert, 

Was deinem Schilde ſchuldeſt; 

Zeit iſt's, daß du dich auch ermannft, 
Und Die, die du zertreten kannſt, 

Als Zwingherr'n nimmer duldeſt!“ 


Bon demfelben oder doch von einem moralifch verwandten Dichter 
rührte en „Nachruf an die beiden Ermordeten des 18. Septembers 
Auerswald und Lichnowsky“ her, worin das neue demofratifche Rechts⸗ 
bewußtjein folgendergeftalt gehäffig dargeftellt wurde: 

„zwei Stimmen bör’ ich wandern. Eine fpricht 

Mit troß’gem Ton: Nicht, Vater? Kein Verbrechen 
War jener Mord? War nur ein Strafgericht, 
Bollftreckt, des Volkes lange Schmad) zu rächen, 
An zwei Berräthern? — Sa, fo iſt's mein Sohn! 
Fluch jeder feigen Bruft, die Mitleid Heuchelt, 

Und bis in's Grab Hinunter Fluch und Hohn 

Den beiden Schelmen, die wir Hier gemeuchelt! 


„Gemeuchelt? Ja. Was Beſſers find fie werth, 

Die Freiheit uns und Ehr' und Macht verkümmern? 
Doch nur Geduld! Bald ſchlägt das Herrſcherſchwert, 
Der dunkle Dolch, ihr Regiment in Trümmern; 
Dann halten wir ein off'nes Hochgericht 

Und fällen Die, ſo jetzt wir einzeln ſtechen, 

Zu Tauſenden! Friſch, Knabe zage nicht! 

Für Volk und Freiheit gibt es kein Verbrechen!“ 

Friedrich Hecker und Guſtav Struve hatten ganz richtig erkannt, 
daß die Reaktion auf der Lauer lag. Aber ihr ſchlecht vorbereiteter und 
daͤrum kläglich verlaufener Aufſtand im badiſchen Oberlande bot den 
Reaktionären eine willlommene Gelegenheit, den mißglückten Revolutions⸗ 
Verſuch als ein ſchauderhaftes, gegen die Souveränetät der deutſchen 
Nation begangenes Verbrechen auszumalen. Zur Unterdrückung des badi⸗ 
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ichen Aufftandes wurden Truppen aus anliegenden Ländern berbeigezogen, 
obſchon jene reaftionären Bundesbeſchlüſſe, kraft deren bei Unruhen ber 
eine Staat dem andern Hülfe zu leiften hatte, für immer abgefchafft fein 
follten. Gerade Robert Blum war es, der in feiner Eigenfhaft als Mit- 
glied des Fünfziger-Ausfchuffes, die Ortfchaften der Provinz Hanau dazu 
beredete, zwei Tage die nad) Baden ziehenden Zruppen aufzunehmen. 
Die Nachricht, dag ein badifcher Offizier erfchienen fei, um das Einrüden 
der Fucheffifchen Zruppen nach Baden zu befchleunigen, wirkte auf bie 
partifulariftifch gefinnten Zandbewohner der Provinz Hanau beruhigend, 

Freilich gaben ſich die ſüddeutſchen Republikaner die Blöße, daß fie 
fortwährend auf die Vereinigten Staaten und auf die Schweiz als auf 
Mufterländer binzeigten, Der hinter der Zeit zurüdgebliebene Moritz Arndt 
benußte daher den die Vereinigten Staaten fi) zum Borbilde nehmenden 
Republilanismus ſchon am 28. März zu folgender Auslaffung in der Köl- 
nifchen Zeitung: 

„Sie weifen uns auf Amerika's Bild und Gleichniß hin. Aber wie 
paßt Amerifa’8 Bild zu dem Bild des gegenwärtigen Deutſchlands? 
Wahrlich, Amerika fpielt noch feinen Kindermorgen des politifchen Lebens. 
Die Menfchen und Völker, welde aus den vollgepfropften Archen 
Europa's dahin ausftrömen, können fid) dort noch ſporadiſch über die 
Länder ergießen und dort überall leere Stellen einnehmen. Über bei 
und? Indeſſen kommt nad) einigen Jahrhunderten, ja fommt nad) einigen 
Jahrzehnten wieder und erzählt uns, was Ihr dann dort Neues und 
Anderes gefehen habt! — Ihr klebt uns auch die fommuniftifchen und 
hochrepublikaniſchen Freiheitslehren des jüngften großen Parifer Glücks 
an alle Wände und Mauern. Aber ich fage, diefe Republik von 36 Mil- 
lionen Franzofen wird in folcher Weife keinen langen Beftand haben, fie 
und mande Unmöglichleiten und Unfinnigfeiten des Tages werben tra- 
gif zufammenftärzen, und ihre Verkündigungen werden vielleicht meift 
mit Kartätihen-Schüflen von den Wänden weggefchofien werben.“ 

Befonders wurde Georg Herwegh's Einfall in’8 Badifche zum Ber- 
unglimpfen der republilanifhen Sache ausgebentet. Der nicht ehr muthige 
Dichter, hieß es, habe fich auf der Flucht unter das Spritzleder feiner 
Frau verkrochen. Ein Brief Emma Herwegh’s, datirt Rheinfelden vom 
28. April, trug nicht dazu bei, den Feldherrnruhm des Berfpotteten zu 
heben. Madame Herwegh befchrieb darin ihre Flucht folgendermaßen: 

„Ich ſaß auf einem Leiterwagen mit einigen Andern, die vom Laufen 
blefiirt waren, als ein Theil der Unfern herbeifprang, uns zu bejchwören, 
zu flüchten, da von allen Seiten fchon nad) Georg gefpäht wurde. 


Diefen Herwegh und fein verfluchtes Weib zu fangen, das ihm in 
Mannskleidern folgt, daran jegen wir Alles, d. h. 4000 Gulden, für 
einen Schwaben ift da8 die Welt. Die Beften wollten ung zum Schuß 
begleiten, Georg wies aber alle Hülfe ab, und fo brachen wir uns durch 
Wald und Geftrüppe allein Bahn. Bon fernhin immer das Schießen, 
ohne unterfcheiden zu Fünnen, wer Sieger. Die Füße, die uns faft zu- 
fammenbradhen — e8 war entjeglih. So vielleiht nad, dreiftündigem 
Laufen fommen wir in Karſau an, ftürzen in die erfte Hütte, um Ein- 
laß flehend. — Das geht nit an, ihr müßt halt in’8 Saatfeld gehen, 
aber ein Schälchen Kaffee, wenn ihr das wollt. So hinausgeftoßen, 
werfen wir uns ins Feld, die Dragoner immer um uns herum, nad) 
Georg fpähend. Endlich find fie vorbei und wir bereit, weiter zu laufen. 
Da erbarmt fih ein Bauer unfer, der uns hatte flüchten fehen, nimmt 
ung mit ins Haus, bringt und Bauernfleider und verftedt uns einige 
Minuten auf dem Boden. Während wir die Kleider abftreifen, fprengen 
Dragoner an, umzingeln da8 Haus und fragen: Habt ihr den verfluch- 
ten Herwegh und fein Weib bei euch? Der Bauer läugnet. Wenn wir 
ihn bei euch finden, wird euer ganzes Haus niedergehauen. Wie mir zu 
Muth war, können Sie fid) denken ..... Georg verbarg fi hin: 
ter einem Faß, ich lag als Barrilade davorz die Dragoner 
ritten fort, Georg ließ ſich den Bart fcheeren, wodurch er ganz unfenntlich 
ift, mein Anzug war auch fertig, und fo zogen wir, jeder eine Mift- 
gabel auf der Schulter, ins Feld, Unkraut auszujäten, bis der Abend 
Kath fehaffen würde. Bom Walde Her immer nocd das Schießen und 
feine Nachricht von den Unfern. Abends endlich zogen wir mit unferm 
Bauer und einem Schweizer, der uns, im Yall er von den Poſten anges 
halten werden follte, für feine Taglöhner ausgeben wollte, an den wür- 
tembergifchen Poften vorbei über die Rheinbrüde und waren gerettet.“ 
Sehr weislich bemühte fich die Reaktion, der Bewegung das Milt- 
tär feindlic zu ftimmen, da fie, wenn ihr dieß gelang, vor einem Abfall 
desfelben ficher war. Die Demokraten arbeiteten ihr hierbei in die Hände, 
weil fie ohne Unterlaß heftig auf die gegen die Aufftände verwendeten 
Truppen fehimpften, ohne zu bedenken, daß ein gütliches Betragen, ver- 
bunden mit Belehrung, Verſprechung und Schmeichelei, viel beflere Früchte 
tragen mußte. So gab es ſchon am 9. April zwifchen jungen Leuten, 
die den neuen Miniftern in Kaflel ein muftlalifhes Ständchen bringen 
wollten, und einer Anzahl Soldaten von der Garbe-du-Klorps eine Rei⸗ 
berei, welche zu Berwundungen führte, das Aufwerfen von Barrifaben 
zur Solge hatte und mit einem Erlaß des Kurfürften endete, worin der- 
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felbe die Schuldigen zu firafen verſprach und bie Garde auflöfte. 
In Stuttgart kam es um die nämliche Zeit zu heftigen Auftritten, 
wobei Graf Wilhelm von Würtemberg umringt und mit dem Tode 
bedroht wurde, weil das Kriegs - Kommando einen Unteroffizier, 
der für die Unzufriedenen feiner Abtheilung den Sprecher abgab, hatte 
heimlich verhaften und anf den Hohenasperg bringen laflen. — In Darm⸗ 
ftadt geriethen am 27. April Kavalleriften und Infanteriften wegen Mei⸗ 
nungsverfchiedenheit Hart an einander, wobei e8 Todte und Verwundete 
gab. — Zu ben nafjauifchen und Furheflifchen Truppen, die nad) Mannheim 
in Folge der republifanifchen Unruhen gelegt worden waren, kamen am 
1. Mai noch ein Paar Tanfend Mann Baier hinzu. Bon diefen drang am 
9. Juli eine Anzahl Soldaten, die zum 12. Regiment gehörte, in meh⸗ 
rere Bilderläden und zwang die Beſitzer derjelben unter Androhung per⸗ 
fönlicher Mißhandlung und Zerftörung ihres Eigenthums, die Bilder 
Hecker's und Struve's aus den Schaufenftern hinwegzunehmen, wobei 
unter Andern ein Unteroffizier ausrief: „Ihr Mannheimer Lumpen- 
gefindel, euch wollen wir es zeigen, wer Herr über euch iſt!“ — Zu 
Trier wurde am 5. Mai auf der Reitbahn der Marimin-Saferne ein 
Trierer Bürger, Namens. Heid, der Wahlzettel mit Namen von Kandi- 
daten der demofratifchen Partei vertheilte, von Unteroffizieren aus dem 
Wahllofale Hinausgeftoßen, und die hierdurch erzeugte Erbitterung der 
Bürgerfchaft kam zum Ausbruch, weil auch das 23. Linien- Infanterie: Regi- 
ment, welches Drohungen wegen ber demofratifchen Gefinnung ber Trier’fchen 
Bevölkerung ausſprach und ſchwarz⸗weiße Fahnen ausftedte, in die Stabt 
gelegt worden war. Der Oeneralmarfh und die Sturmgloden riefen 
alsdann die Bürger- Garden zufammen, worauf ein Theil des Mi- 
litärs felbft, der aber fofort verhaftet wurde, den Bürger Heis ins Wahl- 
Iofal führte. Nun wurden Barrifaden aufgeworfen, es kam zu einem 
Zufammentreffen zwiihen Militär und Bürgern, die Hauptwache auf 
dem Markte, nachdem biefelbe von der Mannfchaft des 30. Regiments 
geräumt worden war, wurde zerftört, aber endlich ftellte der fommandi- 
rende General durch die Verfiherung, daß die mißliebige Mannfchaft 
des 26. Regiments wegen ihres aufreizenden Betragens zur Nechenfchaft 
und Strafe gezogen werden follte, die Ruhe wieder her. — Die 
Spannung zwifchen der Mainzer Bevölkerung und dem preußiſchen Mi- 
litär führte am 20. Mai zu einem blutigen Zuſammenſtoß vor der 
Hauptwache der Bürgerwehr, der fih am folgenden Tage wiederholte 
und wobei die Mainzer 1 Todten und 5 Berwundete, bie Preu— 
hen 4 Todte und 25 Verwundete hatten. — Zu Friedberg ließ es 
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fi am Pfingfimontage (11. Juni) ein junger Mann in einem Wirths- 
baufe beifommen, einen Zoaft auf den heffifchen Erbgroßherzog auszu⸗ 
bringen, indem er unter Anderm fagte, daß die Yranzofen feine Feinde 
der Deutfchen feien. Ein anmefender Korporal, welcher hierunter eine 
Anpreifung der Republik verftehen zu müfjen vermeinte, ftachelte fofort 
feine Kameraden gegen den Sprecher auf, worauf diefer vom Xifche 
heruntergerifjen, gehauen und verwundet wurde. Ein zweiter Zivilift 
fprang dem Malträtirten zu Hilfe, erhielt aber von einem Yourier mit 
der jcharfen Klinge einen ihn zu Boden ftredenden Hieb über den Kopf 
und dann noch einen Stich in den Rüden. Auf den Ruf: „Bürger 
heraus!” eilte nun Alles auf die Straße, die bereitd von fehreienden und 
brüllenden Soldaten, welche ihre Säbel ſchwangen, durchzogen wurde. 
Erft fpät in der Nacht gelang es, durch ftarfe Patrouillen von Militär 
und Bürgerwehr die Ruhe wiederherzuftellen. — Noch Schlimmeres paf- 
firte zu Ulm. Als dort Ende Juni in dem Wirthshanfe „zum Schiff“ 
in Gegenwart eines Polizei-Kommiſſärs die Gründung eines demofrati- 
[hen Vereines erfolgen follte, ftürzte eine Anzahl Kavalleriften in den 
Saal und fiel ohne alle und jede Provokation mit feharfer Waffe über 
die Berfammelten her. Die wehrlofen Bürger mußten durch die Fenſter 
flüchten. Aber aud) außerhalb des Gebäudes wurden fie wieder über- 
fallen und viele von ihnen verwundet. Ten Bäder Haug wurde der 
Kopf gefpalten. Zugleich demolirten die Soldaten das Wirthshaus. Als 
jest die Bürger zu den Waffen eilten, zogen fich die Ravalleriften in 
ihre nahe gelegene Kaſerne zurüd. Schon follte auf diefe ein Sturm un- 
ternommen werden, als e8 dem Stadtfchultheigen Schufter glüdte, die 
entrüfteten Gemüther zu befänftigen, indem er die Schritte befannt 
machte, welche er unternommen habe, um der beleidigten Bürgerfchaft 
Genugthuung zu verfchaffen. 

Um die Soldaten gegen die Roderung der Disziplin zu ſchützen, 
wurde ihnen anbefohlen, demokratifche Gefellfchaften nicht zu befuchen, 
da aber, wo fie republifanifche Reden hörten, entweder fofort einzufchrei- 
ten oder das Lokal zu verlafien. Nichtsdeftoweniger ftedte der bemofra- 
tifche Geift manche Theile des füd- und weftdeutfchen Militärs an, fo 
daß fie zum Kampfe gegen die Demokratie nicht ganz zuverläffig fchienen. 
Die beiden figmaringifchen Offiziere Dopfer und von Hofftetter wurden, 
weil fie fich der republifanifchen Partei angefchlofien Hatten, ſchon im 
Mai 1848 ihres Dienftes enthoben. Wenn in einer Stadt einige Auf- 
regung herrjchte, wurden die Truppen, um fie gegen die Demokraten zu 
erbittern, mehrere Tage hindurch in ihren Kaſernen fonfignirt gehalten. Mit 


offenfundigen Revolutionären durfte kein Soldat zu verfehren wagen. 
As im September die Soldaten des 2. Garde⸗Regiments zu Potsdam 
an den Abgeordneten Stein wegen feines auf bie reaktionären Offiziere 
bezüglichen Antrags eine zahlreich unterfchriebene Dank⸗Adrefſe gerichtet 
hatten, gab es Berhaftungen und tumultuariſche Auftritte. 

Mit den Mitteln gegen den Barriladen- und Straßenfampf befchäf- 
tigte fich die Reaktion bald ſehr angelegentlih. Die in diefer Hinficht 
angeftellten Studien ergaben, daß in der neuern Zeit die Barrifaben 
ihren Urſprung der franzöflfchen Hauptftadt verdantten, wo fie zum erften 
Male am 12. Mai 1588 gegen ben Führer der Ligue, den Herzog von 
Guiſe, weldjer dem Berbote Heinrich IH. zum Trotz zur Belämpfung 
der Rebellen vor Paris rüdte, angewandt worden waren. Damals hatte 
das Bolf die Straßen mit Ketten verfperrt, fie mit Fäflern verrammelt 
und auf diefe Weife die feindlichen Truppen zum Räckzuge genöthigt. 
Ebenfo Hatte 1648 das Bolt von Paris durch die Erridtung von Bar- 
rifaden die Yreilafjung Brouffel’8, des Hanptes ber Fronde, erzwungen. 
In der erften franzöfifhen Revolution war der Barrifaden-Ban weiter 
ausgebildet und in der fpanifchen Erhebung gegen Napoleon I. auf bie 
pyrenäifche Halbinfel verpflanzt worden. Durch die Einführung des 
Straßenpflaftere in den enropätfchen Städten war für Aufflände ein 
gutes, gefügiges Material, welches fich leicht zur Berrammelung enger 
Straßen gebrauchen ließ, geliefert worden. Breite Straßen freilich ließen 
ſich ſchwerer verbarrifadiren. Aber der Yuni-Aufftand von Paris 1848 
zeigte, daß ſich auch in breiten Straßen Barriladen nad, den Regeln 
der militärifchen Kunft anlegen ließen, wenn die Aufftändifchen dieſelben 
uicht mit breiter isronte, fondern nad) Art der Feftungsverfchangungen 
mit aus- und einfpringenden Winkeln bauten: weil bei folcher Anlage 
einestheil8 dem Angriffe Außerft wenig Front geboten wurde und an- 
derntheils fich feitens der Aufftändifchen auf die anftürmenden Truppen 
ein mörberifches Kreuzfeuer unterhalten ließ. Bereits im Juli 1848 wurde 
nun „von einem alten Soldaten” den Regierungen für ben Barrikaden⸗ 
Kampf folgendes Verfahren empfohlen *): 

„Enge, krumme und winklichte Straßen find auch unverfchanzt ſchon 
ſchwer zu nehmen, viel weniger wenn fie verrammelt und alle Zugänge 
der Seitengaffen verbarrifadirt find, und obendrein noch aus den Häu⸗ 
fern hinter wohlverwahrten Bruftwehren, wie Matragen und dergleichen, 
durch die Fenſter herabgefeuert wird. Städte, die faft lauter gerade und 


S. Augsb. Allg. Zeitung von 1848, Seiten 8244 und 8245. 
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breite Straßen haben, wie Berlin, St. Petersburg, Turin, Nancy, Karls⸗ 
ruhe, Mannheim ꝛc. bieten den Inſurgenten für den Kampf in den 
Straßen wenig Ausſicht auf einen günſtigen Erfolg, und die militäri⸗ 
ſchen Manöver, namentlich das des Straßenfeners, bei welchem, nachdem 
das vorderfte Peloton einer Kolonne abgefeuert hat, dasjelbe mit Sel- 
tionen rechts und links in die Flanken abmarfchirt, um fich Hinter der 
Kolonne wieder als Peloton zu formiren, während das zweite und die 
folgenden Pelotons dasfelbe Manöver wiederholen, find vom beften Er- 
folg, befonders wenn Hinter den Pelotons noch Kanonen find, die de- 
maskirt eine Ladung geben, und dann rechts und links abfahren, um 
hinter der Kolonne wieder aufzufahren und zu laden. Ein einziges Ba- 
tailon kann durch diefes Manöver Wunder verrichten .und viele Tau⸗ 
fende in die Flucht treiben. Bei. dem Aufftand zu Madrid *) war e8 von 
der größten Wirkung. Hat man hierduch den Feind zum Rüdzug ge- 
zwungen, fo thut dann das gefällte Bajonet das Uebrige. 

„Würde man, ftatt in der jetzt üblichen Weife die Straßen zu 
pflaftern, die Chauffeen nach Art des Mac Adam anwenden, und dabei 
alle Seitenwege (Trottoirs) mit Asphalt belegen, fo würde man fchon 
dadurch dem furchtbaren Barriladen-Bau vorbengen, ja ihn faft unmög- 
lich machen; denn Material zu diefem Zwed, wenn auch nur aus gerin- 
ger Ferne, herbeizuſchaffen ift für Infurgenten, denen felten Fuhrwerke 
und die Mittel dazu zu Gebote ftehen, nicht wohl thunlich und kann 
leicht verhindert werden. Barrifaden, aus Mobilien erbaut, zertrümmert 
ein einziger Kanonenſchuß, und fie find leicht zu erflimmen, auch Eoftet 
diefes immer erft Kämpfe mit den Eigenthümern, die ihre Stühle, Kom⸗ 
moden, Bettfchränfe zc. felten gutwillig zu einem folchen Zwed hergeben. 
Umgeworfene Wagen und Karren find nicht furdhtbarer, als gewöhnliche 
Möbel, können aber leicht den Kern folcher Straßenfchanzen machen, der 
dann mit Pflafterfteinen gehörig umgeben wird. Daher iſt e8 das Erfte, 
womit man bei dem Ausbruch eines folchen Aufruhrs zu thun hat, alle 
Zirkulation des Fuhrwerks zu hemmen. Der Straßenfrieg gehört mit zu 
den Militär-Wiffenfchaften und follte von den Offizieren gehörig ftudirt 
werden; von feiner Belämpfung hängt oft die Rettung des Landes ab. 
Bei dem legten Parifer Aufruhr**) Hatten ſich die Anführer desfelben bie 
genauefte Kenntnig von bem Terrain verfchafft und, wie aus Allem 
hervorging, die Schwierigleiten und möglichen Wechfelfälle zum Voraus 


*) Der Aufftand vom 2. Mai 1808. 
**) 23-26. Juni. 
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gut beredjnet. Ueberall, wo Hauptſtraßen durch große Barriladen ver 
tammelt waren, waren es aud) alle die zu ihnen führenden Seitengaffen. 
Im Innern der Häufer, die zwifchen den Barrilaben lagen, waren bie 
Mauern durchbrochen und fo Kommunikationen von einem Haus in das 
andere hergeftellt, welche, gleich verdedten Gängen, zu Niederlagen von 
Minition, Waffen und Mundvorratd dienten. Diefe Verbindungen er- 
firedten fich noch auf beiden Seiten bis auf mehrere Häufer, die außer- 
balb der Barrifaden lagen, jo daß die Angreifenden durch wohlgezieltes 
Teuer empfangen und” auch im Rüden befchoffen werben konnten. Man 
mußte einen Häuferfrieg führen, gleich dem bei der Belagerung von Sa- 
ragoſſa. Alle firategifchen Dispofitionen der Kommandirenden fcheiterten 
nicht jelten an diefen Hinberniffen, die nur durch die heldenmüthigſte Todes- 
verachtung und durch das Bergießen des Toftbarften Blutes überwunden 
werden fonnten. Die Truppen wurden mehr als dezimirt, und viele Offi- 
ziere und Generale fanden fo ihren Tod. 

„Es gibt zwei Mittel, den Barrifaden-Aufruhr mit Erfolg und ohne 
zu große Berlufte zu befämpfen. Das erfte iR, ſobald die Infurrektion 
der Art zu befürchten oder im Entftehen begriffen ift, fogleich alle Haupt- 
punfte einer Stadt, wie das Rathhaus, die Kirchen, Schlöffer >c., zu 
befegen und die Zugänge zu diefen, wo es nöthig ift, felbft zu verſchan⸗ 
zen, um den Aufrührern fo alle Anhaltspunkte zu entziehen, durch deren 
Befegung fie einen großen moralifchen Einfluß erhalten würden. Im 
Val Schon Barriladen aufgeworfen find, muß man fi) der vor ihnen 
liegenden Häufer bemächtigen, fie mit Mineur8 und Pompiers befegen, 
und von diefen, vermittelft des Durchbrechens der Mauern, in bie hinter 
den Barrifaden liegenden Häufer dringen, und aus benfelben, wie von 
den Dächern herab, ein gut unterhaltenes Feuer auf die Infurgenten 
richten, wodurd fie bald in Unordnung gerathen, befonder® wenn man 
auch) Granaten unter fie fchleudert. Den Angriffs-Kolonnen auf den 
Straßen wird e8 dadurch Leicht gemacht, die Berfchanzungen ohne großen 
Berluft zu nehmen. Auf diefe Weife wird man bald Herr bes Aufftandes 
und der Barrifaden fein. Das andere Mittel ift fehr einfach und befteht 
darin: im Fall die Infurreftion ſchon zu weit gebiehen und die Auf- 
rührer Zeit gehabt, ſich in den beften Vertheidigungszuftand durch Ver⸗ 
fhanzungen >c. zu fegen, die fo befeftigten Stadttheile zu umringen, alle 
Zugänge zu denfelben womöglich mit Kanonen oder hinlänglicher Trup- 
penzahl zu befegen und die Eingefchloffenen durch Mangel und Hunger 
zu einer baldigen Uebergabe zu zwingen und fo großes Blutvergießen zu 
vermeiden. Frauen, Kindern, Greifen, fowie allen Denen, bie ſich unbe 
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waffnet melden, kann man unbedingten Abzug geſtatten, und der Auf- 
ftand wird fi) dann bald von felbft und ohne großen Kampf legen. Es 
verfieht ſich, daß man über hinlängliche Streitkräfte muß gebieten können, 
um die aufrührerifchen Quartiere vollkommen einzufchließen.“ 

Bei demangerathenen Verfahren war allerdings nicht in Betracht 
gezogen, daß die Aufftändifchen ihrerfeits Ausfälle mahen, Minen an- 
legen, Granaten gebrauchen und in macadamifirten Städten auf den 
Punkten, wo fie Barrifaden errichten wollten, Iinfg und rechts, um ſich 
das nöthige Bau-Material zu verjchaffen, Häufer einreißen konnten. Es 
wurde durch Erperintente gefunden, daß es, um eine gewöhnliche Häufer- 
mauer von Ziegelfteinen durchzufchlagen, ſchon hinreichte, wenn man einen 
ledernen Sad mit 12 Pfund Pulver davorhing, und letteres explodiren 
ließ. Die Hand-Granate ift folgendes Gefchoß: 


„Hand-Granate, im Durchſchnitt gezeichnet. 

„Durchmeſſer des gußeifernen oder meſ— 
fingenen Geſchoſſes AB: 2% —3 Zoll. — Eifen- 
ftärle der Wand 1% bis Y, des Durchmeffers. 

Das zylindrifhe Mundloch (fürden Brand) 
a b Y % des Durchmeffers, 

Der unten ſchräg (wie eine Pfeife) abgefchnittene 
hölzerne Brandzünder c hat faft die Ränge des Geſchoß⸗ 
durchmeflers und ruht oben mit dem übergreifenden 
Kopfe auf der äußeren Eifenfläche auf. Derfelbe ift in 
der Achſe durchbohrt, und in dieſe Durchbohrung wird 
vor dem Einjeßen des ganzen Zindmittels eine Satzſäule von gewöhnlicdem Mehl— 
pulver, Salpeter und Schwefel feft eingefchlagen. (Der Sat für den Zün— 
der ift: 1 Theil Mehlpulver, 2 Theile Salpeter, 1 Theil Schwefel.) Diefe Säule 
brennt ziemlich langfam. Oben ift der Zünder *) mit leicht brennbaren Fäden ver- 
jehen, damit das Geſchoß ſchnell in Brand geftedt und dan meggemworfen werden 
kann (Anfeuerung). Das Gewicht des leeren Gejhojjes beträgt 2 bie 3 
Pfund. Die Brennzeit des Zünders beträgt etwa 18 Sekunden. Der einmal 
in Brand geftedte Binder Iöfcht felten aus, felbft wenn das Geſchoß ins Waffer 
fällt oder in den Erdboden eindringt. Die Sprengladung des Geſchoſſes d be- 
trägt 6 bis 8 Loth gewöhnlichen Pulvers. Zu 1000 Stüd Hand-Granaten 
find an Roh-Material außer den Hohlgeſchoſſen erforderlih: 225 Pfund Mus- 
feten-Pulver als Sprengladung; für den Zündſatz: 2%, Pfund Mehlpulver, 
5 Pfund Safpeter, 21, Pfund Schwefel; endlih 2% Pfund Zündſchnur xc. 


*) Unm.: Der würtembergifhe Hauptmann Dorn erfand für Granaten einen Per⸗ 
tuffions-Zünder und madte hiermit 1859 die Militär-Kommiffion des Bundestages bekannt. 
Die mit Knallquedfiiber gefüllten Orfint’fhen Bomben (in der Kubik⸗Form eines gleidh- 
mäßigen Dreieds) Hatten auf allen 3 Seiten Zündhütchen⸗-Kapſeln. 





Der Preis eines laborirten Zünders beträgt etwa 6 Kreuzer rheinifch , der 
bes laborirten Geſchoſſes 1 Gulden. Die Yranzofen haben Hand-Granaten mit 
Hriltions- Zündung, die fih entichieden für Straßentämpfe empfehlen. Die 
Bünder haben am Kopf eine Schnur, deren Reibung beim Durchziehen den Brand 
der Satzſäule veranlagt. Eine geladene Hand-Granate, deren Durchmefler 3 Zoll 
beträgt, gibt beim Zerplagen 8 bis 12 größere Sprengftüde, welche zum Theil 
bis über 100 Schritte weit gejchleudert werden. Solche Geſchoſſe Können bei Auf- 
fänden die fehlende Artillerie am Beften und Wirkſamſten erſetzen.“ 


Alfo bereitete ſich die Reaktion forgfältig für künftige Straßen- 
fümpfe vor. Allerdings fielen nad) den Märztagen eigentlich gefährliche 
Unruhen 1848 nur noch in Frankfurt a. M. während des September 
und in Wien während des Dftober8 vor, bahingegen Berlin, die dritte 
Hauptſtadt Deutſchlands, im entfcheidenden Momente ſich mit dem paf- 
fiven Widerftande des Herren von Unruh begnügte. 


Indeſſen gab e8 Leute, weldye die Beforgniß vor der Reaktion für 
mehr als lächerlich hielten, namentlich zeichneten fich bie Profefjoren in 
diefer Beziehung aus, die faft alle von der durch die Reaktion genährten 
Furcht vor fogenannter „Ueberſtürzung“ befallen waren. Thierfch, der 
Rektor an der Univerfität zu München, ermahnte die dortigen Studenten 
Ihon fehr frühzeitig, fi von der Einmifchung in die Politif fern zu 
halten. Er fagte: „Die Bewegung für politifche Reform ift ſchon nad) 
wenigen Tagen eine fo allgemeine, eine fo lebendige geworden, daß fte, 
welches auch die Haltung der Jugend fei, ihr Ziel dur; die Organe 
der Öffentlichen Meinung, durch die Thätigkeit der Gemeinden, der Ber- 
treter der deutfchen Männer, durch die Bereitwilligfeit der Regierungen, 
durch die Noth erreichen wird.“ — Der Profefior Gervinus fühlte fich 
in feiner Stubengelehrfamleit dermaßen über die demokratiſchen Schw arz- 
jeher erhaben, daß er Ende Juni 1848 die Realtions⸗Furcht faft für 
Berrüdtheit erklärte. 


„So war e8,“ fchrieb er in feiner Dentfchen Zeitung, „aber fo iſt's 
nicht mehr, fo kann e8 nicht mehr werden. Nicht die Achſe eines Reichs, 
das Rad der ganzen Weltgefhichte hat fich umgedreht. Wo ift der Arm, 
wo find die Metterniche der nächften Zukunft, welche die Errungenjchaf- 
ten aller Nationen esfamotiren könnten bis etwa zurüd zum Karlsbader, 
zum Laibacher, Beronefer Kongreß ?! Die Furt ift thörig, aber 
doch bleibt es eine Wahrheit: Thorheit auf Befferung 
der Thoren zu harren. Es gibt aud) feine Realtionäre in dem ge 
fürchteten Sinne ꝛc.“ — Wohl Hatte Gervinus Recht, wenn er es für 
Thorheit erklärte, auf Befferung der Thoren zu harren; allein zu biefen 
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Thoren gehörte er ſelber und Hunderte von deutſchen Profeſſoren mit 
ihm. Bon den Büreaukraten behauptete er, man habe ſelbige ſehr ver- 
kannt. Dann fuhr er fort: „Realtionäre als Partei find nir- 
gends, niht auf dem Lande, niht inden Städten, ja 
nit einmal unter den Junfer-Dffizieren, deren jugend- 
liher Uebermuth nur zu oft zu gerehtem Unwillen dem 
Bublitum Anlaß gab. Ihr Fundament ift untergraben.” 

Auch unter den Parlamentsmitgliedern gab es Optimiften, welche 
durchaus nicht begreifen konnten, warum die Demokraten an das Vor⸗ 
handenfein einer Reaktion glaubten. Auf den Karrifaturen jener Zeit 
fteht deßhalb im altdeutfchen Koftüm Eifenmann, wie er feine Reaktion 
fieht. Der Graf Solms-Laubach erging ſich in folgenden Worten: 

„Mein Rath ift, in den Normen der neuen Berfaffungen, weldhe die 
Bollövertretung betreffen, das erhaltende Element nicht nur ebenjo 
ftark, fondern noch ftärfer auszuprägen als das Elementder 
Bewegung, weil ich in der Deffentlichfeit der Ständeverhandlungen, 
in der Deffentlichleit des Gerichtsverfahrens mit Schwurgerichten, in der 
Preßfreiheit ohne Beſchränkungen der Zenfur, in dem unbefchränften Pe- 
‚ titions- und Befchwerdereht ebenfo vielemähtige Bürgfhaften 
des fortfhhreitenden Nebens wahrer Freiheit, und bei 
voller Wirffamkeit diefer Bürgfhaften nirgends eine 
Gefahr des Rüdfhritts ſehe.“ 

Nach der Ueberzeugung der Optimiften, unter die fich allerdings 
auch Biele mifchten, welche vor den Folgen einer neuen Revolution fich 
fürdhteten, war jest das große Werk der Freiheit unerjchütterlich begrün- 
det, und fie glaubten die Märzerrungenjchaften fo ficher in ihrer Taſche 
zu haben, wie jene Denkmünzen, welche zur Erinnerung an die Sturm- 
Beriode gefchlagen worden waren. Diefe Dentmünzen beftanden: 1. in 
einer deutjchen Parlaments-Dentmünze *) zur Feier von Deutfchlands Er- 
bebung; 2. in einer bairifchen Denkmünze zur Erinnerung des 6. März 
1848; 3. in einer Öfterreichifchen Denkmünze zur Erinnerung des 13., 


*) Es wurden zwei verſchiedene Parlamentsmünzen geprägt. Auf der einen 
fteht die Umfchrift: „Berathung über Gründung eines deutſchen Parlaments ; 
fonftituirende Berfammlung in der freien Stadt Franffurt, 18. Mai 1848.” 
Diefe Münze führt den Frankfurter und den Reichsdoppel-Adler. — Die andere 
trägt die Worte: „Erzherzog Johann von Defterreih, erwählt zum Neichöver- 
weſer über Deutichland den 29. Juni 1848; Tonftituirende Berfammlung in ber 
freien Stadt Frankfurt, 18. Mai 1848.” 
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14. und 15. März; 4. in einer Denkmünze auf Heinri von Gagern, 
Präfidenten des erften deutfchen Parlaments. 

Eben fo feft wie die Eonftitutionellen Monardiften von der Unmög- 
Iichfeit einer Reaktion überzeugt waren, glaubten viele fonftitutionelle Re⸗ 
publifaner an den nahen unabweislichen Anbruch einer neuen era. 
Darum fand der Plan, republilanifches Papiergeld auf diefe Hoffnung 
hin anzufertigen und in Umlauf zu bringen, vornehmlich in Süddeutſch⸗ 
land Anklang. In dem betreffenden Proſpektus heißt es: 

„Plan zur Abſchließung einer Anleihe zu Gunften der beutfchen 
Republik. 

„So oft eine Zeit außerordentliche Anſtrengungen machen muß, hat 
fie das Recht, die Zukunft in Anſpruch zu nehmen. In der Nothwen⸗ 
digkeit, an die Zufunft eine Forderung zu ftellen, befinden fich jeßt bie 
Republifaner. Die Gegenwart verlangt die Verdrängung des Syftems 
der Berdummung, Knehtung und Ausfangung des Volks, durch eine 
auf dem Grundſatze: Wohlftand, Bildung, Freiheit für Alle, beruhende 
Staatöverfafjung und Verwaltung. Ohne außerordentliche Opfer an 
Geld und Menfchenkräften kann dieß erhabene Ziel nicht erreicht werden. 
Der entjchiedenere Theil des Volkes weiht der republilanifchen Sache 
Leben und Gut. Groß ift das Kapital an Menfchenfräften, welches er 
vorſchießt. Mit Menfchenkräften allein ift nicht Alles getan. Darum 
jollen namentlich Diejenigen, welche der Republik feine oder nur geringe 
Lebensthätigfeit zu opfern vermögen, auf andere Weife der Sache Bor- 
Schub Ieiften. Diefes kann gefchehen durch Geldbeiträge, welde 
fieder werdenden Republik vorſchießen. Welch' fchöne Wirk. 
ſamkeit wird hiermit älteren Männern und vornehmlich aber euch deut- 
Ihen rauen und Jungfrauen eröffnet!.Auf euch fegen bei diefem Unter- 
nehmen die Republifaner große Hoffnungen. Und wer verzweifelt noch 
an der republifanifchen Zukunft Deutfchlands ? 

„Bon biefen Grundanfihten ging eine Gefellichaft deutfcher Repu⸗ 
blifaner aus. Sie befchloß, zu Gunſten der deutfchen Republik eine Anleihe 
zu kontrahiren und dazu Schuldfcheine in folgendem Werthe auszuftellen: 
1. & 35 fr. oder % Thaler; — 2. & 1 fl. 45 fr. oder 1 Thaler; — 
3. à 7fl. oder 4 Thaler; — 4. & 70 fl. oder 40 Thaler; — 5. & 700 fl. 
oder 400 Thaler. 

„Biele Republifaner hatten fich ſchon im Voraus zur Üebernahme 
diefer Schuldfcheine verpflichtet. Sie (d. 5. die Schuldfcheine) find zu 
baben bei der Zentralverwaltung und den von bderfelben bezeichneten 
Agenturen. Der Träger eines folchen Titels ift Gläubiger der deutſchen 


Republik; er erhält nebft diefem noch eine Urkunde, bie als Beweis 
rechtmäßigen Erwerbes dient. Diefelbe muß bei einer Handänderung er- 
neuert werden. Der Ertrag diefer Anleihe wird verwendet: zur Berbrei- 
tung bemofratifcher Grundfäge, zur Anftrebung freiftaatlicher Zuftände 
und — zur Berforgung aller im Streben für die Freiheit verunglüdten. 
Genoſſen und ihrer Familien. Der Grundfag: Einer für Alle und Alle 
für Einen, fol damit praftizirt werden, Tein Mitglied darf untergehen. 
Dem Arbeitsfähigen wird Beichäftigung und nur dem Arbeitsunfähigen 
unmittelbare Hülfe verſchafft. Mit den Gleichgefinnten aller Bölfer 
fegt man fi) in gutes Einvernehmen. Nach Beftimmung und Richtung 
der Gelbverwendung werden Kapital-Stöde mit Nefervefonds gebildet. 
Die Rüdzahlung mit fünf Prozent Zinfen gefchieht, ſo— 
bald die deutfhe Republik gegründet ift. Die Anftalt ift 
eine Öffentliche. Diefelbe kann ſich nicht nur bei fichern Gewerbs⸗ 
anftalten durch Einfchüfle intereffiren, fondern auf) folche gründen, da⸗ 
durch ihren Anhängern Befhäftigung verfchaffen und ihr gemeinfantes 
Bermögen vergrößern. Die Oberaufficht des ganzen Unternehmens üben 
beftändig die unterzeichneten Mitglieder des VBerwaltungsrathes und eine 
Auffichtsbehörde von 15 Mitgliedern periodifch. Eine General-Berfanm- 
lung wird von Zeit zu Zeit gehalten, eine Kommiffion von drei Mit- 
gliedern zur Prüfung der Schlußrechnung erwählt, ein jummarifches 
Gutachten derjfelben veröffentlicht. Der Vermwaltungsrath er- 
nennt den Obergefchäftsführer, Schäßmeifter, die Agenten, hat die Be- 
ftätigung von deren Gehülfen. Näheres befagt das Gefchäfts-Neglement; 
fernere Beftimmungen bleiben der Gefellihaft vorbehalten.” 

Das republilanifche Papiergeld enthielt die Auffchrift: 

„Sreiwilliges Anlehen zu Gunften der deutjchen Republik. Schulb- 
fchein. (Aktie zu dem Unternehmen der Republilanifirung Deutjchlands). 
Nr. x für Gulden x oder x Thaler. C. Die Gefellfchaft deutfcher Repu⸗ 
blilaner in deren Namen: Der Präfident des Wehrbundes Hilf dir. 
Biel, den 1. November 1848. Joh. TH. Beder. Der Agent X. Der 
Dbergefchäftsführer Standau.” — Die Aktie hat im Stempel auf Yars 
bendrud eine Harfe mit gefreuzten Schwertern unter einer Eiche, nebft 
der Unterfchrift: „Hilf dir,” und der Umſchrift: „Freiheit, Wohlftand, Ver⸗ 
brüderung, deutfcher Freiſtaat.“ — An den vier Eden ſteht gedrudt: 
„But für x fl. oder x Thaler: mit 5 vom Hundert verzinslich; die 
Brnderhand allen Bölkern; 1. Buch Samuelis 8, Bars 10, 17.7 — 
Zwiſchen den beiden obern Eden find Geres und Mars abgebildet, an 
einem Wappen lehnend, auf deſſen fchwarzsroth-goldenen Yeldern die 
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Wörter: Freiheit, Bildung, Wohlſtand angebracht find. Die Göttin 
blickt auf einen mit Roſenſträuchern umwachſenen Bienenkorb, während 
im Hintergrunde von Mars, auf deſſen Schilde die Wörter „Einheit, 
Stärke“ ftehen, fi eine Stadt am Meere mit Schiffen zeigt. Zwifchen 
den beiden untern Eden befinden fich ſymboliſch Aderbau, Wifcherei, Ge- 
werbe, Wiſſenſchaft, Kunft und Wehrwefen dargeftellt. 

Ohne Zweifel war dieſes Papiergeld eine Nachahmung ber Affigna- 
ten aus der Zeit der erften franzöfifchen Republik. Allein die befagten 
Affignaten Hatten die eingezogenen Güter des Adels, Königs und ber 
Geiftlichkeit zur Grundlage, boten alfo Sicherheit und fußten auf einem 
Geſetz der nationalen Vertreter. Daher ftand auf ihnen gebrudt: „La 
loi punit de mort le contrefacteur. La nation r&compense le denon- 
ciateur Loi du 4 Janvier 1792, Pan 4. de la Libert6. Domaines na- 
tionaux. Assignat de ving-eing sol.” Das deutfch-republifanifche Pa- 
piergeld dagegen, welches in jeder Hinficht wenig Garantien und faft 
feinen Schu vor Mißbrauch bot, enthielt bloß die tröftliche Zuſiche⸗ 
rung: „Die NRüdzahlung mit fünf Prozent Zinfen geſchieht, fobald (?) 
die deutſche Republik gegründet iſt!“ — In der That mußte man, wo- 
fern man feine Eigenzwede verfolgte, fehr feft an bie Unmöglichkeit eines 
Sieges der Reaktion glauben, um es über fich zu gewinnen, den Umfat 
diefe8 Papiergeldes zu verſuchen. Auc Diejenigen, welche folche Aktien 
nahmen, mußten einen fehr ſtarken Glauben an den endlichen Sieg der 
„guten Sache” befigen. Denn wenn fie die auf papierene Hoffnung ge: 
gründeten Altien nicht ans einem rein gefchäftlichen Gefichtspunfte be- 
trachteten, fondern nur Geld hergeben wollten, um Gefinnungsgenofjen 
zu unterftügen und womöglich die bdeutfche Republik herbeizuführen, 
jo wären überhaupt gar feine Aktien nöthig geweſen. Einzelne Wortfüh- 
rer des radikalen Bürgerthums durften doch wohl nicht unautorifirt im 
Namen der Nation Anleihen machen *). Somit gab e8 fowohl auf Seiten 
der Monarhifch-Konftitutionellen, als auch auf Seiten der „beutfchen“ 


*) Bei ähnlicher Gelegenheit rief Freiligrath dem Profeffor Kinfel zu: 
Wohlgarantirt! — Zwar die Nation 
Gab Fein Mandat uns, Anleih’ auszuſchreiben; 
Allein die gute muß genehm’gen fon 
— Im Februar! — und darf Nichts Hintertreiben. 
Denn unfer wird die Rev'lution, 
Die zweite, fein und unfer wirb fie bleiben, 
Weil ſchon die erfte wir, wie unbeftritten, 
So wunderfhön verfahren und verritten. 


Deder, Reaktion. . . * 3 


Republikaner Leute, welche die unerbittlich um ſich greifende Reaktion für 
geradezu unmöglich hielten: — Aberglauben hier und Aberglauben ba! 

Inmitten der allgemeinen Befürchtung ‚oder Hoffnung Hinfichtlich 
ber Reaktion ftand der befannte theologifche Kritiker D. F. Strauß faft 
vereinzelt mit jenem trodenen Urtheil da, welches er über bie nationale 
GSefinnung unterm 17. Mai 1848 in Nr. 138 (Beilage) der Allg. Zei 
tung veröffentlichte. Sein Urtheil war deßhalb fo ficher, weil er, die 
Anzeichen der Zeit ſcharf ins Auge fallend, gewahrte, daß die Reaktion 
nicht bloß in den Regierungen, fondern im Volke jelber lag Er 
drüdte fi) fo aus: 

„In den erften Wochen nad) dem beifpiellofen Umfchwung, als Alles 
auf dem Spiele zu ftehen fchien, wie eilte da Alles herbei, um Opfer 
für die gemeinfame Rettung anzubieten. Wie fchien da jedes beutjche 
Land bereit, feine Sonder-Interefien gegen das allgemeine Baterland 
aufzugeben; wie willig die einzelnen Regierungen, ſich ihrer Oberhoheits- 
rechte zu entlleiden und fie für das eine künftige Oberhaupt zufammen- 
zulegen, von dem man die Rettung des Ganzen erwartete! Wie anders 
ift es unterdeffen geworben, feit die Gefahr ferner gerüdt, ober eigent- 
Lich nur feit man die allgemeine Unficherheit mehr gewöhnt ift! Es ift 
nicht Halb jo gefährlich, fagt der deutfche Michel, und ſteckt bie Opfer- 
gabe, die er auf dem Vaterlandsaltar darzubringen willens war, ge- 
mächlich wieder in die Taſche Bor ſechs Wochen flammerte fid 


Schon theilten wir die Stellen brüderlich; 
Bereit if Alles, bie auf eu’cen Gegen. 
Drum in die Zafche greife Jeder fi: 
Wer feinen Beutel zieht, der zieht den Degen, 
Es if fo gut, ale trogt’ er Hieb und Stich, 
Als Hielt er Stand im ärgften Kugelcegen ; 
Er if, wie wir, Held und Apoftel eben 
Und alte Sünden gar ſei'n ihm vergeben! 

« * 

%* 

O Tegel, Tegel, nicht durch Ablaßzettel 
Wirfft du der Freiheit Feinde übern Haufen: 
Kein Thron anno fiel nieder durch den Bettel, - 
Die Revolution läßt fi nicht Taufen ! 
Du mahft das milde folge Weib zur Vettel, 
Bon Thür zu Thür läß'ſt du fie Laufen — 
Den al’zeit offnen Ranzen um die Lenden 
Und den beliebten Teller in den Händen. 


* * 
%* 


Das ift die hohe nicht, die wir verehren 
uf. w. 
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Alles in dem allgemeinen Schiffbruch an den Maſt der deut- 
hen Einheit an: jetzt glaubt Jeder zur Roth auf feiner eigenen 
Planfe entfommen zu können. Den früheren Beitrittserflärungen zur kon⸗ 
ftituirenden Berfammlung folgen die Aber wie hinkende Boten nad). So 
werden wir am Ende viel Lärmen um Nichts gemadt 
haben; der Traum der deutfhen Einheit wird verfhwin- 
den, wie Träume zu verfhwinden pflegen, und flatt der 
Erneuerung, auf bie wir hofften, die wir fondthig hatten, 
wird auf gut Öfterreihifch, Alles beim Alten bleiben.“ 

Hätte die Reaktion nit im Vollke felber gelegen, fo würden bie 
Regierungen und bie vornehmen Klaffen der Gefellichaft bei aller An⸗ 
firengung und Schlauheit es nicht vermocdht haben, die Märzerrungen- 
haften dermaßen zu bejchneiden und die frühern Zuftände fo ungenirt 
wieder herzuftellen, wie es ihnen fpäter glüdte. Der Mangel politifcher 
Bildung und Erfahrung war nur zum Theil hieran ſchuld. Mehr noch 
als jener Mangel richtete die in dem beutjchen Mittelfchichten vorherr- 
ihende, mit ihm allerdings zufammenhängende Engherzigleit, Zaghaftig- 
teit und kleinliche Wirthſchaftlichkeit, — Eigenſchaften, die fi unter dem 
Ausdrude „Micheltgum“ oder „Spießbürgerlichfeit“ zufammenfaflen laſſen, 
— allgemeine moralifche Berwüftung an. Die überwiegende Mehrzapl 
der deutfchen Bürger beurtheilte die Revolution nad) dem Schredens- 
gemälde, weldes Schiller feiner Zeit zum Preife der Dummheit und 
Knechtſchaft des Volks von ihr im feinem pathetifchen Liede auf den 
deutſchen Glodengießer entworfen hatte. Der deutſche Kannengießer und 
der Schiller’fche Glodengießer waren eine und diefelbe Perfon, aufge 
wachfen auf dem nämlichen Boden und verfommen in jener nämlichen 
beſchränkten Sphäre, in welcher die 1806 den Berlinern vom Grafen 
Schulenburg⸗Kehnert und vom Fürſten Haßfeld zugerufene und einge- 
ſchärfte Phrafe, daß „Ruhe die erſte Bürgerpflicht” fei, in die denkwür⸗ 
digen dichterifchen Worte gefleidet wurde: „Weh' Denen, die den ewig 
Blinden des Lichtes Himmelsfadel leih'n!“ — Wären die Deutfchen nicht 
vom franzöftfchen Volke anfgerüttelt worben, fondern ſich felbft überlafien 
gebliebeht, fo hätten fie wohl noch ein halbes Jahrhundert gebraucht, ehe 
fie bi zu ihren Märzerrungenfchaften vorgebrungen wären. Aber gerade 
degwegen konnten fie ſich eben fo wenig in dem ungewohnten Leben zu- 
vechtfinden, als fte fchlieplich unfähig waren, die neue Freiheit zu be⸗ 
haupten und fie nach allen Richtungen auszunugen. 


g* 


Erfies Hauptſtück. 
Die ſoziale Reaktion. | 


Das dentfche Bolt war von dem Ausbruche der franzöfifchen Re⸗ 
volution überrafcht worden. Die Bewegung, in die e8 gerieth, kam alſo 
nicht aus Innen heraus als naturgemäße Entwidelung. Erſt durch die 
erſchütternde Nachricht von den Ereigniffen in Paris wurde es plößlich 
daran gemahnt, daß aud für Deutihland die Stunde der Abrechnung 
gefchlagen hätte. Wie mächtig jedoch alle Schichten von der Bewegung 
ergriffen wurden, zeigte fid) unter Anderm an den vielerlei Berfammlun- 
gen, welche im Laufe des Jahres 1848 zu Tage traten. Es ſetzten da 
Zufammenfünfte an: die Handwerfer, die Gefellen, die Schullehrer, die 
Landwirthe, die Gutsbefiter, die Standesherren, die Geiftlichen, die Stu⸗ 
denten, die Univerfitäts = Profefforen, die Seßer und Buchdruder, die 
Buchdruderei-Befiger, die Aerzte, die Apotheker, die Bifchöfe u. f. w. 
Dabei fehlte auch ein allgemeines deutjches Berbrüderungsfeft nicht. Wäh- 
rend nun jeder Stand und Beruf feine befonderen Wünſche Hatte: was 
follte da, um die vielerlei Beftrebungen zu einer gemeinfamen großen 
Beftrebung zufammenzufaffen, das einigende Band und Loſungswort fein ? 

Bon Frankreich herüber ertönte noch aus der Zeit der erften Re⸗ 
volution der alte Sammelruf: Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit. 
Selbiger drüdte die Forderung der mehr oder minder Rechtlojen der 
Geſellſchaft aus, ihr Verlangen: zur Gleichberechtigung mit den bevor- 
rechteten Klaſſen aufzurüden. Allein den gutmüthigen Leuten Deutfchlands 
fhien das Wort „Gleichheit,“ obſchon fie mit demfelben durch die chrift- 
liche Neligion befreundet waren, zu fehredlich in feiner Verwirklichung zu 
fein: weßhalb fic ſich al8bald feit dem Anfange der Bewegung bemüh- 
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ten, an die Stelle des fozialen Yeldgefchreies: „Freiheit und Gleichheit,“ 
die zahmere Parole: „Freiheit und Einheit” (oder gar völlig verwäflert: 
„Hreiheit und Einigkeit”) treten zu laflen. Mit andern Worten fuchte 
man die Bewegung vom fozialen Boden abzuziehen und fie in eine ver- 
ſchwommen politifch-nationale zu verwandeln. Die füddentichen Revolu- 
- tionäre, welche das Hauptgewicht auf die Einführung der deutſchen Re⸗ 
publif legten, hatten ein paar foziale Phraſen aufgefifcht und fchillerten 
bald ganz roth, bald wieder fchwarz-roth-golden ; im Grunde alfo waren 
fie Höchft Konfufe Leute, die von Wirth und Siebenpfeiffer abftammten: 
— direkte Ablömmlinge der deutfchen Burfchenfchaft, welche mit der Her⸗ 
ftellung der Republif, wie fie in der Schweiz und in Amerika beftand, 
ihon Alles gewonnen zu haben glaubten. Ihnen ſchien es unbelannt zu 
fein, daß während der erften franzöfifchen Revolntion, in der fie fonft 
hin und wieder ihre Vorbilder fanden, die entjchiedenen Bollsmänner, 
wie 3. B. ein Marat, Danton, Robespierre, Camille-Desmoulin, in den 
beiden erften Bewegungsjahren das Wort „Republik“ nie über die Lip⸗ 
pen gebracht hatten und daß jene Revolution fo gründlich wurde, weil 
fie fich auf fefter fozialer Baſis aufrichtete. Ferner fchienen fie nicht zu 
willen, daß die Menfchheit nicht ohne Weiters in den bloßen Rahmen 
eines Meufterftantes Hineinfpaziert, und daß die revolutionären Errungen- 
haften fich nur durch den Vebergangszuftand einer im demofratifchen 
Sinne ausgeübten Diktaktur in Sicherheit bringen lafien. Freilich war 
die flache Richtung jener Revolutionäre, die viel von der Natur der 
bloßen Krakehlmacher an fich hatten, das Ergebniß der damaligen ge- 
ringen wirthfchaftlichen Entwidiung Badens, Würtembergs und der Pfalz. 

Für Phrafen und Formen allein fchlägt fi das Bolt nit. Denn 
wenn nicht unerträgliche Teiden vorhanden find und wenn fich nicht die 
Veberzeugung von dem völligen Unrecht ber bevorzugten Klaſſen in den 
unteren Schichten unerfchütterlich feftgefeßt hat, bringen weder Zeitungs- 
Artifel noch philofophifche oder gründliche politifche Abhandlungen über 
den beiten aller Staaten, noch endlich der Hinweis auf das achte Kapitel 
des erften Buches Samuelis eine demofratifche Revolution zumwege. Zwi⸗ 
ihen der Rolle eines Spektakelmachers und der Aufgabe eines Organi- 
ſators liegt eine weite Kluft. 

Das Landvolf fühlte ſich beinahe allerorts fehr gedrüdt. Darum re- 
boltirten die Bauern weit und breit. Im Hannöver’fchen dagegen, wo 
ein verhältuigmäßig wohlhabender Bauernftand exiftirte, blieb es ziemlich 
ruhig. Nur bei Hameln, Landrau, Peine und Locrum, an welch letztern 
Ort mit der Eifenbahn 150 Mann Nrtillerie abgefandt wurden, ges 





— 38 — 


ſchahen Aufſtände wegen der Härte der Beamten. Im Odenwald, Hohen⸗ 
lohen'ſchen, in Baden und Würtemberg ſchüttelten die Bauern die Feudal⸗ 
Laſten ab, verbrannten die Grund- und Zehentbücher und zerſtörten die 
Schlöſſer der Standesherren. Die Jagdvorrechte, die Frohnden und die 
Patrimonial⸗Gerichte laſteten faſt überall ſchwer auf ihnen. In einigen 
neubaieriſchen Provinzen beſtand bis zur Märzbewegung ſogar das Recht 
der erſten Nacht, welches, wenn es nicht ausgeübt wurde, doch in Geld 
verwandelt war und bezahlt werden mußte. Auch der Blutzehent beſtand 
noch, über den Kreitmayr in den Anmerkungen zum baieriſchen Land⸗ 
recht geſagt hat: — „Das gemeine Bauernvolk ſteht in der Perſuaſion, 
daß der Pfarrer, welcher den Blutzehent; zu genießen hat, auch die Obli- 
gation, das Fafelvieh, nämlich den Stier, Hengft 2c. zu halten, auf fi 
habe. Es ift aber ſolches eine Indezenz, wohingegen auch der Pfarrer 
Dasjenige, was er von der Gemeinde wegen Haltung vorhandenen Un- 
thier8 genoffen hat, wiederum der Gemeinde ablaffen muß.” — Ebenſo 
beftand in den altbaierifchen Tandestheilen noch das Pfändungsrecht zur 
Eintreibung der grumdherrlichen Forderungen. Es gab dort noch Vogtei- 
reichniffe, Bogthafer und Iudenfchußgelder. Deſſen ungeachtet fielen mit 
Ausnahme von Franken in Baiern faft gar feine ARuheftörungen vor; 
denn die Geiftlichkeit übte daſelbſt noch einen großen Einfluß aus und 
Tieß, gleichwie in Tyrol, während des Jahres 1848 mehrere Wunber- 
eriheinungen gefchehen. Auch das preußifche Landvolk verhielt fich ver- 
bältnigmäßig ruhig. 

Im Naffauifhen gab es einen langen Streit: der. Gemeinden in 
den Herrfchaften Cransberg und Neifenberg mit ihrem Standesherrn, 
dem Grafen von Waldbott-Baflenheim. In diefen Gemeinden hatte das 
Elend einen hohen Grad erreiht, da der Aderbau dafelbft Teineswegs 
zur Ernährung der Bevölkerung ausreichte und die Kleinweber, Nagel- 
Schmiede und Nadler, aus denen fi) meiſtens jene Ortfchaften zufammen- 
festen, durch die inzwifchen entftandenen Mafchinen und Fabriken faft 
gänzlich zu arbeiten hatten aufhören müſſen. Die Gemeinden forderten 
Weberlaffung der Jagd⸗- und Fifchereigerechtigkeit in der Gemeinde, Auf- 
hebung des Zehents von allen Bobdenerzeugnifien und von den Grund- 
zinfen, Einführung von 2 bis 3 Holztagen im Monat zum Einfammeln 
des Leſeholzes, der Exrdftöde, des Laubes und Moofes ꝛc.: — aber der 
Graf machte nicht die geforderten Zugeftändniffe im vollen Umfange, 
wollte letztere auch bloß als wieder aufhebbare Gnadengefchenfe ange- 
fehen wifjen und befchritt den für die Gemeinden verderblichen ſogenann⸗ 
ten Rechtsweg; wodurch die bebauernswerthen Landbewohner, wenn fie 
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auch ein Stück Wald abbrannten und fünfhundert Baumſtämme umhie⸗ 
ben, zuletzt unterliegen mußten. 

Sowie die Behörden ſich wieder ſtark genug glaubten, zogen fie auf 
dem Lande die Zügel wieder ftraffer an. 

In dem Dorfe Rüdenau bei Miütenberg wurde im Juli eine fürft- 
lich Leiningen’fche Kommiffton, welche wegen Wilddieberei Hausfuchun- 
gen vornehmen wollte, anfangs zwar von den Bauern verjagk, kehrte 
aber bald mit 300 Mann Exekutions⸗Truppen zurüd, welche nach einigem 
Kampfe. die Bauern unterwarfen. Später wurden diefe Truppen nod) 
durch eine Abtheilung großherzoglich heffifcher Infanterie und Kavallerie 
und vier Gefchüge verftärkt. Freilich überſchätzte aud) manchmal die ört- 
liche Reaktion ihre Kräfte. 

Am 24. Juli 1848 beſchloß zum Beiſpiel die Regierung in Gera, 
den Landlammerrath Kranfe, weil er fich feit dem April der Bauern 
fräftig angenommen und biefelben zu Sturm - Petitionen aufgefordert 
hatte, verhaften zu laflen: worauf das mit Waffen herbeigeeilte Laud⸗ 
volf, nachdem es die verfchloffenen Stadtthore eingebrochen und das ihm 
entgegentretende Militär, die Bürgerwehr und Turnerſchaft zurüdgewor- 
fen hatte, die Freilafjung des Arreftanten erzwang. Ebenfo erzwangen im 
Städtchen Penig fünf Tandgemeinden die Freilaffung eines Bauern, ber 
ing Gefängniß gefeßt worden war, weil er ein Häschen gefchoffen hatte. 

In Defterreich beftand für die Bauern der Grunddienft oder Erb- 
zins, das Landemium und Mortuar, die Robot, die grundherrliche Dorf- 
obrigfeit , der große und der Heine Zehent (Sad- und Blutzehent), die 
Herrichaften führten als Nutungseigenthümer die Grundbücher, und be- 
faßen das alleinige Yagdrecht, jowie fie auch die alleinige Gerichtsbarkeit 
ausübten und im Beſitze der Waifenfaffe und des Depofiten - Amtes 
waren. Die öfterreichifchen Bauern befreiten fich nicht auf gemwaltjame 
Weife, fondern förderten im Gegentheil, wie weiter unten erfichtlich wer- 
den wird, als durch den Reichstag die Gutsunterthänigkeit. abgefchafft 
worden war, die Reaktion. In Thüringen — beſonders auf bem Walde, 
— wo bie Landbewohner faft überall fich rebellifch gezeigt hatten, wurden 
in den wildeften Gegenden die Hauptanführer verhaftet und beftraft, 
nachdem fich die Bewegung etwas abgekühlt hatte. Das Landvolk ermat- 
tete fehr bald; denn der Bauer, wenn er halbwegs ein Gütchen befaß, 
bewies fich meiftens als ein großer Egoift und wollte, nachdem er feine 
eigenen Errungenfchaften in Sicherheit genießen zu können glaubte, um 
fo fehnfuchtsvoller Ruhe haben, als ihn das Gefinde jet wegen größerer 
Anfprüche beforgt machte und als ihn die Verfaffungsarbeiten "der kon⸗ 
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ſtituirenden Berfammlungen, die er nicht verftand, gleichgültig ließen. Er 
fing bald an für feine Habe feitens der ganz armen Lente Befürchtungen 
zu hegen. Die Lohnarbeiter auf dem Lande aber waren, wenn fie aud) 
ihre Färgliche Lage verbefiert zu fehen wünfchten und Hin und wieder re- 
voltirten, viel zu ungebildet, um fich über die perfönlichen Bebürfniffe 
bes Augenblids Hinaus zu allgemeinen Forderungen behufs der Hebung 
ihrer Klaſſenlage zu vereinigen. Hierzu war Deutſchland wirthſchaftlich 
noch nicht genug entwidelt. 

Die nämlihe Reaktion, welche beim Landvolke eintrat, zeigte fich 
auch in ben Städten. Da hier ebenfo, wie bei den Bauern auf dem 
Lande, die Größe der Habe den Maßſtab des Werthes für den Bürger 
abgab und da folglich der Geldftolz in den Einzelnen das Beftreben er- 
zeugt hatte, reicher fcheinen zu wollen als fie wirklich waren, fo gehörte 
e8 in den fogenannten beflern Kreifen der Bürgerfchaft zum guten Zone, 
fih nicht mit dem niedern Bolfe, den Keinen Meiftern, deu Höfern, 
Krämern, Handarbeitern und Gefellen, zu viel einzulaffen. Gerade aber 
das niedere Volk war es, welches überall zuerft tumultuirte, weil es den 
meiften Drud fühlte, nicht viel zu verlieren hatte und aud) von Anftand 
und Sitte weniger in Schranken gehalten wurde. Die harte Behandlung 
feitens der Beamten und Rolizei, die Akzife, das Nauchverbot, die Thor- 
ſperre, die Brottare, die Rolizeiftunde und ähnliche Leiden brachten das 
niedere Volk der Städte zunähft in Harniſch. Man richtete alfo die 
Dlide auf da8 Handgreifliche, Einzelne und vor Augen Liegende, weil 
die Meberficht über da8 Ganze fehlte. Die lokale Natur der Beichwerden 
hatte zur Folge, daß die Tumulte ohne bewußte Verbindung ftädte- 
weife und abgerifien vorficlen. Revolutionärer Brennftoff war vorhanden 
und gab ſich in lärmenden Auftritten fund; allein es fehlte der Begriff 
der fozialen Gliederung, das Klaffenbewußtfein und die Einficht in die 
Sefege der Erzeugung und BVertheilung der Güter. Nicht minder ging 
den Armen die politiſche Kenntniß durchweg ab. Allerdings konnte die- 
fem Mangel an Einfiht, den die Proletarier mit den Bürgern und 
Dauern gemein hatten, durch den weitern Verlauf der Bewegung eini- 
germaßen abgeholfen werden; doc, machte er fich im erften Feuer der 
Bolfsbewegung auf Schritt und Tritt fühlbar und erleichterte der Reak— 
tion ihr Umfichgreifen. 

Wegen der in Deutfchland allgemein herrfchenden Oberflächlichkeit 
der politifchen Urtheile fegte man anfangs allgemein voraus, daß die 
Parifer Februar-Revolution lediglich in der Vertreibung des Königs und 
in ber Verkündigung der Republik aufgehe. Mean fahte alfo die Revo» 
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Intion gerade wieder fo feicht auf, wie die erfle, von der gewöhnlich bie 
Einführung der Republik, die Hinrichtung des Königs und der Königin, 
die von Wobespierre angewandte Gnillotine, die in Umlauf geſetzten 
Affignaten und der Napoleonifche Krieg ungefähr das Einzige waren, 
was das deutſche Volk wußte. Denn die in Deutfchland darüber erfchie- 
nenen Geſchichtswerke und die von den zeufirten Zeitungen verbreiteten 
Darftellungen und Urtheile zeichneten fich weder durch klares Berftändniß, 
noch durch Unparteilichfeit aus. Ueber die Republik hegte das deutſche 
Bolf die abfurdeften Anfichten, und wenn fie für gleichbedeutend mit der 
Freiheit angefehen wurde, jo ftellte man fi) doch unter diefer Freiheit 
die wildefte Zügellofigkeit, Raub, Mord und Todtichlag vor. Man 
meinte, daß in den Republifen Jeder thun und treiben könnte, was er 
wollte. Daß es ariftofratifche, plutofratifche, oligarchiſche, bürgerliche, 
demokratische, föderaliftifche, einheitliche, Sklaverei⸗, Hörigfeits-, Zunft- 
Republifen gegeben hatte, daran wurde nicht gedacht. Tas niedere Bolf, 
von dem Drange nad) Verbeſſerung feiner Lage geleitet, zeigte meiftens 
eine Hinneigung zur Einführung republifanifcher Zuftände. Darum ließ 
fi ein großer Theil desfelben von den Wortführern der demokratifchen 
Richtung ins Schlepptau nehmen. Freilich ließ ein anderer Theil hier 
und da fich ebenfo leicht von dem Gelde der Reaktion zu foldden Ruhe⸗ 
ftörungen verleiten, die der Bewegung nachtheilig waren. Katzenmuſiken 
und damit verbundenes Fenftereinwerfen bei unbeliebten Perfönlichkeiten 
waren fehr in Aufnahme gelommen. Weil die Aufläufe und nächtlichen 
Ruheftörungen nicht aufhörten, waren die friedliebenden, achtbaren, wohl⸗ 
habenden und befonnenen Bürger, die feinen Zwed, fondern nur Tob⸗ 
juht und Rohheit darin erblicdten, fchon bald gar fehr darüber aufge- 
bracht, befonders als ihre Gefchäfte von den Unruhen litten und als mit 
ben: eingetretenen öffentlichen LTeben eine Menge Ausgaben, die fie früher 
nicht gefannt hatten, verbunden waren. Die Bürger fuchten daher eines- 
theil8 die Armen, damit fie nicht allzu übermüthig würden, zu zügeln 
und anderntheils doch die unruhige Zeit zur Erweiterung ihrer Rechte 
zu verwerthen. Tie allgemein eingeführte Bürgerwehr, bie Schug- und 
Sicherheits-Wachen oder die National-Garde, wie die Bürgerwehr auch 
in einigen Städten hieß, gaben nun das Mittel ab, die Armen, wenn fie 
Aufläufe machten, niederzuwerfen und auseinanderzutreiben, um fo mehr, 
da es zum Schreden der vermögenden Leute befannt wurde, daß in 
Frankreich foztaliftifche Meinungen nicht nur immer mehr in den Border» 
grund traten, fonderu daß fogar in der franzöfifchen proviforifchen Regie⸗ 
rung felbft zwei prononcirte Sozialiften, der Gefchichtfchreiber Louis Blanc 


— 2m — 


und ber Arbeiter Albert, wenn auch nur als geduldete Perſdulichkeiten, 
um den Arbeitern Rechnung zu tragen, Sig und Stimme hatten. Darob 
vermehrte fich die Mißſtimmung über die Unruhen des niedern Volkes. 
Da durd den von der Bewegung verurfachten Gefchäftsftilftand viel- 
fache Arbeitslofigkeit einriß, hörte man zudem bei den armen Leuten wohl 
auch hier und da Drohungen, die gegen die Sicherheit des Eigenthums 
und der Perfon gerichtet waren. Plötlich tauchte allerorts das Geſpenſt 
des Kommunismus auf und war in Aller Munde. Die Furcht vorm 
Theilen fehüchterte alle WoHlhabenden ein. Die Geburts-Ariftofratie und 
die dienftbefliffene Bureaukratie fuchten diefe Furcht in der doppelten 
Weiſe zu mehren, daß fie den Bürgern durch abfichtliche Webertreibung 
der Ruheftörungen noch ärger bange machten, die Arbeiter dagegen — 
(wie z. B. vom Grafen Pfeil gefhah, der ihnen in einem gedrudten 
Pamphlete zurief, man habe ihnen Kugeln ftatt des Brotes geboten) — 
foviel als möglich zu Tumulten aufreizten. Auf diefe Art follten die Be- 
figenden und Befißlofen, die beide im Bunde für die Ariftofratie zu 
mächtig gewefen wären, fich gegenfeitig mürbe machen. Inder trat eine 
ſolche Reaktion der befitenden Bürgerlichen gegen die Nichtbefigenden 
bei dem Stande der damaligen fozialen Entwidelung Deutſchlands natur- 
gemäß von felbft ein. Die Bürgerwehr fehritt gegen das niedere unruhige 
Bolt faft ftetS ein; fie trat damit an die Stelle der Behörden, deren 
Arm und Anjehen Nichts mehr vermochten. Außerdem war gewöhnlich 
Sorge getragen worden, daß ber Oberbefehl über die Bürgerwehr, von 
der die Arbeiter ſchon durch die Sorge für ihren täglichen Unterhalt 
ausgefchloffen waren, in Händen von Perfonen ruhte, welchen von der 
Regierung Bertrauen gefchen!t werden Tonnte. 

Wie die Zerfegung des Volles und das Auftreten der Beſitzenden 
gegen die Nichtbefigenden (den fogenannten „Poöbel“) fich manifeftirte: 
davon follen im Folgenden einige Beifpiele gegeben werden. 

In Braunfchweig fielen am 26. März Thätlichfeiten gegen den 
Stadtratd Mad vor. Um bie Wiederkehr der Unruhen zu verhüten, for- 
derte am folgenden Tage der Magiftrat die Bürger zum Eintritt in bie 
beffer zu organifirende Bürgergarde auf, und als num beim Dunfelwerden 
„der Pöbel“ fi zur Wiederholung der Vorfälle des vorigen Abends 
anfchicdte, formirten die Bürgergardiften Haufen und fchritten gegen bie 
Unrudftifter ein. Das „Volk“ feinerfeits fiel die Bürgerwehr mit Knüt⸗ 
teln und Steinen an und traftirte fie fogar mit einzelnen Piftolenfchüffen. 
Dagegen brachten die Bürgergardiften die Gewehrfolben in Anwendung. Um 
Mitternacht war die Ordnung wieder hergeftellt. Tags darauf bewaffnete 
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ſich auch der Turnverein und vereinigte ſich mit der VBürgerwehr gegen 
das niedere Volk. Der Herzog aber zeigte ſich den Unterthanen nicht nur 
am Fenfter, fondern begab ſich auch mitten unter bie Bolksmaffe und 
fhwang die fchwarzeroth-goldene Fahne. Gleichfam als Lohn für ihren 
Beiftand erhoben die von den beiden Advofaten Dr. Aronheim und Lu⸗ 
cius geleiteten Bürger die danıald gewöhnliche Yorderung ber konſtitu⸗ 
tionellen Freiheiten. — In der Muſterrepublik Bremen machten am 
6. März, wie es hieß, „trunkene Arbeiter, fremde Handwerksburſchen und 
Straßenbuben“ einen Straßenauflauf. Sie zertrümmerten die Thorſperr⸗ 
buden, vertrieben die Sperrgeldeinnehmer, zerſchlugen die Laternen und 
warfen in öffentlichen und Privatgebäuden die Fenſter ein. Das gewor⸗ 
bene Linienmilitär weigerte fi, gegen bie Tumultuanten einzuſch eiten. 
Doc, die Kavallerie und Bürgerwehr bradjten bie Herftellung ber Orb» 
nung zumwege. Den folgenden Tag war die Enträftung der Bürger über 
die Orbnungswidrigfeiten allgemein. Es thaten fich nun die Bürgerwehr 
die Schügengefellfchaften und andere Vereine behufs Nufrechterhaltung 
der Ruhe zufammen. Bon wefentlihem Belang bei biefer Aufrechterhal⸗ 
tung der Ruhe war der Arbeiter⸗Verein „Vorwärts,“ beſtehend and Zi⸗ 


garrenmachern und geſtiftet von einem gewiſſen Dr. Karl Androe. Doch 


erhielten wohlweislich dieſe Arbeiter, die die Ruhe aufrecht erhalten hal⸗ 
fen, keine Waffen, ſondern verrichteten ihren Schutzmanndienſt mit einer 
weißen Binde um den Arm. Ein zwei Monate vorher gegründeter Bür⸗ 
gerverein „zur Förderung ächten Bürgerthums“ bildete den Mittelpunkt 
der geſetzlichen Beſtrebungen. Nachdem die Volksaufläufe überwältigt 
worden waren, traten bie Bürger mit ihren Forderungen hervor und er- 
langten aufer der Zufage der Berfaffungsreform die üblichen konſtitu⸗ 


tionellen Errungenſchaften. — Im ber Muſterrepublik Hamburg ging es 


ganz ähnlich her Denn als am „Lämmerabend“, einem in Hamburg zu 
Pfingſten gefeierten Volksfeſte, das niedere Volk abends mit Gewalt 
durch das Steinthor eindrang, die aus Bürgergardiſten beſtehende Thor⸗ 
wache vertrieb und ſowohl das Wachtgebäude als auch das gegenüber⸗ 
liegende Akziſe-Gebäude, in welchem ſich die Sperrbude befand, in Brand 
fledte: da wurde fofort durch Generalmarfch die Bürgergarde aufge: 
boten und vermittelft derfelben die Ruhe wiederhergeftellt. — Daß aud) 
anderwärts die Bürger auf diefe Weife und zu diefem Zwecke die Ord⸗ 
nung aufrecht erhielten, davon legt unter Anderm die in der Stuttgarter 
Bürgerverfammlung vom 2. März befchloffene Adrefje an ben König 
Zeugniß ab. Denn darin heißt e8: „Immer noch fehen wir der ge 
feßlichen Regelung bes Rechts, Waffen zu tragen, vergeblid) entgegen. 
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Kein unbefcholtener Mann follte von diefem Rechte ausgefchloffen fein, 
zumal jeßt, wo e8 gilt, feine Gemeinde, den Staat, fh und 
fein Eigenthbum zu ſchützen.“ Man konnte fofort fehen, ob es den 
Bürgern mehr un ihren Beſitz ald um die allgemeine Freiheit zu thun war. 

Bürgerwehren zum Schutze des Eigenthums gegen die armen Leute 
waren übrigens feine neue Erfindung in Deutfchland. Abgefehen von den 
Maßregeln gegen die in Folge der zweiten franzöfifchen oder Yulirevolu- 
tion in Teutfchland vorgefallenen Unruhen waren Bürgerwehren erft 
neuerdings im Jahre 1847 während der thenren Zeit errichtet worden, 
als das arme, vom Hunger getriebene Volk die Kartoffel- und Brotauf- 
ftände machte. Jetzt im März 1848 bildeten fich fogar in Baiern, wo 
doch wenig revolutionärer Zündftoff vorlag, überall in den größeren 
Städten Sicherheitswachen. In Prag veranlaßte der Oberftburggraf den 
Dberften der Nationalgarden Andreas Haafe, daß diefer an die Natio- 
nalgarde und die Studentenlegion am 2. April die Aufforderung rich⸗ 
tete, fich zur Unterdrüdung jedes Tumults bereit zu halten. Ebenfo for- 
derte der Graf Hoyos, der vom Kaifer ernannte Kommandant der Wie- 
ner Kommunalgarde, die Nationalgardiften in einem Mancranfchlage auf, 
daß fie alle fchlechten Schriften und Plakate, die fie an den Straßen- 
eden finden würden, abreißen und vernichten, aucd die Verfaſſer oder 
Anhefter auf der Stelle in Haft nehmen follten. Ingleichen ſchützte in 
Glauchau die Bürgergarde das gräfliche Schloß vor Zerflörung. In 
Göttingen forgten die Bürger unbewafinet und vereint mit den Studeu⸗ 
ten für die Wahrung der Ruhe. Schr auffällig und änferft charafteri- 
ftifch für die allgemeine Tendenz der Nationalgarden war ein Borgang 
in Hannover, der damals viel von ſich reden machte. Dort nämlich ver- 
bafteten unter thätlichen Mißhandlungen die Männer der Bürgerwehr 
den unter den Krondeputirten tagenden Weinhagen aus Hildesheim auf 
Anordnung des hanndverifchen Minifteriums. Ber diefer Verhaftung rief 
der Kommandant Hofrath Holicher: „Fangt den Kerl todt oder leben- 
dig!” Und. der erft in Hildesheim durch einen dem Gericht abgenöthigten 
Freilafjungsbefehl aus der Haft entlafiene Weinhagen blieb darauf 99 
Tage im Kerker, mußte aber endlich, weil ihm feine Schuld nachgewiefen 
werden konnte, als unfchuldiger Mann wieder auf freien Fuß gefekt 
werden. — Sehr fcharf trat die Trennung zwifchen Volk und Bürgern 
in Wiesbaden hervor. Hier war am 4. März eine ungeheure Menge 
Volks zufammengeftrönt. Die Leute fchrien: „Wir wollen den Herzog 
bier haben; wenn er nicht fommt, fo wollen wir ıhn nicht mehr haben.“ 
Sie verlangten, weil fie fih vom dortigen Komité verrathen glaubten, 
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die Unterfchrift des Herzogs und mißhandelten den zum Frieden mahnen- 
den Hergenhahn. Das Bolt, davon überzeugt, daß man es betrügen 
wollte, Tief nach dem Zeughaus, um fich dafelbft mit Waffen zu ver- 
ſehen. Aber fowohl das Zeughaus und die Kanonen, wie die ganze Mu- 
nition wurden von der Bürgergarde gehütet und fo wirkſam vertheidigt, 
daß das Volk wieder abziehen mußte. Als dann der Herzog anlam und 
am Arme Hergenhahn’s fid) ins Schloß begab, diente ihm die Bürger⸗ 
garde zur. Bededung. Die Wiesbadener Bürgerwehr war 2000 Mann 
ſtark, und ein fogenanntes Sicherheitsfomits betrieb die Drganifation der 
Bürgerbewaffnung im ganzen Zande*). Am preußifchen Hofe dachte man 
an das Errichten von Nationalgarden, die das niedere Boll im Zaume 
halten jollten, fchon anfangs Mär, **). Als fie dann nad) dem Berliner 
Straßenkampfe ins Leben traten, erhielten fie auch hier Gelegenheit, wie 
weiter unten erfichtlich werden wirb, die ihnen zugedachte Aufgabe zu er- 
füllen. v. Boyen hatte diefes Sicherheitsinftitut fchon zwei Jahre vorher 
anempfohlen. In Köln wurde eine Sicherheitögarde ausdrüdlich zu dem 
Zwede errichtet, Perfonen und Eigenthum zu fügen. — Nod fol ein 
Beifpiel aus Thüringen bier folgen. Am 11. März ftrömten in Weimar 
Volkshaufen vom Lande und aus den Städten Weimar, Apolda, Butt- 
ftedt, Sena und Eifenach zufammen. Etwa 6000 Männer rüdten gegen 
das Schloß vor und fchwangen drohend die Störe. Aber den Schloßhof 
hütete die in aller Eile aus Freiwilligen gebildete Bürgerwehr, und fo 
ward der Landesfürft vor feinen empörten Untertanen gefchügt, zumal 
da auch die von Jena gelommenen Studenten, auf die das Volk allein 
hörte, zur Güte fprachen und mit den einfältigen Leuten das einfältige 
Lied: „Freiheit, die ich meine,“ fangen. 

Demnach fteht unumftöglih feit, daß, als den Negierungen die 
Macht zum Widerftande entſchwunden war, gerade die Bürger gegen bie 
fiegreiche Bewegung die erfte offene Reaktion bildeten. Die Arbeiter in 
den Städten und auf dem Lande, zu denen auch die Heinen Handwerker 


*) Diejes Sicherheitsfomits, das ſich bald darauf das Zentralſich erheitskomito 
nannte, juchte auch Frieden zu ftiften in den unter der Botmäßigleit des Grafen 
von Waldbott⸗Baſſenheim ftehenden Herrſchaften Cransberg und Weifenberg. Hier. 
bin begaben fi vier Komit&mitglieder in Begleitung des Juſtizrath Spieß am 
9. April, vermochten aber die Leute in den aufrüihreriihen Gemeinden, die eine 
Menge ihnen abgezwadter Rechte wieder verlangten, nicht fo leicht zu beſchwich, 
tigen, wie fie gehofft Hatten. 

*x) Anfangs März entſtanden in Berlin Schugmänner mit Stäben. Sie 
wurden vom Volke verhöhnt. 
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und einen Bauern zu rechnen find, waren die Träger ber Bewegung, 
die eigentlichen Revolutionäre. Da wurden die halbwegs begüterten Leute 
um ihren Beſitz beforgt und traten für die ohnmächtigen Behörden be- 
waffnet zur Erhaltung der Ruhe und Drdnung ein. Als fie das niedere 
Volk gezügelt hatten und fich felber faktifch im Befis der Macht für den 
Augenblick fahen, machten fie Linksumkehrt und verlangten ihrerfeits von 
den Regierungen für die dargebrachte Rettung Zugeftändniffe. Sie boten 
in ihren Forderungen einen Kompromiß an. Die eingefchüchterten Regie- 
rungen gaben nad), bewilligten ihnen Alles. Hiermit war der Bewegung 
Halt geboten: — fie blieb, wie man es bamals ausbrüdte, vor den 
Thronen ftehen. 

Wenn die befitenden Klaſſen fogleich vor der Bewegung bange ge: 
weien waren, weil fie befürchteten, die Armen würden in Berwilderung 
gerathen, alle Arbeitsluft und allen Gehorſam, fowie alle Schen vor der 
fogenannten Heiligkeit des Eigenthums verlieren: fo wurde diefer Bes 
fürchtung allerdings Raum gegeben durch einige ftarfe Ausschreitungen 
ber in Aufruhr gerathenen untern Stände. Oft wurde indeß nur ein 
blinder Schreden erzeugt, indem faljche Gerüchte über gejchehene oder 
noch bevorftehende Raubzüge verbreitet wurden. So wurde bie Umge- 
gend Tübingens alarmirt durch die falfche Nachricht von einem Plünde- 
rungszuge der Branzofen, die meiningifche Grafſchaft Kamberg wurde in 
Bewegung geſetzt durch den aus der Luft gegriffenen Einfall der armen 
Bewohner des preußifchen Städtchens Schkölen (bei Naumburg an der 
Saale), und im Bambergifchen wurben ängftigende Gerüchte verbreitet 
über einen beabfichtigten Einfall der meiningifchen Waldleute. Dazu kam, 
daß die Ausbrüce der Volkswuth häufig falſch aufgefaßt und dargeftellt 
wurden, wenn für NRaub- und Brandzug galt, was im Grunde eine Er- 
hebung gegen Tangjährige Bedrüdung, gegen Ausbeutung ober gegen un⸗ 
haltbare Borrechte des Mittelalter war. Die mit Eigenthumszerftörung 
verbundenen Aufftände gegen die Standesherren Tießen fich freilich, wenn 
man den Mafftab des aus dem Mittelalter überlieferten 
Rechts (des Standesherrenrechts) anlegte, ala eben fo viele Verbrechen 
darftellen, doc waren fte im Ganzen meift der Durchbruch und Kampf 
des Tebendigen neuen Nechtsbewußtfeins gegen das verrottete alte. Und 
wenn ſich in Thüringen, Franken und im Elſaß die Sudenfamilien flüch- 
ten mußten, indem fie flehten, fie wollten gerne auf die Emanzipation 
verzichten, wofern ihnen nur Sicherheit zu Theil würde: fo rührte dad 
der Grimm gegen fie großentheild daher, daß fie einen langjährigen 
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Wucher ausgeübt und viele Perfonen durch raffinirte Kredit - Gewäh- 
rung und heimtüdifche Kredit-Entziehfung ind Verderben geftürzt Hatten. 

Die Furcht ergriff zunähft die großen Kapitaliften und Grund⸗ 
befitter, d. h. Diejenigen, welde am Meiften zu verlieren hatten. Auch 
hatten dieſelben als begünftigte Klaſſe der Gefellfchaft triftigen Grund, 
wenigftens die Beforgniß zu hegen, daß fie, wenn die nntern SMaflen 
zur Gleichberechtigung im Staate gelangten, die bisher genofienen Bor- 
rechte einbüßen würden. Aber die Furcht ſteckte bald auch den Klein⸗ 
befig an. Mochte diefer immerhin aus der Bewegung Gewinn zu ziehen 
juchen, fo ließ er fich nichtSdeftoweniger durch den Aufruhr der Beſitz⸗ 
loſen in Angft verfegen. Denn er war einestheild ja gewohnt, die Aller- 
weltsdiener der Gejelfchaft in gelaſſener, unterthäniger Haltung zu fehen 
und fich bei einem feindlichen Gegenfag auf die Seite des von ihm er- 
ftrebten Großbefites, von dem er den guten Ton bisher immer enıpfan- 
gen batte, zu ftellen, anderntheild aber klammerte er fih an feine Habe 
um fo ängftlicher an, je geringer fie war und je mehr es Mühe geloftet 
batte, fie zu erwerben und zufammenzuhalten. 

Die Angft um die Habe fleigerte fich nicht weniger durch die Un⸗ 
gewißheit, in der man ſich deßhalb befand, weil fi nicht vorausfehen 
ließ, welches Ende die Bewegung nehmen würde, als durch die lange 
Dauer der den Verkehr lähmenden Unruhen. Aus den äußerft bewegli- 
hen Barometer der Börfe läßt fich entnehmen, wie leicht durch gering- 
fügige, oft grundlofe Zeitungsnachrichten die Kapitaliften in Schreden 
gejegt werben fönnen. Damals jedoch, als der Beftand einer Dienge Staaten 
gefährdet fchien, deren Papiere den Neichthum vieler vermögenden Leute 
ausmachten, war der Schreden der Geldleute fowohl permanent, als 
auch in dem fortwährenden Krachen der vielen Staatsgebäude wohl be- 
gründet. In der Verlegenheit, wohin fie ihr Geld bergen könnten, boten 
Häufig große Hänfer Eleinern Firmen bedeutende Kapitalien mit Verzicht⸗ 
leiftung auf jeden Zins bloß zum Aufheben bis auf die Wiederfehr der 
ruhigen Zeit an, aber — was noch mehr fagen will — biefe Heinen 
Hänfer, obſchon ſie Hierdurch in den Stand geſetzt wurden, ſich raſch 
emporzufchwingen, tranten das ihnen unverzinsfich angebotene Geld im 
vielen Fällen nicht einmal anzunehmen, weil es ihnen zur Laſt fiel oder 
weil fie e8 bei fich nicht ficher glaubten. Gleich dem Werthe bes großen 
beweglichen Beſitzes ſank der bes unbeweglichen. In Folge des unregel- 
mäßigen Einganges des Miethzinfes und der mit Demolirung, Brand 
und Kugelregen verbundenen Straßenfämpfe fiel in den Städten Der 
Preis der Häufer, fowie auf dem Lande die Domanial⸗Gründe an Werth 
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verloren. Auf der andern Seite gingen die durch die Bewegung von 
Laſten befreiten Bauerngüter in die Höhe. Alle Verhältniffe fchienen um⸗ 
gelehrt. Der Reiche wollte nicht für reich gelten, und er Klagte ſchon 
deßhalb feine Noth, weil er dadurd die befürchtete „TIheilung“ abwenden 
zu können glaubte. In die Armen dagegen war ein bisher unbefanntes 
Selbftbewußtfein gefahren. Die in aller ihrer Berechnung geftörte Spe- 
Inlation erlitt empfindliche Berlufte, woher e8 denn fam, daß geachtete 
Handelshäufer bankerott wurden und in ihren Fall andere, von ihnen 
abhängige, zogen. Die Geſchäftsſtockung wurde allgemein und befchädigte 
deu Gewerbfleiß felbft in feinen winzigften Erjcheinungen. Im März 
wurde der Augsburger Allgem. Zeitung aus Heſſen gefchrieben: 

„Der Öffentliche Kredit ift verfehwunden, der Handel und Wandel wanft 
in allen Fugen, die Zuverficht ftocdt in allen Gewerben, der Verdienſt, die 
Arbeit mindert fi mehr und mehr, die Befigenden fchränfen ſich ein, die 
Handwerker und die große Klaffe Derer, welche für ihre Eriftenz auf ben 
Zagelohn angewiefen find, fehen fich in derfelben bedroht und, was 
das Schlimmfteift,entwöhnen fi wiedes Arbeitsfleißes 
fo der heilfamen Befhränfung auf ihre gewohnte Auf- 
gabe, bieten fi der Bewegung als willige Wertzeuge, 
die bald bereit fein werden, die Rollen umzukehren. Der 
befonnene Bürger fennt die bedrohliche Gefahr.“ 

Schon zu Anfang Aprils traten in Leipzig nad) dem VBorgange 
Hamburgs 56 Handlungen zu einem Vereine zufammen, um den ver- 
derblihen Folgen ber Stodungen entgegenzuwirten, und zwar gab diefer 
Berein, indem er die Summe von einer halben Million Thaler auf- 
brachte, anf gefunde conrante Waaren Borfchüffe zu fünfzig Prozent. 
Dabei bewilligte die fächfifche Regierung, um der Induftrie Erleichterung 
zu verihaffen, dem Handelsftande zwei Millionen zu Borfchüffen auf 
gangbare Waaren und zur Disfontirung von Wechſeln. 

In diefer Gefchäftsnoth richtete der niederöfterreichifche Gewerbe- 
verein an feinen Proteltor, den Erzherzog Franz Karl, folgende Woreffe: 

„Ew. Majeſtät! Ungeheure Ereignifje haben im Weften von Europa 
ſtattgefunden, der Kredit ift auf das Tieffte erfchüttert, alle Gewerbe 
ftocden, und e8 droht die höchfte Gefahr! Nur ein feftes inniges An- 
Ichliegen der Regierung an die Stände und Bürger, ein feftes inni- 
ges Anfchließen Defterreih8 an die Intereffen des ge 
mceinfamen dbeutfhen Vaterlands und Offenheit kann das 
alte, fo oft erprobte Bertrauen wieder gewinnen! In bie- 
fer Zeit der Noth wagt e8 daher der gehorfamfte niederöfterreichifche 
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Gewerbeverein, Eurer Majeſtät die Verſicherung zu geben, daß alle ſeine 
Glieder bereit ſind, Gut und Blut für das angeſtammte Kaiſerhaus zu 
opfern, indem fie überzeugt find, daß Euere Majeſtät nur die weiſeſten 
und zwedmäßigften Mittel wählen werden, das drohende Ungläd abzu« 
wenden. Ewr. Majeftät treu gehorfamfter niederöfterreichifcher Gewerbe- 
verein.“ 

So verfländigten fi Jene, welchen die Kredit- und Gefchäftsnoth 
auf die Nägel brannte, mit den Regierungen über die Ableitung der Be- 
wegung von: fozialen auf das nationale Gebiet. Der Erzherzog banlte 
im vorliegenden Falle dem Gewerbeverein in den Worten: 

„Gewiß, wir haben nie in die Treue Zweifel gefeßt, welche Sie 
neuerdings an den Tag legen. Ja, es ift an uns, feft zufammenzuhalten, 
dem nur dann können wir zum gewünfchten Ziele gelangen. In Ihrer 
Mitte zu ftehen kann nur höchſt erfreulich fein.“ 

Damald war die Wiener Sparkaſſe von Leuten, die ihre Einlagen 
herausziehen wollten, den ganzen Tag hindurch umlagert, und die öſter⸗ 
reichiſche Nationalbank fah fich zum erften Male genöthigt, einen Aus⸗ 
weis über ihre Beſtände zu geben, um der Entwertfung des Papiers 
und dem mafjenhaften Abzuge des Baarvorraths einigermaßen Einhalt 
zu tun. Der Betrag der im Umlauf befindlichen Banknoten betrug 
214.146,440 Gulden, und das Silber wurde auf einmal fo rar, daß die 
öfterreichifche Regierung die Silberausfuhr unterfagte. 

Die Berkehrsftodung machte fi) am Meiften fühlbar in ben beiden 
größten deutfchen Städten, den Zentral-Punkten Wien und Berlin, von 
wo ſich die von ihren Renten lebenden Leute, weil dajelbft die Schlach⸗ 
ten der Revolution geliefert wurden, fammt den Höfen in fichrere Pläge 
zurüczogen. Inden ausgefprengt wurde, daß nur Fremde, d. h. Franzo⸗ 
fen, Polen, Italiener, Ungarn und ſolche Deutfche, die feine cockneys 
waren, die Wiederkehr der Ruhe durch ihre Hegereien verhinderten, brad) 
in Wien ein Sturm ſeitens der Spießbürger gegen ben Weftphalen 
Dr. Schütte los, nachdem dieſer auf einer Volksverſammlung zu einer 
Maffen-Petition aufgefordert hatte. Nicht nur wurde Schütte von ber 
Regierung ausgewiefen, fondern die Nationalgarde, einen übertriebenen , 
Drdnungseifer entfaltend, legte auch zum Einfchreiten gegen die radika— 
fen Klubs ihre Bereitwilligkeit an den Tag. In Berlin bejammerten die 
Spiegbürger fowohl den Wegzug vieler wohlhabenden Familien, als auch 
die Abwefenheit der Garden, bie, wie fie berechneten, der Stadt jährlich gegen 
zwei Millionen Thaler eingetragen hätten. Zu der allgemeinen Gejchäftd- 
noth gefellte fich noch der Umftand, daß die Bürgerwehr den der Behag- . 

Becer, Reaktion. 4 
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lichleit zugethanen, friedlichen Geſchäftsmann immer auf den Beinen hielt, 
weßhalb er nicht in gewohnter Gemüthlichleit feinem Berufe obliegen 
fonnte, und daß die nnaufhörlichen Feſte, Berbrüderungen und Zrint- 
gelage an feinen Geldbeutel außerordentliche Anſprüche machten. Er hatte 
fih vor den Märztagen nicht fehr angelegentlih um Politik befümmert, 
oder doc, wenn er es gethan, für fie fein tiefes Verſtändniß gehabt. 
Die von den Wortführern des Bürgerthums aufgeftellten Tonftitutionellen 
Forderungen hatte er miterhoben, iheil® weil er mit dem Strome 
ſchwamm, theils weil dem deutihen Bürgerthume die Märzerrungen- 
ſchaften durch die Aufftände des Proletariats faft ohne alles Zuthun im 
den Schoo$ fielen. Diefe Errungenfchaften follten zur Beſchwichtigung 
dienen. Sie gingen über Alles hinaus, was vor den Märztagen gehofft 
worden war; was aber noch fehlte, follte obendrein das Parlament be- 
fcheeren. Der politifch befchränfte Bürger fah aljo feinen Grund für die 
Fortdauer oder Erneuerung der Unruhen. Die plößliche allgemeine Bür- 
gerfreundlichkeit und huldvolle Herablaffung der Hohen Ariftofratie Tiefen 
ihn nicht an eine Reaktion denken, und hätte er daran gedacht, fo wären 
ihm doch die Errungenschaften, die er mie ernftlich angeftrebt Hatte, um den 
Preis allgemeiner Gejhäftsftodung zu theuer vorgelommen, Ohne es zu 
ahnen, war er felber ein Theil und Werkzeug der Reaktion! 

In den Heinen Staaten richtete das in Maffe vorhandene Papier- 
geld große Verwirrung an. Da die Bankiers der größern Städte ſich 
weigerten, das Papiergeld der Kleinftaaten anzunehnen, ftcömte d13jelb: 
in das Heimathland zurüd, wo e8, indem der eine Kleinſtaat das Pa— 
pier des andern wegen eignen Weberfluffes folder Waare nicht brauchen 
fonnte, die Aengftlichkeit der ohnehin duch die Enge des Verkehrs be- 
fangenen Leute vermehrte. 

Doch die Hauptbeſorgniß flößte Frankreich ein. Die plötzliche Stodung 
in dem Verkehr dieſes Großftantes, der alle europäifhen Märkte beein- 
flußte, übte auf das ganze Deutſchland einen mächtigen Rückſchlag aus. 
Dazu kamen die falſchen Borjtelungen von der erften franzöfijchen Re⸗ 
volution, die gefliffentlich in zahllojen Büchern den Deutjchen im ſchlimm⸗ 
ften Lichte dargeftellt worden war. Hatten doch felbft die allverehrten 
Dichter Schiller und Göthe (legterer in dem für Spießbürger mundge- 
rechten Epos „Hermann und Dorothea“) diefes Borurtheil genährt, wo-+ 
gegen die Schriften eines Fichte und Hegel, die der großen Nevolution 
befier gerecht geworden, nicht ind Volk eingedrungen waren. Kein Wun- 
der, daß die in Frankreich abermals gejchehene Prollamirung der Repu- 
blik fogleich den ſchlummernden Gedanken au einen Frauzojenkrieg. mach- 
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rief. Ging doch damals auch ber Kriegsrath der fchweizerifchen Eid⸗ 
genoſſenſchaft am die Vorarbeiten für einen „möglichen Gränzzug“ und 
beſchloß, für einen folden Fall ſeche Divifionen, jede 10.000 Mann 
ftarl, zum Scuge der Schweiz anfzuftellen. Die allgemeine Beſorgniß 
wurde keineswegs gemindert, als man entbedte, daß hinter ber neuen 
franzöfifchen Revolution der Sozialismus ftedte. Denn nun meinte man, 
die franzöfifche Regierung werde, wenn fie anders ihre Arbeiter nicht bes 
friedigen Fönne, diefelben in einem Kriege gegen Europa loslaflen, damit 
fie fid) dort an Beute holten, wa® fie daheim nicht hätten finden können. 
Bon dem Sozialismus hatten die deutfchen Bürger die fchauberhafteften 
Borftellungen. Noch ſtärker aber fchredte ihr unſchuldiges Gemüth und 
ihre enpfängliche Phantafie der Kommunismus. Denn er war nad) ihrer 
liebenswürdig naiven Anficht das Theilen, das doch nicht bloß höchſt un- 
angenehm und fchwierig, fondern auch jehr unvernünftig und ungerecht 
ſchien. Bald waren eine Menge fchlechter Wie und Anekdoten über ben 
Kommunismus im Schwange. Namentlich erzählte man, wie Rothſchild 
einem fogenannten Bummler, welder von ihm feinen Antheil verlangt, 
einen Thaler gegeben habe, mit dem Dinzufügen, das fei bei vierzig Mil⸗ 
fionen deutſcher Brüder der Antheil, der auf den Einzelnen fomme. Die 
Demokraten find Bummler, hieß es, und die Kommuniften find ſolche 
Arbeiter, die nicht arbeiten wollen. Kommuniften, Bummler und Demo- 
fraten find gleichbedeutend. Gefinnungstü.htige Leute aber find Solche, die 
in nichts Anderm tüchtig find, als im der Geſinnung. 

Wenn in Deutfchland dem niedern Volle, welches überall Unruhen 
hervorgerufen hatte, das kräftige Klafienbewußtjein und der großartige 
Maſſengeiſt fehlte, fo war es doch Feineswegs unmöglich, daß die deut⸗ 
ſchen Arbeiter durch das Beifpiel der franzöfifcgen angeftedt wurden. Die 
Angft vor diefer Anftedung reichte hin, die Bürger in bie Arme ber 
Reaktion zu treiben. Darum fehürte die Ariftofratie nach beften Kräften 
das Mißtrauen der Bürger gegen die Arbeiter. Mufterhaft in diefer Be- 
ziehung war ein Jammerruf der „Voffifchen Zeitung“ unterm 7. März, 
betitelt: „Ein Wort an die Arbeiter.“ Letztere wurden durch denjelben 
folgendermaßen ermahnt: 

„Laßt euch nicht täufhen! Die Wort der Warnung wollen 
wir, im biefer Zeit großer Bewegungen, ſchwerer Ereigniſſe, an unfere 
wadern Arbeiter und Handwerker richten. Euer Beruf ift oft ein 
ſchwerer; das Leben ftellt euch Feine leichte Aufgabe; aber noch ſchwerer 
iſt die Aufgabe zu Löfen, allen Uebeln zu wehren, die euch bedrängen. 
Laßt euch nicht täufchen! Verfprechungen geben ift leicht, fie hal⸗ 
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ten ſchwer, oft unmöglich. Was in der Stunde der Aufregung, unter 
dem Einfluß vielleicht der Begeiſterung für ein edles Ziel, mehr aber 
noch unter dem der Furcht vor augenblicklicher, leidenſchaftlicher Gewalt, 
am Strande der Seine dem Arbeiter verſprochen wird: das wird 
ihm Niemand halten können. Alle Mittel und Wege dazu ſind 
bis jetzt nur Theorien, noch feine bat die Prüfung der Ausführung be- 
ftanden. Ia die Unausführbarfeit der meiften fpringt jo Har ins Auge, 
daß nur die verbiendetfte Leidenfchaft fie überfieht; die Mittel der 
Abhülfe, die man darbietet, werden vielmehr, wenn fie auch für den 
Augenblid den Schein der Wohlthat haben, doch bald das Uebel nur 
maßlos vergrößern. Darum: Laßt euh niht täuſchen! Goldne 
Berge verfpricht die neue Ordnung der Dinge dem Arbeiter in Paris! 
Sie wirft ihm im erften Augenblid eine große Summe zu, die aber, auf 
die Menge der Bedürftigen vertheilt, doch, zu einer ganz unbedeutenden 
wird. Dennoch bleibt fie eine jo große für den Geber, daß er fie nicht 
öfter erfchwingen kann. Um Arbeit zu geben, muß das Bedürfniß dazu 
vorhanden fein; fünftlich gefchaffene Arbeit ftillt die Noth einen Tag 
und vermehrt fie auf Jahre. Die erfte Bedingung zur einträglichen Ar- 
beit find Ordnung, Ruhe, Sriede!... Die praftifchen, tüchtigen 
Engländer, die wahrlich mit dem Looſe des Arbeiters befannt find, die 
feit Sahren Alles thun, um e8 zu verbeffern oder um der Noth zu weh- 
ren, die durch die Zeitumftände, welche Gott lenkt, dennoch zuweilen ein- 
tritt und nie ganz abzuwehren ift; die Engländer fagen den Franzofen: 
Was ihr thut, ift thöricht! Ihr heilt das Webel für heute, damit es 
morgen dreimal ftärfer ausbriht. Die Noth, das Unglüd ſchickt Gott. 
Er ſchickt fie nicht dem Arbeiter allein, er fchict fie uns Allen. Und nie- 
mals haben die andern Stände fi mehr damit befchäftigt, dem Arbeiter 
feinen Beruf zu erleichtern, als jest. Darum nochmals: Laßt eud 
nicht täuſchen! Was ihr wünfcht, ift am Wenigften zu erreichen durch 
den Schwindel der Aufregung, der die Maffen ergreift. Er tobt, wie ein 
Strom, der durd) den Damm bricht und die Felder verwüſtet, die er 
nähren foll, die Telder, wo Nahrung auch für euch wächſt, wenn fie euch 
auch nicht zugehören. Was Sonnenfchein und befruchtender Regen für 
die Aernte des Feldes, das ift Ordnung und Friede für die Wernte der 
Arbeit. Der Aufftand aber ift Hagelfchlag! Darum und immer wieder: 
Laßt euch niht täuſchen!“ | 

Soo' jammerte die „Boffifche Ztg.“ in Berlin elf Tage vor dem 18. März 
gegen „den Schwindel, der die Maſſen ergriff." Als ungeachtet des Hin- 
weifes auf. die „praftifchen, tüchtigen Engländer,” welche in der Arbeiter- 
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ansbentung das Höchfte Leiften und infofern mit dem Looſe des Arbeiters 
am Beften befannt find, endlich „der Hagelſchlag“ eingetreten war, ba 
lobte auch die „Boffifche Zeitung” den Dammesdurchbruch und begrüßte 
die neue Zeit als das Morgenroth eines fchönen Tages. Aber fchon bald 
erneuerte fich in Berlin der Schreden vor den fommuniftifchen Tenden⸗ 
zen der Arbeiterfchaft. Und diegmal trug ein Zeitungsredalteur die Schulb. 
Dr. Julius nämlich, der Redakteur der „Zeitungshalle,” hatte eine Pro⸗ 
Hamation verfaßt, in welcher die achtbaren Leute eine Herausforderung 
der Arbeiter gegen die Bürger exblidten. Die Entrüftung über ſolchen 
Frevel war entſetzlich. Die Studenten befeßten die Zeitungshalle, um in 
das Publitum fein Blatt dringen zu laffen. Zahlreiche Bürger und alle 
Leute ber Börfe verfchworen fi), fortan diefe Zeitung nicht mehr zu 
halten, und der Yuftizminifter Bornemann ordnete die Verfolgung des 
TDelimguenten an. Legterer wurde zum Widerruf bewogen. Als darauf 
eine große Bollsverfammlung im Thiergarten vor den Zelten, wo bie 
Arbeiterinterefjen berathen werden-follten, abgehalten wurde, ging es fo 
tumultuariſch her, daß der Präſident Gutzkow verfchwanb. Indeß gewan- 
nen die Bürger den Tag. Denn die Arbeiterintereffen wurden zulett vier 
„ehrenwerthen Männern,“ dem Konditor Klahm, dem Zigarrenmacher 
und Kattundrucker Bremer, einem gewifien Theophilus Bittlow und bem 
Kaufmanne Levinfohn zu dem Behufe anvertraut, daß fie fogleich Brot 
herbeifchaffen und zwar tag 'mBorans für die Eoltaten gebadene Bro 
requiriren follten. Berner wurbe, damit bie Arbeiter nicht aus Müßiggang 
und Brotlofigkeit aufs Revolutioniren verfielen, ein Kanal von andert- 
halb Meilen Länge zu graben unternommen. 

Im preußifchen Rheinlande trat das Klaffenbewußtfein der Arbeiter 
am Frübzeitigften und Stärkften hervor. Schon in den erften Märztagen 
wurden von einer Bolfsverfammlung auf dem Domhofe in Köln die Yor- 
derungen: Schuß der Arbeit, Sicherftellung der menfchlichen Bedürfniſſe 
für Alle, Erziehung aller Kinder auf öffentliche Koften u. f. w., erhoben, 
und am 3. März erſchien eine Volfsdeputation, an deren Spite ber 
Dr. med. Gottſchalk ftand, bei dem fich mit Zufammenfaffung der drin- 
gendften Vollswünfche befchäftigenden Stadtrathe, un unter Anderm Re- 
gierung und Verwaltung durch das Voll, Organifation der Arbeit und 
Abſchaffung des ftehenden Heeres zu fordern. Unter den Führern der 
Arbeiter machten ſich außer Gottſchalk der frühere Hauptmann Willich 
und Anneke bemerkbar. Die Angränzung des Rheinlandes an Frankreich, 
der Zufammenfluß vieler aus Weftenropa kommenden Arbeiter, ferner die 
feit einer Generation weiter vorgefchrittene politiiche Bildung des mit 
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franzöftfchen Iuftitntionen verfehenen Landſtrichs, jowie die bort aufge- 
blühten Fabrifen, die den Gegenſatz zwifchen „Arbeit und Kapital” grell 
hervorkehrten, hatten den xheinifchen Arbeiterftand mehr gezeitigt, als dieß 
in den andern deutſchen Tandestheilen der Fall war. *) 

Aber die foziale Bewegung Frankreichs wedte auch im übrigen 
Deutichland den Arbeiterftand. So wird ber Augsb. Allgem. Zeitung 
aus Leipzig unterm 18. April gefchrieben: 

„Könnte es noch Jemand bezweifeln, daß die gegenwärtige 
Bewegung pielmehreine foziale als eine politifcheift, der 
blide auf die neueften Erfeheinungen, die fih unter unfern Augen be- 
geben. Die Gefellfchaft in weitefter Ausdehnung fucht nad) neuen 
Geſetzen, und über Das, was davon die Stantsgefellichaft im Be⸗ 
fondern betrifft, obwaltet Teine eigentlihe Meinungsverfchieden- 
heit. Denn wir, die wir für verfaffungsmäßige Monar- 
hie in die Schranken treten, verlangen „mit den Für— 
ſten,“ was die Republikaner nur durhzufegen glauben 

ohne die Kürften An Namen und Formen ſtößt es fid, 
niht an ben Geift und die Sade, und wie unwefentlid 
Namen und Formen find, das zeigt das Beifpiel der Ge— 
ſchichte... Alfo nicht fowohl die Republik und Monardjie, fondern 
vielmehr der Beſitz und die Arbeitskraft, das Kapital und Die Ar: 
muth, die dienende uud die befehlende Geſellſchaftsklaſſe liegen im 
Hader miteinander, ſuchen nad) gerechter Ausgleihung. So ift es 
denn gefchehen in diefer Stadt, daß fich die Zimmerleute und die Maurer, 











*) Schon am 11. März fuchte das rheiniſche VBürgertfum Schuß in einem 
Bündniffe mit dem Königthum, indem es die Konftitutionelle Monarchie als das 
einzige Rettungsmittel gegen innere Kämpfe bezeichnete. Es Heißt in 
der Adreſſe der rheiniſchen Ständemitglieder vom genannten Tage: „In der inni- 
gen Verſchmelzung des Königthums mit der Volfsfreiheit liegt die einzige Abwehr 
der wachlenden Gefahren, die einzige Bürgichaft, daß die große Errungenfchaft 
unjerer Geſchichte nicht in inneren zerrättenden Kämpfen untergebe; in biefer Ber- 
ſchmelzung endlich und nicht in fremter Hilfe, am Menigften in einem Bündnifſe 
mit jener nordiſchen Macht, die der Deutiche als den Feind feiner Nationalität 
und Freiheit betrachtet, Tiegt die Eiegergewißheit gegenüber einem Angriffe von 
Außen.“ — Der Ausdrud: „Verſchmelzung des Königthums mit der Volksfreiheit“ 
bedeutet im Munde der rheinifchen Ständemitglieder nichts Anderes, als den Kon- 
fitutionaliemus, Den Bund des Königthums mit dem Bürgertfume gegen bie 
Proletarieraufftände im Innern und den Angriffsfrieg der franzöfiichen Sozialifien- 
republif nach Außen. 
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die Schufter⸗, Schneider⸗, Barbier⸗ und ſonſtigen Handwerksgeſellen, ferner 
die Genoſſenſchaften der Buchdruckereien, die Packer, die Aufläder und die 
Zigarrenſpinner vereinigt und verſammelt haben, um ihre Anſprüche zu 
ordnen, den Wrbeitgebenden entgegen, und endlich felbft die Dienftmäb- 
hen... Im Koloffeum, einem Saale, der unter dem Namen „„Tannert’s 
Salon““ noch allgemeiner befannt ift, Hatten fie ihren Tag angefagt. Es 
war ber Palmfonntagabend.... Bon den Dienſtmädchen modjten etwa 
300 erfchienen fein umd drei davon ergriffen das Wort. Sie Hagten in 
der unverfälfchten Mundart des Pleifen- und Oberlandes bie Herr- 
Ichaften der Arbeitsüberforderung an. Sie haben vorzüglich die Lage 
der SKindermäbchen hervor, die bis 10 Uhr abends die Kleinen 
warten, dann an das Waſchfaß müßten, die mit einer „Butterbemme““ 
von früh morgens 5 Uhr an aushalten follten bis mittags... Yu einer 
eigentlichen Beſchlußfaſſung gedieh es nicht. Die Rebnerinnen begnügten 
fi, ihre Meinung kundgegeben zu haben... Bedarf es eines beut- 
liheren Zeugniffes für den überwiegend gefellfhaftli- 
hen Charakter unferer Revolution, als diefe Dienftmäb- 
henverfammlung,felbft wenn wir fie nur als einen Ber- 
fuh und fogar als einen nit gelungenen Berfud be» 
traten wollen? Nur das nationale Element behauptet feine 
Geltung daneben, die politifche Forderung tritt Dagegen 
als etwasNebenfähliches, als ein bereits Entfchiebenes 
und Abgethanes in den Hintergrund.” U. f. w. 

Mochte immerhin ein Spaßvogel fi) den Echerz erlaubt Haben, im 
Leipziger Tagblatt eine Dienfimädchenverfammlung anzufündigen, fo be- 
wies doch der wirkliche Zufammentritt ber Dienfimäbchen am angeſetzten 
Tage und Orte, daß bie gefellfchaftliche Gährung auch fie erfaßt Hatte. 
Dentlicher aber und ernfter, als bie Dienftmäbchenverfammlung, fprad) 
die in ber angezogenen Korrefpondenz hervorgehobene Vereinigung der 
Zimmerlente und Maurer, der Schufter, Schneider, Barbiere und fon- 
fligen Handwerfögefellen, ferner der Genofienfchaften der Buchbrudereien, 
der Packer, Aufläder und Zigarrenfpinner behufs der Regelung ihrer An- 
fprüche gegenüber den Arbeitgebern. Die Keipziger Buchbrudereibefiger 
trugen fogar fein Bedenken, in ihren Streitigfeiten mit ben Buchdrucker⸗ 
gehülfen die Dazwifchenfunft des Staats anzurufen, indem fie die Re⸗ 
gierung baten, das Ecjiedsrichteramt zu übernehmen. 

Im Gegenfage zu andern Arbeitern, deren Bewegung lokal blieb 
und bloß die Erhöhung der Arbeitsfäge ober die Verkürzung der Arbeitd- 
zeit betraf, fuchten gerade die Buchdrudergehülfen fich zu einer großen 
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Gliederung zuſammenzufaſſen. Sie hielten vom 11. bis zum 14. Juni 
die erſte Nationalbuchdruckerverſammlung zu Mainz ab und formulirten 
hier ihre Klagen über den Mißbrauch der Lehrlinge, über die zu ihrem 
Nachtheil angewandten Maſchinen und über die Herabdrückung der Ar- 
beitSpreife. Auch arbeiteten fie bier ihre Statuten für einen fogenannten 
deutfchen Nationalbuchdruderverein, welchem fie den Namen „Sutenberg“ 
gaben, aus. Aber fie waren nicht minder von dem allgemeinen Wahne 
befangen, daß das nationale Frankfurter Parlament die glüdliche Löfung 
der obfchwebenden ragen vollbringen werde. Deßhalb fetten fie eine 
Eingabe an die deutfche National-Verſammlung auf, worin fie folgende 
Forderungen erhoben: Gründung eines aus der Wahl der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer hervorgehenden deutfchen Arbeiter-Minifteriums; Ab- 
Schaffung der allein dem Arbeiter nachtheiligen Ausnahmsgefege, bejon- 
ders in Vetreff des Wanderns und der Niederlaffung; Ueberwachung des 
Tehrlingswefens, damit einestheils nicht durch die zu große Zahl der 
Lehrlinge — namentlich in den mit Mafchinen arbeitenden Buhdrude- 
reien — den Gehülfen gefchadet, und damit anderntheil® den Lehrlingen 
ein Schuß vor Willfür und moralifcher Verderbniß gewährt werde; ſo— 
‚dann die Befchränfung des Mafchinenwefens, infofern durch dasfelbe ohne 
allgemeinen Nugen der Einzelne bereichert und nicht einmal die fremde 
Konkurrenz verhindert werde, gefeßliche Beſchränkung des Gefchäftsbetries 
bes auf Solche, welche das Gefchäft wirklich erlernt hätten, Aufforderung 
an die gefchäftsverwandten Arbeiter, Vereine zu bilden, um die Arbeits- 
preife feftzuftellen, und mit Hülfe des Staats Kranken⸗, Invaliden-, 
Sterbe- und Witwenkaffen zu errichten; Verwahrung der Nationalver- 
.fammlung an die betreffenden Regierungen gegen die Ausweifung und 
Berfolgung folcher Arbeiter, die ſich mit Löſung der Arbeiterfrage ber 
ſchäftigten. J | 
Allerdings verließen fich die Buchdrudergehülfen nicht ganz auf das 
Farlament. Sie wollten vielmehr ihren Verein zum Ordner über die Ge⸗ 
fchide der Buchdrudereiarbeiter machen. Bon jeder größern Drudftadt 
und von den vereinigten kleinern Nachbarſtädten follte je ein Ausschuß, 
beftehend aus vier Buchdiudergehülfen und brei Prinzipalen, zur Bei- 
legung von Differenzen gebildet werden, von welchem Berufung an ben 
Zentral-Ausfhuß, zu defien Sig für 1848—1849 Frankfurt am Main 
beftimmt wurbe, eingelegt werden fonnte. Jede Verfchreibung von Ar- 
beitsfräften follte unberüdfichtigt bleiben, wenn fie nicht von dem Aus- 
fhuffe des betreffenden Orts unterzeichnet wäre. Auch wurde feftgefekt, 
daß vom 1. Auguft 1848 an jedes Mitglied die Offizin folcher Buch⸗ 
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druck ereibeſitzer, welche ſich den Beſchlüſſen des Vereins nicht fügten, ver⸗ 
laſſen und daß die Arbeiter, welche daſelbſt noch fortarbeiteten, nebſt der 
Offizin ſelbſt in Verruf erklärt werben ſollten. Gegen die ſchon vorhan⸗ 
denen Maſchinen ſollte Nichts unternommen werden; nur hatten die Prin⸗ 
zipale dafür Sorge zu tragen, daß durch dieſelben keiner ihrer Arbeiter 
brotlos werde. Ferner ſollten, ſo lange eine Preſſe ſtille ſtände, nur ge⸗ 
lernte Drucker bei den Maſchinen verwandt, und in dieſem Falle bloß 
ausnahmsweiſe des Nachts gearbeitet werden. Endlich ſollten die Prinzi⸗ 
pale für die Maſchinen- und Handarbeit gleiche Preiſe aufſtellen. Zum 
Bereindorgan wurde das in Berlin erfcheinende Blatt „Gutenberg“ 
ernannt. 

Wenn die Buchdruder-Rationalverfammlung die Einfegung eines 
freilich unter den obwaltenden Umftänden allein der Reaktion bienftbaren 
Arbeits-Minifteriums, die Befeitigung der allein den Arbeiter treffenden 
Ausnahmsgefege, das Eingreifen des Staats zur Unterftügung des Kaſſen⸗ 
weiens, fowie die Sicherheit der fid) mit der fozialen Frage befchäfti- 
genden Arbeiter forderte, entſprach fie dem Fortfdhritte der Zeit. Sowie 
fie aber hemmend in die Entwidelung des Mafchinenbetriebs eingreifen 
und durch Vereins⸗ oder Ausfchußbefchlüffe die Preiſe regeln zu können 
glaubte, vergriff fie fih in den Mitteln. Die Unreife der Arbeiter im 
Jahre 1848 befundete ſich gerade darin, daß fie das Uebel nicht bei der 
Wurzel zu erfaflen vermochten, fondern durch unpaflende oder unzurei- 
hende Mittel Abhülfe zu fchaffen gedachten. Anftatt von der Erfenntniß 
auszugehen, daß Terjenige, welcher der Herr der Produftion ift, auch 
Herr ber Bertheilung wird, fuchte man nad) Palliativ-Mittelden, wie 
Spar-, Kranten-, Invaliden-, Sterbe- und andern Kaffen, ober kehrte 
ſich gar gegen die der Neuzeit den dharakteriftifchen Stempel aufbrüdenden 
Mafchinen. Wenn auch die einheitliche Zufammenfaffung der Buchdruder- 
arbeiter Iobende Anerkennung verdient, lag ihr doc die Tendenz zu 
Grunde, daß die gefammte Arbeiterfchaft nicht als gefchloflenes Heer auf- 


treten, fondern fid) nad) ihren Berufsarten in Heine Trupps zeriplitteru 


jollte. 

Die Unreife der Urbeiter bildete die innere Stärke der Reaktion und 
machte den Rüdfchlag nicht nur möglich), fondern auch nothwendig. Die 
Gewerbefreiheit, welche, obfehon dem Arbeiter fein Eldorado bringend, 
doc in der Richtung der Zeit lag, wurde darum mit der erheichelten 
Sorge für das Volkswohl bekämpft und dem Arbeiter verhaßt zu machen 
gefucht Ein recht grelles Beiſpiel für die Unbildung der Arbeiter lieferte 
Lübeck. Tort beſchloß am 9. Oktober die Bürgerfchaft bei der Verfaſſungs⸗ 
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reviſion bie Einführung der allgemeinen aktiven und paſſiven Wahlfrei- 
beit mit Aufhebung aller ftändifchen Unterfchiede. Die Arbeiter, denen 
von Hinterliftigen Leuten eingeredet worden war, das allgemeine Stimm- 
recht fei gleichbebeutend mit der fie unfehlbar ruinirenden Gewerbefrei⸗ 
heit, verlangten Ständewahlen, machten einen Aufftand und hielten die 
Bürgerſchaft im Sigungsgebäude belagert, bis ſich biefelbe über bie 
Dächer hinweg in fichere Häufer flüchten Konnte. Nachdem die Bürger- 
garde einen Kampf mit den Arbeitern beftanden,.das Lübeck ſche Militär 
aber den Gehorfam verweigert hatte, rüdten Tags darauf oldenburgifche 
Truppen zur Aufrechterhaltung ber Ruhe ein. 

Eine ebenfo große Unbildung offenbarte ſich in verfchiedenen Heinen 
Städten, von deren Jahrmärkten die auswärtigen Krämer als Ausländer 
durch die neidifchen einheimifchen vertrieben wurden. Auch bier fchimpfte 
man auf die Hanbeld- und Gewerbefreiheit, indem man fie als den 
fihern Ruin des Heinen Bürgers und des Arbeiters bezeichnete. 

Ein merkwürdig buntfchediges Gemifch lieferte der Münchener „Bil- 
dungsverein für Arbeiter“ in feiner Antwort auf die Adreffe des dortigen 
Magiftrats bezüglich der Gewerbefrage. Im diefer aus dem Juli 1848 
ſtammenden „Gegenadreſſe“ kehrt der genannte Verein fich beſonders gegen 
bie Gewerbefreiheit, als deren Nachtheil er hervorhebt, daß fie, weil fie 
von perfönlicher Befähigung abfieht, die Gewerbe dem Pfufcher und dem 
großen Kapitaliften in die Hände liefert. Gleichwohl erfärt er ſich gegen 
den ©ewerbezwang, weil Ießterer dem natürlichen Rechte, der Entwide- 
lung ber geiftigen und materiellen Kräfte der Arbeiter, und deßhalb der 
Entfaltung der Induſtrie Hinderlich fei. Ferner führt der Münchener Ar- 
beiterbildungsverein an, daß „bieß Syſtem“ (nämlich der Gewerbezwang) 
das Recht der Familie und des Eigenthums nur auf Sapitalbefiger be- 
fchränfe, ein mächtiges „Proletariat von Ehelofen“ und eine Leibeigen- 
{haft der Werfftätten, die die Keime der geſellſchaftlichen Störung in 
ſich trage, erzenge. Zugleich fei e8 in feiner jegigen Ausprägung mit der 
Willkür des Arbeitgebers und der Polizei gegen den Arbeiter verbunden 
und führe ungeachtet der Beſchränkung der Innungsredhte nicht zur Aus⸗ 
gleihung der gefellichaftlichen Mißverhältniſſe. Aber was fchlägt der 
Urbeiterbildungsverein dagegen vor? Zwar fordert er verbeflerte Volls⸗ 
bildungsanftalten und aus öffentlichen Mitteln unterhaltene Handwerfs- 
und Aderbaufchulen, wünfcht zur Seite des Parlaments eine ans praf- 
tifchen Männern zufammengefegte volfswirthichaftliche Zentrallammer, die 
offenbar das Parlament als höchſt ungenügend erfcheinen läßt und in 
eine Gewerbe-, Handels- und Aderbaufammer zerfullen fol, und zwar 





bittet er für den Arbeiter um das in Baiern verweigerte allgemeine 
Stimmrecht behufs der Parlamentswahlen: allein theil® verrennt er ſich 
in die Selbfthülfe, theild verlangt er ganz realtionäre Maßregeln und 
Bevormundung, fo daß er in die größten Wiberfprüche verfällt. So will 
er zum Beifpiel jedes Gewerbe zur abgefchlofienen Innung geftaltet und 
die Aufnahme in diefelbe von Unbeicholtenheit und von einem Meiſter⸗ 
ftüd, über das ein Ausſchuß von Meiftern und Gefellen richten foll, ab- 
bängig gemacht willen. Obfchon die „deutfche Ausländerei“ getadelt und 
die Förderung des Wanderns als eines Bildungsmittel® gewünfcht wird, 
jo ſollen die Arbeiter doch nicht ohne Paſſe reifen dürfen. Eine in jeder 
Stadt zu errichtende Arbeiterhalle fol Auskunft über Arbeitsverhältnifie 
geben, für augenblidliches Unterfommen forgen und Geldunterftügung 
bieten. Tie alten Zünfte werben aufgefrifcht als fogenannte „zeitgemäße“ 
Wander-, Werkftätten- und Gewerbeordnung. Das noch nicht verhallte 
Sefchrei und Geheul über die Parifer Iunifhlacht Hingt auch aus ber 
Adreſſe des Münchener Bildungsvereins heraus, wenn barin gejagt wirb: 
nicht durch ein falfches Unterſtützungsſyſtem und Nationalwerfftätten, fon- 
dern durd ein zwedmäßiges Bank⸗ und Krebitfgftem, durch Spar- und 
Hälfstaflen folle die nöthige Ansgleihung zwifchen Kapital und Arbeit 
. in’8 Werk gefeßt werden. Die Empfehlung von Tagerhäufern für Roh⸗ 
ftoffe und für fertige Waaren, welche durch Affoziation der Gewerbtrei- 
benden eines Orts gebildet werben follen, erinnern in ber Bereind-Adrefie 
‚an franzöfifchen Urfprung. Wie der Vorſchlag einer neben dem Parla- 
mente tagenden volf&wirthfchaftlichen Zentrallammer bem in Frankreich 
mit einem Arbeiterparlamente angeftellten Experimente entnommen war, 
fo auch rührte die Forderung einer allgemeinen deutſchen Nationalbank, 
welche das ganze VBolfs-Kreditfuftem in ſich fhließen follte, von Paris 
ber, wo Proudhon aus Unkenntniß der nothwendigen Uebereinftinnmung 
zwiſchen Staat und Gefellfchaft”die ſich felbft regelnde Anarchie herzu⸗ 
ſtellen befliffen war. Die unfelige Verblendung, wonach der Staat als 
ein todter Mechanismus, ala ein bloßes Gerippe aufgefaßt wurbe, ver- 
leitete den Bildungsverein auch zu ber Anfftellung: bie Staatsfabriten 
müßten abgeſchafft oder der betreffenden Zunftgenoſſenſchaft zugetheilt 
werden. Gleichwohl wurde der Staat wieber zu Hülfe gerufen, wo es 
fi) um die Befeitigung der erbrüdenden Konkurrenz der Fabriken han⸗ 
belte. Denn „zur Ermöglichung der Konkurrenz“ follten die Fabriken mit 
höhern Steuern belaftet werden! Noch mehr. Der Staat follte and) gegen 
die Kaufleute einfchreiten und fie verhindern, im Detailverfauf der Waaren 
ber Handwerker an bem Probuktionsorte zu konkurriren, während ber 
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Hanfirhandel ganz verboten wäre. Ebenſo wies die geforderte Ablöfung 
der Real-Rechte auf die Staatshälfe hin. Um die Widerfprüche der 
Adreſſe recht flagrant zu machen, war zwar gefordert, daß Zollichranfen 
und Wafferzölle aufhören, aber dennoch gegen die Einfuhr fertiger Waaren 
Schutzzölle, ſowie für die Einführung von Rohftoffen Erleichterungen befte- 
ben follten. Teen gröbften VBerftoß jedoch gegen die Defonomie enthielt das 
unausführbare, optimiftifche Verlangen, wonad) die Arbeit nicht mehr an 
den Wenigftfordernden zu vergeben war, weil dadurch der Lohn berab- 
gebrüdt, die Waare verfchlechtert und die Uneinigfeit genährt würde. — 
Somit herrfchte in diefer Adreffe die ärgfte Konfufion. Der Staat wurde 
zu Hülfe gerufen und doch wieder die Selbfthülfe als das einzige Aus- 
gleihungsmittel gepriefen ; während neben dem ungenügenden Parlamente 
eine volfswirthfchaftliche Zentral-Rammer beftehen follte, verlangten Die 
Arbeiter dennoch aud) im Parlamente zu fiben; die Gewerbefreiheit wurde 
verurtheilt, und ebenfo die Gewerbebejchränfung getadelt, die dennoch als 
Gewerbeordnung und verjüngte Zunft wieder zum Borfchein kam; auf 
der einen Seite follte das Fallen aller Zollſchranken und Waflerzölle die 
Bandelsfreiheit herftellen, indeß auf der andern Seite das ärgfte Prohi- 
bitivſyſtem befürwortet wurde. Bgi einem ſolchen Mifchmafche Fonfufer 
Ideen konnte natürlich der vierte Stand, der nur mit einheitlichen, ein- 
fachen, auf den Grund gehenden und darum allgemein verftändlichen For⸗ 
derungen durchzudringen vermodht hätte, feinen zahlreihen und Mugen 
Veinden Feine fiegreihe Schladht liefern. 

Die gefährlichſten Reaktionäre des vierten Standes waren viel we- 
niger die einen unmöglichen Mufterftaat fertig habenden Kommuniften, 
als die um ihren Zunftzopf befümmerten Handwerler. Bom 2. bis zum 
6. Juni waren in Hamburg Abgeordnete des norddeutichen Handwerker- 
und Gewerbeftandes verfammelt, um die Anordnungen für einen auf den 
15. Yuli in Frankfurt am Main zu berufenden allgemeinen deutjchen 
Bandwerfer- und Gewerbefongreß feftzuftellen. Diefer Kongreß follte den 
Entwurf zu einer „allgemein beutfchen zeitgemäßen“ Handwerker⸗ 
und Gewerbeordnung ausarbeiten und denfelben dem „hohen deutfchen“ 
Parlamente vorlegen. Die in Hamburg niebergefegte Kommiſſion richtete 
einftweilen an das Parlament folgende Adreffe: 

„1. Wir erklären uns mit der größten Eutfchiedenheit gegen Ge⸗ 
werbefreiheit und verlangen, daß diefelbe, in fo weit fie in Deutſchland 
befteht, durch einen befonderen Paragraphen des Reichsgrundgeſetzes auf- 
gehoben werde. 2. Wir erklären und für würbig und befähigt, unfere An- 
gelegenbeiten felbft zu ordnen, alfo auch die Löfung der fozialen Frage 
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jelbft zu übernehmen. Wir zeigen dem hoben Parlamente an, daß wir 
auf Grund des allgemeinen Berfammlungsrechtes, zum 15. Julius d. 9. 
in Sranffurt a. M. eine Berfammlung von Abgeordneten bes Handwer- 
ter- und Gewerbeftandes aus dem ganzen beutfchen Baterlande berufen, 
um einen durch diefelben abzufafenden Entwurf einer allgemeinen Hand⸗ 
werfer- und Gewerbeordnung auszuarbeiten und dem hoben Parlamente 
vorlegen zu Laffen.“ 

Der vom 14. bis zum 29. Juli in Frankfurt tagende Handwerler⸗ 
tongreß entſprach denn auch dem Hamburger Präludium. 


Das Refultat feiner Verhandlungen lautete: 


I. Eine allgemeine Drdnung ‚für die Handwerker und technifchen 
Gewerbe ganz Deutſchlands, geftügt auf folgende Grundfäge : 

a) Der Betrieb eines Handwerks oder technifchen Gewerbes ift be- 

dingt durch Gewinnung des Meifter- und Ortsbürgerredhts. 

b) Das Meifterreht ift bedingt durch innungsmäßiges Erlernen des 
Gewerbes, durch den Befähigungsnachweis und durch das zurück⸗ 
gelegte 25. Lebensjahr. 

c) Alle Handwerker müſſen zu Innungen zuſammentreten. 

d) Je einem Meiſter kann das Recht zur Ausübung nur eines 
Handwerks oder technifchen Gewerbes ertheilt werben. 

DO. Schuß des Handwerferftandes. 

A) Nah Innen. 

a) Mit Einführung der neuen deutfchen allgemeinen Gewerbeordnung 
find alle an dem Betriebe von Handwerken oder technifchen Ge⸗ 
werben haftenden Realrechte aufzuheben. Borher follen jedoch ſaͤmmt⸗ 
liche betreffenden Staatsbehörben, nach Grundſätzen der Billigkeit, 
den Werth der einzelnen Realrechtbefige mit Rückſicht auf die, in 
diefem Augenblide auf fraglichen Gewerberealitäten haftenden Paſ⸗ 
fiven ermitteln und hiernach eine billige Entſchädigung feftfegen, 
welche, wo möglich, binnen Jahresfriſt zu .erftatten ift. 

Auf dem Lande, in Dörfern und auf Höfen follen nur foldhe 
Handwerke und technifchen Gewerbe, und biefe nur im folder 
Anzahl betrieben werden, wie fie das Bebürfniß eines Bezirks 
erfordert, mit billiger Rüdficht auf ſolche Gewerbe, deren Fabri- 
fate in fernen Gegenden Abfag finden. 

Die rechtmäßigen Zeichen und Firmen follen gegen Nachahmung 
gefhüst, und das Führen falſcher Zeichen und Firmen für Ins 
duftrie-Erzeugniffe fol verboten werden, 
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d) Der Hauſirhandel mit Handwerksartikeln ift unbebingt zu vers 
bieten. 

e) Staats» und Kommunalwerfftätten find unzuläflig. 

f) Staats- und Kommunal-Arbeiten, fowie Lieferungen , follen nicht 

mehr an den Mindeftfordbernden, eben jo wenig in Submiffion 

vergeben, fondern in Uebereinkunft mit den betreffenden Behörden 
von Innungen abgefchägt und an die Innungsmitglieder der 

Reihenfolge nad) vertheilt werden. Bei Uebernahme folcdher Ar⸗ 

beiten und Lieferungen follen jedesmal praftifche Meifter den be- 

treffenden Beamten an die Seite geſetzt werden. 

Die Fabriken follen befteuert werden. Die Fabriken follen be- 

ſchränkt werden. Große Gewerbe follen zu Sunften der Heinen 

befteuert werden. 

Nur dem Handwerkerftande ift der Handel mit feinen Erzeugnifien 

und den in fein Fach einfchlagenden Gegenftänden geftattet. 

B) Nach Außen. 

a) Alle Gewerbeerzeugniffe, welche vom Auslande eingeführt werden, 
müffen zum Scute der deutfchen Induftrie mit hohen Eingangs- 
zöllen belegt werden. Rohſtoffe, welche in Deutfchland ſelbſt zur 
Fabrikation nöthig find, follen beim Ausführen angemeifen be- 
flenert werden. Die Ausfuhr deutfcher Fabrikate ift von Seiten 
des Staates durch Ausfuhrprämten zu begünftigen. 

b) Begünftigung der Einfuhr des in Deutfchland gar nicht oder 
nicht Hinlänglich erzeugten Rohmaterials. | 

e) Handelöverträge mit dem Ausland, welche Deutfchland aud) den 
Zugeftändniffen entfprechende Vortheile gewähren. 

O) Berhältniffe zum Staate. 

3) Bertretung der Innungen durch Speialfammern und eine allge 
meine deutiche Handwerkskammer. 

b) Ausſchließliches Recht der inneren Selbftverwaltung durch bie 
Innungen. 


D) Hülfsmittel. 

a) Unentgeltlicher Unterricht in allen Schulen und Verbeſſerung der⸗ 
ſelben; Gründung von Gewerbeſchulen auf Koſten des Staates 
zur Fortbildung der für ein Gewerbe beſtimmten Knaben, in denen 
der techniſche Unterricht durch praktiſch gebildete Lehrer ertheilt wird. 

b) Durch Hülfskaſſen und Vorſchußbanken. 

0) Durch zweckmäßige Kreditgeſetze. 
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Der Handwerlerlongreß machte nad zwei Seiten Hin Front: ein- 
mal gegen die Fabriken und dann gegen das Proletariat. Die Fabriken 
wollte er möglichſt beſchränken und mit Stenern belaften; die Staats- 
und Kommunalwerkſtätten follten abgefchafft, ferner die Staats⸗ und 
Kommmnalarbeiten, fowie auch die Lieferungen bloß noch von dem Meinen 
Handwerk beforgt werden. Dem. Heinen Handwerk zu Liebe follte and 
der Haufirhandel mit Handwerkerartikeln unterfagt fein. Ebenfo kehrten 
fih die Handwerker gegen die große mit irgend einem Handwerke befchäf- 
tigte Arbeitermaffe, welche ganz in die Iunungen eingepferdht werden follte- 
Jede Neubildung follte ſomit verhindert und alle neuen Arbeitözweige in 
mittelalterliche Yormen eingezwängt werben. Der Handwerkerkongreß re- 
präjentirte da8 ächte Spießbürgerthum. Mit Zähigfeit und Verblendung 
hing diefes an feiner bejchränkten Eriftenz und fuchte jeden über basfelbe 
hinausgehenden Fortſchritt aufzuhalten. Hierin fand die Reaktion bie 
Hauptnachhaltigkeit. Zwifchen ber oben zergliederten Adrefie des Mun⸗ 
hener Arbeiterbildungsvereins und den Yorderungen des Handwerkerkon⸗ 
greſſes herrfcht übrigens eine große Uebereinftimmung. Selbft bie deutfche 
Handwerkerfammer fehlt nicht. Wenn aber infofern das Spießbürgerthum 
der deutſchen Einheit einen Tribut zollt, als es die Ausdehnung der 
Handwerfer- und Gewerbeordnung auf ganz Deutſchland fordert, fo tritt 
doch gleich daneben in den verlangten Spezial-Dandwerlerlammern der 
einzelnen deutjchen Ränder der Zopf der Zerriffenheit hervor. 

Die fi durch die Beichlüffe der Meifter verlegt fühlenden, vom 
Handwerkerlongreß ausgefchlofjenen Gefellen hielten ebenfalls einen „all- 
gemeinen deutſchen“ Kongreß ab, bekundeten aber biefelbe Unreife, wie 
ihre Meifter, mit denen fie übrigens darin übereinftimmten, daß die ſo⸗ 
ziale Frage bald gelöft werden müſſe, wenn nicht durd) das „Proletariat“ 
Alles aus Rand und Band gehen folle. Den Gefellen mangelte demnach 
fogar die Erkenntniß, daß fie zum vierten Stande mitgehörten. 

Mit dem antirevolutionären Beftreben des Handwerkerkongreſſes ift die 
Agitation des „rheiniſch⸗weſtphäliſchen Gewerbevereins,“ welcher ſich am 
5. Mai tonftituirte, verwandt. Derfelbe verlangte Schutz für die Gewerbe, 
weiche nicht bie Konkurrenz des Auslandes felbftändig aushalten könnten, 
empfahl in feinem Verzollungsſyſtem namentlich die Werth» und Rüde 
zölle, wünſchte Begünftigung des Berghaus und forderte ein beutjches 
Handelsminiſterium und Handelsamt. Um auf das Parlament Einfluß 
zu üben, bejchloß er, in ranffurt am Main eine ftändige Deputation zu 
unterhalten. Als fein geiftiges Kind muß ber von und weiter unten er- 
wähnte „allgemeine beutfche Verein zum Schuge ber vaterländifchen Ars 
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beit” angefehen werden, von welchem im Januar 1849 ein „Zolltarif für 
Deutfchland“ (Frankfurt a. M. Berlag von Gebhard und Körber) er- 
ſchien. Diefer wirkte den Freihändlern entgegen, welche er verächtlich „ein 
Paar Dugend Kaufleute der See» und einzelner Binnenflaaten“ nannte, 
die ohne auf das Wohl des ganzen Vaterlands zu fehen, nur ihren Pri- 
vatvortheil im Auge hätten, und er ſuchte durch feinen Zolltarif befon- 
ders den freihändlerifchen „Entwurf zu einen Zolltarif für das vereinigte 
Deutſchland“ im der „öffentlichen Meinung“ zu vernichten. 

Das Rüdwärtstreiben feitens der um ihre Eriftenz bejorgten Heinen 
Meifter Leiftete alfo der Reaktion den Fräftigften Vorſchub. Der mit Un- 
recht für einen großen Revolutionär gehaltene Gottfried Kinfel, der als 
Nachmittagsprediger in Bonn das Auflehnen gegen die von Gott gefegte 
Obrigkeit mit dem ewigen Höllenpfuhl bedroht Hatte, war nicht erſt nö⸗ 
thig, um durch fein Schriftchen: „Handwerk, rette dich!” die befchräntten 
Spießbürger in die Arme der Reaktion: zu treiben. Denn der kleine Mei- 
fter war an ſich fchon reaktionär. Diefem beſchränkten Handwerferftande 
gegenüber hätte nur die Arbeiterihaft an ſolchen Orten, wo fie gehäuft 
und dur den Yabrifbetrieb zur Einficht ihrer Proletarierftellung gelangt 
war, einen heilfanten Ausfchlag zu geben vermodht. Allein hier offenbarte 
fi) diefelbe Mägliche Unreife. Ein wüſtes Toben und Schreien, Katen- 
muſiken, nutlofe Aufläufe und Sertrümmerungen, anftatt eines tiefgrei= 
fenden einheitlichen Programms eine Menge Rezeptchen, totale Unklarheit 
über das Berhältniß der Gefellfchaft zum Staate, das Einfeken ber Kräfte 
an einen augenblidlichen, Feine Umbildung der Produftionsweife herbor- 
rufenden Gewinn, das Nachſchwätzen von unverftandenen Forderungen, 
wie 3. B. ber Einfegung eines Arbeits-Minifteriums , der Organifation 
der Arbeit und des Nechts auf Arbeit, der Frauen-Emanzipation, das 
findifche Spiel mit der rothen Farbe, zufammt der Parteinahme für 
unhaltbare Syſteme und kleinliche Experimente: das waren die allge- 
meinen Schwächen bed Arbeiterftandes jelbft da, wo die Gegner den 
Hauptherd des Kommunismus vorausjegten. 

Die Hauptpunkte für die Arbeiter waren Wien und Berlin. Diefe 
beiden großen Städte, wo durch die Staatszentralifation die Fäden von 
zwei Großſtaaten zufammenliefen, mußten für. die Bewegung maßgebend 
werben. Berftand an einem diejer beiden Punkte die Arbeiterbevölferung 
fi) in den Befig der Stantsgewalt zu fegen, fo fonute und mußte fie 
von da aus die Arbeiterfchaft von ganz Deutfchland unter ihre Leitung 
nehmen und diefelbe im Klaſſenkampfe führen. 
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Den Zuftand der öfterreichifchen Arbeiter in damaliger Zeit fchil- 
dert Ernft PVioland in feiner „Sozialen Gefchichte der Revolution in 
Defterreich” (Leipzig 1850, 8.) folgendermaßen. Er fagt: 

„Wer Defterreich oberflächlich durchreiſte, dürfte vielleicht kaum be⸗ 
greifen können, wie denn daſelbſt ein Proletariat habe entſtehen können; 
denn es iſt ja, wie man ſagt, ein Agrikultur-Staat, beſitzt einen Ueber- 
fluß an herrlichen fruchtbaren Gegenden, welche noch immer der pflegen- 
den Hand des Menſchen warten und erfreut fid) eines großen Reichthums 
der mannigfachften Natur-Produfte. Aber e8 wird volllommen Mar, wenn 
man bedenkt, wie fchädlich dad Unterthänigfeitsverhältnig wirkte, wie es 
jede Berbefferung der Agrifultur verhinderte, wie nur der ältefte Sohn 
einer Yamilie im Bauernbefige folgte und höchftens noch ein zweiter fich 
al8 Knecht im Lande fortzubringen vermochte, und die gefellfchaftliche 


"Ordnung des Privilegiums alles Naturgemäße nothwendigerweife ver- 


fehrte, wie e8 erzeugen wollte, was ber Boden verfagte, wie e8 vernach⸗ 
läffigte, wa8 er gab, wie e8 einen Handel hervorzurufen ftrebte, zu dem 
alle Mittel fehlten und Nichts zu dem Handel that und thun konnte, zu 
dem Defterreich berufen war. 

Das ganze Land wurde dadurch benachtheiligt, daß die Beförderung 
der Ausbeutung natürlicher Bezüge unterlaffen wurde und unterlaffen 
werden mußte, — und hierdurch, fowie durch das Unnatürliche der künft- 
fi hervorgerufenen öfterreichifchen Fabrikation wurde eine große Anzahl 
Menſchen allen Chancen des Fabrik-Lebens preisgegeben, Chancen, welche 
um fo ungünftiger waren und nod) find, als jede Regung des Verkehrs 
dem Einfluffe der öfterreichifchen National-Bant ausgefett, diefes Inftitut 
aber eines von jenen ift, welche privilegirt nur den privilegirten Theil- 
nehmern Nuten bringen. 

Der Ausgangspunkt, der Herd des Proletariatd war Böhmen, denn 
e8 hatte befonders viel mit Noth und Elend zu kämpfen. Die Herrſchaf⸗ 
ten, größtentheils Fidei-Kommiffe und alle in Händen des Adels, find 
zwar ungemein reich, das Land ift fruchtbar, hat ergiebige Bergwerke, 
Mineral-Quellen, von welchen fogar das Waſſer weit und breit in Handel 
kommt, e8 gibt dafelbft, namentlih im Königsgrätzer und Leitmeriger 
Kreife, fehr, fehr viele Fabriken‘, weit mehr als in andern Provinzen, 
auch überfchwenmten die Böhmen faft alle Aemter, und die einträglichften 
Poſten wurden wegen ihres liftigen fchmiegfamen Wefens faft ausfchließ- 
ich nur ihnen zu Theil: aber der Bauernftand war dort mehr als fonft 
überall mit Robot, Zehent u. dgl. auf beifpiellofe Weife gedrückt, derart, 
daß dort viele Bauern, — ja man kann fagen alle — bloß von Kar⸗ 
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toffeln Iebten. Die Armuth des böhmischen Bauern und das Elend der 
Riefengebirgsbewohner überfteigt jede Vorftellung *). Die Kinder der 
Landleute konnten demnach von ihnen nicht ernährt werden, und bie große 
Anzahl der fich fonach zu allen möglichen Dienften Anmeldenden drüdte 
den Lohn faft auf Null herab, und es wurde unmöglich, für fie in ihrem 
Baterlande hinlänglichen Erwerb zu finden. Sie zogen demnach in die Fremde. 

Deßhalb fand man aud) in allen Provinzen eine Unzahl böhmifcher 
Dienftboten, deßhalb überfchwenmten fie alle Fabriken Defterreichs, deß⸗ 
halb waren’ fie zu Taufenden bei allen Eifenbahnarbeiten und deßhalb 
zogen fie fchaarenweife in der ganzen weiten Monardie als Teichgräber 
oder Mufifanten und zur Zeit der Aernte als Schnitter herum. Und 
wenn die Kartoffeln fchlecht gediehen, was namentlich in den letzten 
Jahren (vor 1848) der Fall war, wo die Kartoffelfranfheit viele Frucht, 
ungenießbar machte, ſo ftarben in Böhmen, namentlich im Niefengebirge 
und in den Fabrik-Gegenden, Taufende am Hunger-Typhus, während 
die böhmifchen Kavaliere, wie die Schwarzenbergs, Kolowrats, die Lobkowitze 
und mehrere Andere im Weberfluffe fchwelgten, und Diejenigen, welche die 
herrlichen malerifchen Badeörter Böhmens befucht hatten, nicht genug von 
dem Reichtum und den poetifhen Sagen diejes reizenden Landes er- 
zählen und Hiermit ihre Phantafie ergöten konnten. 

Beſonders fchleht ging es den Yabrif-Arbeitern und zwar in der 
ganzen Monarchie, da die Maffe der Herbeiftrömenden Böhmen den Lohn 
drücte und dadurch die Arbeitözeit immer mehr und mehr — bis auf 
14, dann 16 Stunden des Tages — erhöht wurde. Traten Handels- 
Krifen ein, fanden einige Fabriken ftill oder machte auch nur die An- 
wendung einer Mafchine Menfchenhände überflüffig, fo hatten ſtets eine 
Menge mit dem Hungertode zu kämpfen und Biele erlagen ihn. 

Die Arbeiter hatten auch gar fein Mittel, ihrem Elende abzuhelfen. 
Unbedingt mußten fie fi) dem Willen ihrer Herren und Arbeitgeber un- 
terwerfen. Arbeiter-Affoziationen waren ftrenge verboten, und die Ber- 
abredung derfelben, unter einem gewiflen Minimum des Lohnes nicht 
arbeiten zu wollen, war mit ftrengen Strafen bedroht. Ihnen, den Pariahs 
der Gefellfchaft, war e8 verboten, für ihren Vortheil zu wirken, damit 
der Handel und die Induftrie nicht durch erhöhten Lohn leide und die 
Öfterreichifche Fabrikation mit dem Auslande Konkurrenz Halten könne, 





*) Selbft die armen jchlefiihen Weber in der Gegend des Eulengebirges jag- 
ten dem Berfaffer, daß, obſchon es ihnen fehr jchlecht ginge, doch die Noth in 
Böhmen noch viel größer ſei als bei ihnen. 
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während doch die Arbeitgeber fich offen gegen fie zur Verkürzung des 
Lohnes verfchworen, und fi) zu diefem Behufe verfchwören durften. 

„Doch dieß war nur eine Konfequenz der Ordnung bes Staates ; denn 
da diefelbe auf das Privilegium gebaut war, fo durfte fich nicht allein der 
Adel und mit ihm der adelige Grundbefit eines Bortheiles erfreuen; benn 
hätte man die beherrfchte Klafje nicht gleichfalls durch Privilegien und durch 
ihr Intereſſe gefchieden, fo würben die Adelsmacht und die Bureaufratie, 
diefe eigentlich herrſchenden Klaſſen, dem Stoße der gleichen übrigen ab- 
hängigen Gefellfchaft ſchon Lange nicht haben widerftehen künnen. Dem- 
nach mußten dem Handelsftande, den Gewerben durch Zunftordnungen 
und Innungsgejeße Vorrechte eingeräumt werden, und fie wurden es 
hauptſächlich dadurch, daß die Gemwerbe- und Handelsfreiheit eingefchränft 
und der privilegirte Handels- und Gewerbeftand zur herrfchenden Klaffe 
über die abhängigen Arbeiter wurde. In Folge deſſen mußten auch bie 
Handels- und InduftrieeGefege nur zum Bortheile der berrfchenden 
Macht erfließen, und ſonach hatten die Hülfsarbeiter und Bauern eigent- 
lich faft ganz allein die übrige Gefellfchaft Tururids zu ernähren, felbft 
aber — zum Lohne dafür — zu darben. 

„Die Folge der furchtbaren Zuftände der abhängigen Arbeiterflaffe 
war, wenigftens in Wien,...... gränzenloſe Immoralität und fittliche 
Berwilderung. Ganze Vorftädte, wie Thury, Lichtenthal, Altlerchenfeld, 
Strogzifchergrund, Margarethen, Hundsthurm, neue Wieden, Yünf- und 
Schshaus,wimmelten von ausgehungerten zerlumpten Arbeitern, und Abende 
erfüllten die unglüdlichen Mädchen der Fabriken in dem jugendlichften, 
felbft Kindesalter die Glacien und den Stadtgraben, um für einige 
Groſchen Jedem dienftbar zu fein. Im Jahre 1845 und 1846 zogen fie 
fogar mit jungen Yabrit-Arbeitern, den fogenaunten Kappelbuben , welche 
anf die Annäherung der Polizei zu achten Hatten, in den Straßen ber 
innern Stadt herum und fchenten fich nicht, zur größer Bequemlichkeit 
ihres horizontalen Nebengewerbes Bänfe und Polſter mit ſich zu nehmen. 
Auch nächtliche Anfälle und Beraubungen famen damals faft täglich vor. 
... Dieſes Wegelagererwefen beftand durch faft einen ganzen Winter, 
welcher damals fehr ftreng war und welcher die Ürbeiterbevölferung dep- 
balb, und weil fie die Heizung nicht erfchwingen konnte, zu folchen ver- 
zweifelten Gewaltthätigfeiten nöthigte. Endlid) wurde aber doch die Polizei 
diefer fogenannten Kappelbuben mächtig und bei dreihundert derjelbeu wur— 
den unter das Militär geſteckt und nach Dalmatien oder ber Milttär-Grenze 
gefenbet, denn das Militär betrachtete man in Defterreich feit jeher als 
Straf- oder Korreltions-Anftalt.“ 

5 * 


— 8 — 


Die lange ununterbrochene Dauer gedankenloſer Arbeit in den Fab⸗ 
rifen erzeugte bei den Arbeitern aud) einen bedauernswerthen Stumpffinn, 
und bejonders Weber verfielen bei ihrer einfachen Beichäftigung in Blöd⸗ 
finn und Irrfinn. Schon feit einigen Jahren vor 1848 hatten fich die 
Arbeiterzuftände bedeutend verfchlimmert, die Brotlofigkeit verbreitete fich 
immer mehr, und ungeachtet die Erdarbeiter bei den in neueſter Zeit 
überall Iebhaft betriebenen Eifenbahnbauten einen bedeutenden Abfluß 
fchafften, wuchs die Zahl befchäftigungslofer Fabrik-Arbeiter wegen Still- 
ftandes mehrerer Fabriken, Anwendung neuer Mafchinen und wegen Ber- 
armung mehrerer Gewerbsleute, welche in die Klaſſe der Arbeiter traten 
und wieder Andere verdrängten, doch von Jahr zu Jahr, in geometrijcher 
Progreſſion. 

„Das ſchaudervolle Elend dieſer Fabrik-Sklaven, namentlich im 
Winter, ging in das Unglaublihe, und doch waren fie überglüdlicd, 
wenn fie nur nicht ihren Verdienſt verloren; denn dann blieb ihnen. Nichte 
übrig, al® zu verhungern oder zu ftehlen. Es gab viele brotlofe Menjchen, 
welche faft ohne jede Belleidung, fowohl im Sommer als im Winter 
fich des Tages hindurch in den Unrathsfanälen aufhielten und des Nachts, 
um frifche Luft zu fchöpfen und Etwas zu erwerben und zu genießen, 
Einbrüche oder Raubanfälle begingen und ſich dann im Prater oder in elenden 
Kneipen herumtrieben. . . . . Zudem wurden bie Arbeiter von den Be- 
hörden als Gefindel, wie eine Heerde Vieh, behandelt. Wer einmal auf 
der Wiener Polizei-Direltion an einem Vormittag war, wird fich wohl 
erinnern, wie viele Hundert Handwerksburſchen in einem engen Gange 
zufammengepfropft fanden und ftundenlang auf ihre Wanderbücher ftille 
harten mußten, wobei fie ein Polizeimann mit dem Säbel oder Stod 
in der Fauſt wie ein Sklavenaufſeher überwachte. Die Polizei und bie 
Juſtiz hatten fich beinahe verfchworen, diefe Armen durch diefe kopflofefte 
wirklich chinefifche Anwendung des Geſetzes bis zur Verzweiflung zu 
treiben. .. . . ’ 

„Wohl beftanden Gemeindearmenanftalten,, aber deren Wirken war 
wie das Fallen eines Tropfens in das Meer. Ihre Einkünfte waren 
viel zu gering, um dem Elende nur ein Wenig fteuern zu können... . . 
Auch beftand in Wien eine vom Staate erhaltene freiwillige Arbeiteranftalt, 
aber diefe war derart, daß e8 Niemand länger als höchftens einige Tage 
aushalten konnte und Jeder lieber das größte Elend erduldete, als daf 
er zum zweiten Male in diefe Anftalt ging. Die Bezahlung, der Lohn 
war dafelbft gleich Null und die Behandlung abfichtlich jedes menfchliche 
Gefühl empörend, damit ſich ja nicht Viele melden, und dem Staate nicht 
zur Laft fallen möchten. Im Zuchthaufe war e8 hundertmal befier. ... . 
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„Die Gefahren, welde von Seiten des Proletariats drohten und 
welche einen Blick in den furchtbaren Zuftand defielben thun ließen, 
famen zum erften Male um das Jahr 1844 zum Borfchein. Um jene 
Zeit, fo viel ich mich noch erinnere, wurde in den Fabriken Böhmens eine 
neue Mafchine in Anwendung gebracht, welche viele Arbeiter überflüflig 
machte und zugleich wegen der nun ungeheuren Konkurrenz der Arbeit- 
fuhenden den Lohn verringerte und bie Arbeitftunden vermehrte. Da bie 
Entlaffenen nirgends eine Beichäftigung fanden und mit dem Hunger- 
tode rangen, auch die in den Fabriken belafjenen Arbeiter wegen der zu 
gleicher Zeit eingetretenen Mißärnte mit allem Mangel zu kämpfen hat- 
ten, fo votteten fie ſich namentlich im Leitmeriger und Söniggräßer 
Kreife zufammen, verlangten von den Fabrit-Herren die Abfchaffung der 
Mafchinen, und da ihrem Begehren nicht willfahrt wurde, auch wegen 
der Konkurrenz mit dem Auslande nicht willfahrt werden konnte, fo 
ftürmten fie die Yabrilen und vernichteten die ihnen das Brot raubenden 
Mafchinen. Andere — man fagte, mehrere Taufende — zogen mit Weib 
und Kind, mit Sad und Pad uad) Prag, um von dem damaligen böh- 
mischen Oberftburggrafen dem Erzherzog Stephan Anordnungen zu er- 
bitten, in Folge deren fie wieder arbeiten und ficher leben könnten. In 
Prag fürdhtete man das Herankommen diefer vielen Tauſende ausgehun- 
gerter Menschen, und da in Defterreih Maflen-Deputationen ftrenge ver- 
boten waren, fo wurde gegen das in friedlicher Abficht zur Stadt wan- 
dernde wehrlofe Arbeitervolt die ganze Polizei» und Militär-Macht 
anfgeboten, und der Polizei-Direftor ließ fogleich in die ruhig heran- 
drängende Mafje, welche bloß um Hülfe gegen das Berhungern flehen 
wollte, mit aller Barbarei dareinfchießen, ohne daß irgend eine Gewalt- 
thätigfeit von Seiten berfelben vorausgegangen wäre. Die Arbeiter 
wurben hierüber wüthend, fie machten Miene zum Kampf; doc) einfehend, 
daß fie unbewaffnet unterliegen müßten, oder vielleicht auch aus bloßer Furcht 
verließen fieeilig die Stadt, zerftreuten fich, zerichlugen noch mehrere Fabrik⸗ 
Einrihtungen, und obgleich dann Etwas, um die dringenbfte Gefahr 
abzuwenden, für fie gefhah, fo ftarben fie doc zu Zaufenden in ben 
Sabrif-Gegenden und im Riefengebirge am Hunger-Typhus, ſich fügend 
in ihr hartes Gefchid ohne den geringften weiteren Angriff. 

„Nicht Lange Zeit darnad) zeigte ſich auch in Wien eine Citerbeule 
des fozialen Elends. Es tauchten nämlich dafelbft die fogenannten Kappel: 
buben auf, von denen ich bereits gefprochen, und welche bie Glacien, - 
ja fogar die Straßen der innern Stadt dur NRaubanfälle im Höchften 
Grabe unfiher machten. Nachdem bdiefelben gebändigt worden Waren, 
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dachte man aber dod) einmal nad), woher denn plötzlich diefe Menſchen 
tämen. Dan hatte von der Polizei erfahren, daß die Armuth und Brot- 
Lofigfeit fie ans den Yabrifen auf den Weg ber Verbrechen gejchleudert 
babe, man fürdhtete fi), man war auch durch franzöfifche, das menjc- 
liche Elend fchildernde Romane fehr weich geftimmt worden, und demnad) 
wurde e8 aus Furcht und aus Mitleid auf einmal Diode, mildthätig zu 
fein und Arme zu unterftügen.“ 

„Die Klleinkinderbewahranftalten mehrten fih, und es traten einige 
Bereine mit behördlicher Genehmigung ins Leben, um der Armuth zu 
fteuern. So bildete ſich ein Verein zur Nettung entlaffeuer Sträflinge; 
man bemühte fi, fie in Dienft und Arbeit zu bringen. Auc ein Armen- 
verein fam zu Stande, defien Mitglieder an einem beftimmten Tage in 
der Woche ſich zufammenfanden, Kaffee und Thee nahmen, fid) von 
geladenen jungen Herren vorlefen und den Hof machen ließen und dann 
einige Stunden Etwas arbeiteten, das fie verfauften und deſſen Erlös 
fie für die Armen verwendeten. Aber dieſe Spielereien hatten natür- 
ih nicht den geringften ſichtlichen Erfolg. Kein Zweifel wohl, daß 
hiermit manchem Einzelnen geholfen wurde; aber während man Einen 
aus den Armen des Elends und der Verzweiflung riß, ftürzten dafür 
zehn Andere hinein. Wenigftens aber hatten fie das Gute, daß fie die 
Willfürlichfeiten, welche bei den von den Behörden überwachten Ge- 
meinbearmenvertheilungen ftattfanden und wobei größtentheild Pro— 
teftion entfchied, an das Tageslicht zogen, daß man durch fie erfuhr, 
daß fogar eine Menge Kinder ohne einen Menfhen, ber fich ihrer 
annähme, ohne beftimmtes Obdach in der Reſidenz exiſtirten und 
welche bald auf einer Stiege, bald in einem Keller oder in einem Wagen 
oder in Kanälen übernachteten und demnach ganz verwahrloft heran⸗ 
wuchſen, und daß ſie ſonach das Mitgefühl für die Armen anregten 
und den Nimbus der Unfehlbarkeit und der weiſen Fürſorge von den 
Behörden allein herabriſſen und die Erbitterung gegen das ganze Metter- 
nich'ſche Syſtem vermehrten... . . 

„sm Winter des Jahres 1847 und 1848 trat die allgemeine Ver⸗ 
armung wohl recht fichtlich hervor, aber man fehmeichelte fich, fie fei nur 
vorübergehend und partiell; fie habe nur in dem zeitweiligen, durch 
Handelskrifen Herbeigeführten Stillftande der Fabriken ihren Grund und 
werde ſich bald wieder heben. Auch fchien die Gefahr nicht befonders 
brohend ; denn die Arbeiter waren ja geduldig, und man hätte auch gar 
nicht begreifen können, woher fie die Idee nähmen, Etwas mehr zu for- 
bern, wenn man ihnen nur zu effen gäbe. Und zu dieſem Behufe trat 


eine Frivat-Euppenanftalt in das Reben, welche aber fehr erftaunte, als 
bei der Bertheilung in den verfchiedenen Vorſtädten mit einem Stüd 
Brot. und einem Teller nahrhafter Rumforder-Suppe fi viele Taufende 
und Zaufende hungeriger Armen meldeten. Die Armen fchienen dafür 
jehr dankbar, aber dieß ſchien auch nur. Ziefer, feft eingewurzelter Groll 
gegen die Tolizei, gegen alle Behörden, von welchen fie ftetS malträtirt 
wurden, unterdrüdter Zorn gegen den ganzen Staat, der fie wie Sklaven 
Eehandelte, Exrbitterung gegen ihre Brotherren, die fort und fort an 
ihrem Lohne mäfelten und fie unbarmherzig drüdten, erfüllten ihre ganze 
Seele und Jeder von ihnen erfannte, daß die ganze übrige Gefellfchaft ihnen 
entgegengeftellt fei. Die ganz gnädig mit Herablaffung zugeworfenen 
Almofen zeigten ihnen nur noch mehr den großen Unterfchied zwifchen 
ihnen und den übrigen Gliedern der Gefellfchaft und erhöhten ihren 
Schmerz. Hätten fie nur die Möglichkeit gefehen, ihre Kette zu zerreißen, 
fie hätten fie ficher längft gebrochen. Aber Jeder vereinzelt jah fie nicht 
und deßhalb lebten fie in dumpfer Verzweiflung ftill dahin.“ 

So ftellt uns Ernft Bioland, der aus perfönlicher Anſchauung ſpricht 
und verfchiedene erlebte, hier übergangene Fälle erzählt, die Tage des 
öfterreichifchen Proletariats dar. Selbige8 trat zu Wien, während ber 
Bewegung, bald ftark in den Vordergrund. Allein bei ihm und feinen 
Fü hrern offenbarte ſich die nämliche Hägliche Unreife, jener totale Man- 
gel an politifcher und wirthfchaftlicher Einficht, der ſich 1848 nicht 
bloß unter den Arbeitern, fondern aud) unter dem Bürger- und Bauern» 
ftande überall fundgab. Abgefehen davon, daß fich die Arbeiter unter 
einander zu einem Haren gemeinfamen Streben nicht zu vereinigen 
vermochten, rief auch ihr Auftreten in Wien Beforgniß ſeitens 
der wohlhabenden Bürger und alfo eine bem ©elingen der Bewegung 
jelbft nachtheilige Klaſſen-Reaktion hervor. Eomit kam Zerfplitterung 
und gegenfeitiges Miftrauen in diejenigen Elemente, welche die Errun- 
gerfchaften in gefchloffener Fhalany zu hüten hatten. Wegen ber herr- 
ſchenden Unklarheit gefchah es, daß die Wiener Studenten, weil fie ber 
Bewcgung eine ftarfe, uneigennügige und aufopferungsfähige Mannſchaft 
zur Berfügung ftellten, in hohem Grade die Leiter und Tonangeber wurden, 
obſchon dieſe jungen Pente durch guten Willen und durch Enthuſiasmus 
nicht die fehlende gereifte Einficht und Erfahrung zu erfegen vermodten. 
Wenn man nun bedenft, daß Wien damals die revolutionärfte und 
größte Stadt Deutfchlandse war, und daß von ihren Schidfjale der 
Ausgang der ganzen beutfchen Bewegung abhing, fo erjcheint das 
Scheitern der damaligen Organifations = Berfuche Deutjchlands und 
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die mächtige Weberhandnahme der von allen Seiten hereinbrechenden 
Reaktion ſehr erflärlid). 

Ernſt Bioland überfhägt den Agitator Karl Taufenau (Taußig), 
wenn er in feiner „Geſchichte der fozialen Revolution in Oeſterreich“ 
von demfelben fagt: „Durch Taufenau’8 Krankheit verlor die Revolution 
übrigens einen Dann, weldjer nad; meinem Dafürhalten die ganze Be⸗ 
wegung allein klar erkannte, und welcher bei ſeinem umfaſſenden Wiſſen, 
ſeinem Talente, ſeiner außerordentlichen, das Volk unwiderſtehlich er— 
greifenden kühnen Beredtſamkeit, derſelben vielleicht eine andere Richtung 
zu geben im Stande geweſen wäre.“ — Tauſenau ſetzte während des 
Erils in London feinen Mitflüchtlingen mehrmals ausführlich ausein— 
ander, daß er ſo gut wie Nichts von der Bewegung verſtanden und erſt 
ſeitdem aus den „Schriften der Meiſter,“ wie er ſich ausdrückte, Etwas 
gelernt hätte. Die Größe feiner agitatorifchen Beredtſamkeit iſt allerdings 
nicht in Zweifel zu ziehen; allein Zaufenan war ein Genußmenſch, der 
fid) wegen feiner desfallfigen Schwächen auch die erwähnte Krankheit zu- 
zog, und ihm fehlte mit der Klarheit die Charafterfeftigfeit und der per- 
fönlihe Muth: weßhalb er während der Oftober-Revolution unter dem 
ſchicklichen Vorwande, die Ungarn holen zu wollen, Wien verließ und 
von Ungarn aus, ohne nad) Wien zu feinen Gefinnungsgenoffen zurüd- 
zufehren, als Pächter verfleidet durch Galizien nach Deutichland, Frank⸗ 
reich und zulest nad) England ging. Hätte e8 in Wien 1848 einen ein” 
zigen Mann gegeben, welcher die revolutionären Kräfte in heiljamer 
Weife zu organifiren und zır leiten vermocht hätte, fo würde wenigftend 
der vernünftige Theil unter den Befigenden nicht zum Nachtheile der 
Bewegung gegen die foziale Richtung der Arbeiterfchaft reagirt, der un- 
vernünftige Theil aber bald feinen Einfluß verloren haben. Die Arbeiter 
fonnten bei vernünftigen Menfchen bloß Beſorgniß erweden, wenn Nie- 
mand vorhanden war, der ihre unbändige Kraft in geregelte Bahnen zu 
leiten und zum Bortheile der Gefammtentwidelung ihre Klaffenlage zu 


. verbefjern verftand. An dem Mangel an organifatorifchen Talenten ging 


die Bewegung zu Grunde. 

Der Ziviefpalt zwifchen den Arbeitern und Bürgern trat ſchon am 
13. März beim Ausbruche der Revolution hervor. Als nämlich an die 
fem Tage die Fabrif-Arbeiter der Vorftädte auf die Nachricht, daß im 
der innern Stadt Unruhen ausgebrochen wären, heranrüdten, um ſich 
am Kampfe zu betheiligen, wurden gegen fie die damals noch vorhait- 
denen Thore gefchloffen. Hierauf zogen fie in die Vorftädte zurüd, zer- 
ftörten die ihnen wegen der Berzehrungsftener verhaften Mauthgebäude, 
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zertrümmerten in den Fabriken die Maſchinen, weil dieſelben viel Hand⸗ 
arbeit unnöthig machten, und verbrannten in Fünf— und Sechshaus die 
Wohnungen verhaßter Fabrikanten. Sodann ſtreiften einige Hundert auf 
drei Meilen in der Runde Wiens umher, um in ben Wabrifen bie viele 
Menfchenhände befeitigende Perotine-Mafchine zu zerträmmern. Weil bie 
Regierung den Zwiefpalt zwiichen den Bürgern und Arbeitern benüßen 
zu müffen glaubte, wurde noch in der Nacht vom 13. auf den 14. März 
Bollsbewaffnung verfügt und das Zeughaus geöffnet: worauf dann die 
reichen Bürger, der landftändifche Adel und die Beamten bewaffnet nad) 
den Vorſtädten rückten und daſelbſt einige Hundert aufftändifche Arbeiter 
verhafteten. Da die Studenten an diefen Arbeiterverhaftungen nicht 
theilnahmen, gewannen fie das Zutrauen ˖ der Arbeiter und wurden in 
der Folge die Führer derfelben. Indeß meinte die Regierung Etwas für 
die Arbeiter thun zu müffen: weßhalb fie die feit 1835 hart auf den⸗ 
felben Iaftende Berzehrungsftener von den nothwendigften Lebensbebürf- 
niffen aufhob und mit kurzer Voransicht, damit fie nicht ans Nahrungs- 
fofigfeit und Müßiggang aufs Nevolutioniren verfielen, öffentliche Erd⸗ 
arbeiten. anorbnete. Nicht minder behandelten in der erften Zeit nad) der 
Märzrevolution die Fabrikanten ihre Arbeiter zuvorfommend aus Furcht, 
daß ſich die Brand- und Zertrümmerungsfzenen erneuerten. Auch beſchaͤf⸗ 
tigten fie jest mehr Arbeiter, als früher, weil durch die Zerftörung der 
Mafchinen mehr Menfchenhände nöthig geworben waren. Ueberhaupt 
hatte der unter die Arbeiter gefahrene aufſtändiſche Geift den Beſitzenden 
einen nicht geringen Schreden eingeflößt. Als daher von Baris die Nach⸗ 
richt eintraf, daß dort die Arbeitözeit auf zehn Stunden herabgejegt wor⸗ 
den war, befürchteten die Eifenbahngefellichaften Arbeiterunruhen, wenn 
fie nicht ein gleiches Zugeftändnig machten, und beſchränkten deßhalb bie 
Arbeitszeit gleichfalls auf zehn Stunden. Die Fabrifanten, von der naͤm⸗ 
lichen Beforgniß .erfünt, folgten den Eiſenbahngeſellſchaften in der Ver— 
minderung der Arbeitszeit nad), und endlich, obwohl mit Widerſtreben, 
verſtanden ſich auch die Zunftmeiſter zum Einhalten von bloß zehn Ar⸗ 
beitöftunden. Aber die Zunftmeiſter gaben nicht eher nad), als bis bie 
Sefellen von dem einzelnen Handwerken ſich zufammengerottet hatten und 
mit fliegenden Fahnen vor den Magiftrat, der nun die Säumenden zur 
Nachgiebigkeit anhielt, gezogen waren. Somit hatten die Wiener Arbeiter 
ihre Arbeitszeitherabfegung den Parifern zu verdanten, 

Bald jedoch führten die über ganz Europa hingehenden Unruhen 
und das durch fie bei den Gelbleuten Hervorgerufene Gefühl ber Un- 
fiherheit in Wien eine Gefchäftsftodung herbei. Viele Arbeiter, auf dieſe 
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Weiſe brotlos geworden, ſuchten darum Zuflucht bei den öffentlichen 
Erdarbeiten. Die Erdarbeiten ſollten urſprünglich fein Fallſtrick für die 
Arbeiter ſein, ſondern man wollte, da man einſah, daß letztere leben 
mußten, ihnen Etwas zu verdienen geben. Als reines Almoſen aber 
wollte man ihnen den nothdürftigen Lebensunterhalt nicht gewähren, weil 
man die Beſorgniß hegte, die Armen könnten ſonſt vielleicht auf ganz 
andere Gedanken gerathen. 

Bald darauf brach, da die Geſchäftsſtockung vielen Leuten die Be⸗ 
zahlung des Miethzinſes unmöglich machte, in Wien ein allgemeiner 
Schrei der Entrüſtung gegen die Hauseigenthümer los, welche friſchweg 
Faullenzer und Wucherer betitelt wurden. Eine im „Odeon“ abgehaltene 
Bolfsverfammlung ſprach fich gegen Ende April für die Herabjegung 
des Wohnzinſes aus, fo daß ſich die Hausherrn gemöthigt jahen, 
von der Eintreibung der alten Miethe abzuftehen und lieber die rüd- 
ftändige Schuld zu erlafien, als vielleicht in Zukunft große Gefahr zu 
laufen *). Zugleich ging ein Sturm gegen die Wucherer und Juden lo. 
Diefe wurden in fortlaufenden Brofhüren, worin Namen, Wohnort, 
Einfommen und Wucherzinfen genannt waren, dem Volle denunzirt. 
Selbſt das faiferliche Berfagamt wurde des Wuchers bezichtigt, weil es 
früher 8%, und in ber leßten Zeit 6%, Zinfen genommen hatte, während 
es nad) dem Gefeße nur 5% beanfpruchen durfte. Aus diefem Grunde 
fah fi) der Hof gezwungen, für einige hunderttanfend Gulden Pfänder 
Unbemittelter auszulöjen. Bei der Bewegung gegen die Gläubiger madj- 
ten ſich befonders die Zunfmeiſter und Heinen Yabrifanten bemerkbar, 
weil fie nicht mit den großen Fabrifanten die Konkurrenz aushalten 
fonnten. Der Schreden, welcher durch das Gerücht von der Zahlungs- 
unfähigfeit der Bank erzeugt wurde, beſtimmte damals die Regierung, 
den Noten Zwangsfours zu ertheilen. 

Mit cinem Beglüdungeplance für das kleine Bürgerthum trat nun 
ein gewiffer Swoboda hervor. Gleichwie in Paris die von den Feinden 
der fozialen Bewegung, von Marie, Marraft, Garnier-Pagès ꝛc., ins 
Reben gerufenen, dem Geſchichtſchreiber Louis Blanc aber in die Schuhe 


*) In früheren Jahrhunderten Hatte die Regierung in den Preis der 
Mohnungsmiethe eingegriffen: „So meinte man noch 1697 in Oeſterreich,“ heißt 
es in den Sahrbüchern für National-Delonomie und Statiſtik von Hildebrand 
(I. Band, 3. Heftı, — „es bedürfe nur eines Befehls, um die Steigerung, welche 
zu Wien in den Wohnungsmiethen eingetreten war, abzuftellen und „„die Intro: 
duzirung der Wolfailkeit““ in diefer Beziehung zurückzuführen.“ 
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geſchobenen National-Werkftätten die Arbeiterbewegung irreleiten und zu 
Grunde richten follten, fo war aud in Wien Swobobda’8 Plan dazu 
beftimmt, die foziale Richtung ber Bewegung beim Bolfe verhaßt zu 
machen. Swoboda jchlug die Errichtung einer Leihanftalt vor, welde 
den Handwerfsmeiftern und Heinen Yabrifanten unverzinslih und bloß 
anf die Garantie ihres Fleißes, fowie gegen eine Einfchreibegebühr Kleine, 
in beftimmten Raten rüdzahlbare Summen vorftreden und fo viel An- 
weifungen, als Häufer in Wien wären, ausgeben follte. Einmal als ver- 
rüdt mit feinem Plane von der untern Behörde, deren Zuftimmung er 
um des nöthigen Krebits willen nachſuchte, abgewiefen, trat er nad) 
einem Bierteljahre mit befjerm Erfolg auf und richtete daun große Ber- 
wirrung an. Er verfprad) bei feinem zweiten Auftreten einem Jeden, der 
10 fr. Konventionsmünze Einfchreibegebühr bezahlte, auf eine beſtimmte 
Friſt ein Kapital von höchftens 100 Gulden bloß gegen die Garantie 
des Fleißes des Leihers vorzuftreden. Zugleich verhieß er die Bezahlung 
aller Schulden, wenn nur der Schuldner fein ganzes Leben hindurd) eine 
ganz unbeträchtliche Monats⸗ und Bierteljahrseinlage behufs der Ab- 
tragung entrichten wollte. Er ftellte Aktien zu fünf, zehn und mehr Gul- 
den im Betrage von mehreren hunderttaufend Gulden aus, indem er ſich 
der Hoffnung hinzugeben ſchien, daß diefe Aktien an Geldes Statt an- 
genommen werden würden. Swoboda hatte hohe Protektion. Weil be- 
fonnt wurde, daß der Minifter des Innern Doblhoff für 10,000 Gul⸗ 
den, ebenfo daß der Hanbelsminifter Hornboftl, eine bedeutende Anzahl 
folder Aktien gefauft hätte, glaubte das Publitum, daß die Swoboda’fche 
Leihanftalt vom Staate garantirt fei, und ftrömte daher in Maſſe zu 
denn Bureau Swoboda’s, um duch die Entridtung von 10 Kreuzern 
Einfchreibegebühr des verheißenen Glückes theilhaftig zu werden. So 
gefhah es, daR fid gegen 40,000 Menfchen, meiftens Handwerker und 
Heine Fabrikanten, einfchreiben liegen. Als endlich der große Tag erfchien 
an welchem die Kapitalien vorgeftredt werden follten, gab Swoboda den 
geldbedürftigen Leuten, deren Zahl nicht gering war, feine Aftien. Und 
nun fam der Skandal. Denn die Aktien wollte Niemand nehmen; viel- 
mehr nannten Diejenigen, denen fie angeboten wurden, die ganze Sache 
eine Schwindelei. Weil jedoch der Minifter Doblhoff fi an dem Aktien- 
Unternehmen betheiligt hatte, zogen am 11. September, dem Zage der 
Altien- Ausgabe, einige Tauſend Menfchen vor das Haus des Minifters 
und verlangten die verfprochenen Kapitalien. Vergebens erflärte Doblhoff, 
daß er fih nur als Privatmanı und aus Wohlthätigfeitsfinn an ben 
Unternehmen betheiligt babe. Sein Leben geriet in Gefahr. Bon der 
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alademifchen Legion befchütt, flüchtete er ſich durch eine Hinterthär vor 
der Bollswuth *). Das Minifterium aber, das bis zu einem gewiflen 
Grabe fompromittirt war, löfte nun den Berein auf, unterfagte die fernere 
Ausgabe der Aktien und erftattete dem betrogenen Publikum die Ein- 
fchreibegebühr aus der Staatskaſſe zurüd. Auf diefe Weife wurde die 
Ruhe wieder hergeftellt. Indeß wurde Swoboda, obfchon einige polizei- 
lihe Nachforfchungen gefchahen, nicht verfolgt. Die hohe Protektion ſchien 
ihn zu ſchützen. Er Hatte die Aufgabe gehabt, den Sozialismus lächerlich) 
und verhaßt zu machen. Ein fo jämmerlicdhes Ende nahm die Volksbank 
der Wiener Kleinbürger ! 

Die Arbeiter Wiens während der Revolutionszeit zerfielen im drei 
ſtreng gefouderte Theile: in die Handwerfsgefellen, die Yabrifarbeiter 
und die Erdarbeiter. Die Handwerfögefellen oder Gewerbsarbeiter ftan- 
den, wenn man an fie den revolutionären Mafftab legt, am Niedrigften. 
Dei den Erdarbeitern zeigte ſich das revolutionäre Element am Meiſten. 
Zwiſchen diefen beiden Arbeiterarten in der Mitte ftanden die Yabrif- 
arbeiter der Vorſtädte. Das wird aus folgender Auseinanderfegung beut- 
licher werden. 

Die Handwerkögefellen fanden ihre Organifation in bem bisweilen 
auf 2000 Mann angewachfenen „Arbeitervereine,“ welcher feine Sigun- 
gen im Saale zum Stränßl in der Yofefftadt abhielt. Die Mitglieder 
diefes Vereines trugen an ihren Hüten und Müten einen Heinen Bie- 
nenftod aus weißen Metall zum Zeichen ihres Fleißes. Während der 
Bereinsverhandlungen durfte ſich Niemand Etwas zu efjen oder zu trin- 
fen geben laflen, weßhalb immer die mufterhaftefte Ordnung, Schweig- 
ſamkeit und Aufmerkfamfeit in den Sigungen waltete. Nur am Tifche 
bei der Rednerbühne ftanden einige Seidel Bier, damit die Sprecher den 
trodenen Gaumen legen konnten. Der Präfident hieß Sander, war ein 
Arbeiter und zählte etwa 25 Jahre. Der fämmtliche Borftand war aus 
Handwerkern zufammengefegt. Tiefer Verein glich ben Arbeiterbildungs- 
vereinen, denn feine Mitglieder erhielten Unterricht im Lefen und Schrei- 
ben, bekamen Borträge gehalten und übten ſich nicht nur im Singen, 
Tanzen, Waffengebraud; und Turnen, fondern fpielten auch Theater und 
gefielen fi) im Deflamiren von Gedichten. Bei diefer Menge von Bil- 
dungsgegenftänden konnte die revolutionäre Ausbildung nicht ſtark ge- 
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*) Mit den Studenten war Doblhoff im beſten Einvernehmen. Noch kurz 
vor der Oktober⸗-Revolution äußerte er: die Aula wiſſe recht gut, wie er zu 


ihr ftebe. 
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beiben. Das Höchſte, wozu ſich die Bereinsmitglieder verftiegen, waren 
Unterftügungstlaffen. Sonft wollten fie auf gefeglihem Wege und ver- 
mittelft einer Konftitution die Wohlfahrt des: Staats erreichen. 

Die Fabrikarbeiter fühlten fich, nachdem fie die Berminderung der 
Arbeitszeit erlangt hatten, im Ganzen fehr wohl und dachten, fo Lange 
als fie Arbeit hatten, an feine weitere Berbeflerung ihrer Lage. Von dem 
Erdarbeitern, die von ihnen für geringer geachtet wurden, hielten fie ſich 
abgefondert: eine Thatjache, die ihren Mangel an Klaſſenbewußtſein be- 
fundet. Zu einem DBereine organifirte fie ein polnifcher Jude, der ſich 
Doctor Chaſſe nannte, aber früher jchlechthin Chaifes geheißen Hatte. 
Diefer ſchuf zuerft den Klub der „Bollsfreunde,“ welcher fich jedoch, in 
Folge des Eintritts von Dr. Karl Tauſenan, in die „alten“ und „neuen 
Bollsfreunde* fpaltete. Als aber der unter Chaifes’ Leitung ftehende Klub 
der alten Volksfreunde, der feine Siuungen im Gafthof zu den fünf 
Lerchen in ber Vorſtadt Weißgärber abhielt, ſich aufgelöft hatte, ftiftete 
der unermüdliche Agitator in der nämlihen Borftabt einen neuen Klub, 
an Zahl etwa 800 Mann ftark und „der radiale” oder auch „der li- 
berale Berein” genannt. Diefer Verein bezeichnete als das Biel feiner 
Wünfche die demofratifche Monarchie. Wiewohl Ernſt Violand in feiner 
„Sozialen Geſchichte der Revolution in Deftreich“ vernmthet, bie demo- 
kratiſch⸗monarchiſche Staatsform wäre bloß vor Fremden zum Aushänge- 
ihilde genommen, im Grunde aber die demofratifche Republik angeftrebt 
worden, fo muß der Verein doch immerhin, wenngleich er die übrigen 
Fabrifarbeiter der Vorſtädte beeinflußte, für unfelbftändig und unbe- 
deutend angejehen werden, weil fein Streben in jedem Falle auf eine 
bloße Staatsform gerichtet war. Chaiſes, unerfchöpflih im Sprechen und 
faft immer heifer, war die Seele des Vereine, Er ftand mit den Un⸗ 
gam in Berbindung, verfolgte aljo einen politifchen Zwed. 

Hätte es in Wien unter den demobkratiſchen Führern einen einzigen 
mit organifatorifhem Talent und ftaatsmännifchen Blick gegeben, fo 
würde er die einzelnen Arbeiterabtheilungen mit einander verbunden, das 
revolutionäre bürgerliche und bäuerliche Element mit ihnen verjöhnt und 
große foziale Veränderungen durchgeführt Haben. Allein, fowie die Sachen 
ftanden, blieben die drei Arbeiterarten: die Handwerksarbeiter, die Fa⸗ 
brifarbeiter und die Erdarbeiter unter fi, fowie von den Bürgern und 
Bauern getrennt. Freilich waren die Erbarbeiter eine geraume Zeit hin- 
durch zahlreich und zuweilen auch fchlagfertig genug, jo dag man mit 
ihnen allein das Geſchick Defterreihs und Deutſchlands in andere Bah⸗ 
uen zu werfen im Stande gewefen wäre. he wir jedoch uns fpezieller 
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mit ihnen befchäftigen, müffen wir zuvor die Wiener Nationalgarde oder 
Bürgerwehr und die afademifche Legion näher kennen lernen: erftere, weil 
fie die Kraft der Erbarbeiter brach; letztere, weil fie diefelben erſt Teitete 
und dann in der entfcheidenden Stunde im Stiche lief. Das über die 
Erdarbeiter hereinbrechende Verhängniß ift alfo mit dem der Bürger- 
und Studentenfchaft eng verfettet. 

Bon der Volksbewaffnung waren, wie überall, fo auch in Wien die 
‚ Arbeiter ausgefchloffen geblieben. Abgefehen von dem fchon vorhandenen 
Bürgermilitär, welches fortbeftehen blieb, erftredte fich die Volksbewaffnung 
nur auf den befigenden und gebildeten Therl der Bewohner Wiens. Aus 
den Bürgern ging die Nationalgarde (Bürgerwehr) hervor, während bie 
Studenten der Medizin, der Rechte, der Philofophie und der Polytechnif 
fih nebft ihren Profefforen in die alademifche Legion einreihten. Indem 
die obern Befehlshaber von ber Regierung eingefegt wurden, erhielt die 
alademifche Legion den Grafen Colloredo und die Bürgergarde den 
Grafen Hoyos zum Kommandanten, welcher letztere zugleich auch das 
Bürgermilitär befehligte *). 

In den Studenten lag die Seele der Wiener Bewegung. Bei einigen 
Studenten der Medizin und der Rechte, in einem Wirthshauſe der Vor⸗ 
ſtädte, war der Plan für die Bewegung gereift, vor deren Gewalt 
Metternich weichen mußte. Nach dem 15. März bildete ſich aus der 
akademiſchen Legion ein Komits, gleichfam der Kriftallifationsanfat zur 
weitern Entwidelung der Wiener Revolution, und e8 verfügte, wie ſchon 
erwähnt, auch über die Yäufte der Arbeiter, weil die Studenten ſich nicht 
an der in den Borftädten ftattgehabten Arbeiterverhaftung betheiligt 
hatten. Weil aber diefes Komite in den Gang ber Ereigniffe einzugreifen 
drohte und namentlich fic der Arbeiter annahm, fo konnte es nicht ver- 
fehlen, die Eiferfucht der Bürger zu erweden. Die Nationalgarde faßte 
deßhalb den Beichluß, mit der afademifchen Legion gemeinfam die Leitung 
der Bewegung: zu führen. Die Regierung, welcher da8 Treiben der jun- 
gen Leute nicht gefiel, war diefem Befchluffe nicht fremd. So fette ſich 
aus den Bürgern und Studenten ein den materiellen Theil der Volks⸗ 
bewaffnung beforgender Berwaltungsrath, fowie ein politifche Fragen ver: 
bandelndes Zentrallomits zufanmen. Die Arbeiter waren nicht im Zen⸗ 
tralfomit& vertreten; fie waren fo unmwiffend und ungebildet und befaßen 
fo wenig Klaffenbewußtfein, daß in ihnen nicht im Entfernteften der 


*) Als Pannaſch im Juli den Oberbefehl über die Nationalgarde erlangt 
Batte, wurde er von reaftionärer Seite in öffentlichen Blättern angegriffen. 
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Wunſch, an der Leitung der Bewegung theilzunehmen, anfbämmerte. In- 
deß erfreute ſich das Zentralkomitoͤ bis zum 25. April, an welchem bie 
neue Berfafjung oftroyirt wurde, allgemeiner Anerkennung und wahrte 
auch in feinem Schoofe die glücklichſte Eintracht. 

Aber die nene Berfafiung ftörte bald die paradiefifhe Unſchuld. 
Anfangs mit grenzenlofem Jubel begrüßt, wurde fie doch binnen Kurzem 
der Gegenftand und die Urfahe arger Anfeindung. Sie enthielt das 
übliche Tonftitutionelle Zweilammer-Syftem, demzufolge der Fendal⸗Adel 
die erfte und die fonftigen reichbegüterten Leute die zweite Kammer zu 
bilden Haben. Um ſelbſt dieſe neue Konftitution zu paralyfiren, wurben 
ausdrücklich in dem kaiſerlichen Verleihungs⸗Patente die alten Provinzial- 
Stände beibehalten. Dabei befaß der Kaifer noch das abfolute Beto. 

Die Hauptoppofition gegen bie Konftitution ging von den Zeitungen 
und vom Zentralfomits aus, in welch' leßterem die Studenten dominirten. 
Deßhalb befchloß die Regierung, das Zentraltomits aufzulöfen. Zu dem 
Behufe fchickte fie zu den Stadtlompagnien der Nationalgarde eine An- 
zahl Beamte, welche duch ihre Verdächtigungen es dahin brachten, daß 
in den reihen Stadtbezirfen die Garde bei der Regierung anfragte, ob 
eine fo gefährliche Revolutionsbehörde, wie das Zentrallomits, mit dem 
Beftande der neuerdings eingeführten Tonftitutionellen Ordnung verträg- 
ih fei. Weil jedoch das Zentralkomitè Gegenmafregeln traf und der 
Unterftügung der ärmeren Borftadt-Garden umd der Arbeiter gewiß war: 
jo traute die Regierung nicht offen zur Auflöfung zu fchreiten. Während 
nun im Stillen Ränfe gegen dasfelbe gefponnen wurden, hieß es plöß- 
ih am 15. Mai, daß die Erdarbeiter drohend ſich der Stadt näherten. 
Da wurden ſogleich die Stadtthore gefperrt, das Militär beſetzte bie 
Glacien und einen Theil der Burg, die Nationalgarde ftellte ſich an den 
Thoren, auf den Bafteien und ben öffentlichen Plägen auf und die akade⸗ 
miſche Legion fammelte ſich auf das Zeichen der Allarmtrommel in der 
Univerfität. Unverfehens rüdten nım einige Kompagnien Studenten, ge- 
folgt von den übrigen, unter dem Rufe: „Wir wollen Eine 
Kammer!“ gegen die aiferliche Burg vor. Neben umd hinter ihnen 
aber zogen Arbeiter mit Haden und Aerten, zum Aufwerfen von Barri- 
taden. Die ans Neugier herbeigelodte Menſchenmenge zog mit und wie- 
derholte den Auf: „Wir wollen nur Eine Kammer!” Ehe die Regierung 
von dem Anrüden der Studenten Kunde erhielt, waren diefelben ſchon 
in bie Burg eingezogen. “Der überrafchte Kaifer gab nad. Binnen eiter 
halben Stunde war die Einberufung einer Tonftititirenden Nationalver- 
ſammlung bewilligt. Die Wahlen follten allgentein, aber inbirelt fein; 
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deun ein Verſuch Dr. Tauſenau's, nachträglich direfie Wahlen zu ers 
halten, fcheiterte an der fpöttifchen Ausrede des Miniſters Pillersborff, 
daß er in der That nicht wüßte, wie fich direlte Wahlen bewerfftelligen 
ließen. — Sonad war der Plan der Reaktion, an diefem Tage die 
revolutionäre Kraft Wiens zu brechen, nicht nur völlig mißglüdt, fon- 
dern geradezu ins Gegentheil umgefchlagen. 

Am Abend des folgenden Tages wurde unter Kavallerie-Bebedung 
der Kaifer nach Iunsbrud entführt. Nun waren die Wiener ohne 
Monarchen und die größte Beftürzung ob folden Unglüds lag auf allen 
Gefichtern ausgeprägt. Zwar unterfingen fich die beiden Literaten Häfner 
und Tuwora, in den Vorſtädten die Republik auszurufen, aber fie wur- 
den von den Arbeitern, welche die Republik für gleichbedeutend mit 
Mord und Teufel hielten, aufgegriffen und wären ficher gehängt worden, 
wenn nicht die Nationalgarde eingefchritten wäre und fie dem Kriminal: 
gericht überantwortet hätte. Während der allgemeinen Beftürzung löfte 
fich, in Folge der Umtriebe der Reaktion, das Zentralfomits auf. Das 
Studentenfomite jedoch beitand fort. 

Natürlicdy bot die Neaktion, welche nicht bei halbem Erfolge ſtehen 
bleiben wollte, Alles auf, auch die Auflöfung des Studentenkomité's zu 
bewerfftelligen. Die Sturmpetition vom 15. Mai wurde nun auf alle 
mögliche Weife verunglimpft. Aber die Studenten ftanden zu feit in der 
öffentlichen Achtung, als daß es der Reaktion gelungen wäre, das Boll 
gegen fie aufzubringen. Bald fchon waren die Leute über die Ent- 
weichung des Kaiſers beruhigt. Da aber zu wiederholten Malen Gerüchte 
von der Auflöfung des Studentenkomitè's auftauchten, ſchickte die afademifche 
Legion an das Minifterium eine Deputation, um über die desfallfigen 
Abfichten Auffchluß zu erlangen. Das Minifterium ftellte durchaus in 
Abrede, daß etwas Derartiges im Werke wäre, Nichtsdeftoweniger war 
am Morgen des 26. Mai das Auflöfungsdefret, unterzeichnet vom Re— 
gierungspräfidenten Montecuculi, an den Straßeneden angejchlagen. Um 
ganz ficher zu gehen, hatte die Regierung vorher die Aufruhrgefege be- 
fonnt gemacht und insgeheim ein Plafat, welches das Standredt ver- 
fündete, für den Nothbedarf druden laſſen. Nah und nad) jammelten 
fi) die Studenten in der Univerfität; doch hatten uur etwa fünfzig Mann 
ihre Waffen bei fi. Bald erfchienen auch der Regierungspräfident Dionte- 
cueuli, der Profeflor Hye, der im Märzfturme zufammt dem Profeſſor End- 
licher dem Kaifer die deutfche Fahne überreicht hatte, ingleichen Graf Collo- 
redo, der Kommandant der alademifchen Legion. Diefe Herren redeten den 
Studenten au, aus einander zu gehen, und fuchten die akademiſche Wache 
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zu entfernen. Allein fie wurden Berräther genannt und binausgeftoßen. 
Draußen aber auf dem Univerfitätsplage pflanzte ſich Militär anf. Da 
ef Dr. Guſtav Frank, der 1859 im englifchen Exil geftorbene Wiener 
Titerat, die Studenten auf, das Leben für die Freiheit einzufegen, und 
allgemeiner Beifall lohnte feine Worte. Nun fprangen die Studenten 
nad Haufe, um ihre Waffen zu holen. Mittlererweile hatte ein Publizift 
30,000 Plakate druden laflen, worauf die Worte ftanden: „Wir wollen 
den Fortbeftand der afademifchen Legion!“ Mit diefen Plakaten fuhr er 
nebft zwei andern Literaten in die Vorftädte zu den Arbeitern und rief 
fie zur Hilfe herbei. Die Arbeiter, bewaffnet mit Werten, Schaufeln und 
Stöden, rüdten maſſenhaft heran, jeder von ihnen mit dem erwähnten 
Plofate an der Kopfbededung verfehen. Auch die Nationalgarde ber 
Borftädte, die meift ans Kleinbürgern beftand, marfchirte zum Schute 
der Studenten herbei. Im Nu ftrogte Wien von mehr als Hundert 
Barrifaden. Da fiel der Reaktion das Herz in die Kniekehle. Die Studen- 
ten waren gerettet, — gerettet duch die Arbeiter. Das Militär mußte 
die Stadt verlafien, Graf Colloredo und Montecuculi machten fi) aus 
dem Staube, und dad Minifterium bewilligte Alles, was die Studenten 
ald Garantie für die Zukunft forderten. 

Der Nugen, den die Studenten aus dieſem Siege zogen, war gering 
im Vergleich mit dem Gewinne, den fie hätten haben können, wären fie 
einfichtiger gewefen. Sie bedangen fid) nämlich aus, daß das aus Bür- 
gern und Studenten neu zu wählende Zentrallomits befugt fein follte, 
die Angelegenheiten Wiens und der Stadtumgebung felbftändig zu leiten 
und die Volksrechte des gejammten fterreichifchen Staats zu wahren. 
Ferner mußten die Truppen die innern Wachpoften verlafien, während bie 
Thore von den Bürgergarbden und Soldaten gemeinfchaftlich bejegt wurben. 
Sodann waren der Nationalgarde 36 Kanonen abzuliefern. Endlich hatte 
die Regierung den Studenten die Grafen Hoyos und Colloredo, ben 
Regierungspräfidenten Montecuculi und ben Profeflor Hye zu Geifeln 
zu ftellen, von welch’ Letterer Bedingung jedod in Bezug auf Monte- 
cuculi und Colloredo, weil diefelben geflüchtet waren, abgejehen wurde. 
Hye und Hoyos aber wurden in der Folge abfolvirt. 

Bereits am Abend des 26. Mai wurde aus Nationalgarden und 
Studenten der nene Ausfchuß errichtet. Auch jest blieben die Arbeiter m 
denfelben umvertreten, obſchon ohne ihren Beiftand die Entfcheidung 
des Tags wahrſcheinlich ander8 ausgefallen wäre. Ja die Arbeiter dach⸗ 
tem nicht einmal daran, Sig und Stimme im Ausfchuffe zu verlan- 
gen. Während die Studenten und Bürger unter Zaufenau’s Aufpizien 
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mit der Bildung des Ausfchuffes befhäftigt waren, flanden die Arbeiter 
noch Hinter den Barrifaden, und unter ihnen wurden Stimmen laut, 
welche die Yreilaffung der wegen des Ausrufens der Republif am 18. Mai 
verhafteten Literaten Häfner und Tuwora *) verlangten. Das Minifterium 
gerieth in Furcht, daß jet wirklich die Republik proflamirt würde, wenn 
es mit biefer Freilaſſung zögerte, und fette fogleich die beiden Hochver- 
räther, welche dem beftehenden Geſetze nach eigentlich nur der Kaifer 
begnadigen fonnte, auf freien Fuß, fowie e8 außerdem in alle, von ben 
Studenten geftellten, ſchon angegebenen Bedingungen fchnell willigte. 
Aber die Arbeiter, denen die neuen Errungenfchaften zu gering bäudhten, 
wichen noch nicht von den Barrifaden. Da befamen auch die Bürger 
vor den Arbeitern Angft. Am 27. Mai berichtete im Ausfhuß Friedrich 
Kaifer, daR alle Bitten und Vorftellungen, die Arbeiter von den Barri- 
faden fortzubringen, nicht gefruchtet hätten. Selbft die Betheuerung, daß 
das Minifterium alle Forderungen des „Volks“ bewilligt habe, fei ver- 
gebens gewejen. Um nun den unterbrochenen Verkehr wieder zu öffnen, 
trage er darauf an, die Arbeiter auf irgend einem Punkte, 3. B. in der 
Univerfität, zu konzentriren, ihnen dann einen feierlichen Umzug mit Fah- 
nen zu bewilligen und fie auf diefe Weife wieder hinaus in die Vor⸗ 
ftädte an ihre Arbeit zu fchaffen. Er mache fi, wenn man ihm freie 
Hand laſſe, anheifchig, daß heute Abends Fein Arbeiter mehr hinter den 
Barriladen zu finden fein follte. So wurden denn die Arbeiter im feier- 
lichen Aufzuge nach ben Vorſtädten zurüdgeführt. 

Der neue Ausſchuß befaß jetzt faktiſch die höchfte Macht im öfter- 
reichiſchen Staate. Anftatt dem Minifterium jene geringfügigen Bedin- 
gungen zu ftellen, hätte ex es in feiner Hand gehabt, die Regierung ab- 
zufegen, ihre Stelle einzunehmen und den ganzen Kaiferftaat zu beherrfchen. 
Nichts vermochte ihm zu widerftehen. Das Heer war wegen des Abzurges 
der Truppen nach Italien zum ernften Kampfe zu ſchwach, das Minifterium 
mit Zittern und Zagen erfüllt, der Kaifer nach Innsbrud gereift. Dazu 
hatten die wiederholten Siege den Wiener Revolutionären jenen mit dem 
Erfolg verknüpften Ruhm errungen, welcher der Maſſe Reſpekt einflößt, 
fo daß fih von der Hauptftadt aus mit nur einigem Gefchid der ganze 
Staat hätte in da8 Schlepptau der Revolution nehmen laſſen. Aber bie 
Wiener Volksführer waren fo fchauderhaft unwilfend und unerfabren 
daß fie die Tragweite ihrer Macht gar nicht ahnten. Wo fie nur zuzu- 
greifen brauchten, um allmächtig zu herrſchen, da ftellten fie dem zwei 


) Tumwora wurde fpäter von der Regierung berforgt. 
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deutigen Minifterium einige unbedeutende Bedingungen und beſchränkten 
freiwillig ihren Wirkungskreis auf die Stadt Wien und die Umgebung. 
In ſolchen gewaltigen Momenten zeigt dem Volle eine Ahnung, welde 
man den Moaffenverftand nennen Tann, die Allmacht der Volkskraft an. 
Auch dem Wiener Volke war e8 jo vorgelommen, ald ob die Errungen- 
haften in keinem pafjenden Berhältniffe zum Siege ftanden. Darım 
waren die Arbeiter nicht hinter den Barriladen fortzubringen, bis fie ſich 
endlih durch den Fahnenumzug wegloden ließen, und darum forderten 
fie auch die Freilaffung Häfner’8 und Tuwora's. 

Das Berbot der Geldausfuhr und die wiederholten Aufftände waren 
nicht geeignet, die Induftrie zu ermutgigen. Biele Fabriken ftellten ihre 
Arbeiten ein, eine Menge reiche Leute hatte Wien verlaffen, verfchiedene 
Handlungshäufer brachen zufammen, und der Ruin der großen Gefchäfte 
zog den der Fleinen nad) fich. Hierdurch wurde eine Menge Arbeiter be- 
häftigungs- und brotlos. Da aber bie an die Xuft gefeßten Arbeiter 
in großer Anzahl bei den öffentlichen Arbeiten Beichäftigung fuchten, 
ſah fih das Staatsminifterium, deffen Finanzen durch die Reaktion ftarf 
in Anſpruch genommen wurden, bald zu der Erflärung veranlaft, daß 
eö feine Arbeiter mehr bei den öffentlichen Arbeiten befchäftigen könne. 
Nun ging das arme Volk den Sicherheitsausfhug um Arbeit an. Hierauf 
feßte diefer ein aus 8—10 Berfonen beftehendes Arbeiter-Komits aus 
feiner Mitte nieder, welches die Arbeiterzuftände zu prüfen, Berichte zu 
erftatten, Anträge zu ftellen, über die Bollziehung der Befchlüffe zu wachen, 
die Aufnahmeliften der eingeftellten Arbeiter zu führen, die Auszahlung 
de8 Tagelohns zu handhaben und in unbedeutenden Dingen eine felb- 
ſtändige Entfcheidung zu treffen hatte. Alle wichtigen Sachen jedoch wur⸗ 
den dem ganzen Ausfchuffe zur Kenntnißnahme und Beſchlußfaſſung vor- 
gelegt. 

Machen wir bier eine kurze Paufe, um den Entwidlungsgang der 
Ürbeiterverhältniffe zu betrachten Zuerſt werden gleich nach der März- 
revolution öffentliche Arbeiten eingeführt, um einen Abzug für die durch 
diefelbe brotlo8 gewordenen Arbeiter, die fonft aufs Revolutioniren ver- 
fallen könnten, zu haben. Gleichwohl erfolgen neue Erhebungen, bei denen 
die Arbeiter von den für die „reine Demokratie” ſchwärmenden Studen- 
ten und von dem demokratisch gefinnten Theile der Nationalgarde ſich 
als Einfchüchterungsmittel benuten laſſen. Die Arbeiter geben zwar bei 
diefen Erhebungen wegen ihrer kraftvollen Menge durch die eingeflößte 
Sucht den Ausfchlag, ziehen aber aus den Siegen keinerlei Gewinn und 
denfen nicht einmal daran, in den Sicherheitsausfchuß aus ihrer Mitte 
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Bertreter zu ſchicken, weil fie an Abhängigkeit und Leitung gewöhnt find. 
Ja die neuen Erhebungen fehlagen fogar zu ihrem Verderben aus, indem 
diefelben fie wegen ber badurch vergrößerten Geſchäftsſtockung in Menge 
brotlo8 machen. Der Hunger treibt neue Brotlofe zu den öffentlichen 
Erdarbeiten. Da erflärt die Regierung, daß der Staat nidyt genug Mittel 
bat, um fie alle zu befchäftigen. Auch jetst fällt es ihnen nicht ein, den 
Staat zu erobern, weil fie der Einficht in ihre Klaffenlage ermangeln 
und zur Umgeflaltung der Staatsverhältniffe zu unwiffend find. Sie 
wenden ſich daher mit der Bitte um Arbeit an den aus Studenten 
und Bürgern gebildeten Ausſchuß, der feine Entftehfung und fein 
Anſehen ihnen verdankt. Der Ausſchuß begreift, daß er die Arbeiter 
nicht ganz fallen laſſen darf, weil ohne fie er felbft fallen muß. Darım 
fegt er aus feinem Schoofe. ein Arbeiter-Romitö nieder. Die Arbeiter 
werden num auf öffentliche Koften in Zagelohn genommen. Weil aber 
die Regierung ihrerfeit8 erklärt, daß der Staat zur Beichäftigung der 
vielen brotlofen Arbeiter nicht genug Gelber befigt, da geräth der Aus- 
ſchuß nicht etwa auf den Gedanken, diefe Regierung für abgeſetzt zu er- 
Hären und mit Hülfe der außer Brot gelommenen Arbeiter an die Spige 
des öſterreichiſchen Staats zu treten, fondern er beftreitet die öffentlichen 
Ürbeiten nun aus den Mitteln der Kommune Wien. So zeigte fich über- 
all eine klägliche Unreife. Die Agitatoren, die Zeitungsliteraten, die Stu- 
denten, die Bürger waren politifch faft ebenfo beſchränkt, wie die Arbei- 
ter; fie hatten ſomit einander nichts vorzumwerfen. Die offizielle Reaktion 
in Defterreihh wäre rein verloren gewefen, wenn ihre Gegner mehr In⸗ 
telligenz. und Erfahrung befeflen hätten. Nur die gänzliche Unfähigkeit 
dev DBewegungspartei und der totale Mangel eines einzigen organi- 
fatorifchen Talents innerhalb bderfelben hat fie gercttet. 

Die Hauptrolle im Arbeiter-Romits fpielte der Student Willuer, 


ein junger Mann von zwanzig Jahren. Diefer unerfahrene Mufenfohn, 


welcher nicht einmal Nationalöflonomie, fondern Jurisprudenz findirte, 
übte auf die Arbeiter einen faft unumſchränkten Einfluß aus. Er wurde 
der „Arbeiterfönig” genannt, .und Ernft Violand erzählte von ihm: „Er 
leitete die Arbeiter wie feine Kinder und viele folgten ihm unbedingt 
Oft donnerte er gegen fie, aber überall war er aud) ihr Schüßer und 
wärmfter Vertheidiger.“ 

Der Ausſchuß ftellte als felbftverftändlich die Maxime auf, daf die 
brotlojen Arbeiter das Recht hätten, vom Staate Arbeit zu verlangen, 
und daß der Staat, wenn folche nicht vorhanden fei, die Pflicht habe, 
ihnen den gewöhnlichen Tagelohn auszuzahlen. Diefer Tagelohn betrug 
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für einen Mann 25 Kreuzer, für ein männliches Kind über 12 Jahren 
md für ein Frauenzimmer aber 18 Kreuzer Konventionsmünze. Damit 
jedoch die Arbeiter das Geld nicht für Nichtsthun in die Tafche ftedten, 
wurden neue Erdarbeiten auf Koften der Stadt Wien angeorbuet: näm- 
ich bei der Matzleinsdorfer Linie, bei der Währinger Linie und im Prater 
am Flußbette der Donau. Die Arbeiter wurden nun in Kompagnien ein» 
geteilt, wovon eine jede durch einen Studenten der Technik befehligt 
wurde. Jeder folcher Auffeher erhielt einen Tagesgehalt von 40 Kreuzern. 
Die Kompagnien zerfielen wieder in Rotten, befehligt von Rottenführern. 
Diefe niedern Führer waren aus den Arbeitern felbft genommen und 
erhielten bloß den gewöhnlichen Zagelohn. 

Soweit war jeßt in Wien die „Organifation der Arbeit,“ eine Phrafe, 
welhe damals unverftanden in Deutfchland den franzöfifchen Sozialiften 
nachgefchwägt wurde, durch den Drang der Umftände eingeführt worden. 
Dem Arbeiterfönig Willner war bie gefchichtliche Aufgabe zu Theil ge⸗ 
worden, die Haltlofigfeit der damaligen fozialiftifchen Doktrin praktiſch 
der Arbeiterſchaft Defterreichs ebenfo zu beweifen, wie Swoboda fie dem 
Kleinbürgertyum Wiens ad hominem demonftrirte. 

Doch im Anfange ging Alles vortrefflid. Die Arbeiter verdienten 
buch Arbeit ihren Taglohn, die Kompagnieführer für ihre Aufficht ihren 
Zagesgehalt , es entftanden an den Xrbeitsplägen Bretterhütten behufs 
gemeinfchaftlichen Wohnens, die Arbeiter machten ſich gemeinfchaftliche 
Einkäufe und fo weiter, Wie die Sache endigen follte: daran dachte 
Niemand. Die meiften nahmen, wenn ihre Gedanken überhaupt fo weit 
reichten, an, daß die Gefchäftsnoth nad und nach aufhören und daf 
dann die Arbeiter fich friedlich von den Erdarbeiten in die gewohnten 
Gefchäfte verlaufen würden. 

Aber die Geſchäftsnoth gr:ff immer weiter um fi. Sie riß and in 
den Provinzen ein. Als aber die dort befchäftigungslo8 geworbenen Ar⸗ 
beiter in den betreffenden Kommunen, die ihrer überdrüffig waren, ver- 
nahmen, daß in ber Hauptftadt des Neich® auf Öffentliche Koſten Ar⸗ 
beit gewährt und ein hoher Taglohn gezahlt wurde, famen fie in Maſſe 
nah Wien gewandert. Unter ihnen befanden ſich auch Geftalten, welche 
den guten Bürgern Wien’s nicht Arbeiter, fondern Strolhe, Vagabun⸗ 
den, Bettler, Diebe und fonftige Wildfänge zu fein fchienen. Auf einen 
fo zahlreichen Beſuch von Herrenloſen hatte freilich der Ausſchuß nicht 
gerechnet, al8 er durch den Arbeiterföuig Willner fich zum Ausfpruche 
hatte bewegen laſſen, daß der Staat die Pflicht habe, allen Arbeitfuchen- 
den Arbeit zu verichaffen. Die Bürger murrten ohnehin darüber, daf 
bie Kommune Wien viel Geld für ziemlich) nuglofe Arbeit verausgabte 
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Doch gerieth man num etwa auf den ganz nahe liegenden Gedan- 
fen, die Arbeiter insfünftig produftive Arbeit verrichten zu laflen? Kei— 
neswegs; denn fo weit reichte weder der Begriff von der Organifation 
der Arbeit noch die fpießbürgerliche Anficht von der Verpflichtung des 
Staates. Oder dachte jet der Ausſchuß, da er von allen Seiten Re- 
fruten der Arbeit heranftrömen fah, endlich gar daran, die Zügel der 
Regierung zu ergreifen und fi aus den unbefchäftigten Leuten ein Re⸗ 
volutions-Heer zu bilden? Nein, folche ungemüthliche Pläne befchlichen 
nicht die Wiener Volfsführer. Man z0g fich vielmehr auf völlig arnı- 
felige Weife aus der Klemme. Der Ausſchuß erklärte nämlich, daß die 
Kommune Wien bloß die Verpflichtung hätte, ihren eigenen Arbeitern 
Brot zu verfchaffen; die übrigen Gemeinden des Reichs dagegen hätten 
die nämliche Verpflichtung und müßten fomit ihre armen Leute felbft er- 
nähren; folglich werde allen fremden Arbeitern aufgegeben, auf der Stelle 
von Wien in die Heimath abzureifen; weil jedoch die neue Beftimmung 
nicht rückwirkend fein follte, werde eine Ausnahme gemacht zu Gunften 
derjenigen fremden Arbeiter, welche bei den öffentlichen Arbeiten ſchon 
eine Anftellung gefunden hätten. Aber hiermit war noch nicht alleSorge 
befeitigt. Denn die fremden Arbeiter, welche ihren legten Reſt Geldes 
zur Reife nad’ Wien darangefegt hatten, wo fie vollauf befchäftigt zu wer- 
den und neues Geld zu verdienen hofften, ließen fi unter den damali- 
gen Umftänden nit ohne Weiteres auf den Schub in ihre Heimath 
bringen. Der Arm der Polizei war gelähmt, und ‚Diejenigen, welche dem 
nadten Hunger ausgefegt waren, konnten leicht die Perfonen und das 
Eigenthum gefährden. Um alfo die fremden Arbeiter zur Abreife zu be— 
flinmen, wurden jedem Abreifenden zehn Gulden Neifegeld gegeben. Auf 
diefe Weife entledigte man fic der fremden Arbeiter. 

Aber fchon bald wurde die vo Arbeiterfünige Willner gefchaffene Or- 
ganifation der Arbeit durch ein neues unvorhergefehenes Uebel geftört. Weil 
nämlich die angeordnete Arbeit nutzlos war, famen die Arbeiter auf den 
Einfall, e8 wäre wohl ziemlich einerlei, ob fie Etwas thäten oder nicht, 
und wenn man ihnen doch einmal, weil fie aus ihrer gewohnten Be— 
ſchäftigung herausgeriffen wären, einen Taglohn aus öffentlichen Mitteln 
verabreichte, fünnte nıan ihnen denjelben auch ebenfo gut beim Müßig- 
gehen geben: wozu noch Hinzufam, daß manche ſich die Hände für ihre 
feine Arbeit, die fie nach dem Aufhören der Gefchäftsftodung wieder auf- 
nehmen wollten, zu verderben befürchteten. Es riß alfo allgemeiner Müßig- 
gang und ein wüftes Wirthshausleben ein. Jetzt überlegten fich die an- 
dern Wiener Arbeiter, die entweder in Gefchäften oder als Dienftboten 
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isten Lebensunterhalt verdienten, daß fie ihren Arbeitgebern, wenn dieſe 
ihnen zu viel zumutheten, Trotz bieten könnten, da fie ja bei den Erd⸗ 
arbeiten mit Müßiggehen Brot finden könnten. Demzufolge fahen fich 
eine Menge Dienftherren und fonftige Arbeitgeber von den ihnen nöthi- 
gen Arbeitshänden verlaffen, während bei den Erdarbeiten großer Ans 
drang und Meenfchenüberfluß war. Der Sicherheitsausfchuß, von den 
Wiener Bürgern mit Klagen überhäuft, erließ daher die Verordnung: 
1. daß Niemand, der ohne genügenden Grund feinen bisherigen Arbeit-. 
geber verließ, bei den Erdarbeiten Beſchäftigung erhalten follte, und 
2. daß jeder bei den Erdarbeiten fchon eingereihter Arbeiter, wenn feine 
Dienfte von einem Wiener Bürger beanſprucht würden, Folge zu lei⸗ 
ften hätte, wibrigenfalls er aus der Lifte der Erdarbeiter geftrichen wer- 
den follte. Indeß ließ fich der zweite Theil diefer Verordnung ſchwer 
ausführen, da bei der großen Zahl der Arbeiter keineswegs in den Li- 
en eine mufterhafte Ordnung herrſchte. 

Natürlich erregte eine derartige Verordnung bei den Arbeitern Uns 
willen, und die Unzufriedenheit wurde noch genährt und aufgeftachelt 
durch einige Hundert Emifjäre der Prager Swornoft-Verbindung, welche 
in Wien neue Unruhen hervorrufen zu müffen glaubte, um ſich in Prag 
freie Hand zu Schaffen. Diefe Emiſſäre reizten namentlich die vielen böh- 
mifchen Arbeiter zum Tumultuiren auf. Außerdem besten an ben Axbei- 
tern auch die Sendlinge der offiziellen Reaktion, weil diefer das ſtarke 
Arbeiterheer ein Dorm im Auge war und fie alfo vor allen Dingen 
Zwietracht zwifhen dem Ausfchuffe und den Arbeitern hervorrufen 
wollte. Nur wurden zwar die czechifchen Emifjäre auf der Eifenbahn in 
ihre Heimath expedirt; allein ber von ihnen geftiftete Unfriede machte fidh 
gleichwohl in Tumulten Luft. Aber auch jet wieber wurde der Sturm 
beihwichtigt, und die Reaktion mußte darum nad) einem andern Mittel 
ſuchen, die revolutionäre Kraft Wien's zu vernichten. 

Die Zahl der Exrdarbeiter war auf 50,000 Mann angewadfen. Um 
diefes furchtbare Revolutionsheer abzuſchwächen, ließ die Regierung auf 
den Glacien Werbehütten errichten und für die italienifche Armee Rekruten 
anwerben. Damit bie Arbeiter aber auch ſich zum Eintritt in’8 Heer 
bereit fänden, wurde ihnen ein hohes Handgeld geboten; denn die Res 
gierung, die früher erklärt hatte, daß der Staat keine hinreichenden Mit⸗ 
tel beſaße, um für die vielen brotlo8 geworbenen Arbeiter zu forgen, 
hatte jetzt Geld genug, al® es fich darum handelte, die Arbeiter von 
Wien fort und in's Heer zur Belämpfung der italienifchen Revolution 
in loden. Der Ausſchuß gerieth über die Werbungen in große Angſt, 
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da er nur zu gut einſah, daß es um ſeine ganze Macht geſchehen wäre, 
wenn er die Erdarbeiter nicht mehr zu feiner Verfügung hätte. Deßhalb 
erfhienen die Studenten unter den Arbeitern und predigten ihnen vor, 
welch” fchnöder Mißbrauch mit ihnen jett getrieben werden follte, da die 
Regierung fie gegen bie Freiheit in Stalien zu verwenden beabfichtigte. 
Darüber geriethen die Arbeiter dermaßen in Zorn, daß fie in Dlaffe auf 
die Glacien rüdten, dort die Werbehütten zertrümmerten und die zum 


.Anwerben angeftellten Offiziere und Soldaten in bie Flucht jagten. Der 


Ausſchuß war höchlichſt erfreut, daß der Werbeplan der Reaktion kläglich 
gefcheitert war. Aber er glaubte auch dem Auftandsgefühle Rechnung 
tragen zu müflen und fchlug daher Plafate an, worin die Gewaltthätig- 
feiten der Arbeiter gegen die Faiferlich-Töniglichen Werber ſcharf getadelt 
wurden. Das war ein neuer Beweis der lächerlichen Gutmüthigkeit des 
Ausſchuſſes. Die Regierung hatte ihm wiederholt ihre realtionären Ab⸗ 
fihten an den Tag gelegt, zulett noch beim Werbeverſuche. Jedoch weit 
davon entfernt, num die Arbeiter endlich zum Sturze der ihnen feindli- 
hen Regierung zu verwenden, ließ er biefelben gegen die Werber, gegen 
bie Agenten ber Regierung erft aufhetzen, und als bie Arbeiter gethan, 
was der Ausſchuß gewünfcht hatte, fprach derfelbe hernach heuchleriſch 
fein Bedauern über die Exrzefje aus und wuſch feine Hände in Unſchuld. 
Hieduch mußte er unter den Arbeitern, die recht gehandelt zu haben 


glaubten, die größte Unzufriedenheit erregen. Ferner hatte ihm die Re⸗ 


gierung gezeigt, wozu fich die Arbeiter verwenden ließen. Anſtatt aber 
feinerfeit8 den Wink zu benutzen und bie Arbeiter in ein regelmäßiges 
Revolutions-Heer zur Bekämpfung der Reaktion umzuwandeln, ließ er 
diefelben in ihrer Zwitterftellung,, die nicht lange dauern fonnte, verhar- 
ren. Die Gährung unter den Arbeitern mehrte fich in Folge der von 
Paris eintreffenden Nachrichten, die in Frankreich auf einen nahe bevor- 
ftehenden Kampf fchliegen Liegen. Während die Arbeiter auf ber einen 
Seite die Unhaltbarleit ihrer gegenwärtigen Lage einfehen lernten, aber 
jo wenig, wie der Ausfhuß, ein Mittel kannten, um aus der zumar- 
tenden Situation herauszulommen, wurden fie fi auf ber andern Seite 
ihrer Maffenkraft und ihres Gegenſatzes zur Bourgeoifie bewußter. Rei⸗ 
bereien zwifchen Bürgern und Arbeitern konnten nicht ausbleiben. Na⸗ 
mentlich ſahen fich die Bäder, die den Arbeitern fchlechtes Brot liefer⸗ 
ten, und die Fleiſcher, die ihnen Knochen und fchlechtes Fleifch zumogen, 
bin und wieder Angriffen ausgefett. Die Nationalgarde dagegen meinte, 
die Bürger vor ben Arbeitern fchügen zu müſſen. Auf diefe Weiſe wurde 
die Erbitterung zwifchen dem Wrbeiter- und Bürgerftande genährt. Der 
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ans „reinen“ Demokraten, d. h. aus politifchen Schwärmern, beftehenbe 
Ausſchuß ſchwankte hin und her: weßhalb er auf beiden Seiten zu be⸗ 
ſchwichti gen ſuchte. 

Doch das Gefühl des Unmuths verlangte nach einem Ausbruch. 

Außerdem thaten die Agenten der Reaktion ihr Möglichftes, um den 
Zwiefpalt nicht verharfchen zu laflen. Den Bürgern mußten die Ar⸗ 
beiter immer mehr verleivet, den Arbeitern die Bürger immer mehr 
verhaßt gemacht werden. Weil aber ber Ausſchuß nicht zu rechter Zeit 
Partei zu ergreifen, Ordnung zu machen und einen befriedigenden Aus⸗ 
weg zu finden verftand, bekamen die Arbeiter auch mit ihm Händel in 
Bezug auf die Auszahlung des Taglohnes. 

Das Pfingftfeft fiel 1848 auf den 11. Juni. Obfchon die Arbeiter 
faft gar Nichts thaten, war doch voransgefest, daß fie an den Wochen⸗ 
tagen arbeiteten, und fte erhielten dafür ihren Tagelohn. Indeß befamen 
fie an den chriſtlichen Feſt- und Feiertagen feinen Taglohn ausgezahlt. 
Run traf es ſich, daß einer Kompagnie an einem Pfingfifeiertage der Tag- 
lohn verabreicht wurde, während die übrigen Arbeiter leer ausgingen. Da 
verlangten die übrigen Arbeiter, die Nichts erhalten Hatten, gleichfalls bie 
Ausbezahlung des Zoglohnes für die Feiertage. Wohl wäre es dem Aus⸗ 
Ihuffe ein Leichtes geweſen, dem billigen Verlangen in diefer Beziehung 
im entfprechen; da er aber feine Bormunbfchaft über die Arbeiter zu ver: 
lieren befürchtete, wenn er fich zur Nachgiebigkeit, die für Schwäche aus- 
gelegt werden könnte, herbeiließ, fo beftand er beharrlich auf feiner 
Weigerung. Daburd) gefchah aber gerade Das, was er in feiner Kurz: 
Nhtigkeit vermeiden wollte. Er verlor bei den Arbeitern alle Autorität. 
Diefelben fingen nun zu tumultuiren an und geriethen mit den Bürgern in 
Händel Die Nationalgarbe hielt es deßhalb für angemefien, endlich ein- 
mal mit Waffengewalt gegen die Arbeiter einzufchreiten. Als darauf in der 
Woche von Kleinpfingften die Arbeiterunruhen ftärfer wurden, famen von 
der Nationalgarde mehrmals Deputationen in den Ausfchuß, um energi- 
ſches Zuwerlegehen gegen die Arbeiter zu fordern. Befonders wurden 
diefe Depntationen von den reichen Leuten ber innern Stadt abgefchidt. 
Den Bürgern war, weil fie fortwährend durch die Arbeiter auf den Bei⸗ 
nen gehalten wurden, die Geduld ausgegangen, weßhalb fie einen großen 
Schlag ausführen wollten, um für die Zukunft Frieden zu haben. Auch 
iegt noch konnte der Ausſchuß zu keinem feften Entfchluffe gelangen. Er 
hoffte immer noch, die Arbeiter mit den Bürgern verföhnen zu können. 
Der von den Studenten beherrfchte Ausſchuß wagte aber nicht offen 
Partei für die Arbeiter zu ergreifen, weil er einestheils ihnen nichts Beſ⸗ 
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feres, als die Exdarbeiten, zu bieten wußte und anderntheils wegen feiner 
Unbekanntſchaft mit der Gefellfchaftswifienfchaft die Arbeiterunruhen, die 
er vom Standpunkte des Kleinen Bürgerthums aus beurtheilte, nicht ganz 
billigen konnte. Eben jo wenig vermochte er ſich für feindliche Maßregeln 
gegen die Arbeiter zu entfcheiden: denn er kannte die ariftofratifch-bürger- 
liche Tendenz des wohlhäbigen Leute in der innern Stadt, war in man- 
hen Stüden von der Gerechtigkeit der Arbeiterbefchwerben überzeugt und 
hatte nicht bloß Berpflichtungen gegen die Arbeiter, da er ihnen feine 
jeßige Machtſtellung verdankte, fondern ſah auch eiu, daß in der bei den 
Erdarbeiten angehäuften Proletariermafje die Hauptkraft der Wiener Re⸗ 
volution lag. Bor einen Kampfe hegte der Ausſchuß aljo die größte 
Scheu. Siegten in demfelben die Arbeiter, jo ftand das Schlimmfte zu 
erwarten, weil er fie nicht vermittelft einer höhern Idee von Zügellofig- 
feiten abzuhalten und durch tiefgreifende, umfichtige Schritte einer beſſern 
Zukunft entgegenzuführen vermochte, kurz, weil er feine Herrichaft über fie 
zu verlieren fürchten mußte. Siegten dagegen die Bürger, fo war e8 um 
das fchöne Glaubensbelenntniß der reinen Demokratie gefchehen, und alle 
demofratifchen Errungenfchaften für das eigentliche Volk der Städte mehr 
als in Frage geftellt. Aus diefen Gründen fuhr der Ausſchuß mit feinen 
Begütigungsverfuchen fort. Mittlerweile brach der Parifer Aufftend am 
22. Juni los. Die dunkle Nachricht davon erfüllte die Arbeiter mit neuer . 
Kampfluft. Bewaffnet, jo gut, wie e8 eben ging, ewfchienen fie am 23. Juni 
mafjenweis in der innern Stadt, verhöhnten die Nationalgarde und forder: 
ten fie zum Kampfe heraus. Da halfen bei den Bürgern feine Beſchwichti⸗ 
gungsverſuche mehr. Wie die Parifer Bürger wollten fie ihre Macht und 
nöthigenfalls ihre ganze Strenge entfalten. Auch ftand jet, wie in Paris, 
das Kleinbürgerthum zur Bourgeoifie; denn aud) die Nationalgarde der 
Borftädte ließ fich zum Einfchreiten gegen die Arbeiter bereitwillig finden. 
Indeß erlangte der Ausſchuß fo viel, daß zunächſt bloß eine große De- 
monftration zum Einfhüchtern der Arbeiter gemadjt werben follte Am 
24. Juni rüdte daher bie gefammte Garde auf die Glacien aus, wo auch 
alle Kanonen anfgefahren wurden. Sie war zum Kampfe entichlofien. 
Unterdeffen begaben fich die Studenten unter die Arbeiter, um fie zu entmu⸗ 
thigen und ihnen die auf den Glacien ftehende impofante Macht der Bür- 
ger zu zeigen. Sie erreichten ihren Zweck. Die Arbeiter, muthlos geworben, 
baten um Entjchuldigung wegen des Bergangenen und gelobten Beflerung 
für die Zulunft, während mit Hülfe der Studenten, der Kompagniechefs, 
welche die Einzelnen fannten, die Rädelsführer unter ihnen verhaftet wurden. 
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Hiermit war das fozialiftifche Erperiment der „Arbeits-Organifation“ 
gerichtet. Schon nach weniger ald einem Monate war die von ihm er- 
wartete Arbeiterglädfeligleit dahin. Zwar waren die Arbeiter zu ihren 
„öffentlichen“ Erdarbeiten zurüdgefehrt; allein die Furcht vor ihrer Macht 
und Gefährlichkeit, fowie ihr Mafienfelbftvertrauen waren dahin. Der 
Sicherheitsausſchuß aber, der nicht rechtzeitig einzugreifen gewagt, fondern 
ans Schwäche zu der. blutlofen Niederlage feiner Heeresmacht beigetragen 
hatte, war ebenfalls um fein Anfehen gefommen. Im Grunde war diefer 
Sieg über die Arbeiterfhaft ein Sieg der offiziellen Reaktion geweſen; 
denn da die Bürgerfchaft, die um jeden Preis Ruhe haben wollte, zu 
jeder Nenbildung ebenfo unfähig war, wie bie Studenten und Arbeiter: 
jo ließ fie die Dinge ihren Gang gehen, benuste den Sieg nicht nad 
zwei Seiten hin und erlaubte der ununterbrochen im Stillen arbeitenden 
Regierung, bald die Zügel wieder ſtraffer anzuziehen. 

Das feitherige Dinifterium war allerdings mit den Studenten und 
Arbeitern nicht fertig geworben. Run aber brauchte die Reaktion neue Män- 
ner, und zwar wurde von dem mittlerweile zum deutſchen Reichsverweſer 
erforenen Erzherzog Iohann, welcher in Wien den Kaifer vertrat, das 
Minifterium Weffenberg- Bad) eingefept. 

Kaum ift e8 glaublich, in wie geringem Grade die Wiener Revolu⸗ 
tonäre geeignet waren, die Sachlage zu würdigen. Sie hielten nämlich 
das nene Minifterium für „freifinnig.” Weil fie nicht wußten, daß fie in 
einem Uebergangszuftande begriffen waren, der entweder in den befinitiven 
Sieg der Revolution oder der Reaktion, der Republit oder abfoluten 
Monarchie ansmünden würde, fo bedachten fie nicht, daß die Minifter 
don ifrer Stellung nad) reaftionär verfahren mußten. Offenbar fchien 
es ihnen nicht unwahrfcheinlich, daß der Hof Männer von entfchiedener 
vreifinmigfeit, die dem Kaiſer die ſchon abgeſchwächte Macht vollende 
entwinden helfen würden, zu Miniftern auserlefen hätte. Weil jedoch dem 
neuen Minifterium die beften demokratiſchen Intentionen zugefchrieben 
wurden, konnte felbiges mit Sicherheit alle Vorbereitungen treffen, welche 
ihm zur Ausführung des beabfichtigten Gewaltftreiches nöthig fchienen. 
Zunächſt handelte es fich für die Reaktion darum, bie Erbarbeiter und 
Studenten vollends unſchädlich zu machen. 

Was die Erdarbeiter anlangt, fo wurde der Befehl über fie jegt 
den Studenten entzogen. Dieß war wegen ber fonfufen Anfichten, bie 
über die Arbeiterfrage herrfchten, keineswegs fchwer. Unter den unverflan- 
benen fozialiftifchen Stichwörtern war nämlich außer der Phrafe von ber 
„Organifation der Arbeit“ der Ruf nad einem „Arbeits-Minifterium“ 
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am Gewöhnlichſten. Wenn alſo jetzt in dem nenen Miniſterium auch ein 
„Miniſter für die öffentlichen Arbeiten“ in Funktion trat, ſo entſprach der⸗ 
ſelbe einem allgemeinen Volkswunſche und konnte folglich ohne Widerrede 
die Regelung der Arbeitsverhältniſſe, einſchließlich des Befehls über die 
Wiener Erdarbeiter, an ſich nehmen. So kam es denn, daß der neue 
Arbeits-Minifter, Namens Schwarzer, die Leitung der Erdarbeiten ergriff, 
ohne daß ihm der Sicherheits-⸗Ausſchuß die geringfte Oppofition gemadht 
hätte. Er konnte ſich verfichert halten, daß ihm, nachdem am 24. Juni 
die Weinbfeligfeit zwifchen den Bürgern und Arbeitern auf die Spitze ge- 
trieben worden war, nöthigenfalls auch die Nationalgarde bei neuen Arbei- 
terunruhen zu Gebote ftehen würde, Als er dann die Zeit für günftig 
hielt, mit den Erdarbeitern anzubinden, fegte er durd) eine Verordnung 
vom 23. Auguft den Taglohn derfelben um 5 Kreuzer herab. Er berührte 
dadurd) die Erbarbeiter an der empfindlichften Stelle; denn feitden fie auf 
ihren Arbeitspläßen vereinigt waren, hatten fie fein anderes Ideal gefannt, 
als die Erhöhung des Lohnes bei möglichft geringer Arbeitszeit. Wie vor- 
auszufehen war, entftanden Arbeiterunruhen. Die Arbeiter hingen im Prater 
einen Strohmann, der ein großes papierenes Fünfkreuzerftüd im Munde 
. hatte und auf einem Eſel herbeigeführt worden war, an einem Galgen 
auf. Als fie aber noch die feierliche Beerdigung des Gehängten vorneh- 
men wollten, rüdte die Munizipalgarde, d. i. die alte Polizei⸗-Soldateska, 
welche der unfähige Ausſchuß ungehindert hatte fortbeftehen Laflen, gegen 
fie an, und. fie wurden nad kurzem Kampfe zerftreut. Sie fammelten 
fi) zwar wieder auf anderen Plägen, verloven aber durd) das Feuer der 
Nationalgarde, die fi der Munizipalgarde angefchlofien hatte, an Todten 
und Berwundeten gegen hundert Dann und wurden überall in die Flucht 
gejchlagen. 

Die Arbeiter Hatten truppweife und ohne alle Organifation gefoch- 
ten. Außerdem befaßen fie feine andern Waffen, als ihre Arbeits⸗Inſtru⸗ 
mente und Steine. Weder die Studenten noch die demokratifchen Vereine 
hatten ihnen beigeftanden.. Am nächften Tage löfte fi) der Sicherheits- 
ausſchuß im Gefühle feiner Ohnmacht freiwillig auf, und nun erft, nach⸗ 
dem fie fich Hatten die Macht durch ihre Ungefchidlichkeit entreißen laſſen, 
verlangten die demofratifchen Vereine die Abſetzung des Arbeits⸗Mini— 
ſters. Indeß war es ſchon zu fpät. Wohl Hatte die alademifche Legion 
Urfache, mit den gefallenen Arbeitern zu Grabe zu gehen; denn die Stu- 
denten feierten jet ihr eigenes Leichenbegängniß. Bald darauf wurden 
nicht nur 30.000 Arbeiter an andere öffentliche Arbeiten fern von Wien 
beordert, fondern auch die Studenten wurden vermindert, indem Ferien 
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eingeführt und die Hörfäle gefchloflen wurden. Tie Zahl der alademi- 
{hen Legion fiel auf 1500 Mann herab, und das Stubenten-Komite 
{öfte fich ebenfalls auf *). Auf diefe Weife war in Wien auf längere Zeit 
die Ruhe hergeftellt. Während diefer Muße rüftete fich das Minifterium 
für den großen Kampf, welcher mit der nunmehr abgefchwächten Demo» 
fratie fammt und fonders aufräumen follte. Ta wir e8 bier bloß mit der 
Arbeiterbewegung zu thun haben, werden wir an einem andern Orte auf 
denfelben zu fprechen kommen. 

Man hat die großen Städte in abfprechender geiftreicher Manier die 
„Waflerköpfe der Zivilifation” genannt. Deſſenungeachtet fteht feft, daß 
m unferer Zeit, in welcher fi) die Verkehrsmittel beifpiello® gehoben 
haben und die Pläge mit großer Bevölkerung einen ihrer Größe entjpre- 
henden Einfluß entwideln, die großen Hauptftädte für das ganze Land 
während einer Bewegung den Ausfchlag geben. Nicht Baden und Naflau, 
nicht Würtemberg, Schleswig-Holftein und die Duodez-Staaten entfchie- 
den 1848 im März den vorläufigen Sieg der Bewegung, fondern die 
beiden Großftaaten Defterreich und Preußen, für welche hinwiederum ihre 
beiden Haupt- und Nefidenzftädte Wien und Berlin in blutigen Straßen- 
ſchlachten den Bollswillen zum Ausdrud und zur Geltung brachten. 
Diefe Macht anerkennend, begab ſich der öfterreichifche Kaifer wiederholt 
von Wien in die Provinz, während der König von Preußen es vorzog, 
auf dem Schloße Sansſouci zu Potsdam in der ftürmifchen Zeit zu woh- 
nen. So lange als die beiden großen Städte Wien und Berlin den Sieg 
der Volksſache behaupteten, konnten fchon wegen des moralifchen Eindrudes, 
den diefe beiden Städte auf das Voll der Provinz ausübten, Defter- 
reich und Preußen ald vor ber Reaktion gefichert gelten. Hier in den 
Zentren mußten auch die fozialen Gegenfäge, aus deren Kampfe der end- 
che Sieg der Revolution oder Reaktion hervorgehen follte, am Meiften 
zu Tage treten. Gleich im März erlannte die durch den eflatanten Sieg 
der Bollsfahe auf Schleihwege hingebrängte Reaktion, daß fie wieder 
obenauf kommen könnte, wenn fie die Menfchen an dem fozialen Intereſſe 
faßte. Während die Demokraten, da fie ja feither unter der Ungunft der ge⸗ 
jeglichen Herrfchaft weniger Bevorrechteter gelebt Hatten, meiſtens arın 
waren, gab es unter ihnen auch Glücksritter, bie fi durch Beftechung, 


2) Die alademifche Legion fiel alfo auf ihre urfpräüngliche Stärke herab, 
Denn am 11. April Hatte Schulz, dır in Frankfurt am Main erichienene Ver- 
tteter des polytechniſchen Snftituts, dem Fünfziger-Ausſchuſſe die Zahl der bewaff- 
neten Studenten Wien's auf 1400 Mann angegeben. 
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nachdem fie fi anfangs durch ihr Agitations:Zalent gefürchtet gemacht 
hatten, in's Lager der Reaktion überziehen ließen. Manche wurden auf 
diefe Art "zu Berräthern an der nämlichen Sache, welche fie noch vor 
Kurzem laut befürwortet Hatten. Andere, die fi) anfangs der Demokratie 
aus Furcht angefchloffen hatten, fielen wieder von biefer Partei .ab, ſobald 
fie einfahen, daß die fchlimmfte Zeit überftanden fe. So waren ver- 
fchiedene reiche Leute in den Monaten März, April und Mai acharnirte 
Sozialiften, welche nad) der Rarifer Juniſchlacht, als fi ihr Herz er- 
leichtert fühlte, plötlich fich entweder den gemäßigten Konftitutionellen 
oder gar den offenen Reaftionären anfchloffen. Indeß hätten diefe einzel- 
nen Weberläufer die Bewegung nicht rüdgängig machen können, hätte in 
den großen Volksmaſſen genug Berftändnig ihrer Klaffenlage gewaltet. 
Denn wenn diefe Maſſen von dem Anfpruche ber Gleichberechtigung 
durchdrungen find, vermögen einigeAlpoftaten nicht den fiegreichen Sturm- 
ſchritt des Volks aufzuhalten. 

In den großen Städten nun, wo Menſchenmaſſen dicht bei ein— 
ander wohnen und ſich leicht verſtändigen können, mußte es ſich erpro— 
ben, ob das niedere Volk genug gebildet oder wie man das auch zu 
nennen beliebte, „zur Freiheit reif“ ſei. Das Bischen Schulunterricht, 
welchen das deutfche Volk im Schreiben, Leſen und Rechnen genieft, 
tonnte hierbei um fo weniger ausreichen, als felbiger nicht nur mit einer 
übermäßig großen konfeſſionell⸗-religiöſen Zugabe gemifcht ift, fondern aud) 
weit hinter feinem angeblichen Zwecke zurüdbleibt. Unter taufend Männern 
aus dem eigentlichen Bürger- und Bauernftande gibt es allemal kaum 
einen Einzigen, der in der Volksſchule orthographiſch fehreiben, die Regel— 
be=tri rechnen und nothdürftig geographifche Kenntniffe erlernt. Mit den 
Sculfenntniffen der Arbeiterbevölferung verhält e8 fich gerade fo, wenn 
nicht Schlimmer. *) Aber auch gefest, daß der deutjche Bolfsunterricht dem 


.— 





*) Die Kaufleute werden gewöhnlich den Gebildeten beigezählt und unter 
den Schulen diejenigen Sachſens als mufterbaft angejehen. Als jedoch 1867 in 
Sachen die Prüfung für den einjährigen Freimilligendienft ftattfand, gab darüber 
das „Sächſiſche Wochenblatt“ nachftehenden Bericht: 

„Bon den zur Beftellung gelangten Kaufleuten wurden 36%, von den Studirenden 
331, %,, bon den Gewerbtreibenden 990%, für tauglich zum einjährigen Freimwilligen- 
dient befunden. Weniger günftig ftellte fich freilich Die allgemeine Bil- 
dung derjenigen jungen Leute heraus, welche zur fohriftlichen und münd⸗ 
Iihen Prüfung zugelaffen wurden und deren große Mehrzahl dem kaufmän— 
nifhen Stande angehörte. Obſchon nur über deutiche Sprache, Gefchichte 
und Geographie und nur einmal über Rechnen und franzöfiſche und englifche 
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deutſchen Volke gerade fo viel Bildung beibrächte, als er ihm vorſchrift⸗ 
mäßig beibringen fol, fo würde berfelbe doch wenig geeignet fein, das 
Bolf fozial und politifch reif zu machen. Denn, anftatt die Leute zu freien 
Männern heranzubilden, zielt er im Gegentheile darauf ab, fie ſowohl in 
politifcher, wie auch in ſozialer Hinficht zu folgfamen Unterthanen zu er- 
ziehen. Die für eine Bewegung nöthige Bildung Tann ſich ein Bolf, wenn 
e8 gute Führer Hat, nur innerhalb der Bewegung felbft erwerben. 

Wie traurig es in diefer Beziehung um die Arbeiterfchaft Wien’s 
fand, Haben wir bereits gefehen. In Berlin, der vielgepriefenen Haupt- 
ſtadt der Intelligenz, ftand es nicht beffer. Schon der Umftand, daß der 
Berliner Kampf vom 18. zum 19. März weder einen politifchen noch 
einen fozialen Zwed hatte, bewies zur Genüge, daß die Berliner an po- 
fitifcher Bildung noch nicht weit vorgefchritten waren. Der Märzlampf 
in Berlin brach bloß deßhalb aus, weil feit einigen Tagen die Polizei 
und das Militär das Volt, um es einzufchüchtern, auf der Straße brutal 
behandelt hatten, und weil die Berliner nicht hinter den Wienern zurüd- 
bleiben wollten. Nach dem 18. März aber brachte man e8 in Berlin bloß zu 


Sprache eraminirt wurde, und obwohl fi die Fragen nur auf einen Bildungs- 
umfang erſtreckten, wie ihn jeder Schüler der erften Klaffe einer Bürgerfchule haben 
muß, blieben doch eine große Menge von ragen unbeantwortet oder wurden fo 
beantwortet, daß e8 befier gemweien wäre, fie wären unbeantwortet geblieben. Für 
die Zufunft wird es daher dringend nothwendig fein, daß die jungen Kaufleute 
einen andern Bildungsgang als den bisherigen, einfchlagen; denn hätte der Maß- 
Rab, wie er in Preußen gejeglich für das Freiwilligen-Eramen vorgeſchrieben ift und 
wie er in Folge auch in Sachſen eintreten wird, angelegt werben follen, jo dürfte 
faum einer der&@raminandendurd die Prüfung geflommen fein.“ 

Man wirde irren, wollte man vielleicht hieraus fchließen, daß der unter der 
Wirkung der Schul-Regulative ertheilte Unterricht in Preußen beffer fei, als in 
Sachen. Verfaſſer Diefes Hat als Präſident des Allgemeinen deutichen Arbeiter- 
vereins in Erfahrung gebradht, daß die in den Schulen erlangte Bildung des 
deutihen Volks Überall — Preußen nicht ausgenommen — ziemlich gleich ſchlecht 
it. — Der befannte E. Fr. Wagner fagt in feinen „Kritifchen Bemerfungen und 
Enthüllungen“ (Berlin 1849): „Man verfege die aus der Schule entlaffenen Kin- 
der unter die Srofefen und Hottentotten, und in einer längeren ober kürzeren 
Reihe von Jahren werben die allermeiften diefen gleich fein. . . . Boltebilbung! 
welche Begriffe machen fi) doch Manche davon. Sie mögen doc herabfteigen un- 
ter die niedern Schichten, unter die Maffe des Boll, und fie werden verfichen 
fernen, was der mweltfundige Zſchokke meint, wenn er von ber zivilifirten Barbarei 
ſpricht, d. 5. äüußerliche Bildung, eine äußere Gewandtheit im Leben bei innerer 
Rohheit und Unwiſſenheit.“ 
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Tumulten, Katzenmuſiken, Stroßenaufläufen und einigen Fläglichen putſch⸗ 
verſuchen, die alle mit leichte Mühe unterdrückt wurden. 

Und doch gab es in Berlin ein zahlreiches Proletariat, deſſen elende 
Lage vor dem Jahre 1848, wie z. B. Dronke that, in eingehenden 
Schriften geſchildert worden war. Aber dieſes Proletariat war ſehr roh, 
angeſteckt von fader Witzelei und gut dreſſirt unter dem Polizei⸗Regi⸗ 
mente und den ſoldatiſchen Ererzitium, Da ihm die neuen Ideen faſt 
durchgängig fehlten, ließ es fich nicht zum begeifterten Kampfe erwärmen. 
Sleihwie in Wien wurde nach dem 18. März für dasfelbe geforgt, in- 
dem von Staatswegen zur Beichäftigung der Arbeiter die Grabung eines 
Kanals von anderthalb Meilen Länge unternommen ward. Außergewöhn- 
lich wurden Bauftellen bei Berlin errichtet, eine Fürforge der Negierung, 
welche Hr. v. Unruh in feinen „Skizzen aus Preußens neuefter Gefchichte“ 


(Magdeburg, 1849, 8°) folgendergeftalt tadelt: 


„Aber man that weniger ald Nichts für die Erefutiv-Gewalt; man 
eröffnete große Bauftellen dicht bei Berlin und zahlte, um doch jedenfalls 
die Maſſen zufrieden zu ftellen, 15 Sgr. Tagelohn dem Mann, nicht nur 
dem Berliner unbefchäftigten Arbeiter, jondern auch Fremden, die man 
dadurch wider Willen heranzog. Zagelohn ohne Arbeitmaß, ohne ftrenge 
Auffiht, ohne die Mittel eine folche auszuüben, noch dazu in einer 
großen Stadt, wo beftrafte Diebe und Bagabunden fi mit den tüd)- 
tigen Arbeitern vermifchten, demoralifirt in den ruhigften Zeiten. Sold' 
hohes Tagelohn für Nichtsthun in einer Revolution bezahlen, hieß, einen 
revolutionären Herd felbft fchaffen. Die Bewegungsmänner brauchten feine 
Sammelpläge zu beftimmen, fie fanden ihr Auditorium ſtets anf den 
Banftellen verfammelt, und nicht ſchlaffe Zuhörer, fondern rüftige, Fräftige 
Leute, denen bie Regierung ein Schlaraffenleben auf Staatskoften ge: 
währte. .... Man ſah zuweilen Arbeiter in Droſchken fahren, weil 
fie mit wenig Mühe auf den königlichen und ſtädtiſchen Bauplätzen viel 
Geld verdienten und übermüthig wurden.“ 

Der fo eben zitirte Volksmann macht e8 der preußifchen Regierung 
zum Vorwurf (Seite 105), daß fie unterlaffen habe: „im Intereſſe der 
freien Entwidlung des wahrhaft fonftitutionellen Syftems allen Exzefien 
mit Energie gegenüber zu treten und (zu dem Ende keineswegs die 
Sarnifon von Berlin zu entfernen, jondern) mindeftens 10,000 Mann 
hier disponibel zu halten.“ Als Grund hat er Hinzugefügt: „Die junge Frei- 
beit wächft nicht ohne Schuß in einem alten Staat, umlagert von er- 
bitterten Feinden.“ 
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Dieſe Unterlaffungsfünde, welche dv. Unruh rügt, machte die Re⸗ 
gierung augenfcheinlich im November gut, als Bater Wrangel zum Schuge 
der jungen freiheit in Berlin einrüdte und Hrn. v. Unruh nebft Genoffen 
maßregelte.. Es läßt fi) aus den zitirten Stellen, die im Anfange des 
Jahres 1849 nicdergefchrieben wurden, hinlänglich ermefien, wie Hr. v. 
Unrub, ‚der Führer der Kammer-Majorität, und feine Partei über bie 
demofratifchen Beftrebungen überhaupt und namentlich über die den 
Arbeitern damals. gewährte Staatshülfe urtheilte. Aber die preußifche 
Regierung war doch wohl anfangs nicht fo unklug, wie Hr. v. Unruh 
glaubt; denn gerade dadurch, daß fie den Arbeitern einen Wochenlohn 
von drei Thalern verfchaffte, ftellte fie diefelben in der anfgeregten 
Zeit vorläufig zufrieden und verhütete auf diefe Weife ernftliche Re⸗ 
volutions⸗Ausbrüche. Sie temporifirte, bis fie Mittel und Wege fand, 
die Situation zu Hären. Die gemäßigten Demokraten hielt die Re- 
gierung für mindeftens ebenfo gefährlich, wie die auf den Bauplätzen 
verfommelten und befchäftigten Arbeiter; aber gleichwohl ließ fie die— 
jelben bis. zum November in der Singfpielhalle fi) verfanmeln, zahlte 
denfelben aus. Staatsmitteln nicht wöchentlich, wie den Arbeitern, ſon⸗ 
dern fogar täglih 3 Thaler und übte über diefelben erſt fpäter unter 
Wrangel eine ftrenge Aufficht aus. Somit hatte die Regierung wohl 
in beiden Fällen den nämlichen Grund, warum fie dem „Schlaraffen- 
leben” durch die Finger ſah. Aber noch mehr. Gerade die Arbeiter, 
die Rente aus dem niedern Voll, waren e8 gewefen, die zufolge bem 
Nachweiſe der Todtenliften am 18. März gelämpft, gebiutet und ihr Leben 
gelafien, und die fomit die junge Freiheit in Preußen zufammt ber 
Reduerthätigkeit der Singfpielhalle ins Leben gerufen hatten. Darum 
war e8 nicht mehr denn recht. und billig, daß bei ber durch die Be- 
wegung allerortS erzeugten Gefchäftsftodung die Arbeiter der Haupt⸗ 
ftadt fi einige Zeit hindurch auf den Bauplägen verfammeln, einen 
Wocenlohn von drei Thalern verdienen und von diefem Gelde auch 
zuweilen aus Webermuth in Drofchlen fahren durften. Wie ungefähr- 
(ih die Berliner Arbeiter waren, gab fi ja bei der Beerdigung der 
Gefallenen des 18. März kund. Sie fangen damals das Lied: „Jeſus 
meine Zuverſicht.“ Selbft das PBaradiren der Todten vor dem Schloffe 
und das an den König geftellte Verlangen, er follte vor den Todten 
das Haupt entblößen, zeigte ihre rührende Einfall. 

Mebrigen® dachte die Regierung nach dem 18. März fchon bald 
daran, dem Wunſche des Hrn. v. Unruh zu genügen. Sie wollte näm⸗ 
lich das Militär wieder in die Stadt ziehen, aus der dasfelbe nebft dem 
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Prinzen von Preußen durch die Revolution verſcheucht worden war. 
Weil ihr aber hierzu die Stimmung unter den Arbeitern zu bedenklich 
ſchien, ſuchte ſie durch eine Liſt die Rückkehr der Soldaten zu ermöglichen. 
Sie veranſtaltete nämlich durch ihre Agenten *) auf den 26. März 
vor dem Schönhauſer Thore eine Volksverſammlung, auf welcher der 
Thierarzt Urban, welcher der königlichen Familie perſönliche Wohlthaten 
ſchuldete, der ſpätere Stadtrath Dr. Wöniger, welcher damals ein Mit— 
arbeiter der „Voſſiſchen Zeitung“ war, ferner der Advokat Furbach 
und der Student Rau für die Rückkehr des Militärs und für die 
Annahme einer hierauf bezüglichen Petition plaidirten. Anfangs fanden 
ſie auch geneigtes Gehör, denn die Spießbürger, die den jetzigen Aus— 
fall des Militär-Aufwands beklagten, und die politiſch noch völlig un— 
gebildeten Maſchinenbauer überwogen zuerſt in der Verſammlung. Allein 
als die Studenten und Kanal-Arbeiter (die ſogenannten Rehberger) an- 
famen, und Berends, Bisfy (Goldarbeiter), Naumerf und Brill die Be- 
deutung von der Rückkehr des Militärs Kar dargelegt hatten: da wurde 
faft einftinnmig eine Adrefje angenommen, dergemäß das Militär aus 
Berlin fern zu bleiben hatte. 

Nachdem die Reaktion mit ihrem Kunftgriffe gefcheitert war, ſuchte 
fie das Militär nah) und nad) — zuerft bloß bataillonsweife — in die 
Stadt einzufchmuggeln. Als die erften Truppen wieder in Berlin ein- 
zogen, war ein Xehrer des Handmerfervereind gewonnen worden, fie am 
Thore mit „Hurrah“ zu begrüßen. Auf diefe Weife follte e8 den Anſchein 
haben, als ob die Arbeiter mit der Rückkehr der Truppen gänzlid) ein- 
verftanden wären. 

Um die Adeiterſchaft Berlin's politiſch aufzuhellen, gründeten die 
demokratiſchen Führer den „Volksverein unter den Zelten.“ Hier ſuchte 
nach dem Berichte Pierſig's („Myſterien der Berliner Demokratie“) den 
Arbeitern Eichler, ebenfalls ein Arbeiter, den Unterfchied zwifchen direfter 
und indirefter Wahl deutlich zu machen, inden er fie fragte: 


*) Bu diejen Agenten gehörte aud) der ſchon in den jchlefiihen Weberunruhen 
benutte Neferendar (jpäter Polizei- Direktor) Stieber, weldher damals in der 
„ewigen Lampe“ verkehrte, Verſchwörungen erfand und den eifrigen Demofraten 
ipielte. Stieber trug dem Könige bei dem Umritte am 21. März die Ihwarz-roth- 
goldene Fahne vor und von ihm ftammt nebft andern Nachrichten in den „My- 
fterien der Berliner Demokratie” (Leipzig und Meißen, 1849) wahrſcheinlich auch 
das Mähren her, daß die Demokraten an jenem Tage den König vom Pferde zu 
reißen und fid) des Schloffes zu bemächtigen verabredet gehabt hätten. 
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„Wenn Ihr eine Waare Fauft, wünſcht Ihr fie lieber aus erfter ober 
zweiter Hand zu beziehen ? 

„Aus erfter Hand!“ war die Antwort aus der Menge. 

„Seht Ihr nun,” fuhr Eichler fort, „Volksvertreter aus erfter Hand 
befommt Ihr durch direlte Wahlen, dagegen Bollsvertreter aus zweiter 
Hand durch die Zwifchenhändler, die Wahlmänner, die befommt Ihr durch 
die indirette Wahl. Das volfsfeindlihe Minifterium Camphaufen will 
Euch Das, was Ihr aus erfter Hand befier und wohlfeiler haben könnt, 
aus der zweiten fchlechter und theurer zulommen laffen. Welche Wahl wollt 
Ihr nun, direfte oder indirekte ?“ 

Nachdem fi die Arbeiter für direfte Wahlen entfchieden hatten, 
wurde eine Kommiſſion niedergefegt, beftehend aus Berends, Eichler, Held, 
Julius, Jung, Krauſe, Siegrift, Schafler, Sclöffel zc., um eine Riefen- 
Demonftration gegen das Minifterium in’8 Werk zu ſetzen. Der beabfich- 
tigte Zug wurde auf 50.000 Mann veranfchlagt. Doch die vom Gencral 
Alchoff befehligte Berliner Bürgerwehr vereitelte das Zuftandelomnen des 
Unternehmens, indem fie ihre ganze Macht entfaltete, Berhaftungen vor- 
nahm und das auf indirelten Wahlen beftehende Minifterium Camphauſen 
beſchützte. Hiermit verfuhr zum erften Male die Bürgerwehr, weil die 
Mehrzahl ihrer Schügen durch indirefte Wahl ihr Intereffe beiler gewahrt 
glaubte, gegen die Arbeiterfchaft reaktionär. Es zeigte ſich alfo in diefem 
wichtigen Punkte deutlich die foziale Reaktion der Befigenden gegen Die 
mit wachfendem Mißtrauen betrachteten Befiglofen. Der offiziellen Reak⸗ 
tion gereichte dieß jehr zum Bortheil. 

Indeß ſuchte man Eichler unfchädlicd zu machen. Man fpürte feinen 
Privat-Berhältniffen nad und brachte e8 dahin, daß einer feiner Gläu- 
biger ihn wegen Schulden verhaften ließ. Freilich gehört, wie bekannt, 
das Schuldenmachen auch bisweilen zu den nobeln Paflionen der Arifto- 
kratie, aber man hoffte Eichler durch den nun hervorgerufenen Skandal, 
weil er bloß ein Arbeiter war, in ben Augen ber Arbeiter und in der „öffent- 
lichen Meinung“ zu ruiniren. Inzwifchen wurde Eichler dadurch frei, daß 
ein Parteigenofje (Jung) für ihn bezahlte, und Held vertheidigte ihn vor 
den Arbeitern unter den Zelten mit den Worten: „Daß Eichler Schulden 
bat, ift Fein Vorwurf für ihn; die Stadt Berlin und der preußifche Staat 
haben noch mehr Schulden.“ Das leuchtete der Menge ein, zumalda fie fich 
der fprüchwörtlichen Ausdrüde erinnerte: „Er hat Schulden, wie ein Ba- 
ton, wie ein Graf!“ 

As man glücklicherweiſe etwas Militär nach Berlin zurüdgefhmug- 
gelt Hatte, dachte man Ba daran, auch den Prinzen von Preußen, 
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welcher fi) vor der Bolfswuth nad Eugland geflüchtet hatte, wieder zu- 
rüdzubringen. Um die Arbeiter hierauf vorzubereiten, mußten die Regie 
rungs=Agenten da8 Gerücht von der bevorjtehenden Rückkehr des Thron» 
folger8 verbreiten und fich dabei nad) der Bolfsftimmung erkundigen. 
Das Ergebniß des ſchlauen Berfahrens war jedoch, daß in den Vereinen 
und Bollsverfammfungen der Beſchluß gefaßt wurde, vom Thiergarten 
aus, wo der Sammelplag fein follte, in Maffe vor das Hotel des Mi- 
nifter8 Camphauſen zu ziehen und diefem durch eine Deputation fund zu 
thun, daß das fouveräne Volk die Räückkehr des Prinzen unterfage *). 
Dießmal fam ber Zug zu Stande, und den eigentlichen Kern desfelben 
bildete der vom Goldarbeiter Bisfy geführte Handwerferverein. Der Prinz 
war fo unbeliebt, daß nicht einmal Ajchoff mit der Bürgerwehr einfchrei= 
ten konnte. Über jest fpielte Held **) den Verräther. Diefer erzählt uns 
in feinem Buche: „1848— 50. Deutſchlands Lehrjahre oder deutſche Re⸗ 
volutionsgefchichten“ (Berlin, 8°, 1859) felbft den Verlauf diefer großen, 
von 25— 30.000 Menſchen gemachten Demonftration folgendermaßen : 

„Der Zug, welcher am Nachmittage des 14. Mai unter Borantritt 
der Kommiſſion nad) dem in der Wilhelms-Straße belegenen Minifter- 
Hotel zu Stande kam, ging in größter Ruhe und Ordnung vor fid). 
Die Maſſe füllte die Straße vor dem Hotel. Camphaufen als Präfident 
des Minifteriums erklärte, daß der Prinz als preußiſcher Staat$- 
bürger zurüdfehren könne, daß die Minifter ihr Amt nur auf Befehl 
des Königs oder auf Antrag der National-Berfanmlung niederlegen dürf- 
ten und daß fie jedem ungefeglichen Angriffe mit den Waffen entgegen- 
treten würden!” — Held beruhigte nun, wie er ſich felbft rühmt, das Voll, 
indem er von dem Minifterpräfidenten die Erklärung erwirkte: der Prinz 
von Preußen werde nicht eher in's Baterland zurückkehren, als bis die 
NationalsBerfammlung zufammengetreten fei. Er forderte die Berfammel- 
ten auf, ihm nad) den Zelten zu folgen. Hier angelangt, beſchloß die Menge 


*) In dem Gedicht: „An den pommermn'ſchen Krautjunfer, wie er war, ift 
und bleiben wird” (gebrudt 1848 bei E. Litfaß) heißt es: 

„O ſchrei du nad) dem Prinzen, der dem Blut entfloh’n, 
Schrei du, wie eine Waife nach bes Reichen Sohn, 
O flehe weinend doch um deines Fürſten Thron !“ 

**) Held war früher Seconde-Lientenant. Zufammen mit Buhl, Edgar Bauer 
und Wehl faß er auf ver Feftung Magdeburg, als die franzöfiihe Revolution 
ausbrach. Gr ging mit feinen Schidjalsgenofien nad Berlin und gab hier 1848 
die „Xolomotive“ heraus, 
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auf Held's Antrag: „Die Trage ber Nüdfehr des Prinzen von Preußen, 
welche nad) der ausbrüdlichen Zuficherung des Meinifterpräfidenten nicht 
vor dem Zufammentritte der National-Berfammlung ftattfinden werde 
diefem gefeglichen Organe bes Volkswillens zur endgültigen Entfchei- 
dung anheimzugeben.“ 

Hätte Held, auf den die Arbeiter blind vertrauten, an diefem Tage 
die Volksmenge nicht vom Hotel des Minifters nach den Zelten fortge- 
fodt und ihr zum Frieden geredet, fo würde das Minifterium geftürzt 
worden und eine weitreichende Revolution in Berlin zum Ausbruche 
gelommen fein. Siegreich aber wäre diefe Revolution geweſen, weil die 
Bürgerwehr für die Rüdfehr des Prinzen nicht fämpfen wollte, während 
das in Berlin befindlide Militär kaum nennenswerth war. So unfer 
Held, auf den wir zurüdfommen werden. Nunmehr wollen wir uns 
Hrn. v. Unruh zuwenden, um zu fehen, was diefer bei der Rückkehr des 
Prinzen gethan hat. Selbiger erzählt uns im zitirten Buche auf ©. 
34—35: 

„Noch eines Borfalles in den Wahlprüfungen will ich erwähnen. 
Durch das 2008 in die Kommiffion gelommen, und in bderfelben zum 
Borfigenden erwählt, machte ich dem Miniſter des Innern den Borjchlag, 
bei der Anerkennung der Wahl für Wirfig“ — der Prinz fonnte nämlich 
nicht anders, denn gededt durch die Abgeordnneten-Inverleglichleit als 
Volksvertreter für Wirfis, nach Berlin zurüdtehren — „darauf anzu⸗ 
tragen, den gewählten Prinzen von Preußen einzuladen, in der Verſamm⸗ 
lung, zu erfcheinen und dadurch diefe damals noch fchwebende Trage 
einfach und leicht zu löſen. Ic verficherte dem Minifter, daß die Ver⸗ 
fammlung, namentlich die linfe Seite, einen folchen Antrag der Kom- 
miffion mit großer Majorität, vielleicht einftimmig, annehmen werde. 
Der Minifter ging darauf ein, behielt fich aber vor, mit feinen Kolle- 
gen Rückſprache zu nehmen. Nach dieſer erflärte ſich der Minifterpräs 
fident gegen meinen Borfchlag, und fand es bedenklich, den Prinzen als 
Abgeordneten in die Berfammlung eintreten zu laffen. Nach 10 -12 
Tagen, am 8. Juni, erfchten der Prinz dennoch in diefer Eigenſchaft, 
ohne befondere Aufforderung, anf welche ich Gewicht gelegt Hatte, um 
jeden Widerfpruch außerhalb und in der Berfammlung zu befeitigen. 
In bürgerlicher Kleidung und ohne Unterbrechung der Situng, wie ich 
vorgefchlagen hatte, würde der Prinz einen andern Empfang gefunden 
haben, beſonders wenn die Worte, welche er fprad}, und welche dem Mi- 
niſterium vorher bekannt fein mußten, etwas glüdlicher gewählt gewefen 
wären.“ 


— 198 — 


Die Sorge, welde Hr. v. Unruh um die Küdfehr des Prinzen von 
Preußen trug, hing mit feiner Lieblingsvorftellung vom Tonftitutionellen 
Staate, worin die Mittelllaffen mit den Ariftofraten die Herrfchaft über 
das Volk theilen follten, eng zufammen. Denn er fpricht ohne Zweifel 
Seite 155 einen Herzinnerften Gedanken aus, wenn er ausruft: 

„Wehe der Regierung, wehe der Menfchheit, wenn die Mittelflaflen, 
in die rohen Maſſen hineingetrieben, auf die Hülfe derfelben angewieſen 
werben, ftatt fie zu ſich heraufzuziehen! Das Lebte ift nur bei freier Ent- 
widelung des wahrhaft Fonftitutionellen Staates möglid. Wenn die 
obern Klaſſen ihr wahres Intereſſe anfrichtig auffaßten, jo würden fie 
den Mittelftand mit fich zu vereinigen fuchen, ftatt ihn beherrichen zu 
wollen.“ 

Die Ürbeiter Hatten 1848 fchon zu viel gelernt, um bloß als 
Anhängfel der Fonftitutionellen Partei dienen zu wollen, und gleichwohl 
hatten fie noch nicht genug nachgedacht, um auf eigene Fauſt die Be⸗ 
wegung durchführen zu fünnen. Schon vor dem 18. März hatten fie ein 
Arbeiter-Minifterrum verlangt. Diefes hatten fie denn and) in der Perfon 
des Hrn. dv. Patow richtig erhalten. Aber nad, Kurzem lernten fie erfennen, 
daß dasfelbe nur dazu da war, um durd die fogenannte „Organifation 
der Arbeit” fie im Zügel zu halten. Seit ihrer Demonftration gegen die 
Rückkehr des Prinzen von Preußen fuchte der Arbeiter-Minifter ihnen die 
Beſchäftigung auf den Bauftellen nad und nah zu entziehen und fie 
von Berlin in die Provinzen fortzufchaffen. Sie zogen deßhalb vor das 
Hotel des Minifters, fprengten die verfchloffene Hausthür, zerbrachen die 
Zreppengeländer und verlangten Geld zu ihres Leibes Nothdurft, welches 
der eingefchüchterte Minifter, um fein Leben zu retten, denn auch zulekt 
herausgab. Allmählich wurden gegen 20,000 Arbeiter von dem Minifter 
der öffentlichen Arbeiten aus Berlin fortgebradit. 

Da jedoch das Fortſchaffen der revolutionären Arbeiter viel zu lang⸗ 
fam ging und dagegen ohne neuen Revolutionsfampf auch feine zahl- 
reihe Milttär- Mannfchaft nach Berlin gelegt werden Eonnte, fo tröftete 
fi) die Regierung immer noch damit, daß das niedere Volt Feine Waffen 
hätte. Denn in die Bürgerwehr waren feine Arbeiter eingereiht worden. 
Zudem konnten fich diefelben, da fie ihren Lebensunterhalt mit Arbeit 
zu verdienen hatten, für Bürgerwehr- Mebungen und Aufzüge nicht die 
- nöthige Zeit nehmen, wofern fie nicht, wie einft in der erften franzöfifchen 
Revolution unter Robespierre gefchehen war, Tagesfold erhielten. Aber 
die Arbeiter Berlin’8 empfanden es bitter, daß fie von ber fogenannten 
Volksbewaffnung — bloß weil fie Proletarier waren — follten ausge⸗ 
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ichloffen bleiben. Die Regierung, welche von biefer Stimmung durch ihre 
Horcher unterrichtet worden war, befürchtete nun, daß das niedere Boll, 
wenn es zu einem neuen Kanıpfe getrieben würde, das Zeughaus ftürmte 
und fich dafelbft Waffen holte. Sie ließ daher insgeheim von dort Waffen 
in Kähnen auf der Spree fortichaffen und jede Nacht das Zeughaus im 
Innern von einer Kompagnie LTinientruppen bewachen. Indeß führte fie 
gerade hierdurch herbei, was fie verhindern wollte. Mehrere Kähne wur- 
den vom Volke angehalten und fonnten bloß durch das energiſche Ein- 
Ichreiten der Bürgerwehr gerettet werden. Doch wurden bei diejen Une 
ruhen einige Waffen und eine Kanone von den Proletariern wirklich er- 
beutet. Endlich befchloffen die Arbeiter, am Abend des 14. Juni nöthi- 
genfall8 mit Gewalt, ehe e8 zu fpät wäre, fid) Waffen aus dem Zeug- 
haus zu holen. Am genannten Tage entftanden, wie ſolches in bewegter 
Zeit immer gefchieht, allerlei aufregende Gerüchte. Es hieß unter Anderm: 
in Köln fei die Republif proflamirt und in Potsdam das Militär zur 
Stadt Hinausgefhlagen worden. Mehrere Barrifaden, darunter in der 
Landsberger Straße auch zwei fehr gut angelegte, wurden aufgeworfen 
und mehrere rothe Fahnen aufgepflanzt. Die Menge umlagerte das Zeug 
haus, aus welchem der wachthabende Hauptmann fofort abzog, als ihm 
zugerufen wurde, die Republik fer in Potsdam und Berlin erklärt und 
mit Jubel aufgenommen, und der König befinde fi) auf der Flucht. 
Ta die Bürgerwehr einige Tumultuanten erſchoß, tauchte man weiße 
Tücher in's Blut, ſchwenkte fie und rief durch bie Straßen: „Berrath, 
Rache, es wird aufs Volk gefchoffen.” Man zog mit einer rothen Fahne 
durch die Königsſtraße auf den Alerander-Tlag und proflanirte dort die 
Republik. Nach dem Abzuge des Militärs ftürzte das Volf ins Zeughaus, 
um fic) mit den längft erjehnten Waffen zu verfehen. Noch waren nicht 
viele Gewehre weggenommen worden, al8 neues Militär anlangte. Denn 
unter Trommelwirbel im Sturmſchritt rüdte ein Bataillon Soldaten 
heran, um die Entleerung des Zeughaufes zu verhindern. 

Die hierbei entfaltete Tchätigfeit der Bürgerwehr berichtet uns 
Profeſſor Dr. Rudolph Gneift in feiner Brofchüre: „Berliner Zuftände“ 
(Berlin 1849, 89%, wie folgt: 

„Die auf den Gendarmen- Markte ftehenden Kompagnien (42, 43, 
44) zogen hierauf ab, direft vor die der neuen Wache gegenüberliegende 
Seite des Zenghaufes. Von diefer Seite war der Einbrud) gefchehen, 
Thor und Fenſter eingefhhlagen, und über dem Thor ftand eine lange 
Seuerleiter, welche in die Fenſter des zweiten Stodes führte, ... . Bor 
dem Thor brannten düfter einige Fackeln. Im Innern des Zeughaufes 
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war tiefe Finfterniß, und nur aus einem gewiflen Summen ließ ſich 
vermuthen, daß eine große Anzahl Menfchen darin thätig war. Die 
Kompagnien fanden einen Augenblid bewegungslos. .... Da kam 
ber Hauptmann Vogel (derſelbe muthige Führer, welcher bei dem Ar- 
beitertumult im Oktober zuerft die Barrikade in der Roßſtraße beftieg 
und dort lebensgefährlich verwundet wurde) auf den überaus glüdlichen 
Gedanken, die Tamboure vor dem Zeughauseingang einen Wirbel fchla= 
gen zu laſſen *). ... Diefer At war entjcheidend, und augenblicklich 
verwandelte fich die Szene. Sofort nämlich begannen aus den einzel- 
nen Benftern Selbftbewaffner Herauszuhüpfen und mit bewundernswür- 
diger Gefchwindigfeit an der Wand entlang davon zu laufen. Kaum 
mochten fünf ober ſechs entwifcht fein, als die Wehrmänner meiner 
Sektion nicht mehr zu Halten waren. Sie fprangen zu, um die Wliehen- 
den zu erwifchen, ein folder Eifer war plöglid in uns ge- 
fahren, daß drei®ehrmänner auf einmal mit ihren Bajo— 
netten auf einen fiebzehnjährigen Jungen losftahen, 
der noch räfonniren wollte... Sonſtige Waffenthaten 
zu vollbringen, wollte uns beim beften Willen nit ge- 
lingen.... _ 

Manche räfonnirten und befamen eine Ohrfeige, wogegen fie das 
Gewehr ablieferten; jehr wenige endlich fuchten fi mit Gewalt durch⸗ 
zudrängen, befamen dann Wippenftöße und gaben das Gewehr endlich 
auch ab. In das Zeughaus felbft einzudringen, fehien für den erften 
Augenblid noch unheimlich. Imdeflen zwei Männer mit Schügenmüßen 
ftiegen muthig in eines der niedrigen Fenſter hinein, um den Abziehenden 
Ion vor dem Abgang die Gewehre abzunehmen. Einige Minuten darauf 
rücte die Bürgerwehr weiter vor. . . . Sehr felten bedurfte e8 wirklicher 
Gewalt, um einem Einzelnen da8 Gewehr wegzunehmen. Während wir 
mitten hierin befchäftigt waren, rücdte zum Weberfluß ein Bataillon des 
24. Regiments mit Fahne und Flingendem Spiel vor dem Finanzminifterium 
vorbei in die Mollergaffe hinein und machte vor dem dortigen Zeughaus- 
eingang Halt. Fortwährend ftrömten indeffen Ausreißer aus dem Zeug⸗ 
haus heraus, und das Erdgeſchoß mochte fo ziemlich ausgeleert fein, als 
das Linienbataillon mit Trommelſchlag einrüdte.“ 

So berichtet der Fortſchrittsmann Gneift, welcher anderthalb Monate 
vor dem Zeughausſturm in feiner Wahlrede in zweiten Bezirke tadelnd 


*) Nach Profeffor Gneift rührte alfo das erfte Trommeln von der Bürger: 
wehr ber. 











gefagt Hatte: „Wir verurtheilen das alte Polizeifyftem, wäh- 
rend unſre Bürgerwehr gerade jegt in verfehrtem Dienft- 
eifer die alte Gendamerie übertrifft.“ Unter ber Bürgerwehr 
hatte es Leute gegeben, welche nicht gegen den Zenghausfturm einfchrit 
ten, weil fie das Recht der Wrbeiter, an der Vollsbewaffnung theilzu- 
nehmen, anerfannten. Gneift, damals Mitglied der Stabtverorbnetenver: 
fammlung, fetste daher in diefer Berfammlung den Antrag burdh, der Magi- 
firat folle dem Minifterium den Entwurf einer Wehrordnung vorlegen nnd 
die natürliche „Unterordnung der Bürgerwehr unter die Kommunalbehör- 
den geltend machen.” Im Bürgerwehrflub war man empört, daf die Bür- 
gerwehr zu „Stadtknechten“ erniedrigt werben follte, und „es war davon 
die Rede, gewifje Stadtverordnete aufzuhängen.“ 

Die Berliner Bürgerwehr hatte faum vier Wochen beftanden, als 
fie fi) auch ſchon wie ein abgefchloffenes Korps betrachtete, welches mit 
den Waffen in der Hand dem unbewafineten Theile der Bevölkerung 
mit gewiflen Anfprüchen entgegenzutreten habe. Auf diefe Weile entftand 
ein fchroffer Gegenfat zwifchen den Bürgern und Arbeitern. Wer be- 
waffnet war, hieß Bürger; wer e8 nicht war, der wurde Arbeiter genannt. 
Eine Zeitlang redete man den Arbeitern ein, daß ihr Intereſſe mit dem 
der Bürger zufammenfalle, und die Arbeiter waren es zufrieden. Da 
jeboch die Bürgerwehr, wie oben erzählt, den gegen die Reaktion gerich- 
teten Demonftrationen der Arbeiter fich widerfette, fo entfpann fich zwi- 
fchen beiden XTheilen eine heftige Teindfchaft. Indeß ſah aud) bald ein 
Theil der Bürgerwehr ein, daß fie durch ihr Einfchreiten gegen die Ar 
beiter nur der Reaktion nüge: weßhalb ſich unter der Führung bes 
Buchhändlers Simion ein demofratifcher Bürgerwehr⸗Klub bildete, wel- 
her fogar dem Offizier von Natmer wegen feines Abzugs vom Zeug⸗ 
haufe eine Bürgerfrone votirte. Als ein Theil der Bürgerwehr am Abend 
des 14. Juni dem interimiftifchen Bürgerwehrbefehlshaber, dem Major 
Bleſſon, den Gehorfam verweigerte, um die Waffen nicht gegen die Ar- 
beiter zu gebrauchen, legte dieſer noch in der Nacht des Zeughausfturmes 
fein Kommando nieder. Dem Bürgerwehrführer Benda aber, welcher auf 
bie Arbeiter an jenem Abende Feuer kommandirt hatte, wurde von etwa 
600 Tumultuanten die Wohnung demolirt. (Später hieß es, daß der- 
felbe mit einem gewifien Bender verwechfelt worden fei.) 

Die Stadtverordneten und der Magiftrat Berlins befchloffen darauf: 
1) daß der bisherige Bürgermeifter zwar, wie die Sachen bermalen ftän- 
den, unmöglich geworben fei, aber in Anbetracht feiner langen, in „Frie⸗ 
denszeiten“ verbienftlihen Amtsführung, und in Anbetracht, daß feine, 
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durch den Ausbruch der Revolution herbeigeführte Entfegung eine ge- 
zwungene gewefen, ein Anrecht auf Penfionirung mit vollem Gehalt Habe, 
daß man aber von ihm erwarte, ev werde in der Nothzeit nicht auf vollem 
Gehalt beftehen, widrigenfalls er, nad) Analogie der Wartegeldordnnung, 
zu anderartigen Arbeiten herangezogen werden müfje; 2) daß das An- 
ſuchen des demokratiſchen Klubs, auf eigne Koften ein fliegendes Korps 
von Pikenmännern Herzuftellen und dafjelbe der Bürgerwehr anzufchließen, 
zurüchzuweifen fei, da e8 an fliegenden Korps nicht fehle und die Pike 
feine Waffe fer, um die Ordnung herzuftellen; 3) daß eine gemifchte Kom⸗ 
mifjion erwägen folle, ob, um Ruhe und Ordnung in Berlin zu ftiften, nicht 
die Einfeßung einer interimiftifchen Diktatorial- Gewalt nöthig fer, und 
4) daß der König nicht eher, wie beantragt worden, zur Rüdfehr nad 
Berlin durd) eine ftädtifche Deputation aufzufordern fei, als bis die 
Stadt ſelbſt die Ruhe in ihren Mauern hergeftellt habe. 

Die Reaktion bentete ihren Triumph nad) Herzensluft aus; Die 
Literaten und Arbeiter wurden aufs Aergſte gefhmäht. Den Zeughaus- 
fturm behandelte fie wie einen Diebözug, wie gemeinen Raub und Ein- 
bruch. Weil der Nittmeifter und Gutsbeſitzer v. Weiland ein Gewehr 
des Zeughausfturmes an fid) genommen hatte, rief eine veaftionäre 
Adreffe aus: „Was fol man von einer National Berfammlung erwar- 
ten, die Gafjenjungen und Diebe in ihrer Mitte zählt ?* — Mehrere 
bein Zeughausfturm Ergriffene wurden zu Zuchthaus und vier Anftifter 
zu Feſtung verurtheilt. Auch gegen die Anfertiger von Plakaten ward 
eine Unterfuchung eingeleitet, während die Bürgerwehr Hausſuchungen 
nach Gewehren anftellte. Um den Zeughausſturm recht gehäffig zu machen, 
wurde das Gerücht in Umlauf gejegt, daß die Polen, befonders aber die 
franzöfifche Regierung, die Hinter da8 Geheimniß der preußifchen Zünd— 
nadelgewehre fommen wolle, dazu Geld hergegeben habe. Die Zahl der 
abhanden gekommenen Gewehre wurde vergrößert, und fpäter hieß es 
obendrein, daß auch fieben. Kanonen vom Bolfe entwendet worden feien. 
Der Offizier v. Natmer, welcher feinen Poſten verlaffen Hatte, wurde 
kriegsgerichtlich verurtheilt. 

Jetzt tauchten patriotifche und konſervativ-monarchiſche Klubs in 
Menge auf. Die Pietiften eiferten gegen die Märzerrungenfchaften; die 
Hengftenberg’fhe Kirchenzeitung, welche gegen alle Neucrung zu Felde 
zog, bejammerte die verführende Macht des Irrthums, welcher nicht ein— 
mal die Auserwählten hätten entgehen fünnen, und Heinrid) Leo be- 
bauptete fteif und feft in dem Muder-Blättchen, daß man mitten in 
einen Religionskriege ftände. Diefes frömmelnde Treiben tobte fi aus 


in geiftlichen Konferenzen, in zeitfchriftlichen Artikeln, in Brofchüren, in 
Korrefpondenzen und in perſönlichen Zufammenfünften Einzelner. Heuch⸗ 
leriſch nahm man, um die Armee ganz auf der Seite zu haben, die 
preußifche Waffenehre in Schuß und pries als einziges Mittel des Heils 
die Einfegung einer Zentral-Leitung, welche alle gutgefinnten Unterthanen 
Sr. Majeftät gegen die Schlechten, gegen die mit dem Teufel im Bünd- 
nifje ftehenden Demokraten, organifiren und führen folle. 

Bor Allem aber ſuchte die Reaktion die Reihen der Arbeiter zu 
lichten. Wo e8 nur anging, wurde ihnen die Arbeit befchnitten, damit fie 
aus Nahrungslofigkeit entweder freiwillig das Weite fuchten, oder fich zu 
den Arbeiten an der Oftbahn, deren hohe Arbeitslöhnung aufs Herrlichfte 
ihnen gefchildert wurde, fortfchaffen ließen. Eine große Anzahl von ihnen 
ließ ſich wirklich bethören. Doch gelang es ihren Yührern, nod) auf 
dem Bahnhofe manche zur Umkehr zu bewegen, fowie auch viele, die ſich 
hatten fortfchaffen laſſen, zeitig zurüdfamen, weil fie fi an der Oft- 
bahn in ihren Erwartungen gänzlich) getäufcht gefunden hatten. 

Tamit gegen den Aufruhr eine nadjyhaltigere Kraft entwidelt wer- 
den könnte, rüdten am 7. Yuli in Berlin zwei Bataillone Infanterie ein. 
Auf der Wache befanden ſich jest häufig 3000 Mann eingefleideter Land⸗ 
wehr, weldye aus der Stadt felbft ſtammte. Am meiften vertraute man 
auf die Linientruppen, die fich jedoch, damit fie nicht ber demokratifchen 
Berführung erlägen, felten außerhalb der Kafernen fehen laſſen durften. 
Bon diefen Linientruppen waren die Soldaten des 24. Infanterie: 
Regiments am 30. März nad) Berlin gelegt worden; zu ihuen kam nod) 
das 9. (die Pommern) und das 12 Regiment hinzu, wodurd) fie auf 
fieben Bataillone anwuchſen. Rings um die Hauptftadt aber wurde in$- 
geheim ein Heer zufammen gezogen. Denn die durch den Waffenftillftand 
mit Dänemark in Schleswig: Holftein überflüffig gewordenen Truppen 
wurden in aller Stille in bie Marken gelegt, damit fie gegen das vebellifche 
Berlin verwandt werden fonnten. 

Die damalige Stimmung in den. hohen SKreifen der Gefellfchaft 
wird im folgenden, dem Volkswitz entjprungenen und bei F. Nietad ge- 
druckten Gedichte perfiflirt: 

„Mein chönes, Tiebes, fandiges Berlin! 

Leh’ wohl! Ich muß dich bombarbiren laflen! 

Ha! wie die Barden kampfesluſtig glüh'n 

Und mit den Säbeln Happern bier in Potsdam's Straßen! 
Berliner, kommt, mit Schreden ſoll't Ihr hören, 

Wie beim Champagner fie auf Taille ſchwören: 

Erfäufen wollen fie die freche Brut 

In ihrem eigenen Kanaillen-Blut! 
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Noch ift e8 Zeit! Berliner, werd’t vernünftig 

Und kehrt zurüd ins alte liebe Joch! 

Ihr ſeid ja für die Freiheit noch nicht zünftig, 
Und jede Kugel, wißt Ihr, macht ein Loch. . 
Ich Tann die Garbelieutenants nicht mehr halten; 
Sie wollen Euch partout die Schädel jpalten. 
Befinnt Euch noch bei Zeiten, oder zittert: 

Die Garbelieutenants find famos erbittert. 


Hat nur die Polizei erft wieder das Kommando, 

Shit fie wohl dann und warın ein Dubend auch nad) Spandom. 
Gendarmen woll't Ihr nicht. Nun gut: das werd’ ich ändern, 

Nie zeig’ fih einer mehr — als in Konftabler-G’wändern! 

So ftell’n wir na und nad) die alte Orbnung ber 

Und thun, als ob dieß Jahr Tein März geweſen wär! 

Wol’t Ihr das nicht: jo bau't nur Katakomben, 

Denn von der Höh' des Friedrichshain's ſchick' ih Euch Bomben. 


Weil indeß die Regierung noch nicht offen eine große Truppen⸗ 
zahl nad) Berlin einmarſchiren zu laffen fi getraute, trug fie ſich 
mit dem Gedanken, die Polizeimannfchaft zu vermehren. Aber aud) 
hierbei ftieg ihr da8 Bedenken auf, daß das Volk die Gendarmerie 
haßte. Sie glaubte deßhalb jehr Flug zu handeln, wenn fie, indem fie 
das in Bezug auf die englifche Polizei herrfchende günftige Vorurtheil 
benuge, fic) eine Gendarmerie unter dem unfchuldigen Namen „KRonftab- 
ler“ oder „Schugmänner“ ſchuf. Diefer Plan fhien um fo vortrefflis 
her zu fein, als die englifche Polizei, die deßhalb ſpöttiſch vom englifchen 
Volke blue beetles (Schmeißfliegen) genannt wird, blau uniformirt ift, 
fo daß fich bei der Bekleidung die 1706 durch den Chemiler von Dies- 
bach erfundene preußifche Lieblingsfarbe anwenden ließ. Freilich tragen 
die englifchen Poliziften anftatt der blanfen Waffen bloß bludgeons 
(Stäbe mit bleiernen Knöpfen), während die preußifchen Konftabler nicht 
nur mit Seitengewehren ausgerüftet wurden, ſondern aud) bei geeigneter 
Gelegenheit mit Schießgewehren erfcheinen ſollten. Aber der gleiche 
Name und die gleiche Yarbe mußten den Unterfchied verdeden und als 
Beihwichtigung dienen. Nachdem alfo zweitaufend Mann Konftabler, 
welche meift aus der Polizei der Provinz refrutirt wurden, eingefleidet 
worden waren, ließen fich diefelben zum erften Male am 24. Juli öffent- 
lich fehen. Schon am 16. März hatten die Berliner Bürger, ohne je- 
doch von der Behörde die geforderten Waffen zu erhalten, nach engli⸗ 
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fher Mode *) Scuumannfchaften gegen die Zufammenrottungen des 
Volks errichtet, waren aber damals mit ihren weißen Stäben verhöhnt 
worden. Die jegigen Konftabler dagegen hatten gefchliffene Degen, mit 
denen fich nicht gut ſpaßen ließ. 

Kaum waren die nenen Schuglente zum Vorſchein gekommen, als 
e8 zwifchen ihnen und dem Bolfe Zufammenftöße gab. Tas Volk ärgerte 
fie num, indem e8 unter Anderm nach Seifenblafen hafchte. Die Reibe⸗ 
reien dauerten unandgejegt fort vom 1. bis zum 8. Auguft. Da bie 
Konftabler feine Menfchenanhäufungen auf der Straße bulden wollten, 
fielen jeden Abend unter den Linden, dem in's Brandenburger Thor 
führenden beliebten Spaziergange der Berliner, wo felbft in ruhigen Zei- 
ten fih manchmal Menfchen anhäufen, Kollifionen vor. Bicle friedliche 
Bürger, welche, auf der Rückkehr von einem Ausfluge begriffen, 
aus dem Tiergarten nad) Haufe zu gehen beabfichtigten, wurden 
unter den Linden von den eifrigen Schugleuten ala böswillige Ruhe⸗ 
ftörer angejchen und brutal behandelt, ja bisweilen verhaftet. Hier war 
e8 auch, wo die Abgeordneten v. Berg und NRobbertus, welch’ letzterer 
unter Auerswald eine furze Zeit hindurch Minifter gewefen war, durch 
die neuen Konftabler infultirt wurden. Rodbertus war zwar als Abge- 
ordneter vor Verhaftung gefichert, aber feine dießfallfige Unverleglichkeit 
fhütste ihn nicht davor, daß er von einem Konftabler-Öffizier wider ein 
Haus geftoßen und dann durch eine Glasthür in die Kranzler'ſche 
Konditorei geworfen wurde. Unter den Linden verfanmelte ſich zum 
großen Leidwefen der Schugleute jetzt regelmäßig der fogenannte 
Linden - Klub, als defien Führer ein Kaufmann, Namens Müller, 
galt, bis die Bürgerwehr den vergeblidyen Anftrengungen der Poli⸗ 
zei, die Zufammenrottungen zu verhindern, nahbrüdlich zu Hülfe Fam. 

Nach dem Tage des Zeughausfturmes war es in Berlin verhält- 
nigmäßig ftill geworden. Denn nicht nur wurde die Stadt um viele Ar⸗ 
beiter vermindert, fondern e8 wanderten auch viele wohlhabende Leute 


*) In England Hatten fich die Bürger gegen die Zufammenrottungen ber 
das allgemeine gleihe Wahlrecht verlangenden Chartiften einſchwören laſſen. Bei 
der Neubelebung der Alten-Bill (des Fremdengeſetzes) fagte am 11. April 1848 
Lord Malmesbury im Haufe der Lords: „Bugleich dürfe nicht unerwähnt bleiben, 
daß es auch eine große Anzahl höchſt achtenswertber Fremder (foreigners of 
the most respectable class) gebe, worunter er einige nambaft machen könne, 
wie den Prinzen Louis Bonaparte und Herrn Gaudin, die den Behörden ihre 
Dienfte angeboten und fich als ſpezielle Schugmänner hätten einjchwören laſſen.“ 
— &, Parliamentary Debates vom Jahre 1848. 
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aus angebliher Furcht vor dem Kommunismus aus. Doch diefe Aus- 
wanderung geſchah auf höhern Befehl, damit bie in ihren Einnahmen 
benadytheiligten Bürger fi) nad) der Rückkehr des Militärs ſehnen follten. 
Darım mußten die meiften höheren Offiziere ihre Wohnungen Tündigen, 
um fi) in Potsdam niederzulaffen. Ebenfo zogen die meiften ©efand- 
ten fort. Ein Theil des Hofftaats fiedelte dauernd nach Potsdam über. 
Die Wiener hatten in diefer Beziehung vor den Berlinern den Bortheil, 
daß bei ihnen die Donau inmer einen lebhaften Verkehr unterhielt. 

Die Fortfchritte der Reaktion fehildert unterm 19. Juli ein Berliner 
Korrefpondent der A. U. Zeitung (Beilage Nr. 209) wie folgt: 

„Die Adreſſen und Proteftationen der Provinzen, der hiefigen kon⸗ 
fervativ-fonftitutionellen Klubs, die Stimmen fo vieler Taufende von 
Privat-Perſonen, welche die hiefigen älteren Zeitungen (für ſchwer zur er- 
legende Infertionsgebühren ! patriotifc) zu fein, koſtet auch Geld) erfül- 
Ien, haben denn doch allmählich gewirkt, felbft wo ihre Sprache recht 
unbehülflih Hang, an Zopf und Perrüde erinnernd. Es ift ein großes 
Parlament von ganz anderen Tönen als das Heine in der Sing-Afade- 
nie. Die Bollsverfammlungen unter freiem Himmel find nicht verbo- 
ten ; ein Polizei-Kommiſſär durfte neulich als Redner auftreten und dieß 
den Berfanmelten verkünden. Zum erften Male ward ein Polizeimann 
beflatfcht. Aber vom Gerüfte herab empfahl ein Redner dem Demos 
unten Mäßigung, er lobte den Fortfchritt im Wege des Gefeges! Der 
vielbefprochene, einft in Magdeburg inhaftirte, dann ausgewiefene Weit- 
fing bat fi) auch hier eingefunden und in einer andern Bolfsverfamm- 
lung ſchon geſprochen. Es ift gut, wenn man den Kommunismus nicht 
ala Gefpenft in der Ferne drohend erblidt, wenn er in feiner verkörper- 
ten Wirklichkeit fih uns zeigt... . . Der praftifche Berftand unferer 
Landleute, Handwerker, felbft der Proletarier ift in ſolchen Dingen ſcharf; 
und bat erft gar der Berliner Wig eine Schwäche im Dinge entdedt, fo 
ift e8 nicht mehr gefährlih. Auch die täglich aufgewärmte Lüge, welche 
die müßigen Arbeiter hier zurüdhalten foll, daß ihre zur Oftbahn abge- 
gangenen Genoſſen dort barbariſch behandelt würden, hat ihre Kraft 
verloren, feit man Muth bat, mit den fchlagenden Gegenbeweifen her- 
vorzutreten. Der Umfchlag in der Meinung datirt vom Tage des Zeug- 
hausſturmes; erft der Prozeß gegen die Exgriffenen hat der Thatfache 
indeß die fchlagende Wirkung gegeben. Der Umfhwung in der Meinung 
ift ein überrafchend fchneller. Würde heute ein Staatsanwalt, wie ba- 
mals Herr Temme, ein Proflama wagen dürfen, worin er mur zur An- 
gabe derjenigen Individuen auffordert, welche aus den Reihen der Bür⸗ 
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gerwehr auf die mit Steinhagel anrüdenden Tumultwanten gefeuert, die- 
fer Uebertreter des Geſetzes gar nicht gedenfend? So fonnte eine Rar- 
teiftellung einen fonft geachteten, gelehrten und Hochgeftellten Richter ver- 
blenden, und man fand es natürlich. Und Heute, kaum ft ein Monat 
vorüber, wundert man ſich, daß diefer felbe Richter, um ihn von der 
Stellung eines öffentlichen Anklägers zu entfernen, zu einem noch höhe- 
ren Poften in der Provinz befördert werden darf. Den eigentlichen Aus- 
ſchlag im der öffentlihen Meinung hat indeß Jacoby's Antrag gegeben. 
Nachdem diefe Majorität und in diefer National- Berfammlung ihn er- 
drückte, mögen die Emifjäre der Propagande ihr Bündel gepadt haben, 
wie ein hiefiger Agitator vor einiger Zeit, erflärend: Berlin ift noch 
nicht reif, Hier ift unfer Hopfen und Malz verloren — für diegmal!“ 

Die Haupt-Reaftion faß in den Provinzen, namentlich in Pom—⸗ 
mern, Brandenburg und in der Provinz Sahfen. Schon im April was 
ren von Königsberg Protefte dagegen eingelaufen, daß das ſtarke Kö- 
nigreich Preußen zur bloßen Provinz Deutſchlands erniedrigt werden 
folle, und e8 waren Stimmen laut geworben, welche von der Beſchickung 
des Frankfurter Rarlaments abriethen. 

Nachdem fi) der große Grundbeſitz zu einer feften veaftionären 
Partei organifirt und ein fogenanntes Junkerparlament errichtet Hatte, 
erhielt er in der Sreuzzeitung, welche „mit Gott für König und Bater- 
fand“ gegen die Revolution fämpfte, fein Partei « Organ. Einige Zeit 
bernach erließ Harkort eine Anfprache an die Pommern, um das Land⸗ 
volf für die Reaktion zu gewinnen. Er rief ihnen zu: „Haltet feſt, da- 
mit Euch Niemand die Krone raube, die Ihr von Euren Vätern geerbt 
habt!” — und indem er weidlid) auf „die Schriftgelehrten und Steuerver= 
weigerer“ fchinpfte, legte er den Bauern folgendes Recdhen-Erempel vor, deſſen 
fämmtliche Poften im Grunde doc) nicht auf Rechnung der Demokratie, 
fondern auf die der Reaktion fommen mußten: 


Die Brandftiftung und Einäfcherung der Artillerie- 


Werkftätte koftet. . . . .. 2,000,000 Thlr. 
Für verſetzte Pfander zahlte der Rip. “20.0. 400,000, 
Für die Sparlafien . . .» .» > 2. 200,000, 


Die Schutzmannſchaft koftet - - © 2. 200,000, 
An mäüßig gehende Arbeiter verausgabt. . . . 1,700,000 „ 
Die Mobil-Machung des Heeres . - . . . .  2,000,000 „ 


Das macht eine Summevon . - 2 ©... 6,500,00088lr., 
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jo die Steuerpflichtigen mit ſaurem Schweik aufgebradyt haben *), wäh- 
rend unnüge Buben das Geſetz mit Füßen traten. Für diefen Beitrag 
hätte man 6,500 bäuerliche Stellen faufen und an tücdhtige Leute vor- 
geben können.“ 

So fehr ſich aber auch die Reaktion anftrengte, vermochte fie doch) 
nicht im Nu die revolutionäre Kraft Berlin’8 lahm zu legen. Denn in- 
dem die Demofraten die Abfichten der Reaktion durchfchauten, boten fie 
Alles auf, um ihre eigne Macht zu behaupten. Sie fahen ein, daß fie 
jett, nachdem fie eine Menge Arbeiter eingebüßt hatten, den erlittenen 
Berluft durd die Herftellung einer ftrafferen Organifation ausgleichen 
mußten. Daher trat nicht nur ein aus allen Klubs und Bereinen be- 
ſchicktes Komite, welches fi) wöchentlich mehrmals verfammelte, bei 
Wapmann in der Leipziger Straße zufammen, fondern ganz Berlin wurde 
auch von dem demofratifchen Klub, deſſen Präfidium über 3000 Mann 
verfügen zu Fönnen ſich rühmte, in 22 Bezirke eingetheilt, von denen ein 
jeder unter die Leitung eines demofratifchen Führers geftellt und mit ei- 
nem befondern Ausfchuffe verfehen ward. Die Mafchinenbauer waren 
inzwifchen zur Demofratie übergetreten, und auf die Handwerker wirkte 
der von Born geleitete Arbeiterverein ein. Die der altpreußifchen Partei in 
der Seele verhaßte KeichSverweferhuldigung, welche für ganz Deutjch- 
land auf den 6. Auguft ausgefchrieben war, gab den Demokraten Anlaß, 
eine große Demonftration zu veranftalten, um ihre verfügbare Mann 
Schaft zu muftern. Wenn ihnen der unverantwortliche Reichsverweſer in 
Frankfurt ſchlimmer als gleichgültig war, gewann ihre Demonftration doc 
infofern eine demofratifche Bedeutung, als durch diefelbe die Unterordnung 
Preußens unter Dentfchland ausgedrüdt werden follte. Darum festen fie 
auf den genannten Tag einen deutfchthimelnden Zug nad dem vor dem 
Halliihen Shore gelegenen Kreuzberg an. Bor dem Dpernhaufe war 
der Sammelplag. Um: die Preußenthümler zu verfpotten, war bei My- 
lius eine ſchwarz⸗weiße Fahne herausgeftedt, dahingegen an der Artil⸗ 
lerie- und Ingenienr-Scule, wo e8 zu einem Volks⸗Tumulte Tam, die 
preußifchen Farben abgenommen werden mußten. An dem Zuge bethei- 
ligten fc gegen 20,000 Mann. Wegen diefer imponirenden Menge 
machte fi) das von der Reaktion ebenfall® nad) dem Kreuzberge beor- 
derte Landvolk, welches dort Preußen-Lieder fingen und Skandal anfan- 


*) Harkort gebt hier von der falſchen Unterſtellung aus, als ob nicht die 
große Volksmaſſe vermittelſt der indirekten Steuern, ſondern hauptſächlich nur die 
Bauern den Staatsſäckel füllten! 
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gen follte, vor dem Eintreffen des demokratiſchen Heerzuges rechtzeitig 
aus dem Staube. Weil aber bei diefer Gelegenheit den Preußenthüm- 
lern die preußifchen Kokarden abgeriffen worden waren, erließ der Po- 
fzeipräfident von Bardeleben eine Verordnung, derzufolge von nun an 
weder mit den deutſchen noch mit den preußifchen Farben ein Gepränge 
getrieben werden durfte. In Stettin gefhah am nämlichen Tage eine 
ähnliche Demonftration; denn hier zog eine große Menfchenmenge vor 
da8 Schloß und fang dajelbft das der Liedertafel vom Prinzen unter- 
fagte Lied: „Was ift des deutjchen Vaterland.“ 

Ziemlich drei Wochen darauf fiel wieder in Berlin eine ernfte Ruhe⸗ 
flörung vor. Den Anftoß dazır hatten die Reaktionäre in Charlottenburg 
gegeben, wo die beiden Brüder Bruno und Edgar Bauer den 20. Au⸗ 
guft in einer demofratifchen Verſammlung von frehen Eindringlingen 
gemißhandelt worden waren. Edgar Bauer, damals ein Liebling der 
„Rehberger,“ kam befhalb nad) Berlin und forderte die Arbeiter auf, 
die ihm zugefügte Unbill zu rächen. Bon ihm und von Dowiat  ange- 
feuert, unternahm fofort am 21. Auguft die Berliner Arbeiterfchaft einen 
Sturm auf das Hotel Kühlwetters, des Miniſters des Innern. Da dies 
fer fich geflüchtet hatte, jollte der Yuftizminifter Märker aufgeſucht und 
von ihm die Freilafjung der politifchen Gefangenen verlangt werden. 
Aber auch der Yuftizminifter hielt es nicht für gerathen, zu Haufe zu 
bleiben, fondern rettete fi) in das Hotel Auerswald’, des Minifterprä- 
fidenten, wo abends große Gefelichaft war. Hiedurch wurde der In— 
grimm des Volks auf das leßtgenannte Hotel gelenft. Die im Sturm 
anrüdende Schutzmannſchaft fonnte nicht verhindern, daß an dem Hotel 
das Pflafter aufgewühlt, die eiferne Rampe abgeriffen und bie Fenſter 
eingeworfen wurben, und daß fich die fchmaufenden Herren und Damen 
drin im Saale vor den fliegenden Straßenfteinen Hinter die Säulen 
flüchten mußten. Die Bürgerwehr, welche gerade im Krol’fchen Lokale 
die Srwählung Rimplers zum Kommandanten mit einen Zwedefien ge- 
feiert hatte, fam zu ſpät an; doch traf fie noch zeitig genug ein, um 
eine Barrikade, welche auf Rudolph Schranım’s Anordnung in der Beh— 
renftraße errichtet worden war, zu räumen und zu zerftören. Dießmal 
waren felbft die Mafchinenbauer, von denen manche Gewehre befaßen, un- 
terwegs gewejen, um den Aufftand zu unterftügen; fie hatten mit den 
Schutzleuten einen furzen Kampf, bei welchem Schüffe gewechfelt wurden, 
in der Nähe des Dranienburgerthores zu beftchen gehabt. Bei ſolchen Ge- 
legenheiten zerbrachen die Arbeiter gewöhnlich die in den Straßen be- 
findlichen eifernen Geländer und bewaffneten fid) mit Eifenftäben. Ein- 

Beder, Reaktion, 8 
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mal wurden fogar die großen eifernen Gitterthore des königlichen Schlof- 
fe8 mit einer ſolchen Kraft umgebogen und ausgehoben, als ob fie nur 
von Holz geweſen wären. 

Am 21. Auguft hatte das fogenannte „Krämer - Miniftertum“ ge- 
ftürzt werden follen. In Folge diefes Borgangs wurde auf Bauer und 
Dowiat gefahndet. Letzterer ließ fi) verhaften und wurde zu fechsjähriger 
Feftungsftrafe verurtheilt; Bauer dagegen, immer gededt von einer flar- 
fen Arbeiterwache, blieb noch längere Zeit in Berlin und agitirte weiter. 
Herr v. Unruhe fagt in diefer Beziehung a. a. D., ©. 96: 

„Die Bande der alten polizeilichen Aufficht waren allerdings gelöft 
und eine neue gefetliche Ordnung wegen der Unthätigfeit und Schlaffheit der 
Behörden noch nicht eingeführt; aber der im Ganzen milde Sinn der 
Bevölkerung trat doch hervor. Ohne denfelben wäre unmöglich ge- 
wejen, eine Stadt von 400,000 Einwohnern unmittelbar nad) folchen 
Ereignifien, wie die des Monats März, fid) acht Monate hindurch faft 
felbft zu überlafjen. Der richterlichen Gewalt legte die Bevölferung, un- 
erachtet der Agitation gegen die Anwendung der alten Geſetze, fein 
irgend nennenswerthes Hinderniß in den Weg. E8 fanden Verhaftun⸗ 
gen und Berurtheilungen, fowie Bollftredung der Urtheile ftatt.“ 

Edgar Bauer flüchtete ſpäter in's Ausland und lebte bis zum 
Jahre 1860 im englifhen Erile. Durch das lange vergebliche Warten 
auf einen neuen europätfchen Umfhwung mürbe und energielos gewor- 
den, auch wohl nicht unwefentlich von feinem Bruder Bruno beeinflußt, 
ging er zur Kreuzzeitungspartei über, legte ein jämmerlich reumüthiges 
Befenntnif in einem curriculum vitae ab, und erhielt für feine alten 
Tage, wie er glaubt, ein fidjeres Brot. Rudolph Schramm, viel gber- 
flächlicher noch als Bauer, ſehr ehrgeizig und dabei ſtolz auf das erhei- 
rathete Geld, ging, nachdem er ſich ſchon in England zweidentig benom- 
men Hatte, 1864 öffentlich zu Bismard über, verlangte geadelt zu wer- 
den und wurde mit einem Konjulat in Italien abgefunden. Ein drit- 
ter Arbeiterführer jener Zeit, Braß, von welchen Pierfig in feinen My- 
fterien der Berliner Demokratie fchreibt : 

„Im Mai, gleichzeitig mit den Katzenmuſiken,*) begannen auch die 
deinofratifchen Umtriebe in der Landwehr, welche der ſich demofrati- 
her Landwehrmann zeichnende Jude Braß beforgte,* iſt Redak⸗ 


*) Die Katzenmuſiken kamen in Berlin frühzeitig in Verruf, da man die 
Entdeckung machte, daß die Neaftionäre fie aufführen ließen, um die Demokraten 
gehäffig zu machen. 
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teur der Bismard’fchen Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung geworben. 
Lothar Bucher, ein kalt berechnender Egoift, der nad) einer kurzen fozia- 
liſtiſchen Anmwandelung als vortragender Rath im Minifterium des 
Aeußern angeftellt wurde, war nie Arbeiterführer, fondern gehörte zur 
„anftändigen“ Demokratie. 

Alle diefe Männer, nebft manchen Andern, deren demofratifches Be⸗ 
fenntniß nicht aus der Tiefe geiftigen Lebens quoll, find gebrochen ; fie 
haben rafch die Schwung- und Sprungfraft, die Herzensfrifche verloren. 
Bon ihnen gilt das bei der Bertheidigung Mögling’8 vom Advokaten 
Küchler trefflih gefprochene Wort: „Die Revolution verbraucht ihre 
Männer fchnell, raſch ſchwingt fid) ihr Rad, und die einmal auf deflen 
Höhe geftanden, werden fehnell wieder hinabgeführt in Dunfel und Ber- 
geflenheit.” (S. „Hans Lorenz Küchler,“ von I. Venedey im „Album 
von Combe-Varin,“ Züri) 1861.) 

Die Arbeiterfchaft Berlin’ hatte für ganz Preußen die evolution 
des 18. März gefchlagen. Kein Wunder, daß fie über die mit ihrem 
Blute erfauften Errungenfchaften wachte und es übel aufnahm, als die 
vereinbarende Berfammlung, welde in der Sing- Akademie tagte, 
einen Antrag auf Anerkennung der Revolution ablehnte. Doc) rejpel- 
tirten die Arbeiter die Unverleglichleit der Abgeordneten felbft in dem 
Prinzen von Preußen, obgleich) fie ſich gegen deſſen Rückkehr, wie oben 
erzählt wurde, unzmweidentig erflärt hatten. Indeß gab es Abgeordnete, 
die ſowohl völlig antisrevolutionär waren, als auch, wenn ihnen von 
ihren Wählern das Bertrauen entzogen worden war, ihr Mandat nicht 
niederlegten. So blieben die Herren Bauer, Sydow, Prediger Ionas 
und Geheimerath Yonas, unbefümmert um die ihnen von ihren Wahl- 
freifen ertheilten Mißtrauens-Boten, in der preufifchen National-Ber- 
fammlung und trieben ihre Kollegen zu reaktionären Beſchlüſſen an. 
Andere, wie 3. B. der frühere Minifter Arnim, wollten die großen 
Städte vertilgt willen, weil diefe Nichts als Heerlager der Revolution feien. 

Nachdem fich derlei Abgeordnete durch ihre Reden immer mehr ver- 
haft gemacht hatten, ſahen fie ſich manchmal einigen Heinen Unannehm- 
fichleiten beim SHeraustreten aus der Verſammlung ausgefegt. Obfchon 
nun mehrere Abgeordnete firenge Mafregeln zum Zwede ihres Schutzes 
wünjchten, drang doch am 15. Juni zunächft der Antrag des Abgeorb- 
neten Uhlich durch, des Inhaltes: — „Die Berfammlung wolle befchlie- 
Ben, daß fie Feines Schutzes Bewaffneter bedarf und fich unter ben 
Schu der Berliner Bevölkerung ftellt;" indeß wurde ſchon Tags 
darauf von der nämlichen Berfammlung auf Riedel's Empfehlung be- 
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ſchloſſen: — „Auch die Berfammlung als ſolche ift unverleglich, und jeder 
gewaltfame Angriff gegen diefelbe als Hochverrath zu beſtrafen:“ — eine 
Taflung, die allerdings nicht die einzelnen Abgeordneten außerhalb der Ber- 
fammlung ſchützte. Zweimal hauptſächlich umlagerten darauf die Arbeiter 
die Berfammlung und drohten die Dlitglieder der Rechten aufzuheben: das 
eine Mal, als e8 fich in Folge der weiter unten zu befprechenden Schweid- 
niger Vorfälle um den Stein’fchen Antrag, das andere Mal, als e8 fich um 
die bewaffnete Unterflügung der Wiener Revolutionäre handelte. Ueber die 
Thatfache, daß den Mitgliedern der Rechten mit Aufhängen gebroht 
worden war, berichtete am 19. Dftober der Abgeordnete Meufebach: „Ic 
habe wohl bemerkt, daß die Haltung der Menge geftern nicht bedroh- 
fih war; es fchien mir mehr, als wollte fi) der Bolls-Humor der 
Menge nur in fymbolifchen Demonftrationen fundgeben ; aber der Volks⸗ 
Humor muß feine Gränzen haben.” Freilich waren dergleichen Späße, 
welche von den Engländern practical jokes genannt werden, nicht nad 
Jedermanns Gefchmade, zumal da die Bürgerwehr und die Mitglieder 
der Linken hin und wieder die Minifter und die Mitglieder der Nechten 
vor dem drohenden Volke ſchützen zu müfjen glaubten; allein die Za- 
deler follen bedenken, daß die Reaktion nicht nur zu besfallfigen Auf- 
tritten veizte, fondern daß fie auch mit üblem Beifpiele voranging. 
So waren z. B. gleich nad) dem Auftauchen der neuen Schugmann- 
{haft gegen 600 Konſtabler in den Deputirten-Saal eingedrungen, hat- 
ten ſich auf die Galerien, in die Korridors, in die Gänge poftirt und 
mußten vom Borfigenden, der nicht in der Gegenwart Bewaffneter ver- 
handeln laſſen durfte, hinausgewiefen werden. *) 
Unfchuldigerer Natur war die am 5. Dftober vorgenommene feierliche 
Verbrennung des proviforifchen reattionären Bürgerwehrgefeges, die vom 


*) Selbſt Hr. v. Unruh ift der Anfiht, daß von den Umlagerungen Des 
Schauſpielhauſes und ben damit verfnüpften Vorfällen die Reaktionäre die eigent- 
lichen Urheber waren. Er fchreibt darüber (a. a. D., ©. 102): 

„Mehrere mit dem Volke fonft befannte Abgeordnete verficherten, Daß Die 
Menge fie wenig beachte und unter dem Einfluffe ihnen ganz unbelannter Per- 
fonen ftehen müſſe. Wenn man diefen Umftand mit der am 17. Oftober erfolgten 
Berhaftung und der fpäter gejchehenen Berurtheilung eines Mitgliedes des ſo— 
genannten Yunler-Parlaments zufammenhäft, fo ſcheint wirffi die Bermuthung 
nicht unbegründet, daß einzelne zur reaftionären Partei gehörige Perfonen auf 
irgend eine Weiſe die Bewegung gefördert haben.“ 
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demofratifchen Bürgerwehrverein ausging und bei welcher ſich die Arbeiter 
nur nebenher betheiligten. Die feierlihe Handlung wurde vor der Sing⸗ 
Akademie vollzogen. Den dabei veranftalteten Zug eröffnete ein Mann mit 
einer Tafel, worauf gefchrieben ftand: „Bürgerwehrgeſetz vom 4. Dftober.“ 
Dann kam ein Ejel, an defien Schwanz das Gefet gebunden war. Natür- 
li fehlte auch eine Fahne nicht. Nachdem die Verbrennung ftattgefunben 
hatte, fchritt die Bürgerwehr ein, worauf „Vater“ Karbe das Boll er- 
mahnte, ruhig „nad, Haufe zu gehen, um fich der Wreiheit würdig zu 
zeigen.“ 

Der am 25. Dftober in Berlin tagende demokratiſche Kongreß, 
welcher fich felbft als gefcheitert anfehen mußte, übte auf die Verhältnifie 
der Hauptftadt feinen Einfluß aus. Denn der auf einer Volksverſamm⸗ 
lung gefaßte Beſchluß, dem Wiener Aufftande Hülfe zu leiften, rührte 
von dem in Berlin lebenden Ruge ber. Dagegen fiel kurz vor dem Kon⸗ 
greß ein heftiger Zufammenftoß zwifchen der Bürgerwehr und den Arbei- 
tern vor, welcher fehr folgenreich hätte werben fünnen. Auf dem Köpnider 
Felde nämlich, wo die Kanal-Arbeiter beſchäftigt waren, follte eine Ma⸗ 
Ihine in Anwendung gebracht werben, doch wurde diefelbe von den Arbei- 
tern, weil fie ſich in ihrer Exiſtenz bedroht fühlten, beſchädigt. Am 16 
DOftober wurde daher ein Bataillon Bürgerwehr an Ort und Stelle ge- 
ſchickt und felbiges gab auf die Arbeiter, obfchon fie fi) ihm nicht in 
feindfeliger Abficht näherten, fofort Feuer. Die Folge hiervon war, daß 
in Berlin am 17. Oktober ein großer Tumult ausbrach, bei bem es nicht 
ohne Todte und Verwundete abging. Denn wiewohl Walbed, db’ Efter und 
Derends die Arbeiter zu befänftigen fuchten, was theilweife auch gelang, 
mußte doch eine in der Rofftraße errichtete und mit Härtnädigfeit ver» 
theidigte Barrilade von der Bürgerwehr mit flürmender Hand genommen 
werden. Um den Aufruhr zu unterdrüden, waren fämmtliche 30.000 Dann 
der Bürgerwehr auf den Beinen. Man ftellte den Arbeitern vor, daß 
Arbeiter und Bürger fi) verföhnen und ihre Kräfte gegen ben gemein 
Ihaftlihen Feind, gegen die Reaktion, vereinigt halten müßten; Walbed 
namentlich fagte: fo weit wie in Paris fei man noch nicht gekommen. 
In einer Betition der Arbeiter wurde jeßt das Staatsminifterium erſucht, 
die gemeinfchaftliche Beerdigung der gefallenen Bürgerwehrmänner und 
Arbeiter aus Staatsmitteln zu deden und ebenfo für Verwundete und 
Hinterbliebene Sorge zu tragen. Um bie Arbeiter zu verfühnen, unter- 
füßte die Tinte der Berliner Nationalverfammlung nicht nur diefe Petition, 
jondern fie betheiligte fi) auch am Leichenbegängniffe und verlangte, daß 
den Arbeitern die beiden Arbeitstage, die fie im Konflikte mit ber Bür⸗ 
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gerwehr verloren hatten, erfett würden. Zu einer foldhen Berfühnlichkeit 
hatte man bei diefem prinziplofen Arbeiterputfch aud) volle Urfache. Denn 
fhon hatte Wrangel eine Parade in Berlin abgehalten und in einem 
Armeebefehl mit den fcharfgefchliffenen Säbeln und der blanfen Kugel 
im Lauf gedroht. Er wartete bloß auf eine günftige Gelegenheit, um in 
Berlin einzurüden. Das wäre bereits gefchehen, wenn die Reaktion 
den von der Demokratie bearbeiteten Soldaten getraut hätte. Die jebt 
auf den nächften Dörfern ftehenden Truppen zählten mit der Garnifon 
Berlin’ 47.500 Dann, die von 60 bejpannten Kanonen unterftütt 
wurden. 

Auf welche Weife die Truppen von der Reaktion gegen die Demo- 
fraten aufgeftachelt wurden, erhellt zur Genüge aus der unter fie ver- 
theilten, im November 1848 erfchienenen Schrift: „Segen Demokraten 
helfen nur Soldaten“ (Berlin, Deder’fche Gcheime Ober-Hofbuchdruckerei). 
Darin heißt es: 

„Als am 20, März die treuen Truppen, die den König und fein 
Haus gegen fremdes Mordgefindel vertheidigt hatten, die Stadt 
Derlin auf den Befehl des Königs verlaffen mußten und die glorreiche 
Revolution gemacht war, der fich jett jeder brave Preuße ſchämt, da 
fpieen die Demokraten die Truppen an und nannten fie Bluthbunde, 
ein Zitel, der ihnen geblieben ift, bi8 man im Juli anfing, ihre Freund— 
Ihaft zu fuchen, weil man anfing ihre Treue zu fürchten. Die Leichen der 
für den König gefallenen treuen Soldaten wurden nicht für würdig 
gehalten, am 22. März mit den Leibern der Märzhelden in dem Yried- 
rihshain beerdigt zu werden. .... Als in Schleswig diefelben Regi— 
menter neue Lorbeeren den alten hinzufügten, feine Freude durfte in der 
Heimath laut werden. E8 waren die Bluthunde, es waren die ver- 
dumpften Söldner, die unter der Knute der altpreußifhen 
Disziplin die Freiheit der Holfteiner und Schleswiger zugleich er- 
fämpften und vernichteten. Als in Pofen die braven Pommern, Schlefier 
und Pofener den Aufruhr mit ſtarker Hand bändigten, fein Wort des 
Beifalls durfte laut werden, nur zarte, aber ſtets erneuerte Klagen über die 
Drangfale des von ihnen’ felbft heraufbefchworenen Krieges, nur Trauer 
über das Mißlingen des durch die verthierte Soldatesfa zerjchntet- 
terten Aufruhrs wurde in dem Munde jedes wahren Demokraten, in 
allen öffentlichen Verhandlungen und Blättern laut. Für eure Leiden, 
eure Mühen, eure Gefahren und Entbehrungen, für 
den Ruin eurer Familien, die ihr in Noth und Sorgen 
zurüdgelafjen, als euer König euch rief, um die Provinz 
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und eure dbeutfhen Brüder in derfelben zu retten, batte 
feiner ein Mitgefühl, keiner ein Wort der Anertennung. 
.... Und als im Mai die freien Mainzer Bürger die preußifchen Sol« 
daten meuchlings ermordeten, da machte in der Frankfurter Reichs⸗ 
verfammlung, von der ihr auch wohl fchon gehört haben werdet, daß fie 
einen Kaifer, den fie Berwefer nennen, über unfern lebendigen König 
gejeßt haben, der Abgeordnete Zis (ic) muß den Ehrenmann nennen, er 
fönnte euch einmal begegnen), ein Freund von dem Robert Blum, der in 
Wien fein gebührendes Ende gefunden, den Borfchlag, alle preußifchen 
Truppen ſogleich aus Mainz zu verjagen, fie könnten fi) einmal wehren 
und danı fände Bürgerblut auf dem Spiel, und jedenfalls fei der 
freiheitsfeindlihen Soldatestfa das Tragen der Säbel zu 
verbieten... .. Und fo ging es fort. Nur die Freifchaaren, vor denen 
jedem Holfteiner und Schleswiger die Haut ſchaudert, wenn er an fie 
denft, fanden Gnade und Ruhm und Ehre in den Augen der Demofra- 
ten, und einigermaßen die Bürgerwehr, wenn fie fich irgendwo recht 
laͤſſig und feige oder auffägig und rebellifch gezeigt hatte; ihr aber, meine 
treuen und tapfern Kameraden, bliebt die Bluthbunde und die ent- 
menfhte Soldatesfa, bis fid) etwa im Monat Yuli der Blid der 
Demokraten auf die ungebrochene Kraft der Armee Ienkte und fie zuſam⸗ 
menfchreckten vor ihrem treuen Sinn und ftarfen Arm. Bon da an fingen 
fie ein anderes Spiel an, wenngleich folche Angriffe, wie in Mainz, 
nebenher, 3. B. in Düffeldorf, auch noch vorfamen, der Stadt, bie fi) 
befonder8 dadurch auszeichnet, daß die dortigen Demofraten 
die Shmad foweit getrieben haben, nad euren König 
und Kriegsherren bei der Durdreife mit Shmuß zu 
werfen.“ 

Das Heer wurde von der fozialen Reaktion beherrfcht. Denn die 
meiftens dem Abelsftande angehörigen Offiziere, welche die Soldaten in 
der Treue erhielten, erblictten im Heere cine Berforgungsanftalt, fo daß 
fie nicht bloß durd) ihren Eid und ihren Begriff von der Ehre, fondern 
auch durch ihre Verbindungen und namentlich durch die Sorge für ihre 
Eriftenz auf die Niederwerfung der Demokratie angewiefen waren. 

Die Reaktion, nad) einem ſchicklichen Vorwande fpähend, um das in 
der Umgegend von Berlin angefammelte Heer in die Stadt einrüden zu 
laffen, fuchte einen Aufftand hervorzurufen, zu deſſen fchneller Bemeifterung 
die Bürgerwehr außer Stande wäre. Unter Andern wurde der mit ihr 
einverftandene Ueberläufer Held dazu auserfehen, einen ſolchen Aufftand 
in Szene zu fegen. Theils deßhalb, theild aber auch, weil Held eine 
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Zeit lang durch feine Stentorftimme die Arbeiter Berlin’8 zu beeinfluffen 
und irre zu leiten verftand, fehen wir uns genöthigt, ihm einige Betrad- 
tungen zu widmen. 

Held war feit jener großen Demonftration gegen den Prinzen von 
Preußen, bei welcher er ben Sturz des Minifteriums abgelenft und den 
Ausbruch einer für das königliche Haus verhängnißvollen Revolution ver- 
hütet hatte, mit der feudaliftiichen Partei in nahe Beziehung getreten und 
allmähli um den größten Theil feines Einfluffes gefommen. Yortwäh- 
rend wegen feines Berhältniffes zur Reaktion angegriffen, vertheidigte er 
fih anfangs ſiegreich mit der Gegenbefchuldigung, daß ihn die übrigen 
Bolfsführer aus purem Neid wegen feines Anſehens bei den Arbeitern 
verleumdeten. Endlich aber ward er duch Lift feiner Berbindung 
mit der Ariftofratie überführt. Am 2. September nämlich erhielt er von 
Vränlein D. v. Hafe ein HandeBillet, welches ihn zum Thee einlud und 
ihm mittheilte, daß Frau von *** die Belanntfchaft des großen Volks⸗ 
mannes zu machen wünfche. Held, gleich dem Elephanten-Männchen in 
die Valle gelodt von einem Weibchen, ftellte ſich pünktlich ein. Er traf 
bei feiner intriganten Gaftfreundin den Baron von Katte, den Präfiden- 
ten des Preußenvereins. Zugleich hatte Fräulein von Hake aber au an 
Held's erbitterten Feind Dohm gefchrieben und dieſem gemeldet, Held 
werde mit Herrn dv. Katte bei ihr eine Zuſammenkunft haben, weßhalb 
fie ihn abends acht Uhr zum Beſuch bitte. Die zu Protofoll gegebenen 
Ausfagen des Fräuleins dv. Hake überführten darauf Held der Berfchwö- 
rung mit der Ariftofratie. Umfonft fuchte er fic noch länger dadurch in 
der Bolfögunft zu erhalten, daß er in einem Plakate am 13. September 
da8 Bolf über das noch einzige Mittel, die foziale Wohlfahrt herzuftellen, 
aufzuklären verſprach. Vielleicht meinte er damit jenes Mittel, über welches 
er in Nr. 50 feiner „Lokomotive“ gefchrieben Hatte: 

„Wir bemerken, daß es — foviel uns befannt geworden — unter 
den homöopathiſchen Arzneifräften, welche befanntlich unſchädlich find, aller- 
dings einige gibt, durch deren Anwendung oder Nichtanwendung die Em- 
pfängnig ganz in die Willtür der Ehegatten gelegt werden kann.“ 

Das geheimnißvolle Bild von den „vielen unbefannten Berhältniffen,“ 
in die er Einficht genommen zu haben behauptete und die „im Intereſſe 
des Volkes ausbeuten” zu wollen er verhieß, entkräftete indeß nicht die 
Gehäffigkeit des nun völlig erwiefenen Faktums: — feines Einverftänd- 
nifjes mit der Reaktion. 

Held gibt in feinem Buche: „Deutfchlands Lehrjahre oder deutfche 
Revolutionsgefchichten“ über feine Beziehung zu Hrn. v. Katte (auf Seite 
349) den nachfolgenden Aufichluß: 





— 121 — 


„Abgejehen davon,“ fagt er, „daß bei einzelnen Heinen Tumulten erwiefes 
nermaßen Agenten jener (reaftionären) Partei als Aufwiegler thätig waren, 
fo ift e8 auch eine von und zu verbürgende Thatſache, daß dem ſchon 
mehrfach, genannten Demagogen Held durdy den Präfidenten des Preu- 
Benvereins, einen gewifien von Katte, das Anerbieten einer Summe von 
25.000 Thalern gemacht wurde, um feinen noch übrigen Einfluß zur Ber- 
anftaltung einer größeren Revolte zu verwenden.“ 

Da Held feine damalige Berbindung mit der Ariftofratie nicht ab⸗ 
läugnen kann, gibt er in dem erwähnten Buche folgende Erklärung ab 
(pag. 270): 

„E8 war vorzugsweife die überall ertönende gerechte Klage, daf 
die Bollsmänner immer nur fehwagten und niemals handelten, — wo⸗ 
durch inHeld der Plan auffeimte, einmal Etwas zu thun. Zufolge feiner 
mehrjährigen publiziftiichen Wirkfamkeit trug er ein neues Staatsprinzip 
in feinem Kopfe“ (— warum gerade im Kopfe? —) „umher, nad) 
welchem die Berfafjung eines Staats eine foziale Bafis haben, 
im einer Ariftofratie der Intelligenz feine Strebepfeiler finden 
und in einem repräfentirenden Monarchen gipfeln follte. Ein folche Ver⸗ 
faſſung, die Held bis in die Heinften Details ausgearbeitet zu haben be- 
hauptete und die alfo (?) fir und fertig war, follte feiner Idee zufolge 
ganz Deutfchland innerhalb feiner Gränzen zu einem durchaus einheitlichen 
Staate machen. Was den Weg zum Ziele betrifft, fo gab die Idee dar- 
über Folgendes an: 

„Preußen muß die Revolution von Neuem und mit ganzem Ernfte 
in die Hand nehmen, zu weldem Zwecke es nöthig ift, in Preußen alle 
Parteien für das gemeinfchaftliche Ziel zu einigen. Um bie bereitS außer- 
ordentlich ſtark gewordene royaliſtiſche und Militär-Partei zur Seite zu 
haben, muß fi) die Krone felbft für die Nevolution ausfprechen. Im 
Betracht aber, daß der König für feine Perfon einer folcden Rolle, 
im der er ſchon einmal ohne Erfolg aufgetreten ift, abhold fein muß, 
zeigt fich in der Perfon des Prinzen von Preußen, als des legitimen 
Thronfolgers, ein durchaus paffender Bannerträger. Alle Umftände fpre= 
hen dafür, daß der König zu Gunften des Prinzen refigniren, und daß 
diefer Letztere, als entfchlofjener, worttreuer und zuverläffiger Mann, mit 
Freuden bereit fein wird, eine große welthiftorifche Miffion zu über- 
nehmen. Zur Wahrung aller Volfsrechte wird e8 genügend fein, ihm für 
die Zeit der revolutionären Umgeftaltung einen Volfstribun zur Seite 
zu ftellen. Die Revolution felbft wird aus folgenden Alten hoſtehen: 
Thronbeſteigung des Prinzen von Preußen; Auflöſung der National⸗ 
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verfammlung in Berlin; PVorausverfündigung der bis zum Schluß der 
Revolution zu fuspendbirenden PVerfaffung des beutfchen Reichs; Er⸗ | 
Härung des neuen Königs von Preußen zum Könige von Deutfchland ; 
Proflamirung des Kriegszuftandes in Preußen; Aufforderung an alle 
Länder bdeutfcher Zunge, unter Mediatifirung ihrer Fürften dem neuen 
deutfchen Reiche durch Anfchluß an Preußen beizutreten; Kriegserflärung 
gegen alle widerftrebenden Elemente; Sicherung gegen fremdländifche 
Intervention durch die Unterftügung der Infurrektionen Italiens, Ungarns 
und Polens.” — 

Borftehender Reaktions - Plan, von welchem Held die Vaterfchaft 
übernommen hat, war dazu angethan, vermittelft eines Staatsftreichs 
erft die Herrfchaft der Junker in Preußen ficher zu ftellen und dann die 
junkerlich preußifche Wirthfchaft, unter nationalem Aushängefchilde und 
mit Befeitigung der fozialen Freiheits-Idee, über das ganze Deutſchland 
auszudehnen. Das komödienhafte Heldenthum des Bolkstribunats zur 
Seite eines aufgefrifchten, durch nationalen humbug verftärften abfolu- 
tiftifchen Königthums, welches fich des deutfchen Einheitsftrebens als einer 
eifernen Zuichtruthe bedienen follte, um damit die Freiheitsbeftrebungen | 
nieberzufchlagen, ift fo ſchlau ausgedacht, daß Held fiher den Ruhm 
und Preis verdient hat, womit ihn 1848 folgendes Gedicht überjchüttete: 





„Bas Leben im Traum.“ 


Wer ift der Heros, der der Dummheit Phalanr jchlägt, 

Der Schwert und Lanze in dem eh’rnen Buſen trägt? 

Wer ift der Nimrod, den Europa jauchzend nennt, 

Den über's Meer die kalte und die warme Zone fennt? 

Der Atlas, der den Staat auf feine ftarfen Schultern hebt, 

Bor dem des Ares Satelliten-Horde grimmig bebt? 

In dem noch ungeboren fhläft die neue, ſchön're Welt? 
Der brave Held! 


Wer ift der Seladon, um den fich holde Engel ſchaaren, 

Mit dem die Milde und die Liebe finnig zart fid) paaren ? 

Wer ift der Alfibiades, den undankbar die Fürften ächten? 

Der Wafhington, den Dejpotie und Sklavenfeelen knechten? 

Wer ift der Menfchheit Netter, der den Himmel auf die Erde rief, 

Die Treue und den Glauben, der fo lange fchlief? 

— An dem, wie an dem Felfen, jede Zorneswoge leicht zerichellt ? 
& Der brave Held! 
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Auf, Deutichlands Söhne, hebt die Humpen hoch und frei, 
Berjagt der Sorge und des Unmuths düftre Scheu, 
Stoßt an! Das Feld der gold’nen Freiheit ift gewonnen, 
Das Baterland umleuchten taufend Hoffnungsionnen, 

Die Einigkeit und des Gemeinfinns Kinder find geboren, 
Ihr, ihr fei jet ein ew’ger Eid geichworen! 

Ein Gott hält, trägt und ſchützt die neue deutſche Welt, 
Mit ihm fteht treu und fett im Bund der brave Held. 

Seine Berbindung mit der feubalen Partei hatte Held abgeläugnet, 
fo lange e8 ging. Nachdem durch die Intrigue des Fräuleins von Hafe 
da8 längere Läugnen unmöglich geworden, da gibt er vor, cr habe fid 
durch die Vermittelung der Anhänger des Prinzen mit legterem in Ber- 
bindung fegen wollen und fei bloß aus diefem Grunde mit Herrn von 
Katte in Berfehr - getreten. Der Herr von Katte aber, der Präfident 
des Preufßenvereins, ift gerade der Mann, welcher, wie uns Held felbft 
erzählt, ihm fpäter 25,000 Thaler anbot, wenn er den Reſt feines 
Einfluffes daran fegen wolle, um einen Aufftand hervorzurufen, welcher 
für das Einrüden der um Berlin lagernden Truppen zum Borwand 
zu dienen geeignet fei. 

Suchte aber Held etwa einen folchen Aufftand, der dem Preußen- 
verein 25,000 Thaler werth fchien, nicht hervorzurufen ? Laffen wir ihn 
jelbft fprechen. Er erzählt uns im angeführten Buche: 

„In der erften Zeit, als fidy bei der Ernennung des Orafen Bran- 
denburg zum Chef eines neu zu bildenden Minifteriums in der Berliner 
Bevölferung ein revolutionärer Geift zeigte, mußte man glauben, das 
Volt würde dem Einrüden der Truppen nad dem Vorbilde Wiens 
einen energifchen Widerftand entgegenfezen. Im diefem Glauben gefchah 
e8 fogar, daß der mehrfady genannte Volfsleiter Held troß des Mif- 
fredits, in welchem er ftand, mittelft eines Plakats auf die Nothwendig- 
feit Hinwies, daß fich die Hauptftadt auf mehrere Tage verproviantire, 
um durch eine Zernirung nicht gleich anfangs in Noth zu gerathen. 
Allein, wie wenig das Volk zu einem wirklichen Widerftande entfchloffen 
war, geht wohl am Klarſten aus dem Schidfale hervor, den diefe Ver: 
proviantirungsidee verfiel! Ein gewiſſer Dr. Cohnfeldt, der unter dem 
Namen „„Buddelmeier““ burleske Flugfchriften im Berliner Jargon her- 
ausgab und den genannten Demagogen im Intereſſe der Reaktion (771) 
Ihon von jeher mittelft folcher Flugblätter theils dem Haffe, theild den 
Spotte preiszugeben verfucht hatte, perfiflirte jenen Vorſchlag durch ein 
Dlatt, welches die Ueberfchrift führte: „Berlin, verproviantire dir; dein 
großer Held hat Hunger!“ 
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Der Präſident des Preußenvereins, Herr von Katte, mit dem der 
„mehrfach genannte Volksleiter“ verkehrt hatte, angeblich um den Prin- 
zen von Preußen für das von Held „im Kopfe herumgetragene Staats- 
prinzip“ zu gewinnen, hatte während jenes Umgangs eine fo gute Mei- 
nung vom „mehrfach genannten Bolfsleiter“ gewonnen, daß er denfelben 
nicht zu beleidigen glaubte, wenn er ihm für die Rolle eines agent pro- 
vocateur 25,000 Thaler anbot. Und was that der große, der brave, der 
unbeftechlihe Held ? Er rieth Berlin an, fich auf mehrere Tage zu ver- 
proviantiren! Er hatte Hunger! 

Noh muß zur Charakteriftif Held's erwähnt werden, daß er bald in 
dem angeführten Buche den Prinzen von Preußen für den Dann der 
Situation des Jahres 1848 hält, bald dagegen Guſtav Struve als den 
Einzigen bezeichnet, der Deutſchland hätte einig machen können. Zwar ift 
das Eine fo fonfus wie das Andere; aber man möchte bei fo grellem 
Widerſpruche fragen: Wie reimt ſich das zufammen ? 

Alfo von einem ſolchen Manne ließen fich eine Zeit lang die Ber- 
Iiner Arbeiter narren! Leider theilt uns Held über die „foziale* Bafis 
der zu oftroyirenden Berfaffung, die wohl nicht ſehr demofratifch gewefen 
wäre, nichts Näheres mit. Allein eine Verfaſſung, die vermittelft eines 
Staatsftreiches in Ausſicht geftellt war, konnte auch, wenn fie wirklich 
eingeführt wurde, vermittelt eines Staatsftreiches wieder zurüdgezogen 
werden. Ein joldher Gewaltaft war jedenfalls fein geeignetes Mittel, um 
in Preußen und im übrigen Deutfchland die demofratifche Partei für die 
Held'ſche Idee zur gewinnen. Lebtere ließ fich erft nach der mit dem 
Notional-Berein zu Stande gebradjten Zerfegung der Demokratie von 
Bismarck ausführen. 

Wollte der vierte Stand mit den übrigen Ständen zur Gleichbered)- 
tigung empordringen, fo vermochte er fein Ziel nur durch revolutionären 
Kampf zu erreichen. Die Bewegung ging dann von Unten nach Oben, 
nicht aber, wie Held es vorfchlug, von Oben nad) Unten. Die Ar- 
beiter konnten bloß in einem Kampfe fiegen, welcher die von Held befür- 
wortete Webereinftimmung mit der feudaliftifchen Partei ausſchloß. Der 
Held'ſche Vorſchlag lief darauf hinaus, der vor dem März berrichenden 
Ariftofratie das Heft früher zurüdzugeben, als diefelbe e8 auf dem lang- 
famen Wege friedlicherer Reaktion wieder zu erlangen hoffen konnte. Held 
fpielte den Demokraten und Sogialiften, während er für die Reaktion 
Propaganda machte. Er tänfchte das Volk. Wäre er, anftatt lange feine 
Doppelrolle zu fpielen, mit feinem Plane bald nad) den Märztagen ber- 
ausgerüdt, jo würde er zwar auch der allgemeinen Berfpottung verfallen 
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fein, allein der Vorwurf des Verraths und der Täufchung hätte ihn doch 
nicht fo ftarf getroffen. Was aber den durch Held vorgefchlagenen Rüdtritt 
des feitherigen Herrfchers zu Gunften des Thronfolgers anlangt, fo war 
derfelbe in der Bewegung von 1848 ein beliebtes reaftionäres Mittelchen, 
welches darauf berechnet war, durch den Wechfel das abgeſchwächte Ber- 
trauen der Unterthanen zu beleben, da8 monardhifche Prinzip aufzufrifchen 
und den Glauben an eine neue Aera rege zu machen. Zwiſchen Held 
und den fpäteren Gothaern und National-Bereinlern war nur der Unter- 
ſchied, daß erfterer fich der Konfequenzen feines Planes viel mehr bewußt 
war, als die beiden leßteren, daß er alfo mit Abfiht und Vorbedacht 
dem abfoluten Königthum in die Hände arbeitete und daß er der Junker⸗ 
ſchaft auch die foziale Idee dienftbar machen wollte. 

Als endlich jedem Auge erfichtlich die Reaktion über Preußen her- 
einbrach, da ſchien fich unter Rimpler's Führung anfangs die Bürger- 
wehr mit den Arbeitern zur Abwehr vereinigen zu wollen. Weil biefe 
jedoch von der unter Unruh’8 Vorſitze vereinbarenden Berliner National- 
Berfammlung abhängig gemacht wurde, beruhigte man fich in der Folge 
mit dem pafliven Widerftande und ließ geduldig, indem man eine Fauft 
in der Taſche machte, den Kriegszuftand über fich ergehen. Selbft die 
Entwaffnung ließ ſich die Bürgerwehr gefallen: nur wurden die Liſten 
verbrannt, um die genaue Kontrolle unmöglidy zu machen, und der vierte 
Theil der Bürgerwehrmänner überlieferte feine Waffen den Arbeitern, wo- 
durch denfelben kein anderer Gewinn erwuchs, als daß ihnen Hausfuchun- 
gen zugezogen wurden. Somit gelangte bei diefem Theile der Bürger- 
wehr das Hecht der allgemeinen Volksbewaffnung zur praftifchen Aner- 
kennung, al8 die Bürger felbft die Waffen, die fie fiegreich gegen die 
Arbeiter gebraucht, vor dem Militär geftredt und jeden Gedanken an 
MWiderftand aufgegeben hatten. Nachdem Wien fchon erobert worden 
war, wurde durch die Unterwürfigfeit Berlin’s für ganz Deutfchland der 
Triumph der Reaktion entſchieden. Die Bürger hegten mehr Furcht vor 
dem niedern Volke, als vor der Wiederkehr des abfolutiftifchen Regiments. 
Die Bourgeoifie hatte freilich Hierzu volle Urſache. Dagegen wäre wohl 
die Anbahnung einer Berftändigung zwifchen dem befcheidenen Mittel- 
und Heinen Bürgerftande einerfeits, und dem Arbeiterftande andrerfeit, 
wie damals die VBerhältniffe lagen, nicht unthunlich gewefen, wofern nur 
die Führer fi) die große Gefahr vergegenwärtigt hätten, die durch bie 
gegenfeitige Abſchwächung immer näher rüdte. Indem die Bürgerfchaft 
das revolutionäre Arbeitertbum, anftatt ſich mit ihm auf einer für beide 
Theile billigen Grundlage zu vereinigen, mit gewaffneter Hand unbedingt 
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im Zaume hielt und ſich in den Mantel der Gefetlichkeit hüllte, vollzog 
fie die Ruheftiftung, die den ungefchminkten Reaktionären feit den März- 
tagen unmöglich geworden war. Da die Gejege aber, welche fie anrief, 
ans der vormärzlichen Periode unumfchränkter Herrfchaft ftammten, fo 
mußte fie hierdurch fchon allein die Reaktion, vor welcher fie fich ficher 
wähnte, unfehlbar herbeiführen. Der durch den Märzfturm gefchaffene 
Zuftand charakterifirte fich in jeder Beziehung durch feine Konfufion und 
Halbheit. Der Ausgang der Kämpfe in Wien und Berlin war für das 
Schidfal der Bewegung im ganzen Dentfchland maßgebend. In beiden 
Hauptftädten Hatte die Revolution wiederholt günftige Chancen, die nicht 
benugt wurden, weil die rechten Führer fehlten und weil die Bertreter 
der fozialen und nationalen Sache einander befänpften. 

In den Tagen, wo das Bürgertfum Frankreichs für feine Gleich— 
berechtigung kämpfte, hatte die Nationalgarde zum Schuß der bürgerlichen 
Treiheiten gegen die von Dben kommenden willlürlichen Handlungen ge- 
dient. In Deutfchland dagegen wurde die Bürgerwehr nur zur Auf- 
rechterhaltung der Gefeglichfeit gegen das niedere Volk verwandt. Diefer 
neuen Verwendung der Bürgerwehr war es daher entfpredhend, wenn 
diefelbe in den wenigen Orten, in welchen fie durch die Reaktion nicht 
aufgelöft wurde, fi in eine Tenerwehr-Löfchmannfchaft zu verwan- 
deln Hatte. 

Wenn in den Heinen Ortfchaften und Ländern die fozialen Gegen- 
fäße nicht fo fcharf Hervortraten, wie in den großen, fo rührte dieß da— 
ber, daß dort wegen der Winzigfeit der VBerhältniffe die Zuftände nicht 
fo ausgeprägt waren, und daß die perfönliche Bekanntſchaft faft der fänmt- 
lihen Ortsangehörigen unter einander die Schroffheit der Kontrafte eini- 
germaßen verwifchte. Aber wirkffam war nichtsdeftoweniger die foziale 
Reaktion aud) in den Kleinen Pläßen und Staaten. Jeder derjelben Hat 
feine befondere ſoziale Reaktions-Geſchichte aufzumweifen, wenngleich fich 
hier da8 Bewußtfein nicht immer Klar geftaltete und der Gegenſatz ſich 
nur dadurch Bahn brach, daß die Weniger-Bemittelten meift der radikalen 
politiſchen Richtung Huldigten, während die Reicheren an der monardji- 
fhen Staatsform fefthielten. So traten fid) bereit in der erften April- 
Hälfte zu Stuttgart die Bürger und Arbeiter feindlich gegenüber, inden 
ſich die erftern für Schriftliche Wahlen und für die Fonftitutionelle Mon- 
archie, die letzter dagegen für mündliche Wahlen und für Republif 
erklärten. Yaft überall anderwärts zeigte fich diefelbe Erfcheinung, daß fid) 
die Demokratie aus den Arbeitern und aus den Wenig-Befigenden vor- 
züglich refrutirte, während für die Wohlhabenden und Reichen nach Stein’s 
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Ausdruck das Königthum und die Gefeglichkeit des KRonftitutionalismus 
die Aufgabe Hatte, das Eigenthum zu ſchützen. Zu Hamburg wurde die 
alte Polizeiwirthſchaft während der erften Tage des Septembers in der 
Perfon der Nahtwächter vom niedern Volle angegriffen, indeß in Kaffel 
um die nämliche Zeit ein rein materieller Grund, die Erhöhung der 
Brottare, Zufammenrottungen und Tumulte des Pobels Hervorrief, gegen 
welche die Kafjeler Bürgergarde rüdfichtslos einfchritt. Ein fehr Higiger 
und bartnädiger Kampf zwifchen der Kommunal-Garde und den Arbei- 
tern, weil leßtere einen der Ihrigen mit Gewalt aus dem Gefängniffe 
befreiten, fiel am 13. und 14. September in Chemniß vor. Hier ver- 
mochte die Kommunal-Garde allein mit den Maſchinenbauern nicht fertig 
zu werden, fo daß Keiterei von Marienberg, Infanterie von Zwidan 
und endlich noch ein Bataillon leichter Infanterie von Leipzig zur Unter: 
werfung der Arbeiter nöthig waren. In der Hauptftadt Baiern's bildete 
fi) anfangs Juli aus Gemeindegliedern, Bürgern und Schußverwandten 
der Stadt München und der Borftadt Au ein „Bürgerverein für Freiheit 
und Ordnung,” durchdrungen von der Heberzeugung, daß allein bie 
monarchifch-konftitutionelle Regierungsform unter dem angeftammten Re⸗ 
genten-Hauſe den Gefinnungen und Gefühlen der übergroßen Mehrzahl 
der Baiern entjprädhe. Zwar erklärte fich diefer Verein feft entfchloflen, 
jeder Berfümmerung der Volksfreiheiten entgegenzutreten, doch verlangte 
er, daß fie gejchaffen werden follten „im Wege des Geſetzes und der 
Ordnung.” Daher wollte er „jedes Streben nad) Anarchie, wo und wie 
es fi) immer zeigen werde, mit Entjchiedenheit niederhalten und hierin 
mit allen feinen Mitteln die gefegliche Gewalt unterftügen.“ Nicht min- 
der fprach er öffentlich den Wunſch aus: „Möchten fi in allen Gauen 
Deutſchlands ähnliche Vereine bilden und durch gegenfeitige Berbrüderung 
zu diefem Zwecke wirken!“ 

Baiern war in feiner induftriellen Entwiclung weit hinter dem übri- 
gen Deutjchland zurüdgeblieben. Denn die vielen Klofter- und Kirchen⸗ 
güter, die vielen Bet- und Yeiertage, die unbedingte Herrfchaft, welche 
die Geiftlichen dort über das Volt ausübten, fowie der ausgedehnte 
Örundbefig, der fi) dort noch in den Händen des Adels befand, nebft 
den ſchweren Laften, die fich an diefen Grundbeſitz knüpften, hatten mit 
unwiderftehlicher Macht den Fortfchritt gehemmt und dem Eindringen der 
Aufflärung Halt geboten. Darum verhielt ſich während des Jahres 1848 
das Bolf in Baiern fehr ruhig. Darum wurde das batrifche Ablöfungs- 
gejeg vom 4. Juni des genannten Jahres ein Mufter für die Reaktion. 
Aus dem nämlihen Grunde fand der Widerftand, welcher feitens der 
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bisherigen Bevorrechteten gegen die demokratiſche Bewegung geleiftet 
wurde, in Baiern fehr wirffame Hülfe. 

Der bairifhen Reaktion kam der „atholifche Bücherverein“, welcher 1830 
nad) dem Borbilde der Wiener Redemptoriften gegründet worden war, 
weiblich zu Statten *). Denn derfelbe befaß einen großen Einfluß auf das 
Volk, da er in vielen Hunderten von pfarramtlichen Verkaufs⸗Lokalen Schrif- 
ten vertrieb und das größte Bücherlager der Welt befaß. Die meiften 
diefer Schriften rührten von Jeſuiten her und wirkten demgemäß vor 
Allem für die Erhaltung der geiftlichen Gerechtſame. Nicht nur trieb 
diefer Verein, gleich dem Zentral-Schulbücherverlag, eigene Geſchäfte, 
fondern kaufte auch für 50%, und manchmal fogar für 33%, %, fremden 
Berlag. Jeder Berleger, welcher nicht zu fol” niedrigem Preife 
losſchlug, hatte zu gewärtigen, daß fein Buch unter die fchlechten und 
verpönten geſetzt wurde. 

Die Geiftlichen waren gegen die Revolution fehr thätig, weil fie die 
Beſorgniß hegten, daß der Kirche die Macht, refpektive das Kirchen- und 
Kloftervermögen, befchnitten würde. In der Denkfchrift der in Würzburg 
verfammelten Erzbifchöfe und Biſchöfe Deutfchlands vom 14. November 
1848 wird für die Kirche Freiheit und Selbftändigkeit, Freiheit des 
Unterrichts und ihrer Lehre, jowie ihrer Lehrbücher, Anftalten, Vereine, 
des Kultus, der Anftellung ihrer Diener, mit einem Wort die Zügellofig- 
feit, die völlige Ungebundenheit und die daraus entfpringende Herrfchaft 
im Staate, beanſprucht. An diefe unbefcheidenen Forderungen fnüpfen die Bi- 
ſchöfe folgende Erwägung: „Ob die Kirche, auch bei aller Opferwilligfeit from- 
mer Vereine und ihrer Bereitwilligkeit, fic zum Bettler zu machen an der 
Thüre des Reichen, um die Gaben feiner Mildthätigkeit in den Schoo® 
der Armuth zu fchütten, der Noth der heutigen fozialen Zuftände mit 
Erfolg zu reichen im Stande fein möge, dieß wird wefentlich bedingt fein 
durch da8 Maß freier felbftändiger Bewegung, welche auch für diefes 
Gebiet ihr zu vindiziren die Bifchöfe als ihre Pflicht erkennen. Endlich 
bat die Kirche das Recht, alles katholiſche Kirhen- und 
Stiftsvermögen als ihr durch rehtmäßige Titel wohl 
erworbene8 Eigenthum, gleich jedem Bürger oder bür- 
gerlihen Berein, gegen gewaltfamen Eingriff gefhügt 
zu ſehen und dasfelbe frei und felbftändig zu verwalten 
und zu verwenden. Es iſt diefes überall nur zu den Zweden 

*) Seine Wirkſamkeit eröffnete er unter königlicher Sanktion 1831 mit einem 
Kapital von 21,427 Gulden. 
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der Kirche?) in oft viele Jahrhunderte hinaufreichenden Stiftungsur- 
funden*) beftimmtes Bermögenseigenthbum der Einen, als 
einiges Rechts-Subjekt zu erfennenden katholiſchen Kir- 
Hengemceinfhaft, und muß fih darum, follen Recht und Ge- 
vechtigkeit den Yürften und Völkern Deutfchlands annod) Heilig und Fein 
leerer Schall fein, allerwege des gleihen Rechtsſchutzes zu 
erfreuen Haben, wie jedes andere Geſellſchaftsvermögen, 
deſſen Unantaftbarkeit überall gefichert erfcheint, wo öffentliche und bürger- 
liche Ordnung eine Wahrheit ift.“ 

Beſonders war e8 den Geiftlichen zuwider, daß eine von ihnen unab- 
hängige Stellung der Schullehrer und die Trennung der Schule von der 
Kirche gefordert wurde. 

Während in Würzburg die Vertreter des Katholizismus die Rechte 
ihrer Kiche bem durch die Revolution zum Ausdrud gelangten neuen 
Rechtsbewußtfein entgegenftellten, tagten in ähnlicher Abficht faft gleich- 
zeitig die Vertreter des Proteftantismus fowohl zu Wittenberg, wo die 
Konföderation der gefammten „evangelifchen Gemeinden ohne dogmatifche 
Union“ ihr herkömmliches Recht zu wahren fuchte, als auch zu Leipzig, 
wo die ftrengen Lutheraner, vulgo Pietiften, fic) gegen die Neuerungen 
ereiferten. Auch in Speier fand eine General-Synode ftatt. 

Setzt hielt Profeſſor Harleß feine revolittionären Heerpredigten mehr! 

Hinter der Geiftlichkeit blieben die deutfchen Standesherren, da ihnen 
die vorläufige Aufhebung der Fidei-Kommiſſe und gar vieles Andere ein 
Eingriff in ihr. gutes Recht fchien, beim Proteftiren gegen das Ausglei⸗ 
Hungsbeftreben nicht zurüd. Su einer Borftellung, de dato Stuttgart, den 
31. Oktober 1848, wünfchten fie nämlich „gewiflenhaftes Abwägen ber 
mit der Neuzeit vereinbarten und in Einklang zu bringenden wohlbegrün- 
deten Rechtszuſtände.“ 

As ein Faktor der fozialen Reaktion muß auch der fchon oben flüdy- 
fig berührte, im Sommer 1848 entftandene „Allgemeine deutfche Verein 
zum Schuge ber vaterländifchen Arbeit” ausdrücklich namhaft gemacht 
werben, der fein Widerftreben gegen die Handels- und Gewerbefreiheit 
hinter der zur Schau getragenen Sorge für den Arbeiter und Landmann 


#%) Die Berufung der Biſchbfe auf mehrere Jahrhunderte alte Titel fteht im 
grellen Wideripruche zu der von der rechtswiflenichaftlichen Forſchung gemachten 
Entvefung, daß alles Recht wandelbar ift und daß es fletS der jeweiligen Rechts⸗ 
anſchauung des Volles entiprechen fol. Schon Göthe ſagt: „Es ſchleppen ſich Belek 
und Rechte wie eine ew’ge Krankheit fort.” 

Beder, Reaktion. 9 
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verftedte. Derjelbe legte auf einer Generalverfammlung am 1. Novem⸗ 
ber 1848, welche von Bertretern des Gewerbs- und Handwerkervereins 
fowie von Yabrifanten, Kaufleuten und „andern Freunden der Induſtrie 
beſucht war, die Grundlagen zu einem „Zolltarif für Deutſchland“ (ge- 
drudt Franffurt a. M. im Januar 1849), einem Buche, in deffen Ein- 
leitung (S. 5) die bezeichnenden Worte ftehen: „Sollen die glüdlichen 
politifchen Errungenfchaften der Nation nicht den tiefften gewerblichen 
Berfall in ihrem Gefolge haben, jo müffen fie von einer Handelspolitif 
begleitet fein, die den Nothwendigfeiten unferer gewerblichen Tage volle 
Rechnung trägt.” Der betreffende Verein ſchützte folglich das National- 
Sntereffe vor, wenn er, wie er fi) ausdrüdte, „den deftruftiven Zmeden 
des Freihändler-Tarifs* entgegen arbeitete. Sonach fiel bei ihm deutlich 
die foziale Reaktion mit der nationalen zuſammen. 
E8 würde zu weit führen, follte in der gegenwärtigen Schrift der 
Berlauf der fozialen Reaktion, der in den mannigfaltigften Erjcheinungen 
ſich manifeftirte, in allen Einzelheiten dargeftellt werden. Zu viele Details 
würden weniger belehrend als ermüdend fein. Dagegen ift e8 unerläßlich, 
den eigentlichen Grund anzugeben, warum in Deutfchland die foziale 
Reaktion mit unwiderftehlicher Kraft über die Ausgleichungsbeſtrebungen 
die Oberhand gewann. Diefer Grund ift nirgend8 anders, als in der 
geringen wirthfchaftlichen Entwidelung zu fuchen. Aus letzterer erklärt 
ſich denn auch die geiftige Unreife des niedern Volks oder die Abwefen- 
heit des energifchen Klaſſenbewußtſeins. Erſt die Groß-Imduftrie nebft 
den in ihrem Gefolge erfcheinenden großartigen Verkehrsmitteln vermag 
jene überlieferte Befchränktheit, welche ſtaatlich und gejellfchaftlich der 
AusgleichSarbeit fich entgegenftemmte, hinwegzuräumen. Denn zuvor muß 
die Macht des beweglichen Befites jo ſtark geworden fein, daß fie den 
unbeweglichen Befig und die ihm in den Städten zur Seite ftehende 
Zünftler-Produftions-Weife aus feiner trägen Sicherheit und Stabilität 
entwegt hat, ehe auf Grund geänderter Befitzverhältniffe ein neues fozial- 
ftaatliches Gebäude vernünftigerweife entftehen fan, Phantaſtiſche Mufter- 
ftaaten-Syfteme, Berfhwörungen oder optimiftiiche Wünfche find ohn⸗ 
mächtig, wofern nicht die wirthfchaftliche Entwideluug dem neuen Rechts⸗ 
bewußtfein, welches verwirklicht werden fol, die unentbehrliche Unterlage 
geichaffen bat. 

Wie ſah es aber in biefer Beziehung 1848 in Deutjchland ans? 
Es dominirte Hier noch der gebundene Grundbefig und das gebundene 
Handwerk. Die Landbevölferung überwog weitaus bie ſtädtiſche. Im 
preußifchen Staate, welcher der Fels der Reaktion war, lebte nod) drei 
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Biertel der Geſammtbevölkerung auf dem Lande, und obfchon ein reaf- 
tionärer Schriftfteller jener Zeit *), wenn er bie Randeinwohnerfchaft bes 
preußifchen Staates auf fünf Sechftel der Gefammtbevölferung angibt, 
entfchieden Unrecht hat, fo war boch immerhin der Einfluß des unent- 
wegten Grundbeſitzes jo übermächtig, daß derfelbe gegen die Anftrömung 
der induftriellen Beweglichkeit einen unbezwingbaren Damm bildete. Mit 
der modernen fozialen Bewegung im innigften Zufammenhange fteht die 
beziehungsweife Abnahme der Landbevölferung und bie entfprechende 
Zunahme der Bevölferung der großen Städte, da mit dem Yortfchreiten 
der wirthichaftlichen Entwidlung der große bewegliche Befig immer mehr 
jene von ihrer Hände Arbeit Iebenden Bollsmaflen befchäftigt, welche 
früher vorzugsweiſe in der Dienftbarfeit und im Brote des unbeweglichen 
Beſitzes ftanden. Noch nad) der amtlichen Zählung vom 3. Dezember 1861 
betrug in Preußen die Landbevöllerung 12.865,368, die ftädtifche dagegen 
mr 5.611,132 Köpfe. Hiervon waren 32%), de8 Ganzen mit Gewerben 
und Fabrikation befchäftigt, 6 % — 184,232 Perfonen waren Kaufleute, 
12%, gehörten dem Milttär-, dem Beamten- (65,000), dem Lehrer⸗ 
(33,000, definitiv und 10,000 vorübergehend), oder dem geiftlihen Stande 
(12,803) an, oder fie fungirten als Aerzte (54,804), als Apothefer 
(3812), als Schaufpieler (2981) oder waren Rentiers (70,000). Die 
übrigen 50 %, gehörten durchweg dem Landbau an. Die Landbevölterung 
verhielt fich zu den Stabtbewohnern wie 12:5. In den Hauptgewerben 
fielen die Fleinen Meeifter ins Gewicht. Abgefehen von den 192,345 Webern, 
die auch nad Erlangung der Meifterfchaft meiftens unfelbftändig blieben, 
gab es im preußifchen Staate im genannten Jahre 

154,111 Schufter, darunter 94,849 Schuhmachermeifter;; 

122,789 Schneider, „ 73,088 Schneidermeifter ; 

46,987 Bäder, „ 26,186 Bädermeifter; 

34,991 Fleifher,  „ 21,566 leifchermeifter. 

Es unterliegt alfo feinem Zweifel, daß 1848 felbft bei der Arbeiter- 
bevölferung der Städte das beſchränkte Heine Handwerk unverhältniß- 
mäßig vorwog und durch fein Webergewicht im fozialen Kampfe den 
Ausichlag gab. 

Dem entiprehend fland es 1848 um die Verkehrsmittel Deutſch⸗ 
Tands, da ja zwifchen diefen und der wirthfchaftlichen Entwicklung 


*) Der preußische Regierungrath „Friede wollt’ er Sperling” in feinen „Bor- 
Ihlägen zur Verbefferung unferer gejelligen Zuftände In Beziehung auf Verkehr, 
Religion und Regierung“ (Magdeburg, 1849, Seite 15). 

g* 
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eine Wechfelbeziehung herrſcht. Zwar waren, feitden Napoleon I. am 
Rhein jene Chauffee gebaut hatte, die noch heute von dem Segen ber 
franzöfifchen Eroberung Zeugniß ablegt, die Straßen zwifchen den Haupt- 
plägen Deutſchlands fehr verbefjert worden; allein noch gar Vieles war 
zu wünfchen übrig und die Vizinalwege faft durchgängig fchlecht. 

Indeß machten 1848 die Chaufjeen ſchon nicht mehr das Haupt- 
verfehrsmittel aus. Vielmehr waren und find noch jetzt die Eifenbahnen 
die Hauptträger für den befchleunigten Berfehr des durch die Groß- 
Induſtrie in erhöhten Maße beweglich gewordenen Befites. Um daher 
das Scheitern der jozialsdemofratifhen Bewegung von 1848 uns voll- 
ftändig zu erflären, wird es nothwendig fein, mit dem Zuftande des 
deutſchen Eifenbahnmejens jener Zeit uns befannt zu machen. 

Dr. Nikolaus Hoder hat in feinem Werke, betitelt: „Die Groß- 
Induſtrie Rheinlands und Weftphalend, ihre Geographie, Gefchichte, 
Produktion und Statiſtik“ (Leipzig 1866), dargelegt, daß 1844 — alſo 
bier Jahre vor der Zeit, mit welcher wir uns hier bejchäftigen, — im 
preußifchen Staate die Eifenbahnen bloß eine Strede von 114", Meilen 
einnahmen und daß fie damals nur 3.940,904 Perſonen nebſt 7.845,026 
Zentnern Gütern beförderten, dahingegen fie im nämlichen Staate zwanzig 
Jahre fpäter Schon auf einer Strede von 801 Meilen 32.126,600 Perjonen 
und 535.579,910 Zentner Güter trugen. 

Da Preußen als ein Militär-Staat fofort die ftrategifche Bedeutung 
der Eifenbahnen ins Auge gefaßt hatte, machte e8 in der Frankfurter 
Bundesverfammlung auf diefelbe 1847 aufmerffam, erjuchte die Regie- 
rungen, deren Länder e8 verfpeifen wollte, bei der Anlage von Eifenbahnen 
auf die militärifhe Zweckmäßigkeit Rückſicht zu nehmen, und ftellte die 
Bitte, daß jeder Staat hinfichtlich der jchon fertigen oder nod) im Bau 
begriffenen und veranjchlagten Eifenbahnen nad) einem gegebenen Formulare 
genügenden Aufſchluß geben möge. Die amtlichen Mittheilungen, welche 
demzufolge von den Gefandten der meiften größern Staaten in der Bun- 
desverfammlung gemacht wurden, liefern uns nun einen hinlänglichen und 
genauen Weberblid über den Stand der deutſchen Eiſenbahnen in den 
Jahren 1847 und 1848. 

Die „tabellariſche Ueberſicht über den Stand des Eiſenbahnweſens im 
preußiſchen Staate im Auguft 1847“ befindet ſich in Beilage 3 zu 8. 24 der 
zweiten Sitzung der deutſchen Bundesverſammlung vom 13. Januar 1848 *) 





*) Siehe: „Protokolle der deutſchen Bundesverſammlung vom Jahre 1848. 
Sitzung 1-70. Frankfurt a. M. Druck von C. Krebs⸗Schmitt.“ Orig.Abdruck.) 
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und enthält von den einzelnen preußgifhen Eifenbahnen fol- 
gendes Verzeichniß: 
1) Magdeburg -Leipzig, vollendet und am 18. Auguft 1840 ganz er⸗ 


2) 


3) 


4) 


5) 


6) 


‚eröffnet. Länge der ganzen Bahn 15, Meilen. — 20 Lokomotiven, 


107 Stüd Perfonenwagen, 181 Stüd Laftwagen. 
Düffeldorf - Elberfeld, vollendet und am 13. September 1841 ganz 
eröffnet. Länge: 3, Meilen. — 8 Lokomotiven, 48 Stüd Perfonen- 
wagen, 88 Stüd Laftwagen. 

Berlin-Anhalt’iche (Berlin Köthen), vollendet und am 16. Septem- 
ber 1841 ganz eröffnet. Länge: 20, Meilen. — 25 Lokomotiven, 
102 Stüd Perfonenwagen, 280 Stüd Laftwagen. 
Magdeburg : Halberftädter, vollendet, ganz eröffnet am 16. Juli 
1843. Länge: 7., Meilen. — 8 Lokomotiven, 32 Perjonenwagen, 
58 Laftwagen. 

Rheiniſche (Köln, preußifch-belgifche Gränze bis Aachen), vollendet, 
ganz eröffnet am 15. Dftober 1843. Länge: 11, Meilen. — 
18 2ofomotiven, 61 Perfonenwagen, 446 Laftwagen. 

Berlin » Stettin - Stargarder, vollendet von Berlin nach Stettin am 
15. Auguft 1843 und von Stettin nad) Stargard am 1. Mai 1846. 
Länge: 22, Meilen. — 21 Lolomotiven, 73 Rerjonenwagen, 
180 Laftwagen. 


7) Oberſchleſiſche (Breslau, preußifch-Krafauer Granze bei Myslowitz), 


8) 


9) 


10) 


11 


nr 


vollendet und am 3. Oktober 1846 ganz eröffnet. Ganze Länge: 
26.; Meilen. — 24 Lokomotiven, 60 Perfonenwagen, 168 Laſt⸗ 
wagen. 

Breslausffreiburg-Schweidnit (incl. der 1., Meilen langen Zweig- 
bahn Königszelt-Schweidnig), vollendet und am 29. Dftober 1843 
ganz eröffnet. Läuge: 8; Meilen. — 9 Lolomotiven, 56 Perfonen- 
wagen, 109 Lajtwagen. 

Bonn - Kölner, vollendet und am 15. Yebruar 1844 ganz eröffnet. 
Länge: 3.; Meilen. — 8 Lolomotiven, 42 Berfonenwagen, 17 Laft- 
wagen. 

Berlin-Potsdam- Magdeburg, vollendet bis auf die im Bau begriffenen 
Elbbrücken und die zugehörige Bahnftrede bei Magdeburg, und am 
13. September 1846 bis dahin dem Verkehr übergeben. Länge: 
19., Meilen. — 26 Rofomotiven, 80 Perfonenwagen, 131 Laſtwagen. 
Niederfchlefifich-märfifche (Berlin-Breslau) incl. der 3., Meilen lan 
gen Zweigbahn Kohlfurt- Görlig und der Bahn zur Verbindung 
der Bahnhöfe bei Breslau von O., Meile Länge. Bollendet und 


12) 


13) 


14 


— 
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am 1. September 1846 ganz eröffnet. Länge: 51., Meilen. — 
57 Lokomotiven, 91 Perfonenwagen, 271 Laftwagen. 
Niederfchlefiiche Zweigbahn (Glogau - Hausdorf), vollendet und am 
1. November 1846 ganz eröffnet. Länge: 9., Meilen. — 9 Loko⸗ 
motiven, die Perfonen- und Laftwagen find nicht angegeben. 
Berlin» Hamburg, vollendet und am 15. Dezember 1846 ganz er- 
Öffnet. Länge: 38 Meilen. — 33 Lofomotiven, 84 PBerfonenwagen, 
205 Raftwagen. 

Wilhelms- Bahn, bis auf den Heinen Theil von Annaberg zur 
öfterreichifchen Yandesgränze vollendet und am 1. Mai 1847 bis 
dahin dem öffentlichen Verkehr übergeben. Länge der vollendeten 
Strede 6., (ganze Bahn 7.,) Meilen. — 6Rofomotiven, 25 Perſonen⸗ 
wagen, 43 Laftwagen. 

Die bisher aufgezählten Bahnen waren entweder ganz oder doch 


größtentheils vollendet. Die nachſtehenden waren im Auguft 1847 alle 
noch unvollendet, nämlid) : 


15) 


16 


— 


17) 


18) 


19) 


20) 


21) 


Köln⸗Mindener (preußiſch⸗ſchaumburg⸗lippeſche Gränze bei Minden). 
Vollendet von Deutz bis Hamm und am 15. Mai 1847 bis dahin 
dem Verkehr übergeben. Die völlige Vollendung ſtand zum 15. Ok⸗ 
tober 1847 zu erwarten. Länge der vollendeten Strede: 19., Meilen, 
ganze Bahn 35., Meilen. — 14 Lokomotiven, 49. Perfonenwagen, 
128 Laftwagen. 

Thüringifhe (Halle-Gerftungen). Bollendet von Halle bis Eifenad) 
und am 24. Juni 1847 bis dahin dem öffentlichen Verkehr über- 
geben. Ränge der vollendeten Strede 22.,, ganze Bahn 24., Meilen. 
— 12 Lofomotiven, 61 Perjonenwagen, 190 Laftwagen. 
Stargarb-Rofener, vollendet von Stargard bis Woldenberg und am 
10. Auguft 1847 bis dorthin dem öffentlichen Verkehr übergeben. 
Länge der vollendeten Strede: 9., Meilen. Ganze Länge 22., Meilen. 
Brieg-Weiffe, vollendet bis auf die Einführung in den Rayon von 
Neiſſe und am 25. Yuli 1847 bis dahin dem öffentlichen Verkehr 
übergeben. Ganze Bahn: 5., Meilen. 

Bergifch: Märkifche (Dortmund- Elberfeld), in Ausführung. Die Strede 
von Elberfeld nad Schwelm wurde noch im September 1847 er⸗ 
öffnet. Ränge der ganzen Bahn: 7.5, Meilen. 
Prinz-Wilhelms-Bahn (Steele -Vohwinkel), in Ausführung. Ganze 
Länge: 4, Meilen. 

Münfter-Hammer, in Ausführung. Die Vollendung ftand 1848 zu 
erwarten. Ganze Bahr: 4, Meilen. 
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22) Aahen-Maftrichter (auf preußischen Gebiete 1. Meilen lang), in 
Ausführung. Die Vollendung ber Strede auf preußifchen: Gebiete 
ftand 1848 zu erwarten. Länge: 4, Meilen. 

23) Magdeburg = Wittenberge, in Ausführung. Sie jollte mit Aus- 
fchluß der Elbbrücke bei Wittenberge 1848 vollendet werden. Ränge: 
14., Meilen. 

24) Köln-Minden-Thüringer Berbindungsbahn, in Ausführung. Ränge: 
18., Meilen. 

25) Nuhrort » Krefeld (Kreis Gladbach), in Ausführung. Länge: 
5., Meilen. 

26) Aachen-Düffeldorfer, in Ausführung. Länge 10, Meilen. 

Sonach hatten die preußifchen Eifenbafnen im Jahre 1848 nicht 
mehr, als ben dritten Theil ihrer Heutigen Höhe erreicht. Wir wollen 


nun fehen, wie e8 um die Eifenbahnen in den andern deutfchen Län⸗ 
dern ftand. 


Die Ueberfiht über die würtembergifheStaatseifenbaphn, 
ihre Richtung, Länge, den Stand ihres Baues, über ihre Schienengeleife, 
Bahnhöfe und Transportmittel ift gegeben in der Beilage zu $. 45 ber 
dritten Sigung der deutſchen Bundesverfammlung vom 20. Januar 1848. 
Bon den rein militärifchen Angaben abgejehen, finden wir dafelbft den 
nachftehenden Aufſchluß. 

A. Richtung. Die würtembergifhe Staatseifenbahn geht von 
Stuttgart aus in zwei Richtungen: 

1) öſtlich, nad) Ulm an die bairifche Gränze, und von dba fühlich 
nad) Friedrichshafen am Bodenfee; 2) in nördlicher Richtung nad) 
Heilbronn am Nedar. Bon letterer Bahnlinie foll bei Bietigheim eine 
Bahn in weftlicher Richtung an die badifche Gränze bei Maulbronn ge- 
führt werden. 

B. Länge. Die Länge diefer verfchiedenen Bahnlinien beträgt: 

1) von Stuttgart nad Um . . . . 12% Meilen, 

von Ulm nad) Friedrichshafen. . . 13% u 

2) von Stuttgart nad) Heilbronn. . . 7 ’ 

3) von Bietigheim an die badifche Gränze 4 „ 

Zuſammen 37 Meilen. 

C. Stand des Baues. Bon diefen Bahnlinien find 

1) vollendet und feit November 1847 auf ihrer ganzen Länge im 
Betrieb: 
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a) in öfll. Richtung: Bahnftrede v. Stuttgart 
bi8 Süßen, auf einer Ränge von . . . . .. 61%, geogr. Meilen; 
b) in nördl. Richtung: Strecke von Stuttgart 


bis Bietigheim .. Un 
ce) in ſüdl. Heichtung: Strede ı von 1 Ravensburg 
bis Friedrichshafen. . . .» » ne U „ " 





Bufammen:” 12%, geogr. Meilen. 
D. Transportmittel. Auf den bereit3 im Betrieb befindlichen 
Bauftreden find vorhanden: 


Lofomotiven, durchaus mit A gefuppelten Trieb- und 4 Nauf- 
rädern nebft Tendern: 16 Stüd; 

Verfonenwagen, achträderige, welche im Durchſchnitt 64 Perfonen 
faffen, 53 Stüd; 

Terfonenwagen, vierräderige, welche durchichnittlih Raum für 
28 Perſonen haben, 10 Stüd; 

Taftwagen, adhträderige, mit einer Tragkraft von 170 Zentnern, 
12 Stüd; 

L aftwagen, vierräderige, mit einer Tragkraft von 75 bis 
100 Zentnern, 24 Stüd. 

Diie würtembergiſche Regierung hatte durch ein mit den Ständen 
verabjchiedetes Gefeß unterm 18. April 1843 beftimmt, daß auf Staate- 
foften eine zur Befahrung mit Dampffraft eingerichtete Eifenbahn, welche 
von Friedrichshafen über Ravensburg und Biberach nad Ulm, von da 
über Göppingen und Kannftadt nad) Stuttgart und von hier nad) Heil- 
bronn führte, erbaut werden follte. Diefe Bahn, welche eine Gefanmtlänge 
von 37 Meilen haben follte, war alfo 1848 erft zum dritten Theile fertig- 

In Medlenburg- Schwerin waren 1848 zwar Eijenbahnen im 
Bau begriffen, aber noch feine vollendet. 

Braunfhweig erflärte in der A. Sigung der Bundesverſammlung 
vom 27. Januar 1848, e8 werde das erftattete Gutachten der Bundes⸗ 
Militär - Kommiffion vom 22. Juni 1847 und den Ausfchußantrag vom 
15. Juli 1847 berücfichtigen, insbefondere auch die Ausführung einer 
zwedmäßigen Verbindung der Feftungen Köln und Koblenz mit den in 
Frankfurt fich vereinigenden Eifenbahnen in jeder Weife zu begünftigen 
geneigt fein, fobald ein Bauunternehmen dahin gerichtet werde. 

Durch das Fürftentfum Schaumburg-Lippe lief 1848 eine Eifen- 
bahn von Often nach Weften in einer Ränge von 3.,, Meilen. Sie bildete 
einen Theil der Hannover-Mindener Bahn und war gleichzeitig mit diefer 
dem öffentlichen Betriebe übergeben worden. Das Fürſtenthum beſaß 
wei Bahnhöfe und zwei -Halteftellen. 
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Ueber den Stand des Eifenbahnwefens im Königreihe Hanno- 
der gibt die Beilage zu $. 92 des Bundes-Protofoll® vom 24. Februar 
1848 folgende Nachricht. 

Im Yannar genannten Iahres waren fünf hannöverifche Eifenbahnen 
vorhanden, nämlich: 

1) Hannover-Braunfchweig, eröffnet am 19. Mai 1844, mit 65 Lokom., 
187 Perſonen- und 810 Güterwagen. Länge auf hannöverifchen 
Gebiete: 5.,,, auf braunfchweigiihem Boden 2.,, geogr. Meilen. 

2) Lehrte - Hildesheim, eröffnet am 12. Juli 1846, von 3.,, Meilen 
Länge. Nur ein Geleis war fertig, doch war die Bahn für zwei 
Geleiſe vorbereitet. 

3) Lehrte - Harburg, eröffnet am 15. Oftober 1845 bi8 Zelle, am 
1. Mai 1847 bis Harburg. Ein Geleis, für zwei vorbereitet. Länge 
20.33 Meilen. 

4) Hannover-Minden, eröffnet am 15. Oktober 1847. Das zweite Ge- 
leis war noch unvollendet. Länge auf Hannöverifchem Gebiete: 3.1: 
auf heſſiſchem: 1.,,; auf lippeſchem: 3.36; auf preußifchenm Boden: 
O.58 Meile. 

5) Wunftorf-Bremen, eröffnet am 12. Dezember 1847. Ein Geleis, für 
zwei vorbereitet. Länge: 13.,, Meilen. 

Das zwifchen Nord⸗ und Süddeutfchland vermittelnde Großherzog- 
thum Heffen hatte, wie aus der desfallfigen Ucberficht (Beilage zum 
Bundes-Protofolle vom 2. März 1848) erhellt, ſchon drei Eifenbahnen. 
Davon war die Main-Nedar-Bahn, dem Stantsvertrage vom 25. Fe⸗ 
bruar 1843 gemäß gemeinfchaftlic mit Baden und Frankfurt ausgeführt, 
im Ganzen 11.4; Meilen lang. Sie war bis auf den Bahnhof bei 
Frankfurt, die Mainbrüde dafelbft und bis auf die Nedarbrüde bei Laden⸗ 
burg vollendet und hatte ein einfaches Schienengeleis. Lokomotiven (qheſſiſche 
12, badifche 3, Frankfurter 3) zufammen 18 Stüd. Perfonenwagen (heil. 
67, bad. 17, Brankfurter 21) zufammen 105, darunter 30 Stehwagen 
für die Proletarier (Wagen vierter Klaſſe für den vierten Stand) und 
6 Wagen erfter Klaſſe für die vornehme Welt. Gepäd-, Bieh- und 
Güterwagen 146. Summe aller Transportwagen 251. Im Sommer 1846 
wurde die Bahn auf der ganzen Ränge eröffnet. 

Die Frankfurt-Offenbadyer-Bahn war zwar vollendet, aber noch nicht 
in Betrieb gefegt. Länge: O.gs3 Meile. 

Die Main-Wefer-Bahn, laut Staatsvertrag vom 6. Yebruar 1845 
gemeinfchaftlich vom großherzoglichen, fowie vom kurfürftlichen Heffen und 
von der freien Stadt Frankfurt unternommen, follte erft 1850 fertig 
werden. Ihr nördlicher Endpunkt war Kaſſel. 
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In Luremburg war eine Eifenbahnanlage projektirt, während in 


Limburg vorderhand noch an feine Eifenbahn zu denken war. 


Noch fol hier der baierifhen Eifenbahnen Erwähnung ge- 


fchehen, wie diefelben am 1. Januar 1848 beſchaffen waren. (Beilage zu 
$. 598 des Protokolls der 61. Situng der deutfchen Bundesverfammlung 
vom 5. Juni 1848.) In Baiern gab es folgende Bahnen: 


1) 


2) 


3) 


4) 
6) 


6) 


Die Ludwigs-Eifenbahn von dem induftriellen Nürnberg nad) Fürth, 
die erfte in Deutſchland, war vollendet und eröffnet am 7. Dezember 
1837 auf einer Strede von O., Meile. — 2 Lolom., 15 Perfonen- 
wagen, 2 Taftwagen. 

Münden - Augsburger- Bahn, vollendet bis auf den Bahnhof in 
Münden und ganz eröffnet am 4. Oktober 1840. Länge: 81, 
deutſche Meilen. — 13 Lokom., 66 Perfonenwagen, 66 Laftwagen. 
Ludwigs-Süd-Nordbahn, projektirt von Lindau über Augsburg nad) 
Nürnberg an die fähfifhe Gränze auf einer Gefammtftrede von 
"dr Meilen. Bollendet von Kaufbeuern über Augsburg nah Donau- 
wörth: eröffnet von Kaufbeuern nad) Augsburg am 5. Auguft 1847 
und von hier nad) Donauwörth am 20. November 1844. Länge 
diefer vollendeten Strede 13.,, Meilen (13 Lokom., 50 Perfonen- 
wagen und 83 Laftwagen). — Im Bau begriffen die Strede von 
Donauwörth über Nördlingen nad) Nürnberg, — Werner war von 
Nürnberg nad) Neuenmarkt eine Strede von 18.33 Meilen vollendet. 
Eröffnung von Nürnberg nad; Bamberg am 25. Auguft 1844, von 
da nach Lichtenfels am 15. Februar 1846 und von hier nad) Neuen- 
marft am 15. Oktober 1846. — 22 Lokomotiven, 74 Berfonenwagen, 
95 Laftwagen. -- Die Eröffnung der fächfifchen „Reichsgränze“ 
ftand 1848 zu erwarten. 

Ludwigs-Weftbahn von Bamberg über Würzburg nad) Alchaffenburg 
an die heſſiſche Gränze. Der Bau Jollte 1848 erft begonnen werden. 
Lichtenfels-Roburger-Bahn, ernſtlich projektirt, aber noch nicht einmal 
im Bau begriffen. 

Pfälzifche Ludwigs - Bahn von der preußifchen Gränze bei Berbadh 
nah Speier und Ludwigshafen. Bollendete Strede: 5.,, Meilen 
(gleich einem Drittel der ganzen Strede von 15.,; Meilen). — 20 
Lokom., 80 Berfonenwagen, 55 Laftwagen. — Bon Berbach bis 
Kaiferslautern ftand die Vollendung im Jahre 1848, von da bis 
Neuftadt im Jahre 1849 zu erwarten. 

Bei den baierifchen Eifenbahnen muß es im Vergleich zu denen 


anderer Länder auffallen, daß die Zahl der Laftwagen mit der Zahl der 
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Perfonenwagen theils auf faft gleiher Stufe fteht, theils jogar, wie dies 
bei der Ludwigs-Eifenbahn und der Pfälzifchen Ludwigs⸗Bahn der Fall 
ift, unter fie herabfinft. Das zeigt uns fofort, daß Baiern 1848 eine 
noch jehr gering entwidelte Induftrie beſaß. Eine gleiche Erfcheinung 
bietet Würtemiberg, das Land, gefegnet mit zahlreichen Standesherren und 
vielem reichBritterjchaftlichen Adel, welches, weil die Wucht des trägen 
großen Grundbefiges die gefunde Entfaltung der modernen Induftrie arg 
bemmte, auf feiner Staatseifenbahn 63 Stüd Perfonenwagen und dagegen 
bloß 36 Stüd Laft- oder Güterwagen aufzuweifen hatte. 

In Baden ging die Eifenbahn von Heidelberg noch nicht bis völlig 
hinauf an die Schweizer Gränze. Im Thüringen mußte man, um von 
Eifenah aus nad Franffurt am Main zu fahren, ſich der Poſt bedienen, 
md der Thüringer Wald, der lange zu warten hatte, ehe ex von der 
Eifenbahn durchbrochen wurde, theilte Deutſchland noch in zwei Theile. 
Nur im Weften war Nord- und Süddeutſchland fpärlich durch die Eifen- 
bahn mit einander verbunden, Denn aud das induftrielle Sachſen, ob⸗ 
ſchon feine Hauptftädte durch die Dampflraft einander näher gerüdt 
waren, hatte die Verbindung mit Süddeutfchland noch nicht zu Stande 
gebracht. 

Läßt man die Heine Bahn von Nürnberg nad Fürth außer Rech⸗ 
nung, jo muß als das eigentliche Entftehungsjahr des deutſchen Eifen- 
bahnverfehrs das Jahr 1840 angejehen werben. Ia in recht eigentliche 
Aufnahme kamen die Eifenbahnen bei dem deutſchen Volke erft in den 
Jahren 1843 und 1844. Hieraus wird erfichtlich, daß diefes Verkehrs⸗ 
mittel, welches unter Anderm die gefchichtliche Aufgabe hatte, den landes- 
gränzlichen Zopf zu vernichten und den Partikular⸗Geiſt der ftaatlichen 
Abgefchlofienheit zu Mnicen, bis zum Jahre 1848 nod keine bedeutenden 
Birkungen ausgeübt haben konnte. Ebenfo läßt fi mit Sicherheit aus 
dem Zuftande des deutjchen Eifenbahnwefens entnehmen, daß bis zu jenem 
Jahre, welches für Deutichland und für das ganze Europa den Anbruch 
einer neuen Zeit fignalifirt, die Groß -Imduftrie, wie auch durch anbere 
Erfheinungen, namentlich durch die Entwidlung des Zollvereins, unum- 
ſtößlich beftätigt wird, innerhalb der germanischen Sprachgenoſſenſchaft 
noch feine großen Erfolge errungen hatte. Die Eifenbahnen follten zu= 
nächft den Mittelftand kräftigen und ihn über die feitherige beengte Denk⸗ 
und Anfchauungsweife erheben. Das Herreneigentbum des großen Adels, 
welches fich theilweife bis zur ſtaatlichen Souveränetät herausgebildet 
hatte, war mit dem Merkantil-Syften und mit ber Natural⸗Wirthſchaft 
verwachfen gewefen; es hatte Deutfchland Jahrhunderte lang im Zopf⸗ 
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thume erhalten und war erft durch den mächtigen Rückſchlag, welchen 
auf die Handels- und VBerfehrsverhältniffe die Herftellung der Unabhängigkeit 
der nordamerilanifchen englifchen Kolonien hervorbrachte, langſam ıumter- 
minirt worden. Denn durch die Erfämpfung der Unabhängigkeit in Nord- 
amerifa, welche zu dem Ausbruche der erften franzöfifchen Revolution 
befanntlich in inniger Beziehung ſtand, hatte fich der deutjche Verkehr 
nad) Außen, der vorher auf den Zmwifchenhandel bejchränft geblieben war, 
nad) und nad zu einer felbftändigen Stellung erhoben und übte nun auf 
die Entwidelung des innern Verkehrs einen heilfamen, ftärfenden Einfluß 
aus, jo daß die bunte Mannigfaltigkeit und die vielgerühmte Zopfbildung, 
welche von den vielen Kleinen Reſidenzen ausftrömte, der überwältigenden 
Großmacht des Weltverkehrs weichen mußte. Hinterließ auch das Jahr 
1848, welches die einfeitige Reaktion in blindem Uebermuth das „tolle 
Jahr“ genannt hat, feine dauernde Schöpfung, fo war doch der moralifche 
Eindrud desjelben unanslöfhlih, und als beim Cinläuten der Reichs— 
verweferfchaft die alte Karolus- oder Kaiferglode auf dem Frankfurter 
Dome zerjprang, kündigte fie in Wahrheit an, daß die Herrlichkeit des 
alten Reichs zu Ende war. | 

Weil die Eifenbahnen zunächſt hauptſächlich dem Mittelftande in 
Deutfchland nützten, waren fie auch, gleichwie in andern Ländern, vor⸗ 
züglic, für ihn eingerichtet. Die Wagen dritter Klaffe, welche durch ihre 
polfterlojen Site und ihre fonftige ganz einfache innere Einrichtung zeigten, 
daß fie für einen noch nicht der Verweichlichung verfallenen Stand be- 
ſtimmt waren, machten überall die weitüberwiegende Mehrheit aus. Nur 
in jenen Gegenden, wo ein ftarfes, zu Fleinern Reifen genöthigtes Pro- 
letariat vorhanden war, wurden Wagen vierter Klaſſe, deren Raffagiere 
ihre Fahrt ftehend und dicht gedrängt zurüdzulegen hatten, mit billigen 
Vahrpreifen eingeführt. Aber auch diefe Stehwagen waren, felbft in den volfs- 
reichten Gegenden, immer gering an Zahl; denn der von der Hand in 
den Mund Iebende und höchftens wochenmweis verforgte Proletarier foll, 
wenn er auc in fonftiger Beziehung dem Flugſande gleicht, mit ritter- 
licher Treue an feinen Arbeitgeber, den Lehnsheren der Neuzeit, jo lange 
als möglich gebunden bleiben und, anftatt fi) auf der Welt moderner 
Eifenftraßen herumzutreiben, zum Dienft und Verdienſt ftets hold und 
. gewärtig fein. Eine Einrihtung wie in England, wo dem niederen Volke 
der mit einem Penny pro Meile berechnete fogenannte Rarlamentszug, 
der freilich langjam genug geht, zur Verfügung fteht, wurde bei ber Ein- 
richtung der deutfchen Eifenbahnen weder für nöthig, noch für einträglich 
befunden. 
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Alfo fpiegelte der Stand der Eifenbahnen 1848 in Deutfchland den 
Grad der wirthfchaftlichen Entwidlung und die Tragweite der Volfsbe- 
griffe ab. Er enthüllt uns den tiefer liegenden Grund, welcher bewirkte, 
daß die foziale Bewegung fcheitern mußte. Wenn felbft der Mittelftand 
ſich noch nicht aus den Feſſeln des Partikularismus völlig herausgearbeitet 
hatte, und wenn folglic, jelbft die hoffnungsvolle nationale Bewegung 
nicht mit felbftändiger Kraft vermittelft der Lehre von der Volks⸗Souve⸗ 
ränetät zu ihrem Endziele durchzufchlagen vermochte, mußte doch wohl 
der auf viel weitere Beziehungen angewiefene, d. h. der an das in ganz 
Europa und über dasfelbe hinaus herrfchende Syſtem der Nationalölo- 
nomie gefettete, Sozialismus zum fiegreichen und endgültigen Durchbruche 
noch viel weniger angethan fein. 

Aber mit dem Triumphe der unverhüllten fozialen war auch der 
Triumph der nationalen und ftaatlihen Reaktion ſchon deßhalb im Voraus 
fichergeftellt, weil die nationalen und ftaatlichen Faktoren im Grunde nur 
Kryftallifationen fozialer Zuftände find, deren breite Unterlage doch immer 
das niedere, arbeitende Volk bleibt. Alle nationalen und ftaatlichen Er- 
Iheinungen laffen fich, aud) wenn fie in der höchften Potenz zu Tage 
treten, immer twieder in einfache gefellfchaftliche Faktoren, aus welchen fie 
zufammengefegt find, auflöfen. Iſt daher die Reaktion in den großen 
Volksſchichten entfchieden, fo erfolgt fie auch mit unerbittlicher Noth- 
wendigfeit in den über ihnen liegenden und von ihnen getragenen Schich⸗ 
ten. Der eine Sieg der Reaktion z0g daher folgereht den andern 
nad) ſich. 

Der Berlauf der nationalen und ftaatlihen Reaktion nun foll im 
Folgenden gefchildert werben. 


Zweites Hauptſtück. 
Die nationale Reaktion. 


Der Nachweis, welchen wir aus den amtlichen Aufzeichnungen der 
Bundes-Protokolle empfangen, bildet eine Hauptquelle der folgenden 
Darftellung. Wir fehen uns deßhalb genöthigt, über jene Protofolle ei- 
nige Worte vorauszufchiden. 

ALS die deutsche Bundesverfammlung am 14. November 1816 thre 
einftweilige Gefchäftsordnung feitfetste, befchloß fie, „die Bekanntmachung 
der Bundestagsverhandlungen durch den Drud al8? Regel" aufzuftellen, 
dagegen die der Deffentlichkeit nicht zu übergebenden Berhandlungen je- 
des Mal befonders auszunehmen. Demzufolge wurden die Protofolle, 
mit Ausnahme folcher Gegenftände, deren Geheimhaltung angemeljen 
fchien, bis zum Jahre 1824 veröffentlicht. Inzwiſchen hatte fich der öf— 
fentliche Geift in Deutſchland nach jener einfeitigen Begeifterung, in die 
ihn ein blinder Franzoſenhaß verjetst hatte, dermaßen ernüchtert, daß der 
Bundestag für zwedmäßig hielt, das Licht der Deffentlichfeit, welches 
feine allen Neuerungen abholde Thätigkeit beleuchtete, hinfort unter den 
Scheffel zu ftellen. Darum wurde am 1. Yuli 1824 auf Präfidial-An- 
trag der Beſchluß gefaßt: 

„Daß im Geiſte obigen Praſidial⸗Antrags vorzugehen und der Bun⸗ 
deskanzlei⸗Direktion aufzugeben ſei, künftighin nad) Maßgabe der ver- 
handelten Gegenftände zweierlei Protofolle aufzunehmen und zwar 
Öffentliche und Separat=, bloß loco dietaturae zu drudende Protokolle.“ 

Weil in Folge diefes Beſchluſſes ſowohl die Anzahl, als aud) die 
Wichtigkeit der veröffentlichten Bundes - Protokolle ſich fehr verminderte, 
wollte bald fein Menſch mehr die dem Publitum in einer Ouart = Aus- 
gabe dargebotenen Verhandlungen der Bunbdesverfammlung lefen: weß- 
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halb vom Jahre 1828 an wegen ber Gleichgültigfeit der deutſchen Uns 
tertbanen die Veröffentlichung auch diefer Ouart - Ausgabe unterblieh. 
Bon nun an wurden nur noch einzelne Verhandlungen oder Beſchlüſſe 
vermittelt Frankfurter Blätter amtlicd bekannt gemadjt. 

Im ganzen übrigen Europa, felbft in Neapel und Rom, gab es 
feine fo politifch fchläfrigen und zu jeder ftaatlichen Selbftändigfeit fo 
unfähigen Leute, als die Deutfchen e8 waren. Trotz der ihnen nachge⸗ 
rühmten Bildung und Ehrliebe Tießen fie e8 über fich ergehen, daß zwan- 
ig Jahre lang über die unheimliche Thätigfeit, welche im fürftlih Thurn» 
und Zaris’fchen Palaft der Eſchenheimer Gaffe der Bundestag betrieb, 
fein Sterbenswörtchen in die Deffentlichleit drang. Im denjenigen deut⸗ 
hen Staaten, in welchen Berfaffungen beftanden, begnügte man fich 
mit der Kenntnignahme der Ständeverhandlungen, und in foldhen Staa- 
ten, wo noch feine Berfaffung eingeführt war, mit der Abweſenheit der- 
jelben. Niemand alſo nöthigte die deutfche Zentralgewalt dazu, die Heim- 
Iihfeit, in welche fie ihre Wirkſamkeit gehüllt hatte, aufzugeben. Nichts- 
deftoweniger dachte der Bundestag endlich felbft wieder daran, diejenigen 
feiner Verhandlungen, welche für die Deffentlichkeit geeignet wären, durch 
den Drucd bekannt zu machen. Denn theils witterte er, mit einer feinen 
Naſe begabt, Morgenluft, theils war es ihm unlieb, daß er entweder 
völlig der Bergefienheit anheimfiel oder hin und wieder verfannt wurde. 

Daher bewirkte am 26. März 1847 die würtembergifche Regierung, 
daß ein Ausſchuß niedergefeßt wurde, welcher die Frage zu prüfen hatte, 
ob ſolche Verhandlungen, welche unjchädlicher Natur wären, wieder, wie 
früher gejchehen, veröffentlicht werden follten. Hierauf erftattete am 
9. September 1847 (in der 28. Sigung) im Namen diefes Ausfchufles 
der Töniglich preußifche Bundestagsgefandte Graf Dönhoff Bericht und 
ftellte folgende Anträge: 

1) Die Belanntmahung der Bundestagsverhandlungen bildet von 
jest ab wieder die Regel, und die Protofolle werden daher — falls die 
Qundesverfammlung nicht eine frühere Publikation befchließt, — jedes 
Mal 6 Wochen nach deren Unterzeichnung veröffentlicht. 

2) Die hiervon zu mahenden Ausnahmen werden von 
einem zu dDiefem Jwedezu wählenden Ausfhuffevon fünf 
Mitgliedern der Bundesverfammlung zur Öenehmigung 
vorgefhlagen. 

3) Derfelbe Ausſchuß Hat Vorfchläge darüber zu machen, wie es 
mit der Veröffentlichung der fett dem 1. Juli 1824 bis jegt nicht vers 
Öffentlichten Bundestagsverhandlungen zu halten fein wird. 
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Weil jedoch eine fo wichtige Angelegenheit nicht überftürzt werden 
durfte, wurde zunäcft nur der Beſchluß gefaßt, ſowohl über die mitge- 
theilten Anträge, als auch über die gleichzeitig abgegebene Präfidial-Er- 
flärung, derzufolge zwar eine größere Publizität als bisher, aber unter 
einigen befchränfenden Modalitäten, eintreten follte, Inftruftion von den 
Regierungen einzuholen. Hiermit wurde die in Ausficht genommene Ber- 
öffentlihung auf die lange Bank gefchoben. 

Als demnad) die Ereigniffe des Jahres 1848 an den Bundestag 
herantraten, war immer noch nicht, weil fich die Negierungen mit der. Er- 
theilung der erbetenen Inſtruktion nichtübereilt hatten, die Frage in Be- 
treff der Veröffentlichung der Bundes-Protofolle entfchieden worden. Aber 
gerade jest glaubte der Bundestag, damit nicht feine Eriftenz in Frage 
geftellt würde, der Deffentlichkeit zu bedürfen. 

Darum theilte am 29. März 1848 der badifche Gefandte (der Ge⸗ 
heime Rath Welder) feinen Herren Kollegen mit, er fei von feiner höch— 
ften Regierung beauftragt worden, bei der hohen Bundesverfannnlung 
den Antrag zu ftellen, die Protokolle der hohen Verſammlung wiederum 
in der Art zu veröffentlichen, wie zur Zeit des Beginnes der Bundes- 
verfanmlung. Eine unbedingte, ausnahmslofe Deffentlichkeit follte dem⸗ 
zufolge nicht eingeführt werden, fondern ſtets jene ©egenftände, welche 
für die Publikation nicht zu paflen - fchienen, ‚geheim gehalten werden. 
Nachdem nun der in Rede ftehende badifche Antrag an den für diefen 
Gegenftand in der 9. Sisung vom 26. März 1847 niedergeſetzten be- 
fondern Ausfhuß verwiefen worden war, liefen endlich bis zum 7. April 
1848 die Abftimmungen dev Mehrheitinfoweit ein, daß am genannten Tage, 
weil bloß Kurhefien und die 16. Kurie mit der Inſtruktion no im 
Rüdftande waren, ein Befchluß gefaßt werden konnte. Es wurde alfo der 
in der Plenar-Sigung vom 14. November 1816 einftinnmig gefaßte Be- 
ſchluß, demzufolge | 

„die Bekanntmachung der Bundestagsverhandlungen durch den 
Drud als Regel feftzujegen fe, Die der Bublizität niht zu über- 
gebenden Berhbandlungen hingegen jedes Mal auszuneh- 
men wären,” 

unter Aufhebung der Beichlüffe vom 5. Februar und 1. Yuli 1824, 
foweit folcye dem Befchluffe vom 14. November 1816 entgegenftänden, 
wieder in Wirkſamkeit gefeßt, und das Präfidium erfucht, hierzu die weis 
tere Einleitung zu treffen. | 

Ferner wurde, da der Bundestag in der guten Meinung, bie das 
Bolt von ihm ſich bilden follte, jest feine Nettung erblidte, in der 31. 
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Sigung vom 11. April 1848 verabredet, außer der. Veröffentlichung der 
Bundes-Protofolle auch möglichft ſchnell ein Refums feiner Verhandlun⸗ 
gen, ihres Gegenftandes und Inhalts, durch die damals vorhandenen 
drei Frankfurter Zeitungen befannt zu maden, und hiermit die Gefanb- 
ten von Würtemberg und Heflen-Darmftadt zu betrauen. 

- Zulegt ward nod) in der 51. Sikung vom 12. Mai 1848 Benja- 
min Krebs, der Inhaber der Bundes-Präfidial-Druderei, ermächtigt, un⸗ 
ter Aufficht der BundesfanzleisDireltion eine Ouart-Ausgabe der Bun⸗ 
deö-Protofolle zu veranftalten: weßhalb die Kanzlei-Direktion beanftragt 
wurde, unmittelbar nad) Unterzeichnung der Protololle felbe zu dem in 
Rede ftehenden Behufe abzugeben und für befchleunigte Veröffentlichung 
zu forgen. 

Demgemäß wurden vom 10. April 1848 bis zur Abdaufung der 
Bundesverfammlung am 12. Yuli genannten Iahres die Protokolle in 
jofern wieder öffentlich, als nicht die befondere Natur der verhandelten 
Gegenftände etwa die Geheimhaltung wünfchenswerth machte. 

Trotz der anfcheinenden Deffentlichleit der Bundestagsverhandlun- 
gen gab es alfo 1848 wieder zweierlei Protokolle, nämlich öffentliche und 
Separat-Protofolle. Lettere, loco dietaturae gedrudt, führten die Sei- 
tenzahl mit Buchſtaben fort, fo daß, wenn das lette öffentliche Protokoll 
z. B. mit Seite 387 gejchloflen hatte, die Seiten des darauf folgenden 
Separat-Protofolls folgendermaßen bezeichnet wurden: — 3872, 387b, 
3870, 3874 u. |. w. — Das erfte Separat-Protofoll wurde fogleich in 
der 30. Sigung vom 10. April 1848 aufgenommen. Die Gejanmtzahl 
biefer 1848 aufgenommenen Separat-Protololle beläuft ſich auf 23, und 
zwar batiren fie aus der 30., 32., 36., 37., 38., 39., 40., 42., 43., 44., 
45., 46., 47., 48. 49., 50., 51., 53., 62., 64., 65. 68. und 69. 
Situng. 

Schon aus vorftehenden Bemerkungen läßt fi entuehmen, dag un- 
ſerer Darftellung nicht bloß die öffentlichen, fondern auch die geheimen 
Protofolle zu Grunde liegen. Die fümmtlichen Protokolle der Bundes- 
verfammlung vom Jahre 1816 bis zum Jahre 1866 haben dem Ber- 
faffer auf der Faiferlihen Schloßbibliothef zu Wien im Original-Abdrud 
zur Berfügung geftanden und find von ihm benutzt worden. Dieß wird 
zur Klarlegung einer Hauptquelle, aus der er gefchöpft Hat, vorläu- 
fig genügen. 


Die deutſche YBundesverfammlung weihte das Jahr 1848 damit ein, 


daß fie die gegen die freie wiffenfchaftlihe Forſchung, gegen ji Lehr⸗ 
Becker, Realtion. 
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und Lernfähigkeit beftehenden Borfchriften aufrecht erhielt. Im ihrer 
zweiten Situng vom 13. Januar nämlich traten Defterreih, Preußen, 
Kurhefien, Dänemark, Niederlande, Weimar, Meiningen, Schwerin, 
Strelig, dann Hohenzollern, Liechtenftein, Reuß, die beiden Lippe, Wal- 
ded und Heffen-Homburg dem in der 26. Sigung vom 26. Auguft 1847 
geftellten Rräfidial-Antrage wegen Berlängerung der Gültigkeit des Be- 
fhluffes vom 13. November 1834 in Betreff der Univerfitäten und an- 
derer Lehr⸗ und Erziehungsanftalten auf weitere ſechs Jahre bei. 

Viele Sorge bereitete dem Bundestage die Schweiz. Denn von dort, wo 
in den meiften Kantonen eine freie Prefje herrichte, drangen ungeachtet al- 
ler umfichtigen Vorkehrungen aufrührerifche Schriften unter das deutfche Volk, 
Schon waren unterm 12. Juni 1845, fo wie unterm 18. Februar und 17. Juni 
"1847 Berbote gegen den Geſammwerlag des „Literariihen Komptoirs 
in Zürich“ und des „Literarifchen Inftituts zu Heriſau“ ergangen, aber 
gleichwohl hatten dieſe Maßregeln nicht den verhofften Erfolg gehabt, 
allen übrigen Buchhandlungen der Schweiz als warnende Beifpiele zu 
dienen. Gegenwärtig crregte die Unzufriedenheit des deutfchen Bundes» 
tags vorzüglic, die Firma „Jenni Sohn” in Bern. Ein Verzeichniß 
don neunzehn dafelbft verlegten Schriften bewies zur Evidenz, daß die- 
felbe mit Vorliebe ſich dem Vertrieb revolutionärer Bücher widmete. Die 
Gehäffigfeit diefer Thatfache ward noch dadurd) erhöht, daß die erwähnte 
Firma ihre Berlags-Artifel auf ſehr Huge Weife nad) Deutfchland cin- 
zuſchmuggeln und felbige durch gefeßwidrige Mittel der Kontrolle der 
bundesftaatlichen Behörden zu entziehen wußte. Im diefer Hinficht 
hatte bereit8 ein von der Eöniglich ſächſiſchen Bundestagsgefandtichaft 
amı 28. November 1847 an ſämmtliche andere deutſche Bundestagsge- 
fandtfchaften gerichteted Rundfchreiben auf den Gebrauch faljcher Fal- 
turen, deren ſich die gedachte Buchhandlung bediente, aufmerffam gemacht. 

Noch klarer aber war die ſchlimme Abfiht, die deuten Behör- 
den zu täufchen, in jenen, wiederholt in Preußen vorgelommenen Fällen 
zu Tage getreten, in welchen der erfte Bogen folcher Brandjchriften nebft 
Umfchlag und Titel abgefondert, vermuthlih auf dem SKorrefpondenz- 
Wege, au feine Adrefie gelangte, während der übrige Theil des Werks 
auf gewöhnlichem Buchhändlerwege in der Weife expedirt wurde, daß 
jedem Exemplar ber Titel und der erfte Bogen völlig unfchuldiger 
Schriften, 3. B. des „Archivs für Thierheillunde von der Gefellichaft 
ſchweizeriſcher Thierärzte. Bern 1835, bei E. E. Jenni, Buchhändler“ —, 
vorgeheftet war. 
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Um das deutſche Vaterland vor dem großen Unheil, welches bie 
Jenni'ſche Buchhandlung anzurichten emfig bemüht war, wirffam zu be- 
wahren, war der zur Verhütung bes Mißbrauchs der Preffe eingefette 
Ausſchuß mit Abgabe eines Gutachtens beauftragt worden. Demgemäß 
erftattete der preußifche Gefandte Graf Dönhoff in der 3. Sigung vom 
20. Januar 1848 Bericht. Er hob in feinem Vortrage hervor, daß je- 
ner Bunbesbefhluß vom 5. Yuli 1832, nad) weldyem der Debit deut- 
ſcher, außerhalb des Bundesgebiets erfchienener Schriften — jedoch nur 
wenn diefelben unter 20 Drudbogen ftarf und politifhen Inhalts wa- 
ren — bon der fpeziellen Genehmigung der betreffenden Bundesregie- 
rungen abhängig gemacht wurde, den Bedürfniffen der Gegenwart fei- 
neswegs mehr genügte, da ungeachtet und kraft des bejagten Beſchluſſes 
alle politifchen Schriften über 20 Drudbogen und ferner alle angeblich 
nicht politifchen Bücher ungehindert nach Deutfchland eingingen. Frankreich, 
ſagte der preußifche Graf, ſei troß feiner der Preßfreigeit und Oechfent- 
lichkeit im Innern fo unbeſchränkt Huldigenden Verfaſſung in diefer Be- 
ziehung weit befjer geftellt, al8 der deutfche Bund. Denn die königlich 
franzöfifhe DOrdonnanz vom 13. Dezember 1842 (Bulletin des 
lois, Nr. 10,419, page 820) feste außer den für die Büchereiufuhr 
Ihon gejetlich beftehenden Borjchriften wegen beftimmter Urfprungszeug- 
niffe, Zollabgaben und anderer Yormalitäten, ferner noch feft, daß alle 
in franzöfifher Sprache außerhalb Frankreichs erfchienenen Drudjachen, 
die nach Paris beftimmt feien, nur über gewiſſe, beftimmte Gränzzolläm⸗ 
ter eingehen dürften, dort plombirt und an das Minifterrum des Innern 
geihicdt würden, jo daß fie aljo gar nicht direft an die Buchhändler ge- 
langten, fondern erft von den oberften Zenfur- und Polizeibehörden un- 
terfucht würden. Ebenſo dürften dergleichen Drudjachen, welche für das 
übrige Frankreich beftimmt feien, nur über acht beftimmte Gränzzolläm- 
ter eingehen, bei denen beſonders hierzu angeftellte Beamte des Miniftes 
riums des Innern fie erft genau zu fontrolliven hätten. Hiernach Halte 
Frankreich das Prinzip feft, daß alle in frangöfifcher Sprache auswärts 
erfcheinenden Drudichriften, gleichviel welchen Inhalts und gleichviel ob 
über oder unter 20 Bogen ftark, in Frankreich nicht eher in den bud)- 
händlerifchen Betrieb gelangen könnten, als bis fie von eigens dazu be- 
ftimmten Beamten der Regierung vorher fontrollirt und genehmigt wor- 
den feien. So lange als der deutfche Bund nicht das nämliche Prinzip 
adoptire und fo lange er wenigftend nicht den Bundesbefchluß vom 
5. Juli 1832 ganz allgemein auf alle in deutſcher Sprache außerhalb 
Deutfchlands erfcheinenden Drudichriften — gleichviel welchen Inhalts 
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und ob über oder unter 20 Bogen — ausdehne: werde, wie die Er- 
fahrung lehre, der Schuß gegen die fehäbliche Einwirkung folder Drut- 
fchriften nur ein fehr unvollfommener bleiben. Berhältnigmäßig am 
Wirffamften fei bisher diefer Schuß immer nody durch Verlagsverbote 
fämmtliher Erzeugniffe folcher außerdeutfchen Buchhandlungen, deren 
revolutionäre und feindliche Tendenz feftftehe, erzielt worden. Der Bund 
babe ſchon einige Male, und zwar nicht ohne Erfolg, zu diefem radifa- 
fen Mittel gegriffen. Die früher gemachten Erfahrungen zeigten, daß das 
Berbot aud) auf diejenigen neuen Firmen von vornherein ausgedehnt wer- 
den müffe, unter welchen die Jenni'ſche Buchhandlung den Vertrieb ihrer 
gemeinſchädlichen Berlags = Artikel etwa fpäterhin fortzufegen verfuchen 
follte. 

Gemäß dem vom Ausſchuſſe geftellten Antrage faßte nun die deut- 
fche Bundesverfanmlung den Beſchluß: daß der Debit fämmtlicher Ber- 
lags⸗Artikel „Ienni Sohn“ in Bern, fowie derjenigen Firmen, welche als 
Fortjegung der genannten Buchhandlung zu betrachten wären, in fämmt- 
lichen Bundesftaaten möglichft zu verhindern fei. 

Eine Beichwerde der furfürftlich heflifchen Regierung wegen Pref- 
unfuges mehrerer unter badifcher Zenfur erfcheinenden Blätter, nament- 
lich des „dentfchen Zuſchauers“, der „Mannheimer Abendzeitung“, des 
„Mannheimer Journals“ und der „Heidelberger deutfchen Zeitung”, er- 
hoben in der 5. Sigung dom 3. Februar 1848, wurde einftweilen zur 
Kenntniß genommen und befchloffen, vorerft der Erklärung der großher- 
zoglich badifchen Regierung entgegen zu jehen. Dffenbar waren die in 
Baden erjcheinenden Zeitungen viel ungefährlicher, als die aus der Schweiz 
fommenden revolutionären Schriften. 

Die Beſchwerden und Beforgnifle, zu welchen die politifchen und fo- 
zialen Zuftände der Schweizer Anlaß gaben, bejchränkten fich indeß nicht 
auf die Preffe allein. Vielmehr meinte der Bundestag (11. Sitzung vom 
2. März 1848), e8 müßten die ultrademofratifchen und radifalen Geſin⸗ 
nungen, welche fic) fo häufig in der Schweiz manifeftirt und zu vielfachen 
Umwälzungen in den einzelnen Kantonen geführt hätten, einen übeln 
Einfluß auf Deutjchland überhaupt, namentlich aber auf die deutfchen 
Nachbarländer, üben. Die Beftrebungen, durch die revolutionären Preß⸗ 
erzeugniffe auf Deutfchland zu wirken, fchienen dem deutfchen Bundestage 
mit dem Mebelftande in innigem Zufammenhange zu ftehen, daß die Schweiz 
ein Aſyl für deutſche politische Ylüchtlinge bildete, von welchem aus bie 
revolutionären Umtriebe ins Werk gefeßt und in welchem fie geduldet 
würden. Dieje revolutionären Beftrebungen gingen aber nicht nur von 
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einzelnen, fich in ber Schweiz aufhaltenden Individuen aus, fondern es 
eriftirten dort auch Afloziationen, welche revolutionäre und kommuniſtiſche 
Zwede verfolgten und deutjche Reifende, befonders folche, die den arbei- 
tenden Klaſſen angehörten, in ihre Verbindungen zu ziehen und hierdurch 
ſowohl ihre Wirkſamkeit, als aud) die Berbindung felbft auf Deutfchland 
auszudehnen fuchten. Das Berbot des Wanderns nad) der Schweiz war 
vom Bunde ſchon am 15. Januar 1835 verfügt worden. 

Der 1847 über den Sonderbund erfochtene Sieg und die damit 
zufammenhängende Ausräucherung jener braven und lammesunfchuldigen 
Leute, welche allgemein unter dem Namen Jeſuiten befaunt find, gereich- 
ten gleichfalls der Schweiz zum ſchweren Vorwurfe und hatten rings am 
politifchen Horizonte ſchwere dunkle Gewitterwolfen zufammen gezogen, 
beren Tränen im Jahre 1848 mit Blig und Hagel — fo wenigftens 
war es im Rathe der Allerhöchften beſchloſſen — über das Alpenland 
hereinbrechen follte. Während England die Schweiz nit ſchützen konnte 
und wollte, waren die fontinentalen Großmächte darüber einig, daß ber 
Radifalismus der Alpen-Republit unter allen Umftänden, nöthigenfalls 
fogar mit Heeresmacht, vertilgt werben müßte. Frankreich, Defterreich, 
Preußen und ber deutfche Bund follten nach dem feftgeftellten Plane die 
Schweiz mit Truppen überziehen, um dem Althergebrachten wieder An⸗ 
fehen zu verfchaffen. Somit follte auf dem kleinen Raume, der zwifchen 
und neben den Schweizer Bergen der republitanifchen Yreiheit in Europa 
noch übrig gelaffen war, tabula rasa für die Reaktion gemacht werden. 

Warum Rußland an dem beabfichtigten Kreuzzuge nicht theilnehmen 
fonnte, darüber ſprach ſich die ruffifche Regierung, um feinen Zweifel an 
ihrem guten Willen auffommen zu lafjen, in einem Rundjchreiben unterm 
24. Januar 1848 folgendermaßen auß: 

„Die drei Mächte hatten ſich über die durch diefe Sachlage noth- 
wendig gewordene Sprache und Mafregeln mit uns verftändigt, und 
wenn wir ihnen die Imitiative überlaflen zu müflen geglaubt haben, fo 
gefchieht e8, weil e8 uns gefchienen hat, daß ihmen als an die Schweiz 
grängenden Mächten bdiefelbe fpezieller zufünmt, und weil wir die unbe» 
quemen Verzögerungen vermeiden wollen, welche unfere Entfernung vom 
Schauplage der Ereigniſſe bei jedem dringlichen Auftreten (à toute mani- 
festation d’urgence) hätte herbeiführen fünnen.” — Am Schluſſe des 
Rundſchreibens ftand die Verfiherung: „daß die moralifche Unterftügung 
Rußlands bei keinem Vorgehen und bei feiner Maßregel fehlt, welche 
zum Zwed haben, dem revolutionären Geifte, unter weldyer Ge- 
ftalt er fich aud) zeigen möge, die Aufrechterhaltung des politifchen Gleich- 
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gewichts und der gefellfchaftlichen Ordnung aufzuerlegen.“ — Aehnlich 
fprad) fich eine an die oberfte Regierung der Schweiz gerichtete ruffifche 
Deklaration aus. 

Die verfuchte Vermittlung, beziehentlih Einmiſchung im die innern 
Angelegenheiten der Schweiz wurde 1847 vom Vorort zurüdgemwiefen. 
Darauf forderten am 10. Dezember 1847 die Höfe von Wien und Berlin 
die deutfche Bundesverfammlung auf: „den Zuſtand der Dinge in der 
Schweiz in ernfte Ueberlegung zu nehmen, und zu erwägen, welche Maß- 
regeln der deutfche Bund, in feiner Eigenfchaft als Gefammtmacht, im 
Angefiht von Ereigniffen, welche durch ihre materiellen und moralifchen 
Einwirkungen nicht bloß feine Intereſſen, jondern felbft die Bedingungen 
feiner politifchen Eriftenz gefährden, zu nehmen habe.“ 

Bei der hierüber in der erften Sigung vem 7. Januar 1848 vor- 
- genommenen Abftimmung fpracdhen fid) die Vertreter der ſämmtlichen 
deutfchen Staaten kriegeriſch gegen die Schweiz aus und fetten wegen 
diefer Angelegenheit in der dritten Sitzung vom 20. Januar 1848 eine 
Kommiffion ein, beftehend aus den Gefandten von Preußen, Baiern, 
Sachſen, Baden und Dänemark, bei welcher der hannöverifche Geſandte 
als Stellvertreter fungirte. 

In der 7. Situng vom 17. Februar 1848 hielten Oefterreich und 
Preußen Bortrag, indem fie der Bundesverfammlung u. U. die Mit- 
theilung machten: 

„Durch die feitens der fchweizerifchen Tagfagung in Monat Dezem- 
ber v. J. erfolgte Ablehnung des Bermittlungsantrages der Müchte, und 
durd) die gleichzeitig ftattgefundene Unterdrüdung des Schubbündniffes 
der fieben Stände (de8 Sonderbundes), weldhe den Bürgerkrieg beenbigt 
bat, find die Angelegenheiten der Eidgenoffenfchhaft in eine veränderte 
Lage gekommen, auf welche die Mächte, unter Yortfegung ihres Einver- 
ftändniffes, ARücficht zu nehmen bemüßigt waren. Die Höfe von Wien, 
Berlin und Paris haben in diefer Beziehung befchloffen, der Tagfatung 
durch Vermittlung ihres Bräfidenten unummwunden erklären zu laſſen, daß 
die durch die Traktate des Jahres 1815 der Eidgenofjenfchaft gewährten 
Borzüge an die Aufrechthaltung der politifchen Geftaltung gefnüpft feien, 
in welcher die Schweiz zur Zeit des Abfchlufjes jener Verträge, den 
Mächten gegenüber, erfchienen fei; nun feien aber notorifch durch bie 
jüngften Begebenheiten in der Schweiz die Grundlagen jener Geftaltung 
in wefentlichen, namhaft gemachten Punkten beeinträchtigt worden, und 
es werde daher von deren Wieberherftellung in den vorigen Stand und 
von angemefjener Gemwährleiftung abhängen, daß die bis dahin fuspen- 
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dirt bleibenden Wohlthaten ewiger Neutralität und der Unverletzbarkeit 
bes jchweizerifchen Gebiets wieder eingeräumt werben. 

„Diefe Erklärung,“ heißt e8 in der dem YBundestage von Preußen 
und Defterreich gemachten Mittheilung weiter, „ift in einer von dem 
Gefandten der drei Höfe an den Fräfidenten ber Tagſatzung gerichteten 
Note vom 18. Jamar, welche hiermit vorgelegt wird, der Schweiz ber 
thätigt worden. Nad) der Aufnahme, welche bdiefelbe feitens der Tag- 
jagung finden wird, wird die fernere Stellung der Mächte, welche ſich zu 
den Grundfägen der Erflärung befennen, dem fchweizerifchen Staats- 
förper gegenüber, bemefjen werden. Defterreich und Preußen werden nach 
Eingang der Antworten aus der Schweiz ihren beutfchen Bundesgenoffen 
über den Gang, den die Mächte nad; Maßgabe jener Antworten ein- 
ſchlagen werben, ferner Mittheilung zu machen nicht ermangeln.“ 

In der vorgelegten Note wurde darauf bingewiefen, daß in ber 
Bundesverfaffung der Schweiz vom 7. Auguſt 1815 nicht anders eine 
Beränderung vorgenommen werden dürfe, als unter Zuftimmung eines 
ieden der 22 Kantone. Schwyz, Appenzell, Inner⸗Rhoden und Unter- 
walden feien 1814 und 1815 nur unter der Bedingung, daß die Kan⸗ 
tonal-Souveränetät gewahrt bleibe, wieder in den Bund der Schweizer 
eingetreten. Die Forderungen, welche bie vereinigten Regierungen von 
Wien, Berlin, Paris und Petersburg an die Schweiz ftellten, faßten fich 
in folgende Punkte zufammen: 

1) daß die Kantonal-Souveränetät nit als beftehend anerlannt 
werden fönne in jenen Kantonen, welche durch bie Truppen anderer 
Kantone militärisch befett feien und welche unter dem Drude der Maß» 
regeln ftänden, von denen jene Beſetzung begleitet ei; 

2) daß der Schweizer Bund als in regelmäßiger und kontrakt⸗ 
mäßiger Lage fich befindenb nicht eher werde angefehen werben können, 
als bis die erwähnten Kantone ihrer völligen Unabhängigkeit wieder» 
gegeben, ihre Regierungsbehörden volllommen frei würden haben Her» 
ftellen können; 

3) daß die Räckkehr auf den militärifchen Friedensfuß in allen 
Kantonen die nothwendige Bürgfchaft ihrer wechfelfeitigen und allgemei- 
nen Freiheit fei, und 

4) daß feine Beränderung in der Bundes⸗Akte gemacht werden 
dürfe, e8 fei denn unter einftimmiger Genehmigung aller den Bund bil 
denden Staaten. 

So war bie Schweiz denn in der Gefahr, mit Krieg überzogen und 
getheilt zu werden. Bei diefem Teldzuge gegen einen Heinen Staat, 
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deſſen freiheitliche Inſtitutionen den legitimen Regierungen ein Gräuel 
waren, ſollte ſich der deutſche Bund als Großmacht bethätigen. Der in 
der betreffenden Angelegenheit gewählte Ausſchuß ſprach ſich hierüber 
folgendergeftalt aus: 

„Dieß liegt, wie gejagt, in den Grundprinzipien der deutſchen Bun- 
desverfaffung; wenn aber der Ausfchuß äußerte, daß diefe Erwägung 
jest mehr Gewicht als je habe, jo ward er hierzu durch die Wahrneh: 
mung veranlaßt, daß feit einigen Jahren die Stimmung der Nation fid) 
mehr und mehr für eine größere Einheit ausfpricht; es ift das Rational» 
gefühl weit reger, als früher, und es ift ein Sinn für die Ehre 
des Baterlands in dem Volke verbreitet, der, richtig ge- 
leitet, nur erfreuliche Ergebniffe haben wird, der es aber 
auch dem Bunde nicht vergeben würde, wenn er die Intereflen und die 
Ehre des Vaterlands in dem Verhältniffe zum Auslande vernachläſſigte.“ 

Solche Worte wurden nod in der 11. Bundestagsfigung vom 
2. März 1848 laut. Indeß ſah man um diefe Zeit ſchon recht wohl 
ein, daß der beabfichtigte Feldzug gegen die Schweiz in Folge der gänz- 
lic) veränderten politifchen Verhältniſſe nicht recht mehr thunlich fei. 
Weil alfo bie fchweizerifhe Tagſatzung in einer Note vom 16. Februar 
den Großmächten die Verficherung gegeben hatte, es follte von den Kan- 
tons-Negierungen ftrenger als bisher darauf gefehen werden, daß die 
Flüchtlinge das ihnen gewährte Aſylrecht nicht mißbraudjten, war der 
deutfche Bundestag froh, daß er hiermit feinen Rüdzug bemänteln Tonnte. 
„Es haben fich indefien,“ fagte jeßt der Ausfchuß, „die Begebenheiten 
weniger bedenklich geftaltet, al8 man es vielleicht erwarten durfte. Zu 
diefer Anficht Hält ſich der Ausſchuß durch die jegigen Zuftände in ber 
Schweiz, namentli aber auch durch den Inhalt der aus öffentlichen 
Blättern befannt gewordenen Antwort-NRote der Tagſatzung vom 16. Fe- 
bruar berechtigt.“ 

Der preußifche Bundestagsgefandte Graf von Dönhoff, der feine 
Regierung in der Bundesverfammlung fchon feit dem 16. Juni 1842 
vertrat, führte vom 21. Oftober 1847 bis zum 17. März 1848 ex sub- 
stitutione das Präfidium und die äfterreihifche Stimme. Denn der 
Öfterreihifche Gefandte Graf von Mündy-Bellinghaufen war abwefend. 
Unter preußiſchem Vorſitz alfo wurde, wie wir fahen, der Plan gefaßt, 
das deutfche Nationalgefühl irre zu leiten und den im Volke hervorge- 
tretenen Sinn für des Baterlandes Macht und Größe zu einer Vernich⸗ 
tung der fehmweizerifchen Freiheit zu benugen. Die übrigen Bundestags- 
gefandten waren damals folgende: — für Baiern: Gaſſer, feit dem 
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3. Suli 1847; — für Sahfen : Geheimer Rath Freiherr von Noftig und 
Sändendorf; — für Hannover: Geheimer Legations⸗Rath Freiherr von 
Lenthe, feit 1843; — für Württemberg: Staatsrath Freiherr von Blom⸗ 
berg, feit dem 6. Mai 1841; — für Baden: Freiherr von Blittersdorffi, 
feit dem 14.Ianuar 1841; — für Kurhefien: Geheimer Rath von Wiek, 
feit dem 3. Februar 1832; — für das Großherzogthum Heflen: Gruber, 
feit 1823; — für Holftein und Lauenburg: der dänifche geheime Kon- 
ferenz-Rath von Pechlin, feit dem 26. Januar 1826; — für Luxemburg 
und Limburg: Staatsratd von Scerff, feit Januar 1842; — für die 
großherzoglich und herzoglich ſächſiſchen Häuſer: Freiherr von Fritſch, 
ſeit dem 15. Oftober 1840; — für Braunſchweig und Naſſau: Kammer⸗ 
herr und Rechnungstammer-Präfident Freiherr von Wingigerode, feit dem 
7. Juni 1844; — für die beiden Medlenburg: Wirklicher Geheimer Rath 
von Scad, feit dem 19. Januar 1829; — für Oldenburg, Anhalt und 
Scwarzburg: Kammerherr und Geheimer Staatsrath von Both, feit dem 
14. Juni 1821; — für die 16. Stimme: fürftlicher und landgräflicher 
Wirklicher Geheimer Rath Freiherr von Holzhaufen, feit Dezember 1841; 
— für die freien Städte: Lübeckſcher Senator Curtius, feit 1. Dftober 
1846. — Bundesfanzlei-Direftor war Hofrath Nitter von Weiflenberg. 

Durch den Ausbruch der franzöfifchen Yebruar- Revolution wurde 
die Schweiz gerettet. Zwar gab die preußifche Regierung nur ungern, 
weil fie um Neuenburg beforgt war, das der republikanifchen Freiheit feind- 
felige Unternehmen auf; allein mit dem Falle Louis Philipps war in 
alle Berechnungen der Diplomatie eine foldhe Störung gelommen, daß 
ed klüger fchien, einftweilen die Dffenfive mit der Defenfive zu vertau- 
ſchen. Indeß zeigt uns der gegen die Schweiz ausgefponnene Plan, wie 
die Regierungen der deutfchen Bundesftaaten die freiheitlich - einheitliche 
Nationals-Bewegung Deutſchlands auffaffen und welche Hintergedanten 
ſich ihnen trog aller Zugeftändniffe aufdrängen mußten. 

Es ift fehr intereffant zu fehen, welchen Eindrud die Nachricht von 
dem neuen Auffchwunge Frankreichs auf die Bundesverfammlung madite. 
Dap man fich Feineswegs der Sorglofigkeit hingab, geht aus ber 
9. Sigung vom 29. Februar hervor, an welchem Tage Graf Dönhoff 
al8 Borfigender nachftehenden Bortrag hielt. Er fagte: 

„Die Größe und Bedeutung der neueften Ereigniffe in Frankreich, 
deren Rüdwirkung auf ganz Deutfchland augenfheinlich in den vielfach- 
fin und widtigften Beziehungen ebenjo unmittelbar als tief fein wird, 
macht c8 der Bundesverfammlung zur dringendften Pflicht, die Lage des 
deutfchen Bundes auf dieſe Veranlaffung fofort in ernfte Erwägung zu 
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ziehen, und zu überlegen, welche Maßregeln ſich bei dem dermaligen 
Zuſtande der Dinge als räthlich und als nöthig erweiſen. 

„Die reißende Schnelle, mit der die Begebenheiten im Süden und 
. Weiten des deutſchen Bundes fich entwideln, die unverfennbaren morali- 
hen Einwirkungen derfelben auf den Stand der öffentlichen Meinung 
in Deutfchland felbft, und die Gefahren, die aus ben dermaligen euro- 
pätfchen politifchen Berwidelungen fogar für die Sicherheit und Integrität 
des deutfchen Bundesgebiets ſich entwideln können, gebieten dem deut⸗ 
fhen Bundestage, ohne Zeitverluſt feine Anfichten über Dasjenige aus- 
zufprechen, was in bdiefer Beziehung vorzufehren jei. 

„&8 wird allen Bundesregierungen nur erwünfdt 
fein fönnen, die entfprehenden Vorſchläge ihres gemein- 
Ihaftliden Zentral-Drganes hierüber in möglidft fur- 
zer Friſt zu erhalten, um dann darüber fofort beftinnmen 
zu können.“ — * 

Aus dieſen Gründen ſchlug das Präſidium vor: „einen Ausſchuß 
von fünf Mitgliedern behufs fchleuniger Berichterftattung hierüber“ zu 
wählen. — Die Bundesverfammlung ftimmte nicht nur diefem Antrage 
bei, fondern fchritt aud) ſofort zur Wahl. 

Sonft hatten es ſich die Herren Bandestagsgefanbten fehr bequem 
zu machen gepflegt; fie hatten lange Ferien gehabt und fich auch während 
ber nicht ganz faulen Zeit wöchentlich höchſtens nur einmal, wofern 
nicht etwa eine reaktionäre Maßregel größeren Eifer nöthig machte, ver- 
fammelt und berathen. Jetzt dagegen wurden ſie plöglich äußerſt emfig. 
Schon am Tage nad) erfolgter Wahl erftattete der königlich preußifche 
Sefandte Namens des Ausfchuffes folgenden Vortrag: 

„Die Dringlichkeit der Umftände, vor Allem die tiefgehende Auf: 
regung bes öffentlichen Geiftes, die fich bei allen politifchen Parteien, 
felbft den liberalften, vorzüglich in einem bdrängenden Verlangen 
nad Einigung aller nationalen Kräfte äußert, um den ge- 
meinfchaftlichen Gefahren zu begegnen, die Deutfchland bebrohen, legt 
nad) der einftimmigen Anficht des Ausfchuffes dem Bundestage 
die Pflicht auf, diefem dringenden Verlangen ohne Beitverluft den Le 
galen Anhaltspunkt zu geben. Diefer Anhaltspunkt ıfl 
aber nur der Bundestag felbft, als das gemeinfhaftliche 
Zentral- Organ aller deutfhen Regierungen, und es wird 
fih mithin nur darum handeln, dieß auszufpreden. Der 
Ausihuß ſchlägt daher vor, folgende Bekanntmachung fofort der Pub⸗ 
Kizität zu übergeben; 
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nn Der deutfche Bundestag, al8 das gefeglihe Organ der 
nationalen und politifchen Einheit Deutfchlands, wendet fich ver- 
trauensvoll an die deutfchen Regierungen und das dentfche Volk. 

„nBerfaffungsmäßig berufen, für die Erhaltung der innern und 
äußern Sicherheit Deutfchlands zu forgen, fpridht der Bundestag 
jeine Ueberzeugung dahin aus, daß beide nur ungefährdet bleiben fünnen, 
wenn in allen deutfchen Landen das einmüthigfte JZufammenmwir- 
fen der Regierungen und Völker und die inmigfte Eintracht 
unter allen beutfhen Stämmen mit gewiffenhafter Treue erhalten werden. 

„„Nur auf diefer Eintracht und diefem Zuſammenwirken beruht die 
Macht und die Unverleglichkeit Deutſchlands nad) Außen und die Auf⸗ 
rehterhaltung der gefeglihen Ordnung und Ruhe, fowie 
die Sicherheit der Perſonen und des Eigenthums im 
Innern. Die Gefhichte Deutſchlands gibt die Belege hierzu, fowie die 
bittern Lehren über die traurigen Folgen, wenn Zwietraht zwiſchen 
den Regierungen und Bölfern und den einzelnen Stämmen 
die Kräfte der deutfchen Nation zerfplittert und ſchwächt und ihr In— 
neres zerreißt. 

„„Mögen diefe theuer erfauften Erfahrungen in der bewegten ©e- 
genwart unvergeßlich fein und während der ftürmifchen Zukunft benutzt 
werden, die möglicherweife Deutfchland nicht fern fteht. 


„„Der deutfhe Bundesftant fordert daher alle Deutfchen, 
denen das Wohl Deutfchlands am Herzen liegt, — und andere Deutfche 
gibt e8 niht — im Namen des gefammten Baterlands drin- 
gend auf, e8 möge ein Jeder in feinem Kreife nad, Kräften dahin wir- 
fen, daß dieſe Eintracht erhalten und die gefeglide Ord— 
nung nirgends verlegt werde. 

„„Der Bundestag wird von feinem Standpunkte aus 
(sic!) Alles aufbieten, um gleich eifiig für die Sicherheit Deutfchlands 
nad) Außen, fowie für die Förderung der nationalen Intereffen 
und des nationalen Lebens im Innern zu forgen. 


„„Deutſchland wird und muß anf die Stufe gehoben werden, bie 
ihm unter ben Nationen Europas gebührt, aber nur ber Weg der Ein- 
trat, des gefeglihen Wortfchritts und ber einheitligen 
Entwidelung führt dahin. 

„„Die Bundesverfammlung vertraut mit voller Zuverficht auf ben 
in den fehwierigften Zeiten ftet® bewährten geſetzlichen Sinn, auf 
die alte Treue und bie reife Einficht des deutſchen Volks.“ 
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Borftehende Proflamation an das deutiche Bolt — von der, bei- 
läufig gejagt, Bismard für die Thronrede, womit er feinen König im 
Frühjahr 1867 das fogenannte norbdeutfche Parlament eröffnen ließ, 
einige Stellen benutt hat — ift in mehr denn einer Hinſicht beachtens⸗ 
werth. Zunächſt muß es einigermaßen überrafchen, daß der Bundestag, 
nachdem erfich, beinahe ein Bierteljahrhundertlang, in undurchdringliches 
Dunkel gehüllt hatte, mit dem Betreten der Deffentlichkeit fein Glüd 
machen zu können glaubte. Sodann ift die Schlauheit nicht zu verfen- 
nen, womit er die Einheits-Idee aufgriff, um vermittelt derfelben 
die freiheitlihen Beftrebungen zurüdzuhalten und unfchädlich zu ma- 
hen. Diefen Zwed hoffte er zu erreichen, wenn er das deutiche Volk 
bei deflen fchwachen Seiten anfaßte. Er wandte fi) daher an das 
deutfche Gemüth, indem er das Nationalthum betonte, trieb die be- 
jhränften Unterthanen durch Vorſpiegelung von theils unbeftimmten, 
theild namhaft gemachten Gefahren in die Enge, warnte mit den Leh— 
ren der Gefchichte, berief fich auf die reife Einfiht der unter Jahrhun⸗ 
derte langer Bevormundung Gehaltenen, rühmte die alte Treue und den 
gefeglichen Sinn, und fuchte felbft dem Gedanken der Einheit durch die 
Empfehlung bes gefetlichen Fortfchritts und ber ruhigen Entwidelung 
die Spitze abzubrechen. Beſonders aber war e8 ein Meifterftüd, daß er 
den Tonfufen deutfchen Politifern den Namen „Bundesftaat“ hin— 
warf; denn an dieſem marflofen und harten Knochen follte fich die Ein- 
heitSbewegung die Zähne ausbeißen. Zugleich verftand der Bundestag 
den bittern Kern feiner Proflamation in ſchmackhafte Ausdrüde einzu- 
büllen und den eigentlichen Zweck mit patriotifcher Gefinnung zu um= 
wideln. Leider gibt uns das betreffende Bundes-Protofoll nicht an, 
welche heiteren Bemerkungen im vertraulichen Kreife die gewiegten Po- 
litiker der Eſchenheimer Gaſſe über ihre Proflamation gemacht haben. So- 
wie die Einheit von der Freiheit getrennt wurde, ebenfo ward und blieb 
das Politiſche vom Nationalen, welch’ leßteres vom erfteren doch immer 
nur eine zufällige Zugabe fein follte, gefchieden, und beide liefen als 
felbftändige Faktoren neben einander ber. 

Nach einer folhen Bergangenheit, wie fie der Bundestag hatte, ge- 
hörte in der That eine ftarfe Portion Tiebenswürdiger Dreiftigfeit dazu, 
um jest in diefer fturmbewegten Zeit mit einer patriotifchen Proklama⸗ 
tion vor die Nation zu treten und von ihr zu verlangen, daß fie ihn 
als da8 gefegliche Organ der deutfchen Einheit anerfennee Mean hätte 
glauben follen, der Bundestag würde froh fein, wenn fic) nicht die df- 
fentlide Aufmerkſamkeit auf ihn lenkte, und er im Stillen, wie bisher, 
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feine reaftionären Pläne fchmieben und in’8 Wert fegen könnte; allein 
er kannte die bürgerliche deutfch-nationale Partei zu gut, als daß er ge- 
wärtigt hätte, bei dem erften Mudjen auf» und davongejagt zu werden. 
Nichtsdeftoweniger befchlich ihn in den erften Märztagen, weil ihm fein 
diplomatifches Gewiffen fagte, was er bei der Demofratie verdient hatte, 
einige Angft; weßhalb er am 6. März jowohl dem Senate der freien 
Stadt Frankfurt für die Sorgfalt, womit diefer in den letzten Tagen 
die Erhaltung der Ruhe und Ordnung bewirkt habe, auf Antrag des 
Borfitenden feinen Dank, wie auch der Bürgerfchaft die „allgemeinfte“ 
Anerkennung wegen ihres „loyalen, Träftigen und muthvollen Beneh⸗ 
mens“ auszudrücken Urfache zu haben glaubte. 

Dem Bundestage war ed darum zu thun, nicht nur bie Regierungen 
in der eingetretenen fehwierigen Konftellation zu berathen, fondern auch 
fi) fortwährend in der oberften Leitung der politifchen Angelegenheiten 
Deutfchlands zu behaupten. Um diefes Ziel zu erreichen, verfchmähte er 
e8 nicht, einige unbedeutende, unweſentliche Zugeftändniffe zu machen 
und fi) dadurd) mit feinen feitherigen Verhalten in offenen Widerfpruch 
zu fegen. Hierher gehört die Adoptirung 'der deutfchen Yarben, welche 
er an den Burfchenjchaftlern grimmig verfolgt hatte. 

Der politifche Ausſchuß des Bundestages war zufammengefett aus 
den Geſandten Preußens, Baierns, Sachſens, Badens und Dänemarks. 
Als Stellvertreter war der Geſandte der fächfifchen Häufer auserforen. Weil 
aber diefer Ausſchuß jetzt alle Hände voll zu thun hatte, ward er ver- 
ftärkt durch den hannoverifchen und den großherzoglich-herzoglich-fächfifchen 
Sefandten. In der 16. Situng vom 9. März trug nun im Namen des 
befagten Ausfchuffes der königlich preußische Gefandte Hinfichtlich der 
nationalen Symbole Folgendes vor: 

„Der Ausfhuß, von der Ueberzeugung ausgehend, daß die Kraft 
Deutfchlands wefentlich auf dem Bewußtſein feiner Einheit beruht, die⸗ 
ſes Bewußtſein aber, damit e8 der Nation lebendig und Mar vorfchmwebe, 
äußerer Symbole bedarf, glaubt die wiederholt ſchon in Anregung ge- 
brachte Frage wegen eines Bundeswappens und wegen Bundesfarben 
dermalen zur Löfung bringen zu follen. Der Ausſchuß ift der entſchie⸗ 
denen Anficht, daß zum Bundeswappen ſich am Beften dasjenige Em- 
blem eignet, welches fchon im Jahre 1846 zur Bezeichnung der Geſchütz⸗ 
töhre und übrigen Gegenftänbe der Artillerie - Dotation der beiden Fe⸗ 
ftungen Ulm und Raftatt verwendet worden if: — der alte beutfche 
Reichsadler mit der Umfchrift: Dentfcher Bund — da e8 Fein anderes 
geichichtliches Symbol der taufendjährigen Einheit der verſchiedenen 
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deutfchen Stämme gibt. — — Ebenſo werden die Bundesfarben der 
deutfchen Vorzeit zu entnehmen fein, wo das deutjche Reichspanier ſchwarz, 
roth und golden war. Der Ausfchuß trägt daher darauf an — unbe 
ſchadet der einzelnen Landbesfarben und Wappen (sic!) 
— jenes Emblem zum Bundeswappen und diefe Farben zu den Bun 
desfarben zu erklären. Der Ausſchuß wird unverzüglich weitere Anträge 
ftellen, wo und in welcher Weile das Wappen und die Farben anzu- 
bringen find.“ 

Nachdem der niederländifche Gefandte den Vorbehalt zu einer wei- 
teren Erklärung feiner Regierung eingelegt hatte, wurde auf die nochma⸗ 
lige Empfehlung des preußijchen Gefandten in der 21. Sigung vom 20. 
März der Beichluß gefaßt: 

1) Das Bundeswappen und die Bundesfarben werden fofort in den 
Bundesfeftungen angebracht, und ift die Bundes-Militär-Kommiffion mit 
der unmittelbaren Ausführung diefes Befchluffes beauftragt; 

2) das durd) die Bundeskriegsverfaflung (8.36) für den Fall ei- 
ned Bundeskriegs vorgefchriebene gemeinfchaftliche Erkennungszeichen al- 
ler Bundestruppen ift diefen Emblemen zu entnehmen; 

3) die Siegel der Bundesbehörde haben das Bundeswappen zu 
führen; 

4)der Milttär-Kommifjion und der BundeskanzleisDirektion ift Vor: 
ftehendes zur Nachachtung mitzutheilen. 

Auf dem Bundes-Palaſte der Ejchenheimergaffe i in Frankfurt flatterten 
ſchon binnen Kurzen mit den ſchwarz⸗roth-goldenen Farben zwei präd)- 
tige Fahnen, die 253 Gulden 42 Kreuzer koſteten. 

Gleich dem Bundes-Ralafte wurden aud die YBunbdesfeftungen mit 
dergleichen Schmud verjehen. So 3. B. wurde in Landau der Doppel- 
abler angebracht an dem Gouvernements⸗ und KommandatursGebäube, 
ferner an den Thoren und fonftigen Gebäuden ber Feftung — in paf- 
fender Größe, während mit den Bundesfarben die Barrieren, Schilder: 
häuſer, die Laffetten und das übrige Artillerie - Material angeftrichen 
wurde. 

Indeß wollte man die nationale Bewegung nicht allein mit dem 
kindiſchen Spiele deutſcher Farben beſchäftigen, ſondern man dachte, wie 
weiterhin erſichtlich werden wird, auch ernſtlich an den Fall, daß es 
nöthig werden würde, die innere Aufregung durch den Aderlaß eines 
äußern Krieges abzuſchwächen. Für dieſen Fall waren allerdings bie 
deutjchen Farben und der Reichsdoppeladler jehr nügliche Erkennungs⸗ 
zeichen. Zudem geftattete der Bundestag durch den Farbenbeſchluß nur, 
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was er wicht mehr hindern konnte. Sowohl ber hieranf bezügliche 
Bortrag, als auch der betreffende Beſchluß felbft wurden alsbald vers 
mittelft der in Frankfurt ericheinenden Zeitungen durch den Bundes⸗ 
tag veröffentlicht. 

Ein anderes nicht mehr vermeidbares Zugeſtändniß war die Auf- 
hebung der Zenfur. 

Weil über diefen Schritt des Bundestags noch viele falfche Bor: 
ftiellungen herrschen, foll hier gezeigt werden, woher es kam, daß an bie 
Stelle der Zenjur nicht die Preßfreiheit, wie gewöhnlich irrig 
angenommen wird, fondern die „Jenfur- Freiheit” gefeßt wurde. 

Die Bundes - Alte verjprady den Deutfchen im Artikel 18, lit. d: 

„die Abfaffung gleichförmiger Verfügungen über die Freiheit der 
Preſſe und über die Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und 
Berleger.“ 

Diefe Zufage war vorlöufig mit der Einführung der Zenfur gelöft 
worden. Letztere entfprach jedod) den veränderten Berhältniffen nicht 
mehr. Die deutfchen Regierungen fahen dieß vor ben Märztagen ein. 
So äußerte 3 B. der bairifche Gefandte bereit® im Januar in der 
Bundesverfammlung : 

„Als Erfüllung diefer Zuficherung (der Bundes-Alte) kann offen- 
bar eine im Jahre 1819 als tranfitorifch eingeführte und im Jahre 1824 
mit demfelben proviforifchen Charakter fortgefette Anordnung nicht gel⸗ 
ten, welche den einzelnen Bundesſtaaten die abjoluteite Prävention als 
pofitive Norm darbietet. Auch Hat die politifche Tages⸗-Literatur in 
Teutfchland unter der veralteten Herrfchaft jener Anordnungen einen 
Charakter angenommen , welcher weit bedenklicher erfcheint, als felbft die 
allerausgedehntefte Freiheit, indem häufig volle Zügellofigkeit ohne jenes 
Gegengewicht hHervortritt, welches eine ausgebildete würdige Prefle der 
unwürdigen entgegenftellt.“ 

Doch nicht die bairifche, fondern die fächfifche und preußiſche Re⸗ 
gierung ergriffen die Initiative für Abfchaffung der Zenfur. 

Die beiden letzteren meinten dem Preßunfuge wirffamer fteuern zu 
fönnen, wenn anftatt des bisherigen Präventiv - Syfteins ein gut ausges 
arbeitetes Meprefliv » Syftem eingeführt würde. Auf Anregen diefer Re- 
gierungen waren unterm 9. September 1847 bie Bundesregierungen um 
Beantwortung folgender Fragen erfucht worden: 

1) Sol das Bundespreßgejeb vom 20. September 1819 im Sinne 
der zur Erzielung einer gleichförmigen Anwendung deſſelben gegebenen 
Andeutungen ergänzt und vervollftändigt werden ? 
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2) Soll an die Stelle des erwähnten Geſetzes, zur Löſung der 
durch den Artikel 18 der Bundes-Akte der Bundesverfammlung vorbe- 
baltenen Aufgabe, das neue Prengefeg dem Präventiv- oder dem Repreffiv- 
Syſtem angehören, oder fol das fünftige Preßgefeg des Bundes durd) 
eine zwedmäßige Verbindung und gegenfeitige Ergänzung von Präventiv- 
und Reprefiiv-Maßregeln gebildet werden ? 

3) Sollen die von Preußen und Sachſen gemachten Borfchläge, 
und insbefondere der Paragraph 1 de8 von Preußen vorgelegten Be⸗ 
fhlußentwurfs, zur Grundlage der weitern Regulirung der Preßgeſetz⸗ 
gebung gemacht werden ? 

Die beiden erften Paragraphen des in der 28. Situng des Jahres 
1847 von Preußen vorgelegten Entwurfs beftimntten: 

8. 1. Jedem deutfchen Bundesftaate wird freigeftellt, die Zenſur 
aufzuheben und Preßfreiheit einzuführen. 

$. 2. Dieß darf jedoch nur unter Garantien gefchehen, welche bie 
andern deutfchen Bundesftaaten und den ganzen Bund gegen den Miß- 
brauch der Preffreiheit möglichft ficher ftellen. 

Indem die baterifche Regierung fich diefe beiden Paragraphen an- 
eignete, ſchlug fie anftatt der übrigen Paragraphen des preußifchen Ent- 
wurfs, um den durch Artikel 2 der Wiener Schluß - Alte geforderten 
Oarantien zu genügen, einen Zuſatz vor, worin es hieß: 

„Zu diefem Ende vereinigen fich ſämmtliche Bundesregierungen zu 
dem Beichluffe, des in ihren Staaten verfaffungs- oder gefegmäßig be- 
ftehenden Zenſurrechts fich nur infofern zu begeben, als in dem zu erlaffen- 
den Geſetze landesverfafjungsmäßig, alfo rechtsverbindlich feftgefetst wird: 

1) ein Syftem durchaus erlledliher Kautionen und verantwortlicher 
Redakteure ; 

2) abfolnte Nichtzulaffung von Behauptungen, welde die Grund- 
lagen der fozialen Ordnung und des chriftlichen Staats in Frage ftellen ; 

3) gleiche Beftrafung der Angriffe auf die Sicherheit des Bundes 
und feiner Berfaflung, dann auf die Sicherheit und die Berfaflung der 
einzelnen Bundesftaaten mit den Angriffen auf die Sicherheit und Ber- 
faffung des eigenen Landes; dann der Angriffe und Ehrfurchtsverlegungen 
gegen die Bundesregenten mit den Angriffen und Ehrfurchtsverlegungen 
gegen ben eigenen Landesherrn.“ 

Dergeftalt ftand es um die Einführung der Zenfur =» Freiheit vor 
den Märztagen. Bei dem langfamen Gange, mit weldhem faft alle Bundes- 
tagsangelegenheiten behaftet waren, gefchah e8, daß bis zum 29. Feb⸗ 
urar 1848 auf die obigen Tragen nur Antworten von Preußen und 
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Baiern einliefen. Indeß äußerte fi) auch der Vertreter der beiden Med- 
lenburg am lettgenannten Tage der Abfchaffung der Zenfur nicht 
gerade ungünftig. 

„Immer find jedody,” fagte er, „Ihre Föniglichen Hoheiten von ber 
Ueberzeugung durchdrungen, daß bei den zu ergreifenden Maßregeln, in 
dem einen wie in dem andern alle, da8 Prinzip der Einheit nicht 
verlaflen und die Durchführung derfelben in den einzelnen Bundesftaaten 
nach möglichft gleichförmigen Grundfägen durch die Bundesgefeßgebung 
ſelbſt thunlichjt gefichert werde.” — 

Mag die deutſche Einheit präventiv oder repreſſiv beftehen; immer- 
bin bleibt diefe Art Einheit die Einheit der Despotie! Was das 
Jahr 1848 verlangte, war — wenn auch noch ziemlich unbeſtimmt — 
jedenfalls die Einheit ber Freiheit! 

Lenau hat einft gejungen: 

Mit ihrem heil’gen Wetterichlage, 
Mit Unerbittlichleit, vollbringt 

Die Noth an einem großen Tage, 
Was nur Jahrhunderten gelingt. 

Db der Noth, die ihm auf den Leib rüdte, mußte aud) der Bun- 
destag fich raſch zur Abſchaffung der Zenfur entfchließen. Würtemberg 
und Baden, beide in harter Bedrängniß, erflärten, daß bei ihnen die 
Zenfur unhaltbar geworden fei. „Wenn daher bie großherzogliche Re⸗ 
gierung,“ fagte der babdifche Gefandte in der Sigung vom 1. März, 
„bei einer wohl kaum zu vermeidenden Verzögerung der Berathungen 
in der Bundesverſammlung, früher in den Fall kommen follte, den drin- 
genden Anträgen ihrer Stände durch proviforifche Anordnungen 
binfichtlic) der Preffe, vorbehaltlich der zu erwartenden Bun—⸗ 
desbefchlüffe, entgegenzulommen, fo dürfte die hohe Bundesver- 
fammlung unter den dargelegten Verhältniffen darin nit 
fowohl eine Bernadhläffigung der Bundespfliht, als 
vielmehr die Erfüllung einer ihrer größten Pflichten 
gegen dendeutfhenBund von Seitendergroßherzoglidhen 
Regierung erkennen, inden fie, durch Befriedigung eines länger 
niht mehr abweisbaren Bedürfnifjes in ihrem Lande, den höhern 
und legten Zweden des Bundes am Beſten zu genügen 
im Stande ift.“ 

Nicht minder verftänblich ſprach ſich um die nämliche Zeit die groß- 
herzoglich Hefiifche Regierung für Abfchaffung der Zenfur zu Gunften 
einer „Eräftigen Repreffin-Gefeggebung“ aus. Gleich den beiden 

Deder, Reaktion, 11 
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Medlenburg legte fie auf die deutfche Einheit Gewicht, da fie es würde 
aufs Aeußerſte beflagen müfjen, wenn wirklich nicht eine und dieſelbe 
Preßgefeggebung für alle Bundesftanten adoptirt werden follte. Hierfür 
führte fie folgenden wichtigen Grund an: „Der Bund fann die deutfche 
Prefie, welche ihre Wirkungen überall ausübt, "wo die deutfche Sprache 
herrfcht, nicht einer ungewiſſen und ungleichen Behandlung durd) die 
Tartifular-Gefeßgebungen überlaffen. Geſchähe diefes, fo würden die 
Gefahren der böswilligen, überall Umfturz fuhenden 
Prefje nirgends aufhören.“ 

Auf „unmittelbare allerhöchfte" Entfchliegung, laut Nr. 10 des groß- 
herzogl. badifchen Regierungsblatt8 vom 1. März 1848, wurbe in Baden, 
bis zur Erledigung diefer Sache durd; die Bundesverfammlung, propi- 
forifc das Preßgefeg vom 28. Dezember 1831, welches feiner Zeit 
der bundesjtaatlihen, beziehentlich deutfch-einheitlichen Reaktion erlegen 
war, wieder in Wirkſamkeit gefegt. Nach der nämlichen allerhöchſten un- 
mittelbaren Entſchließung fand „hinſichtlich der mittelft der Preffe ver- 
übten Berbrechen“ das im Yahre 1845 mit den badifchen. Ständen ver- 
einbarte Strafgefegbucd,) Anwendung. 

Ebenfo fand ſich die würtembergifche Regierung bewogen, durch 
eine Verordnung vom gleichen Tage (1. März), auf folange, bis ein die 
Berhältnifje der Prefje regelnder Bundesbeſchluß gefaßt fein würde, unter 
„einftweiliger Befeitigung der Zenfur“ die Beitimmungen des 
würtembergifchen Vreßgefeßes vom 30. Januar 1817, um die einfchlägige 
Zufiherung von 8. 28 der Berfafjungsurfunde zu erfüllen, wieder in 
Kraft treten zu laflen. 

In Folge diefer Vorgänge, deren Wiederholung in andern Bundes- 
ftaaten der Bundestag vorausfah, legte fich der Preßgefeggebungs - Aus- 
fhuß die Frage vor, was unter fo bewandten Umftänden zu thun fei, 
um die Einheit der Preßgefepgebung des Bundes aufrecht. zu erhalten. 
Er erblidte Hierzu fein anderes Mittel,. als nad) Nummer 3 der vor⸗ 
gedachten Borfragen die 88. 1 und 2 des von Preußen vorgelegten Ent- 
wurfs eines Bundespreßgeſetzes, weil für deren Annahme ſich ſchon 
mehrere Bunbesmitglieder ausgeſprochen hatten, auf der Stelle zum Bun- 
desbefchluß zu erheben und diefelben zu verfündigen, dagegen die nähere 
Bezeichnung und Feftftellung der „dem Bunde zu gewährenden Garantien“ 
einer fpätern Zeit vorzubehalten. In der 12. Sigung vom 3. März 
ftellte darum der Ausſchuß den Antrag: 

„Hohe Bundesverfammlung wolle bejchließen: 
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1) Jedem deutſchen Bundesftaate wird freigeftellt, die Zenfur 
aufzuheben und die Preßfreiheit einzuführen; 

2) dieß darf jedoch nur unter Garantien gefchehen, welche die andern 
deutſchen Bundesftaaten und den ganzen Bund gegen den Mißbrauch 
der Preßfreiheit möglichft ficher ſtellen; 

3) vorftehende Beitimmungen find fofort öffentlich zu verkündigen.“ 

Bei der Abftimmung erflärten fi) mit vorftehendem Antrage die 
meiften Gefandten einverftanden, wobei jedod) die Borausfegung ausge- 
fprochen wurde, daß die Kompetenz des Bundes hinfichtlich der Feftfegung 
der Garantien ausdrüdlich vorbehalten bleibe. Nicht für den Antrag 
ftimmten Oefterreih, Hannover und Kurheflen. Insbeſondere bemerkte 
der hannoverifche Gejandte, daß er, zur Zeit noch ohne Yuftruttion, fi 
abzuftimmen außer Stande fehe und, im Hinblid auf den Artikel 65 ber 
Wiener Schluß-Alte vom 15. Mai 1820, zu dem Beichluffe mitzuwirken, 
vielmehr feiner allerhöchſten Regierung Erklärung vorbehalte. 

Indeſſen hielt e8 die preußifche Regierung für fehr gefährlich, wenn 
die einzelnen deutfchen Staaten Hinfichtlicd) der Einführung der Zenfur- 
Freiheit einige Zeit fich felber überlafien blieben. Deun gerade in den 
Beftimmungen, welche gegen die Freiheit der Preſſe ihr nöthig fchienen, 
war nach ihrem Dafürhalten die deutfche Einheit kein leerer Schall, 
jondern mit tief greifenden und weit reichenden Folgen verknüpft. Sie 
fimmte hierin mit der Anfiht, welche in der Bundesverfammlung bie 
großherzoglich heflifche und die beiden medlenburgifchen Regierungen 
ausgefprochen Hatten, vollftändig überein. Weil aber die Regelung der 
in Frage ftehenden Preß-Garantien eine zu lange Ausdehnung erfordert 
hätte, hätte der Bundestag fie zu Stande bringen follen, fo nahm 
Preußen die Sache der deutfchen Einheit unverzüglich felbft in die Hand 
und ftellte fi) an die Spite der Reaktion, indem e8 zur Vermeidung 
jedes Zeitverlufts direft den Regierungen das Mufter eines Preßgefeges 
zur Nachachtung mittheilte. Hierdurch wurde, wenn die fänmtlichen deut- 
ihen Kabinette an den Maßregeln des preußifchen Muſters, gegenüber 
dem demofratifchen Verlangen nach Preffreiheit, feithielten und in den 
Einzelländern die Beftimmungen defjelben in die neuen Preßgeſetze einzu- 
ſchwärzen vermochten, die fo nothwendig erachtete glüdliche Webereinftim- 
mung allerorts erzielt. Der preußifche Entwurf, welcher den ſämmtlichen 
beutfchen Preßgejegen aus ben Jahren 1848 und 1849 folglich mehr 
oder weniger zu Grunde liegt, lautete fo: *) 





*) ©. Beilage zu $. 143 des Protokolle der 18. Sitzung der deutjchen Bun— 
deöverfammlung vom 13. März 1848. qm 
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„Grundzüge zu dem Entwurfe eines Bundesbeidhiuffes über Die Prefie. 


1. 

Jedem Bundesftaate wird freigeftellt, die Zenfur aufzuheben und 

Zenfur - Freiheit (sie!) einzuführen. 
2. 

Jeder Bundesftaat ift verpflichtet, Garantien zu gewähren, welche 
die übrigen deutfchen Bundesftaaten, und den Bund, als folden, 
(sie!) gegen den Mißbrauch der Preffe möglichft ficher ftellen. 

3. 

Diefe Garantien find fowohl gegen Drudichriften, als gegen alle 
mittelft mechanischer Mittel, wie Steindrud, Kupferdrud, Kupferftich, 
Holzfchnitt, oder fonft vervielfältigten Schriften und Bildwerke zu gewähren. 

4. 

Jene Garantien find theils folche, die in allen Bundesftaaten 
ohne Unterfchied, theil® folche, welche allein in denjenigen Staaten zu 
gewähren find, welde, von dem in Nr. 1 verliehenen Rechte Gebraud) 
machend, Zenfur- Freiheit (sie!) einführen. 


Allgemeine Beitimmungen. 
5. 

Nur konzeffionirte Buchdrudereien und andere Anftalten zur Berpiel- 
fältigung von Schriften und Bildwerfen, Buch- und Kunfthandlungen, 
Leih-Bibliothefen und Leſe-Kabinette find zu dulden, unkonzeſſionirte aber 
aufzuheben, und deren Inhaber zu beſtrafen. 


6. 

In wie weit dieſe Beſtimmung wegen Konzeſſionen zu dem Gewerbe 
auf die bereits beſtehenden Gewerbe anzuwenden ſind, bleibt zwar 
der Anordnung jedes einzelnen Bundesſtaats überlaſſen, für die nad 
Publifation des Bundesbeſchluſſes entftehenden ift diefelbe aber unbe- 


dingt maßgebend. 
7. 


Die Herausgabe von Zeitungen und andern periodifc erfcheinenden 
Schriften ift 

a) nur nad) bergangiger Konzeſſion zuläſſig, und es iſt die Konzeſſion 
an die Perſon des Inhabers gebunden; 

b) die Konzeſſion darf nur auf Grund eines Proſpektus ertheilt 
werden, welcher den Umfang des Blattes, die darin zu beſprechenden 
Gegenſtände, und die Perioden, in denen es erſcheinen ſoll, bezeichnet; 
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c) jedes Blatt muß einen verantwortlichen Redakteur haben, ber 
jedoch mit Genehmigung der betreffenden Behörbe auch in der Berfon 
des Konzefiions-Inhabers beftellt werden Tann ; 

d) auf jeder Nummer des Blattes muß der Name des verantwort- 
lihen Redakteurs angegeben fein; 

e) alle Blätter, welche ohne vorgängige Konzeflion, oder ohne vor- 
berige Beftellung eines verantwortlichen Redakteurs erfcheinen, find zu 
unterdrüden und die Herausgeber zu beftrafen. 

f) ft gegen den verantwortlichen Redakteur eine Freiheitsſtrafe er- 
fannt worden, fo muß vor dem Antritt und für die Dauer derfelben 
ein anderer verantwortlicher Redakteur beftellt werden, widrigenfalld das 
Blatt während der Dauer der Freiheitsftrafe fufpendirt wird. 

g) Ieder Herausgeber einer Zeitung oder eines andern periodifch 
erfcheinenden Blattes ift verpflichtet, Entgegnungen, zu welchen fich die 
betheiligte Staatsbehörde veranlakt findet, Koftenfrei in die nächfte Num⸗ 
mer des Blattes aufzunehmen, und den Entgegnungen den Platz anzu⸗ 
weifen, den bie Behörde verlangt. 

Auch Privat-Perfonen, welche in dem Blatte angegriffen find, haben 
das Recht, die Aufnahme einer Entgegnung Foftenfrei in der nädhften 
Nummer des Blattes zu verlangen. 

Meberfteigt der Umfang der Entgeguung das Doppelte des betreffen- 
den Artikels, fo find für das Mehr in beiden Fällen Infertions-Koften 
zu bezahlen, 


8. 

Das Recht zu dem Gewerbebetrieb eines Buchdruders, Buchhändlers 
u. f. w. — Nummer 5 — fo wie das Recht zur Herausgabe periodifcher 
Schriften, dafjelbe mag auf ausdrüdlicher Konzeffion beruhen oder nicht, 
kann, wenn der Berechtigte ſich einer Uebertretung der in diefem Bundes- 
befchluffe zur Verhütung des Mißbrauchs der Prefie gegebenen Bor- 
Ichriften fehuldig macht, nad) vorangegangener Verwarnung (sic!) 
zur Strafe entzogen werden. 


9, 
Die Entziehung muß aber jederzeit erfolgen, wenn der Berechtigte 
fi, vorangegangener Verwarnung ungeachtet, einer dreimaligen Leber- 
tretung ſchuldig gemacht Hat. 


Konzeflionen dürfen gar nicht ertheilt werden an Perfonen, weldje 
in einen Bundesftante innerhalb der legten zwei Jahre wegen Preß- 
vergehen, ober innerhalb der Ieten fünf Jahre wegen Preßver— 
breden beftraft worden find. 


---. — — a en on 


— 16 — 


11. 

Der Redakteur und Konzefjions » Inhaber eines Blattes, fowie der 
Druder und Berleger einer nicht periodifch erjcheinenden Schrift, find 
verpflichtet, auf Verlangen ber betheiligten Behörde den Einfender eines 
Artikels, oder Berfaffer der Schrift namhaft zu machen, und müflen 
dazu im Weigerungefalle duch Strafmaßregeln angehalten werden. 

12. 

Die Beftimmung der auf Preßvergehen anzudrohenden Strafen, 
d. 5. Strafen für die Uebertretung ſolcher Borfchriften, welche zur Ber- 
hütung des Mißbrauchs der Preſſe gegeben find, fowie die Art ihrer 
Berfolgung, bleibt zwar den einzelnen Bundesftaaten überlaflen: überall 
fol jedoch gegen Berfügungen und Entfcheidungen der Verwaltungs- 
behörben in Preßſachen den Betheiligten die Berufung an eine aus ridj- 
terlichen und Berwaltungsbeamten in gleicher Zahl zuſammengeſetzte Be⸗ 
hörde zuſtehen. 

13. 

Die Beſtrafung der mittelſt der Preſſe begangenen Verbrechen 

verbleibt den ordentlichen Gerichten nach den beſtehenden Landesgeſetzen 


14. 

Die Unterſuchung wegen Preßvergehen und Preßverbrechen muß 
überall nach der Form des Anklage-Prozeſſes ftattfinden. 

Den Regierungen fteht jedoch frei, dabei aus Gründen des öffent- 
lichen Wohles die Deffentlichkeit der Verhandlungen auszufchliegen. 

15. 

In allen Bundesftaaten müſſen gleichmäßig, Urheber und ſämmt— 
fihe Theilnehmer treffende Strafen für folgende Verbrechen angebroht 
werden: 

a) Läſterung Gottes, oder Herabwürdigung einer der chriftlichen 
Kirchen, oder einer geduldeten Religions-Geſellſchaft durch Schmähungen, 
oder Berfpottung ihrer Lehren, Einrichtungen, Gebräuche, oder der Ges 
genftände ihrer Verehrung; 

b) Aufforderung, fei e8 unmittelbar oder mittelbar, durd) Rath oder 
fonftige Aufreizung, unter Berlegung der beftehenden Gejete, die Ber- 
faffung oder die Geſetze des deutfchen Bundes, oder eined der 
Bundesftaaten, auf einem andern, als zu deren Aufhebung 
oder Aenderung geſetzlich vorgefchhriebenen Wege aufzube- 
ben, oder zu ändern, oder gegen diefelben ſich aufzulehnen; 

c) Herabwürdigung des deutjchen Bundes oder eines Bundesftaats 
durh Schmähung, Berfpottung oder Berläumdung ihrer Berfafjung, Ge⸗ 
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ſetze, Staatseinrichtungen, Regierungs- und BVBerwaltungsmaßregeln der 
Behörden; 

d) Berunglimpfung eine zum deutfchen Bunde gehörenden Regen- 
ten, oder der Mitglieder feiner Yamilie; 

e) Beleidigung eines mit dem beutfchen Bunde im anerfannten 
völferrechtlichen Verkehr ftehenden auswärtigen Regenten, fowie Schmähung 
der mit dem deutſchen Bunde in freundfchaftlicher Verbindung ftehenden 
Regierungen; 

f) Beleidigung eines der bei dem beutfchen Bunde, ober bei einem 
der Bundesſtaaten beglaubigten Gefandten; 

g) foldhe Angriffe auf die in dem Eigenthum und der Familie be- 
ruhenden Grundlagen der gefellfchaftlihen Zuftände, welche nad) In— 
balt und Form das Gebiet wiffenfchaftlicher Erörterung überfchreiten ; 

h) grobe Unfittlichleiten (sie! Sind bie feinen Unfittlichkeiten beffer 
und minder anftößig ?). 

Außerdem muß die Beichlagnahme und Bernichtung der in ben 
Privat-Befig noch nicht gelommenen Cremplare der verbrecherifchen 
Schriften, Abbildungen oder Darftellungen, fowie der dazu beftimmten 
Platten und Formen angeordnet, werden. 


16. 

Der Redakteur, wie der Herausgeber einer Schrift find ftets als 
Miturheber des darin enthaltenen Preßvergehens anzufehen, ebenſo der 
Berleger oder Druder, falls der Verleger nicht genannt ift und infofern 
fie. den Berfaffer in den deutjchen Bundesftanten nicht nachzuweiſen 


vermögen. - 
17. 


Im Mebrigen gelten Hinfichtlich der Triminellen Berantwortlichfeit 
des Druders und Berlegers rüdfichtlich der in einer Schrift enthaltenen 
Preßverbrechen die allgemeinen Rechtsgrundſätze, mit der Maßgabe, 
daß, wenn bei Vervielfältigung oder Verbreitung der betreffenden Schrift 
ein Preßvergehen konkurrirt, der Kontravenient die Vermuthung 
gegen fich Hat, den Inhalt gelannt zu haben. 


18. 

Gemeingefährlihe Preßerzeugniffe find zu jeder 
Zeit, auch wenn wegen ihrer Veröffentlichung Niemand. beftraft 
werben kann, zu unterbrüden, und bleiben den einzelnen Bun⸗ 
desftanten die Maßgaben, unter denen dergleichen Verbote in Ausführung 
zu bringen find, überlafien, 
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19. 

Gegen Vertriebsverbote und Beſchlagnahmen der Berwaltungsbehör- 
den findet die, Nummer 12 nachgelaffene Berufung ftatt und entfcheidet 
die dafelbft gedachte gemifchte Behörde auch über die Frage: ob und 
welche Entfchädigung den Betheiligten zu gewähren. 


20. 
Die Beftimmungen über die Zulaffung folder Schriften, welche 
außerhalb der deutjchen Bundesftaaten erfcheinen, bleiben den einzelnen 
Staaten überlafien. 


Befondere Beftimmungen für die Staaten mit Zenfur- Freiheit. 
21. 

In denjenigen Staaten, weldhe (8. 1) Zenfur- Freiheit ge 
währen, greifen außer vorftehenden, in allen Bundesftaaten ohne Un- 
terichied geltenden Beftimmungen, noch folgende befondere Einridhtun- 
gen Plaß: 

a) In Betreff der Zeitfchriften. ($. 7.) 

Bei Konzeflionirung von Zeitſchriften ift von den Inhabern der 
Konzeflion vor Eintritt der Wirkſamkeit derfelben eine Kaution, 
nah dem vom Ermeflen der Vehörden abhängenden Betrage 
von 200 bi8 10,000 Thalern zu beftellen. Bon diefer Kaution 
werden die von dem Konzeflionär, fowie die von dem verantwortlichen 
Redakteur zu erlegenden Geldftrafen, infofern fie binnen 14 Tagen nicht 
baar berichtigt werden, fofort baar entnommen, Zritt dadurch, oder in 
Tolge eines Arreft- Schlages auf die Kaution, oder einer Ueberweifung 
derfelben, eine Verminderung der als Kaution haftenden Summe ein, 
fo ift diefelbe binnen 14 Tagen zu ergänzen, nach deren Ablauf die Be- 
fugniß zur ferneren Herausgabe der Zeitſchrift aufhört. 

Ausgenommen von der Berpflidtung zur Kautions— 
Stellung find die von einer Staatsbehörde herausge- 
gebenen oder unter Aufficht einer foldhen erfheinenden 
Zeitſchriften, fowie diejenigen, welche rein wiflenfchaftlichen oder 
technifchen Inhalts find, 3. B. Iandwirthfchaftliche, medizinifche, muſika⸗ 
liſche Zeitichriften, forwie ſolche Journale, die in monatlichen Heften er- 
fheinen, jedoch nur in fo fern, als der Proſpekt der Zeitfchrift das rein 
wiffenfchaftliche oder technifche Gebiet nicht überfchreitet und genau 
inne gehalten wird. 


b) In Betreff aller andern Preßerzeugnifle außer Zeitfchriften. 
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Den Drudern ift bei Bermeidung empfindlicher Geld⸗ und 
Vreiheitöftrafen, fowie für den zweiten Rüdfall bei Bermeidung der Un- 
terfagung des Gewerbebetriebe, bundesgefeglih die Berpflihtung 
aufzuerlegen, fofort nad beendigtem Drucke und jedenfalls 
dor Ablieferung eines Eremplars eines Preßerzeugnifies, welches nicht in 
einer konzeſſionirten Zeitfchrift befteht, an irgend Iemand, ein Eremplar 
der Behörde vorzulegen, und eine Ablieferung und PVeröffent- 
lichung der Auflage, deren Stärke fie jedes Mal genau an 
zugeben haben, bis die Behörde diefelbe entweder ausdrüdlich oder 
durch Unterlafjung eines Bertrieböverbots fammt Beichlagnahme binnen 
einer gewiflen (etwa 24Aftündigen bis Ztägigen) Friſt freigegeben hat, 
nicht eintreten zu laſſen. Wegen diefer Betriebsverbote und Befchlagnahme 
der Berwaltungsbehörden treten die oben unter Nr. 19 aufgeftellten 
allgemeinen Beftimmungen ein. 

22. 

Die zur Ausgabe bei der Publilation diefes Bundesbeichluffes be- 
reit8 vorhandener Zeitfchriften berechtigten Perfonen haben innerhalb 
Tahresfrift nad) defien Publikation, und, im Fall fie während dieſes 
Zeitraums eines Preßvergehen® oder eines durch Drudichriften verübten 
gemeinen Berbredhens ſchuldig erflärt worden, binnen 14 Tagen nad) der 
Berurtheilung die nach diefem Befchluffe erforderliche Kaution zu be- 
fielen, wibrigenfall® die Zeitjchriften, für welche Kaution zu beftellen 
war, nicht ferner erjcheinen dürfen. 

23. 

Es bleibt übrigens jedem Bundesftaate, welcher Zenfurfreiheit ein- 
führt, überlafien, neben den nach Nr. 21 zu treffenden Präventiv-Maß- 
regeln andere, und namentlich) die von Preußen in Vorſchlag gebrachten, 
in Anwendung zu bringen, 

24. 

Damit es in den gefammten Bundesftaaten nit an 
der vor Allem nöthigen möglichſten Einheit (sic!) in der 
Behandlung der Angelegenheiten der Preffe fehlt, beftellt 
die Bundesverfammlung ein Syndilat. Den einzelnen Bundesftaaten 
bleiben aber die Einrichtungen überlaſſen, die fie entweder bei fich felbft 
oder in Vereinbarung mit andern Bundesregierungen zur Ausführung des 
Bundesbefchluffes im Sinne und innerhalb der Gränzen desfelben zur 
Erreihung des gemeinfamen Zweckes für gut finden werden. Dem Bun- 
des⸗Syndikate Liegt e8 ob, auf eine einheitliche Behandlung der 
Preßangelegenheiten in allen Bundesftaaten hinzuwirken; welche befonderen 
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Attribute aber demfelben beizulegen, bleibt noch der näheren Berathung 
beim Bundestage vorbehalten.“ 

— So beſchaffen war der preußiſche, den Regierungen direkt zuge- 
ſchickte Entwurf. Er ift Hier in feiner vollen Länge wiedergegeben wor- 
den, weil feine verhängnigvolle Bedeutung für den Ausgang der Bewe- 
gung des Jahres 1848 gar nicht hod) genug angefchlagen werden fanı. 
In der nämlichen Sigung, in welcher derfelbe dem Bundestage vorgelegt 
wurde, ftellte der Geſandte der großherzoglich und herzoglich fächfifchen 
Häufer im Namen des Herzogs von Meiningen den Antrag auf Erlaß 
eines vollftändigen und definitiven Reprefiin-Gefeßes, wobei e8 wohl auf 
den preußifchen Entwurf abgefehen war. Die Bundesverfammlung ſprach 
darauf die Erwartung aus, daß fie möglichft baldigen Aeußerungen ſämmt⸗ 
licher Regierungen über den von Preußen vorgelegten Beichlußentwurf 
entgegenfehe. Indeß gingen wenige einfchlägige Aenferungen beim Bun- 
deötage ein. So machte der hannöverifche Gefandte am 17. März die 
Anzeige, daß fein König einen Gefegentwurf wegen Aufhebung der Zen- 
fur und Einführung eines entjprechenden Repreſſiv⸗Syſtems zur Vorlage 
an die auf den 28. März einberufene hannöverifche allgemeine Stände- 
verjammlung habe ausarbeiten laffen ; wodurch felbftverftändlich jedoch 
den vom Bunde befürworteten Garantien nicht vorgegriffen werden folle. 
Ebenſo übergab der dänifche Gefandte um die gleiche Zeit zwei provifo> 
tische Fönigliche Verordnungen vom 10. März, durch welche in den Her- 
zogthümern Holftein und Lauenburg die Zenfur aufgehoben und ein 
„anderes Berfahren* an deren Stelle geſetzt worden war. Endlich theilte 
aud) die oldenburgifhe Regierung unterm 29. März dem Bundestage 
eine in Folge des Bundesbefchluffes von 3. März erlaffene, die Auf- 
bebung der Zenfur verfügende Verordnung mit. 

Wenn aber die einzelnen Bundesregierungen es unterliegen, dem 
Bundestage ihre Urtheil über den preußifchen Entwurf einzufenden, fo 
rührte dieß daher, daß fi) das preußifche Kabinet direft mit ihnen in 
Verbindung gefeßt hatte. Der Entwurf diente alfo ihnen nichtsdeftowe- 
niger beim Ausarbeiten der neuen Preßgefege als Mufter und fiel wie 
ein böjer Mehlthau in die aufblühende junge Freiheit. Einen fchlim- 
meren Streich hätte Preußen gegen die Entfaltung des demofratifchen 
Geiftes und gegen die gebdeihliche Entwicklung der deutfch-nationalen Be- 
wegung ſchwerlich ausführen können. Diefer Streich allein würde Hin- 
reichen, die 1848 in Umlauf gefeßte Redensart, daß Preußen der Staat 
der Intelligenz fei, in ihrer ganzen Thorheit und Lächerlichkeit zu zeigen. 
Denn Preußen ftellte fich Hierdurch auf gleiche Stufe mit jenen finftern 
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Mächten des Meittelalters, welche durch die Heilige Ingnifition, durch 
den Inder und dergleichen Mittel den menfchlichen Geift in Feſſeln 
gefchlagen Hatten, und e8 paßten auf den vorliegenden Tall die Worte, 
weiche am 20. Januar 1790 Sieyes in der franzöfifchen National-Ber- 
ſammlung ſprach: 

„Ainsi, gener mal & propos la libert& de la presse, ce serait atta- 
quer le fruit du genie jusque dans son germe, ce cerait andantir une 
partie des lumiöres qui doivent faire la gloire et les richesses de notre 
posterite.‘‘ *) 

Gleichwie die deutfchen Liberalen fpäter die Aufhebung des Zunft- 
zwanges ſchon für die Einführung der Gewerbefreiheit hielten, fo auch 
nahmen fie 1848 die Aufhebung der Zenfur für die Herftellung der 
Preßfreideit. Darum fanden die „preußiſchen Kniffe,“ die doch nur an 
die Stelle des abgenutzten alten Mittels zur Knebelung der Prefie ein 
neues verfchärftes Syſtem unter dem Namen Zenſur⸗-Freiheit fetten, 
felbft in den Liberalften Preßgeſetzen wenigftens theilweife Eingang und 
beraubten auf diefe Art die Bewegung einer ihrer beften Waffen. Sogar 
über ben rein abftraften Wifjenfchaften hing von nun an immer das 
Damokles-Schwert preußifcher Intelligenz. 

Indeß war in den vorbeugenden Mafregeln gegen die Preßfreiheit 
bloß ein Theil der Fürſorge enthalten, welche zu Gunſten der deutfchen 
Einheit, wie Preußen fie verftand, das heißt behufs Anfrechterhaltung 
des Abfolutismus, zu ergreifen waren. Diefer Abfolutismus, der fo eben 
noch gegen die republifanifche Freiheit der Schweiz hatte zu Felde ziehen 
wollen, machte ſich jeßt darauf gefaßt, feinerfeitS mit Gewalt der Waffen 
angegriffen zu werden. Ihm ſchwebte e8 noch vor, daß auch der Gegen- 
fag, in welchem er zur erften franzöfifchen Republik geftanden hatte, nur 
auf Eriegerifchen Wege zum Austrag gelangt war. Sein Gewilfen fagte 
ihm alfo, daß er fih von Seiten Frankreichs wiederum eines Kampfes 
auf Leben und Tod zu gewärtigen habe. ‘Der demofratifche Geift, wel- 
hen er durch die vorerwähnten Preßmaßregeln im Intern Deutfchlands 
niederhalten wollte, war im ftaatlichen Leben Frankreichs zum vollen 
Ausdrud und zur Herrfchaft gelangt, fo daß derfelbe dort mit der 
Staatsmacht, die in Deutfchland gegen die Demokratie dem Abfolutis- 
mus noch zur Verfügung ftand, feine europäifche Eriftenz durd) einen 


*) ©, die Abhandlung von Armand Marraft liber die Prefie in dem 1848 
erichienenen Buche: Paris Rövolutionnaire, Paris, verlegt von Pagnerre und 
Guillaumin & Co. 8%, Seite 327. 
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Kampf gegen den wegen der enropätfchen Zufammenhänge auf Frank⸗ 
reich nothwendig einwirkenden Despotismus ficher zu begründen fu- 
chen konnte. 

In der 11. Sigung vom 2. März. wurden daher die Borbereitun- 
‚gen für den erwarteten Prinzipien-Krieg getroffen. Indem der königlich 
bannöverifche Gefandte im Namen des Ausfchuffes für militärifche An- 
gelegenheiten Bericht erftattete, ging er von dem Grundjage aus, daß 
der nächte Zwed des Bundes die Erhaltung der äußern und in- 
nern Sicherheit Deutfchlands fei. Er fagte: „Im Zeiten, wie die 
gegenwärtigen, ift einheitliches Zufammenwirten geboten; von 
diefer hohen Berfammlung aber, als dem Organe der Gefammt- 
heit, wird mit Necht erwartet werden, daß fie ungeſäumt Bedacht dar- 
auf nehme, die dem hohen Berufe entfprechenden Maßregeln zu ergrei- 
fen. Bor allen Dingen find es die Bundesfeftungen, diefe Schußwehr 
unferer weftlihen Gränze, auf welche der Ausfchuß die Aufmerkfanteit 
der Berfammlung leiten zu müflen glaubt.“ 

Auf den Antrag des Berichterftatterd wurde nun unter allfeiti- 
ger Zuftimmung bejchloflen: 

1) von der Militär-Kommiſſion ein Gutachten über die Sicherung 
der weftlichen Gränzen bezüglich der Bundesfeftungen einzufordern, und 
zwar follte die Kommiflion einen Unterfchied machen zwifchen denjenigen 
Mafregeln, welche zur fchleunigen Ausführung zu gelangen hätten, und 
folden, die als minder dringend für die nädjfte Zeit vorzubehalten 
wären; 

2) von der Militär-Rommiffion den Entwurf des Feftungs-Regle- 
ments von Ulm und Raftatt, fowie den des Bundesverpflegungs-Regle- 
ments einzufordern; 

3) die Regierungen von Preußen und des 7. und 8. Armee-Korps 
(Baiern, Würtemberg, Baden und Großherzogthum Heffen) un erforder: 
liche Vorkehrungen für die Sicherheit der weftlichen Gränze Deutjchlands 
anzugehen; 

4) die Beſatzung von Mainz auf 12,000 Mann Infanterie und 
300 Mann Kavallerie (das Minimum der Kriegsftärfe) zu erhöhen und 
bis zum Eintreffen der öfterreihifchen Truppen die preußifche Regierung 
die ganze Garnifon-Stärfe ftellen zu laffen; 

5) ebenfo Raftatt auf das Minimum des Kriegsfußed von 5,000 
Mann (davon A Defterreicher und %, Badenfer) zu bringen, fo zwar, 
daß bis zur Ankunft der Defterreiher Baden dir volle Garnifon zu 
ftellen hätte; 
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6) ingleichen nad Ulm 10,000 Mann öfterreichifche, bairifhe und 
würtembergifche Xruppen zu legen und bis zum Eintreffen der Oeſter⸗ 
reicher Baiern und Würtemberg die ganze Oarnifon ftellen zu Laflen; 

7) Baiern, Würtemberg und Baden zur fofortigen Ernennung des 
Gouverneurs und Kommandanten der Bundesfeftungen Ulm und Raftatt 
aufzufordern;; 

8) Luremburg und Landau der Obhut Preußens und Baierns an- 
zubertrauen, und es Preußen anheimzugeben, fich Hinfichtlich Lurem⸗ 
burgs mit der großherzoglich Iuremburgifchen Regierung ins Einverneh- 
men zu feßen; 

9) gleichermaßen Preußen mit der Sorge für das linfe Aheinufer 
und Baiern mit der für Germersheim zu betrauen; 

10) zur Ausführung der befchloffenen Maßregeln und zur Beftreitung 
anderer nothwendiger Bundesausgaben eine binnen vier Wochen zu ent- 
rihtende Meatrifular-Umlage von einer Million Gulden auszufchreiben. 

Es mußte dem Bundestage lieb fein, wenn im deutfchen Publikum 
die Beſorgniß vor franzöfifcher Eroberung ſich gleichfalls regte. Denn 
diefe Beſorgniß, ein Weberbleibfel des urfprünglich gegen bie franzöfifche 
Demofratie losgelafjenen ranzofenhafles, bewies zur Genüge, daß es in 
Deutfchland mit der politifchen Bildung noch ſehr ſchlecht beftellt war. 

Der ohnehin ſchwachen beutfchen Demokratie mußte, wie man wenigften® 
annehmen konnte, vor allen Dingen daran liegen, eine innige Bereinigung 
mit der zur Staatsherrfdhaft gelangten franzöfifhen einzuleiten. Der 
Tranzofenhaß dagegen entftammte jener Zeit, in welcher die europäifche 
Reaktion das befchränfte National-Gefühl ihrer Unterthanen dazu benutzt 
hatte, um die Sympathie für die demofratifchen Prinzipien der erften 
franzöfifchen Revolution in tödtliche Weindfchaft zu verkehren. Was alfo 
früher fchon einmal gelungen war, follte jett zum zweiten Male glüden. 
Wenigftens fam es auf den Verſuch an. Deßhalb malten die Reaktionäre 
aller Schattirungen den deutſchen Nationalen die fchredlichen, von Frank⸗ 
reich drohenden Gefahren an die Wand, und die Regierungen brachten 
einftweilen die Truppen auf die Beine, die, wenn es nicht anders an- 
ging, mit nationaler Begeifterung die Freiheit Frankreichs austilgen 
follten, aber auch eben fo gut unter dem Vorwande äußerer Gefahr 
gegen die Demokratie im Innern Deutfchlands verwandt werden fonnten. 
Die Scheidung ber europäifchen Völfergruppen in Nationen verringerte 
oder befeitigte in hohem Grade die nachtheiligen Yolgen, welche der große 
Sieg der Demokratie in Frankreich für die Eigenthümer großer europäifcher 
Länderftreden — für die fouveränen Lanbesherren — nach ſich zu ziehen 
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drohte. Deßhalb war es im Intereſſe dieſer ſouveränen europäiſchen großen 
Grundeigenthümer gelegen, durch das Wachrufen ider Beſorgniß vor franzöfi- 
ſchen Eroberungsgelüſten das National-Gefühl zu ſtärken und länderweiſe den 
einheitlichen demokratiſchen Geiſt Europa's zu zerſetzen und abzuſchwächen. 

Schon am 4. März ſtellte deßhalb der den Vorſitz führende preu- 
Bifche Gefandte Graf Dönhoff der Bundesverfammlung die Erwägung 
anheim, ob e8 nicht angemefjen fei, die aus Veranlaſſung der jüngften 
Ereigniffe in Frankreich zur Sicherung der Bundesgrängen befchloffenen 
und fofort zur Ausführung zu dringenden militärifhen Maßnahmen 
ihrem Hauptinhalte nad) zu veröffentlichen, um „dem Publiftum die 
Ueberzeugung zu geben, daß die Bundesverfammlung als die oberfte ge- 
fetsliche Behörde, weldye für die äußere Sicherheit Deutfchlands zu forgen 
babe, in Erfüllung diefer Pflicht bereits diejenigen erften Borfehrungen, 
welche das Bedürfniß des Augenblid8 erforderte, getroffen habe.“ Natürlich 
war die Bundesverfammlung mit diefem Präfidial-Borfchlage einverftan- 
den, und nachdem man den Inhalt und die Yaflung einer mundgerecdten 
Veröffentlichung erörtert hatte, wurde befchloflen, den patriotifchen Artikel 
fofort in die Yrankfurter Zeitungen einrüden zu laffen. In der nämlichen 
Sigung wurde bezüglich der Bundesfeftungen Ulm und Raftatt der von 
der Militär-Rommiflion vorgelegte Entwurf einer an die Bau- Direktionen 
diefer Feftungen zu erlaffenden Inftruftion genehmigt und die für den 
Feſtungsbau desfalls beantragten Summen von im Ganzen 290,000 Gul⸗ 
den rhein. vorjchußweife aus dem Ulm-Kaftatter-Baufond dergeftalt an- 
gewiefen, daß der Ulmer Teftungsbau-Direftion 100,000 Gulden, der 
Ulmer Ausrüftungs-Direltion aber 80,000 Gulden, und ber Bau-Direftion 
Raſtatt's 60,000 Gulden, jowie der KRaftatter Ausrüftungs - Direftion 
50,000 Gulden gegen Quittung gezahlt wurde. 

Berner wurde an die Regierungen Baierns, Würtembergs, Badens 
und des großherzoglichen Heſſens das Erfuchen geftellt, ihre Belagerungs- 
Parke, injoweit als thunlich, zur Aushülfe für die Feftungen Ulm und 
Raſtatt herzugeben. Wegen des nody nicht vollendeten Feſtungsbaues 
bemerfte die Militärkommiſſion *), deren Borfigender der öfterreichifche 
G.⸗M. Graf Nobili war, in ihrem Berichte: 

*) Die Militär - Kommiffion ift nicht zu verwechieln mit dem Bundestags- 
Ausicäuffe für militärifche Angelegenheiten. Erftere bildete den techniichen Beirath 
der Bundesverfammlung und beftand aus höhern Offizieren, aus Fachleuten. Da- 
gegen beftand der Ausihuß für militärifche Angelegenheiten aus Bundestagsge- 
fandten, aljo aus Diplomaten, die im Schooße und aus der Mitte der Bundes 
verjammlung gewählt wurden, um den Verkehr der genannten Berfammlung mit 
der Militär-Rommiffion zu vermitteln. 
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„Bei, den eingetretenen politifchen Berhältuiffen könnte der Fall 
entftehen, daß es darauf anfomne, von den bereits ausgeführten Bes 
feftigungsanlagen den möglich größten Nuten zu ziehen. Es fragt fi 
daher, wie dieß könne bewirkt werben, ohne den angeordneten Fortgang 
des Baues und der Ausrüftung der Feſtung weſentlich zu flören und 
zu unterbrechen.” 

Bei den militärifchen Vorkehrungen gegen die demofratifche Revolu⸗ 
tion war die würtembergifhe Regierung am Flinkeſten. Denn auf bie 
erften Nachrichten von der Staatsumwälzung Frankreichs wurden alsbald 
die dortigen fämmtlichen Regimenter auf den großen Friedensſtand, d. h. 
ohne die Kadres, die Infanterie auf je 800 Mann, die Reiterei auf je 
400 Mann gejett. Auch Baden theilte der Bundesverfammlung fon in 
der 19. Sigung vom 15. März mit, daß durd) die von der großherzoglid, 
badischen Regierung bewirkte Erhöhung des Präfent- Standes der In- 
fanterie und durch die Beorderung einer Schwadron Reiterei von 100 
Pferden nad) Raftatt die Beſatzung diefer Bundesfeftung einfchließlich 
der Offiziere und der jedenfalls zur Bertheidigung verwendbaren Maurer 
des Armee-Korps über 5,000 Dann zählte, nämlich: 4,500 Mann In⸗ 
fanterie, 104 Dann Reiterei, 306 Mann Artillerie und 800 Maurer 
(Infanterie), insgefammt 5,760 Mann. 

Der öfterreihifche Gefandte Colloredo⸗Wallſee, Graf und Geheimer 
Rath, der feit dem 17. März erſt proviforifch für den abweienden Grafen 
Münd) » Bellinghaufen und dann vom 29. März definitiv bis zu feiner 
Abberufung am 19. Mai den Borfis in der Bundesverfammlung über- 
nahm, machte bei feinem Eintritt die Anzeige, daß feine Regierung, ver- 
anlaft durch den Bundesbefhlug vom 2. März und geftügt auf ein un- 
mittelbare® Erfuchen des würtembergifchen Kabinets, 3,400 Mann In⸗ 
fanterie zuſammt der entjprechenden Artillerie von Bregenz nad Ulm 
entfendet habe, damit diefelben den auf Defterreich fallenden Antheil 
an der Kriegsbefagung jeuer Bundesfeftung bildeten. Doc kamen die 
öfterreichifchen Befagungstruppen in Mainz erſt am 27. April, in 
Raftatt am 27. Mai und in Ulm am 20. bis 22. Mai an. 

Sehr eifrig bewies ſich Preußen. Denn der preußifche Gefandte 
brachte ebenfalls den 17. März zur Anzeige, daß feine Regierung dem 
betreffenden Bundesbefchluffe Folge geleiftet hatte. Die Linten-Infanterie 
und Kavallerie des 7. und 8. preußiſchen Armee⸗Korps waren bis 
dahin anf SKriegsftärle, d. 5. die Bataillone auf 1000 Mann 
und die Kavallerie - Regimenter auf 600 Mann, erhöht worden. Die im 
der Ahein- Provinz und in den Bundesfeftungen Mainz und Luxemburg 
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garnifonirenden preußifchen Nejerve - Infanterie - Regimenter hatten die 
nämlihe Stärke erhalten, und die Yeftungs- Artillerie der beiden ge- 
nannten Bundesfeftungen, fowie diejenige von Saarloui® war auf bie 
Kriegsbefagungsftärfe vermehri. Ebenfo waren die 7. und 8. Pionnier- 
Abtheilungen auf Kriegsftärke gefegt und verfahen die Feftungen Saarlouis, 
Jülich und Wefel mit der erforderlichen Pionnier- Mannfchaft. Bei 
Koblenz war ein bisponibles Korps, beftehend aus 12 Bataillonen, 
12 Schwadronen und 4 Batterien, aus den zur Befagung nothiwendigen 
Truppen gebildet. Selbiges follte, wenn die Defterreicher nicht rechtzeitig 


einträfen, die Befagung von Mainz auf die Höhe von 12,000 Mann ° 


ergänzen. Was aber legtere Feſtung anbelangt, fo ftanden dort bereits 
an preußifchen Truppen 5,000 Mann Infanterie, 675 Mann Artillerie, 
150 Dann Kavallerie und 125 Mann Pionniere, zufammen 5,950 Mann, 
die mit der dort befindlichen öfterreichifchen Garnifon eine Mainzer 
Sejfammtbefagung von 10,000 Mann ergaben. Die Feftung Luxemburg 
enthielt an preußifchen Truppen 5,000 Mann Infanterie, 600 Dann 
Urtillerie, 125 Mann Pionniere, fowie ein KRavallerie-Detachement, und 
fonnte von Trier aus fofort auf die volle Kriegsftärfe von 7000 Daun 
erhöht werben. Das Approvifionnement der Aheinfeftungen, nebft deren 
Ausrüftung mit Kriegs - Material, war vollftändig vorhanden. Die 
fortififatorifche Armirung von Saarlouis war angeordnet und diejenige 
der preußifchen Rheinfeſtungen zwar nod) nicht ausgeführt, aber Leicht 
zu bewerfftelligen. An der weftlichen Gränze Deutſchlands flanden an 
preußiſchen Truppen einfchließlih des disponiblen Korps bei Koblenz, 
aber mit Abrechnung der Mainzer Befagung, 38 Bataillone, 2 Jäger: 
abtheilungen, 24 Schwadronen, 104 befpannte Gefhüte und 2 Pionnier- 
Abtheilungen, eine Anzahl, die von Magdeburg aus vermittelft der 
Eifenbahn verftärkt werden konnte. Wie ſchon bemerkt, Hatte die preu- 
ßiſche Regierung frühzeitig die ftrategifche Bedeutung der Eifenbahnen 
ins Auge gefaßt; fie hatte aud) die mit Dampf zu bewerfftelligende Be- 
förderung von Truppenmaſſen einem eifrigen Studium unterworfen *). 
Zu den eben angegebenen Truppen kamen noch 26 Bataillone rhein- 
ländifcher und weftphälifcher Landwehr hinzu, die binnen Kurzem in den 
Bezirken des 7. und 8. Armee-Korps zufammentreten follten. 
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*) S. Organiſirung des Transportes größerer Truppenmaſſen auf Eiſen⸗ 
bahnen. Zweite, mit den bis zum 9. Mai 1866 befohlenen Abänderungen ver⸗ 
jehene Auflage der Ausgabe vom Jahre 1861. Berlin, 1866, 8%. Verlag der 
Königlichen Geheimen DOber-Hofbuch-Druderei (R. v. Deder). 
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Da zunächſt die Feſtungen in Vertheidigungszuſtand geſetzt werden 
ſollten, fo wurden ſelbſt die kleinen Ränder, wie Lippe, Schaumburg- 
Lippe und Walded, welche zufammen 1450 Mann zu ftellen hatten, 
aufgefordert, fich für Luremburg in Marfch-Bereitfchaft zu halten; doch 
wurden fie im Mai hiervon dispenfirt, weil Preußen erklärte, auch fer- 
nerhin, wie bisher, diefe Kontingente in Luremburg vertreten zu wollen. 
Es war nämlich um diefe Zeit eine Meuterei unter der Luremburger Gar: 
nifon ausgebrochen. Zudem meldete ein Schreiben des Turemburger Zi⸗ 
vil⸗Gouverneurs an die niederländifche Bundestagsgefandtfchaft, daß das 
ganze Zand in heftiger Gährung begriffen fei, und daß von Frankreich 
aus müßige Arbeiter eingedrungen wären, wodurd die ſchon vorhande⸗ 
nen ſchlimmen Elemente, die in dem nur ſchwach gefhüsten Waffen - De- 
pot von Ettelbrüd eine Emeute beforgen ließen, einen bedeutenden Zu— 
wachs erhalten hätten. Unter fo bewandten Umftänden wurde nicht nur 
der dortige Generallieutenant von Wulffen ermächtigt *), unter feiner 
Verantwortlichkeit nöthigenfalls Heinere Detachements über den Rayon 
der Feſtung hinaus zu entfenden, ſondern es fchien auch um der ftren- 
gen Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung willen erforderlich, daß an 
Stelle der Heinen Kontingente eine fompafte, durch ihre Disziplin aus⸗ 
gezeichnete preußifche Garniſon Luxemburg beſetzt hielt. 

And) die beiden Schwarzburg, die beiden Hohenzollern, ingleichen 
Reuß ältere, und Reuß jüngere Linie erhielten die Aufforderung zur Marſch⸗ 
bereitichaft, um fic nach Landau zu begeben, deflen Kriegsftärfe auf 
6291 Mann angefeßt war. ' 

Nicht minder hatten fi) Weimar, Koburg-Gotha, Meiningen, Al⸗ 
tenburg und die anhaltifhen Regierungen zum Abmarfch nad) Mainz in 
den Stand zu fegen. Bon ihnen erklärte fih Weimar und Meiningen 
zu Anfang, Anhalt-Bernburg **) zu Ende des Monats Mai marfchfer- 
tig. Baiern brachte feine Garnifon in Landau bis Anfang Mat auf 
4000, die in Germersheim deſſen Brüdentopf jedod) erft um diefe Zeit 


*) Anfangs hatten die Gendarmen, fowie die Zoll- und Forſtwachen die Un- 
ruhen niebergehalten. Doch brach unter den in der Feſtung liegenden einheimijchen 
Truppen eine Revolte aus: wodurch eine beim preußifchen Minifterium des Aus- 
wärtigen eingelaufene Denunziation, daß dem Kriegsmaterial der Bunbesfeftungen 
die Gefahr der Zerftörung drobe, an Glaubwürdigkeit gewann, obwohl die Quelle, 
aus der fie ſtammte, für nicht ganz zuverläffig galt. 

**) Nachdem am 23. Nov. 1847 die anhalt-köthen'ſche Mannslinie ausgeftorben 
war, hatte Leopold von Deſſau, der Inhaber des Seniorats, für fih und feinen Bern⸗ 
burger Better Alerander Karl, Befig von Köthen ergriffen. 

Beer, Reaktion, 13 
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auf dem rechten Rheinufer zu bauen angefangen wurde, auf 5145 
Köpfe; bis zum 12. Mai bildeten da8 Haupt- und Neferve- Kontingent 
Baierns 36 Bataillone, von denen 7 Bataillone unter dem Generalliente- 
nant Furſt Taris in ber Pfalz und in Mannheim, 8 Bataillone unter 
bem Generallieutenant Baligand im badifchen Seekreiſe, 12 Bataillene 
marfchbereit in ben Garnifonen, die 9 Referve-Bataillone aber in Lan- 
bau, in ©ermersheim und in ihren Garnifonen diesſeits des Rheines 
vertheilt waren. 

Als Kurheflen am 6. März den Antrag auf Mobilmahung aud) 
bes 9. Bundes⸗Armee-Korps ftellte, warb derfelbe zwar „einftweilen“ 
abgelehnt; doch glaubte die Bundesverfanmlung mit Befriedigung aus 
biefem Antrage den Eifer entnehmen zu können, womit die kurheflifchen 
Truppen jedenfalls ſchon zum Voraus in fo vollftändige Kriegsbereit- 
ſchaft gefetst werden würden, daß für den Fall einer von Bundeswegen 
zu verfügenden Mobilmahung dann diefelbe um fo rafher und voll- 
ftändiger werde bewirkt werden fünnen. 

Mit diefem Waffengeklirr hing der Beihluß der YBundesverfamm- 
lung vom 6. März zufammen, demgemäß an fänmtliche höchfte und Hohe 
Bunbesregierungen das Erſuchen gerichtet wurde, zur Sicherftellung des 
Bedarfs von Pferden bei etwa erforderlich werdender Mobilmadung 
bes einen ober bes andern Bundes-Armee-Korps vorerft die Ausführung 
von Pferden nad) andern als zum deutfchen Bunde gehörenden Staaten 
zu unterfagen „und zwar, in jo weit e8 möglid, aud ohne 
Rüdfiht aufdeßhalbetwa bereits gefchloffene Verträge.“ 
— Diefes Verbot der Pferdeausfuhr war vorzüglid, auf Frankreich, Bel- 
gien, die Schweiz und Sardinien gemünzt, weil man annahm, daß bei 
einem Prinzipien-$riege die genannten Staaten gegen ben alten Abfolu- 
tismus Front und gemeinfchaftlihe Sache machen würden. Selbiges er- 
folgte auf preußifche Anregung, nachdem der Ober-Präfident der Rhein⸗ 
provinz fich wegen bemerkbar gewordener größerer Anläufe von Pferden 
ſeitens franzöftfcher Lieferanten bewogen gefunden hatte, die Pferdeausfuhr 
an der Zollvereinsgränge des Regierungsbezirks Trier bis auf Weiteres 
zu unterfagen. Die Ausfuhr von Waffen, Munition, Schlachtvieh und 
fonftigen Approvifionnements « Gegenftänden wurde jedoch, obſchon bie 
Militär-Kommiffion defhalb anfragte, noch nicht verboten, weil eine 
folche allgemeine Mafregel wie eine grelle Herausforderung erfchienen 
wäre. 

Gegen das Verbot der Pferdeausfuhr ſträubte ſich der niederländische 
König; er wurbe aber zur Nachgiebigfeit genöthigt. Mit dem König von 
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Dänemark, der fi) ebenfalls dagegen fperrte, würbe nicht glimpflicher 
verfahren worden fein, wenn nicht die inzwifchen in Schleswig-Hofftein 
eingetretene Beränderung eine ſolche Nöthigung überflüffig gemacht hätte. 
Die fardinifhe Regierung hatte im November 1847 in Hannover 500 
Pferde angelauft, wovon nur ein Heiner Theil vor Erlaß des Ausfuhr- 
verbotes von ihr bezogen worden war. Um den Kauf vollftändig zu 
realifiren, richtete der fardinifche Geſandte Pallavicini an den beutfchen 
Bundestag eine Note, in welcher er nachdrüdlich betonte, daß das Ver⸗ 
bot keine rüdwirkende Kraft äußern dürfe Allein der Bundestag gab 
eine abjchlägige Antwort; denn nach feiner Anficht wurbe „ein Verbot 
nicht rüdwirtend zur Anwendung gebradht, wenn e8 auf Handlungen nur 
in Anwendung kam, welche erft nachdem es erlaflen und verkündigt wors 
den war, vorgenommen werden“ follten. 

Für den Oberbefehl des achten Bundes⸗Armee⸗Korps fanden fi 
zwei Bewerber: der Markgraf Wilhelm von Baden und ber Prinz Frieb- 
rih von Würtemberg, von denen der erftere durch die badifche, der letz⸗ 
tere durch die würtembergifche Regierung vorgefhoben wurde. Die ftär- 
tere Macht behauptete indeß den Borrang. Für den Uberbefehl der 
fänmmtlichen Truppen des 7. und 8. Bundes - ArmeesSorps ward, weil 
damals die Prinzen dieß Geſchäft amBeften zu verftehen fchienen, Prinz 
Karl von Baiern ernannt, dem laut dem Separat = Protofolle der 
36. Situng der Bundestag unterm 17. April den nöthigen Revers mit dem 
Eides-Formular zufandte. Auch die Furheflifhen Truppen, welche bald 
darauf gegen die Republikaner Sübdeutfhlands in den Kampf zu rüden 
batten, wurden ihm untergeordnet. 

Die Truppen erhielten an ber Kopfbebedung bie ſchwarz⸗roth⸗gol⸗ 
dene Bundes⸗Kokarde; diefe und ein breites Banb mit den nämlichen Bun- 
desfarben am äußerften Ende des Fahnenſtocks oder Reich8-Paniers ber 
Iundeten bie fie leitende deutfch-einheitliche Ibee. Wenn hiernach, meinte 
die Bundesverfanmlung, die Zeichen der größeren SHeeresabtheilungen, 
die Bahnen nämlich, das Emblem des Bundes trügen, und jeder ein- 
zelne Krieger dasſelbe feinerfeits ebenfalls, fo dürfte der Zweck ber 
Sache vollftändig erreicht fein. 

Mittlerweile wurde das Kriegsfener des Franzofenhaffes durch bie 
innerhalb Deutſchlands ausbrechenden Unruhen einigermaßen abgekühlt. 
Denn bdiefelben verhinderten die Heinen Regierungen, ihre Reichs⸗ oder 
Bundestruppen, die fie in der Nähe zu gegenfeitiger Unterftügung befler 
verwenden konnten, an die weftliche Gränze zu fchiden. Im Grunde 
wurbe dadurch die Verwendung nicht verändert, weil felbige ebenjogut 
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daheim, wie an der Gränze gegen jdie Demolratie gerichtet blieb. Die 
in’s Militär aufgenommenen jungen Leute wurden, fobald fie in ben 
Soldaten-Rod eingefnöpft waren, der Anftedung demokratiſcher Anfichten 
entrüdt, und jo groß war noch ihre Beſchränktheit, daß fie ſich ſchon in 
Veindesland wähnten, wenn zum Beifpiel die Meininger gegen Schleiz, 
die Sachſen gegen Altenburg oder die Weimaraner gegen Hildburghaufen 
behufs Dämpfung demokratifcher Aufregung fonımandirt wurden. 

Die deutfche Bundesverfammlung hatte ihre milttärifchen Maßregeln 
von Bornherein in diefem Sinne getroffen. Sie wollte als höchfte Be- 
hörde Deutfchlands, als Zentralgewalt des großen Baterlands und als 
Sefanmt-Organ der deutfchen Regierungen, nicht bloß für die äußere, 
fondern auch für die innere Sicherheit forgen. Darum blieb es ſich 
gleich, mochten die Truppen nun gegen das franfe Ausland oder gegen 
die franfen Gefinnungen Deutfchlands dienen. 

Die Ergreifung von Sicherheitsmaßregeln nad; Außen war fomit 
nichts Anderes, als die Einleitung und Bemäntelung militärtfcher Sicher⸗ 
heitSmaßregeln im Innern. Denn kaum hatten bie erftern begonnen, fo 
folgten ihnen die lettern auch fchon auf dem Fuße nad. Die Rüftungen 
nad) Außen aber liefen neben denen gegen das unruhige Innere her und 
dauerten fort. 

In der 19. Sigung der beutfchen Bundesverfanmlung vom 15. März 
hielt der preußifche ©efandte im Namen der vereinigten Regierungen von 
Defterreich und Preußen folgenden Vortrag: 

„Die an mehreren Punkten Deutſchlands ausgebrochenen Unruhen,“ 
fagte er, „in Folge deren ſchon mehrfach bie Sicherheit der Perfonen und 
des Eigenthums gefährdet worden ift, erfordern die größte Aufmerkſam⸗ 
keit ſammtlicher Bundesregierungen und erzeugen die Nothwendigkeit, daß 
alle Regierungen ohne Ausnahme ihre Bundesfontingente in die bun- 
besfriegd-verfaffungsmäßige Bereitſchaft feen, um weiterer Verbreitung 
ſolcher Ungefeglichkeiten entgegenzuwirken. Die Höfe von Defterreich und 
Preußen glauben daher ungefänmt in Borfchlag bringen zu müflen : 

1) die Infanterie der Bundes - Kontingente werde in der Fürzeften 
Frift auf die volle Stärke des 1-prozentigen Kontingents gebracht; 

2) e8 ift den Regierungen freigeftellt, die Kavallerie, Artillerie und 
die Piouniers in ihrer gegenwärtigen Stärke bis auf weitere Beſchluß⸗ 
nahme zu belafien; 

3) die Aufftelung der bundes-kriegö-verfaffungsmäßigen Reſerve 
von Y, Prozent bleibt fernerer Anordnung vorbehalten; 
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4) die zwedmäßigfte Bereinigung und Bertheilung der Armee⸗Korps 
ift den betreffenden Regierungen fo lange überlaffen, bis es nothwen⸗ 
dig wäre, ‚darüber allgemeine Anordnungen vom Bunde ausgehen zu 
laſſen; 

5) alle Regierungenübernehmen es, anf ergangene 
direkte Requiſition in Fällen von Angriffen auf die Si- 
herheit der Perſonen und des Eigenthbums fi gegen- 
feitig möglidfte Hülfe zu leiften (sic!). 

Da durch obige Anträge, fuhr der preußiiche Graf Dönhoff fort, 
„dem vorhandenen Bedürfnifie genügend entfprochen ift, fo wird um fo 
mehr in den fämmtlichen Bunbdesftaaten Alles zu vermeiden fein, was 
dem Auslande gegenüber als eine provozirende Kriegsrüftung gegen 
dasſelbe erfcheinen müßte. Die Bundesverfammlung fpriht das Ber- 
trauen aus, daß den Bundesverhältniffen gemäß diefe Vorſchläge ſchon 
fofort von fämmtlihen Regierungen möglichft berüdfichtigt werden, und 
erbittet fich zum Behuf der Beichlußfaflung innerhalb 14 Zagen In⸗ 
firnftionen.“ 

Die Heinen Kabinette entſprachen nach beften Rräften dem Berlan- 
gen der beiden mächtigften deutfchen Höfe. So theilte der badifche Ge⸗ 
fandte bereit8 am 20. März mit, daß feine Regierung durch die bei den 
Ständen beantragte Erhöhung der Kompagnien der Infanterie auf 180 
Unter-Offiziere und Soldaten den Präfent- Stand der großherzoglichen 
Infanterie im Ganzen auf 10,800. Mann (ohne die Offiziere und Spiel- 
leute mitzurechnen) zu bringen im Begriff fei, und daß die fämmtlichen 
Geſchütze des Haupt» und Neferve-Kontingents nebft einer Anzahl Mu- 
nitiond-Wagen ihre Befpannung erhalten würden. Alle badifchen Feld⸗ 
Datterien des Armee-Korps follten auf eine Rräfent-Stärte von 100, 
die Feſtungsbatterien auf eine Stärke von 150 Kanonieren, dem Antrage 
an die Stände gemäß, erhöht werben. 

- Andere Regierungen zeigten, wie aus einigen Beiſpielen erhellen 
wird, gleihe Regſamkeit. Der niederländifche Gefandte nahm am 
23. März Beranlaffung, die Anzeige zu machen, daß die Miliz-Pflichtigen der 
Anshebung von 1847 zum 1. Mat einberufen worden, und daß in An- 
betracht der Unruhen, welche feit dem 15. März fowohl im Innern des 
Landes, als zu Luxemburg felbft, ausgebrochen, auch die Pflichtigen der 
Aushebungen von 1845 und 1846 von der großherzoglichen Regierung 
einberufen ſeien. — Braunſchweig zeigte am 10. April an, daß fein Kon- 
tingent an Infanterie, Kavallerie und Artillerie auf Kriegsfuß geſetzt wor⸗ 
den war. — Bis zu biefem Zeitpunfte hatten auch bie anhaltifchen Regie⸗ 
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rungen ihre Kontingente auf die volle Stärke des 1-prozentigen Kontin⸗ 
gent⸗Satzes gebracht und die vorbereitende Anordnung für die Einbern- 
fung der Reſerve getroffen. — Die Infanterie-Stärke der föniglich ſäch⸗ 
fifchen Urmee hatte den 1-progentigen Sat um Mitte April erreicht. 

Mit den militärifchen Anordnungen Hand in Hand gingen die Auf- 
ruhrgefege. Als ein Mufter in feiner Art wurde für diejenigen Staaten, 
welche noch feine folchen beſaßen, das nachftehende hannöverifche vom 
16. April um der deutfchen Einheit Willen zur Nachahmung mitgetheilt : 

„Ernſt Auguft, von Gottes Gnaden König von Hannover, Fönig- 
licher Prinz von Großbritannien und Irland, Herzog von Cumberland, 
Herzog zu Braunfchweig und Lüneburg, u. |. w., u. |. w. 

Wir erlaſſen hiermit unter verfafjungsmäßiger Mitwirkung der ge- 
reuen allgemeinen Stände des Königreich das folgende Geſetz: 

8. 1. Jeder Einwohner einer Gemeinde ift verpflichtet, zur Exrhal- 
tung ber Ruhe und Ordnung in derfelben nach Kräften mitzuwirken. 

8. 2. Zu diefem Zwecke kann in jeder Stadt: und Landgemeinde 
unter Leitung des Ortsvorftandes eine Bewaffnung ihrer Mitglieder und 
bie Errichtung einer Bürgerwehr mit felbftgewählten Führern befchloffen 
und ausgeführt werden. 

8. 8. Wenn bei einem Auflauf (8. 161 und 162 des SKriminal- 
Geſetzbuches) öffentliches oder Privat- Eigenthum vernichtet, befchädigt 
oder auf fonftige Weife beeinträchtigt wird: fo ift die Geſammtheit der 
Einwohner des Gemeindebezirks, in welchem ein folder Vorfall ſich er- 
eignet — jedoch ohne folidarifche Verpflichtung — verbunden, den das» 
duch verurſachten Schaden zu erfegen, vorbehaltlich des Regreſſes gegen 
die Schuldigen.“ 

Nach 8. 4 dieſes Gejeges wurde das zum Schabenerfag dienenbe 
Geld zur Hälfte nach Kopfzahl, zur Hälfte nach dem Fuße der vereinig- 
ten direlten Steuern aufgebracht. Laut 8. 5 war hiervon nur ausgenom- 
men, wer nachwies, daß er Alles zur Verhütung des Schadens gethan. 
Ebenfalls ausgenommen war zufolge 8. 6, wer feine Abwejenheit nadj- 
zuweifen vermochte. Gemäß 8. 7 wurde 8. 3 in Anwendung gebradt, 
wenn die zufammengerottete Menge von Außen kam. Es hieß dann mit 
Dezug hierauf im $. 8: 

„In ſolchem Falle gelten die 88. 3 bis 6 von den Einwohnern 
derjenigen Gemeinden, aus deren Mitte die Theilnehmer gelommen find, 
vorausgefekt, daß die Iettern in einer Weife, welche die Aufmerkſamkeit 
auf ihr Vorhaben zu Ienfen geeignet war, fi) von dort entfernten, und 
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bie Gemeinden im Stande waren, da8 Borhaben zu hindern.“ Endlich 
beftimmte $. 9: 

„Ueber die Berbindlichkeiten zur Entfehädigung und über den Betrag 
berfelben haben die Gerichte zu entfcheiden. Der bei denfelben anzubrins 
gende Antrag ift gegen die Gemeinde zu richten.“ 

Inden das hanndverifche Aufruhrgefe die Gemeinden für allen 
bei einem Tumulte verurfachten Schaden verantwortlich machte, verwan- 
delte e8 alle Gemeindeeinwohner in Schugwächter der Ruhe und Ordnung. 
Aehnlich waren ſchon in der alten preufifchen Berordnung vom 30. Dezem- 
ber 1798 (Abfchnitt I von Verhütung der Tumulte und Beftrafung der 
Urheber und Theilnehmer derfelben) die Hauswirthe und ihre Stellver- 
treter, die Aeltern, Schullehrer und Herrfchaften, die Entrepreneurs von 
Babrifen, Gewerksmeifter, insbefondere diejenigen, welche Spinnereien 
hielten, fowie die in der Nähe eines ausbrechenden Tumultes wohnhaften 
Wirthe zur Mitwirkung bei Unterdrüdung von Unruhen verpflichtet 
worden ”). ' 

In Bezug anf die Verwendung des Militärs bei Unterdrüdung 
von Unruhen beftimmten die preußifchen Gefege, daß die Truppen in 
der Regel nur auf Requifition der Zivil-Behörde mitwirken durften. In 
diefer Reguifition mußte der Gegenftand und der Zwed, wozu die Hülfe 
des Militärs nachgefucht wurde, fo beftimmt angegeben fein, daß von 
Seiten des requirirten Militär-Befehlshabers die nöthigen Anordnungen 
mit Zuverläffigfeit getroffen werden konnten. Sobald von ber Zivil-Be- 
hörde ein Militär= Befehlshaber um Beiftand angegangen wurde, hatte 
derfelbe die Anordnungen zur Erreichung des in der Requifition bezcich- 
neten Zweds auf eigene Verantwortung zu treffen und darüber allein 
zu beftimmen, ob und in welcher Art zur Anwendung der Waffen ge- 
fhritten werben follte. Bezwedte die Requifition bie Zerftreuung eines 
Bollsauflaufs, oder bie Aufhebung einer Vollsverfammlung, fo mußte, 
bevor zur Anwendung der Waffen gefchritten wurde, die verfammelte 
Bollsmenge zuvor dreimal in kurzen Paufen, durch den Befehlshaber 
felbft oder durch einen Abgeordneten, öͤffentlich und laut aufgefordert 
werden, ruhig aus einander zu gehen, bei Vermeidung des Waffen⸗ 
gebrauchs. Einer jeden foldhen Aufforderung mußte ein Signal durd) bie 
Trommel, die Trompete, oder das Horn vorausgehen. Wurde aud) bei 


*) Verordnung zur Aufrechthaltung der Öffentlichen Ordnung und ber dem 
Geſetze ſchuldigen Achtung. Vom 17. Auguft 1835. Nebft Auszug aus ber Ber- 
ordnung vom 80. Dezember 1798. Berlin, 1849, 8°. 
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der dritten Aufforderung nicht ſofort Folge geleiſtet, ſo erzwang das 
Militär durch Waffengebrauch den ſchuldigen Gehorſam. Ohne Requi⸗ 
ſition der Zivil-Behörde fand die Verwendung des Militärs zur Unter- 
drüfung von Unruhen und zur Ausführung der Gefete ftatt: 1) an 
Orten, welche in Belagerungszuftand erklärt waren; 2) wenn bei Störung 
der öffentlichen Ruhe in Folge vorfallender Erzeſſe der . betreffende 
Militär=- Befehlshaber „bei Beobachtung des Auftritts nad) Pflicht und 
Gewiſſen“ dafür hielt, daß die Kräfte der Zivil: Behörde, weil fie mit 
der Requifition um Militär-Beiftand zu lange gezögert hatte, für bie 
Herftellung der Ruhe nicht mehr ausreichten; 3) wenn die Zivil-Behörde 
dur) äußere Umftände außer Stand gefett war, die Requiſition recht- 
zeitig zu erlaffen. Auch in diefen Fällen mußte, ehe zum Gebrauche der 
Waffen gefchritten wurde, die dreintalige Aufforderung zum ruhigen Ans- 
einandergehen vorgenommen werden. Uebrigens war zu jeder Zeit dem 
Militär bei Ausübung des Wachte oder Ratrouillen-Dienftes, oder fonft 
während der Dienftleiftung zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, 
Ruhe und Sicherheit, der Gebrauch der Waffen aus eigenem Recht in 
folgenden Fällen geftattet: 1) zur Abwehr des Angriffs und zur Veber- 
wältigung des Widerftandes, wenn dasfelbe bei einer diefer Dienftleiftun- 
gen angegriffen oder mit, einem Angriff gefährlich bedroht ward, oder 
wenn es duch Thätlichfeiten oder gefährliche Drohungen Widerftand 
fand; 2) zur Erzwingung des ihm fchuldigen Gehorfams, wenn das 
Militär bei einer folchen Dienftleiftung zur Ablegung der Waffen oder 


‚anderer zum Angriffe oder Widerftande geeigneter, oder fonft gefährlicher 


Werkzeuge aufforderte, und diefer Aufforderung nicht fofort Folge ge- 
feiftet wurde, oder die abgelegten Waffen oder Werkzeuge wieder aufge- 
nommen wurden; 3) zum Schuß der feiner Bewachung anvertrauten 
Perſonen oder Sachen; 4) zur Bereitlung der Flucht bei Fluchtverſuchen 
von Perfonen, welche ihm als Gefangene zur Bewachung oder Trans⸗ 
portirung anvertraut, oder von ihm ergriffen oder feflgenommen worden 
waren. Befand fich das Militär in einem Falle, in welchem der Waffen- 
gebrauch ihm freiftand, und war e8 von diefer Befugniß Gebrauch zu 
machen genöthigt, fo durfte in jedem derartigen Falle erft dann zum 
Gebrauch der Schufwaffen gefchritten werden, wenn entweder ein be- 
fonderer Befehl dazu ertheilt war, oder wenn bie andern Waffen unzu⸗ 
reichend erfchienen. Auch war in allen Fällen fireng darauf zu halten, 
daß bei der Ausübung der Befugniß des Waffengebrauchs nicht weiter 
gegangen wurde, als dieß zur Erreichung des befonderen jedesmaligen 
Zwedes erforderlid, war. Wurden Zivil-Perfonen durch Anwendung ber 
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Waffen feitens bes Militärs verlegt, fo hatte ber kommandirende Befehls⸗ 
haber, fobald die Umftände es zuließen, die Orts⸗Polizei⸗Behörde zu be 
nadhrichtigen, welcher ſodann die Berpflichtung oblag, die Sorge für die 
Verlepten zu übernehmen *). 

Eine Woche nad) dem hannöveriſchen erfchien das badiſche Aufruhr⸗ 
gefeß, welches jo lautete: 

„8. 1. Wenn Wir einen Ort oder einen Kreis in Kriegszuftand 
erflären, fo gilt dieß, vorbehaltlich früherer Aufhebung, jeweils anf 
4 Wochen. Der Kommandant einer zur Anfrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung beſtimmten Zruppenabtheilung kann, im Einverftändniffe mit 
dem ihm beigegebenen Zivil-Kommifjär, jeweils anf 8 Tage einzelne Orte 
oder. Bezirke jelbft in den Kriegszuftand erflären, und dieß in einer den 
Umftänden angemefienen Weife öffentlich befannt machen. 

$. 2. Wer in einem im Kriegszuftande befindlichen Orte 

1) Waffen trägt, ohne dazu von der Zivil⸗Staatobehörde oder von 
der Militärbehörde ermächtigt zu fein, oder Andere zu einem Öffentlichen 
Auftreten mit Waffen auffordert, oder 

2) in Beziehung auf die Zahl, die Marfchrichtung oder angeblichen 
Siege der Aufrührer falfche Gerüchte ausſtreut ober verbreitet, welche 
geeignet find, das Publikum zu beunruhigen, oder die Bivil- und Mili- 
tärBehörden in Beziehung auf ihre Maßregeln irre zu führen, oder 

3) eine Volksverſammlung veranlaft, berfelben beiwohnt, oder zum 
Erſcheinen dabei auffordert, oder 

4) einer zuſtändigen Handlung der Zivil⸗ und Militär» Behörde 
. fh wiberfegt, ein durch die Umftände veranlaßtes, im Intereſſe der 
öffentlichen Sicherheit erlafiene® polizeiliches Verbot übertritt, oder zu 
folchen Webertretungen Andere aufreizt, ober 

5) fei e8 durch Schrift ober Rede, oder wie fonft, zu einem Ver⸗ 
brechen des Hochverrathes, Landesverrathes, Aufruhrs, der öffentlichen 
Gewalttihätigkeit, Widerſetzlichkeit, oder einer Befreiung der Gefangenen, 
oder zur Theilnahme an einein ſolchen Verbrechen auffordert, oder 

6) Soldaten zur Untreue zu verleiten ſucht, 
wird ſofort verhaftet und, bis der Kriegszuſtand wieder aufgehoben iſt, 
als Kriegsgefangener behandelt. 


*) Allerböchfle Kabinets⸗Ordre vom 17. Oktober 1820. Verordnung vom 
17. Auguft 1835. — Geſetz über den Waffengebrauch des Militärs vom 20. März 
1837. Berordnung vom 10. Mai 1849. — Siehe die Zuſammenſtellung diefer 
Beflimmungen in der „Inftrultion über den Waffengebrauch des Militärs und 
über die Mitwirkung deffelben zur Unterdrückung innerer Unruhen.” Berlin, 1861, 8°, 
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8. 3. Der nach 8. 2 vom Militär oder von der Bolizeibehörde 
Berhaftete wird nad $. 15 der Berfafiungsurkunde innerhalb zwei Ta- 
gen von ben Beamten vernommen. Bon einem Bivil- und zwei Militär- 
Beamten, oder, wenn er eine Militär-Perfon ift, von drei Militär-Beamten, 
wird fofort ohne Zulafjung eines Rechtsmittels, entfchieden, ob der Ber- 
baftete als Kriegsgefangener zu behandeln fei. 

5. 4. Dem Militär - Kommandanten fteht e8 zu, den Kriegsgefan- 
genen an irgend einem fihern Orte in Verwahrung feft zu halten ober 
auch ſchon vor dem im $. 2 erwähnten Termine an den wegen des ver- 
übten Verbrechens oder Vergehens zuftändigen Richter abzuliefern.“ 

Nachdem $. 5 von der Strafverfchärfung, 8. 6 vom Gebrauch ber 
Waffen bei Widerfeglichfeit und Gewaltthätigkeit gehandelt hat, erlaubt 
8. 7 den Gebraud der Waffen gegen eine Mehrzahl Bewaffneter, die 
beim Erfcheinen der öffentlichen Gewalt nicht fogleich die Waffen nieder- 
legen und fih ergeben. Gegen Fliehende felbft dürfen die 
Waffen unumfchränkt gebraudt werden. Weiter heißt es: 

„8. 8. Iſt durch den in einer Gemeinde ausgebrochenen Aufruhr 
eine militärifche Befegung bes Orts nöthig geworden, fo kann der Ge- 
meinde, welche, wie ſich von felbft verfteht, die Koften ber Be- 
jegung zu tragen Bat, zugleich eine Kriegsfteuer auferlegt 
werden. 

8. 9. Diefe Verordnung tritt mit ihrer Berfündigung im Regierungs- 
blatte in Wirkſamkeit. Wir werben veranlaflen, daß die beiden Kammern, 
deren Mitglieder gegenwärtig wegen ber Ofter- Ferien großentheils be- 
urlaubt find, fchleunigft wieder ihre Sitzungen eröffnen, worauf Wir 
benfelben dieſes proviforifche Geſetz zu ihrer nachträglichen Genehmigung 
und noch weitere Mafregeln zur Zuftimmung vorlegen laſſen werden.” 

Wie aus vorftehenden Beftimmungen erjichtlich. ift, berührte man in 
Hannover, Baben und, um e8 gleich kurz zu fagen, auch anderwärts, 
die Leute am Geldbentel, kitzelte ſie an der empfindlichen Stelle des 
Eigentbumsgefühls und ftach mit der kriegsgeſetzlichen Sonde bis hinein 
in ben Nervenbüfchel des fozialen Lebens, um fie für bie Aufrechter- 
haltung der Ruhe und Ordnung zu intereffiren und fie zu gefreuen 
Schildknappen der Reaktion zu machen. Die Kammern, deren e8 in ben 
deutfchen Baterländern, damit die eine die andere am weniger langfamen 
Borrüden verhinderte, gewöhnlich zwei gab, ließen fich zur Sanktionirung 
der auf diefe Weife die Perfonen und das Eigenthum fehügenden Auf- 
ruhrgeſetze hold und gewärtig, bereit und willig finden. 
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Sleihwie am 29. März der Bundestagsausſchuß für Militär-An- 
gelegenheiten wegen feiner vielen Gefchäfte um zwei Mitglieder verftärkt 
wurde, ebenfo wurde die Kommiffion vom 7. Juni 1832, welcher dem 
Artifel 28 der Wiener Schlußakte gemäß die Wahrung der Sicherheit 
und Ordnung im Bunde zur Pfliht gemaht war, am 25. März 
durch die Wahl des Geſandten der großherzoglich und herzoglich ſäch⸗ 
ſiſchen Hänfer ergänzt. 

Um gegen bie Revolution in der Mitte Deutfchlands ein großes 
Ihlagfertiges Heer, das fofort nad; jeder Richtung hin verwendet werben 
fonnte, bei der Hand zu haben, ward laut Separat= Protofoll vom 
20. April durch die deutſche Bundesverfammlung beftimmt, ein aus 
öfterreichifchen, preußifchen und Töniglic, fächfifchen Kontingenten zufam- 
mengefeßtes Armee-Korps zwifchen Würzburg, Bamberg und Hof aufzu- 
fielen. Dan berechnete, daß diefe Reſerve⸗ Armee im Herzen Deutſch⸗ 
lands den bisher getroffenen militärifchen Maßregeln gleichfam die Krone 
auffeste. Während die Truppen des 7. und 8. Bundes - Armee - Korps, 
fowie ein heil der Truppen von der zweiten Divifion bes 9. Armees 
Korps unter bairifchem Oberbefehle die weftliche deutſche Bundesgränze 
am Oberrhein ficher ftellten, und während den Niederrhein zwei preu⸗ 
Kifcge Armee - Korps unter ihrer Obhut hielten: war ein preußifches 
nebft dem 10. Bundes-Armee-Korps für die Dedung des Nordens bes 
rechnet und ferner gegen Often und Süden preufifche und öſterreichiſche 
Korps aufgeftellt. Die Errichtung einer Armee zwifchen Würzburg, Bam⸗ 
berg und Hof machte alfo das Bertheidigungs-Syftem vollftändig. Dem- 
nad) follte das fächfifche Bundes - Kontingent (die erfte Divifion des 
9. Bundes-Armee-Sorps) fofort mobil gemacht werben, um nad) ergan- 
gener Aufforderung in kürzefter Friſt in die Gegend von Hof und 
Bamberg vorrüden zu können. Sachſen hatte 10,000 Dann zu liefern. 
Ebenfo follten Defterreihh und Preußen von Eger, Pilfen und Erfurt 
ans ähnliche Einleitungen, und zwar jede diefer beiden Regierungen für 
ein Korps von 20,000 Mann zu treffen haben, um dann gleihfall® nad) 
ergangener Aufforderung fich fofort auf dem genannten Terrain aufftellen 
zu Können. In Mebereinftimmung mit biefer Anordnung hatten bie be- 
treffenden drei Regierungen beim Bundestage anzuzeigen, wann ihre 
Truppen zum Marfche fertig fein würden und binnen welcher Zeit nach 
ergangener Aufforderung biefelben an den Beſtimmungsorten anlans 
gen könnten. 

Die deutfche Demokratie Hatte von Glück zu fagen, bag über ber 
Aufftellung ‚biefes in Ausficht genommenen Bundesheeres ber gute Genius 
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der Revolution, oder, wenn man die Sache vom entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkte aus. beurtheilt, ein böfes Verhängniß waltete. Denn wäre das 
betreffende Korps wirklich Fonzenirirt worden, fo würben die nun fich 
ficher fühlenden Regierungen ohne viel Federleſen die Demokraten als⸗ 
bald zu Paaren getrieben haben. 

Zwar theilte bie fächfifche Regierung dem Bundestage *) mit, daß, 
vom Beginne ber Mobilifirung an gerechnet, die Töniglich fächftfchen 
Truppen binnen 4 bis 5 Wochen marjchfertig fein und daß dann in 
3 bis 4 Lagen nad) ergangener Aufforderung die Spiten der Kolonnen 
bei Hof eintreffen könnten; allein fie fprach zugleich ihren Zweifel dar- 
über aus, ob die Mobil⸗Machung fofort im vollen Umfange zu beginnen 
habe, „Jedenfalls fpielten bei diefem Zweifel der Geldpunkt und die 
Bolfsftimmung eine Rolle. Hierauf. warb der fächfifhen Regierung er- 
öffnet, daR 8 genügen würde, wenn diejenigen 10,000 Mann, welche 
Sachſen nad) Pofition 2 des Befcluffes vom 20. April zu mobilifiren 
hätte, 30 Tage nach ergangener Aufforderung au den beftimmten Auf- 
ftellungsplägen eintreffen könnten. 

Der preußifche Gefandte zeigte unterm 4. Mai (zufolge dem 
Separat-Protokoll von diefen Tage) an, daß die preußifchen Truppen 
im Stande wären, nad gefchehener Aufforderung am 24. Tage in 
Erfurt zum Ausmarſch verfammelt zu fein und von da in fünf bie 
ſechs Märfchen Bamberg zu erreichen. 

Aber das Schidfal des Bundes - Korps wurbe entfchieden durch die 
Bedrängniß, in welche mittlerweile Defterreich gerieth. Wie der öfter- 
reichiſche PFräfidial-Gefandte am 10. Juni mittheilte, waren bie öfterrei- 
hifchen Truppen bdergeftalt in Anfpruc genommen, daß eine Organifation 
für das Korps zwifchen Hof, Bamberg und Würzburg unmöglid) vor 
der zweiten Hälfte Juli beendet werden konnte. Durch diefe Verſchiebung 
wurde die Aufftellung vereitelt. Die Demokratie fanb hierdurch Zeit, fid 
innerhalb Deutfchlands beſſer feftzufegen. Ohne das fid) in fortwährenden 
Unruhen Luft machende foziale Element wären bie deutfchen Nationalen 
von vornherein völlig verloren gewefen. 

Wenn der Abfolutismus in manchen Pofitionen durch die März 
flärme gefchwächt, aus andern fogar verdrängt worden war, behamptete 
er fich doch kraft der ihm zuftehenden Gewalt des Schwerte innerhalb 
des Militärs Bereiches in feiner vollen Stärfe und Geltung. Hier fand 
er feine uneinnehmbare Veſte, von welcher aus er die Niederungen des 


*), Separat-Protofo ver beutichen Ounbesverfammlung vom 29. April 1848. 
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Parlamentarismus beherrfchte und die dem Konftitutionalismns preis- 
gegebenen Gemeinpläge wieder gewann. Die beiden unverftandenen 
Lehrfäge des Tonftitutionellen Aberglanbens, wonad) einestheils der Fürft 
nie Unrecht zu begehen vermag (the king can do no wrong) und wo⸗ 
nach diefer anderntheil® unbefchränkt über das Heer verfügen nnd mit 
vollftändiger Macdtvolllommenheit über Krieg und Trieben entfcheiden 
muß, kamen den Plänen der Reaktion und der Erhaltung und Kräftigung 
des Abfolutismns fehr zu Statten. 

Die militärifhen Mafregeln trugen reichliche Früchte. Konnte jett 
eine Regierung mit ihren rebellifchen Unterthanen nicht fertig werden, fo 
fand fie Unterftügung bei den Nachbarftaaten. Als z. B. die fürftlidh 
Solm'ſchen Behörden die in der Umgegend von Braunfels (preuß. Kreis 
Wetzlar) ausgebrochenen Unruhen nicht fofort zu bewältigen vermochten, 
verlangten fie die Hülfe der an der Gränze in Weilburg ftehenden 
naflauifchen Truppen, und der Bundestag erklärte fi) am 17. April mit 
der Hülfeleiftung einverftanden. Die walded’fche Regierung rief in ähn- 
licher Noth die Kurhefien an, weil das eingeborne Kontingent unzuver- 
fäffig fchien. Nach Lauenburg rüdten zwei Kompagnien hannöverifcher 
Infanterie. 

Nur felten wurde eine Stimme gegen diefe praktifche Einheitlichkeit 
des monarchiſchen Deutfchlands laut, Im Gegentheil fanden bie meiften 
der befannten Volksmänner eine derartige Solidarität ganz in ber Ord⸗ 
nung, wie denn Robert Blum in dem oben bereitd angegebenen alle 
(f. die einleitenden Bemerkungen) als Mitglied des Fünfziger Ausſchuſſes 
diefelbe thätlich fürderte und unterftüste. Bloß Profeffor Bayrhoffer er- 
hob in einer Eingabe an den Bundestag, die von 167 Marburger 
Bürgern und Studenten unterzeichnet war, damals, als wider die badi⸗ 
ihen Republikaner von allen Seiten zu Felde gezogen wurde, einen 
fräftigen Proteft. Aber vergebens. Der Bundestag beichloß, den Petenten 
durch deren vorgefegte Behörde folgende patriotifhe Eröffnung zukom⸗ 
men zu lafien: 

„Die Herbeiziehung der Truppen ber benachbarten Bundesftanten 
in dem Großherzogthum Baden fei nöthig geworben, weil eine Partei 
in diefem Lande mit Hülfe fremder Eindringlinge und gegen den Willen 
der großen Mehrzahl des Volls eine Aenderung der Staatseinrichtungen 
mit Waffengewalt habe durchfegen wollen, welchen Verſuch feine georb- 
nete Regierung dulden könne. Indem man dieſem Anſuchen ber badifchen 
Regierung, welches biefelbe in Mebereinftimmung mit der Landesvertretung 
geftellt, entjprochen babe, ſei hiermit zugleich dem Wunſche von ganz 
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Deutſchland, nach Einigkeit und geſetzmäßiger Entwicklung der Rechte 
und Freiheiten der Nation, Genüge geleiſtet worden.“ 

Was den badiſchen Aufſtand anbelangt, ſo traf der Bundestag 
gegen denſelben ſehr frühzeitig ſpezielle Vorkehrungen. Den erſten An- 
ſtoß zu den Vorſichtsmaßregeln gab das würtembergiſche Kabinet, 
deſſen Geſandter unterm 23. März anzeigte: es ſei feiner Regierung 
von Paris „aus guter Quelle“ die Nachricht zugegangen, daß der dentſche 
demokratiſche Klub daſelbſt beſchloſſen habe, am 21. oder 22. des Monats 
ein Frei⸗Korps von 5000 bis 6000 Deutſchen und Franzoſen von 
Paris aus an den Oberrhein ziehen zu laſſen, um in Baden, im Groß- 
herzogthume Hefien und in Rheinbaiern die Republik zu proflamiren. 
Auch fei ficher, daß die franzöfifche Regierung dieſem Zuge fein Hinber- 
niß in ben Weg legen werbe. Hierauf befchloß die Bundesverfanmtlung 
ftehenden Fußes: fämmtlihe Bundesregierungen, zunädft und bejonders 
biejenigen der weftlichen Gränzfitaaten, ſomit Baiern, Baden, das Grof- 
berzogthum Heflen, Luremburg und Naffau, hierauf dringend aufmerkſam 
zu machen, damit bei Zeiten die erforderlichen Maßregeln gegen die aus 
dem angezeigten Umftande drohende Gefahr getroffen würden, auch jede 
weitere Nachricht darüber fofort beim Bunde angezeigt werden Fönnte. 
Namentlich follten die Bundesfeftungsbehörden von Landau und Raftatt 
zu direkter Anzeige hierüber an bie Bundeöverfammlung angewiefen werben. 

Am 25. März vormittags theilte die badifche Regierung dem Bun- 


beötage mit, daß fie nähere Nachricht über den aus Frankreich drohenden 


Anmarſch deutfcher Arbeiter erhalten habe. Abgeſehen von den beutfchen 
Ürbeitern in Paris, die fich zu einem Treifchaareneinfall rüfteten, fei, in 
Folge der Entlaffung einer großen Anzahl deutfcher Arbeiter aus den 
elfäffifchen Fabrilen und deren Ausweifung aus Frankreich, das Groß- 
berzogthum von der Gefahr bedroht, mit einer Menge brotlofer Arbeiter 
überſchwemmt zu werden. Der Gefandte fügte Hinzu: 

„Die großherzogliche Regierung glaubt annehmen zu bürfen, daß 
zunächft die hohen Regierungen der das achte Armee» Korps bildenden 
Kontingente fich dringend aufgefordert fühlen werden, ihre militärifchen 
Kräfte mit Baden möglichft bereit zu Halten und zu konzentriren, daß 
aber auch vielleicht die hohe Bundesverfammlung felbft wegen einer 
größern Truppenaufftelung Bürforge zu treffen ſich veranlagt finden 
bürfte. Der (fubftituirte) Geſandte ift beauftragt, Hochderfelben anheim- 
zuftellen, welche Anordnungen aus Anlaß vorftehender Anzeige für nöthig 
zu erachten feien, um ber Gefahr einer Verlegung des Bunbeögebietes 
borzubeugen.“ 
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Nachdem anfangs der Bundestag die vererwähnte fignalifirte Ge⸗ 
fahr, weil ex fie bloß in unbeftinmten Umriſſen erblidte, noch auf eine 
leichte Adhfel genommen und deßhalb fie einftweilen dem Ausſchuſſe für 
militärifche Angelegenheiten überwiefen hatte, befann ex fi in Folge 
der badifchen Anzeige flugs eines Beſſern und beraumte noch am Nach⸗ 
mittage des nämlichen Tages — was fonft bei ihm unerhört war — 
eine zweite Sigung an. In biefer beſchloß er, gleich mit ſolcher Energie 
aufzutreten, daß nad) Nieberwerfung bes erften Berfuches ber Proflamirung 
der Republik den Revolutionären jede Luft zu einem zweiten derartigen 
Unternehmen vergehen follte. Es wurde feftgefett: 

1) Die höchſten Regierungen von Würtemberg, Baden und dem 
Großherzogthume Heſſen zu erfuchen, eine jebe der drei bas 8. Armee- 
Korps bildenden Divifionen in ber Art und nad) Bedarf zu Tonzentriren, 
daß folche fofort, und zwar in erforderlicher Stärke, auf die bedrohten 
Punkte entfendet werden könnten; zu ſolchem Zwecke auch, nad) vorgän- 
giger Verabredung unter fi, die Sammelpläge der Zruppen zu beftim- 
men; infofern e8 aber zwedmäßig erfchiene, mobile Kolonnen zu formiren 
und außgerdemdurhdieBürgerbewaffnung (sic!) dahin mit- 
zuwirfen, baß den Gefahren vorgebeugt werbe, welche für die Orb⸗ 
nung und Ruhe in Deutſchland aus dem Webertritt zahlreicher oder gar 
bewaffneter Schaaren von Arbeitern auf das beutfche Gebiet drohten; 

2) die königliche bairifche Regierung gleichfalls zu erfuchen, in Be⸗ 
ziehung auf bie Bundesgränze ber betriſchen Rheinpfalz ähnliche Bor- 
fehrungen zu treffen; 

3) die Regierungen von Baiern, Baden, Kurheſſen, dem Groß⸗ 
herzogthum Heſſen, von Naſſau und Heſſen⸗Homburg dringend aufzu⸗ 
fordern, durch geeignete Vorkehrungen im Allgemeinen, namentlich aber 
auch auf den verſchiedenen Eiſenbahnhöfen vorzugsweiſe durch Bürger⸗ 
bewaffnung und eventuell durch Militär es zu bewirken, daß zu den be⸗ 
abſichtigten Volksverſammlungen, ſowie auch zu der Verſammlung (sic!), 
welche am 30. März und ben folgenden Tagen in Frankfurt am Main *) 
angeſetzt wäre, überall fein nicht autorifirter bewaffneter Zuzug ftatt- 
haben Fönnte. 

Die Entlaffung dentfcher Arbeiter aus den franzöfifchen Werkſtellen 
und Fabriken trug allerdings in hohem Grabe dazu bei, daß bie brotlos 
gewordenen deutfchen Proletarier an die Rückkehr nad) Deutſchland und 
an die Infurgienng der fonft fo friedlichen, von Eichen und Linden ſtill 


*) Siermit ift das Borparlament gemeint, 
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befchatteten Heimifchen Erbe dachten. Unter ihren Augen war die Errich⸗ 
tung der franzöfifchen Republik gefchehen, und fie fahen es jeden Tag 
mit an, welche wichtige Rolle in dem neuen Freiſtaate die franzöfifchen 
Arbeiter übernommen hatten. Kein Wunder, daß auch fie fi zu 
Großem berufen fühlten, zumal fich ihnen gebildete Führer zugefellten, 
die fie anfeuerten und organifirten. 

Uebrigens wurden durch den Stillftand der Geſchäfte die dortigen 
dentſchen Arbeiter nicht allein außer Berdienft gefegt. Den beigifchen 
und englifchen Arbeitern paflirte das Nämliche. „Anftatt uns hier das 
Brot wegzunehmen,“ mochten zu den fremden Konkurrenten der Arbeit 
die franzöfifchen Genofien jagen, „würdet ihr viel Flüger und würdiger 
handeln, wenn ihr in euer eignes Land zurückkehrtet und daſelbſt nad) 
unferm Beifpiele die Tyrannei ftürztet.” Den franzöfiihen Behörden, 
die ſchon genug für ihre eigenen Arbeiter zu forgen hatten, mußte 
e8 lieb fein, wenn fie fich auf fo glimpfliche Weife der fremden hungri⸗ 
gen Leute entledigen konnten. 

Die belgifchen Arbeiter, welche Frankreich zu verlaffen ſich genöthigt 
fahen, unternahmen einen ähnlichen Einfall nach Belgien, wie derjenige 
war, welcher nad) Baden projektirt wurbe, fcheiterten damit aber 
pollftändig. 

Was die in Frankreich feither befchäftigten englifchen Arbeiter an- 
betrifft, fo gab damals ihr Geſchick Anlaß zu Erörterungen im englifchen 
Barlamente. Anfangs März 1848 nämlich wurden eine Anzahl englifcher 
Arbeiter und Arbeiterinnen, die in den Fabriken Rouen's verwendet 
worben waren, durch die franzöfifchen Arbeiter verjagt, indem diefe von 
ben Yabrilanten die Entlafjung ihrer Rivalen verlangten. Die in die 
Enge getriebenen Engländer flüchteten fich, ohne ihre Löhne und Kleider 
mitzunehmen, in größter. Haft auf ein Dampfboot und einige davon 
Iandeten am 4. März auf dem Boden Altenglandse in Portsmouth. 
Andere dagegen waren um die Erlaubniß eingelommen, noch einige Zeit 
tn Rouen verweilen zu dürfen, um ihr Eigentum zu erlangen. Der 
Bürgermeifter (Maire) von Rouen gab ihnen am 6. März den Befcheid, 
dag zwei Schiffe mit 97 Perfonen, welche Iettere alle Flachsarbeiter 
(fax-workers) waren, in Portsmouth angelommen jeien. Hierauf fegelten 
auch fie am 6. März abends ab. Manche davon waren von Dundee 
und Ölasgow, die meiften jedoch von Dublin und Belfaſt. Als ber 
englifche Geſandte Lord Normanby von der Vertreibung feiner Lands⸗ 
leute unterrichtet wurde, begab er fi zum Haupte ber propiforifchen 
Regierung und erzählte ihm, was vorgefallen war. Lamartine verfprad,, 
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dafür Sorge tragen zu wollen, daß ähnliche Szenen ſich nicht wieder 
ereigneten *). 

Es kann fomit feinem Zweifel unterliegen, daß auch der nach Baden 
beabfichtigte Treifchaarenzug der deutfchen Arbeiter in Paris eine foziale 
Grundlage Hatte, wenn auch der Ruhm des bramarbafirenden Dichter: 
Generals Herwegh und die opferfreudige Begeifterung des muthigen, 
aber einem fchredlichen Looſe vorbehaltenen Bornſtett's dazu beitrugen, 
dem Knurren des Hungrigen Magens Schweigen zu gebieten. Die von 
den deutjchen Regierungen zur Auskundfchaftung der republikanifchen 
Erpedition unterhaltenen Spione (observateurs), fowie die in folcher 
aufgeregten Zeit unermüdlich thätige Fama vergrößerten bald die Gefahr 
durch übertriebene Angaben Hinfichtlicdh der Zahl, der Yührung, der 
Zufammenfegung und der Pläne des republifanifchen Korps, fo daß fich 
ihon am 26. März die badifche Regierung bewogen fand, der durch⸗ 
lauchtigen deutſchen Bundesverfammlung neue Aufichlüffe deßhalb zu 
machen. Dieſe Aufjchlüffe befundeten arge Beforgniß und lauteten fol- 
gendermaßen: 

„Seftern abends gegen 11 Uhr jind dem fubftituirten (d. 5. dem 
in Abweſenheit des badifhen mit Führung der badiſchen Stimme be- 
“ trauten großherzoglich heſſiſchen) Gefandten von der großherzoglichen 
(badifchen) Kegierung aus ganz zuverläffiger Quelle Mitteilungen von 
hoher Wichtigkeit zugelommen, welche er ohne Aufſchub zur Kenntniß 
hoher Bundesverfanmlung zu bringen fid) verpflichtet Hält. Es fteht 
nämlich den: beutfchen Bundesgebiete von vereinigten Deutfchen und 
Polen in Kurzem ein Angriff bevor, welcher unverzüglich die Anwendung 
mögfichft umfaflender und energifcher militäriſcher Gegenvorkehrungen 
aufs Dringendfte erfordert. 

Die erften 500 Marfchrouten follten Donnerstags den 23. d. M. 
von dem leitenden Parifer Komité ausgeftellt werden; Freitags den 
24. d. M. früh follte das erſte Batailloı abgehen. Man nimmt an, daß 
in 14 Zagen gegen 10—12,000 Deutfche und ein Paar Zaufend Polen 
am Rhein fein werden; Emifjäre find vorausgegangen, einer nach dem 
Kheinkreife, einer nach Mannheim, beide eiuflußreich unter dem dortigen 
Bolfe; die deutfhe föderative Republik fol in Zweibrüden und 
Mannheim zugleich ausgerufen werden; alle Fürſten follen ver- 
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*) Siehe die Interpellation Stratfords im engliihen Haufe der Gemeinen 
unterm 9. März 1848 und die offizielle Antwort Sir George Grey's (Parliamen- 
tary Debates, dritte Serie, Band 97, Seite 336). 
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trieben werden. Für Waffen ift an der Gränze geforgt. Man zweifelte 
nicht, daß das Parifer Bolf die gemeinfchaftlihe Manifeftation der Dent- 
fchen und Polen unterftügen, und die dortige Regierung außer Stand 
fein werde, den Zug zu verhindern. Wahrfcheinlich ift bereits ein 
Kriegs-Komite eingefegt und der Dberbefehl einem er- 
fahrenen polnifhen General übertragen. Franzofen und 
Schweizer werden fi) dem Zuge anſchließen; als wahrfcheinlich wird 
angenommen, daß der Rhein Üebergang auf Schweizer Boden er- 
. folgen werde. 

In dem zunächſt abgehenden Bataillone ift ein Detachement, au 8 
intelligenten nnd fogar hinreihend bemittelten Leuten 
beftehend, welche zur befondern Aufgabe haben, einige Tage vor der 
Ankunft des Gros der Armee auf das rechte Rheinufer überzugehen und 
die dortigen Völker zum Aufruhr aufzureizen. 

Die proviforifche Regierung der deutfhen Republif 
fommt mit einem vollftändigen Programm nad) Deutfd- 
land, deſſen Devife ift: „„Alles für das Volk, Alles durd 
das Volk!““ 

Hohe Bundesverfammlung wird aus diefen Mittheilungen die 
Ueberzeugung fchöpfen, daß die Gefahr für Deutfchland viel größer ift, 
als fie bei den in der geftrigen Situng zu deren Abwendung gefaßten 
Beichlüffen unterftellt wurde, Daß daher diefe nıht mehr als 
zureihend zum Schuge Deutſchlands betrachtet werden 
fönnen.“ 

Die foeben mitgetheilte Schredensnachricht übte auf die diploma= 
tiſchen Herren der Efchenheimer Gaffe eine erfchütternde Wirkung ans. 
Ihre bereits gefaßten Befchlüffe fehienen ihnen weit hinter den Erfor- 
derniffen der fehauderhaften Lage zurüdzubleiben. Nachdem alfo der 
bannöverifche Gefandte Namens des Ausfchuffes für militärifche Ange- 
legenheiten einen dem vorausgefeten Sachverhalte angemefjenen Vortrag 
erftattet hatte, wurden folgende Anträge zum Befchluffe erhoben: 

1) das 7. und 8. Bundes =» Armee - Korps fofort auf den voll- 
ftändigen Kriegsfuß zu fegen und zur möglichft fchnellen Verwendung 
zufammenzuziehen ; 

2) die königlich baierifche Regierung un Ernennung eines Befehle- 
habers diefer beiden Korps zu erfuchen *); 


*) Wir haben fon oben mitgetheilt, daß ein baierifcher Prinz für den Ober- 
befehl auserforen wurde. 
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3) dem Oberbefehlshaber die Beitimmung der BVereinigungspunkte 
und die Anordnung der etwaigen Dislofationen zu überlaffen; 

4) die Regierungen von Würtemberg, Baden und dem Großherzog 
thume Hefien zu erfuchen, fich über die Wahl eines Befehlshabers des 
8. Armee-Korps zu verftändigen und Anzeige hiervon zu machen; 

5) gegen die höchſten Regierungen von Baiern, Würtemberg, Baden 
und vom Großherzogthume Heſſen den Wunfch auszufprehen, zu ver- 
witteln, daß die Bürgerbewaffnung nad) vorgängigem Einvernehmen der 
betreffenden Zivil- und Militär- Behörden erforderlichenfall8 mitwirfe ; 

6) den Oberbefehlshaber aufzufordern, über die politifchen und 
militärifchen Ereigniffe fortgefeßte Mittheilungen einzufenden, und nament- 
lich auch in dem Falle, in welchem er die ſchon vorhandenen militärifchen 
Kräfte verftärkt zu fehen wünfchen follte, fchleunige Anzeige beim Bunde 
zu machen. Und fo weiter, 

Der großherzoglich heſſiſche Gefandte theilte noch mit, daß er von 
feiner Regierung beauftragt fei, in Folge der von der Schweiz her dro- 
henden Einfälle in das Bundesgebiet, unter der vorausgefeßten Bereit- 
ſchaft der föniglicd) preußifchen Armee-Korps am Nieder - Rhein, die un- 
verzügliche Aufftelung des neunten und zehnten Bundes-Armee-Korps 
zu betreiben. 

Die armen deutfchen Arbeiter in Paris träumten nit im Entfern- 
teften davon, daß ihr Führer Herwegh, noch ehe e8 zum Schießen Fänte, 
bei der Ankunft auf deutfchem Boden fogleih vom Hirfchfieber befallen 
werden, das Hafenpanier ergreifen, feine Leute fehmählih im Stiche 
laſſen, fih als einen Bauer verfleiden und alddann, während fie ihr 
Blut vergöfien, auf dem Boden eines Daches Hinter einem alle, vor 
welchem feine ebenfall8 in Bauernkleider vermummte Gemahlin als 
Barrifade läge, das alte Sprüchwort bewahrheiten würde, daß weit ent- 
fernt fiher vorm Schuß fei. Noch viel weniger aber fonnten fie eine 
Ahnung davon Haben, daß der deutfche Bundestag vor ahthundert Mann 
in fo panifchen, kaum glaublihen Schreden gerathen und aus diefem 
Grunde, um ihnen einen würdigen Empfang zu bereiten, mehrere Arntee- 
Korps gegen fie auf die Beine bringen werde. 

Es war dem Bundestage fehr viel daran gelegen, daß die Bürger 
bei der Abwehr des Arbeitereinfals mitwirkten. Zu diefem Behufe wurde 
den Befigenden vor den einbrechen wollenden Schaaren bang gemacht. 
Fremdes Raubgefindel, Lumpen aus aller deutfcher Herren Ländern, aus⸗ 
gehungerte Bettler, die aufBeute ausgingen, waren nad) den reaktionären 
Schilderungen fo eben in Begriff, gleich Heufchreden über Baden herzus 

13* 
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fallen, die Sicherheit des Eigentbums und der Perfonen zu gefährden und 
alle Grundlagen der Zivilifation zu zerftören. Wenn die Befitenden fich 
einschüchtern ließen, war man ficher, daß die beabfichtigte republifanifche 
Schilderhebung fehl fchlagen mußte. Halfen fie diefelbe aber vollends gar 
befämpfen, fo fonnte man den Arbeitereinfall als ein fchändliches, gegen - 
die Souveränetät des babdifchen Volkes unternommenes Attentat dar- 
ftellen. 

Die meift aus Arbeitern beftehenden deutjchen Vereine der Schweiz 
waren alsbald nad) dem Siege der Pariſer Revolutionäre zum Entſchlufſe 
gelangt, einen Freifchaareneinfall nach Süddeutfchland ins Werk zu jegen, 
dort die Fürften zu vertreiben und das republifanifche Banner aufzu⸗ 
pflanzen. Sie hatten fid) organifict, einererzirt und mit Waffen verfe- 
ben. Zwar hatte der Schweizer Vorort Bern das Öffentliche Ererziven und 
den bewaffneten Zug auf eidgenöflifhem Boden unterfagt; allein manche 
Kantons - Regierungen begünftigten den Einfall und Ieifteten ihm ins⸗ 
geheim hülfreihe Hand. In Genf gewährte die Regierung den Yrei- 
willigen, die nach Deutfchland zum Aufftande ziehen wollten, freie Fahrt 
über den Genfer See nad) Lauſanne, wo beim Landen verjchiedene Mit- 
glieder der Regierung die Freifchaarenmänner mit hHerzlicher Umarmung 
empfingen, um ihnen freie Verköftigung und Wohnung anzumweifen, umd 
dem deutſchen Bundestage wurde fogar die Mittheilung gemacht, daß die 
Berner Regierung dem zum Oberbefehl&haber des Freiſchaaren-Korps er- 
wählten Johann Philipp Beder einen Vorſchuß von 45,000 Franes ge⸗ 
leiftet habe.*) Die Bekleidung der in der Schweiz ſich bildenden Frei- 
ſchaaren beitand in einem Käppi aus Wachsleinwand, in einer blauen 
Blufe und in einem Ledergürtel um die Lenden, der zugleich die Patron⸗ 
tafche trug. Als e8 zum Aufbruche fam, z0g kaum der vierte Theil “De 
rer, die fich in der erften Begeijterung hatten einzeichnen laſſen, und zwar 
marfchirten diefe Freiwilligen, nachdem ihre Waffen in Kiften an die 
Gränze gefhidt worden waren, verzettelt in Fleinen Haufen, aber mit 
guter Mannszucht. Johann Philipp Beder in Biel, ein zum Bourgeois 
aufgerücter früherer Bürftenbinder, bewies ſich wohl als guter Tärm- 
macher, aber al8 ganz fchlechter Führer, der nicht einmal feinen Leuten 
gleich- und rechtzeitig die Ordre zum Aufbruche ſchickte. Auffällig war 
befonders die Begeifterung, welche die Bewohner des Kantons Neufchatel 
beim Durchmarſch der Freifchaaren für die republifanifche Sache an den 
Tag legten. Auf den Dörfern um Neufchatel vergofien Männer und 





*) 28. Sigung der deutichen Bundesverfammlung vom 4. April 1848, 8. 221. 
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Frauen Thränen der Rührung und riefen, indem fie ihrer preußifchen 
Herrfchaft gedachten, den deutjchen Republilanern zu: „Schlagt fie todt, 
die Hunde, wenn ihr hinauskommt!“ 

Hätte die Schweiz jetzt tüchtige Staatsmänner befefjen, fo würbe fie 
nicht nur für die Intervention, womit fie erft noch vor Kurzem bedroht 


worden war, reichliche Rache genommen, fondern auch in Europa bei der 


neuen Wendung der Dinge eine fehr hervorragende Rolle gefpielt haben. 
Aber die meiften radikalen Führer der Schweiz waren ebenfo befchränkt, 
wenn nicht noch bejchränfter, als in Frankreich Lamartine. Es zeigte 
fi) , analog fo vielen übereinftimmenden andern Erfcheinungen, auch 
hier, daß das Bürgerthum nichts großes Rolitifches mehr verridh- 
ten Tann. 


Zur Befämpfung des aus Frankreich drohenden Arbeitereinfalls hatte 
der Bundestag, abgejehen von der Bürgerwehr, urfprünglicd) 65,000 Dann 
beftimmt. Da jedoch hiervon ein beträchtlicher Theil ausfiel, der entweder 
zu weit zurüdlag, um fofort bei der Hand zu fein, oder wegen Mangels 
an Pferden nicht fogleich ausrüden konnte, oder auch wegen der daheim 
ausgebrochenen Unruhen nicht zu entbehren war oder endlid zur Be— 
fegung der Bundes- und Landesfeftungen zurücbleiben mußte: fo hatte 
nicht nur Preußen bei Koblenz ein aus 12 Bataillonen, 12 Schwadro— 
nen und 4 Batterien beftehendes disponibles Korps gebildet, fondern es 
wurde auch das 9. und 10. Bundes-Armee-Rorps auf die Stärke des 
1-prozentigen Kontingents gebracht, um zur Rettung des Vaterlandes 
beizutragen. Der Theil der zweiten Divifion des 9. Armee-Korps, wel⸗ 
her aus Furheflifchen Landeskindern beftand, follte raſch konzentrirt und 
an der füdlichen Gränze des Kurftaats aufgeftellt werden. Außerdem 
wurde die öfterreichifche Regierung erfucht, nach Raftatt ein Trittel der 
vollen Kriegsbefagung zu fchiden, für Ulm die Ergänzung zur vollen 
Kriegsbefagung bereit zu Halten und zwar ihre Truppen zuerft nad) Ra- 
ftatt, dann nad) Ulm und zulegt nad) Mainz zu entfenden. 

Bei der erften Nachricht von dem drohenden Arbeitereinfall hatte 
die baierifche Negierung auf der Stelle 7 Bataillone Infanterie, 5 Es— 
tadronen Kavallerie und eine Sechspfünder-Batterie in Eilmärjchen nad) 
der Pfalz beordert. Ferner erhielten 5 Infanterie - Bataillone, 6 Schwa⸗ 
dronen Cheveaur⸗Legers und eine Sechspfünder-Batterie unter dem Kom: 
mando eines Brigadiers den Befehl, nad) Menımingen aufzubreden, 
um dafelbft fich für die Hülfeleiftung an der ſudwefllichen Gränze bereit 
zu halten. 
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Gegen den beabfichtigten Einfall aus der Schweiz, deſſen Stärke 
die Spione übertrieben auf 12 — 15,000 Mann angaben, fchidte die wür- 
tembergifche Regierung am 2. April 2 Negimenter Infanterie, ein Rei- 
ter-Regiment und cine Batterie von 6 Kanonen vorläufig nad) Rottweil, 
unterließ aber nicht, weitere Truppen ſowohl zur Verftärfung diefes Korps, 
als auch zur Entfendung an andere bedrohte Punfte — unter der Vor⸗ 
ausfegung von der Beihülfe der Nachbarftaaten — bereit zu halten. Auf 
Erfuchen der äußerft ängftlichen badifchen Regierung vom 3. April, die 
Tags zuvor in den Schwarzwald abgegangenen Truppen wo möglich zu 
vermehren und folche bi8 Donauefchingen vorrüden zu Laffen, erließ das 
würtembergifche Kabinet nody an 2 Bataillone (d. h. 1,370 Mann) In⸗ 
fanterie und an A Schwadronen Reiterei der Garnifon Ulm den Be- 
fehl, ebenfall8 in jene Gegend zu marfchiren, während gleichzeitig dem 
Generallieutenant von Miller die Vollmacht ertheilt wurde, mit dieſen 
und den übrigen unter feinen: Befehl ftehenden Truppen nöthigenfalls 
über Rottweil hinaus vorzurüden. 

Inzwifchen fteigerte fi) nach den von der großherzoglich badifchen 
Regierung gegebenen Nachrichten die Gefahr zufehends. An Kurheſſen, 
deffen Regierung wegen der durch die Einquartierungslaft hervorgerufe- 
nen Aufregung und wegen der durch die Bundesfriegsverfaflung un- 
zuläffigen Trennung des Korps die Konmzentrirung an der füdlichen 
Sränze des Kurftaats nicht vornehmen wollte, erging darum die drin— 
gende Aufforderung, der Anordnung des Bundestags fofort zu willfah- 
ren und auf der Stelle den Oberbefehlshaber des Korps zu ernennen. 
Sodann wurden die hohen Regierungen von Schwarzburg-Sonder&haufen, 
Schwarzburg-Rudolftadt, Hohenzollern- Hechingen, Liechtenſtein, Hohenzol- 
lern- Sigmaringen, fowie von Reuß älterer und jüngerer Linie aufgefor- 
dert, ihre Kontingente ohne weiterm Aufſchub zur Kriegsbefegung der 
Bundesfeftung Landau abmarſchiren zu laffen. Baiern Hatte unverzüg- 
ih) den Kommandanten der Bundesfeftung Ulm zu ernennen, und der 
Gouverneur von Ulm (Graf zur Lippe-Bifterfeld) follte nebft dem Kom- 
mandanten von Raſtatt fofort beeidigt werben. 

Trotz diefer umfaffenden Vorkehrungen fühlte fi) die badifche Re— 
gierung immer nod) nicht beruhigt. Der geheime Kath Profeffor Dr. 
Welder, ihr neuer Bundestagsgefandter, fchilderte im ©egentheil am 
15. April die Lage als höchft gefährlich, weil in förmlichen Froflamationen 
zum DBürgerfriege aufgefordert würde, und weil mit den Zuzügen aus 
Frankreich eine aufrührerifhe Schilderhebung im Innern des Landes zu- 
fanmenfiele. In Gemäßheit mit den badifchen Anträgen mußten nun 
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die kurheſſiſche und naffauifche Regierung ihre Kontingente zum Anfchluß 
an das achte Armee-Korps unverzüglich in Marſch ſetzen. 

Heder und Struve, im Jahre 1848 die beiden fähigften Führer des 
deutfchen Bürgerthums, hatten nicht die Energie befellen, aus eigener 
Initiative einen republifanifchen Aufftand zu organifiren. Doch glaub 
ten fie jeßt den drohenden Einfall deutfcher Arbeiterfchaaren aus Yranl- 
reich und der Schweiz ausbeuten zu können, indem fie im badifchen 
Dberlande offen die Fahne der Empörung fchwangen. Inder batten fie 
angefichtö der von der Reaktion ausgeftreuten Bangigfeit vor den frem- 
den Räuberbanden nicht den Muth, fich mit den von Außen kommenden 
Freifchaaren völlig in’8 Einvernehmen zu fegen und hierdurch ein Zus 
fammenwirken zu ermöglichen. Namentlich wies Heder alle nicht badifche 
Hülfe weit von fi), und bloß Struve rief, als es fchon zu fpät war, 
die bewaffneten Arbeiterfchaaren der Schweiz um Unterftügung an. 
Ebenso wenig hatten fie in andern deutfchen Rändern den Ausbruch gleich» 
zeitiger Aufftände vorbereitet. Auf diefe Weife wurde der fchlecht ange» 
legte Aufftand, für den es fonft nicht an günftigen Chancen fehlte, un⸗ 
terdrüdt, und die von Außen einzeln und ungeordnet nach Baden ein- 
fallenden Trupps von der überlegenen Zahl der gegen fie bereit gehaltenen 
„dentichen“ Soldaten gefchlagen. 

Ehe es jedod zum Treffen fam, erſuchte das badifche Kabinet bie 
Regierungen der Schweiz und Frankreichs in Noten um Berhinderung 
der Einfälle. Ferner legte ſich auch der vom Borparlamente eingefekte 
Fünfziger-Ausſchuß zu Gunften der Reaktion ins Mittel, indem er in 
einem Aufrufe unterm 12. April die Deutfchen in Frankreich und der 
Schweiz abmahnte, in bewaffneten Maſſen nad) Deutfchland zurüdzu- 
fehren. Diefer Aufruf, unterzeichnet durd) den Präfidenten von Soiron, 
durch deſſen Stellvertreter Robert Blum aus Sachſen und Abegg aus 
Preußen, fowie durd) die Schriftführer H. Simon und Jakob Benedey 
aus Preußen und Briegleb aus Koburg, enthielt unter Anderm folgende 
lächerlich pathetifche Stelle: 

„Brüder! Es gilt der Welt das Beifpiel zu geben, wie die deutfchen 
Männer auf dem Wege der freien Berathung fich einigen zu einer großen 
Nation, wie fie Freiheit und Wohlftand dauerhaft gründen auf dem un- 
erihütterlihen Boden deutjchen Volkswillens *).“ 

Ein zweiter Aufruf des Fünfziger-Ausfchuffes vom 28. April Teiftete 
in der Dongquigotterie noch Gewaltigeres; denn er verband mit dem 


*) ©. Verhandlungen des deutichen Parlaments, Offizielle Ausgabe. Frank⸗ 
furt, 1848. 8. Erfter Band. 
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Lächerlichen das Gehäflige der Denunziation. Er war nämlid an 
das badifche Volk gerichtet und erging fich in folgenden Phrafen: 

„Iene, die fi) die Freunde des bdeutfchen Volkes nennen, find 
feine fchlimmften Feinde. Um ihren Willen geltend zu machen, jegen 
fie Alles aufs Spiel, was Deutfchland nad) langem Kampfe errungen 
und mit fehweren Opfern erruugen hat: feine Einheit, ſeine Freiheit. 
Der Reaktion öffuen fie Thür und Thor; den äußeren Yeinden ftellen 
fie das deutfche Land bloß... . Die badifhe Negierung hat zur Unter- 
drüdung des Aufruhrs ein Geſetz *) verkündet, welches die Zuftimmung 
aller wahren (!) Baterlandsfreunde findet. Unterftügßt die Aus— 
führung diefes Geſetzes! Deutfche Krieger eilen herbei zu Be— 
fümpfung der Empörer. Erkennt in diefen Kriegern Euere 
Brüder! Al Eure Freunde nehmt fie auf und ſteht 
ihnen bei, foweit Ihr Eönnt! Wenn Ihr das tut, 
wenn Ihr den Aufrührern Cure Städte, Eure Dörfer verfchließt, 
wenn Ihr die Unterftüßung verhindert, die Ucbelgefinn ihnen 
bieten möchten, jo wird .bald der Aufruhr unterdrüdt, und in fried- 
licher Weife der freie Ausdrud des wahren () Volks— 
willens möglich) werden, von weldhem allein die Aufrichtung der 
fünftigen Berfaffung von ganz Deutfhland und von jedem Ein- 
zelftaate abhängen kann.“ 

Wäre noch ein Beweis nöthig, daß das vom deutfchen Bürgerthume 
verfretene nationale Element der Reaktion gegen die Entwidelung der 
Bewegung von 1848 diente, fo würde er hinlänglich durch die vorer- 
wähnten beiden Aufrufe des Fünfziger-Ausfchufles geliefert werden. So 
abfurd fie aber auch waren, wurden fie doch noch durch den Vorſchlag Jakob 
Venedey's, eines Borftandse-Mitglieds des Fünfziger - Ausfchuffes, über- 
troffen. Venedey beantragte in der 24. Sigung des Fünfziger-Ausjchuf- 
je8 vom 28. April: 

1) & fol eine Parlaments-Wehr von 10,000 Mann, und zwar 

a) 2000 Mann Reiterei, 
b) 1000 Mann Kanoniere, 
c) 7000 Mann Infanterie 
gebildet werden. 

2) die Parlaments-Wehr wird gebildet aus Freiwilligen des Heeres, 

der Landwehr, der Bürger-Garde und der Turner. 


*) DaB oben mitgetheilte badiſche Aufruhrgejek. 
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3) die einzelnen Abtheilungen der Parlanıents - Wehr wählen ihre 
Unter-Offiziere und Offiziere felbft. 

4) Der Fünfziger - Ausfchuß, und fpäter das Parlament, wählen 
dagegen die Befehlshaber der drei befonderen Waffenarten, und ebenfo 
den Obmann der ganzen Parlaments-Wehr. 

5) Der Beruf der Parlaments-Wehr ift: die Ruhe und den Frieden 
im Lande wiederherzuftellen, wo er durch Gewalt der Waffen gegen die 
beftehenden Geſetze geftört worden ift. 

6) Der Fünfziger-Ausfhuß, und fpäter das Tarlament, wählt zwei 
feiner Mitglieder, die als Triedensftifter überall der Rarlaments-Wehr 
vorherziehen und ftets erft im Namen des Parlaments den Frieden 
bieten und ihn auf ale Weife herzuftellen fuchen, ehe die Macht der 
Waffen angewendet wird. 

7) Der Fünfziger - Ausfhuß, und fpäter das Tarlament, allein ver- 
fügen über die Parlaments - Wehr, beftinnmen ihre Standquartiere und 
fenden fie an die Orte, wo der öffentliche Friede durch Gewalt der 
Maffen und bewaffnete Schaaren gefährdet ift. 

8) Der deutfche Bund trägt die Koften der Parlaments-Wehr und 
forgt für die unmittelbare Bewaffnung ber Waffenabtheilungen. 

9) Der Fünfziger-Ausfchuß trägt beim Bundestage darauf an, daß 
die obigen Vorſchläge unmittelbar zu einem Bundesbefchluffe erhoben 
und ebenfo unmittelbar zu ihrer Vollziehung gejchritten werde. 

Venedey's Vorſchlag wurde in fo weit gewürdigt, als er an eine 
Kommiffion verwiefen ward, unter deren Händen er umlam, weil fich der 
Bundestag nicht ins Handwerk pfufchen Tieß. Aber der betreffende Antrag 
befundet nichtsdeftoweniger, daß Venedey wirklich Anlage zu jenem 
roitelet Jakobus dem Erften von Köln hatte, als welchen ihn Heinrich 
Heine fpäter verherrlichte. 

Nicht genug, daß der Fünfziger-Ausfhuß den reaftionären Maß- 
regeln fein moralifches Gewicht lieh, um einestheils die Aufftändifchen 
Ihwanfend zu machen, anderntheils ihnen in Baden den Boden zu ent- 
ziehen ; nicht genug, daß fich eine Menge Spione, die bie Bewegungen 
überwachten und Alles haarklein den Regierungen mittheilten, bei den 
Freiſchaaren Zutritt verfchafft Hatten; endlich nicht genug, daß bie 
Soldaten der Reaktion in furdjtbarer Heeresmacht aus einem ganzen 
Dugend deutſcher Staaten auf die Beine gebracht worden waren, um 
die Inſurrektion zu zermalmen und fie in Brei zu verwandeln, pour 
d&courager les autres: vermeinte die babifche Regierung die revolutio- 
nären Kräfte auch noch tHeilen und zum Abfall von der republilanifchen 
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Sache verleiten zu müſſen. Sie ſuchte daher ſowohl die Polen, vor deren 
militäriſcher Erfahrung man ſich beſonders fürchtete, abzuſplittern, als 
auch einen Theil der aus Frankreich gekommenen Arbeiter zum friedlichen 
Uebertritt auf deutſches Gebiet zu verlocken. Der badiſche Bundestags⸗ 
geſandte Geheimrath Welcker ſtellte deßhalb der deutſchen Bundesver⸗ 
ſammlung unterm 25. April vor, daß es zum Zweck baldigſter Be- 
freiung der weftlichen Gränze Deutfchlands von den Schaaren deutjcher 
Arbeiter als höchſt wünfchenswerth erfcheine: wenn die deutfchen Regie⸗ 
rungen denjenigen Arbeitern, welche an ben bewaffneten Arbeiterfchaaren 
al8 Gemeine oder auch als Führer theilnähmen, wegen diefer Theilnahme 
Straflofigkeit zuficherten, wofern diefelben unbewaffnet und vereinzelt 
friedlich zurüdtehrten und nicht zu den Anftiftern der Zuzüge gehörten. 
Zugleich ſchlug Welder vor, daß alle diejenigen Arbeiter, welche fich auf 
diefe Weife zum Abfall bewegen Liegen, nad) ihrem friedlichen Webertritt 
auf deutfches Gebiet nicht etwa ſich felbft überlafien, fondern alsbald 
ins Militär geftedt werden follten. Tiefer auf die Täufchung der Arbei- 
ter abgefehene Vorſchlag wurde in der 40. Situng der Bundesverfammlung 
($. 337) gemacht und dem am 29. Februar gewählten Ausfchuffe, welcher 
noch durch die Gefandten von Baiern und Hannover verftärtt ward, 
zur Begutachtung überwiefen. Laut dem in der nämlichen Sigung abge- 
faßten Separat-Protofolle wurde zudem befchlofien: 

1) Die betreffenden Regierungen, nämlid) die großherzoglich und herzog⸗ 
lich fächfifchen, die herzogl. anhaltifchen und die landgräflich Heffifche, zu 
erfuchen, fofort die zur Kriegsbefagung von Mainz beftimmten Kontin- 
gente der Referve-Infanterie-Divifion in marfjchfertigen Stand zu feßen 
und, daß dieß gefchehen, hier baldigft anzuzeigen; 

2) der Militär - Kommiflion auf den Bericht vom 14. April vor⸗ 
läufig einen Kredit von 150,000 Gulden auf den Zinjen- Fond und 
aushelfend den Mainzer Referve-Fond zu eröffnen, um aus diefen Gel- 
dern die Koften der dringendften Armirungs = Bebürfniffe für die Bun- 
desfeftung Mainz zu beftreiten. 

Es ift hierbei wohl zu beachten, daß die Reaktion fih in den Bun- 
desfeftungen zu halten gedachte, wenn etwa das offene Land ringsum 
von der Demokratie erobert würde. Aus diefer Berechnung erklären fid) 
die Konflikte, welche in den Feftungen Mainz, Ulm, Schweidnig u. f. w. 
zwifchen dem regelmäßigen Militär einerfeit® und ter VBürgerwehr und 
den demofratifchen Bereinen andrerfeits vorfielen. 

Was die Polen anbelangt, fo zeigte Welder bereits unterm 12. April 
(32. Situng, $. 263) an, daß die großherzogliche Negierung feit dem 
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5. diefes Monats eine Anzahl aus Frankreich im Großherzogthume an- 
gefommener Polen in unbewaffneten Abtheilungen von 40 Köpfen auf 
badifche Koften mit der Eifenbahn nad) Mannheim und von da mit 
Dampffchiffen bi8 Köln habe weiter transportiren und verpflegen lafjen. 
Zugleich ſprach er im Namen feiner Regierung die Hoffnung aus, daß 
von Seiten de8 Bundes diefer der Erhaltung der öffentlichen Ruhe ge- 
leiftete Dienft möge anerkannt und folglich ein Theil der desfallfigen 
Koften übernommen werden. 

Zufolge dem Protokolle der 36. Bundestagsfigung vom 17. April 
theilte das badifche Kabinet mit, daß 500 Polen gebeten hätten, unge- 
trennt und mit der Eifenbahn über Frankfurt nad) Galizien befördert zu 
werden. Auf diefe Anfrage gab der Bundestag den Beſcheid, daß die 
Polen nicht anders, als in der bisherigen Weife, befördert werden dürften. 

Die Weiterbeförderung der Polen gefhah aljo nicht, wie damals im 
deutfchen Publifum irethümlic geglaubt wurde, aus Sympathie mit der 
unglüdlichen Nation, fondern in der Abficht, die in und um Baden an- 
gehäuften revolutionären Kräfte zu trennen und abzuſchwächen. Die 
Sympathie, welche das deutfche VBorparlament den Polen bewiefen hatte, 
wurde dabei von der Reaktion mit ansgefuchter Pfiffigkeit zu benugen 
verftanden. Nur wenigen von den aus Baden fortgefchafiten Polen war 
e8 vergönnt, ihr Vaterland wiederzufehen. Denn die meiften von ihnen 
waren mittellos und wurden in Hannover und Braunfchweig, vorzüglich 
aber in der preußifchen Provinz Sachſen (zu und um Magdeburg), inter: 
nirt. Ihr 8008 glich dem der Kriegsgefangenen. 

Sowie für Baden die Hauptgefahr befeitigt war, wurden dem 
Tolen-Transporte Schwierigkeiten in den Weg gelegt. Nun fchidte die 
badifche Regierung einen befondern Kommiffär nad) Kehl zur Hand- 
habung der Fremden-Rolizei. Es wurde ferner gefordert, daß die Reifenden 
auf den von den franzöfifchen Behörden ausgefertigten Marſch-Routen 
nicht bloß ihren Namen, Heimathsort und ihr Land aufwiejen, fondern 
daß auch die außsftellende Behörde fic verbindlich machte, alle diejenigen, 
welche deffenungeachtet an der preußifchen und öfterreichifchen Gränze 
zurüdgewiefen würden, wieder bei ſich aufzunehmen. Bon dieſer Anord⸗ 
nung ward dem Fünfziger-Ausfchuffe Kenntniß gegeben, als er wieder- 
holt forderte, daß allen aus Frankreich heimkehrenden Polen der völlig 
ungehinderte Durchzug durch Deutfchland verftattet und erleichtert würde. 
Weil der Fünfziger-Ausfhuß aus lauter geringen Kapazitäten beftand, 
hieß er fi vom Bundestage auf diefe jämmerliche Art wirklich abfertigen. 
Ebenſo leicht ließ er fic durch die Erklärung der preußifchen Regie⸗ 
rung zufriedenftellen, daß in Köln feine Polen zurüdgehalten oder abge- 
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wieſen würden, ſondern daß, nachdem etwa 900 Polen unentgeltlich auf 
der Eiſenbahn befördert worden wären, dieſe Beförderungsweiſe — an 
welcher auch Franzoſen und Andere ungehörigerweiſe theilgenommen 
hätten — auf diejenigen Polen habe beſchränkt werden müſſen, welche 
nachweislich dem Großherzogthume Poſen angehörten. Seit der Ein- 
führung der namhaft gemachten Beſchränkungen und Schikanen hörten 
begreiflicherweiſe die Zuzüge der Polen aus Straßburg über Köln auf. (Die 
genauen ftatiftifchen Nachweife über die an den Polen verübte Unter: 
nirung werden geliefert werden, wenn wir in einem andern Theile unfers 
Werks auf die Kompenfation der militärifchen Leiftungen zu fprechen 
fomnten.) 

Die erfte Nachricht über die Operationen in Baden erhielt der Bun⸗ 
destag in einer Meldung Friedrich von Gagern, de8 Kommandanten 
der 2. Divifion des 8. Armeekorps. Diefer Bericht lautete wörtlich: 

„Schon am 11.d. M. (April) marfdirte eine Arbeiterabtheilung 
von 150 Dann durch Roaft (cheinaufwärts), den 13. circa 200 Mann 
über Roaft nad) Großheim, wo fie einguartirt wurden und übernad)- 
teten. Am 14. marfchirte die Kolonne weiter und ftehen *) am 15. d. M. 
in Markolsheim, was gar feinem Zweifel unterworfen ift. — Die Arbeiter 
find mit Piftolen und Dolchen bewaffnet, ziehen geordnet und halten 
gute Mannszucht. — Es verlautet ferner, daß bei Sponed oder bei 
Rheinau eine Landung verjucht werben fol, leßterer Ort foll der gün- 
ftigere fein. Eine gleichzeitige Yandung an beiden genannten Orten dürfte 
vielleicht ebenfalls ftattfinden. — Auf den 16. April werden 400 - 500 
deutjche Arbeiter, aus dem Innern Frankreichs kommend, in Straßburg 
erwartet; auf den letten Stationen von legterem Ort werden fie durd) 
die Einwohner auf Wagen freiwillig geführt, damit fie noch rechtzeitig bei 
dem heutigen Feſt eintreffen können — Die bei Möcdelsheim ftehende 
Kolonne erwartet 1500 Mann Deutſche, welche Zahl durch franzöfilche 
Proletarier bis auf das Dreifache anwachfen dürfte. — Der heutige 
Tag dürfte ein ernfter werden, — doch ift das Feſtungsthor in Straß- 
burg gegen Kehl Heute bis zur Beendigung der Feierlichkeiten gefchlofien. 

Der Divifions - Kommandant 
(gez) Sr. vd. Gagern.“ 

Hierauf forderte der Bundestag **) die Gefandten von Baiern, 

Würtemberg, Baden, Kurheffen, Heffen-Darmftadt und Naffau auf, un 








*) Sollte beißen: „Und fie fteht.“ 
**) S. Separat-Protofoll der 37. Sitzung vom 18. April 1848. 
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verzüglich auf dem kürzeften Wege die von der Militär-Kommiſſion ge— 
wünfchten und auch der Bundesverfammlung nothwendigen Nacyrichten 
zu verfchaffen; befonders verlangte der Bundestag vom großherzoglich 
badifchen Gejandten zu willen, ob das Borrüden der naffauifchen und 
kurheſſiſchen Truppen an die badifche Gränze nnd in's badifche Rand ge- 
wünfcht werde. Aus legterem Umftande geht hervor, daß die Naflauer 
und Kurheilen — ſei es, weil fie die Folgen fcheuten, oder weil fie ſich 
zu langſam gerüftet hatten, — nicht jo raſch gewefen waren, wie der 
Bundestag und die badifche Regierung gewünfcht und vorausgefegt 
Hatten. 

Wahrjcheinlich handelte es fic bei diefer Verzögerung um die Ver⸗ 
pflegungstoften. Denn die badische Regierung ftellte gleich nachher den An- 
trag auf Erlaß eines Gefeges über gleihmäßige Verpflegung, „um den 
bei fpäterer Abrechnung zu erwartenden Schwierigfeiten zu begegnen.“ 
Ehenfo brachte frz darauf der würtembergifche Gefandte zur Sprache, 
„daß, nachdem in Folge des Bundesbejchluffes die Aufftellung des ad- 
ten Armeeforps erfolgt ift, die hierdurch veranlaßten Koften aud) vom 
ganzen Bunde getragen werden müfjen.“ ber erft am 17. Juni fette 
über diefen Gegenftand die Bundesverfammlung Folgendes feft: 

„So lange ein allgemeines Militär - Berpflegungs - Reglement vom 
Bunde nicht vereinbart ift, und infofern befondere Verträge unter den 
betheiligten Staaten nicht beftehen, fol Verpflegung und Transport für 
Bımdbestruppen auf anderem Bundesgebiet nad) den Geſetzen und Ge- 
bräuchen des Landes gefchehen, in welchen fid) die Bundestruppen auf- 
halten, und die Vergütung dafür nach demfelben Maßſtabe erfolgen, wie 
er gefegslich für die eignen Truppen des betreffenden Landes bei Märſchen 
und Einquartierungen beftimmt ift.“ 

Inzwifchen erging am die in Heidelberg und? Mannheim liegenden 
nafjauifchen Truppen der Befehl, in's badifche Dberland vorzurüden, und 
auch der Kurheflifche General von Bauer wurde aufgefordert, daß er in 
Gemäßheit des Bundesbeichluffes vom 15. April fchleunigft mit feinen 
Truppen in das Großherzogthum zum Anfchluffe an das achte Bundes⸗ 
Armee-Korps marſchiren möge. — Die erften naffauifchen Truppen, be- 
ftehend aus 900 Dann Infanterie nebft 2 Gefchügen und ber erforder- 
lichen Maunfchaft, Befpannung und Munition wurden am 20. April 
vermittelft der Eifenbahn nad) Baden befördert. In den nächften Tagen 
folgten denfelben gleichftarke Züge nad), fo daß die in Baden ftehenden 
Naſſauer fhon am 24. April zufammen 3500 Mann ausmachten. Was 
die Kurheſſen betrifft, fo warb kraft allerhöchjfter Entfchließung vom 
17. April eine mobile Kolonne gebilbet, die aus 6 Bataillonen Infanterie, 
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2 Kompagnien Jägern, 6 Eskadronen Huſſaren und 2 Batterien Ar- 
tillerie (4 4 Geſchützen), nebſt einer Abtheilung Pionnieren beſtand. Den 
27. April gingen für die naſſauiſchen Truppen von Wiesbaden weitere 
4 Geſchütze mit 96 Mann und 73 Pferden, ſowie ein Detachement Pion- 
niere ab. Die Mannfchaft und Pferde des naſſauiſchen Bagage-Trains 
verließen Wiesbaden nicht vor dem 1. Mat. 

Die Militär-Kommiffion des Bundestags erhielt unterm 19. April 
eine Mittheilung vom badifchen Kriegsminiſterium, worin gemeldet wurbe, 
daß am 16. April 400 von Paris gefommene deutfhe Arbeiter bei Kehl 
ftanden, Bom 15. auf den 16. verjuchten etwa 300 Arbeiter den Ueber- 
gang bei Breifach, was vereitelt wurde. Bon den Aufrührern im See- 
frei war befannt, daß in Bonndorf am 16. die Duartiermadjer für 
1500 Senjenmänner Quartier beftellt hatten. Zwifchen Stehlen und 
Bonndorf waren 500 Mann, theils mit Gewehren, theil8 mit Senfen 
bewaffnet, gejehen worden. Ta fie am 17. über Lenzkirch hatten nad) 
Freiburg vorrüden wollen, fo wurde hieraus der Schluß gezogen, daß 
die Aufrührer des Seefreifes und die aus Tranfreich kommenden Arbei- 
ter fi) bei Freiburg die Hand reichen wollten. Mannheim befand fich 
in großer Aufregung. | 

Die niedere Volksklaſſe verfuchte dort die jogenannten „beſſern“ Bür- 
ger (da8 heißt: die vermögenden Leute, die auch in England our bet- 
ters genannt werden) — durch Gewalt einzufchüchtern, fo daß 3 Kom- 
pagnien des badischen Leib-Infanterie-Regiments und ein Zug Artillerie 
dahin gefchidt werden mußten. Außerdem ftanden anderthalb Batail- 
Ione Baiern in Ludwigshafen; doc war über das Einrüden derfelben 
nad) Mannheim nod) Nichts befannt. — „Da dieje Truppen" — fo ſchloß 
der Bericht — „für eine Stadt wie Mannheim, wo felbft auch die 
große Zahl der Uebelmollenden bewaffnet ift, bei einem wirklichen Zu— 
fammenftoß nur ſehr ſchwach, und überdieß der bedrohten Punkte zur 
Zeit fehr viele find, fo werden Euer Hochwohlgeboren Selbft erkennen, 
daß fchleuniger Zuzug bundesfreundfchaftlicher Hülfe im höchften Grad 
zu wünfchen ift.“ 

Eine fpätere, dem Bundestage am 29. April vom Kriegsfchauplak 
zugehende Melbung befagte, daß am 27. Prinz Karl von Baiern von 
Stuttgart nach Karlsruhe abgegangen und daß der baierifche General 
von Baligand am 24. mit den königlich baierifchen Truppen, ohne auf 
Widerftand zu ftoßen, in Konftanz eingerüdt war. 

Zufolge dem Separat-Protofolle vom 1. Mai gab ein Bericht des 
baierifchen Prinzen Karl Auffchluß über das Treffen bei Kandern vom 
20. April, über das Gefecht vor Freiburg vom 23. und über die vom 
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badiſchen General Hoffmann am 24. April vollbrachte Erſtürmung letzt⸗ 
genannter Stadt. Das 8. Armee-Korps war hierauf in drei Beobadh- 
tungs⸗Korps getheilt und einem jeden derfelben ein Diftrift angewiefen 
worden, um durch mobile Kolonnen das Feſtſetzen der Freifchaaren im 
Schwarzwalde und Rheinthale zu verhindern. Das erfte Korps unter 
dem würtembergifchen Generallieutenant von Miller durchzog das Wie- 
jenthal nad; Lörrach hin, hatte bei Todtnau ein Heines Gefecht zu be- 
ftehen und nahm dort den Aufftändifchen eine Kanone ab. Als das näm- 
Ihe Korps am 27. zwifchen Schopfheim und Sädingen auf einen Hau- 
fen von circa 800 Köpfen unter dem davongelaufenen Herwegh ſtieß, 
zeriprengte e8 die Feinde und machte ungefähr 200 Gefangene. Das 
zweite Korps unter General Hoffmann operirte vom erften nördlich 
zwijchen dem Rhein und der Wafferfcheide des Elg- und Kinzig - Tha- 
le8. Das dritte Korps unter General Gayling dehnte feine Bewegun- 
gen bis zum Kapeller-Thal aus. Als Referve ftand das kurheſſiſche 
Korps unter Generallieutenant von Bauer in Heidelberg, Mannheim und 
Karlsruhe. Das baierifche Korps unter Generallieutenant von Baligand 
hielt die Umgegend von Stodah und Konftanz feft und leitete feine 
mobilen Kolonnen auf den Raum zwifchen den Straßen gegen Scaff- 
haufen über Singen und jener gegen Donauefchingen über Oeifingen 
zur Sicherung diefer Gegenden, die „voll brennbaren Stoffes” waren. 

Weiter meldete der baieriſche Oberbefehlshaber: 

„Bortdauernde Unruhen in Mannheim haben mich genöthigt, noch 
2 Bataillone Naſſauer Truppen dort zu laffen; nachdem aber am 
26. (April) die Erzefie zwifchen Bürgern und Truppen fo überhand nahmen, 
daß die nafjauifche Brückenwache, von einen Haufen mit Schüffen an- 
gegriffen, gezwungen war, fid) auf das baierifche Gebiet nad) Ludwigs⸗ 
bafen zu flüchten, und bei dem Vorrücken einer baierifchen Abtheilung, 
die zum Feuern genöthigt war, 1 Offizier und 5 Mann verwundet 
wurden, wovon 2 geftorben, habe ich mid) genöthigt gefehen, die groß⸗ 
herzogliche Regierung zu ernftern Mafregeln aufzufordern, und ihr zu 
diefem Behufe 3 Bataillone mit einer Abtheilung Kavallerie und !/, Bat⸗ 
terie von den in der Aheinpfalz ftehenden Truppen angeboten.“ 

Diefe angebotenen baierifchen Truppen, befehligt vom Generallieute- 
nant Fürft Taris, langten den 1. Mai in Mannheim an. Aber fchon 
zwei Tage vorher waren jene Empörer, welche den 26. April an der 
Rheinbrüde auf die „deutfchen Krieger” geſchoſſen Hatten, unter mili- 
tärifchen Vorfichtsmaßregeln verhaftet und ins Zuchthaus nad) Brud)- 
fol abgeführt worden. Sowie die neuen baierifchen Truppen ankamen, 
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nahmen fie noch am nämlichen Tage, in Gemeinſchaft mit ben dort 
ſchon in Beſatzung ftehenden 4 Bataillonen Furheflifcher und nafjauifcher 
Truppen, die Entwaffnung des Volks durch die Zivilbehörde im der 
Art vor, daß bis zum Abend bereitS 3000 Gewehre und 400 Senfen 
eingeliefert waren. *) Unterdefien war durh die mobilen Kolonnen in 
den Thälern des Schwarzwaldes zwar die Ruhe hergeftellt, aber dadurch 
noch feineswegs die Stimmung für die gefeßliche Regierung und deren 
Behörden günftig geworden. 

„Unter diefen Umſtänden,“ fchreibt der baierifhe Prinz an den 
Bundestag,” ift ed nothwendig, daß eine hohe Bundesverfammlung fchär- 
fere Maßregeln auf irgend eine Weife vorzeichne, wenn diefe Revolution 
zu einem guten Ende durchgeführt werden fol. So lange nicht das 
Standrecht publiziert ift, daß jeder mit den Waffen in der Hand Er- 
griffene demfelben augenblicklich unterliegt; jo lange nicht die Gemein- 
den verantwortlich gemacht werden, daß jeder Zug aus ihren Dörfern 
und Orten fogleidy) mit Exekution, Kontribution und Stellung von Gei⸗ 
feln aus den angefehenften Einwohnern beftraft wird: bricht die jest 
bloß unterdrüdte Gährung wieder aus, fobald die Truppen ihre Pofitio- 
nen verlaffen, zurüdgezogen oder aud) nur in fehwächerer Zahl im ba- 
difchen Oberlande verlegt würden . .. . . Weberdieß befteht ein Komtite 
von Heder und Konforten in Straßburg, das durd) Proflamationen und 
Eniffäre, fowie durch Geldfpenden fortwährend auf das Gelingen feiner 
revolutionären Zwecke hinarbeitet. E8 würde deßwegen eine entfchiedene 
Note an die franzöfifche Negierung, ſolche Zuſammenkünfte nicht zu dul- 
den, ehr förderlich werden.“ 

In dem Treffen bei Kandern war der General Friedrih von Ga— 
gern gefallen. Seine Leiche wurde mit großem ©epränge nad Frank— 
furt und von da nad) Hornau, dem Yamiliengute des Verendeten, ge- 
ſchafft. Obfchon der General in offener Feldfchlacht geblieben war, ſchil⸗ 
derten dennod) die Neaktionäre feinen Tod wie einen Meuchelmord, und 
obfhon Gagern in einem von der Reaktion arrangirten Feldzuge gegen 
die NRepublifaner eine Hauptrolle gefpielt, ſchämten fich gleichwohl die 
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*) Separat⸗Protokoll vom 4. Mat 1843. - Sn der Verordnung, melde 
die Stadt in Belagerungszuftand erklärte, hieß es: „Sämmtlide Bürger haben 
innerhalb drei Stunden, von der Bekanntmachung diefer Verordnung arı gered)- 
net, ihre Waffen aller Art an dem vom Militär - Kommando beftinmten Orte 
abzuliefern, bis der gejetliche Zuftand wieder hHergeftellt fein wird. Denjenigen, 
welche die Waffen innerhalb dieſer Friſt nicht abliefern, werden diefelben im Wege 
der Erelution abgenommen.“ 
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fiberalen Zeitungen nicht, heuchlerifc, in ihm eimen der edelften Söhne 
Deutfchlands zu betrauern. In Frankfurt wurde feine Leiche vom Fünf— 
ziger-Ausfhufle, von der Militär-Kommiſſion des Bundestags, von den 
Mitgliedern der Behörden, von den Quartier-Schutzwachen u. f. w. in 
Empfang genommen, al8 militärische Eskorte diente die Frankfurter Stadt- 
wehr nebft dem Linien-Militär, und von Höchſt an begleitete den Lei— 
chenwagen eine Abtheilung Bürger - Kavallerie bis nad) Hornau. Auf 
diefe Weife ehrte die Reaktion einen ihrer verunglücdten Helden. Tie 
Helden der Revolution dagegen feierte Ferdinand Freiligrath, indem 
er fang: 

„Wie ftirbt es ſich ſchön in der Kraft, im Born, 

Sie Tiegen, emporgewandt den Blid, 

Sie liegen, die Todeswunde vorn 

Und das blut’ge bleiche Haupt im Genid. 

„So lagen die Tapfern an Wien und Spree, 

So lagen die Turner am Eiderfluß, 

. Sp. lagen auf jener Schwarzwaldhöh' 

Die Freiihaarmänner, gefällt vom Schuß. 

„So lagen und liegen fte dutzendweis, 

Die der März gefordert und der April, 

So findet fie liegen die Roſe des Mai's, 

Daß ihr Grab fie befränze freundlih und ſtill.“ 

Die Revolution war jett in Baden niedergeworfen ; aber die fort- 
dauernde Gährung, fowie die wiederholten Ausbrüche, und endlich der 
fomplette Sieg’ derfelben im nächſten Jahre zeigen zur Evidenz, daß das 
Bolt Badens in feiner großen Mehrheit die Republik mollte. Schon die 
ungeheure Zruppenzahl, weldye nöthig war, in Baden die monarchiſche 
Gefeglichfeit wieder herzuftellen und aufrecht zu erhalten, ftrafte die 
Antwort Lügen, welche der Bundestag wider fein beſſeres Wiffen dem 
Profeffor Bayrhoffer nebft Genofjen auf die oben erwähnte Befchwerde 
gegeben hatte. Nicht die aus Frankreich und der Schweiz kommenden 
Arbeiter, fondern die deutſchen Krieger, welche wie Brüder aufzunehnen 
der Fünfziger-Ausſchuß dem badifchen Volfe empfohlen hatte, fielen wie 
eine Heufchredenfchaar über das arme Land her und fraßen es auß, 
Der Oberbefehlshaber geftand felbft ein, daß nur mit den Schreden des 
Standrechts, mit Füftliren und Hängen, den badifchen Einwohnern der 
Republifanismus gründlicd) ausgetrieben werden könne. 

Das Meifte leiftete Baiern bei diefer deutfch-einheitlichen reaftionären 
Beruhigungsarbeit, In einem Schreiben vom 10. Mai an den Bunbdes- 


tag meldete Prinz Karl: „Bon Seiten des 7. Urmee- Korps ftehen in 
Beier, Reaktion. 14 
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der Rheinpfalz und gegenwärtig detadhirt in. Mannheim 7 Bataillone, 
5 Eskadronen und 1 Batterie von 8 Geſchützen — in der Stärke von 
6600 Dann. In dem Seefreife fteht ein Truppen⸗Korps von 8 Bataillonen, 
6 Estadronen und 1% Batterien (von 12 Geſchützen), deffen Anzahl 
12,000 Köpfe beträgt. Außer diefen 18,600 Mann find in der Mobil- 
machung zur Stellung des vollzähligen Kontingents, fomohl im König- 
reiche, als in der Rheinpfalz, neben den bereits marfchfertigen Truppen 
noch die dritten Bataillone ſämmtlicher Infanterie-Regimenter begriffen, 
wodurch es möglid wird, zur Hälfte Juni mit dem Kontingent und 
feinen Ergänzungen in der Stärke von 47,700 Mann aufzutreten.“ 

Auch Würtemberg ftrengte fih an, um allen Eventualitäten als 
Nachbar Badens gewachſen zu fein. Die Baden zur Verfügung geftellte 
würtembergiſche Kriegsmacht betrug über 17,000 Dann Präfent-Stärke. 
(Bundes-Protofolle von 1848, $. 687.) 

Wegen der unerträglichen Einquartierungslaft reichten die Mann- 
heimer beim Bundestage eine Borftellung ein. Allein die betreffende 
Eingabe wurde durch die Bundesverfammlung von der Hand geiwiefen, 
jedoch dem Ober-Kommando überfandt mit dem&rfuchen, „derjelben eine 
nah den Umftänden möglichite Berüdfichtigung zu gewähren.“ Zugleid) 
wurde die Bundes-Kanzlei-Direktion beauftragt, den Mannheimer Depu- 
tirten don der zu ihren Gunſten eingetretenen Verwendung Kenntniß zu 
geben mit dem Hinzufügen, daß die Dislofation der Trnppen nit vom 
Bundestage, fondern vom Oberbefehlshaber angeordnet werde. 

Wirklich wurden die furheflifchen und naſſauiſchen Truppen nad) einiger‘ 
Zeit aus Baden zurüdgezogen. Aber dieſe Zruppenverminderung wurde 
nicht durch die Mannheimer Petition, fondern durd) den Wunfch der betref- 
fenden beiden Regierungen veranlaßt. „Die Gründe zu diefem Antrag,“ 
fagte die kurheſſiſche Regierung, „liegen Har vor. Die Gefahr eines äußeren 
Kriegs ift noch nicht vorüber, und darum die Nothwendigfeit, in jedem 
Staat das vollftändige Kontingent mobil zu machen, von felbft einleuch- 
tend. Ebenfo wenig ift die Ruhe und Ordnung im Innern des Kur- 
ſtaats hergeftellt und geftchert, ja in Folge der befannten neuen fünftlichen 
Aufregung mehr als je bedroht, da zudem das Abfein der Truppen bie 
anarchiſchen Beftrebungen, an denen e8 auch in Kurheffen nicht fehlt, auf eine 
gefährliche Weife ermuthigen dürfte. Daß aber die Unruhen in Kurs 
hefien, wenn fie aus Mangel an den erforderlichen Mitteln, fie nieder- 
zubalten, weiter um ſich greifen würden, die bedenflichften Folgen für 
ganz Deutfchland hervorrufen müßten, kann man wohl nicht verkennen.“ 
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Den fremden Truppen in Baden ftanden Zivil-Komiſſäre zur Seite, 
deren Aufgabe es war, den Transport, die Einquartierung und die Ver— 
pflegung zu regeln. Wenn bie naſſauiſche und kurheſſiſche Regierung auch 
nicht, gleich der würtembergifhen, auf Entfhädigung hinſichtlich der 
durch das Leiften der Bundeshülfe verurfachten Koften wiederholt dran- 
gen, fo mochte dennoch die geringe Garantie der Koftenzurüderftattung 
eine8 der Motive bilden, welche fie zum baldigen Zurüdziehen ihrer 
Streitkräfte veranlaßten. Denn noch war die fchwierige Frage nicht ent- 
fchieden, in wie weit dem Bunde ein NRegreß an Baden zujtand. 

Die Unficherheit des Koftenpunfts brachte endlich felbft die baierifche 
Regierung auf den Gedanken, ihre Truppen aus Baden zurüdzumehnten. 
Sie erwog, daß ihre Intervention täglich 5,000 fl. koſtete. Allein ein 
Schreiben des badifchen Minifter8 der auswärtigen Angelegenheiten unterm 
24. Juni an den Bundestag ſprach die Befürdhtung ans, daß eine neue 
republifanifche Schilderhebung bevorftehe, nämlich: 

„Daß theils im Elfaß, theils in der Schweiz (von Bafel über 
Schaffhauſen bis Konftanz, Egliſau, Leichlingen, Tegerweilen, Kreuz⸗ 
wel 2c.) neue republilanifche Freifchaaren, wenn auch noch ſchwach an 
der Zahl, unter den bekannten Führern Heinzen, Heder, Mögling, 
Siegel, Refina, Kayfer, organifirt; daß Waffen angefauft, und Depöts 
in manchen Orten der Kantone Bafel, Schaffhaufen, Thurgau gebildet, 
und daß von da aus fortwährend Berbindungen mit dem badifchen 
Oberlande unterhalten, Drudfchriften, wie ber Volksfreund, nebft zahl« 
Iofen Ylugblättern, die alle zu republifanifchen Schilderhebungen auffor⸗ 
derten, herbeigeſchleppt und vertheilt würden.“ 

Deßhalb wurde am 30. Juni der baieriſchen Regierung erwidert, daß 
die gewünſchte Zurückziehung der Truppen noch nicht ftattfinden könne, wobei 
jedoch dem Ober-Kommando des 7. und 8. Armee-Korps überlaſſen 
bleibe, nach Rückſprache mit der badiſchen Regierung die Garniſon von 
Mannheim unter der Vorausſetzung zu vermindern, daß, für den Fall 
unerwartet eintretender Ereigniſſe, von Landau, Germersheim und andern 
Orten, wo baieriſche Truppen ſtänden, auf geſchehene Requiſition Deta⸗ 
chirungen nach Mannheim ſtattfinden könnten und hiernach von dem 
Korps⸗Kommando die geeigneten Befehle erlaſſen werden würden. 

Zugleich ſetzte der Bundestag den eidgenöſſiſchen Vorort in Kennt⸗ 
niß von den auf Schweizerboden gefchehenden revolutionären Umtrieben 
und ftellte an ihn das Anfuchen, die oben erwähnten vepublikanifchen 
Flüchtlinge, namentlich Heder, von der Gränze wegzumweifen und feine 
Borbereitung zu Angriffen auf Deutfchland zu geftatten, was nad) all» 
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gemeinen völferrechtlichen Grundfägen und bei den heftehenden freundnad;- 
barlichen Berhältniffen zwifchen Deutfchland und der Schweiz um fo mehr 
erwartet werde, als bereits von der franzöfifhen Regierung 
in diefen Sinne Zufiherungen ertheilt und Anordnun- 
gen getroffen worden feien, und als ferner bei der Fortdauer 
des gegenwärtigen Zuftandes der Bund fich veranlaßt finden könnte, 
durch Aufftellung größerer Truppenmaffen und forgfältiger Ueberwachung 
alles Berfehrs mit dem an Baden grängenden Theile der Schweiz zur 
Beſchwerniß der Staatsangehörigen von beiden Ländern, neuen Einfällen 
aus der Schweiz und damit in Verbindung ftehenden aufrührerifchen 
Dewegungen im Innern des Landes vorzubeugen. 

Die oberfte Behörde der Schweiz bewies ſich den deutfchen Regie— 
rungen nicht weniger gefällig, als die beiden jämmerlichen franzöfischen 
Staats-Chefs Lamartine und Cavaignac. Deffenungeachtet bereitete der 
Zuftand Badens dem Bundestage und feinem Nachfolger, dem Miniſterium 
bes Reichsweſers, noch manch' ſchwere Sorge. Die Reaktion fuchte darum 
duch ihre Agenten unter den Ylüchtlingen widerliche Streitigkeiten her— 
borzurufen, indem fie namentlich über Karl Heinzen und Guftav Struve, 
die fie für befonders gefährlich hielt, da8 Gerücht ausfprengen ließ, daß 
diefelben ungeheure Geldſummen unterfchlagen hätten. Bei der Verbreitung 
diefer Beichuldigung waren vorzüglid) zwei Literaten, Namens Gomburg 
und Corvin = Wiersbigki, ihr fürderlih. Heder wurde nit nur vom 
baieriſchen Hauptmanne von Abel, dem Bruder des befannten jefuiten- 
freundlihen Minifters, fondern von vielen andern Emiffären beſucht und 
umlauert, bis endlich der gefürchtete Mann, nachdem er mit feinen Ber- 
fuche, ins Frankfurter Parlament zu gelangen, gefcheitert war, zur großen 
Freude der Reaktion an der Schöpfung des bürgerlich - nationalen 
Deutfchlands verzweifelte und nad) den Bereinigten Staaten Nord- 
amerifa’s, feinem politifchen Muſterbilde, abjegelte. Nur Guſtav Struv e 
und verfchiedene Schüler Heder’8 blieben zurüd und fachten die Flammen 
des Aufruhrs vom Neuen an, fo daß Baden vom. Kriegszuftande auf 
lange hinaus nicht befreit wurde. Hätten die Bauern und Kleinbürger 
Deutjchlands insgefammt die nämliche Energie befeffen, wie ihre badifchen 

Kollegen, fo hätte unzweifelhaft das Fahr 1848 ein anderes Reſultat 
geliefert. 

Der Sieg der Reaktion über denerften badifhen Auf- 
ftand ift [ehr wichtig. Denn in Baden wurde die große 
Frage entſchieden, ob in That und Wahrheit ein moder- 
nes Deutſchland gefhaffen, oder ob bloß mit den bedeu- 
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tungslofen Phrafen bes Parlaments-Geſchwätzes das 
alte abgeftorbene Reich auf dem Berfaffungspapier nen 
fonftituirt werden follte. Die gewiegten Diplomaten der beutfchen 
Bundesverfammlung, welche die verhängnigvolle Bedeutung der badifchen 
Infurrektion ſogleich erfpähten, zögerten darum nicht, gegen den unruhi- 
gen Winkel Deutfchlands die umfafjendften Mafregeln zu ergreifen. 
Wenn unter den fämmtlichen Ländern Deutſchlands in Baden allein der 
jogenannte dritte Stand, obwohl angeregt von Außen einestheild durch 
den Arbeitereinfall und anderntheil durch das Beifpiel zweier angrän⸗ 
zender Republifen, noch einige Kraft entwidelte, fo ift diefe Erfcheinung 
einfach) dadurch zu erklären, daß der wirthſchaftliche Zuftand des 
Schwarzwaldes und badifchen Dberlandes, wie fehon die fommuniftifchen 
Einrichtungen der Schwarzwälder Uhrmacher befunden, den Gemeinfinn 
in viel höherm Grade frifch erhalten hatte, als dieß in andern Gegen- 
den Deutfchlands der Fall war. Aber gerade defhalb blieben die Anftren- 
gungen des badifchen Volks im übrigen Deutfchland ununterſtützt. Wohl 
wogen die einzelnen badifchen Revolutionäre, wie weit fie aud) fonft hin- 
ter ihrer Aufgabe zurüdbleiben mochten, doch als Männer taufendmal 
fhwerer in der Wagfchale, als ganze Parlamente Teutfchlands; allein 
ihr Unglüd war, die allgemeine Entwidlung nicht in fi aufgenommen 
zu haben und darım die charafteriftifche Bewegung der Zeit nicht zu ver- 
ftehen. Sie waren Partifulariften und gerirten fidy als Förderativ-Re— 
publifaner; deßhalb mußten fie unterliegen. Der verbundenen Reaktion 
würde bloß die Kraft der einheitlichen Republik die Spite zu bieten ver- 
mocht haben. Nur die Zentralifation der Revolution fonnte helfen. 

Nachdem wir den Bundestag, da8 Geſammt-Organ oder die Zen- 
tral-&ewalt der deutſchen Reaktion, in voller Friegerifcher Thätigkeit ge- 
fehen haben, wollen wir uns jeßt, ehe wir zur Betrachtung der ſchles⸗ 
wig=holfteinifchen Angelegenheit übergehen, feinen friedlichen Arbeiten 
zuwenden. 

Es läßt ſich nicht Täugnen und muß un der Wahrheit willen aus- 
drücklich Hier anerfanıt werden, daß die Bundestagsgefandten bei Weiten 
gefcheidter waren, als die dem deutſchen Bürgerthume entfproffenen Volks— 
männer. So groß war der Abftand zwifchen beiden Kategorien, daß 
allein ein derartiger Vergleich wie eine Beleidigung der fürftlichen Ver— 
treter erfcheint. Hätte die deutfche Ariftofratie das deutfche Bürgerthum 
nicht geiftig weit überragt, fo wäre fie 1848 unrettbar verloren gewefen. 

Als das unerwartete Unglüd in Frankreich fi) für die abfolutiftis 
{he Regiererei Deutfchlands Höchft bedrohlich fühlbar machte, da juchte 
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fi) der Bundestag vor Allem über feine Tage Mar zu werden. Denn 
um richtig handeln zu können, mußte er zuerft willen, wie e8 um ihn 
ftand,, und wie fein Berhältniß zur deutichen Nation, beziehentlich zur 
Öffentlichen Meinung des Bürgerthums, befchaffen war. Am 8. März 
nun erftattete der badifche Gefandte Freiherr von Blittersdorff im Na- 
men des in der 9. Situng gewählten politifchen Ausschuffes Bericht 
über die dermalige Tage des deutjchen Bundes. Er beichränfte fich, wie 
er fagte, auf das Nothwendigfte, redete aber mit naiver Offenheit und 
faft rührender Aufrichtigkeit, gleich als ob er ſich wie ein Zerknirſchter 
und Büßender im Beichtſtuhle befunden hätte. 

Blittersdorff nämlich, ein zweiter Reinecke, ſprach zu ſeinen hohen 
Kollegen: 

„Die Beleuchtung der innern Lage des deutſchen Bundes muß der 
Ausſchuß mit dem betrübenden Bekenntniß beginnen, daß der deutſche 
Bund und fein Organ, die Bundesverſammlung, längſt ſchon das allge- 
meine Bertrauen in ihre gedeihliche Wirffamkeit verloren haben. Ein 
folhes Bertrauen ift aber die Örundbedingung des 
Fortbeftandes einer jeden politifchen Inftitution..... 
Schon die Grundverfaffung des Bundes war eine mangelhafte und un 
genügende..... ." Nachdem Redner zum Beleg hierfür hervorgehoben, 
daß die Erfüllung der Verſprechungen und Volkswünſche von der Stim- 
meneinhelligfeit abhängig und dadurd) unmöglicd, gemacht worden fei, 
fährt er fort:)... „Der Souveränität der einzelnen Bundesftaaten wurde 
dadurch eine Ausdehnung gegeben, welche die Wirkſamkeit des Bundes 
in ftet8 engere Gränzen einzwängen mußte.... Die Protofolle Hoher 
Bundesverfammlung waren Nichts mehr als ein Repofitorium von Bor- 
trägen und einzelnen Abftimmungen, ohne inneres Leben und Zufammen- 
bang, ohne Austauſch der Ideen und Anfichten, ohne ein daraus fi 
mit Volgerichtigkeit ergebendes Reſultat. Dazu kam eine mangelhafte 
Gefchäftsordnung, deren Vervollftändigung nit einmal verfucht und 
noch weniger erzielt wurde... . Die mit dem Präfidium hoher Bundes: 
verfammlung betraute erfte Bundesmacht war feit vielen Jahren nur auf 
furze Zeit durch ihren eigenen Geſandten dahier vertreten... . Nur die- 
jenigen Bundesbefchlüffe, welche der öffentlichen Meinung entgegentraten und 
deren Berantwortlichkeit die Bundesregierungen daher lieber dem Bunde 
überließen, wurden als Bundesgefege publizirt, und als ſolche auf deren 
Befolgung gehalten... . In demfelben Berhältniffe aber, wie die Sou- 
verainetät der Bundesftaaten fich auf Koften des Bundes zu erweitern 
juchte, nahm die Wirkſamkeit und das Anfehen der Ständeverfammlun- 
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⸗ 
gen in den einzelnen Bundesſtaaten zu. Dieſe Ständeverfammlungen 
bildeten die Iandftändifchen Berfaffungen zu wahren Repräfentativ-Ber- 
faffungen aus und wurden dadurch zur eigentlichen Regierungsgewalt 
und durch die Deffentlichkeit ihrer Verhandlungen auch zum Träger ber 
öffentlichen Meinung. ...... Da die Bedürfniffe der Neuzeit dringend 
Befriedigung forderten, diefe aber durch den Bund nicht gewährt werben 
fonnte, wandten fich die deutfchen Völker immer mehr den Ständever- 
fammlungen zu und überließen e8 den Regierungen und dem Bunde, 
fi) gegenfeitig unwirffam zu madıen...... Die Dynaftie der Orleans 
wurde in fürzerer Zeit vom Throne geftürzt und aus dem Reiche ver- 
trieben, als es bedurfte, die ältere Linie der Bourbons aus dem Erbe 
ihrer Väter zu verdrängen. Die Republit wurde proffamirt. Der Rück⸗ 
Ihlag auf Deutfchland war ein gewaltiger... .. Bei der Tage der 
Regierungen und des Bundes war eine fofortige Be: 
wältigung (ic! diefes Rüdfhlages [hwer möglid. 
Die Richtung desfelben wurde zuerft durch bie befannten, im Großher⸗ 
zogthume Baden aufgeftellten A Forderungen: einer allgemeinen Volks⸗ 
bewaffnung, uneingefchräntter Freiheit der Prefle, Einführung der Schwur- 
gerichte und eines deutfchen National-Rarlaments, bezeichnet. Die Re— 
gierungen eilten, Konzeffionen zu geben, die mehr oder weniger mit dem 
bisherigen Bundes-Syfteme in Wiberfpruch ftehen und eine völlige Um- 
geftaltung der innern Berhältniffe der einzelnen Staaten herbeiführen 
müflen...... Die Aufgabe Hoher Bundesverfammlung ift 
ed nun, wieder Einflang und Üebereinftimmung in die 
geftörten Berhältniffe zu bringen und dbadurd den in 
nern und Außern Frieden Deutſchlands zu fihern — 
Hierzu dürfte die Thätigkeit diefer Behörde in ihrer 
dermaligen Tage und ohne bedeutende Berftärfung der 
Zentral-Öewalt des Bundes nicht ausreihen. Tieß geht am 
Dentlichften aus der Wirkung hervor, die durch die neueften Befchlüffe 
der Bundesverfammlung hervorgebradht worden ift..... Es muß daher 
nad) anderen Mitteln geforjcht werden, um Deutfchland vor innerem 
Zwiefpalt und Anarchie zu ſchützen. Es fteht Großes und Ent 
Iheidendes aufdem Spiele Amar hatte es den Anfchein, daß 
die Gemäßigteren der Anhänger der nationalen Entwidlung 
Deutfchlands bei den Verlangen eines deutfchen Parlaments davon aus» 
gehen, daß die einzelnen YBundesftaaten und Völker als Gefammtheit 
vertreten werden follen. In dieſem Sinne hat ſich eben erft die am 
5.5. M. in Heidelberg abgehaltene Verfammlung von Angehörigen ver- 
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Schiedener Bundesftaaten ausgefprodyen. — Mein hinter den gemäßigten 
Mönnern des Fortfchrittes fteht die Partei der Ultra-Radikalen 
und Republifaner, die nad einer allgemeinen deutfchen Republik 
ftrebt. Gedrängt von der einen Seite durch die Gemäßigteren und von 
der andern durch die noch nicht von der Bewegung ergriffenen Regie- 
rungen, fönnte diefe Parteı fih, unter Berläugnung alles 
patriotifhen Sinnes, auf die Hülfe einer Partei des 
Auslandes ftüben und dadurd den Anlaß zu deu beden- 
tendften Konflikten geben. Tiefer Gefahr darf Deutſch— 
fand nidht ausgeſetzt werden. Nach Obigem muß anerlannt 
werden, daß die Berfafiung des deutichen Bundes, wenn Deutfchland 
einig, ftarf und friedlich bleiben Joll, einer Revifion auf breiter nationa- 
ler Grundlage bedarf... .. Iſt einmal befannt, daß die verfaflungs- 
mäßige Zentral-Behörde des Bundes ſich mit der Revifion der Bundes— 
verfaffung auf zeitgemäßer nationaler Bafis beichäftigt, werden damit 
die zur Ausführung diefer Revifion erforderlichen Einleitungen mit der 
möglichften Beſchleunigung verbunden, jo wird die Bundesverfammlung 
die Augen der deutfchen Nation auf ſich ziehen und, gelingt das große 
nationale Werk, das allgemeine Bertrauen gewinnen.“ 

‚Hier finden wir es in dürren Worten ausgefprochen, daß die 
Reaktion, als die fofortige Bewältigung der von Frankreich ausgehenden 
Revolutions-Wirkung ſchwer möglich) fchien, fi) an die deutfch-nationale 
Idee feftflammerte, um vermittelft - derfelben, gemeinfam mit den ge— 
mäßigten National-Piberalen, Front gegen die eigentlichen Revolutionäre 
zu machen. Ter Bundestag wollte fi) am Leben erhalten und feine 
Bollmachtgeber, die Regierungen der Kinzelftaaten, retten. Daher 
fuchte er um jeden Preis die Initiative zu behaupten. Um die öffent- 
liche Meinung auf ſich zu lenken, fpielte er fogar den National- 
Neformator und unternahm eine Berfaflungs - Nevifion auf breiter 
volfsthümlicher Grundlage. In Anbetracht feiner Antezedentien hätte 
er eigentlid) befürchten müffen, feinen Glauben zu finden und aus- 
gelacht zu werden, hätte er es mit Klaren Köpfen zu thun gehabt. — 
Allein er kannte feine deutjch- nationalen Aefthetifer und Tiecorume- 
Männer viel zu gut, um ſich in ihmen zu verrechnen. Die Richtung 
und der Berlauf, welche die deutjch-nationale Bewegung hierauf nahm, 
find das Werk des Bundestags, und wenn auch verfchiedene Fleine 
Abzweigungen und Seitenlinien des nun kommenden Prozefjes nicht 
immer ganz genau hatten vorhergefehen werden fönnen, fo war. dod) 
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der große, die Entſcheidung gebende Grundriß mit Meifterhbanb ber 
Bewegung jeßt vorgezeichnet. Prövoir c'est regner. 

Zunähft wurden noch in der 14. Sigung vom 8. März folgende 
Beichlüffe gefaßt: 

1) Die Bundesverfammfung fpridt die Weberzeugung aus, daß 
eine Revifion der Bundesverfaffung auf wahrhaft zeitgemäßer unb 
nationaler Grundlage nothwendig fei; 

2) fie beauftragt den Ausfchuß, gutacdhtlichen Vortrag über die 
Art und Weife, wie diefe Reviſion zur Ausführung zu bringen fei, 
unverzüglich zu erftatten. 

In Folge hiervon beantragte der politifche Ausſchuß und beſchloß 
die Bundesverſammlung ſchon zwei Tage nachher: „Jämmtliche Bundes⸗ 
regierungen einzuladen, Männer des allgemeinen Vertrauens, und zwar, 
für jede der fiebzehn Stimmen des engeren Rathes einen, al&bald 
(Ipäteftens bis zu Ende des Monates) mit dent Auftrage hierher 
abzuordnen, der Bundesverfannlung und deren Ausſchüſſen zum 
Behufe der Vorbereitung der Revifion der Bundesverfaflung mit gut: 
achtlichem Beirathe an die Hand zu gehen.“ 

Indem der Bundestag, geftütt auf den gutachtlichen Beirath 
der Bertrauensmänner, leßtere als Strohmänner und nöthigenfalls als 
Sündenböde benugen wollte, gedachte er die nationale Bewegung felb- 
ftändig zu leiten und fie auf eine unerkledliche Revifion der Bundes- 
verfafjung zu befchränfen. Fiel auch, wie wir fehen werden, die 
Revifion an fid) nicht nach feinem Wunfche aus und ließen fich die 
Bertrauengmänner nicht ganz wie willenlofe Werkzeuge behandeln; immer- 
hin erreichte er durch feinen Kunftgriff zwei Hauptvortheile, welche in 
beträchtlichem Grade das Scidfal der nationalen Wiedergeburt zu 
Gunſten ber deutſchen Regierungen entfchieden. Einmal nämlich wurde 
bie TIhätigfeit der Anhänger der nationalen Theorie vom Handeln auf's 
Reden und zwar auf das Ausarbeiten einer Berfaflung abgelenkt, und 
dann wurde — was höchft wichtig war, weil e8 bie nationalen Volfs- 
männer zu gänzliher Ohnmacht verurtheilte — die neutrale Stadt 
Sranffurt am Main, der Sit der Slleinftaaterei, zum Mittelpunkt der 
fämmtlichen deutfchnationalen VBeftrebungen gemacht. 

Zunächſt follten die fiebzehn Vertrauensmänner der Bundesver⸗ 
fammlung als Schutzwall dienen, wenn fid) das Vorparlament ver- 
fammelte. Die Mitglieder des Vorparlaments famen nicht auf Grund 
eines Mandats, fondern traten lediglicd in ihrer Kigenfchaft als Ber- 
trauensmänner bes bdeutfchen Volles zufammen. Dieſen Bertrauend- 
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männern bes Bolles fette alfo die Bundesverfammlung die Vertrauens- 
männer der Regierungen entgegen. Hätte fie das VBorparlament fich felbft 
überlaffen, ohne ihm feitens der Regierungen ein Gegengewicht zu bieten, 
fo hätte dasfelbe die Macht faktiſch am fich geriffen und die Regierun- 
gen völlig in den Schatten geftellt. Hierdurch wäre da8 Borparlament 
in den Fall gekommen, die Bolls-Sonveränetät zu proflamiren und ſich 
als revolutionäre Zentral-Behörde zu fonftitwiren. Heder und Struve, 
welche dieſen Plan wirklich Hegten, würden vielleicht alddann das ganze 
Borparlament beherrfcht und mit ſich fortgerifien haben. 

Eine der erften Maßregeln des bdeutfch-nationalen Konvents würde 
unter ſolchen Umftänden die Abfegung und Vertreibung bes Bundes- 
tages gewejen fein. Diefer fämpfte fomit um feine Eriftenz, wenn er 
den Beichlüfien des Borparlaments zuvorfam und fi) die oberfte Lei- 
tung der deutfchen Angelegenheiten nicht entwinden ließ. Die fiebzehn 
Bertrauensmänner, weldye ihn in der allgemeinen Achtung wieder zu 
heben hatten, follten daher ſchon bis Ende März, bis wohin das Vor⸗ 
parlament zufammentrat, in Frankfurt am Main eintreffen. 

Die Einführung einer deutfchen National-Berfammlung war, wie 
bie Sachen ftanden, nicht mehr zu verhindern. Um die Imitiative in der 
Hand zu behalten, mußte darum, ehe das Borparlament jene Ein- 
führung befchloß, der Bundestag fie aus eigenem Antriebe anzuordnen 
fcheinen. Alſo beantragte der badifche Gefandte fehon am 9. März die 
Einjegung „insbefondere einer ftändifhen Vertretung der deutfchen Bun- 
desländer bei der Bundesverfammlung.” 

Es war vorauszufehen, daß auch die reaftionären Befchlüffe, durch 
welche die Bundesverfanmlung in jeder Hinficht die Deutfchen gefnebelt und 
ihnen, um mit dem Dichter zu reden, bie Einheit der „gemeinfamen 
Peitſche befcheert“ Hatte, über Kurz oder Lang fallen mußten. Am 23. März 
nun erfolgte ein Antrag der freien Stadt Frankfurt wegen Aufhebung 
der feit dem Jahre 1819 erlaffenen Ordonnanzen, die fälſchlich „Aus- 
nahmsgeſetze“ genannt wurden, während fie doch die Hegel gebildet hatten. 
Der betreffende Gefandte fagte: „Auf eine fofortige förmliche Aufhebung 
derfelben anzutragen, hält fi) der Senat (Sranffurts) um fo mehr ver- 
pflichtet, al8 erft dadurd) die Wirkung einiger diefer Ausnahmsgeſetze 
vollftändig befeitigt zu werben vermag. Dieß gilt namentlid; von dem 
Beſchluß vom 5. November 1835, welcher die Berfhidung der Aften in 
Polizei- und Kriminal-Sachen an Schöppenftühle und Univerfitäten unter- 
fagt und die wefentlichften Unzuträglichkeiten für hieſige freie Stadt zur 
Volge gehabt hat.” — Bei Behandlung diefes Antrages ging der Bun- 











- 29 — 


deötag ganz jefwitifch zu Werke. Es beſtand nämlich im Schoos be 
Bundestags eine Kommiflion, welche die Aufgabe hatte, die Vollziehung 
jener fogenannten Ausnahmsbefchlüffe zu überwachen. Selbige hieß bie 
in Folge des Artifels 28 der Wiener Schluß⸗Akte gewählte Kommiffion 
und war am 7. Juni 1832 zur „Erhaltung der Sicherheit und Ordnung 
im Bunde“ inftallirt worden. Dem Frankfurter Antrage gemäß hätte 
diefe Kommiſſion fofort aufgelöft werden müfjen, weil die Bundesbe: 
fchlüffe, über deren Bollziehung fie zu wachen hatte, für ungültig erklärt 
werden follten. Anftatt defien aber wurde der nämlichen Kommiflion der 
Frankfurter Antrag zur Begutachtung überwiefen; ja am 25. März ward 
fogar „wegen Abwefenheit des Grafen von Mündh-Bellinghaufen“ die Zahl 
ihrer Mitglieder durch die Wahl des Gefandten aus den herz. ſächſiſchen 
Häufern ergänzt. Da jedoch der Bundestag in die Enge geriet) umd 
folglich Etwas zur Beruhigung des Publilums in der beregten Angele- 
genheit Thun mußte, fo hütete er fich wohlweislich, die realtionären Be- 
Ihlüffe namentlich, förmlich und einzeln aufzuheben, fondern erflärte fie 
mit einer leicht erjichtlichen reservatio mentalis nur im Allgemeinen und 
foftifch für aufgehoben. Er beſchloß nämlich: „daß die gedachten, bcan- 
ftandeten Ausnahmsbefchlüffe für fämmtlihe Bundesftaaten aufgehoben, 
mithin bereit8 als völlig befeitigt zu betradhten und, wo es noch erforderlich 
befunden werden follte, darüber die nöthigen Belanntmachungen zu er⸗ 
laſſen feien.” — Das Protololl der 27. Situng vom 2. April ($. 214) 
befagt darüber: 

„Einen bereit8 vorbereiteten Bortrag des wegen Artilel 28 der 
Wiener Schluß-Akte beftehenden Ausfchuffes, dem der Antrag der freien 
Stadt Frankfurt überwiefen worden war, glaubte man um fo weniger 
abwarten zu müſſen, als der Ausſchuß eine im Allgemeinen ausgefprochene 
Aufhebung diefer Beichlüffe nicht zu beantragen beabfichtigte, vielmehr 
eine Prüfung der feit 1819 gefaßten Bun desbeſchlüſſe, foweit fie all- 
gemeine Angelegenheiten betreffen, für noth wendig gehalten hat, um zu 
beftimmen, welche unter die Kategorie der Ausnahmsbeſchlüſſe fallen; 
es jegt aber nıehr darauf ankommt, nur den Grundfag in bindender 
Weife auszufprechen, damit fo dem Zweifel und dem Mißtrauen entge- 
gengetreten werde.“ 

Das Einfachfte würde gewejen fein, wenn der Bundestag gemöthigt 
worden wäre, ohne Ausnahme alle auf das öffentliche Wefen bezüglichen, 
jeit 1819 erlaffenen und noch gültigen Bundesbefchlüffe ſummariſch anf 
zubeben ; denn auf diefe Art wäre ihm jedes jefnitifche Hinterpförtchen 
verriegelt worden. Indem man fi; jedoch mit feiner verfchlagenen Er⸗ 
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klarung begnügte, geichah es, daß nicht nur der Ausſchuß für Vollziehung 
von Artikel 28 der Wiener Schlußakte beftehen blieb, jondern daß man 
auch fogar jene alten gehäfligen Beichlüffe, deren Abſchaffung verlangt 
wurde, nen auffrifchte. In letzterer Beziehung fei nur an Pofition 5 des 
Beichlufies vom 15. März, betreffend die zur Sicherheit der Perfonen 
und des Eigenthums zu ergreifenden militärifhen Maßregeln, bier 
erinnert, des Inhalts: „Alle Regierungen übernehmen es, auf ergangene 
direkte NRequifition in Fällen von Angriffen auf die Sicherheit der Per- 
fonen und des Eigenthums fich gegenfeitig möglichfte Hülfe zu leiften.“ 

Gleichwie der Bundestag fein Anjehen zu kräftigen befliſſen war, 
ebenfo fuchten auch manche Bundesregierungen die monardifche Autorität 
aufzufrifchen, indem fie einen Regenten-Wechfel vornahmen. Darım trat 
Ludwig von Baiern die Regierung an feinen Sohn Marimilian ab. 
Ohne uns auf die übrigen hieher gehörigen Fälle einzulafjen, jet bei- 
fpielöweife nur erwähnt, daß am 10. März der Großherzog von Heflen 
beim Bundestage die Anzeige madjte, daß er: 

„um Sid) bei vorgerüdtem Alter eine Erleichterung in den Regie— 
rungsgejchäften zu gewähren, den durchlauchtigſten Herrn Sohn, des 
Erbgroßherzoge von Heflen Königliche Hoheit, zum Mitregenten, und 
zwar in der Weife anzunehmen geruht habe, daß alle die Staatsregierung 
betreffenden Iandesherrlichen Entjchließungen von des Erbgroßherzogs Mit- 
regenten Königlicher Hoheit ausgehen, aud von Höchftdemfelben allein 
unterzeichnet werden jollen.“ 

Bald fchien e8 aber, ganz abgejehen von den Bertrauensmännern, 
durchaus nöthig, die alten Bundestagsgefandten, deren Namen wir oben 
angegeben haben, abzuberufen und fie durch neue Perfönlichkeiten zu er- 
jegen. Der oben genannte bairiſche Geſandte Gaſſer war fchon vorher 
durch Dr. Willich erfegt worden; allein auch biefer trat bald ab, weil 
er angeblich die angeftrengten Arbeiten des Bundestags nicht aushalten 
fonnte. Wohl glaublich! Die Ueberlaft der Arbeit — das heit: bie 
böfe Zeit — fuchte der Reihe nach alle Bundestagsgefandten heim, 
fo daß einer nad) dem andern von diefen durchlauchtigen Diplomaten 
vom Bundestags- oder KRevolutions = Typhus ergriffen wurde und folg- 
lich einem neuen ©efandten Play machen mußte Doc, unterfchieden ſich 
die neuen Gefandten nicht viel von den alten. 

Ende März räumte der babdifche Gefandte Freiherr von Blittersdorff 
feine Stelle dem geheimen Rath Dr. Welder ein. Blittersdorff fchied 
mit Wehmuth aus der hohen Verfammlung, in der er fo lange Zeit 
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einen ehrenvollen Pla eingenommen hatte, und richtete an feine Kollegen 
noch ein Abfchiedsfchreiben, worin er jammerte: 

„Dieje hohe Behörde wird mir, wie ich Hoffe, das Zeugni nicht 
verjagen, daß ich nie einen andern Gedanken und ein anderes Streben 
Batte, als für die fortfchreitende Entwidlung der Bundesverfammlung 
und Bundesmacht in ächt fürderativem und nationalem Sinne zu wirlen, 
und daß ic daher den Namen nicht verdiene, den man mir im entges 
gengefegten Sinne zu machen geſucht Hat.“ 

Die Bundesverfammlung ftellte ihm durch ihr Präfidium das erbe- 
tene Zeugniß alsbald fchriftlich aus. 

Für das Großherzogtum Heflen trat um die nämliche Zeit der 
Freiherr von Lepel ein. Er begrüßte die Bundesverfammlung mit einer 
hochfliegenden Antrittsrede. Als nächſter Saft ftellte ſich für Kurheſſen 
dem Bundestage am 12. April Dr. Sylvefter Jordan vor. Die übrigen 
Tüdenbüßer werden weiter unten erwähnt werden. Doch fei fchon jegt 
erwähnt, daß die neuen Bundestagsgefandten fi) nicht nur ohne 
Schwierigkeit den alten Emrichtungen der Ejchenheimer Gaſſe fügten, 
fondern ſich aud) an den geheimen Protofollen, theilweife fogar in her- 
borragender Weife, betheiligten. 

Bon den Bertrauensmännern trafen zwar nur wenige zu Ende 
März in Frankfurt ein, allein der Bundestag machte fich ihre Anwefen- 
heit flint zu Nutze. Denn er bedurfte ihrer dringend, um vermittelft 
derfelben gegen da8Borparlament zu operiren. Indem der föniglich ſäch⸗ 
fifche Gefandte am 29. März im Namen des von der Bundesverfanm- 
lung eingefegten Nevifions-Ausfchuffes Vortrag erftattete, fagte er: 

„Sowie die Militär-Kommiffion den Ausfhuß mit ihren technifchen 
Kenntnifjen und Erfahrungen unterftügt, fo wird der jet gewählte Aus- 
ſchuß in diefer Verfaſſungsſache Nichts vornehmen, ohne vorher die An⸗ 
fiht der 17 Bertrauensmänner zu vernehmen, und wird fidh verpflichtet 
halten müſſen, diefe Anficht jedenfalls und auch dann hoher Bundesver- 
famiInng vorzutragen, wenn fie mit der feinigen nicht ganz übereinftim- 
men follte. Er wird, da die Zeit drängt, noch ehe alle die zu erwarten 
den 17 Männer hier angelommen find, die fchon in der Mehrzahl An- 
wefenden als den fchon beftehenden Beirath zu betrachten und diefelben 
aufzufordern haben, fich über die Wahl eines Vorſtandes u. |. w. zu 
einigen . .. . Daß eine vollftändige Mittheilung der Bundestags-Proto> 
tolle, foweit fie gewünfcht wird, und jedenfalls der auf diefe Neorgant- 
fations-Arbeiten bezüglichen, gejchehen müſſe, verfteht fi ebenfo von 
jelbft, als daß das Bundeskanzlei⸗Perſonal dem Beirath zur Dispofition 
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zu ftellen fein wird... . . Der Ausſchuß glaubt auch, daß die Initiative 
mit vollem Bertrauen in die Hände diefer Männer zu legen fei, ift aber 
des Tafürhaltens, daß es dem Ausſchuſſe nur förderlich fein könne, wenn 
denfelben ausdrüdlich anheimgeftellt würde, nad) Befinden, auch während 
ihrer Arbeiten, mit dem Ausjchufle in Kommunikation zu treten. Wenn 
fih Zweifel über Hanptgrundfäte herausftellen, oder wenn e8 den Bei⸗ 
rath wegen einzelner ragen erwünfcht fein follte, jo wird es zweckmäßig 
fein, dieſe Fragen dem Ausfchuffe vorzulegen, damit fie durch ihn begut- 
achtet und von hoher Bundesverfammlung entfchieden werden Fönnen, 
damit eine fichere Grundlage des weiteren Baues gervonnen werde. Dieß 
wird fo lange eine um fo wünjchenswerthere Rüdfichtnahme fein, als nicht 
fümmtlihe Stimmen in dem Beirathe vertreten find. Auch kanu im Laufe 
des Gefchäfts eine gemeinfchaftliche Berathung des Beirathe® und . des 
Ausſchuſſes hie und da zwedmäßig erfcheinen, und letterer wird hierzu 
immer bereit fein.“ 


Aus einem andern Vortrage deſſelben Gefandten erfehen wir, wie 
der Bundestag fi) das Zuſtandekommen der neuen Berfaffung vorftellte. 
Herr von Noftiz und Jändendorf bemerkte nänlih im Namen des Re- 
viſions⸗Ausſchuſſes: 


„Eine neue Verfaſſung kann entweder einfach aus der Vereinbarung 
der Regierungen hervorgehen und von dieſen gemeinſchaftlich durch Bun⸗ 
desbeſchluß oftroyirt werden, oder fie fann im Wege des Vertrages und 
freier Zuftimmung der Regierungen auf der einen und des Volks auf 
der andern Seite zur Gültigkeit gebracht werden. Nur diefer letztere Weg 
gibt eine Gewähr für den Beftand einer Berfafjung; eine oftroyirte würde 
unter feinen Umftänden rathſam fein; fie ift unter den jegigen Verhält⸗ 
niffen eine Unmöglichkeit: denn die freifinnigfte, den ausgefprochenen 
Wünfchen entfprechendfte, und jelbft mit den größten Opfern der ein- 
zelnen Bundesfürften verbundene, würde, oftroyirt, nie auf Beifall und 
Dank rechnen fönnen. .... Ob überall neuere Bolfszählungen ftatt- 
gefunden haben, ift nicht befannt; es ift alfo, da es eben nur auf ein 
Verhältniß ankommt, ficherer, die in ber beftehenden Matrifel ange- 
nommene Volksmenge zur Unterlage zu nehmen. Setzt man feft, daß 
‚unter diefer Borausfegung ein Abgeordneter auf 70,000 Einwohner ge- 
rechnet und abgejandt wird, fo ift dieß ziemlich daS Nämliche, als wem 
man von der wirklichen Bevölkerung einen auf 100,000 Ein- 
wohner rechnet, da die Zunahme dann fich ohngefähr wie 7:10 verhält.“ 
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Juſt als das VBorparlament zufammentrat, veröffentlichten nun 
die Frankfurter Zeitungen folgenden Beſchluß des Bundestags: 

„Zu befchleunigter Entwerfung der Grundlagen einer neuen Bun⸗ 
desverfaſſung hat die Bundesverjammlung „mit einleitendben Arbeiten zu 
diefem Zwede unter Zuziehung von Männern des öffentlichen Ver⸗ 
trauens bereit8 begonnen. 

Zu weiterer Yörderung diefer wichtigen Angelegenheit befchließt 
diefelbe, die Bundesregierungen aufzufordern, in ihren ſämmtlichen, dem 
deutfchen Staatenfyftem angehörigen Provinzen auf verfafjungsmäßig be= 
fiehendem oder fofort einzuführenden Wege Wahlen von NationalsBers 
treten anzuordnen, welche am Sige der Bundesverfammlung an einem 
ſchleunigſt aufzuftellenden, möglichft kurzen Termin zufammenzutreten 
haben, um zwifchen den Regierungen und dem Bolfe das deutfche Ver⸗ 
faflungswerf zu Stande zu bringen. 

Da der Drang der Umftänbe die einftweilige Annahme eines be- 
fiimmten Maßftabes der Bevölkerung, nad) welchen die gedachten Bolls- 
vertreter in jedem Bundesſtaate zu erwählen find, erforderlich madıt, fo 
erfcheint e8 zwedmäßig, in Bezug auf die bisherigen Beftandtheile des 
Bundes das beftehende Matrikular-Berhältnig dabei zu Grunde zu legen 
und die Aufforderung dahın zu richten, daß auf 70,000 Seelen der Bes 
völferung jedes Bundesftaats ein Vertreter zu wählen, auch denjenigen 
Staaten, deren Bevölkerung nicht 70,000 Seelen beträgt, die Wahl 
eines Vertreters zuzugeftehen fei.“ 

Zeit gewonnen, Alles gewonnen, fagt das Sprüdwort. Und fo ver- 
hielt es fich jet mit dem Bundestage. Derfelbe war dem Borparlamente 
nur um einen Kagenfprung zuvorgelommen; allein er nahm durch die 
Berdffentlichung feines Befchluffes den bürgerlichen Bertrauensmäunern 
den frifchen Fräftigen Eindrud weg, den fonft ihre Feftfegungen bezüglich 
der National - Berfammlung auf das Publikum gemacht hätten. Der 
Bundestag fchien durch fchnelles Entgegenfommen dem Fortfchritte Bahn 
zu brechen, und fo diente in doppelter Hinficht die Cinfegung eines 
Parlaments nun als Beruhigungsmittel. Indem man das Volk auf den 
Ausdruc des Geſammtwillens Hinwies und es auf die Wunder der Ver⸗ 
fafjung vertröftete, entzog man den Revolutionären faft alle Kraft. 

In jedem Betreff muß der in Nebe ftehende Bundesbeihluß als 
äußerft praftifch und wirkſam angejehen werben. Den Zeitpunkt für ben 
Zufanımentritt des Parlaments feftzufegen, unterließ er, wodurd er ben 
Regierungen einen möglich! freien Spielraum gewährte. Ebenſo wenig 
enthielt er eine Beftimmung, ob die Vertvetes mit direkter ober indixelter 
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Wahl erwählt werden follten. Nur in Bezug auf die Seelenzahl traf 
er eine Beftimmung, welche eine Falle für das Borparlament war. 

Obſchon das Borparlament, indem es für 50,000 Seelen einen Ber- 
treter feftfeßte, die Anordnung des Bundestages zu verbeffern ſuchte, fo traf 
es doch keineswegs das Richtige. Denn es behielt die alte Bundesmatrifel 
bei, welche angeblich vom 14. April 1842, im Grunde aber aus bem 
Jahre 1819 Herftammte. Der Bundestag hatte die alte Matrikel unter 
Anderm auch deßhalb gewählt, weil das Vorparlament, wenn es dies 
felbe annahm, hiermit das alte Bundesrecht anerfannte. Es handelte fid) 
nicht darum, irgend ein Verhältniß der deutſchen Landesbevölkerungen 
zu haben, fondern das richtige Verhältniß zu wählen. Seit 1819 Hatten 
fi) in der Bevölferungszunahme die einzelnen deutſchen Staaten nicht 
gleichen Schritt gehalten. Die einen waren Hinter den andern in Der 
Einwohnervermehrung zurüdgeblieben. Zufolge der alten, den Wahlen 
zu Grunde gelegten Matrifel Hatte der deutfche Bund nur 30,164,392 
Einwohner, gegen zwölf Millionen weniger als in Wirklichkeit. Demnach 
betrugen die öfterreichifchen Bundesangehörigen 9,482,227, während fie 
in Wirklichkeit fi) auf 12,277,261 beliefen. Preußen hatte laut 
der Matritel bloß 7,948,439 anftatt 12,249,000 Bundesbevöfferung, 
Baiern 3,560,000 ftatt 4,504,874, Würtemberg 1,395,462 ftatt 1,781,810, 
Baden 1,000,000 ftatt 1,367,486, das Großherzogthum Heffen 619,500 
ftatt 852,679, das Kurfürftentyum Heflen 567,868 ftatt 754,702, das 
Königreich Sadjjen 1,200,000 ftatt 1,836,664, Hannover 1,305,351 ftatt 
1,782,771, SHolftein 360,000 ftatt 530,933, Medlenburg - Schwerin 
358,000 ftatt 522,144 u. f. w. 

Nach Reden's Zeitjchrift des Vereins Für deutſche Statiftif (Dezem- 
ber 1847) betrug im Jahre 1846 die Gefammtbevölferung des deutfchen 
Bundes 41,672,375 Köpfe, die fich folgendermaßen auf die Einzelftaaten 
vertheilten: 

1) Oefterreich (unter und ob der Enns nebft Salzburg, Steiermarf, 
Kärnten, Krain, Küftenland, Tyrol und Vorarlberg, Böhmen, Mähren 
und Sclefien) enthielt 12,277,261 Einwohner; 2) Preußen mit feinen 
zum Bunde gehörigen Provinzen Pommern, Brandenburg, Schlefien, 
Sachſen, Weftphalen, Rheinland zählte 12,249,126 Einwohner; 3) die 
Bevölkerung Baierns (Ober und Niederbaiern, die Pfalz, die Oberpfalz 
und Regensburg, Ober-, Mittel-, Unterfranfen und Afchaffenburg, Schwa- 
ben und Neuburg) war 4,504,874 Köpfe ftarl. Die Leinen deutſchen 
Staaten enthielten folgende Seelenzahl: 4) Würtemberg 1,781,810 Ein- 
wohner; 5) Baden 1,367,468 E.; 6) das Großherzogthum Heffen 
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852,679 E.; 7) das Kurfürſtenthum Hefſen 754,702 E.; 8) Naſſau 418,627 
E.; 9) das Koönigreich Sachfen 1.836,664 E.; 10) das Königreich Hannover 
1.782,771 E.; 11) das Herzogthum Braunfchweig 274,214 & ; 12) das 
Großherzogthum Dldenburg 279,063 E.; 13) das Großherzogthum 
Medlenburg-Schwerin 522,144 E.; 14) das Großherzogthum Medlen- 
burg-Strelig 95,450 E.; 15) das Großherzogtfum Sachſen-Weimar 
257,573 €.; 16) da8 Herzogtum Sachſen-Koburg-Gotha 174,216 E.; 
17) das Herzogthum Sahfen-Meiningen-Hildburghaufen 160,515 €. ; 
18) da8 Herzogthum Sacfen-Altenburg 128,819 E.; 19) Anhalt-Teffau 
63,082 E.; 20 Anhalt-Bernburg 48,844 €. ; 21) Anhalt-Köthen 43,180 E.; 
22) Holftein-Lauenburg 530,933 €. ; 23) Quremburg-Limburg 384,557 €. ; 
24) Hohenzollern - Sigmaringen 45,431 &.; 25) Hohenzollern-Hedhingen 
20,226 E.; 26) Heſſen-Homburg 24,433 E.; 27) Schwarzburg-Sonders- 
haufen 58,682 E.; 28) Schwarzburg-Rudolftadt 70,918 E.; 29) Lippe⸗ 
Detmold 106,046 E.; 30) Fippe-Schaumburg 32,244 E.; 31) Walded 
59,704 E.; 32) LTiechtenftein 6,585 E.; 33) Reuß, ältere Linie 35,150 E.; 
34) Neuß, jüngere Linie 77,016 E.; 35) Hamburg 188,054 €. ; 
36) Bremen 75,727 &.; 37) Lübeck 42,320 E. 38) Franffurt am Main 
68,240 Einwohner. 

Durch das Zurüdgehen auf die veraltete Bundes-Matrifel wurde 
die Zahl der Deputirten fehr bedeutend vermindert, wie aus folgender 
Tabelle erfichtlihh werden wird. Kam nämlich auf je 50,000 Köpfe ein 
Abgeordneter, jo ftellte 


nah wirfliher Bevölkerungszahl nad der alten Matritel 
Defterreid) 245 . . . 190 Bertreter, alfo 55 zu wenig. 
Preußen 244... 159 „ Pa 1: ar 
Baiern 00... „ „19. 
Würtentberg 35... 28 ” ” Un " 
Baden 7 ... 20 n „ on 
Großherzogthum Hefien 17... 12 „ „5. 
Kurfürftentgum Heffen 15... 1 „ „ Mu n 
Naſſau 8... 6 " " 2 " " 
Königreih Sachſen 36... 2 „ „12... 
Hannover 35.. 2686 F „9% rn 
Braunfchweig 5... 4 11 
Oldenburg 2.2.0 4 " „lu 
Medlenburg- Schwerin 10 7 " „» duo 
Medlenburg-Strelig 1 .. 1 " „ 0 
Sadfen- Weimar B... 4 „ „Ion 

Beder, Reaktion. 15 
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nad wirtliger Bevölterungszahl nad der alten Matrikel 
Sachſen⸗Koburg 3... 2 B8Bertreter, alſo 1 zu wenig 
Sachſen⸗Meiningen 3 2 „Illu. 
Sadjfen-Altenburg 2. . 2 „ Oo. n 
Anhalt Defjau 1. . 1 „ „0. nr 
Bernburg 1. 1 „ „ 0. nn 
Köthen 1. 1 " „ 0. 
Holſtein⸗Lauenburg 10 7 n „ 3uo 
Luremburg-Limburg 7... 5 . „ 2. 
Hohenzollern-Sigmaringenl . . - 1 " « 09% nr 
Hohenzollern Hechingen 1 . - 1 n V 
Heſſen⸗Homburg 1... 1 " „ 0. 
Schwarzb.-Sonderöhaufen 1. . - 1 n „Od. 
Schwarzburg-Rudolftadt 1 1 n „0... 
Lippe⸗Detmold 2 1 Fa 
Lippe- Schaumburg 1 1 „ „ O!uo 
Walded 1 1 n „0. nr 
Riechtenftein 1 . 1 n :„ dr, ır 
Neuß, ältere Linie 1 1 " „0% 
Neuß, jüngere Linie 1 1 n „Oo nn 
Hamburg 8 3 n „ Oo nr 
Bremen 1 1 „ „oO nn 
Lübed 1 1 „ „0. 
Frankfurt 1... 1 n „0. 
Summa 824, Summa 605, alfo 219 Bertreter 


zu wenig. 

Kam e8 auch nicht gerade auf die Zahl der Vertreter, jo fam es 
doch, wenn der Volkswille zum Ausdrude gelangen follte, auf das richtige 
Berhältnig an. Als der Irrthum entdedt wurde, brachte Abegg denfelben 
im Bünfziger-Ausfchuffe, zur Sprache, worauf Simon den Antrag ftellte, 
die wirkliche Bevölkerungszahl anftatt der verrotteten Matrifel zu fegen. 
Diefer Antrag wurde unterftüst von Kolb, Jakoby und Reh. Allein 
Wedemeyer, Profeffor Biedermann, Buhl, Kierulff, Siemens, Mühlfeld, 
Benedey, Yürgens, Hergenhahn und Wiesner fegten die Beibehaltung der 
Bundes: Matrikel durch. 

Die Reaktion feierte hiermit einen großen Triumph; denn da gerade 
bie Bertreterzahl der großen Staaten beeinträchtigt wurde, begünftigte diefe 
Wahlart die Kleinftaaterei und benachtheiligte die Einheitöbewegung. Ebenſo 
Teiftete da8 Vorparlament ber Krähnwinkelei Vorſchub durch die Annahme 
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der vom Bundestage herrührenden Beftimmung, daß auch jeder Staat 
unter 50,000 Seelen einen Bertreter wählen follte. Hierburd wurden 
bie Liliputer-Rändchen Bernburg, Köthen, Sigmaringen, Hechingen, Hom⸗ 
burg, Reuß, ältere Linie, ſowie Lübeck, und nach der alten Matrikel auch 
Schwarzburg-Sondershaufen, Lippe⸗Schaumburg, Bremen und Frankfurt am 
Main, mit je einem Abgeordneten bedacht, obſchon fie nicht 50,000 Ein⸗ 
wohner zählten, während auf der andern Seite in den größern Staaten 
gegen eilf Millionen Menfchen unvertreten blieben. Aus diefem Ber- 
fahren des Borparlaments ſchon ging die unumftößliche Wahrheit her- 
vor, daß die fogenannten „deutfchen Männer“ noch lauter Kleinig⸗ 
feitsfrämer und ihr Cinheitsftreben Flauſenmacherei, Wortihwall und 
Nichts als eine Selbfttäufchung oder fchöne Lüge war. Man verfuhr 
aber auch jehr infonfequent, als man bie alte Bundes⸗Matrikel wählte; denn 
auf derjelben waren die neu aufgenommenen Ränder Oft- und Weftpreußen, 
fowie Schleswig, weldyes 362,900 Einwohner zählte, nicht enthalten, fo daß 
man fi, um die Matrifel-ZaHl zu finden, bei diefen Ländern doch wohl 
an die wirkliche Bevölkerungszahl, deren Verhältniß fich feit 1819 fehr 
geändert hatte, halten mußte. Manche Staaten hatten fich feitdem raſch 
entwickelt, andere dagegen waren in der Bevölkerung nur langfam vor- 
wärts gefommen. So war das Königreih Sachſen jet volkreicher als 
Hannover und Würtemberg, obſchon e8 nad) der alten Matrikel weniger 
Abgeordnete als diefe beiden Länder zu wählen hatte. Die Bevölkerung 
von Holftein-Rauenburg und Luxemburg-Limburg hatte fich faft verboppelt, 
die wirkliche Bevölferungszahl Badens erreichte faft die alte Matrikelzahl 
MWürtembergs, fowie auch die wirklihe Zahl des Kurfürſtenthums über 
die alte des Großherzogthums Heſſen hinaus ging; Preußen und Oefter- 
reich aber waren im Bunde faft völlig gleid) geworden. 

Bon den 16'/, Millionen preußifhen Einwohnern, welche fänmt- 
lich zum Bollvereine gehörten, fanden anfangs März 1848 beinahe 
4.300.000 noch außerhalb des deutfchen Bundes. Während alfo etwas 
mehr ald der vierte Theil der preußifchen Bevölkerung nicht zum beut- 
chen Bunde gehörte, fielen doch beinahe drei Viertel innerhalb desfelben. 
Bon der Gefammtbenöfferung Defterreih® dagegen hatten bloß 12.277,261 
Köpfe Antheil am Bunde, das heißt bloß ein Drittel der Öfterreichifchen 
Gefammtbevölferung, fo daß etwa 24 Millionen öfterreihiiche Einwohner 
nicht ‚zu Deutfchland gerechnet wurden. Gleichwohl übertraf die zum 
Bunde gehörige wirkliche Einwohnerzahl Defterreichs die Bundesbevölke⸗ 
rung Preußens zu Anfang des Jahres 1848 um 28,000 Köpfe. 

Das durch die alte Bundes⸗Matrikel herbeigeführte falſche Wahl- 
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und Vertreterverhältniß ſpringt ſogleich in die Augen, wenn in Zahlen 
angegeben wird, wie die einzelnen Staaten nun wählten. 

In Oeſterreich kam jetzt nämlich ein Vertreter auf 65,000 der zum 
Bunde gehörenden Einwohner. In Preußen betrug das Berhältniß, 
wenn Oft: und Weftpreußen Hinzugerechnet wurden, 95,000 und mit 
Einſchluß von Pofen ſogar 103,000, wober wir auf die weiter unten 
befprochene Aufnahme diefer preußiſchen Provinzen in den deutſchen Bund 
verweifen. In Baiern kam auf 75,000 Menſchen ein Vertreter. Im 
MWürtemberg wurden 67,000, in Hannover, Baden und Braunfchweig 
68,000, im königlichen Sadfen 76,000, in SHolften 75,000 und in 
Luxemburg-Limburg 77,000 Köpfe mit einen Parlaments-Abgeordneten 
bedacht. Dagegen wählte Reuß älterer Linie mit 35,000, Lübeck mit 
42,000, Hefien-Homburg mit 24,000, Schwarzburg-Sondershaufen 
mit 58.000, Hohenzollern-Hecdhingen mit 20,000, Hohenzollern-Sigma- 
ringen mit 45.000 und endlih gar das Furſtenthum Liechtenſtein mit 
6,000 Einwohnern einen Deputirten. 

Man ſchien es lediglich darauf abgeſehen zu haben, das partikula⸗ 
riſtiſche Element der Kleinſtaaten auf Koſten der großſtaatlichen Bevöl- 
ferung zu bevorzugen. Auf diefe Weife gelangte fein einheitliches Deutfch- 
land zur Vertretung. 

Das Vorparlament beging einen großen Fehler, als es, anftatt ganz 
genaue Beitimmungen zu treffen und Deutfchland in gleichmäßige Wahl- 
freife einzutheilen, die Handhabung der Wahlen dem Belieben der Biel- 
ftaaterei anheimgab. E8 Hätte im &egentheil die Staaten zufammenlegen 
und unter einander werfen, vor Allem aber verfügen follen, daß bis auf 
Meiteres Feine einzige Ständekammer, gefchweige denn eine fonftituirende 
Berfammlung, ſich in den deutschen Einzel-Tändern verfammeln durfte. Das 
Miflingen der nationalen Bewegung von 1848 ift theilmeife aus den Kon— 
jequenzen diefes Fehlers herzuleiten. Die Eintheilung Deutfchlands bei 
der Zufammenfegung des Reichskammergerichts nad) dem weftphälifchen 
Frieden auf dem Keichstage von 1654 fonnte ebenfo wenig, wie die 
von 1781, noch maßgebend fein. Denn beide waren verrottet. Im 
Juli 1848 machte Auguft Kavenftein in Frankfurt a. M. für den Rarla- 
ments = Abgeordneten Dhame, wegen eines von denfelben für bie 
Organifation des Reiches geftellten Antrags folgende neue Kreiseintheilung: 

1. Preußen, beftehend aus Oſt⸗ und Weſtpreußen (einſchließlich 
des Reg. -Bez. Bromberg); 

2. Pommern; 

3. Mecklenburg; 
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4. Schleswig-Holftein mit Hamburg, Eutiny; 

5. Nieder-Sadhfen, beftehend aus Hannover, Braunfchweig 
und Oldenburg nebft Bremen ; 

6. Brandenburg mit Pofen; 

7. Schleſien; 

8. Böhmen; 

9. Ober-Sachſen, beftehend aus dem Königreihe Sachſen und 
TIhüringen (diefes bis zum Nüden des Thüringerwaldes gedacht) ; 

10. Mittel-Sadfen, beftehend aus der preußifchen Provinz 
Sachſen, aus Anhalt und den fhwarzburgifchen Unterherrfchaften ; 

11. Heffen- und Mittel-Rheinland, beftehenb aus ben drei 
Heſſen, aus Naſſau, Yrankfurt und Wetzlar; 

12. Franken, beftehend aus den baierifchen Provinzen Ober⸗, 
Mittel- und Unterfranken; 

13. Weftphalen mit Lippe und Walde; 

14. Nieder- Rheinland, beftehend aus der preußifchen Rhein⸗ 
provinz und Birkenfeld, nebft Limburg und Luxemburg; 

15. Defterreich mit Mähren; 

16. Steiermart!-ILIyrien, dazu der Salzadj- Kreis; 

17. Tyrol mit Riechtenftein ; 

18. Baiern, beftehend aus den baierifchen Provinzen Ober-Baiern, 
Rieder-Baiern und Ober-Pfalz; 

19. Schwaben, beftehend aus Würtemberg, Hohenzollern und der 
baierifchen Provinz Schwaben ; 

20. Dber- Rheinland, beftehend aus Baden und der baierifchen 
Rheinpfalz (Elſaß). 

Aber auch diefe Eintheilung wäre unthunlich gewefen und fie liefert uns 
einen Beitrag für die ausnahmslofe Regel, daß man ſich 1848 ſchlecht aufs 
Organifiren verftand. Die auf diefe Weife gefchaffenen Kreife find viel 
zu groß nnd berüdfichtigen — was einen Hauptmangel derfelben aus- 
macht — viel zu viel, ſowohl die mittelalterliche Stamines-, wie aud) 
fpätere Staatsländer-Eintheilung. Da Deutfchland 1848 gegen 42 Millionen 
Einwohner zählte, fo ließ es fi) furzweg in 84 Departements, jedes 
durcchfchnittlich zu einer halben Million, und bie Departements wieder 
in 10 Wahlfreife oder Kantone, wovon jeder einen Deputirten wählte, 
eintheilen. Die Departements durften nicht groß und mußten fo gleich⸗ 
gewichtig als möglich fein, wobei den Städten und den inbuftriellen 
Gegenden, weil diefe das Zivilifations-Element gegenüber der einheitlichen 
Tändereintheilung bildeten, vorzüglich Rechnung zu tragen geweſen wäre. 
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Die ſeitherigen Länder hätten gar nicht berückſichtigt werden und die 
Departements, fowie die nach den Hauptorten zu benennenden Kantone 
geeignete Namen und Hauptftädte erhalten follen, damit das Volk fich 
möglichft ſchnell und Leicht in die neuen einheitlichen Einrichtungen hin⸗ 
einlebte. Freilich hätte alsdann das Borparlament ſich behufs der Ein- 
heitsſchöpfung permanent zu erflären und nad allen Seiten Wahl- 
Kommifjäre mit ftrengen Inftruftionen auszufenden gehabt. Zudem hätten 
diefe Kommiffäre die Beamten , die Polizei und die bewaffnete Macht, 
refpeftive die alsbald überall Herzuftellende Volks- und Bürgerwehr, zu 
ihrer Verfügung haben müſſen. Wie die Sachen in ber erften Zeit 
ftanden, wären die Truppen leicht für die Revolution gewonnen worden, 
das ftehende Heer hätte fich reinigen und umformen, freilich bei ber 
bebrohlichen Haltung Rußlands, nicht beträchtlich vermindern lafſen; — 
alsdann wären bie Truppen nicht blinde Reaktions- Werkzeuge geblieben. 
Ein folches energifches Vorgehen hätte die Durchführung der einheitlichen 
Revolution zur Folge gehabt, das Vorparlament hätte fich zum Konvent 
erhoben, und für die erft nach Vollendung der Wegräumungsarbeit zufammen- 
tretende Fonftituirende Berfammlung wäre freier Boden uud freie Luft 
gefchaffen worden. Es war eine Tollheit, Deutfchland einheitlich, kon⸗ 
ftitwiren zu wollen, während doch die alten ftaatlichen Trennungen be- 
ſtehen blieben. Sollte fich die deutfche Einheit nicht, wie es wirklic) gefommen 
ift, als eine abergläubifche Phrafe und ein Eonftitutioneller Papierwiſch 
erweifen,, fo durfte von der angeftammten ftaatlichen Organifation nicht 
ein Stein auf dem andern bleiben. Unter den Führern des Bürgerthums 
befaßen Struve und Heder, weld)’ Iettterer feine Zeit für die „der wan⸗ 
dernden Habe” — für die Zeit der Bourgeoifie — anfah, allein 
Scharfblid; doch auch ihnen fehlte der politifche Feldherrnverftand, denn 
fonft hätten fie eingejehen, daß die Revolutionirung des Schwarzwalds 
für Deutfchland nicht entfcheidend fein konnte. 

Einen andern großen Fehler beging das Borparlament, als e8 dem 
Antrage Karl Vogts aus Gießen beiftimmte, demzufolge den einzelnen 
Ländern freigegeben wurde, die Wahlen entweder direft oder indirelt 
einzuleiten. Kam fchon wegen des veränderten Zahlenverhältniffes feine 
richtige Vertretung zu Stande, fo wurde felbige auch jest noch dadurch 
verpfufcht, daR man den Negierungen, die nicht vom beften Willen befeelt 
waren, fehr vielen Spielraum ließ. Die einen Ränder wählten nun bie 
Bertreter direkt, die andern indireft; manche, wie 3. B. Baiern, bedienten 
fich ſogar gegen die ausdrüdliche Anordnung des Vorparlaments, eines 
Wahl⸗Zenſus. Ebenfo wurde in den meiften Rändern den fogenannten 





deutſchen Ausländern die Wahlfähigkeit nicht zugeftanden, wodurd allen 
jenen deutſchen Arbeitern, Gewerbtreibenden, Studenten, Fiteraten, Sprach⸗ 
lehrern n. f. w., die fih in einem andern deutfchen Staate aufhielten 
und nicht gerade wegen der Wahl nach Haufe reifen konnten, das natios 
nalseinheitlihe Wahlrecht entzogen wurde. Werner war die Beſtimmung, 
daß jeder Wähler „felbftändig“ fein müßte, fo zweibdentiger Natur, daß 
reaktionäre Regierungen und Beamte, von welchen bie Wahlliften abhingen, 
einen Zenſus ausüben und eine Menge volljährige Männer von der 
Wahl ausfchliegen konnten. Viele Wahl-Rellamationen wurden übrigens 
vom TFünfziger-Ausfchuffe, den das Borparlament eingefeßt hatte, gar 
nicht beachtet: fo 3. B. die Reklamationen aus Augsburg, Frankenthal, 
ans Meiningen, Oggersheim u. f. w. 

Hierzu kam, daß das Borparlament das Verhältniß Pofens und bes 
Iſtrianer Kreifes zu Deutfchland unentfchieden gelaffen hatte. Ja ber 
König von Preußen hielt ſich an den Beſchluß der Bundesverfammlung 
vom 30. März, demzufolge aus je 75.000 Seelen ein Bertreter auf 
Grund der alten Bundes-Matrifel zu wählen war, und er verordnete 
fontit, daß in Preußen nur 113 Abgeordnete gewählt werden follten, 
nämlih: für Brandenburg 19, für Pommern 11, für Schlefien 28, 
für die Provinz Sachſen 16, für Weftphalen 14, für die Aheinlande 25. 
Das desfallſige „allerhöchfte Propofitions- Dekret“ befagte weiter: 

„Für den Fall, daß bie Provinzen Preußen und Pofen in Folge unferes 
Patentes vom 18. März den Wunfch ausfprechen follten, dem beutfchen 
Bunde einverleibt zu werden, rihten wir zugleih an unfere 
zum Bereinigten Landtag verfammelten getreuen Abge- 
ordneten der Ritterfhaft, Städte und Landgemeinden 
die Aufforderung, eine angemeffene Anzahl von Abge- 
ordneten, welche für die Provinz Preußen 23 und für die 
Provinz Pofen 12 betragen würbe, für die deutfche Natio— 
nal-Berfammlung zu wählen.... Sollte die auf Grund bes 
neuen Wahlgefeges zu bildende Verſammlung der Bertreter unferes 
Volks, wie jedoch faum zu erwarten ift, früher als die VBerfammlung der 
deutfchen National-Repräfentanten zufammentreten, fo behalten wir 
uns vor, mit derfelben über eine den veränderten Ber- 
hbältniffen angemeffene Bertretung unferes Volks bei 
der deutfhen National-Repräfentation eine Bereinba- 
rung zu treffen. Wenn übrigens bei Konftituirung der neuen deutfchen 
Bundesverfaffung die Bildung eines theilweife aus Mitgliedern ber 
erftien deutſchen Ständelammern beftehenden Oberhaufes vereinbart 
werben möchte, fo werden wir zur Bollgiehung diefer Wahl, fofern nicht 
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bi8 dahin eine andere erfte preußiſche Kammer gebildet fein follte, unfere 
Herren-Kurie befonders einberufen.” Unterzeichnet war diefes reaktionäre 
Dekret von Friedrich Wilhelm, Camphauſen, Graf von Schwerin, von 
Auerswald, Bornemann, Arnim, Hanfemann, von Reyher. Der Frank: 
furter Fünfziger-Ausfhuß richtete deßhalb an den König von Preußen 
die Aufforderung, die Parlamentswahlen in der vorfchriftmäßigen Weiſe 
bornehmen zu lafſen. 

Der Bundestag war durch das Vorparlament nicht abgefegt und 
vertrieben worden. Hiermit war viel für die Reaktion gewonnen. In 
Bezug auf die 50.000 Seelen, die zufolge dem Beſchluſſe des Vorpar⸗ 
laments je einen Vertreter für die Nationalverfammlung wählen follten, 
gab er nad), obgleich er dem Vorparlament nidht unbedingt Recht gab. 
Sein Ausſchuß fagte darüber bei der Begutachtung : 

„Da ja überhaupt jede Vertretung nur ein Ausfunftsmittel ift, 
geboten durch die Unmöglichkeit, den Volkswillen in anderer Art zu ver- 
mitteln, fo wünjcht man dieſes Auskunftsmittel fo wenig wie möglid) 
auszudehnen, d.h. man wünjcht eine möglichft zahlreiche Berfammlung .... 
Der Ausfhuß muß alfo befennen, daß er weder behaupten kann, daß das 
Berhältnig 1: 70,000, nod) das von 1: 50,000 das wirklich richtige fei.“ 

Bom Präſidium des VBorparlaments erhielt die Bundesverfammlung 
am 2. April folgendes Schreiben: 

„Das Präfidium von der VBerfammlung zur Vorbereitung der deut- 
ſchen konftituirenden National-VBerfammlung an die deutjche Bundesver- 
fammlung. 

Der unterzeichnete Präfident gibt fich die Ehre, der deutfchen Bun⸗ 
desverfammlung in dem anliegenden Auszuge der Protofolle die Beſchlüſſe 
‚ ergebenft mitzutheilen, welche die bier zur Vorbereitung der deutjchen 
fonftituirenden National-Berfammlung verfammelten Männer im Namen 
des deutfchen Volks gefaßt haben, mit dem Erfuchen, im Berein mit 
. dem gewählten Ausfchuffe der gegenwärtigen Verſammlung bie Einleitung 
zu treffen, daß den geftellten Anträgen Statt gegeben werde, insbeſondere 
für die Befchleunigung der Wahlen zu wirken, damit die konftituirende 
National-Berfammlung zuverläflig im Intereffe der Beruhigung 
des deutfchen Volks am 1. Mai ihre Sigungen eröffnen könne. 


(gez.) Mitternier. 
vdt. die Sefretäre " 
Baer, Kierulff, Simon, Briegleb, Blantenhorn, 
W. Müller, Dr. Georg Barrentrapp.” 
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Der Bräfident der Bundesverfammlung ertheilte hierauf die Antwort: 
Euer Hochwohlgeboren 

befenne ich den Empfang der geehrten Mittheilung vom 2. April, welche 
ich der Bundesverfammlung vorgelegt Habe. In deſſen Folge ift Tebtere 
gern bereit, den in diefer Mitteilung und in ben Beichlüffen der Ber- 
fammlung vom 31. März und 1. April ausgefprocdhenen Wünfchen ent- 
gegenzufommen. In Beziehung auf die beanftandeten Bundesbejchlüffe 
hat fie bereit8 einen Befchluß :gefaßt, den ich in der Anfuge mitzutheilen 
mich beehre. Empfangen Euer Hochwohlgeboren die Berficherung meiner 
ausgezeichneten Hochachtung.“ 

Der Bundestag hatte feit Anfang April nicht bloß feine eigenen 
Bertrauensmänner, fondern auch die Miktrauensmänner des TFünfziger- 
Ausfchuffes neben fi. Der Fünfziger-Ausfhuß war beauftragt, die Bun- 
des-Berfammlung einzuladen, mit ihm bis zum Sufammentritt der fon- 
ſtituirenden Berfammlung ins Bernehmen zu treten; er hatte fie bei 
Wahrung der Interefien ber Nation felbftändig zu berathen und die 
nöthigen Anträge an die Bundesverfammlung zu bringen, fowie „bei ein« 
tretender Gefahr*) des Baterlands” das Vorparlament fofort wieder 
einzuberufen. Er follte ferner die allgemeine Bolfsbewafinung bei den 
Regierungen durchfegen, und aus Oeſterreich ſechs Männer als weitere 
Ausſchußmitglieder zuziehen. Anftatt den Bundestag, der doch, weil man 
ihm mistraute, vom Fünfziger⸗Ausſchuß überwacht wurde, fofort abzu— 
tun, Hatte ihm das Borparlament, indem es den Bod zum Gärtner 
fette, „die Angelegenheit der Begründung eines fonftituirenden Parlaments” 
überlaffen. Vom Borparlamente förmlich anerkannt, durfte er jetzt feine 
Stellung einftweilen für ganz gefichert betrachten. 

Treilich ging das Beifammenfein der drei Körperfchaften nicht ganz 
ohne Unannehmlichkeiten ab. Allein e8 kam hier fein rechter prinzipieller 
Manneszorn zum Durchbruch, fondern der Zwiſt gli) vielmehr dem 
Keifen, Grollen und Schmollen der Weiber, Den Fünfziger-Ausfhuß 
juchte fich die Bundesverfammlung fo weit als möglich vom Leibe zu 
halten und gedachte darum mit ihm lediglich durch ihre Strohmänner — 
durch die fogenannten Bertrauensmänner — zu verkehren. Indeß wollte 
fi) der Fünfziger-Ausſchuß nicht vom hohen Pferde herab behandeln Lafjen 





*) Man erſieht aus dieſem Theile des Auftrages, daß das deutiche Bür⸗ 
gerthum ſich nochmals michelartig bereit finden ließ, gegen die franzöſiſche Republik 
zu Gunften der deutſchen Monarchen zu Felde zu ziehen. 
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und überfandte am 7. April der Bundesverſammlung nachſtehende Mit- 
theilung : 

„Nach längerer Berhandlung wurden auf die Anträge von Zachariä, 
Hergenhahn und Anderer folgende Beichlüffe gefaßt: 

1) Die proponirte Art der Berhandlung ift abzulehnen und eine 
direkte Berhandlung des Ausfchuffes mit der Bundesverfammlung zu 
verlangen; 

2) die Bundesverfammlung ift einzuladen, die Siebenzehner in ihre 
Mitte aufzunehmen und dann eine Kommiffion zu ernennen, die mit dem 
Ausſchuſſe verhandelt; 

3) die Siebenzehner find anzugehen, daß fie ihre Aufnahme in bie 
Bundesverſammlung verlangen; 

4) die Bundesverfammlung ift zur fofortigen Erklärung darüber zu 
veranlaflen, in wie weit fie mit den ihr mitgetheilten Befchlüffen der vor⸗ 
bereitenden Berfammlung übereinftimmt, und was fie zu deren Ausfüh- 
rung gethan bat.“ 

Sonach gedachte der Wünfziger-Ausfhuß mit den Siebenzehnern 
gemeinfchaftliche Sache zu machen und durch diefelben in das Heiligthun 
der Efchenheimergaffe einzudringen. Dagegen mußte vor Allem bem 
Bunbestage daran gelegen fein, die Siebenzehner nicht in feinen Schoos 
aufzunehmen, weil biefelben einestheild fonft aufgehört hätten, feine 
Strohmänner zu fein, und weil anderntheils eine folche Aufnahme fich 
nicht mit den beftehenden Bundeseinrichtungen vertrug. Darunı half fid) 
der Bundestag auf diplomatifche Weife, indem er zwar fich im Wllge- 
meinen fehr zuvorkommend und verfühnlic) zeigte, aber höflich die Auf» 
nahme der Siebenzehner ablehnte. Demgemäß antwortete er: 

„Das Präſidium der Bundesverfammlung erwidert Namens der- 
felben auf das Schreiben des von der vorbereitenden VBerfammlung zur 
Begründung eines neuen verfafjungsmäßigen Zuftandes in Deutjchland 
gewählten Ausfchuifes : 

1) daß die Bundesverfammlung die ihr mitgetheilten und ferner 
noch mitgetheilt werdenden Anfichten und Wünfche des Ausſchuſſes feit- 
ber ſchon beachtet hat und auch ferner beachten wird; 

2) daß die Form der fortlaufenden Berathungen und Berhandlun- 
gen mit dem fiebenzehn Männern des Bertrauens ſchon zu gegenfeitiger 
Zufriedenheit geregelt iſt, und daß die Bundesverſammlung auch in den 
Fällen, in welchen der Gegenſtand und das Bedürfniß eines leichtern 
und zeitſparenderen Geſchäftsganges es wünſchenswerth machen, gemein⸗ 
ſchaftlich mit jenen Männern berathen wird; 


3) daß anliegend die Beſchlüſſe der Bundesverſammlung vom 4. 
und 7. d. M., betreffend die fchleswig-holfteinifche Angelegenheit und 
die Wahlen zur Fonftituirenden Berfammliung, *) mitgetheilt werben, und 

4) daß ähnliche weitere Mittheilungen vorbehalten bleiben.“ (Bundes⸗ 
Protofoll vom 10. April, 8 254.) 

Außer diefer Antwort, welche dem Fünfziger-Ausfchuffe Alles verhieß, 
aber Nichts gewährte, gebrauchte der Bundestag auf den Antrag des 
badifchen Kollegen Welder, der durchaus nicht rein im Kamifol war, 
den Kunftgriff, daß er fcheinbar feine Sigungen der Heimlichkeit ent- 
Heidete, indem er feine Protofolle in der von uns Eingangs diefes 
Hauptftüds bargelegten Weife zu veröffentlichen befchloß. Inzwiſchen 
führte er die loco dietaturae gedrudten Separat-Frotofolle ein, worin 
er Alles, was geheim bleiben follte, aljo namentlich feine antisbemo: 
katifhen Maßnahmen für die Aufßere und innere Sicherheit des Vater⸗ 
lands, niederlegte. 

Um zu zeigen, wie volföfeindlich das eingefchlagene Verfahren war, 
fol im Nachſtehenden aus dem Separat-Protofoll vom 4. Mai 1848 
jener Theil hier mitgetheilt werben, welcher im befagten Protokolle als 
Nummer 3 bezeichnet ift. Derfelbe lautet: 

„Nachdem die Bertrauensmänner in der Sitzung hoher Bundesver- 
ſammlung vom 27. vorigen Monats den von ihnen ausgearbeiteten Ent- 
wurf zur Berfoffung für Deutſchland eingereicht haben, ift es durchaus 
nöthig, daß hohe Berfammlung einen Beichluß fafle, ob fie 

1) vorerft Inftrultionen ber einzelnen Regierungen abwarten, oder 


2) gleich zur Prüfung der in dem Entwurf enthaltenen Beftimmun- 
gen übergeben und verfuchen wolle, über die ben einzelnen Geſandten ange- 
meflen fcheinenden Modifilationen fic zu verftändigen, in welchem Yall 
weiter zu befchließen wäre, 

a) ob der Reviſions⸗Ausſchuß zumächft jene Prüfung und rvefp. Ber 
gutachtung vorzunehmen hätte, oder etwa i 

b) für biefen Fall die gewöhnliche Gefihäftsorbnung zu verfaffen 
und wegen der hohen Wichtigfeit und großen Eile der Sache eine ans 
dere, etwa die Einrichtung zu belieben wäre, daß hohe Bundesverfamm- 


‘ 


) Hier ließ fi) die Bundesverfammlung den immer ängſtlich vermiedenen 
Ausdrud: „Lonflituirende Verſammlung“ entichlüpfen. Des Bundesbe⸗ 
ſchluſſes vom 4. April Hinfihtlih Schleswig. Holftein’s wird unten kurz gebadht 
werden. 
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fung fi in 2 oder 3 Sektionen theilte und in biefen erft den Entwurf 
beriethe, das Refultat dieſer vorläufigen Prüfung aber in einer vollen Ber- 
fammlung von den Referenten der einzelnen Sektionen gegenfeitig mitgetheilt 
und dann weiter berathen würde, wenn nicht hohe Bundesverfammlung 
vorziehen follte, gleich in pleno zu verhandeln, weil, wie bemerkt, die Zeit fo 
außerordentlich ſparſam zugemeffen ift. Leider kann nicht verfannt werden, 
daß, es möge progedirt werden, wie da wolle, e8 ganz unthunlich er- 
ſcheint, die Refultate der Verfländigung hoher Bundesverfammlung noch 
fo zeitig zur Kenntniß der einzelnen Regierungen zu bringen, daß dieſe 
annoch ſich über einen im Namen der Regierungen der National-Ber- 
fammlung vorzulegenden Entwurf verftändigen könnten; ohne fpezielle 
Autorifation aber wird hohe Bundesverfammlung nicht dazu ſich ver- 
ftehen wollen, einen von ihr gefertigten oder emendirten Entwurf der 
National-Berfammlung Hinzugeben. Verhalten fi) aber die Regierungen 
ganz unthätig, jo ift vorauszufehen, daß die bevorftehende Verſammlung 
eine vein konſtit uirende fein und den Regierungen eine Konfti- 
tution oktroy iren, wenigſtens dieß zu thun verfuchen werde, auch den 
mäcdhtigften gegenüber. 

„Selbft übrigens, wenn — wie augenfällig — die Regierungen in 
ihrer Geſammtheit nicht im Stande fein follten, mit einem ihnen ge- 
nehmen Berfaflungsentwurfe hervorzutreten, würden ihre Rechte und 
Intereſſen noch fi) wahren laflen, fofern fie die geeigneten Organe der 
National-Berfammlung gegenüber zu ftellen vermöchten. Allein hier wirft 
fi glei) da8 Bedenken auf: wird die Fonftituirende Berfammlung 
ſolche Organe, alfo eigentliche Regierungs-Kommiſſfäre, wenn fie aufer- 
halb ihr ftehen, zulaffen? Und fünnte nicht durch den Verſuch der For- 
mirung einer ſolchen Minifter-Banf fofort ein Prinzipien-Rampf hervor: 
gerufen werden, deifen Ausgang für die Negierungen leicht gefährlich 
werden könnte? Handelten die Regierungen deßhalb nicht 
borfichtiger, wenn fie zu bewirfen fudten, daß die 
Männer ihres Vertrauens in die Nationalverfammlung 
gewählt würden, oder wenn fie diefe Männerin den 
Reihen der Abgeordneten felbft fuhten, und — ohne 
ihnen einen offiziellen Charafter beizulegen — mit 
ihnen ſich verftändigten, was in dem zu identifizirenden 
Intereſſe der Regierungen und Völker über die gegen 
feitigen Rechte und Pflichten, fowohl in Beziehung auf 
ganz Deutfhland, als aud die einzelnen Theile des 
Bundesftaates, verfaffungsmäßig feftzufegen wäre? 
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„Es ift nicht wohl denkbar, daß die Regierungen be- 
abjihtigen, die National-Berfaumlung ganz freige 
währen zu laffen, und ruhig abzuwarten, welde Berfaf- 
fung von derfelben werde zu Stande gebradht werden — 
in der Hoffnung etwa, daß die Berfammlung nidht das 
beendigte Wert fogleih defrvetiren und promulgiren, 
jondern zunädft den Regierungen als Berfaffungsent- 
wurf zur Annahme und vefp. weitern Berhandlungen 
vorlegen werde. Dieß wird vorausfichtlich nicht gefchehen, fondern, 
wie fchon bemerkt, e8 ift zu erwarten, daß die Berfammlung, felbft wenn 
fie in einer großen Mehrzahl aus Angehörigen der fogenannten Fonfti= 
tutionellen Monarchie befteht, da8 ihr nun einmal eingeräumte und fort- 
während zu gefährlicyen Konfequenzen ausgebeutete Prädikat „kon fti> 
tuirende”“ wird realifiren und folgeweife in eine förmliche Verhand⸗ 
lung und vertragsweife Bereinbarung mit den Regierungen nicht fich 
wird einlaffen wollen. 

„Gerade um an diefer Klippe nicht zu fcheitern, ift es wünſchens⸗ 
werth, daß die Berfaffung dem Scoofe der National-Berfammlung, 
der Form und dem Ünhalte nad, fo enifteige, daß die Regierungen der 
Einzelftaaten fie annehmen fönnen, ohne hierdurch den Bedingungen ihrer 
Eriftenz zu entfagen und in dem Bundesftante auf- oder cigentlich 
unterzugehen. Das iſt aber eher zu hoffen, wenn den Regierungen ges 
fingt, Organe zu finden, welche nidht von Außen nad) Innen, fondern 
umgekehrt, den‘ Willen und die Kraft haben, damit durch Gründe der. 
Bernunft, de8 Rechts und der Erfahrung die Ueberzeugung neu begrüns 
det und geftärft werde, daß Deutfchland feinem Partikularismus auch 
die allerwohlthätigften Folgen verdanfe und noch künftig derfelbe edle 
Blüthen und Früchte treiben könne, die Nachtheile jenes Partifularis- 
mus aber fich befeitigen, eine wahre (!) Einheit und Größe Deutfch- 
lands ſich herftellen laffe, ohne gewaltfame Vernichtung der Staaten: 
Individualitäten. 

„Segen den Borjchlag, die Organe der Regierungen in der Ver—⸗ 
Sammlung felbft zu fuchen, wird zwar eingewendet werden, daß davon 
zu beforgen fei, e8 werde fofort das Vertrauen der öffentlichen Meinung, 
welche jene Männer gewählt hat, wieder gejchwächt und diefen hierdurch 
der nöthige Einfluß, un den Zwed erreichen zu Fönnen, entzogen werden. 
Allein diefem Einwande läßt fi) durcd die Bemerkung entgegnen, daß 
eben deßhalb die fraglichen Organe feine offiziellen fein follen, daß einer 
förmlichen Minifter-Bant noch mehr Bedenken der Art entgegentreten 
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würden, daß überhaupt ſich das Bilden einer rechten und linken Seite 
und eines centri gar nicht verhindern läßt, weil die Verſchiedenheit der 
Anfichten und Weberzeugungen mit Nothwendigkeit dazu führt, und Ver⸗ 
dächtigungen überhaupt weder Gefanmtheiten noch Individuen fich ent- 
ziehen können, alle Parteien ohne Unterfchied ihnen ausgejegt find.“ 

„Außerdem ift nicht zu verkennen, daß es für die Regierungen 
äußerft fchwierig fein würde, unter ihren Beamten und zwar denjenigen, 
welche den neuen Zeitrichtungen ergeben find, eine genügende Anzahl von 
Männern zu finden, welche die erforderlichen phyfifchen, geiftigen und 
moralifchen Eigenfchaften befigen, um mit Erfolg von einer Regierungs- 
bant aus auf eine fo zahlreihe Berfanimlung zu wirken. Und find die 
Regierungen fo glücklich, ſolche Männer zu haben, fo bedürfen jie ihrer 
auch zu Haufe in ben gegenwärtigen anarchifchen Zuftänden, und weil in 
jeden einzelnen Lande auf Iegislative Abänderungen des Beftehenden ge- 
drungen wird, ohne erjt die Nefultate der Tonftitwivenden National-Ber- 
fammlung abzuwarten. 

„Die Bundesverſammlung, in ihrer Geſammtheit oder durch Depu- 
otionen, faun die Regierungen in diefer Berfammlung nicht vertreten. 
Bon andern, nicht entfernt liegenden Gründen abgefehen, genügt die Er⸗ 
wägung, daß die Bundesverfammlung, als Repräfentantin der Regierun- 
gen, der National-Berfammlung gewiflermaßen gegenüberfteht, und nicht 
wohl angeht, daß beide direft mit einander, wie dieß fonft in Vertrags⸗ 
verhältniffen wohl geſchieht, verkehren, fondern es vermittelnder Organe 
bedarf, wenngleich dieſe ebenfalls von den Regierungen gewählt werden. 
Dffenbar find auch in dem Verhältniß der Regierungen zur National- 
Berfammlung verfchiedene Gefichtspunkte feftzuhalten: — einmal haben 
nämlich die Regierungen ein folidarifches Intereffe dem Volk in feiner 
Zotalität gegenüber, bei Feftftellung alfo der gegenfeitigen Volks⸗ und 
Regierungs-Rechte und Pflichten, ſodann haben die Regierungen ein be= 
fondere8 Intereſſe gegen einander, bezüglich des Berhältniffes zur konſti⸗ 
tuirenden, oberſten Reichögewalt, und endlich haben die einzelnen Staaten, 
Regierungen und Volk vereinigt, gewiffe Partitular-Intereffen den allge- 
meinen Interefien von ganz Deutfchland gegenüber zu wahren.” 

„Diefe verfchiedenen und zum Theil einander widerftrebenden Rück⸗ 
fichten einem höhern Gefihtspunft unterzuorbnen, oder in diefem zu ver⸗ 
einigen, wäre zwar eine würdige Aufgabe für die Bundesnerfammlung, 
allein fie wird fie unter den gegebenen Berhältnifien nicht zu leiften ver- 
mögen. Es dürften aber die Regierungen auf die angedeuteten Momente 
aufmerkſam zu machen fein, felbft auf die Gefahr Hin, da diejes über- 





fläfig fein könnte, weil fie von felbft fchon folge in Betracht ge- 
zogen und möglicherweife geeignete Maßregeln ergriffen haben könnten. 

„Wenn übrigens die fo lange fchon (auch im relativen und bem 
gegenwärtigen Berhältniffen angemefjenen Sinue) befprodyene, aber immer 
noch nicht in Ausführung gebradte Schaffung einer Bundes- 
Zentral⸗, refp. Erelutiv-Behörde (sic!) no zu Stande ge 
bradjt werden follte, ehe die NationalsBerfammlung zufammentritt — 
und Die Nothwendigkeit einer folden Maßregel im In» 
tereffe aller Regierungen, der größten wie der Fleinften, 
bürfte wahrhaftig niht verlannt werden, wenn nidt fort- 
während beflagenswertden Illuſionen ſich bingegeben würde, — fo 
möchte wohl jene Behörde aud als die geeignetite er 
Iheinen, um der Rational-Berfammlung gegenüber zu 
treten, Namens der Regierungen mit ihr zu verlehren, 
und fürdiefen Berkehr die paffendften Organe yzufuden. 

„Selbft aber, wenn es nicht gelingen follte, bie fragliche Behörde 
ins Leben zu rufen, wenn hohe Bundesverfammlung oder die einzelnen 
Regierungen an den buchftäblichen Beftimmungen der Buudes- Akte feft- 
halten wollten, während hiervon doc; in andern Fällen fo häufig fchon 
in der neueften Zeit ift abgegangen und überhaupt der Boden betreten 
worden ift, auf welchem inftinftmäßig nur bie Nothwendigkeit, da8 Be- 
dürfniß des Tages, Qualität und Quantität des Handelns beftimmt, fo 
würde doch unter allen Umſtänden es nöthig fein, daß die Regierungen 
eine Kommiffion von 3—5 Mitgliedern unverzüglich beftellten und in 
Frankfurt zufammentreten ließen, um eine einheitliche Zeitung in die Ber- 
bältniffe zur NationalsBerfammlung zu bringen. Iene Kommilfion würbe 
die formelle Vermittlung zwifchen den Regierungen in ihrer Geſammtheit 
und der National-Berfanmlung wahren, mit den einflußreichiten Mit- 
gliedern biefer Verfammlung ftets ſich benehmen und je nach den Um⸗ 
ftänden bie geeignetften Maßregeln zur Wahrung der Regierungs- Inter: 
efien vorfehen.“ 

Borftehendes war ein Promemoria, eingebracht vom Freiherrn von 
Lepel, dem neuen Geſandten des allverehrten neuen hefiendarmftädtifchen 
Minifters Freiherrn von Gagern. Der Reviſions⸗-Ausſchuß, deſſen Mit⸗ 
glied Lepel war, fprad die Anfiht aus, welcher der Bundestag einftim- 
mig beipflichtete: „daß biefes Promemoria ben Regierungen einzufenden 
fei, weil dasſelbe, theilweife wenigftens, Bemerlungen und Ans 
dbeutungen (sio!) enthält, deren Berüädfihtigung fih em- 
pfehlen dürfte” 
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Was war der furze Sinn diefes Promemoria’8? Einfach der: die 
Wahlen zu beeinfluffen, die einflußreihen Farlaments- 
Mitglieder zu beftehen, die zu [haffende Zentralgewalt 
in einen Berfhwörungsherd der Regierungen zu ver- 
wandeln und das Bolls-Intereffe dem Regierung 
Intereffe zu opfern. 

Wer ſtak hinter Yreiherrn von Lepel? Sein Bollmadhtgeber der Edle 
Heinrich von Gagern, der beim Zugrunderichten der nationalen Bewegung 
nod) eine fo hervorragende Rolle fpielen follte. 

Auf einem Schleichwege gelangte zur Kenntniß des Fünfziger-Aus- 
ſchuſſes, daß am A. Mai ein der Eonftituirenden Befugniß der deutjchen 
Bolfsvertretung feindliche Separat-Protokoll vom Bundestage abgefaft 
worden war. Einzelne Stellen des Promemoria’8 fanden fogar durch die 
Preffe ihren Weg in die Deffentlicheit. Was gefhah nun? — Wurde 
jet der Bundestag etwa abgeſetzt? — O nein! — Heinrich von Gagern 
desavouirte feinen Gefandten und beriefihn ab, der Bundestag fuchte aufden 
Nat des neuen würtembergifchen konſtitutionellen Minifter-Präfidenten 
Paul Römer *) ſich weiß zu wafchen, und der unfähige Fünfziger-Aus- 
ſchuß, obwohl er fehr ergrimmt that, begnügte fi, damit, da8 Promemoria 
— wie er fi ausdrüdte, der öffentlichen Meinung anheimzuftellen. 

Die Bundesverfammlung war fo fed, dem für jede männliche poli- 
tifche That zu feigen Fünfziger-Ausfchuffe rundweg am 12. Mai zu ant- 
worten 

„Die Bundes-Berfammlung nimmt feinen Anftand, in Erwiderung 
auf da8 Schreiben des Herrn PVorfigenden des Yünfziger-Ausfchufjes 
vom geftrigen Tage demfelben hierüber einen Abdrud des 8. 3 des 
Separat-Protofoll8 der 47. Bundestagsfigung vom 4. d. M. zufommen 
zu lafjen, indem diefelbe dabei die Bemerkung nicht zu unterdrüden ver- 
mag, daß nur durch Mißbrauh von Bertrauen die Mittheilung eines 
Separat = Protofols mit dem darin enthaltenen Promemoria eines ein- 
zelnen Mitgliedes erfolgt fein Tann, welches an ſich zwar das Licht 
der Deffentlichkeit nicht zu fcheuen hat, aber darum für die Deffentlichkeit 


*) 8. 491 des Protofolle der 52. Sigung vom 15. Mai. Der würtember: 
giiche Geſandte beantragt, zur Widerlegung irrthümlicher Auffaffung eine offene 
beruhigende Erklärung über das Verfahren de8 Bundestags Hinfichtlich des 
Separat-Protokolls vom 4. Mai abzugeben. Dieſe öffentliche Erklärung, durch 
welche das Volt dumm gemacht werden ſollte, wurde beſchlofſen am 16. Mai 
($. 506). 
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nicht beſtimmt iſt, weil dasſelbe nur bei Gelegenheit einer Inſtruktions⸗ 
Einholung in der deutſchen Berfafſungsangelegenheit den Bundesregie⸗ 
ungen, als theil weiſe der Beachtung werth, mitgetheilt wurde.“ 

Die übrigen Theile des Separat⸗Protokolls vom 4. Mai enthielten 
militäriſche Maßregeln gegen die Demokratie, nämlich einen oben theil⸗ 
weiſe mitgetheilten Bericht des Ober-Kommando's aus Baden, mit 
dem Antrage auf die ſtandrechtliche Erxekution, die Kontribution und 
Stellung von Geiſeln ſeitens der badiſchen Gemeinden, ſodann Näheres 
über die Aufſtellung des gegen die demokratiſche Revolution zu richtenden 
Armee⸗Korps zwiſchen Bamberg, Würzburg und Hof. 

Einigermaßen gefährlich fchien dem Bundestage Hedfcher unter den 
Vünfzigern zu fein, der damals, wie fo viele Andere, republifanifche 
Reden gegen die Reaktion hielt. Doc derfelbe ließ fich gewinnen und 
wurde darauf zu einem Reichsminiſter gemacht. 

Auch unter den fiebenzehn Bertrauensmännern gab es einen Schredens- 
mann. Dieſes enfant terrible war Niemand anders als der Gefchichts- 
Profeffior Droyfen. Weil ſich derfelbe ebenfalls auf den andentungsweife 
im Lepel'ſchen Promemoria angegebenen Wegen hat gewinnen laffen, und 
fi fogar dazu hergegeben hat, die deutfche Geſchichte zu Gunften des 
preußischen Herrſcherhauſes zu verunftalten, jo mag e8 der Mühe fich ver- 
lohnen, hier darauf hinzuweiſen, daß Droyſen zwei Promemoria’s gegen 
die Reaktion anfertigte, worin er fi) als Republikaner befannte und 
gegen das nämliche Preußenthum zu Felde zog, weldem er nadıher 
dienftbar wurde. Auf die Schriftftüde felbfi werden wir unten zurüds 
kommen. Nachdem die Streitigleit mit Dänemarf ausgebrochen war, 
hatte die Bundesverfammlung den Profeflor Droyfen aus Kiel „aus- 
nahmsweife und bis auf Weiteres“ in ihrer 28. Sigung unter die fie 
benzehpn Männer des öffentlichen Vertrauens aufgenommen. 

Ten geiftigen Mittelpunft der Siebenzehn bildete Profefjor Dahl« 
mann, welcher von der preußifchen Regierung erwählt worden war, und 
die Aufgabe zu erfüllen hatte, den Verfaſſungsentwurf — dem Plane 
der Reaktion gemäß — im preußifchen Sinne auszuarbeiten. Dahlmann 
war damals eine fo gefuchte Perfönlichkeit, daß ihn auch die 16. und 17. 
Stimme gewählt hätte, wenn Preußen nicht zuvorgefommen wäre. Der 
geheime Legationsrath Mar von Gagern vertrat die 13. Stimme (Braun- 
ihweig und Naffau) und führte den Borfig. Für Baiern fungirte Kirch⸗ 
geßner, der, als ber Verfaffungs-Entwurf nicht im baierifchen Sinne 
ausfiel, feinen Austritt anzeigte, ohne dabei eines Erſatzmannes zu er- 
wähnen ; weßhalb die Bundesverfammlung — obfchon vergeblich — an 
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. die baierifche Regierung das Anfuchen richtete, daß diejelbe für Wieder- 

beſetzung der erledigten Stelle fhleunigft Sorge tragen möge. Kurheſſen 
hatte zuerft dein Regierungsrath Wippermann zu feinem Bertrauensmann 
beftellt; als aber derfelbe ſich für die ihm zugedachte Role nicht zu 
eignen ſchien und Frankfurt verließ, trat an feine Stelle der Profejlor von 
der furheffifchen Randes-Univerfität und Abgeordnete Dr. Bergk. Bon öfter- 
reichifcher Seite war der ftändifche niederöfterreichifche VBerordnnete, Appella- 
tionsrath Ritter von Schmerling erfchienen, und ihm noch der Landrath 
Freiherr von Sommaruga zur Beihülfe im Geſchäfte, fowie zur Sub— 
ftituirung in Berhinderungsfällen zur Seite geftellt. Bannover wurde 
duch den Göttinger Profeffor Zachariä vertreten. Die übrigen Ber: 
trauensmänner waren: Todt aus Adorf für das Königreid) Sachſen; 
der Dichter Dr. Uhland aus Tübingen für Würteniberg; Ballermann 
aus Mannheim für Baden; Dr. Langen aus Nheinheflen für Heflei- 
Darmftadt; der Staatsanwalt Willmar aus Luxemburg für Luxemburg; 
von der Gabelentz aus Altenburg und Luther aus Meiningen, für die 
ſächſiſchen Herzogthümer; Stever aus Medlenburg für Medlenburg ; 
Profefjor Dr. Albrecht aus Leipzig für Oldenburg und die andern 
Staaten der 15. Stinıme; Jaup aus Darmftadt und Petri aus Detmold 
für die Heinen Staaten der 16. Stimme; endlich Profeflor Dr. Gervinus 
ans Heidelberg für die freien Städte der 17. Stimme. 

Der von den Vertrauendmännern ausgearbeitete Entwurf *) beftimmte, 
daß „nunmehr an die Stelle des bisherigen deutfchen Bundes eine auf 
National-Einheit gebaute Verfaffung treten follte.“ Die zum bisherigen 
deutfchen Bunde gehörigen Lande, mit Einfhluß von Oſt- und Weft- 
preußen und von Schleswig, jollten fortan ein Rei — einen Bundes- 
ftaat bilden, während wegen de8 Großherzogthums Pofen und des 
Iſtrianer Kreiſes eine Beftimmung vorbehalten blieb. Die Selbftändigkeit 
der einzelnen deutſchen Staaten wurde nicht aufgehoben, aber, foweit 
es die Einheit Teutfchlands zu fordern ſchien, beſchränkt. Diefe Beſchrän— 
fung follte theil8 darin beftehen, daß fortan einzelne Staatsange- 
legenheiten ausfchlieglich der Reichsgewalt anheimfielen,, theil8 darin, 
dag dem Volke gewiſſe Grundrechte und Einrichtungen von Reichswegen 
gewährleiftet wurden. Der Reichsgewalt follte zuftehen: a) die völfer- 
vechtliche Bertretung Deutjchlands und der einzelnen Staaten nad) Außen, 
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*) S. Teutihlands Einheit und der Entwurf des deutjchen Neichsgrufoge- 
jeßes, von den 17 Männern des öffentlihen Vertrauens überreiht am 26. April 
1848 und beleuchtet von F. %. Weichfel. Magdeburg 1848, 8. 





— 243 — 


fowie die Ueberwachung der von den einzelnen Staaten unter fich oder 
mit dem Auslande abzufchließenden Berträge; b) das Recht über Krieg 
und rieden; c) das Heerweien, beruhend auf ftehendem Heere und 
Yandwehr, und auf dem Grundjag der allgemeinen Wehrpflicht ohne 
Stellvertretung ; d) das Feſtungsweſen; e) die Sicherung Deutſchlands 
zur See, durch Kriegsflotte und Kriegspäfen; f) das Zollweſen, fo daf 
das ganze Reih ein Zollgebiet bildete; g) das Poſtweſen; h) Gefeg- 
gebung und Dberaufjicht über Wafjerftraßen, Eifenbahnen und Telegraphen ; 
i) Ertheilung von Erfindungs-Patenten, die ſich aufs ganze Reich zu 
eritveden Hatte; k) die Gefeßgebung im Gebiet des öffentlichen und Pri- 
vatrechts, infoweit eine foldye zur Turhbildung der Einheit Deutfchlands 
erforderlich fei, wohin insbefondere ein Gefeg über deutfches Heimaths- 
veht und Staatsbürgerredht, ſowie ein Gefeg über ein für ganz Deutſch— 
land gleidyes Münz-, Maß- und Gewichtſyſtem gezählt wurde; I) die 
Gerichtsbarkeit, infoweit fie dem Reichögericht zufäme; m) die Verfügung 
über ſämmtliche Zoll» und Pofteinfünfte und, fofern diefe und fonftige 
Reichgeinnahmen (wie Zaren, Konzeffionsgelder 2c.) für den nun ver- 
widelten und verpielfachten ftaatlihen Mechanismus nicht ausreichten, 
die Belegung der einzelnen Staaten mit Reichsſteuern. Die Reichsgewalt 
war im Reich8oberhaupte und Reichstage vereinigt; die Verwaltung ein= 
zelnev Zweige geſchah durch eigene Reichsbehörden, an deren Spike die 
Reichs-Miniſter ftanden. Das Reichs-Oberhaupt hatte den 
Titel: „Deutſcher Kaifer“, und feine Würde follte „um der 
Sichherftellung der wahrenWohlfahrt und Zreiheit des 
deutfhen Volks willen“ erblich fein. Tiefes Reichsoberhaupt refi- 
dirte zu Frankfurt am Main und bezog eime mit dem Reichstage zu 
vereinbarende Zivillifte. Der Kaifer hatte die vollziehende Gewalt in 
allen Angelegenheiten des Reichs, ernannte die Neichsbeamten und die 
Offiziere des ftehenden Heeres und der Marine, ſowie die Stabsoffiziere 
der Landwehr ; deögleichen verfügte er über die Bertheilung des jtehenden 
Heeres. Ihm ftand die außerordentliche Berufung, die VBertagung, Schlie- 
Kung und Auflöfung des Reichstags zu, deſſen Befchlüffe erft durd) feine 
Berfündigung für alle Theile des Reichs verbindliche Kraft erhielten, er 
erließ die zur Vollziehung der Keichsgefege nöthigen Verordnungen, und 
das Recht des Borfchlags und der Zuftinnmung zu den Gefegen theilte 
er mit dem Reichstage. Er übte die völferrechtliche Vertretung Deutſch⸗ 
lands aus, entfchied über Krieg und Frieden und war un« 
verleglih und unverantwortlich, obwohl er ein verantwortliches 
Minifterium zur Seite hatte, Der Neichstag beftand aus zwei Häufern: 
16” 
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dem Ober- und Unterhaufe. Das Dberhaus, beftehend aus höchftens 
200 Mitgliedern, wurde gebildet aus den regierenden Fürften, aus einem 
Abgeordneten von jeder freien Reichftadt und aus den Reichsräthen, 
welche vierzig Jahre alt waren, und aus ben einzeluen Staaten durd) 
die Stände, der Bevölkerung angemefjen, auf 12 Jahre gewählt wurden, 
fo daß alle 4 Jahre ein Drittel austrat. Das Unterhaus beftand aus 
Abgeordneten des Volks, welche auf ſechs Jahre gewählt wurden, fo 
daß alle zwei Jahre ein Drittel ausfchied. Auf je 100,000 Seelen ber 
wirflihen Bevölferung kam ein Wbgeordneter, jedoch fo, daß and) 
Staaten von geringerer Volkszahl einen Abgeordneten fchidten, und ein 
Ueberfhuß von wenigftens 50,000 Seelen ebenfalls zu einem Abgeordbneien 
berechtigte. Die Wahl geſchah durchs Bolt (nit durch Ständever- 
fammlungen); ob aber direft oder indireft (dur Wahlmänner), blieb 
der Geſetzgebung der einzelnen Staaten überlaffen. Wähler war jeder 
volljährige, felbftändige Staatsangehörige, mit Ausjchluß der wegen 
eines entehrenden Verbrechens Berurtheilten, wählbar jeder Wahlberech- 
tigte nach vollendetem dreißigften Lebensjahr ohne Unterjchied des Staates, 
aus dem er ftammte. Beamte bedurften zur Annahme der Wahl feiner 
Senehmigung. Die Neichsräthe und die Mitglieder des Unterhaufes 
bezogen Reife- und Taggelder aus der Reichskaſſe. Jedes Mitglied des 
Reichstags vertrat ganz Deutihland und war an Imftruftionen nicht 
gebunden. Zur Gültigfeit eines Heichstagsbefchluffes gehörte die Weber: 
einftimmung beider Häufer, die auf gleiche Weife das Recht 
des Gefetvorfchlags, der VBefchwerde, der Adreffe und der Minifter-An- 
lage hatten. Der Boranfchlag des Neichshaushalts war ſtets zuerft 
dem Unterhaujfe zur Beichlußnahme vorzulegen, deren Ergebniß das 
Dberhaus nur im Ganzen verwerfen durfte. Zum Befchluß eines jeden 
Haufes gehörte die Gegenwart von einem Drittel der Mitglieder und 
die abfolute Mehrheit der Stimmen. Sik des Reichsſtags war Frank⸗ 
furt am Main, die Verhandlungen und Beichlußfaffung beider Häufer 
gefhahen öffentlich. Eine Bertagung duch den Kaifer durfte nicht über 
ſechs Wochen ausgedehnt werden, und einer Auflöfung hatte die Anord- 
nung neuer Wahlen binnen 14 Tagen zu folgen, widrigenfalls der Reichs⸗ 
tag drei Monate nad) der Auflöfung in feiner alten Geftalt zufammen- 
treten follte, wenn die Zeit der ordentlichen Sitzung nicht früher fiel. 
Die Mitglieder des Reichstags durften — außer im Fall der Ergreifung 
auf frifcher That bei einem peinlichen Verbrechen — während ihrer 
Anweſenheit auf den Reichstage, fowie auf der Hin- und Herreife 
nicht ohne Zuſtimmung des Haufes, dem fie angehörten, verhaftet 
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werden, auch nicht wegen ihrer Aeußerungen im Hanfe an einem andern 
Drte zur Rechenfchaft gezogen werden, Die Reichsminifter hatten Zutritt 
in jedem Haufe und mußten anf ihr Verlangen gehört werden, ebenfo 
wie fie zu erfcheinen hatten, wenn ihre Gegenwart verlangt wurbe; doc 
hatten fie nur Stimmredt in dem einen oder andern Haufe, wenn fie 
Mitglieder deſſelben waren. 

Die Neichsräthe vertheilten ſich (zufolge Anlage A des Bundestags- 
Protokolls vom 27. April 1848) folgendermaßen: Oeſterreich 24, Preu- 
Ben 24, Baiern 12, Sachſen, Hannover, Würtemberg und Baden je 
6= 32, Kurheſſen, großherzogliches Hefien, Schleswig-Holftein und Med- 
lenburg- Schwerin je 6 = 24, Luxemburg, Braunfchweig, Naffau, Weimar, 
Dldenburg je 4=20, Koburg, Meiningen, Altenburg je 26, alle 
andern Staaten je 1= 19: zufammen 161. 

Hierzu fam ein Reichsgericht, das feinen Sig in Nürnberg haben 
follte. Alle Bundesbefchlüffe, Landesgeſetze und Berträge zwifchen einzelnen 
deutfchen Staaten waren, infoweit fie mit einer Beftinmung des Reichs⸗ 
grundgefeges in Widerſpruch ftanden, außer Kraft gefett. Zu Abände- 
rungen des Reichsgrundgeſetzes war bie Webereinftimmung des Reichs⸗ 
tags mit dem Neich8oberhaupte, in jedem Haufe bie Anmefenheit von 
wenigften® Dreiviertel der Mitglieder, und eine Stimmenmehrheit von 
Dreiviertel der Anweſenden erforderlich. Die regierenden Häufer der ein- 
zelnen Bundesftaaten hatten das Reichsgrundgeſetz nicht zu befchwören. 

Dahlmann, der eigentliche Schöpfer des Reichsverfaſſungs⸗Entwurfs, 
welch’ Ießterer in ber That den Arbeiten der zufanmentretenden Tonftitui= 
renden Berfammlung zur Grundlage diente, hatte feine Revolutions-, fon- 
dern eine Reſtaurations⸗Verfaſſung geliefert. Allerdings waren berfelben 
einige Grundrechte beigegeben, allein diefe bildeten gerade zu dem übrigen 
Inhalte einen fchreienden Kontraft und eine fchwere Anklage. Noch 
ihlimmer als die verfhimmelte Inſtitution des Erbkaiſerthums war bie 
Einführung bed Zweikammer⸗Syſtems; denn hierdurdy wurde bie neue 
Rechtsanſchauung, welche erft noch vermittelft bes allgemeinen Stimmrechts 
ſich ſchwach und allmählig Bahn brechen follte, fchon von Vornherein, an 
Händen und Füßen gefeflelt, der alten Welt überliefert. Zwar ließ der 
Berfaffungsentwurf anfcheinend zweifelhaft, ob der Erbfaifer aus dem 
Hohenzollern’fchen oder aus dem Habsburg-Rotharinger Herricherhaufe 
zu nehmen war; inbeß konnte Niemand, der bie Pläne der Erbtaifer- 
partei kannte, darüber unklar fein, daß der Bonner Profeffor für bie 
preußifche Regierung, die ihm zu ihrem Vertrauensmann beftellt, gearbeitet 
hatte. Der Plan ber Reaktion wor fir und fertig. Der König von Preußen 
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wollte nicht Kaiſer der Deutſchen und die Reichsverfaſſung ſollte nicht 
eine Wirklichkeit werden. Aber Dahlmann's Verfaſſungsentwurf hatte die 
Aufgabe, die öffentliche Meinung irre zu führen. In dieſen Plan paßte 
es, wenn einestheils das baieriſche Haus Wittelsbach dem Verfaſſungs⸗ 
entwurfe der Vertrauensmänner den Verfaſſungsentwurf eines dreiköpfigen 
Direktoriums entgegenftellte *), um zu verhindern, daß die deutſchen 
Fürften „zu bloßen Borftehern der LTandes-Polizeigewalt herabgejetst“ 
würden, und wenn anderntheild zur Wahrung des Scheines ihrer Unab- 
hängigfeit die Bertrauensmänner den Entwurf, nachdem fie ihn fertig 
gemacht hatten, fogleich veröffentlichten, ohne ihn erft in der Bundesver- 
fammlung disfutiren zu laffen. Es war im Rathe der Allerhöchften be- 
ichloffen, daß aus der nationalen Bewegung fein dauerndes, geſetzlich 
anerfanntes Werf hervorgehen durfte. Einzig und allem der Herzog von 
Koburg fandte dem Bundestage die gothaifche Berfaffung ein, um die- 
felbe vom Bunde gewährleiften zu laflen. 

Weil die Bertreter der nationalen Bewegung Nichts zu Stande 
bringen follten, wandte fich die Spener’fche Zeitung vom 6. Mai, die 
den Tag vorher für die preußische Hegemonie geſchwärmt hatte, in einem 
infpirirten Artikel gegen den Entwurf der Siebenzehner, indem fie fchrieb: 

„Welch' ein Sped mit dem deutfchen Kaifer! Was einmal abge- 
ftorben ift, fann in der alten Form nicht wieder auferftehen. Und wenn 
e8 noch ein Titular-Kaifer wäre, fo fünnte man eine folhe Schöpfung 
denjenigen Einrichtungen zuzählen, welche je nach den Umftänden ent 
weder nützlich, überflüffig oder fchädlich find; aber ein Kaifer mit einer 
Apanage mit fo und fo viel Millionen, einem Eoftfpieligen Minifterium 
und Beamtenheer! Als Ergänzung dazu ein ebenfalls Foftjpieliges und 





*) ©. Entwurf von Grundzügen zu einer nationalen deutſchen Bundesper- 
faffung. (Bon Baiern vorgelegt. Außerordentliche Beilage zur Allgemeinen Zeitung 
vom 15. Mai 1848, Seiten 2—4. — Die innern Berfallungszuftände Des 

Königreichs Baiern werden am Beften charakterifirt durch folgende Beftimmung 
der baierijchen ftändifhen Berfaffung: „Abänderungen in den Beflimmungen der 
Berfaffungsurfunde oder Zuſätze zu derjelben können ohne Buftimmung der 
Stände nicht geihehen. Die Borjhläge hierzu gehen nur von dem 
Könige aus, und nur wenn derfelbe fie an die Stände gebradt 
hat, Dürfen diefe Darüber berathbichlagen. Zu einem gültigen Bejchluffe 
in dieſer höchft wichtigen Angelegenheit wird wenigftens die Gegenwart von drei 
Biertheilen der bei der Verſammlung anmejenden Mitglieder in jeder Kammer 
und eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erfordert.” 8. 7. Titel X 
der baierischen Berfaffungsurfunde.) 
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überflüffiges, aus der Rumpelkammer der Vergangenheit bervorgeholtes 
Reichsgericht in Nürnberg! Laßt doch die Todten ruhen! Nicht die Weis- 
heit der Doftrinäre und Berfaflungsmacer beftimmen dei, ber die Hege- 
monie in Deutfchland führt, fondern die Gewalt der Umftände und Ber- 
hältniffe. Tiefe geben Treußen die Hegemonie Deutjchlands, denn Preußen 
ift der erfte und mächtigfte rein deutiche Staat!“ 

Um das Einheitswerf der National » Vertretung zu Nichte zu 
machen, ertheilte die preußifche Regierung auf eine Anfrage der mei- 
ningifchen, wie befannt wurde, den guten Rath, neben der konftituiren- 
den Verſammlung, die in Frankfurt am Main zufammentreten follte, 
überall in den einzelnen Staaten die Landtage einzuberufen und durd) 
diefelben Konftituirungs-Arbeiten vornehmen zu laſſen. Die ehrgeizigen 
Männer des Bürgertfums, die gern vor der Welt ihre ſtaatsmänniſche 
Weisheit anbringen wollten, ſuchten ohnehin ihren Heimathsſtaat zu 
einem Mufterftaate umzugeftalten und kamen auf diefe Weife den Ab- 
fihten der Reaktion auf mehr als der Hälfte des Wegs entgegen. An- 
geficht® diefer Gefahr fuchte der Fünfziger-Ausfhuß nur einen Beſchluß 
des Bundestages zu erwirken, wonach e8 bei ‘Doppelwahlen Jedermann 
freiftehen fjollte, entweder im Frankfurter Parlamente oder in feinem 
Heimathlande als Volksvertreter zu fungiren. Der Fünfziger- Ausfchuß 
jeßte matt hinzu: 

„Es erjcheine wünſchenswerth, daß während der Dauer der fonfti- 
tuirenden National - Berfammlung die Yandtage der einzelnen Staaten 
wo möglich (!) ausgefegt und nicht ohne die dringendften Gründe ein- 
berufen werden. Der Ausſchuß fei entfchieden der Ueberzeugung, daß 
fonftituirende Berfammlungen in einzelnen Staaten nicht einberufen wer- 
den follten, bevor das Verfaſſungswerk für Deutſchland vollendet fein 
werde, indem andernfalls widerfprechende Grundfäße und Beftimmungen, 
eine Duelle fpäterer Störungen und Zerwürfniffe, faum zu vermeiden 
fein werden.“ 

Die Bundesverfammlung wid dem Erfuchen des Fünfziger-Aus- 
ſchußes geſchickt aus und hütete fich Hüglich einen Beſchluß zu fallen, 
der die Abfichten der Reaktion geftört hätte. Sie erwiderte nämlich den 
Vünfzigern : 

„Die Bundesverfammlung glaube zwar, daß die geäußerten Wünfche 
fo viel für fich haben, daß die hohen Regierungen diefelben ſchon er⸗ 
wogen haben werden und fie, foweit es die Verhältniffe der einzelnen 
Ränder geftatten, berüdfichtigen werden; fie wolle aber noch ausdrücklich 
die hohen Bundesregierungen auf biefelben aufmerkſam machen, da fie 
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felbft einen Beſchluß hierüber niht zu faffen vermöge, 
ohne vorher genaue Kenntni der gegenwärtigen Berhältniffe der einzel- 
nen Länder zu haben, und daher beforgen müßte, ftörend in die innern 
Angelegenheiten derfelben einzugreifen.” (41. Situng vom 26. April.) 

Ein fpäter in der Frankfurter Rational-Berfammlung geftellter An- 
trag Jakob Venedey's, welcher die mit dem Einigungswerfe der Pauls⸗ 
kirche in Widerſpruch ſtehenden Konftitutions-Arbeiten der einzelnen 
Ständeverfammlungen unterfagte, war nicht gegen die reaftionären Re- 
gierungen, fondern gegen die füddentfhen Republikaner gerichtet. 

Angeregt von Profefſor Droyfen, beantragten die Bertrauensmänmer 
nicht bloß den bewaffneten Schutz Deutfchlands zur See, fondern and), 
foweit e8 nicht bereits gefchehen, die Einführung einer allgemeinen Volks⸗ 
bewaffnung. Den Anträgen der PVertrauensmänner waren zwei Denk⸗ 
fhriften beigefügt, in deren einer ihr Berfafler, der Republikaner Droyfen, 
über die Vollsbewaffnung unter Anderm fagte: 

„Es ift eine ber bebenflichften Wendungen in der derzeitigen ertem- 
porifirten Volksbewaffnung, daß fie fich, wenigftens vieler Orten, aus⸗ 
drüdlid; gegen die fogenaunten Profetarier wendet. Der traurige Unter- 
fchied zwifchen National-Garden und Volk hat in Frankreich nicht wenig 
zu dem Unheil der jüngften Tage beigetragen. Diefen Unterfchied in das 
Syftem der deutichen Bollsbewaffnung übertragen, heißt nichts Anderes, 
als einen innern Hader verewigett, ja jum Theil erſt erweden, dem über 
Kurz oder Lang alle Güter des Friedens, der Sicherheit, der Zivilifation 
jelbft erliegen müſſen.“ (Beilage 2 zu $. 299 des Protofolls der 37. 
Situng der deutfchen Bundesverfammlung vom 18. April 1848.) 

Auch diefe Anträge verftand die Bundesverfommlung geſchickt zu 
umgehen, indem fie einfach die Einführung der Volksbewaffnung den 
Regierungen anempfehlen zu wollen verfprach. Die meiften Heinen Staaten 
reichten der Bunbesverfammlung ihre Gefege und Verordnungen bezüg- 
Ih der Volksbewaffnung ein. Das befitlofe Bolt blieb ohne Waffen, 
denn nur die Beſitzenden follten fi und ihr Eigenthum vermittelft der 
Bollsbewaffnung vertheidigen und den Behörden die Ordnung und Ruhe 
aufrecht erhalten helfen. Gleichwie früher Hinftchtlich der Preßfreiheit den 
einzelnen Staaten ein Mufterentwurf geliefert, und gleichwie it ber Ge⸗ 
ftalt eines Aufruhrgejeges allen deutfchen Landen ein Vorbild zugegan- 
gen war, jo erhielten fie jet auch ein reaftionäres Ideal für die Ein- 
führung der Volksbewaffnung als Nachtwächter⸗Inſtituts. Selbiges ging 
wieder von Hannover aus und lautete folgendermaßen: *) 


*) Beilage 2 zu 8. 309 des Protokolls der Bundesverfammlung vom 20- 
April 1848, 
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„Belanntmachung des fün. hannöverifchen Mini flertums des Innern 
die Errihtung von Bürgerwehren (Schugwachen) in ben Gemeinden 
betreffend. 

„I. Für nicht amtsfäffige Städte und Fleden. 

...... Die Bürgerwehr ſoll vorzugsweiſe aus Bürgern beſtehen. 
. . . Die Bürgerwehr und ihr Führer bleiben aller Orten den Anordnungen 
und der Leitung der Stabt- und Fleden-Öbrigfeit unterworfen; die Ob- 
rigfeit kann die Bürgerwehr, um fie neu zu ordnen, auflöjen, fobald fie 
deren Wortbeftehen in bisheriger Weife nicht angemeflen erachtet. In 
Städten und Flecken, wo Bürgerwehren unter hiervon ahmweichenden Ber- 
hältniffen fich gebildet haben, werden diefelben hierdurch den Anordnun⸗ 
gen umd der Leitung der Obrigkeit ausdrüdlich unterworfen. 

„U. Für Landgemeinden und amtsfäflige Städte und Fleden. 

...... Aus welchen Einwohnern die Schutzwehr gebildet werden 
fol, bleibt dem nach den jedesmaligen Umſtänden zu bemeſſenden Be- 
fchluffe der Gemeinde überlafjen. Die Art: der Bewaffnung, fowie, ob 
Jeder fich jelbft die Waffe anzufchaffen hat, oder ob dieſelbe auf Koften 
der Gemeinde anzufchaffen ift, beftimmt die Gemeinde. Der Ortsvor- 
ftand Hat auch die Bildung der befchloffenen Schugwachen zu leiten; 
die wegen Bildung derfelben zu treffenden Einrichtungen unterliegen 
feiner Oenehmigung. Die Obrigfeiten find angewiefen, den Landgemein- 
den behufs zwedmäßiger Bildung von Schutzwachen aller Orten durch 
geeignete Anleitung behülflich zu fein; fie follen daher von dem gefaßten 
Beichluffe auf Errihtung einer Schutzwache fofort Anzeige erhalten, und 
werden, wo fie ed nöthig finden, mit einem von ber Gemeinde zu wählen- 
den Ausschuffe darüber berathen. 

„II. Gemeinſchaftliche Beftimmungen für Stadt und Land⸗ 
gemeinden. - 

„Befreit von der Verpflichtung zur Theilnahme an der VBürgerwehr 
oder Schutzwache find: 1. Gebrechliche, 2. Geiftliche und Aerzte, und 
3. Einwohner, welde im aktiven Militärs-Dienfte ftehen. Staatsdiener 
dürfen nur infoweit baran theilnehmen, als der öffentliche Dienft die 
Theilnahme geftattet; fie haben in biefer Beziehung, mit Ausnahme ber 
auch ohne Bezeugung befreiten Vorftände der Behörden, auf Erfordern 
eine Bezeugung bed Dienftvorgefegten beizubringen. Die Erridijtung ber 
Bürgerwehren in den Städten ꝛc. und ber Schugwachen auf bem Rande zc, 
ift nur Angelegenheit der einzelnen Gemeinde; die Bürgerwehr oder 
Schußwehr darf daher ihre Wirkfamkeit über die Gränzen des Genteinde- 
bezirks nur dann hinaus erftreden, wenn eine Aufforderung ber Obrigfeit 
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erfolgt, oder der, durch den 8. 8 des Geſetzes*) über die Verpflichtung 
zum Schadenerjat bei Aufläufen vom heutigen Zage bezeichnete Fall einer 
aus der eignen Gemeinde gegen benachbarte Drte beabfichtigten Ruhe: 
ftörung eintritt. Die Verbindung mehrerer Gemeinden zu einer gemein- 
Ichaftlihen Bewaffnung ift nur auf erfolgte Genehmigung der Ortsbe- 
hörde ftattnehmig. In der Regelbefhränft fich der Dienftder 
Bürgerwehr undder Schutzwache auf die Ausführung von 
Nachtwachen ꝛc.“ 

Zuletzt fiel den Vertrauensmännern, da ſie längſt ihre Aufgabe er— 
füllt hatten, die Fortdauer ihrer Stellung ſelbſt zur Laſt; weßhalb am 
27. Mai der Vorſitzende derſelben ein Geſuch um Auflöſung einreichte. 
Dieſe Auflöſung wurde von der Bundesverſammlung am 5. Juni aus- 
gefprochen. Laut dofumentirter Rechnung beliefen fich allein die während 
der Verhandlungen der Vertrauensmänner verurfachten Drud-, Exrpedi- 
tions- und ähnliche Koften auf 534 Gulden 31 Kreuzer. Die. nicht un- 
beträchtlichen Diäten beftritten natürlich diejenigen Staaten, welche die ein- 
zelnen VBertrauensmänner auserlefen, bevollmächtigt und abgefandt Hatten. 

Die Bundesverfammlung gewahrte mit Schreden, daß alle Mittel, 
fie wieder in der öffentlichen Meinung zu befeftigen, nicht genug an— 
ſchlugen. Indeß erhielt fie gewifle Beweife des Vertrauens in den Ein- 
gaben, die jet von Zeit zu Zeit an fie gelangten. Da dieſe Eingaben im 
Allgemeinen zur Kennzeihnung der Bewegung beitragen, auch manche 
von ihnen drollig genug find, follen einige davon hier Erwähnung 
finden. 

Schon im Januar erftattete Dr. Freiherr von Reden in Berlin, 
Namens des Vereins fir deutfche Statiftit dafelbft, Anzeige über den 
gedeihlichen Fortgang diefes Vereins und verband damit die Bitte um 
Unterftügung der von demfelben beabfichtigten Herausgabe einer Statiftif 
des deutſchen Bundes entweder durch ein Gefchent von 4000 Thalern 
oder aber durch Zuficherung der Abnahme von 500 Exemplaren diefes 
Werkes von zirfa 200 Drudbogen. Nachdem der Bundestag, der fonft 
bloß den Verein für deutfche Alterthumskunde reichlich befoldete, den Re— 
gierungen die Unterftügung Reden's an’8 Herz gelegt hatte, trat die 
Februar-Revolution ein. Nunmehr erneuerte Reden feine Bitte zu wieder: 
holten Malen, bejchränfte ſich aber füglich auf eine einftweilige Unter- 
ſtützung von 1000 Thalern und fegte feine Unterftügungsgefuche, nachdem 


*) Des hanndverifchen Aufruhrgefeßes , zu welchem das Bilrgerwehrgefeß die 
Ergänzung bildet. 





— 251 — 

die Zentral - Gewalt errichtet und nachdem der Bundestag reftaurirt 
worden war, jahrelang fort. Aus der Retition vom 13. Januar 1848 
ift die Stelle bemerfenswerth, welche ſich auf eine foziale Preisfrage be- 
zieht. Reden meldet nämlich, daß der ftatiftifche Verein zur Bildung eines 
Prämien-Fonds für ftatiftifche Preisfragen die Einleitung getroffen und 
als erfte Aufgabe die Beantwortung folgender Frage gewählt habe: „Ift 
die oft gehörte Behauptung gegründet, daß in Deutjchland oder einzelnen 
Staaten des deutjchen Bundes Berarmung umd Sittenverderbtheit gegen 
frühere Zeiten unverhältnigmäßig zugenommen haben, und welches find 
(im Falle der Bejahung) die allgemeinen Urfachen diefer Erfcheinung ?“ 
(S. 8. 80 der 6. Sigung des Bundestages vom 10. Februar 1848.) 

Bon einem Pjendonymus (Möller) in Gießen, der fih Karl Morig 
Emanuel XIX. nannte, wurde der Bundestag gleichfalls mit mehreren 
Eingaben behelligt. ‘Der Betreffende überfandte Vorftellungen und Mit—⸗ 
theilungen über die Anwendung des Sprengens bei dem Entjanden der 
Flußbette, ſowie überhaupt über das Sprengen unter Waffer. Außer einer 
Dentfchrift und fünf Blättern Zeichnungen war feiner Eingabe eine ver- 
fiegelte Anlage beigefügt, die den Namen und Stand des BVerfallers 
enthielt. 

Politifcher Natur war eine Eingabe vom proviforifchen Ausſchu 
des National-Bereins für deutfche Auswanderung. Selbige enthielt die 
Borftelung und Bitte, daß hohe YBundesverfamntlung zur Berathung 
über bald möglichfte Erreichung der nationalen Zwecke des Vereins durd) 
fommittirte Männer mit ihm in Verbindung treten möge. 

Unterm 5. März überreichte Adolph Henze, Direftor des „Zentral- 
Vereins für Induftrie, Handel und Gewerbe“ zu Leipzig, eine Borftellung 
in Betreff der Konftituirung einer Zentral-Ratent-Behörde. 

Ein Roftverwefer, Namens Joſeph Müller, zu Wallmerod im Herzog- 
thum Naſſau, wiünfchte fich dem Freifchaarenzuge nad) Scleswig-Hol- 
ftein anfchließen zu dürfen; doc) wurde feine Petition als unftatthaft ad 
acta gelegt. 

Aus Mölle im Herzogtum Lauenburg ging eine Eingabe von 82 
Unterzeichnern ein, betreffend die Erfüllung der Bundespflichten ſeitens 
des Herzogthums Lauenburg, nebft einer Bekanntmachung der Watze- 
burger Regierung vom 18. April. Eine ähnlicdye Eingabe wurde am 
5. Mai vom Juſtizrath Höchftädt perſönlich überreicht; andere derartige 
Eingaben folgten. 

Tie Neltermeifter und Beifiter des Töpfergewerfs zu Bromberg 
fuchten unterm 28. April um den Schuß der Rechte der Zünfte und 
Innungen, insbefondere der ZTöpfermeifter, nad), 
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Unterm 29. April richtete das deutſche Komitèè zur Wahrung deut- 
ſcher Intereffen für Rawitſch und Uimgegend an ben Bundestag die 
Bitte, die Aufnahme der deutfchen Bewohner des Kröbner Kreifes in den 
deutſchen Bund und die Wahl eines Abgeordneten zur Tonftitwirenden 
Berfammlung zu verfügen. 

‘Dr. Chr. Fr. Elvers, kurheſſiſcher Ober-Appellations-Rath zu Kaſſel, 
fandte am 1. Mai ein Promemoria ein, betreffend die Wiederherftellung 
bes deutfchen Reichs und verbunden mit der Mlittheilung eines Projekts 
über eine direkte Verbindung der Oft- und Nordfee durch eine Schiffs⸗ 
eifenbahn zwifchen Flensburg und Hufum. 

I. J. Weber, Buchhändler zu Leipzig, überfandte unterm 1. Mai 
20 Exemplare der Nummer 252 der IMuftrirten Seitung, enthaltend ben 
Entwurf einer beutfchen ReichSverfaflung, zur Bertheilung an die Mit- 
glieder der hohen Bundesverfammlung. 

Unter gleihem Datum ſchickte Dr. Theodor Bernd, Profeffor zu 
Bonn, als Zeichen feiner Verehrung eine Feine Drudichrift unter bem 
Titel: „Die drei deutſchen Farben und ein deutfches Wappen. Bonn, 1848.“ 

Bom Yuftiz-Kommiffarius Robert in Berlin lief der Abdruck eines 
von ihm durch die Zeitungen veröffentlichten kurzen Auffates , betitelt: 
„Ein Wort über Abhülfe der Gewerbenoth und des Geldmangels,” 
bei der Bundesverfammlung ein. Der Berfafler fchlug die Errichtung 
nationaler Induſtrie-Banken vor, welche verpflichtet fein ſollten, alle 
Arten von Fabrikaten zu einem Normal-Schägungswerth von 20 Prozent 
unter dem Verkaufswerth des Fabrikats anzunehmen. Diefer Normal- 
Schägungswerth jollte dem Produzenten als cin Zeitpfanddarlehen in 
Papiergeld ausgezahlt werden. — Werner beantragte Robert ein unbe- 
dingtes Ausfuhrverbot des gemünzten Geldes und allen nicht Tunft- 
mäßig verarbeiteten Goldes und Silber nad dem Auslande. Für die 
Ziele des Handels mit dem Auslande follten einige Städte zu Stapel- 
Orten defignirt werben, in denen der Austaufc der gegenfeitigen Pro- 
dukte ftattzufinden hätte. — Der barbarifhe Plan wurde von Bundes- 
tage ad acta gelegt. 

I A. Mohr, Privat⸗Gelehrter in Meiningen, richtete unterm 
9. Mai an den Bundestag eine Vorftellung und ein Gefuch in Betreff 
der Organifation der deutfchen Geſindeſchaft. 

Dom deutfchen ZentralsFomitd und den Wahlntätinern der Stadt 
Poſen langte am 11. Mai eine Eingabe an, betreffend die möglichft 


. baldige Einverleibung der Stadt und bes Rreifes Poſen in den beut- 


fen Bund, 
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Der Mechanikus Ludwig Arnold Leinberger zu Nürnberg theilte in 
einer Eingabe vom 13. Mai mit, daß er ein eiſernes Luftdampfſchiff, 
welches als Brander bei einer Armee oder Kriegsflotte verwendbar jei, 
erfunden habe. 

Ernft von Burſian, Dr. phil. von Braunfchweig, reichte am 
22. Mai ein Gefud um Beichäftigung, refp. Anftellung, perfönlich ein. 

Sodann langte am 23. Mai eine Eingabe von Siegfried Juſtus 
on, dem Apoftel für das Reich Gottes auf Erden, welcher im Auftrage 
feines Herrn und Meifters und als Bevollmädtigter von Zion eine Dent- 
Ihrift unter dem Titel: „Amtliche Beftätigung eines biplomatifchen 
Aktenſtücks von Zion in Betreff des Neiches Gottes,“ einreichte. 

Klaprotd, Fün. preuß. Major a. D., machte in einem Schreiben vom 
29. Mai dem Bundestage den Vorſchlag, ein mobiles freiwilliges deut- 
ſches Jäger-Korps zu errichten. 

Außer polnifchen Proteften gegen die Einverleibung in den deutfchen 
Bund fei hier nur noch die dem Bundestage eingereichte Schrift Theodor 
Bahrl's, des Agenten ber fün. preuß. Seehandlungs-Sozietät in den 
merilanifchen Freiftaaten, erwähnt, bezüglich) der Frage: ob Hamburg in 
dem deutjchen Zolfyfteme ein völliger Freihafen bleibe, oder in dem 
fünftigen allgemeinen Zollverbande eine deutjche Handelsftadt mit einem 
wohlgeordneten Entrepot-Syftem werde ? 

Alle diefe Eingaben konnten den Bundestag nicht tröften Hinfichtlich 
der Einbuße an Vertrauen, bie er durd; das Belanntwerden des Lepel'⸗ 
ſchen Promemorig’s erlitten hatte. Er war fehr vorfichtig geworden und 
faßte vom 17. Mai bis zum 10. Yuni fein geheimes Protokoll mehr ab. 
Dann aber verfiel er dod) wieder feiner alten Gewohnheit, indem er meinte, 
dag nun einmal nicht alle Angelegenheiten an die große Glocke gehängt 
werden könnten. Die neuen Tonftitutionellen Minifter: ein Römer in 
Würtemberg, ein Wippermann in Kurheſſen, ein Stüve in Hannover, 
u. f. w. thaten ihr Möglichites, um den Bundestag in der allgemeinen 
Achtung anfzuwärmen; weßhalb denn von der würtemberg’fchen Negie- 
rung ſogar der Antrag geftellt wurde, die Situngen des Bundestags 
— mit Ausnahme foldyer, die geheim bleiben müßten — Öffentlich zu 
machen *). Endlich wurde der Bundestag durch gänzlich neue Gefandte 


*) Auch von der braunichweigiichen Negierung lief ein gleicher Antrag ein. 
Die Abfiht ging in beiden Fällen dahin, unvermerkt das Plenum anzubahnen, 
welches erforberlih war, wenn die zu fchaffende Zentral⸗Gewalt aus den Händen 
des Bundestags ihre Machtbefugniß empfangen jollte Nicht minder follte . ber 
Bundestag dem Parlamente gegenüber einen vollwichtigen Körper bilden. 
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aufzufriihen geſucht, um ihn wenigftens fo lange um der Rechts-Kon⸗ 
tinuität willen am Leben zu erhalten, bi8 die im Lepel’fchen Promemoria 
als nothwendig bezeichnete Zentral-Gewalt an feine Stelle treten Tonnte. 
Ten baierifchen Geſandten Willich erjegte der Kämmerer Freiherr von 
Cloſen, den würtembergifchen Freiherrn von Blomberg der Ober-Tribu- 
nal-Rath Freiherr von Sternenfels, und für Hamburg trat zeitweilig — 
wegen des auf einer Miffion nach England -begriffenen Syndifus Banks — 
Lutteroth -Yegat ein. Aus der Militärfommiffion ging Herr von Radowig 
ab und überließ, bis der Generalmajor von Peuder anfam, dem preußi— 
Ihen Mitgliede From dort die Angelegenheiten allein. An die Stelle des 
Lübecker Gefandten Curtius vüdte Dr. von der Hude ein, Winkigeroda 
wurde durch Dr. Liebe, von Both durd) Oberft Mosle erfegt. Für den 
abtretenden dänifchen Geſaudten von Pechlin erfchien Dr. Madai, und 
der Frankfurter Dr. Harnier, der das Lepel'ſche Promemoria mit unter: 
zeichnet hatte, mußte feinen Plag dem Schöff und Senator Dr. Souchay 
einräumen Den preußifchen Grafen Tönnhoff löfte Herr von Ufedom, 
den fächfifchen Freiheren von Noftig und Jänkendorff Dr. Todt aus 
Adorf ab. Als der thüringifche Staatsrath Freiherr von Fritzſch abbe- 
rufen wurde, nahmen feine Stelle ſogar mehrere Gefandten ein, nämlich: 
der geheime Rath und ſachſen-weimariſche Yandmarfchall Herr von der 
Gabelentz (für Weimar und Altenburg), der geheime Rath Freiherr von 
Stodmar (als Bundestagsgefandter für Koburg-Gotha) und Profefjor 
Dr. Perthes (al8 Bertreter von Meiningen-Hildburghaufen). Hierbei ift 
indeß zu bemerfen, daß die Regierungen, indem fie zu ihrer Sicherheit 
eine Zentral-Gewalt einfeßen wollten, die Herftellung eines für organi- 
Ihe Einrichtungen im Bundesrechte vorgefchriebenen Plenums im Auge 
hatten. Der fchwerin’sche Kegierungsrath Dr. Karften erjegte Herrn von 
Schad, der hannöverifche Klofterratd von Wangenheim den Freiherrn 
von Lenthe, und der Geheime Yuftizrath Petri erfchien lippe’fcherfeits zur 
Herbeiführung des heimlich angeftrebten Plenuns. Zulegt bot der Bundes- 
tag ein ganz neues Bild dar, aber fein Geift war immer noch der alte. 
Zum Präfidenten für diefe funfelsuagel-neue Bundesverfammlung war 
der Faiferlich-Fünigliche niederöfterreichifche Apellations-Rath und ftändi- 
che Berordnete Nitter von Schmerling auserforen. Selbiger eröffnete fein 
Präſidium am 19. Mai mit den Worten: 
„Meine Herren ! 

In der ernfteften Zeit, die je Teutfchland erlebte, trete id) in Ihre 

Mitte. Das Werf, welches unfere Freiheit und Stärke auf immer fchaffen 
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ſoll, es wird begonnen *) Auch wir find berufen, bei dieſen Baue mit- 
zuwirken, denn nunmehr kennen die Regierungen feine andern Jutereſſeu, 
al8 die Völker. Bon dem redlihen Streben zu diefer Mitwirkung find 
wir Alle durchdrungen. Empfangen Sie die Verficherung, daß alle meine 
Kräfte unferm wichtigen Berufe geweiht fein werden, und erlauben Sie 
mir die Bitte, mir Ihr Vertrauen, IHre Unterftügung nicht zu verfagen. 
Möge e8 mir gelingen, Sie, meine Herren, im Yaufe unferer Gefchäfts- 
verbindung zu überzeugen, wie ic) von dem Ichendigfien Gefühle durd)- 
drungen bin, daß unfer fchönes Vaterland mächtig, frei und dadurd) 
glücklich werde.“ 

Wenn man diefe Rede Scmerlings, von der gegenwärtig Sat für 
Saß fofort unfere Tachmusfeln reizt, mit Bedacht lieft, wird man be- 
greifen, daß fie als diplomatisches Phraſenſtück für die Oeffentlichkeit be- 
ftimmt war, daß fie dem Bundestage in der öffentlihen Meinung 
nügen follte. Doch fei erwähnt, daß ein Gefandter in der Bundesverfammlung 
fi) befand — Todt aus Adorf —, welcher es viel ehrlicher mit dem 
Bolfe meinte, als feine fämmtlicdyen Herren SKollegen. Vor Todt mußte 
ich die Bundesverfammlung in Acht nehmen. Zwar führte aud) Todt 
einen Zitel, der gewöhnlih bei Demokraten zu begründeten Berdachte 
Anlaß gibt: er hieß nämlich „Geheimer Legations-Rath“ ; allein Todt 
blieb immerhin im Schooße der Bundesverfammlung als fehr unflarer 
Menſch gefährlid und fand fich mit feinen Kollegen nicht fo leicht zu— 
recht, wie z. B. der Geheime Rath Welder oder der gebrochene Syivefter 
Jordan. 

Wie ungeſchickt benahm ſich Todt nicht, als in Mainz ein blutiger 
Zuſammenſtoß zwiſchen der Bürgerwehr und der dortigen preußiſchen 
Beſatzung ſtattgefunden hatte! Allerdings war nach den traurigen Vor— 
fällen in Kaſſel der Bundestag ſehr beſorgt geweſen und hatte fein 
Präfidium erſucht, genaue Nachrichten einzuziehen; allein einestheils 
hafchtedie Bundesverfammlung, ohne im Ernfte die Thaten der Kafieler 
Garde du Corps zu bedauern, bloß nad, Popularität und anderntheils 
befürchtete fie, weil Kaffel nicht fehr weit von Frankfurt liegt, aus einem 
etwa erfolgenden republifanifhen Umſchwunge in Kurheſſen für ſich felbft 
Gefahr. Anders jedoch, ftand e8 um Mainz. 

Bereit8 am 25. April berichtete Freiherr von Xepel, der großherzog- 
lich Heffifche Gefandte im Bundestage, Namens des Bundesausfchuffes 
in Militär-Angelegenheiten über eine Meittheilung des Peftungs-Gouver- 


*) Tags vorher war die National-Berfammlung zufammengetreten, 


” 


nements von Mainz vom 22. d. M. in Bezug auf die ſich dafelbft 
bildende Bürgerwehr und deren Eingreifen in die Befugniffe der Militär- 
Behörden. Mit einem Worte war es anftößig, daß fich in einer Bundes: 
feftung eine Bürgerwehr organifirte. Darauf erfuchte der Bundestag bie 
großherzoglich heſſiſche Regierung: fofort die geeigneten Einleitungen zu 
trefjen, damit den Paragraphen 14 und 15 des Bundesfeftungs-Regle- 
nıents in Mainz entſprochen werde, ferner bei Exlaffung der die Volks⸗ 
bewaffnung regelnden Gejege auf die eben angezogenen Beftimmungen 
des Feltungs-Reglements Rüdficht zu nehmen, und endlich über das Ber- 
fügte Anzeige zu machen. 

Weil man jedoch in jener aufgeregten Zeit mit den Mainzer, 
welche das munterfte Bölfchen Deutfchlands ausmachen, nicht leichten 
Kaufes fertig werden konnte, mußte durch einen Konflikt zwifchen Bürger- 
wehr und Militär die Gelegenheit zum Einfchreiten herbeigeführt werden. 
Nun erfolgte die Entwaffnung der Mainzer Bürger, die erfehnte Auf- 
löfung der Bürgerwehr, und die Bundesverfammlung faßte am 22. Mai 
den Beſchluß: 

„il. Da nad dem Berichte des Generals von Hüfer vom geftrigen 
Tage die in Mainz ausgebrochenen Unruhen die Berfegung diefer Feſtung 
in den Belagerungszuftand nöthig gemacht haben, fo findet die Bundes- 
verfammlung die bezüglichen, von dem Gouvernement getroffenen Maß- 
regeln gerechtfertigt und erwartet, daß dasfelbe von den ihm durch das 
Veftungs-Reglement an die Hand gegebenen Befugniffen zur Herftellung 
der Ruhe mit eben fo viel Feſtigkeit als Mäßigung Gebraud) maden, 
auch über den weitern Verlauf, und namentlich über die Vollziehung der 
Entwaffnung, Bericht erftatten wird; 2) die großherzoglich Heffifche Re⸗ 
gierung ift, unter Mittheilung vorftehender Verfügung, dringend aufzu⸗ 
fordern, dem Bundesbefchluffe vom 25. April d. J., 8. 341 der Proto- 
tolle, Folge zu geben.“ 

AS der Gegenftand in der Paulskirche verhandelt wurde, befchloß 
man motivirte Zagesordnung, nachdem Ritter von Schmerling erklärt 
hatte, daß die Truppen in Mainz zu bleiben hätten, weil fie bazu be⸗ 
ſtimmt ſeien, „auch uns hier in Frankfurt zu ſchützen.“ 

Am 27. Mai theilte Schmerling als Vorſitzender dem Bundestage 
drei weitere Berichte de8 Mainzer Feſtungs-Gouvernements mit, aus 
denen folgende Thatfachen hervorgingen: 

In Folge der von den Hegierungs» und Stadibehörden gemachten 
Borftellungen wurde die Frift zur Ablieferung der Waffen bis zum 
22. Mai Mittags 12 Uhr verlängert. Nach Ablauf derfelben waren 
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1004 Infanterie- Gewehre, 107 Büchfen und Jagdgewehre, 11 Karabiner, 61 
Senfen und 120 Säbel abgeliefert worden. Bon den abgegebenen Ges 
wehren, waren 257 Stücke noch fcharf geladen und 23 Stüde abgefeuert. 
Bon der preußifchen Garnifon waren 4 Mann getöbtet und 25 zum 
Theile ſchwer verwundet. Die Berwundungen wurden theils durch Schieß- 
walten, theil8 durch Dolche, und zwar die Mehrzahl derfelben — zufolge 
dem gouvernementalen Berihte — rüdlings beigebracht. Bon der Bevöl- 
ferung wurden bei ben Borfällen am 21. Mai nur 5 Perfonen ver- 
wundet und eine getöbtet, feitdem aber ein Dann, welcher trotz wieder- 
holten Anrufens einer Schildwache nicht zurüdgehen wollte, verwundet 
und durch diefelbe Kugel ein Knabe zufälligerweife dergeftalt verlegt, 
daß er bald hernach ftarb. Zur Ermittelung der Schuldigen war eine 
gemischte Kommiffion, beftehend aus einem öfterreichifchen und preußischen 
Stab8-Offiziere, fowie ans drei beffifchen Yuftiz- Beamten niedergejeßt 
worden, ohne daß es derjelben jedoch gelungen war, irgend eine der 
Zivilperfonen zu ermitteln, welche die Tödtungen oder Berwundungen 
der Soldaten veranlagt hatten: denn felbftverftändlicd) wurden die Zivil- 
perjonen als der fchuldige Theil betrachtet. 

Nach Berlefung diefer Berichte bemerkte Schmerling, die motinirte 
Tagesordnung in der Vaulskirche fei damit begründet worden, daß man 
verfraute, es würden die Berwaltungs-Organe fünftigen Ruheftörungen 
vorzubeugen bedacht fein. Da ftellte nun der neue ſächſiſche Gefandte zur 
großen Ueberraſchung feiner Kollegen folgende Anträge: 1) daß fofort 
ein Garniſonwechſel eintrete; 2) daß nach Publikation des großherzoglich 
heffiichen Bürgerwehrgefetes die Bürgerwehr der Stadt Mainz, unter 
Berüdfichtigung der Yeftungsverhältniffe, reorganifirt, auch 3) eine Auf- 
bebung der während der jüngften Ereigniffe bafelbft getroffenen Aus- 
nahmsbeftimmungen, in foweit fie überhaupt beftänden und ihre fernere 
Aufrechterhaltung nit aus Rückſicht auf die Feftungsverhältnifie unbe- 
dingt erforderlich wäre, veranlaßt werde. Diefe Anträge bewieſen, daß 
Todt nicht in den Bundestag paßte. Sein Herz gehörte dem Volle. 
Zwar fah fi der Bundestag gemdthigt, eine gemifchte Kommiſſion, 
beftehend aus den Bunbdestagsgejandten für Würtemberg und Oldenburg, 
und aus den Militär⸗Bevollmächtigten Oeſterreichs und Preußens, nad) 
Mainz zu entfenden, und die preußifche Befatung hatte den Wunſch aus- 
zufprechen, daß fie von Mainz wegverlegt werden wollte: allein es blieb 
bei der Entwaffnung und bei der Auflöfung der Bürgerwehr, weil hierin 
das Ziel des blutigen Konflikts zu fuchen war. In dieſer Hinficht berich— 
tete das Feftungs-Gouvernement unterm 28. Mai: „Was bie Reorgani: 

Becker, Realtion, 17 
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ſation der Bürgerwehr betrifft, ſo iſt es für die nächſte Zeit wohl mit 
der Sicherheit der Feſtung nicht vereinbarlich, ſolche wieder zu bewirken, 
und es könnte dieſes nur unter veränderten Verhältniſſen im beſchränkten 
Maße und allein unter den im Feſtungs-Reglement begriffenen und 
gebotenen Garantien und nah Maßgabe des Hierbei zu erwartenden 
Bewaffnungsgeſetzes ftattfinden“ *). 

Beffer als Todt Hatte fich der großherzoglich heffifche Freiherr von 
Lepel im Bundestage heimifch gefunden. Daher widmete ihm bei feinem 
Ausscheiden am 22. Mai der Borfigende des Bundestags einen chrenden 
Nachruf, in welchem es hieß: „Sie (die Bundesverfammlung) fühlt ſich 
verpflichtet, Eurer Erzellenz für Ihre eifrige und einſichtsvolle Mit- 
wirfung in dieſer ernften Zeit ihren Dank durch mich auszudrüden; 
fie wird e8 fchmerzlich empfinden, Ihre Thätigfeit künftighin entbehren 
zu müſſen.“ 

Sehr gut in die Art ſchlug auch der hannöverifche Klofterrath von 
Wangenheim, von Lenthe'8 Nachfolger, welcher an den fonftitutionellen 
neuen Minifter Stüpe in Hannover folgenden Bericht am 18. Juni einfandte: 

„Defterreich und Preußen werden, wie heute die Sachen ftehen, die 
Beichlüffe der Nationalverfammlung, wie fie auch fallen, al8 ein unaus- 
weichliches Yatum annehmen, es dem waltenden Arme der Borfehung 
überlafiend, ob in der weiteren Entwidelung ein Stadium eintritt, wo 
fie wieder an Etablirung eines geordneten Gleichge— 
wichts unter den Gewalten denken können, fie ergeben fidh 
ins Scjidfal, weil fie feine Gefetzlichfeit und Ordnung dabei mehr zu 
verlieren, fie vielleiht aber wieder daraus zu gewinnen 
hoffen. Im welche Lage gerathen aber dadurd) alle die Ränder, die noch 
einen Reit von Ordnung fich bewahrt, die noch nicht alle Treue gegen 
ihren Fürften und alle Anhänglichfeit an das ſpezielle Vaterland und 
feine Gefeßgebung aufgegeben haben ? Sollen fie ohne Weitere8 auch 
ihr Bischen Ordnung in den chaotifchen Brei werfen, aus welchem in 
unbeftimmter Zukunft ein einiges Deutjchland gebaden und geformt 
werden fol? Oder follen fie dem Strome der onmipotenten Bolf8- 





*) Auch als im Juni die Handhabung der Polizei an die Zivil⸗Behörden 
zurücgegeben wurde, blieb da8 Verbot gegen da8 Tragen und Einführen von 
Waffen, fowie gegen Zufammenrottungen und gegen die VBeranftaltung von Ber- 
jammlungen unter freiem Himmel in Kraft. An den Preußen jucdten fi die 
Mainzer zu rächen, indem fie die preußiiche Kabinets-Ordre aus dem Jahre 1798, 
welche die Brutalität des Militärs gegen die Bürger verbietet, als Plakat 
drudten und an die Straßeneden von Mainz anfchlugen. | 
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Souveränetät entgegentreten und ſich in der Nothwehr für das Bischen 
eigene Freiheit, nicht allein in Oppofition mit dem übrigen Theile von 
Dentichland fegen, fondern aud den Bürgerkrieg im Innern auflodern 
laſſen und dabei den anardifchen Elementen im Innern, welche fofort 
das Schild der Legitimität im Sinne der deutſchen Einheit vorfchnallen 
werden, ſich als Verfechter des Partifularismus und des Separatismus 
gegenüberftellen ? Beide Chancen find gleich berderblich !“ 

Den 4. Yuli berichtete der nämliche Diplomat an feinen Herrn und 
Meeifter: *) 

„Je weniger id nun im Stande bin, den Glauben an das Eini- 
gungswerf, das bier in Frankfurt gebaut wird, aufrecht zu erhalten, 
weil ich davon das Beftehen der Einzelftaanten als Grundbebingung 
deutfchen Weſens nicht trennen kann, um fo mehr fteigt in mirdie 
Beforgniß vor dem unvermeidlich werdenden Klonflifte 
auf, und es wird nur darauf anlommen, unter welden 
augenblidliden Berhältnifjen diefer Konflilt ein 
tritt, und daiftallerdingszuwünfdhen, daß von Seiten 
der Regierungen dabei nicht aggreffive, fondern befen- 
five gegen die Attentate der National-Berfammlung 
verfahren werde.“ 

ALS fehr nügliches Mitglied der Bundesverfammlung bewährte ſich 
der neue badifche Gefandte Geheimrath Dr. Welder. Wäre felbiger ein 
Mann von echtem Schrot und Korn gewefen, fo hätte er ſich über- 
haupt nicht zum Bundestagsgefandten machen lafjen. Sein volfsthüm- 
fiher Ruf hielt nicht den Stich; denn fonft hätte er ſich vor der Ber- 
mengung und Berührung mit dem übeln Nufe der Bundesverfammlung 
gewahrt. Die Zeit der Oppofition hatte aus ihm mehr gemadjt, als er 
war. Selbftüberhebung und Geldliebe verleiteten ihn, wenigftens Bundes- 
gefandter zu werden, wenn er nicht badifcher Märzminifter werden konnte. 
Seine Schuld war es fidher nicht, wenn das abgelebte Iuftitut des 
Bundestags trotz aller Gegenanftrengungen fih am Leben zu erhalten, 
zulett doc) dein Bebürfniffe der neuen Zeit weichen mußte. Der geheime 
Kath Welder nahm es über fich, jene Anträge zu ftellen, welche darauf 
berechnet waren, den Bundestag zu popularifiren und neu zu befeftigen. 
Er führte den das Volk täufchenden Beſchluß herbei, der die Separat- 
Protofolle einführte, indem er den Glauben erwedte, daß die fämmtlichen 
Bundes-Protofolle der Deffentlichkeit übergeben würden. Seine Thätigkeit 





*) Dieſe hannbveriſchen Alten-Stüde erihienen im November 1848 gebrudt. 
17* 
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bei Belämpfung des badifchen Aufftands ift oben erwähnt worden. Bon 
ihm ging der Borfchlag aus, die aus Frankreich an der badifchen Gränze 
erfchienenen Arbeiter zu ammneftiren, um fie in der alle der Militär- 
Aſſentirung zu fangen. Er bot hülfreihe Hand zu der Internivung der 
in ihr Vaterland zurüdfehren wollenden Polen. Er fuchte nicht bloß, um 
der Demofratie entgegenzumwirken, das preußifhe Element im Bunde zu 
ftärfen, indem er ($. 319 der Protokolle) ſich für die befinitive Auf- 
nahme Poſens in den beutfchen Bund ausſprach, fondern er zeigte ſich 
durchaus den der Reaktion Vorſchub Ieiftenden Worten tren, die er im 
feinem Kommiffions-Beridt über den Antrag bes Abgeordneten Bafler- 
mann auf Einführung eines National-Parlaments gebraucht hatte. Er 
hatte damals gefagt: 

„Da wir feinen einfachen Staat und feine Aufhebung der einzelnen 
Staaten und Regierungen und des reichen deutfchen individuellen Staats⸗ 
lebens wollen, fo ift e8 wohl Har, daß die Staaten als Einheiten im 
Bunde vertreten fein müflen. . . . . Auch bei der größten Vorliebe für 
die Volksfreiheit darf man ficher der großen moralifhen Kraft ber 
National-Repräfentation in ihrer Verbindung mit der öffentlichen Mei⸗ 
nung teoß aller monardifchen Rechte vertrauen.“ 

Sn diefem Sinne handelte er, als er behufs der Einführung voll» 
fommener Verkehrs⸗ und Zollfreiheit beantragte, die einzelnen Regierungen 
follten befondere Bevollmächtigte ernennen und mit ausgedehnter Voll⸗ 
macht verfehen nach Frankfurt fenden, um eine Vereinbarung über ge- 
meinfchaftliche deutjche Ausgangs» und Eingangszölle und fonftiger Maß⸗ 
regeln zu bewirten. Er überfah hierbei, daß die Einzelftaaten, deren 
Beſtand und Rechte er nicht antaften wollte, wegen ihrer verjchieden- 
artigen Intereſſen nicht zu einer Vereinbarung würden gelangen können. 
Zwar famen einige flaatliche Gefandte nad) Frankfurt, und die Kont- 
miffton für Artikel 19 der Bundes-Afte, die längft verjhollen war und 
nur noch aus den Gefandten Preußens und der freien Städte beftand, 
wurde wieder in Thätigkeit gefettt: allein die Einheit des Verkehrs ließ 
fich auf diefem ihr widerfprechenden Wege nicht ins Leben rufen. Welder 
machte hierdurch bloß Hoffnungen rege, die ſich an die falfche Adrefie 
richteten. 

Biel wichtiger war ein anderer Antrag, den er in der mämlichen 
(37.) Sigung (8. 297.) ftellte. Selbiger follte ind Werk feßen, was 
Lepel in feinem Promemoria zur Wiederbelebung der Regierungsmacht 
vorſchlug. Er follte eine Zentral-Gewalt im Intereſſe der Regierungen 
Schaffen und durch biefelbe verhindern, daß dic Staatseinheit Deutichlands 
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durch bie konſtitnirende Verſammlung begründet würde. Der betreffende 
Antrag lautete auf proviſoriſche Begründung einer exekutiven Bundes⸗ 
gewalt bis zur Beendigung des Berfaffungswerls und der Eonftituirenden 
Berfammlung. Er ging auf die Herftellung einer Trias und enthielt 
folgende Beftimmungen : 

„Dieſe exekutive Behörde ift für jegt in der Art zu bilden, daß bie 
beiden größern Bundesftaaten Defterreih und Preußen je ein Mitglied, 
und die übrigen Bundesftaaten ebenfalls ein Mitglied derfelben er- 
nennen, wobei die übrigen Bunbdesflaaten, außer Oefterreih und Preußen, 
in der Art verfahren, daß Baiern drei Kandidaten vorjchlägt, aus welchen 
die übrigen Staaten dur; Stimmenmehrheit einen als Mitglied wählen. 
Diefe Bunbesvollziehungsgewalt foll in minder wichtigen und in fehr 
eiligen Fällen allein und auf eigene Verantwortlichkeit, in wichtigern, 
nad) dem Rathe der Bundesverfammlung, die für die allgemeine innere 
und äußere Sicherung und für die Wohlfahrt bes Baterlands noth- 
wendigen gemeinjfchaftlihen Maßregeln vollziehen. Sie foll insbeſondere 
fofort zur Ernennung eines Bundesfeldheren fchreiten. Sie foll die, für 
Sicherung und Wohlfahrt des Baterlands uöthigen, gefandtfchaftlichen 
Berbindungen und Unterhbandlungen zu ihrer Aufgabe machen. Sie foll 
von den gefammten Bertheidigungseinrichtungen, und insbeſondere auch 
von der Bolfsbewaffnung, die höchſte gemeinfchaftliche Leitung über- 
nehmen.“ 

Zehn Tage fpäter Tiefen feitens des Wünfziger-Ausjchuffes bei der 
Bundesverfammlung zwei Schreiben ein, welde mit dem Welder’fchen 
Antrage ziemlich Harmonirten. Sie lauteten : 

„Die Bundesverfammlung fol duch 3 Mitglieder verftärkt werden, 
welchen die Wahl des Bunbesoberfeldheren, der diplomatische Verfchr 
zwifchen Deutſchland und den auswärtigen Mächten, fowie die erefutive 
Gewalt in eilenden Fällen unter eigener Berantwortlichkeit, in allen andern 
Fällen aber noch dem Rathe der Bundesverfammlung übertragen wird. 
Die drei Perfonen werden von der Bundesverfammlung nad Vereins 
barung mit den Männern des Vertrauens und mit dem permanenten Aus- 
fchuffe den Negierungen vorgefchlagen. Diefelben find für ihre Handlungen 
* der deutfchen Nation verantwortlich, und ihre Wirkfamkeit währt jo lange, 
als fich nicht die fonftituivende Berfammlung gegen deren Fortdauer erklärt.“ 

Das zweite Schreiben wünſchte, daß die Wahl des Bundesober» 
feldherrn nicht bis zur Ernennung der drei neuen Mitglieder ber Bundes- 
verfammlung verfchoben, fondern fofort vorgenommen werde. 

Unterzeichnet waren diefe beiden Schreiben vom Vorfigenden Abegg 
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und vom Schriftführer Schott. Enthielt der badische Antrag die Tren- 
nung der Einheit von der Freiheit und war er ein volfsfeindlicher 
Ein- und Angriff gegen die Souveränetät der Nation, die im Parlamente 
verkörpert erfcheinen follte: fo wurde er, als die Bundesverfammlung ihn 
am 3. Mai zum Beichluß erhob, auch durch feine Faſſung vollftändig 
zu einem antisdemofratifchen Akte zugefpitt; denn zufolge diefer Faſſung 
follten die drei zu wählenden Regierungsvertreter in den Bundestag ein- 
treten, um dieſen zu konzentriren, und als ihre Aufgabe wurde nament- 
lich aud) bezeichnet, daß fie „die Vermittlung und Vereinigung der An- 
fihten der Regierungen unter einander und mit der fonftituirenden Ver— 
fammlung in Beziehung auf die im gemeinfchaftlichen Vereine in das 
Leben zu rufende neue deutsche Berfaffung“ bewirken follten. Auf unver- 
merkte Art wurde das Bereinbarungs-Prinzip eingefchmuggelt, die Konfti- 
tuirungs⸗Arbeit der National-Berfanmlung von vornherein gelähmt umd 
zu einer Halbheit gemacht, und ferner die Volfsbewaffnung, deren Ober- 
leitung hiermit in die Hände der Bundesverfammlung überging, in eine, 
wenn nicht geradezu freiheitfeindliche und gemeinfchädliche Anftalt, fo doch im 
günftigften Falle in eine bedeutungslofe Spielerei und Nachtwächterei 
verwandelt. 

Der Fünfziger-Ausfhuß Hatte fich durch die Agenten und Augen- 
diener der Regierungen zu einem unüberlegten Schritte fortreißen laſſen. 
Slüdlicherweife hatte er den Standpunkt der Volks-Souveränetät in dem 
einen Schreiben nicht ganz verleugnet, fondern ihn wenigftens wothdürftig 
gewahrt. Als er nun den dummen Streich, den er begangen hatte, immer 
befier einfehen lernte, da lehnte er fich gegen den Bundesbeſchluß auf 
und erklärte fich gegen die Schöpfung der neuen Erefutivo-Gewalt, weil 
fie nicht bloß als bleibende Maßregel Hingeftellt, fondern auch, wegen 
der ihr attribuirten Bermittelung der Negiminal-Anfihten und Wünfche 
gegenüber der Fonftituirenden Verſammlung mit den Beſchlüſſen des 
Borparlaments und Fünfziger-Ausſchuſſes im Widerfpruche fei. Doc 
die Bundesverſammlung erwiderte keck: man habe erft die Veröffentli- 
hung des amtlichen Protofol8 abwarten, nicht aber auf Grund. eines 
außer -offiziellen Artikels *) Einfprache erheben follen. Sie fügte fühn hinzu: 


*) Die Bundesverſammlung behauptete hier eine wiſſentliche Unmwahrbeit. 
Denn die Artikel über ihre Verhandlungen wurden für die Frankfurter Zeitungen 
durch eine von ihr eingeſetzte Kommiffion angefertigt und waren ſomit offiziell. Auch 
flimmte das amtlihe Protofol in diefem Falle mit dem fraglichen Artikel ganz 
überein. Bu 
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„Zur vorläufigen Einfetzung dieſes Organs die erforderlichen Ein⸗ 
leitungen zu treffen, fand ſich die Bundesverſammlung — da ſolches 
lediglich ein Ausfluß ihrer geſetzlich beſtehenden Autorität ſein ſoll und 
da demſelben feine andern Befugniſſe übertragen werden ſollen, als ſolche, 
welche ihr nach der allſeitig anerkannten, gegenwärtig beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Ordnung zuſtehen — vollkommen befugt. Wenn der Fünfziger⸗ 
Ausſchuß von der Vorausſetzung ausgeht, daß die Bundesverſammlung 
hierbei an den von ihm unterm 27, April gefaßten Beſchluß irgendwie 
gebunden ſei, ſo kann man hierin nur eine Verkennung der Stellung 
des Fünfziger-Ausſchuſſes und der der Bundesverſammlung gegenüber 
den Regierungen zukommenden Befugniſſe erblicken, und indem die Bundes⸗ 
verſammlung ihr Bedauern ausſpricht, daß bei den nach ausdrücklichem 
Beſchluſſe des Fünfziger-Ausſchuſſes veröffentlichten Verhandlungen des⸗ 
ſelben ſo maßloſe Angriffe eines ſeiner Mitglieder vorkommen konnten, 
wie ſolche in öffentlichen Blättern zu leſen ſind, muß ſie die Proteſtation 
des Fünfziger-Ausſchuſſes gegen den geſetzmäßigen Gang dieſer Ange⸗ 
legenheit entſchieden zurückweiſen.“ 

Hiermit nicht zufrieden, nahm Welcker am 10. Mai (50. Sitzung 
8. 457) ausdrüdlich und einfeitig die Nechte der Regierungen und des 
Bundes in Schuß, wobei er in hochfahrender Weife ſchließlich die Worte 
ſprach: 

„Die Bundesverſammlung kann ruhig auch hier, wie überall, ſeit 
der großen Regeneration unſers vaterländiſchen Rechtszuſtandes, ihre 
Maßregeln dem Richterſtuhle der öffentlichen Meinung unterſtellen. Sie 
wird, davon bin ich überzeugt, auch fernerhin die Behauptung der Würde 
und der unentbehrlichen Rechte der Regierungen und Staaten, welche ſie 
zu vertreten berufen ift, mit leidenſchaftsloſer ernſter Bemühung für das 
einträchtige Zufammenmirfen aller Kräfte und Organe des Vaterlands 
zu verbinden willen.“ 

Die geheimen Protokolle freilich vermochten vor dem hier ange— 
rufenen Richterftuhle der öffentlihen Meinung ſchlecht zu beftchen. Denn 
al8 glei) darauf das Lepel’fche Promemoria befannt wurde, Tonnte 
Welcker ſich glücklich preifen, daß er bei der Abfaffung jened Separat- 
Protokolls vom 4. Mai, worin dasfelbe enthalten war, wegen zufälliger 
Abwesenheit feinen Namen nicht mit unterzeichnet hatte. Bon den übrigen 
Sevarat-Protofollen aber, die er mit unterfchrieb, wurde dem Publikum 
Nichts befannt. Von den Separat-Protofollen war Metternich der Er⸗ 
zeuger und Welder der Pflegevater. 
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Welcker benahm fi) ganz als durchlauchtiger Bunbestagsgefandter. 
Für eine Neife, welche Seine Erzellenz im Auftrage des Bundestags nad 
Lauenburg unternahm, reichte er eine liquidirte Rechnung von 1,455 
Gulden 10 Kreuzern ein. So theuer mußte das arme Bolf biefem Em⸗ 
porföümmling, als er fürftlicher Vertreter geworden war, eine kurze Dienft- 
reife bezahlen! *) Daß die Freiherren und Grafen, aus welchen gewöhn⸗ 
ih die Bundesverfammlung beftand, mindeftens 100 Thaler per Tag 
bei Dienftreifen anfegten, fann dem would-be-patriot, einem fein wollen 
den Bollsmanne, nit zur Entfchuldigung dienen. 

Die Reaktion hatte jet offen an den Tag gelegt, wozu fie eine 
Zentral-Gewalt wollte und warum fie der Einfegung derſelben feitens 
des Parlaments zuvorzulommen fuchte. Aber auch der Yünfziger-Aus- 
ſchuß Hatte nun wiederholt gezeigt, daß er feiner Zeit nicht gewachfen 
war. Er bewies feine Kopflofigfeit nochmals eflatant in Bezug auf bie 
Tarlamentswahl. Der Graf Wilhelm Friedrich Chriftian v. Bentind nämlich, 
der mit der oldenburgifchen Regierung, weil er die frühere reichsunmittel⸗ 
bare Stellung feines Haufes nicht verfchmerzen konnte, im alten Hader lag, 
legte in einem Schreiben dem Wünfziger-Ausfchuffe die Gründe dar, 
warum das Volk der Herrfchaft Kniphauſen zur felbftändigen Wahl eines 
befonderen National-Vertreter8 berechtigt jei. ($ 481 der Protofolle von 
1848.) Ebenfo fuchte das Fürſtenthum Birkenfeld um die Verwendung 
des Fünfziger-Ausjchuffes nach, um einen jelbftändigen Abgeordneten zur 
National-Berfanmmlung wählen zu können. Die Yünfziger waren der 
deutſchen Einheit fo fchlecht eingedenf, daß fie wirklich für die beiden 
Afterftaaten ihre Fürſprache eintreten Liegen. „Der Fünfziger-Ausſchuß“, 
heißt es in dem betreffenden, von Abegg unterzeichneten und an die Bun- 
desverfammlung gerichteten Schreiben, „läßt diefe Verwendung eintreten 
und ftellt einer hohen deutfchen Bundesverfanmlung da8 geziemende Er- 
fuchen, in diefer Sache bei den betreffenden Bundesregierungen das Ges 
eignete fchleunigft einleiten zu wollen.“ 

Slüdlicherweife handelte diegmal die Bundesverfammlung vernünf- 
tiger als der Fünfziger-Ausfchuß, und zwar aus dem einfachen Grunde, 
weil die Anordnung felbftändigen Wählens in der Herrfchaft Kniphauſen 
gegen den Bundesbefchluß vom 30. April 1831 verftoßen hätte, wonach 
Kniphaufen der oldenburgifchen Matrikel eingereiht war. Der oldenbur- 


* ©. die Reviſion der Rechnungen der Bundes-Kanzlei- und Bundes-Dia- 
trifular-Kaffe vom 1. Sanuar bis 31. Auguft 1848. — Dreißigfte Sitzung der 
deutſchen Bundesverfjammlung vom 2. Dezember 1851, $. 243. — Protofolle des 
deutichen Bundes vom Jahre 1851. Driginal-Ausgabe. 
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gifche Sefandte theilte in ber 39. Sitzung zwei neue Gefetze mit, denen 
gemäß Kübel und Birkenfeld ben 8. und 9, ber neun in feinem Lande 
errichteten Wahlkreiſe bildeten. 

In den reufifchen Landen traten ähnliche feparatiftifche Gelüfte in 
den Bordergrund. Nachdem eine Berorbnung der fürſtlich reuß-plauen’- 
fchen gemeinſchaftlichen Landesregierung zu Gera vom 10. April 1848 
für die Landftriche der fürftlich reußifchen jüngern Linie die Wahl nur 
eines Deputirten angeordnet hatte, wurbe gleichwohl im Widerſpruch 
hiermit durch eine Verfügung ber nämlichen Behörde vom 15. April die 
Wahl dreier Parlaments-Abgeorbneten ausgefchrieben. In diefer Sache 
fällten die Yünfziger ein beſſeres Urtheil, denn fie gingen von ber An- 
fiht ans, daß nicht nur der ehemalige Staat Reuß-Gera in Reuß—⸗ 
Ebersdorf und Reuß-Schleiz aufgegangen fei, fondern daß auch die letz⸗ 
teren beiden nur einen einzigen Staat bildeten. Auf dieſe Weife wurde 
zwar nicht die Einheit Deutfchlande, wohl aber diejenige der Fürften von 
Reuß jüngerer Linie gerettet. Zwifchen dem Bundestage und ben Fünf⸗ 
zigern herrſchte Hierbei glüdliche Uebereinftimmung. 

Der Zufammentritt des Parlaments war vom Vorparlament fpä- 
teftens auf den 1. Mai angefeßt worden. Weil jedoch ben Regierungen 
die Wahlen anheimgeftellt worden waren, mußte ber angefegte Termin 
aufgegeben werden. Borzüglic) waren Preußen und Hannover an biefer 
Verſchleppung fchuld. Der preußifhe König hatte nämlich, indem er fich 
an den Bunbesbefhlußg vom 30. März hielt, die Wahlen der preußifch- 
deutſchen Nationals-Bertreter am 3. April eingeleitet und horribile au- 
ditu! — am 6. April durch den in Berlin anmwefenden Landtag vollzies 
ben laſſen. Als hierauf der Bundesbefhluß vom 7. April, welcher fich 
dem Wunſche des VBorparlaments anbequemte, erfolgte, mußte angeblich 
aus biefem Grunde eine Frift über den 1. Mai hinaus für Preußen be= 
willigt werden. Im Hannover follten die Wahlmännerwahlen am 27 
April nnd die Abgeorbnetenwahlen am 2. Mai — wo möglih! — be» 
ginnen: weßhalb die hanndver’fche Regierung beim Bunbestage eine drei⸗ 
wöchentliche Hinausrüdung bes Termines für ben AZufammentritt bes 
Parlaments befürwortete. Nur Württemberg, wo direkte Wahlen gejchahen, 
und Baiern, wo das allgemeine Stimmrecht mifachtet wurde, waren 
rechtzeitig fertig. Die fächfifchen und öfterreichifchen Wahlen konnten nicht 
vor dem 18. Mai beendigt werden. In Sachſen war die Wahlbethei- 
ligung fo gering, daß ber Leipziger Bize⸗Bürgermeiſter Koch feinen Stabt- 
findern deßhalb eine Rüge ertheilte. In Anhalt» Defiau war bis zum 15. 
Mai nod) kein Abgeordneter gewählt. Zwar richtete bie Bundesverfamms- 


— 2668 — 


lung in ihrer 41. Sigung (26. April) an die fämmtlichen Regierungen 
die Einladung, es zu ermöglichen, daß die Abgeordneten wenigftens bis 
zum 18. Mai erjcheinen könnten — an welchem Tage die Eröffnung des 
Parlaments auch wirklich erfolgte — allein trogdem hinkten manche Re- 
gierungen noch ſehr hinterdrein. So wurde die legte Wahl im 11. Be- 
zit von Kurheflen (Kreis Hünfeld) erft am 27. Mai angezeigt, und 
Walde wurde auch erft um diefe Zeit fertig. Ja der fubftituirte groß- 
herzoglich Heffifche Geſandte reichte dem Bundestage ein Berzeichniß der 
12 Bertreter des Großherzogthums erft am 2. Juni ein, bi8 wohn aud) 
Hannover und Limburg die Bollendung ihrer Wahlen anzeigten. 

Weil bei den Farlaments-Wahlen bereits die Nationalitäts-Streitig- 
feiten zum Borfchein kommen, jehen wir uns genöthigt, hier die Reaf- 
tion gegen da8 reftaurirte Deutſchthum in Betracht zu ziehen. Das Natio- 
nalthum an fich bat feine Berechtigung und feine ftichhaltige gefchicht- 
lihe Grundlage. Es hängt in feiner Anfhauung mit dem mittelalter- 
lihen Wildfangsrecht (Wildfangiatus Jus, Droit d’Aubaine), demzufolge 
die Luft und der Umgang mit Hörigen eigen machte, eng zuſammen und 
ift ein vom Adel, der den ſämmtlichen Grund und Boden in Beichlag 
genommen, auf unfere Zeit herab überliefertes Vorurtheil, welches indeR 
modernifirt und vom Bürgerftande mit demofratifchen Beftandtheilen ge- 
ſchwängert worden ift. Der vaffallifche Stolz der territorialen Abftammung 
ft eine Ergänzung und ein matter Abglanz des Adels der Geburt. 
Während jedod) der lettere in dem Eigentfum und in den ftaatlichen 
Borrechten eine vernünftige Bafis bat, ift erfterer, wofern er fich nicht 
auf ein großes Klaffen-Intereffe zu ftügen vermag, eitel Täuſchung, 
Schwärmerei und Sklanenfinn. Der Kammerdiener brüftet ſich mit feiner 
Herrſchaft und der Knecht weiß fi) viel darauf, daß er gerade dem und 
feinen andern Herrn angehört. Ein folder Gefinde-Fatriotismus machte 
fi meiſtens 1848 breit. Die großen Grundeigenthümer durften ſich dar- 
über freuen, daß damals die ungeheure Mehrzahl ihrer Unterthanen 
noch nicht über die Jahre der Minderjährigkeit des Michelthums hinaus⸗ 
gerückt war. 

Die fchleswig: holfteinifche Streitigfeit gehörte zu jenen Fällen, in 
denen das deutfche Bürgertum, weil ihn das angeftammte, nicht aber 
das demofratifche Recht die Grundlage des nationalen Strebens war, 
für Kleinftaaterei und fürftliche Legitimität ſchwärmte und mit dem viel 
demofratifheren dänifchen Bürgertfum wegen eines territorialen Befigan- 
fpruches feindlich verfuhr. Wenn indeß das deutſche Bürgerthum ſich auf 
ein, vier Jahrhunderte altes, Necht berief und dabei mit der fehleswig- 
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holfteinifchen Ritterfchaft gemeinfame Sache machte, wog doch beim fee- 
handeltreibenden Bürgerthun bes deutfchen Nordens das Handels⸗Inter⸗ 
effe vor. Ganz Elar und praftifch war dieß ausgefprocdhen in einem durch 
den „Deutfchen Verein“ in Kiel erlafieuen Aufruf für Bildung einer 
deutfchen Flotte den 4. Mai, worin es hiek: 

„Schleswig-Holſtein ift das wichtigfte Land für diefe deutfche Flotte. 
Ohne Schleswig -Holftein Tann Deutſchland feine Flotte, der deutfchen 
Landmacht ebenbürtig, erreichen; mit Schleswig-Holftein wird es fie be- 
figen müffen.... Es (Schlesw.-Holft.) befigt vor Allem in tem Kieler 
Hafen einen Hafen erften Ranges, groß und gegen jede Gefahr ficher 
genug, um die größte Ylotte der Welt darin zu erbauen und zu ftatio- 
niren. Es wird ferner von der bisherigen dänifchen Marine den ihm zus 
fommenden anfehnlichen Theil als einen nicht ganz unwidhtigen Anfang 
einer deutfchen Seemacht Deutfchland bieten fünnen. Es hat endlich in 
jeinen Seefahrern an der Oft: und Weſtküſte einen Kern der tüchtigften 
Seeleute, die mit Achtung in allen Theilen der Welt genannt werden.“ 

Wäre ein feftes, auf der Grundlage bürgerlicher Freiheit einheitlich 
organifirted Deutfchland und fomit ein dauerhafter Stod für das fonft 
auf der Konfufion- überfhwänglichen Gefühles beruhende Nationalthum 
vorhanden gewejen, fo würde die Einwohnerfchaft an den deutfchen Grän- 
zen fichere Stüße und klare Anhaltspunkte gehabt haben. Aber Deutſch⸗ 
land war nicht bloß an den Gränzen, fondern auch in feinem Innern in 
Nationalitäten zerriffen. Der Baier, der Würtemberger, der Badenſer, 
der Sachſe, der Heffe, der Hannoveraner, der Preuße und fofort — fie 
Alle bildeten After-Nationalitäten innerhalb Deutfchlands, die noch faum 
den beengenden Schranfen oder vielmehr der Abfperrung des Merfantil- 
Syſtems zu entwachlen anfingen. 

Innerhalb des in höchſt ungleichartige Einheiten zerfplitterten Bun- 
des von beinahe 42 Millionen Menfchen beftand der von Preußen ges 
ftiftete Sonderbund des Zollvereins, deffen Bevölkerung nad) einer vor— 
läufigen Abredjnung des Jahres 1847 (zufolge der Kölniſchen Zeitung, 
April 1848) 29,393,372 Scelen zählte, welche wiederum fich folgender- 
maßen auf die einzelnen Staaten vertheilten: 

Preußen 16,453,540 Einwohn. ; Batern 4,510,700 E.; Würtemberg 
1,768,870 E.; Rurhefien 726,883 &.; Thüringen 997,243 E.; Luxem⸗ 
burg 186,140 E.; Königr. Sachfen 1,836,664 E.; Baden 1,365,034 €. ; 
Großherzogthum Heſſen 863,152 E.; Braunfchweig 248,519 €. *) 


*) Die Abweihung diefer Bevölkerungsangabe von derjenigen in Reden's 
Zeitſchrift ift unbedeutend und leicht erklärlich — — Laut Bundes-Matrilel vom 


Demmach betrug bie Bevölkerungszahl des Bollvereins beinahe drei 
Biertheile der deutfchen Gefammtbevöllerung. Die nicht zu ihm gehörigen 
Staaten waren Öefterreih, Hannover, *) HolfteinsZauenburg, Oldenburg, 
Hamburg, Lübeck, Bremen, Medlenburg, Limburg und Liechtenftein. Der 
©ebietsumfang des Zollvereins enthielt feit 1. Oktober 1845, nachdem 
Braunfchweig mit allen feinen Befistheilen beigetreten war, 8,247°Y%o0 
Ouadrat-Meilen. Unter der Bevölkerung des deutfchen Bundes gehörten 
15,719,662 Köpfe (alfo beinahe 16 Millionen oder weit über °,,) dem 
Zollverein nicht an. 

Diefes Bevölferungsverhältniß ift fehr wichtig, denn da in jeber 
großen Bewegung bie materiellen Interefien den Ausſchlag geben, erklärt 
es uns in Zahlen da8 Scheitern des deutfchen Einigungswerfes. Nicht 
bloß Mecklenburg fträubte fi, obfchon es in nächfter Nähe Preußens 
lag, wegen feiner mittelalterlichen Befitzuftände gegen den Eintritt in 
den Zollverein, fondern außerdem noch im Norden die dem Freihandel 
geneigten Hanfeftädte.e Zwar war vor drei Jahren der von Hannover 
geleitete, auf freihändlerifcher Bafis ruhende Steuerverein durch den Ab- 
fall Braunfchweigs fehr empfindlich betroffen worden; allein die Ein- 
wohnerfchaft Hannovers glaubte fich beſſer zu ftehen, wenn fie ihre Aus» 
und Einfuhr nicht mit den Schugzöllen des preußifchen Zollvereins be- 
ſchwerte. Holftein und Lauenburg gehörten dem dänifchen, Limburg dem 
holländischen Zoll⸗Syſteme an. Zwar waren feit 1818, dem Jahre, in 
welchen Preußen durch ein, feine Nachbarn fchmerzlich berührendes Geſetz 
über Zoll und PVBerbrauchsftenern und über den innern preußifchen Ver⸗ 
fehr die Grundlage des Zollvereines ſchuf, und feit der 1819 von Franz 


3. Mai 1848 betrug bie Zahl der den deutſchen Bund bildenden Staaten 38 und 
zwar find hierbei Luremburg und Limburg, jowie Holftein und Lauenburg für ein 
einziges Land gerechnet. Es ift fomit nicht genau, wenn Profeffor Wilhelm Mül- 
ler neuerdings in feiner „Beichichte der neneften Zeit 1816-1866“ (Stuttgart 
1867, 89%) auf Seite 225 fagt: „Zu allererfi mußte man fi) darüber ins Klare 
jegen, auf welche Weile man den Regierungen der 35 fouveränen Staaten, werun- 
ter 31 Monarchien und fogar 2 Großmächte waren, ben dur die National- 
Berfammlung repräfentirten Voltswillen oftroyiren fünne.” — Die Beilage zu 
8. 400 des Protokolls der 46. Sitzung der deutſchen Bunbesverfammlung vom 
3. Mai 1848 enthält die „achte proviſoriſche Matrikel.“ 


*) Hannover ſchloß mit Preußen erfi am 7. September 1851 über die Ber- 
einigung des Steuervereins mit dem Zollverein einen Vertrag ab, welcher am 
1. Januar 1354 ins Leben trat. 


Lift betriebenen Agitation für ein gemeinfames beutfches Zoll- und Han⸗ 
delsſyſtem allmählich die Mehrzahl der deutichen Staaten auf volkswirth⸗ 
ſchaftlicher Baſis geeinigt worden und ſowohl der am 28. Yuli 1824 
entftandene füddeutfche Zollverein, welchen Batern, Würtemberg und die - 
Fürſtenthümer Hohenzollern gebildet Hatten, als auch ber durdy Vertrag 
vom 24. September 1828 in Kaflel zu Tage gelommene Mitteldeutfche 
Handelsverein, zu welhem Kurheflen, Hannover, Braunfchweig, Naffau, 
Homburg, Frankfurt a. M., faft ganz Thüringen, Sachſen ımd Olden⸗ 
burg gehört Hatten, ſchon zu Anfang der Dreißigerjahre völlig unbaltbar 
geworden, weil e8 Preußen gelungen war, durch Vertrag vom 14. Febr. 
1828 Hefjen- Darmftadt zu fi überzuziehen und fomit zwifchen die geg⸗ 
nerifchen Berbände einen fie auseinander fprengenben Keil zu treiben; 
allein die füddentichen Staaten Baiern und Würtemberg waren, wie ſich 
1841 bei der Erneuerung des Zollvereins zeigte, noch nicht fo feft an 
den preußifchen Zollverein gelettet, daß ihr Abfall, wenn ihren wider⸗ 
ftreitenden Intereſſen nicht Rechnung getragen wurbe, geradezu unmöglich 
war. Jede folgende Erneuerung des Vereins bewies, wie fchwer ſich die 
vielen Sonder⸗Intereſſen abfinden und zufammenhalten ließen. Das Ge⸗ 
tingfte, was man vom Kinigungsftreben des Jahres 1848 erwarten 
fonnte, wäre doch wohl, hätte weniger die Phrafe vorgeherrſcht, die fo- 
fortige Verſchmelzung aller deutſchen Staaten in einen einzigen Zollver⸗ 
band und die Einführung von einem einzigen Münz-, Maß⸗ und Gewicht—⸗ 
Syftem gewefen. Glückte nicht einmal diefe Verſchmelzung, die doch eine 
unumgängliche Vorbedingung der Einheit war, fo mußten alle übrigen 
Einigungsverfuche, weil fie der realen Grundlage entbehrten, vergeblich 
fein. Aber diefe Berfchmelzung durfte nicht, wie Welder that, den Regie- 
rungen anheimgegeben werben, fondern das Volk felbft mußte fie zu 
Stande bringen. In Oeſterreich waren es befonders die böhmifchen Fa⸗ 
brifanten, die fich gegen den Zollanſchluß an Deutſchland fträubten, da⸗ 
hingegen die fteiermärkifche Gewerfenfigung vom 18. Auguft 1848 zu 
Leoben fich für die Vereinigung günftig ausſprach. Das deutſche Bür⸗ 
gertbum, welches die nationale Bewegung vertrat, Hatte nur in feinem 
Heinften Theile erkannt, daß es beim Zuſtandebringen des Einigungs- 
werfes viel weniger auf eine in ber Luft jchwebende Berfaffung für ganz 
Deutfchland, als vielmehr auf die Ausfühnung und Vereinigung der ma⸗ 
teriellen Intereſſen ankam. Allerdings genügte die Zolleinigung nicht zur 
Herftellung der Einheit, zu welcher fie nur die Einleitung bildete; allein, 
wenn man nicht einmal die leichte Vorbedingung der Einheit durchzu⸗ 
führen im Stande war, um wie viel weniger fonnte man das Schwerere 
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zu erreichen hoffen! Der Kampf der Schutz⸗ und Prohibitiv- Zöllner 
gegen die Freihändler enthielt innerhalb des beutfchen Bürgerthums ſelbſt 
recht eigentlid) die Reaktion gegen die nationale Einigung. Die in der 
Paulsfiche zu Frankfurt am Main tagenden Profefjoren hatten hiervon 
nicht die leifefte Ahnung. 

Auch die nationale Bewegung war, fofern fie auf Ber- 
nünftigleit Anſpruch machen fonnte und niht in bloß un- 
verftandenem Geſchwätz beftand, durchaus fozialer Na— 
tur. Die mit der Vichftaaterei verbundenen Hemmungen waren dem Auf- 
ſchwunge des nationalen Wohlftandes nachtheilig. Das alte, durch den 
Bundestag repräfentirte und in viele Staaten zerfplitterte Deutfchland 
war das Ergebniß eines Befitverhältniffes, demzufolge einzelne große 
Adelige über die Ländereien, die fie urfprünglic) bloß verwaltet und zu 
Lchn befeflen hatten, in Laufe der Zeit fouveräne Herren geworden waren. 
Die jegige Einheitsbewegung war aljo gegen dieſes Herreneigenthum zu 
rihten und zwar hatte mit Befeitigung der vielen Herrenftaaten der fid) 
erftarkt fühlende dritte Stand die Herrichaft über das ganze Deutjchland 
zu erringen. Nachdem die Revolution in den einzelnen deutjchen Ländern 
vor den Thronen ftehen geblieben war, follte die den Fürften übrig ge— 
bliebene Macht von einem Zentral-Runfte aus, an welchem der Wille 
des deutfhen Bürgertfums maßgebend wäre, vollends in einen Schatten 
verwandelt werden. Indeß beftand der Unterfchied zwifchen der joztalen 
Bewegung des niedern Volkes und der national gefärbten de8 Bürger- 
thums darin, daß die erftere gleiches Recht für Alle erftrebte, wäh- 
rend bie leßtere e8 nur auf die Gleichftellung der Inhaber des 
beweglichen Befiges mit den feitherigen Bevorrechteten abge- 
fehen hatte, um dann gemeinfam mit den oberen Klaffen die nur von 
ihrer Hände Arbeit lebende, dienende Volksklaſſe zu regieren. „Wenn 
bie- oberen Klaffen“, fehreibt Hr. v. Unrub, „ihr wahres In— 
terefje rihtig auffaften, fo würden fie den Mittelftand 
mit fi) zu vereinigen ſuchen, ftatt ihn beherrfchen zu wollen.“ 
— Die unteren, befitlojen Klaffen follten zwar den Schuß genießen, den 
der ftaatliche Kandfriede, um die Autorität der Obrigkeit aufredht zu er- 
halten, auf alle im Staate lebenden Individuen ausdehnt; allein gleiches 
Recht ſollte doch nur den Befigenden zu Theil werden, die ſich für Die 
Fortdauer der bisherigen Nechtlofigkeit der unteren Klaſſen entſchieden, 
wofern fie nur felher zur nationalen Geltung und Gleichberechtigung ge- 
langten. Das niedere Volk hielten die Mittelflaffen für unreif zur Yrei- 
heit und an die Bevormundung und Nechtlofigfeit desfelben waren fie 
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dermaßen gewöhnt, daß fie fi) an den fchreienden Widerſpruch nicht 
fließen, in den fie verfielen, wenn fie zu ihrem eigenen Vortheil die demo- 
fratiichen Freiheitslehren bis zu einem gewiffen Grade geltend machten, 
während fie die dienenden Befiglofen in der Nechtlofigfeit erhalten 
wiffen wollten. Gleichwie unter den alten Griechen nicht einmal bie 
größten Philofophen die Sklaverei für anftößig befunden Hatten, und 
gleichwie es einft unter den alten Römern troß ihrer republifanifchen 
Freiheit und Gleichheit gang und gäbe gemwejen war, die Sklaven — 
die Mitglieder der „Yamilie“, die infimos — für eine „untergeordnete 
Nationalität” (quasi secundum hominum genus) anzufehen: ebenjo war 
ein Sahrtaufend lang in dem germanifirten Europa erft die Hörigfeit 
und Leibeigenfchaft für ganz felbftverftändlic betrachtet worden, worauf 
nun die bewegliche Dienftbarkeit, die fogenannte „freie Arbeit” als ebenfo 
nothwendig und felbftverftändlih), wie natur- und rechtsgemäß galt. 
Ter moderne Sklave hatte, was das gleiche Necht anbelangt, fo wenig, 
wie der frühere Familien-Sklave, ein Vaterland. Die Nation follte im- 
mer da aufhören, wo der wohlhäbige Beſitz aufhörte. Denn das Rechts⸗ 
bewußtfein und großentheil® auch die Sittlichleit gehen Hand in Hand 
mit den Befigverhältnifien. 

Die nationale Bewegung war fomit eigentlic) eine verſteckte foziale, 
aber fie ftand im Gegenfaß zur offenen fozialen Revolution und bildete 
unter patriotifcher Hülle eine Reaktion zu derfelben. Im Grunde war 
daher der Streit um die deutfhe Einheit ein Klaſſenkampf. Obfchon 
veaftionär nad) Unten, war felbiger in feiner prinzipiellen Bedeutung 
gleichwohl revolutionär nach Oben. Weil aber die fonfequent verfahren » 
den obern Schihten nicht geneigt waren, die bisher ausſchließlich ge= 
nofjene Macht mit den Mittellaffen zu theilen, und auf das Niveau 
mit Denen herabzufteigen, die fie beherrfchen zu jollen glaubten, jo re- 
agirten fie theils verſteckt, theils offen threrjeits gegen die nationale Ein- 
heitSbewegung. Bei diefer Reaktion ſtützten fie fid) auf die cinzelnen 
Staaten, deren Beftand ja die Bewegung gefchont hatte und in denen 
fie überall! nod), wenn auch durd) Konftitutionen beichränft, das Auder 
führten. Die Verwaltung, das Militär, die Polizei, die Geiftlichkeit, die 
Berfehrsanftalten und das große Eigentum an Grund und Boden ftand 
ihnen noch zur Verfügung. Sie befaßen die erefutive Macht, die Ge- 
walt des Schwertes. Konnte das Bürgerthum, weil e8 aus Angft vor 
den Befiglofen fi vor einer gründlichen Revolution ſcheute, die aufge- 
zählten furdhtbaren Reaftionsmittel niht an ſich reifen und fomit die 
Einzelftaaten oder das große unbewegliche Herreneigenthum nicht hinweg— 
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räumen, fo mußte die Einheitsbewegung, fo hoffnungsreich fie auch war, 
zulegt doch der ftaatlidhen Reaktion jämmerlich unterliegen. 

Die Adtung der deutfchen Stärke im Auslande, von weldyer man 
1848 viel redete, hatte erft dann Sinn und Berftand, wenn der deutſche 
Bürger in der Fremde als Theilhaber der Staatsmacht aufzutreten und 
als ſolcher ficher auf den Staatsſchutz ſich zu verlaffen vermochte. Sonft 
refpeftirte man ihn troß des in der Phraſe ſtarken Deutfchlands fo wenig 
wie etwa den gemeinen Ruſſen, defien Nation im Adel aufging. Die 
cives Romani waren einft im Auslande defhalb geachtet gewefen, weil 
fie an der Sonveränetät oder ſtaatlichen Majeftät Theil hatten, und weil 
folglich eine ihnen angethane Beleidigung als eine über den römischen 
Namen verhängte Schmad; gerächt wurde. Bernünftigerweife durfte die 
Herftellung der deutfchen Einheit alfo in nichts Anderm beftehen, als in 
der vollftändigen Erringung der eimheitlichen deutfchen Staatsmacht für 
das Bürgertdum. 

Wäre weniger Gewicht anf die äußere Macht und Größe, als auf 
die gleiche Yreiheit im Iunern gelegt worden, aus der allein ein homo- 
genes, Tompaftes und untheilbares Neu⸗Deutſchland hervorgehen konnte, 
jo würde das Widerftreben der Nationalitäten nicht fo grell herborge- 
treten, auch viel leichter überwunden worden fein. Einige zweifelhafte 
Gebiete, die durch Perfonal- Union an auswärtige Herrfcher geknüpft 
waren, zeigten fich ohnehin dem Deutſchthume günftig genug. In erfter 
Reihe fteht in diefer Hinfidht, wenn wir uns die ausführliche Beiprehung 
der fchleswig-holfteinifchen Angelegenheit hier noch erfparen, das an ben 
König von Holland gebundene Luremburg. Mit Luxemburg aber ftand 
und fiel Limburg. Zur gefhichtlihen Erläuterung diene Yolgendes : 

Seit dem Jahre 1839 hatte Limburg eine Doppelftellung zwiſchen 
Holland und dem deutfchen Bunde eingenommen. Dieß war fo gelommen- 
Als die Belgier 1830 ihre Revolution machten, befegten fie, mit Aus- 
nahme der Feflungen Luremburg und Maeftricht, da8 Großherzogthum 
Zuremburg und die Provinz Limburg, welche beide mehrere Jahre Hin- 
durch unter belgischer Verwaltung blieben. Darauf zeigte der nieder- 
ländifche Gefandte im Namen des Großherzog von Luxemburg (des 
holländischen Königs) dem Bundestage an, daß für den Theil Lurem- 
burgs, welcher an Belgien abgetreten werden müffe, dem beutfchen Bunde 
feine Entſchädigung gegeben werden fönne, obgleich die Bundesverfamm- 
lung eine folche ernft beanfpruchte. In dem definitiven Vertrage, welcher 
nun am 19. April 1839 zu Stande fam, erhielt der König von Holland 
als Entſchädigung für das an Belgien abgetretene [ureniburgifche Gebiet 
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zu. beiden Ufern ber Maas einige Difteilte, unter dem Namen ber Pros 
vinz Limburg begriffen, über deren Verhältniß zu Deutſchland und zu 
den Agnaten aus dem Haufe Naſſau er ſich mit den lesteren und mit 
ber beutjchen Bundesverfammlung „verftändigen* follte. In dem Ber 
trage war zweifelgaft gelafien, ob der König von Holland bie Provinz 
Limburg als Großherzog von Luyenburg oder ob er fie als einen inte 
grivenden Theil des Königreichs. Holland erhielt; dem der Artikel IV. 
befagte: „Il sera assigns A Sa Majests le Roi de Pays-Bas, soit en 
sa qualit6 de@rand-DucdeLuxembourg, soit pour ötre 
r&eunis & la Holiande, les territoires dont les limites sont indi- 
quees ci-dessous.“ Noch im nämlichen Jahre erflärte der Inzemburgifche 
Bundeögefandte, daß der König von Holland aus der Provinz Limburg, 
an den beiden Ufern ber Maas gelegen, ein Herzogthum Limburg ges 
bildet habe und daß er für diefes Herzogthum, mit Ausnahme der immer 
holländifch gewejenen Feſtung Maeftricht, zwar dem deutfchen Bunde bei- 
trete, aber ſich ausbedingen müffe, dasjelbe mit Holland unter die näm⸗ 
lie Berfaffung und Verwaltung zu ſtellen, ein Vorbehalt, durch welchen 
er die Bundesverfaffung in keiner Weife beeinträchtigen werde. 

Da der Bundestag bie zweidentige Stellung Limburgs fich gefallen 
ließ, wurde 1840 bei der holländifchen Berfafiungs-Revifion das Herzog- 
thum Limburg unter die Propimgen Hollands aufgenommen. Alſo ge 
hörte Limburg, wenn es auch am 5. September 1839 förmlich dem 
deutfchen Bunde einverleibt wurde, nur fcheinbar zu Deutfchland; denn 
in Wirflichleit war es eine rein holländiſche Provinz geworden. Wenn 
gleichwohl in Limburg für die deutſche konſtituirende Berfammlung end- 
lich gewählt wurde, fo geſchah es, weil man dort hoffte, von der brüden- 
den holländischen Staatsfchuld, deren Autheil für Limburg 81 Millionen 
Thaler betrug, Ioszulommen und daducd ziemlich abgabenfrei zu wer⸗ 
den. Die Parole der deutfchgefiunten Limburger Bauern hieß im Som- 
mer 1848: „Keine Steuern mehr!” Indeß wurden zu diefen nach Steuer- 
freiheit: ſich ſehnenden Limburgern, bei denen deutlich ber foziale Unter⸗ 
grund des nationalen Belenutniffes hervorſchimmerte, Holländifche Truppen 
gefchickt und durch letztere die bentfchen Fahnen umd Farben abgerifien 
und infultirt. Dem Deutſchthume in Limburg arbeiteten die Holländifchen 
Beamten entgegen, und wiewohl auf Betreiben bes Fünfziger⸗Ausſchuſſes 
endlich ein Wahl-Kommiffär von der Holländifhen Regierung eingeſetzt 
worden war, fo wurden die Wahlen für das Frankfurter Parlament doch 
nur ftrichweife in ben- beiden Bezisten von Roermonde und Walfenburg 
vorgenommen. Obſchon Limburg 198,400 Einwohner zählte, fiellte es 
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doch nur zwei Abgeordnete. Ohne Zweifel hatte die holländiſche Re⸗ 
gierung. unter dem Volke Limburgs viele Anhänger. Dagegen betrach⸗ 
teten fich die meiften Einwohner Luremburgs 1848 als Angehörige 
Deutfchlands. 

Bom Königreihe Preußen gehörten beim Ausbruche der Märzftürme 
beinahe 4 Millionen Einwohner nit zum deutfchen Bunde. Das Bor- 
parlament ſprach feine Willensmeinung dahin aus, daß Oſt⸗ und Wefl- 
prenßen dem beutfchen Bunde einverleibt werden müßten; beun man 
wähnte Deutfchland Hierdurch zu ftärken, während man doc nur das 
feparatiftifch-realtionäre Preußenthum auf diefe Art förberte. 

Robert Blum fagte über diefen- Gegenftand im Vorparlamente: 

„Ich glaube aber auch zudem, fo lange die Länder deutſcher Zunge 
ftaatlich mit deutſchen Bundesſtaaten verbunden find, müſſen wir ihnen 
die natürlichen Rechte und Treiheiten geben, die wir felbft genießen. 
Mein Antrag geht alfo dahin: Bei der fonftituirenden Berfammlung 
follen vertreten fein alle deutfchen Bundesländer mit Einfchlug von Oft- 
und Weft-Preußen und Schleswig-Holftein, ſowie die Länder beutfcher 
Zunge, fo lange fie mit andern Ländern ſtaatlich verbunden find.“ 

Ebenſo konfus, wie Robert Blum, war Guſtav Struve. Derfelbe 
nahm, mit Rüdficht auf die Stimmung in ber Berfanmlung, feinen An» 
trag, daß die im Bolen wohnenden Deutfchen zur konſtituirenden Ver⸗ 
fammlung geladen werden follten, zwar zurüd, beharrte aber um fo 
nadhdrüdlicher auf dem weitern Antrage, unumwunden auszuſprechen, 
daß es „heilige“ Pflicht des deutfchen Volkes fei, Polen wieder herzu⸗ 
ftellen, indem die Theilung Polens als ein fchreiendes Unrecht erklärt 
werde. 

Nachdem Struve's Antrag bei der Abſtimmung faft einbellig ans 
genommen worden war, fagte Präfident Mittermaier: „Um möglichen 
Mifverftändnifien über diefen Befchluß vorzubeugen, will ich nachträglich 
erläuternd bemerten: Es ift in diefer Abftimmung nicht gelegen, daß 
bie in Bolen wohnenden Deutfchen eingeladen werden follen, fonbern es 
ift damit bloß die Ueberzeugung ausgeſprochen worden, es foll mit aller 
Kraft dahin gewirkt werben, daß die Wieberherftelung Polens erwirkt 
werde.”) | 
Der König von Preußen genügte dem Wunſche des Borparlaments 
durch folgende ſchikandſe Belanntmahung vom 6. April: 


*), Verhandlungen des deutihen Parlaments. Offizielle Ausgabe. Frank⸗ 
furt 1848, | 
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„Bir Sriebrih Wilhelm von Gottes Gnaben, König von Preußen 
:c. ꝛc, haben ans der Erklärung Unferer getreuen Stände 
vom 3. d. M. mit Wohlgefallen erfehen, daß diefelben, in Ueberein⸗ 
ffimmung mit Unferm in dem Patente vom 18. v. M. aus 
geſprochenen Wunfche, die Einverleibung der Provinz Preußen in 
ihrer gegenwärtigen Begränzung in ben beutfchen Bund beantragen. 
Bir haben in Folge diefer Erklärung Unſer Staatsminifterium beanf- 
tragt, fchleunigft die zur Aufnahme der gedachten Provinz in ben bent- 
ſchen Bund erforderlichen Einleitungen zu treffen, was Wir Unfern ges 
treuen Ständen hiermit vorläufig eröffnen.“ 

Demgemäß erflärte und befchloß die Bundesverfammlung unterm 
11. April, den „Beitritt der Provinz Preußen (Oft- und Weftpreußen) 
in den beutfchen Bund mit freudiger Anerkennung der dem Antrage zu 
Grunde liegenden nationalen und föberalen Gefinnung einftimmig anzu⸗ 
nehmen und fomit Oſt⸗ und Weftpreußen in ben Bund aufzunehmen.“ 
Ferner wurde bie preußifche Regierung erſucht, die MatrikularsBevöl- 
ferung in ber Weife zu ermitteln, daß „deren jeige wirkliche Bevölkerung 
in demfelben Verhältniß reduzirt werde, als die Matrikular-Bevölferung 
aller übrigen preufifchen, bisher fon zum deutfchen Bunde gehörigen 
Provinzen geringer fei als deren wirkliche Bevölkerung.“ Endlich follte 
Preußen nach Maßgabe der fo ermittelten Matrikular-Bevölferung bie 
Bahlen zu der fonftituirenden National-Berfammlung in Gemäßheit bes 
Yunbesbefchluffee vom 7. April fchleunigft veranlafien und von der in 
diefer Weiſe feſtgeſtellten Datritular-Bevöllerung, fo wie der fich daraus 
ergebenden Anzahl von Übgeorbneten für Oft: und Weftpreußen fofort 
an den Bumbestag Anzeige machen. 

Der König von Preußen hatte ſich „für bie Tage ber Gefahr an 
die Spige Deutſchlands“ geftellt. In die Sprache des gemeinen Lebens 
überfeßt, hieß das fo viel als: er wollte vermittelft der ihm zu Gebote 
fiehenden Macht in ganz Deutfchland die Demokratie am Auflommen 
verhindern. Deßhalb war ihm daran gelegen, bei ber Einverleibung 
von Oft» und Weftpreußen in den Bund nicht ftehen zu bleiben, fon- 
bern auch Pofen zum beutfchen Bunde zu fchlagen, zumal, da ber vom 
Borparlamente ausgefprochenen Wieberherftellung eines Polenreichs ent- 
gegengetreten werden mußte. Auf den Antrag ber preußifchen Regierung 
erflärte alfo der Bundestag in der 39. Sigung vom 22. April folgende 
Theile in ben beutfchen Bund aufgenommen: Inowraclaw, Schubin, 
Bromberg, Wirſitz, Czernikau mit Ausnahme der Süboftfpige, Chod- 
ziefen mit Ausnahme der Wifchiner Güter an ber fühlichen Gränze, die 
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Stadt und Herrfchaft Golamcz des Wongrowiecer Kreifes, fowie vom 
Mogilnower Kreife die nördliche Hälfte, abgegränzt durch eine Linie von 
dem füdlichften Funfte anf der Gränze des Schubiner Kreiſes nach den 
Städten Moysſnow, Wilatowo uud Gembice, einfchließlich diefer Städte. 
Zu gleicher Zeit wurden in den dentfchen Bund aufgenommen bie Kreife 
Birnbaum, Meferik, Bomft und Frauftadt, nebft einem Theile des Kreifes 
Bud und Kröben, nämlid,) vom Kreife Kröben die Ortfchaften Kröben, 
Rawic und Iutrofchin, und vom Kreife Bud der fühweftlichfte Theil 
mit der Stadt Gräz. 

Tie Gefammtzahl der Bevölkerung diefer zum dentfchen Bunde hin⸗ 
zugefügten polnifchen Lande belief fid) nad) der Zählung von 1846 auf 
593,390 Köpfe. Auf den Maßſtab der übrigen preußifchen Matrifular- 
Bevölkerung reduzirt, ftellte fi) für die anneltirten Gebiete eine Zahl 
von 385,065 Seelen heraus, weldye nad) dem Bundesbeichluffe vom 
7. April 8 Abgeordnete für das Franffurter-Rarlament zu wählen hatten. 

Hierauf beantragte der preußifche Geſandte am 1. Mai und be- 
ſchloß die Bundesverfammlung am 2. Mai, noch folgende polnifche 
Theile in den deutfchen Bund aufzunehmen: die Stadt und Feſtung 
und einen Theil der Kreife Poſen und Obornid, den Kreis Somter, den 
noch nicht aufgenommenen Theil des Kreifes Bud, fowie den füdlichen 
Theil der Kreife Kröben und Krotofchin nebft der Stadt Kempen. 
Die Bevölkerung vorftehender Diftrifte zählte ungefähr 273,500 Köpfe 
oder, auf den bundesmäßigen Mafftab der alten Matrikel zurücgeführt, 
177,600 Köpfe, die nun weitere 4 preußifche Vertreter ins Frankfurter 
Parlanıent zu wählen harte. Hiernach erhob fi die Gefammtzahl der 
preußischen Abgeordneten fchon von 191 auf 203. 

Sodann zeigte der preußifche Gefandte am 3. Mai im YBundestage 
an, daß die Bevölferung von Oft- und Weftpreufen nach der Zählung 
vom Ende des Jahres 1846 fich auf 2,499,423 Köpfe ftellte und daß, 
da die Gefammtbevölferung fämmtlicher zum deutſchen Bunde’ fchon ge- 
börigen preußifchen Provinzen zu jener Zeit 

12,249,126 
Köpfe betrug, während die Matrikular - Bevölkerung diefer Provinzen 
ſich nur auf 

7,948,439 
Köpfe ftellte, die oben angegebene wirkliche Bevölkernng von Oſt⸗ und 
Weftpreußen, in bem gleichen Verhältniß reduzirt, 1,621,871 Köpfe als 
Matritular-Bevölferung Oft- und Weftpreußens ergab. Demgemäß ftellte 
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ih, nach dem Bundesbeſchluſſe vom 7. April, wenn man mit 50,000 
dividirte, die Zahl der oft- und weftpreußifchen Abgeordneten für bie 
deutſche National⸗Verſammlung auf 32. Der Bundestag beſchloß aljo 
unterm gleichen Zage, in der Bundes: Matritel bei Preußen 1,621,871 
Köpfe Hinzuzufügen, wodurch fich die matrifelmäßige preußifche Bundes- 
bevölferung auf 9,570,310 Köpfe erhob, und in entfprechender Weife flieg 
auch dns preußiiche Bundes-SKontingent um 16,219 Mann, indem es 
von 79,484 auf die Höhe von 95,703 Mann emporrüdte. Durch diefe 
Veränderung gelangte die fogenannte achte proviforiiche Matrilel von 
3. Mai zur Gültigkeit. Die ſämmtlichen nach Frankfurt zu entjendenden 
Abgeordneten Prenfend betrugen 235, jo daß das Preußenthum nun 
vollftändig im Vergleich zu den Abgeorbneten der übrigen Staaten das 
Uebergewicht bekam. 


Rad) Schubert's Handbuch der allgemeinen Staatenkunde des preu⸗ 
ßiſchen Staats beliefen ſich die Slawen in den Provinzen Poſen und 
Preußen damals auf mehr als anderthalb Millionen, eine Zahl, welche 
fo niedrig als möglich gegriffen ift und die die Sprade al8 Merkmal der 
Nationalität annimmt, während nach derfelben Quelle die Slawen in 
Schleſien '/,, Million zählten. Die Polen im Großherzogthume Pofen 
welche fi) gegen bie Aufnahme in den deutfchen Bund fträubten, be⸗ 
trugen in runder Zahl 800,000 und. bildeten die Mehrzahl der pofen- 
Ihen Bevölkerung. 

In Preußen felbft fehlte es für die Polen nit an Sympathie. 
Denn das Berliner Bolf hatte am 20. März die Freigebung der gefan- 
genen polnifchen Rebellen gefordert und diefelben, nachdem fie.auf freien 
Fuß geſetzt worden waren, im Triumph durch die Straßen gezogen. Schon 
am nämlichen Zage hatte in der Stadt Pofen ein blutlofer Auflauf ftatt- 
gefunden, bei welchem an bie Deutfhen und Iuden eine Proflamation 
mit der Verfiherung gerichtet worden war, daß ihnen Nichts zu Leid 
getan werben ſollte. Dann war ber Pofener Erzbifhof nad Berlin 
gereift, um gegen die Einverleibung ber Provinz in den deutfchen Bund 
zu proteftiren. Bald verlangten bie Polen die Herftellung ihres Reiche 
innerhalb der Gränzen von 1772. Zwar wurde ihnen von ber preußifchen 
Regierung, um fie zw befchwichtigen, eine Reorganifation zugelagt, aber 
hiermit gaben fie fi nicht zufrieden. Schon Ende März wurden in Rofen 
überall, wo die Bevölferung überwiegend polniſch war, die preußifchen Adler 
abgerifjen.. Bon dem Übel und ber katholifchen Geiftlichkeit anfgeftachelt, be⸗ 
waffneten fich bie polniſchen Bauern und Kenechte mit Senfen und begannen 
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den Aufſtand. Der Hanptanführer des polniſchen Unabhängigkeitekampfes 
war Mieroslawski. 

Die deutjchen Bewohner Pofens dagegen fanden bie Wieberherftellung 
eines Polenreiches ihrem Vortheil nicht angemeflen. Sie machten geltend: 
Poſen ſei nicht polnifches Sand, fondern von dem beutfchen Bauer mit 
Pflug und Spaten erobert; Polen fei keine Vormauer gegen Rußland, 
man fchulde den Polen Feine Dankbarkeit, und auch ber polnifche Bauer, 
der ſtets von den Edellenten gelnechtet worden fei, habe feine Urſache, 
die Wieberherftellung Polens zu wünfhen; es fei daher eine falſchver⸗ 
ftandene Humanität, die deutfchen Landsleute Pofens auf Koften der 
Fremden zu vernachläffigen. Der von den geſammten “Dentfchen des 
Netze⸗Diſtrikts erwählte permanente Ausſchuß wandte fi darum an den 
deutſchen Bund mit der Bitte um Einverleibung Bofens. 

Die Polen ihrerfeits fuchten bei ber Wahl für die preußifcge ver- 
einbarende Berfammlung fo viel als möglich Vertreter nach Berlin zu 
bringen und proteftirten gegen die Abtrennung der deutſchen Gränz- Dis 
ftrifte zum deutfchen Bunde. Die von ihnen bervorgerufenen Unzuhen in 
Landsberg an der Warthe, in der Gegend von Pinne u, | w. wurden 
durch Militärgewalt unterdrüdt. 


Aus fehr vielen Gründen, befonder® auch wegen der umabläffigen 
Vermiſchung und Untermifhung, ift die rohe Scheidung der Menfchen 
nach der Abftammung höchſt unzuverläffig. Eine genaue Bevöllkerungs⸗ 
zahl der Nationalitäten angeben, heißt darum immer, etwas Trügerifches 
und Willfürliches aufftellen. Gleichwohl fuchte man ſich 1848 ftreng 
nad) Nationalitäten abzufondern, weil man zu unwiſſend und ungebildet 
war, um in ber demofratifchen Freiheit für den ganzen Erdtheil ein Ber- 
einigungsmittel zu finden und vermittelft eines neuen Rechtes die Ver⸗ 
fhmelzung der Europäer anzubahnen. Der Reaktion kam diefe Abfon- 
derung und gegenfeitige Anfeindung der europäifchen Vollsgruppen fehr 
zu Statten. Denn das Boll lähmte. nun feine eigene Kraft und zer- 
fplitterte feine Anftrengungen, anftatt fi, unbelümmert um die Borur- 
theile der Geburt, zur Bekämpfung und Hinwegräumung ber Vorrechte 
zu verbrüdern und bloß das gleiche Menfchenrecht anzuerkennen. Namentlich 
in Defterreich entbrannte der Nationalitäten Kouflilt fehr heftig. In 
Anbetracht, daß verſchiedene öſterreichiſche Nationalitäten in eine feind- 
felige Stellung zur deutfchsnationalen Bewegung gerieihen, fol im Fol⸗ 
genden das Nationalitäten-Verhältuik, wie es, dem allgemeinen Borur- 
theile gemäß, fich für Defterreich geftaltete, ftatiftifch dargelegt werben. 
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in Nieberöfterreih 1,400,000 in Böhmen . 2,558,000 
„ Oberöfterreih . 850,000 Mähren 1.451.000 
„Steiermart . 662,000 (Eilfin.derbalbe ”" 1Schlefien 
Marburger⸗Kreis) ſGalizien 
„Kürnten.. 200,000 (zwei Dritte) ” — 5,000,000 
„ Böhmen . . 1,830,000 Ungarn 
Mähren 726.000 "\$txoatienf - 6,500,000 
Echleſten / „ber Militär- 
Tyrol (ohne Abzug v gräne . . 1,136,000 
P . 38,000 zug don 
—„ã 838 Südtyrol) „dem Küften- 
„ Ungarn n. Sie lond . . . 120,000 
benbürgen etwa 1,025,000 „Kram . . 450,000 
BZufammen 7,531,000 Dentfche. „Kürten . 100,000 


„ Steiermart . 338,000 
„ Siebenbürgen 1,050,000 


Zuſammen 18,730,000 


Slawen. 

Die Zahl der Italiener betrug Die Magyaren, obfchon ein 
in der Lombardei 2,570,000 fehr kräftiges Volk, welches unter allen 
in Venetien. . 2,170,000 Nationalitäten Defterreichs ſich wäh- 
im Küftenland. 360,000 rend der Bewegungszeit am Meiften 
in Dalmatien . 392,000 dur Thaten auszeichnete, betrugen 


nicht mehr als 4,500,000 Köpfe. 





Zufammen . 5,492,000 Staliener 

Die im Ganzen nicht fehr beträchtliche Zahl der fühtyrolifchen Italiener 

ift Hierbei nicht befonder8 berechnet. Sie machte etwa !/, oder !/, ber tyro⸗ 

liſchen Einwohnerfchaft aus. Bon der öfterreichifchen Gefammtbevölferung 
bildeten demnach die Stawenftämme die Hälfte. 

Die meifte Schwierigkeit bereiteten ben deutfchen Patrioten die Czechen 
in Böhmen, Wählten nicht einmal dieſe für das Frankfurter Parlament, 
fo mußte natürlich alle Ausficht fchwinden, daß jene Deutfchen Defter- 
reichs, welche nicht-zu den beutfchen Bundesländern gehörten, in Ueber⸗ 
einftimmung-mit dem im Borparlamente ausgefprochenen Verlangen Ro⸗ 
bert Blums ihre Vertreter in die deutſche Tonftituirende Berfammlung 
ſchickten. In Oefterreich fielen darum fehr viele Wahlen für das Frank⸗ 
furter Parlament aus. Während Preußen viel mehr Deputirte ſchickte 
als es nach der Bundesmatrikel zu ftellen hatte, lieferte Defterreich viel 
weniger. Dort wählten Slawen mit, hier nicht einmal alle Deutſchen. 
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Am 11. März bildete fich in Prog ein Burgerausſchuß, das Wenzels- 
Komits genannt. Selbiger beftand meiftentheils aus Ezechen und wurde am 
10. April im St. Wenzels⸗Bade in einen Nattonal⸗Ausſchuß umgetauft. An- 
fangs war die Spannung zwiſchen Deutfchen und Czechen wenn auch merklich, 
doch nicht heftig. Denn auf der Borverfummlung flawifcher Schriftfteller 
vom 20. März in Prag für die am folgenden Tage ftattfindende Schrift- 
ftellerverfammilung ward befchloflen, Nichts gegen die Eintracht ber böh- 
mifchen und deutſchen Rationalität, noch gegen den feften Berbaub der 
böhmischen Krone mit dem öfterreichifchen Kaiferftante zu unternehmen. 
Aber die Zugehörigkeit zu Deutſchland, welde von den Slawen nidt 
gewollt wurde, fachte den heimlichen Groll zur heilen Flamme an. 
Während die Dentihen das Berbleiben beim bdeutfchen Bund und bie 
deutfchen Farben verfochten, forderten die Czechen im April, daß fie nicht 
mit Deutfchland, fondern mit Mähren und Schleſien vereinigt fein, em 
eigenes Minifterium erhalten, und daß die Beamten beide Spracen 
lönnen müßten. Als die Deutfchen, welche eine deutſche „Konftitutio- 
nelle Zeitung“ zu gründen beichlofien, einen dentfchen Ausſchuß gebildet 
batten, wurde diefer zwar zum czechiſchen National-Ausfchufle zugezogen, 
allein letzterer erfuchte am 13. und 14. April die Deutfchen dringend, 
die deutfchen Farben abzulegen, damit die Czechen nicht gereizt wür⸗ 
den. Der deutſche Ausschuß, fi ſchwach fühlend, machte dieſes Zuge⸗ 
ſtändniß. Doch nun weigerten fi die Czechen, die deutfchen Parla- 
mentswahlen vorzunehmen. Deßhalb ſchickte der deutſche Konftitutionelle 
Berein in Prag eine Deputation nah Wien, weldhe dem Minifter des 
Innern vorzuftelen hatte, daß in den deutſchen Kreifen Unruhen aus- 
brechen würden, wenn man fie an den Wahlen behinderte, worauf ber 
Minifter antwortete: „Gut, wenn die deutfchen Kreife Wahlen vornehmen, 
fo haben fie ja, was fie wollen; in Bezug auf die czechiichen Kreife 
wird fpäter ein Minifterial-Befehl erfolgen, ob fie die Wahlen vor- 
nehmen follen oder nicht.“ 

Der Frankfurter Fünfziger⸗Ausſchuß konnte angefichts der czechifchen 
Agitation nicht ruhig bleiben. Nachdem er ben Beſchluß gefaßt. hatte, 
baß die czechifche Sprache und die czechiſche Nationalität ungefährbet 
bleiben follten, fandte er drei Deputirte, bie Herren von Wächter, Ku⸗ 
randa und Dr. Schilling, nah Prag ab, um bie Böhmen für ba 
deutſche Parlament zu gewinnen. Allein diefe Deputirten richteten Nichts 
aus. Hawliczek, der Führer der czechifchen Partei, machte. gegen bie Ber 
ſchickung des Frankfurter Parlamentes hanptfächlich geltend, dag jet, da 
ber böhmifche Landtag und ber Wiener Reichſtag gu beichiden. wären, 
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Böhmen wicht auch für das Frankfurter Parlament wählen könnte, und 
daß die Czechen im Kampfe gegen das Deutfchthum ben Polen und A⸗ 
Igriern bie Haud reihen müßten. Hawliczek gerieth bergeftalt in Eifer, 
daß er fagte: man müfle bie Fremden, die Schlangen, die fich zwifchen 
ben National⸗Ausſchuß und das böhmifche Volk fiellten, ausweifen. 
Dbendrein erließ der czehifche National⸗Ausſchuß einen feurigen Aufruf, 
worin die in Defterreich Lebenden Stammesgenofien zu einen Reichötage 
nad) Prag einberufen und auch alle dafelbft erfcheinenden nichtöfterrei- 
chiſchen Siawen einer brüderlichen Aufnahme verfichert wurben. 

Als die Deputation. des Fünfziger-Ansfchuffes underrichteter Sache 
nach Frankfurt zurũckkehrte, brach man über die Verftodtheit ber Böhmen 
in Wuth aus und drohte ihnen mit Anwendung von Gewalt. Allein bie 
Czechen ließen ſich nicht eimfchächtern. In der Sitzung bes Prager 
Neational-Ausfehuffes vom 11. Mai verlas Dr. Rieger die Berhand- 
lungen des Fünfziger⸗Ausſchuſſes über die Weigerung ber Böhmen, das 
Porlament zu: befchiden, und als er an bie von Schilling gebrandten 
Borte kam: „dann müfje man mit der Schneide bed Schwertes den 
Anflug erzwingen,“ rief er, indem er auf ben Huſſitenkrieg anfpielte, 
mit erhobener Stimme: „Nun denn, fo werden wir mit Dreichflegel-Ar- 
gumenten antworten.“ 

Alſo blieb von Seiten der Czechen das Parlament unbefchidt. Der 
Widerftand der Böhmen bewirkte, daß von reaftionärer Seite der arg- 
liſtige Vorſchlag gemacht wurbe, die dentfche konftituirende Berfammlung 
nach Prag, wo diefelbe ganz in der Falle geftedt hätte, zu verlegen. 

Nur die deutſchen Kreife Böhmens wählten. Etwas befier geftaltete 
fich die deutſche Sache in Mähren und Schlefien, weil die Slawen diefer 
Länder von einem Anfchluffe an Böhmen Nichts willen wollten. Auch 
ftifteten bie beutfchen Böhmen und Mähren in Wien einen Verein, der 
die panflawiftifche Bewegung einzudämmen und die Kärntner, Krainer 
und Steirer zum Fefthalten an Deutfchland zu beftimmen ſuchte. 

Das Benöllerungsverhältnig war, wie aus dem Obigen erfichtlich, 
1848 in Böhmen, Mähren und im öfterreichifchen Schlefien folgendes. 
In Böhmen wohnten 2,558,000 Slawen und 1,830,000 Deutſche; in 
Mähren und Schleſien 1,451,000 Slawen und 726,000 Deutſche. Alfo 
füiberwogen bie Slawen in Böhmen die beutfche Bevölferung um 728,000 
Köpfe, oder fie verhielten fich in ber Gefammtbevällerung von 4,388,000 
zu den Deutfchen etwas höher ald A zu 3. Die Slawen in Mähren 
und Schleſien dagegen bildeten in der Gefammtbevölkerung von 2,177,000 
Seelen volle zwei Drittel. Vereinigten fid) die Stammesangehdrigen in 
ben erwähnten drei Ländern, fo kam folgendes Verhältniß heraus. 
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Slawen in Deutſche in 
Böhmen . 2,558,000 Böhmen . 1,830,000 Demnad; verhielten ſich 
Mähren Mähren der Zahl nach die Dent- 
Schlefien } 1451,00 Sälefien 000 egemgu den Slawen wie 


Zuſammen 4,009,000 Zufammen 2,558,000- 6: 


Alle guten dentfchen Patrioten waren darüber empört, daß unter 
den Führern der Ezechen-Bartei fih Männer mit dentfhen Namen be- 
fanden. Allein diefe Thatfache hätte feine Entrüftung hervorrufen kön⸗ 
nen, wenn man fich ar gemacht hätte, daß den nationalen Bewegungen 
immer ein foziales, meift Klaffen-Intereffe zu Grunde Liegt, und daß ſo⸗ 
mit hinter den fchönen gefühlvollen Worten des Patriotismns egoiftifche 
Motive fteden. Erſt hierdurch wirb der Patriotismus, der fonft Nichts 
ale Schwärmerei wäre, vernünftig und bekommt Nachhaltigkeit. Auch 
die deutfchen Männer, welche 1848 außer fich vor lauter Deutſchthum 
gerathen waren, verfolgten entweder ein Privat: und SKlafien-Intereffe, 
oder fie machten bloß die Mode mit und vermochten ihre fehönen Be⸗ 
fenntniffe, als es galt, für dieſelben einzuftehen, im Kampfe gegen bie 
Reaktion nicht mit ihrem Blute zu befiegeln. Was aber den aus den 
Familiennamen gefolgerten deutfhen Urfprung anbelangt, fo beruhte er 
hier wie dort auf dem Scheine. Denn die Deutfchen in ben rein dent- 
fhen Staaten waren nicht unverfälichte Nachkommen ber alten Ger- 
manen, fondern ein Mifchvolf, welches unter anderm auch viel ſlawiſches 
Blut in fi aufgenommen hatte: woher e8 denn fam, daß in Deutſch⸗ 
land 1848 eine Menge flawifche Abkömmlinge mit ihrer beutfchen 
Geſinnung prahlten und fih irrtümlich wegen ihrer deutſchen Namen 
für reine Deutfche hielten. Auf diefe Weiſe wirkten wenigftens eben fo 
viele Leute flawifchen Urfprungs für die deutſche Sache, ale Männer 
mit deutfchem Namen für die flawifche: ganz abgefehen davon, daß ſich 
von den Slawen wie von den Deutfchen der gefchichtliche Urſprung nicht 
nachweiſen läßt und daß wahrfcheinlich beide auch der Rage nad) eng 
zu einander gehören. Zudem ftammen die bürgerlichen Familiennamen 
erft aus dem dreigehnten bis fünfzehnten Iahrhunderte, und bie Art uud 
Weife ihrer Entftehung liefert uns nidht die geringfte Bärgfchaft dafür, 
daß Derjenige, der einen bdeutfchen Namen trägt, and; deutſcher Natio⸗ 
nalität fein muß. Das Einführen von bürgerlichen Samiliennamen war 
erft zum Bedürfniß geworben, als das römifche Recht ſich am bie Stelle 
bes beutfchen ſetzte, und als fi) das Stäbtetfum in Deutfchland ber 
maßen zu heben anfing, daß die bürgerlichen Familien wegen ber Ver⸗ 











ebung des Bermögens und beiufs ber Unterfcheibung bei bürgerlichen 
Gerichtöftreitigleiten die Familiennamen brauchten. Bis dahin waren 
nur einfache, an bie einzelne Perfon geknüpfte Namen im Gebrauch. Die 
Bamiliennamen bes ländlichen Grundbefitzes, die mit dem Lehensrecht 
zuſammenhingen, waren dagegen viel älter; aber auch bei ihnen hatte 
ber Befig zur Entftehung der Familienunterfgeibung geführt, denn ber 
Adel oder die „Herren von“ benannten fi nad dem von ihmen be- 
fefienen Grund und Boden. Bon den bürgerlichen Familiennamen hatten 
nur wenige auf die Nationalität Bezug, wie z. ®. die Namen Sachſe, 
Schwab, Franke, Schweizer, Fries, Hefle, Engel (Angel) zc. Biele zeigten 
die Bejchäftigung, das Handwerk oder auch das Amt an: weßhalb bie 
Namen Schmidt, Fleifcher, Metzger, Beder, Maurer, Müller, Bogt, 
Graf, Schulze zc. fehr häufig. zu finden find. Doch ift ein großer Theil 
ber bürgerlichen Familiennamen ebenfalls von einem liegenden Beſitz, 
befonder8 von einem Haufe, herzuleiten. Weil in ber Zeit vom 183. bis 
zum 15. Jahrhunderte die Häufer der Städte noch nicht numerit waren, 
fondern gewöhnlich, um der Unterfcheidung willen, wie noch jet bie 
Safthöfe und Apotheken, Symbole (Schilder) aus der Pflanzen- umb 
Thierwelt führten, fo wurben nach biefen Merkmalen die darin wohnen- 
ben Leute, die Beſitzer der betreffenden Häufer, benannt. Daher foldhe 
Namen, wie Falle, Geier, Sperling, Bär, Lindner, Eichler, Bucher :c- 
Endlich deuteten gewiſſe Yamiliennamen auf geiftige und körperliche Be⸗ 
ſchaffenheit, zeigten etwas Auffälliges in der Erfcheinung eines Menſchen 
an oder waren fogenannte Spitzuamen. In feiner vortrefflichen Geſchichte 
der Stadt Frankfurt a. M. hat Krieger die Entftehung der Frankfurter 
bürgerlichen Familiennamen, welche mit dem gleichzeitigen Aufkommen 
der Familiennamen in andern Theilen Deutichlands analog ift, deutlich 
und überzengend dargelegt. 

Somit ift e8 ein großer Irrthum, von den Yamiliennamen auf bie 
Nationalität zu fchließen, obfchon in einzelnen Fällen der Familienname 
bis zu einem gewiflen Stammbaumegrade, wenn die Ehe einer Familie 
feitens der Fran immer von Gefchlecht zu Gefchlecht untadelige Reinheit 
bewahrt hat, für das Herlommen einen Anhaltspunkt geben Tann. 
Allein eine allgemeine Regel darf davon nicht hergeleitet werden. 

Auf die Amzegung von Dr. Heinrih Wuttke, deſſen Namen eher 
ruffifch als deutſch Hingt und vielleicht fo viel als Branntwein bebeutet, 
entfianb in Leipzig ein deutſchthümelnder „Berein für Wahrung ber 
dentſchen Interefien in den öftlichen Gränzländern.“ Außer Wuttle (jet 
an ber Leipziger Univerſität Profefior der Geſchichte) waren die belanu- 
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teften Mitglieder des befagten Bereines Dr. Guſtav Kühne, Yırfl, J. 
Kaufmann und Dr. Inline. Auftait die dem phrajenhaften Deutſchthum 
widerftrebenden Nationalitäten zu befänftigen und ihnen Mar zu machen, 
daß nicht im Nationalitäten-Schwindel, fondern allein in ber demo⸗ 


kratiſchen Freiheit das Bereimigungsmittel für alle Bollögrippen zu 


fuchen fei, fachte die Leipziger Geſellſchaft mit einem Heiligen Eifer, für 
weichen ihr die Reaktian zu Dauf verbunden war, den Haß an ben 
deutfchen Sränzmarlen an. Sie richtete an die PBofener die Aufforde- 
rung, für das deutfche Parlamıent zu wählen, und erfnchte die preußiſche 
Regierung, den General von Willifen wegen angeblicher Mißgriffe im 
Bofen zur Verantwortung zu ziehen. 

Dem eben genannten Bereine beten auch die Slawen in Oeſterreich 
eine günftige Gelegenheit, feinen Patriotismns an’ den Tag zu legen. 
Er erließ am 1. Mai eine Adrefle „an unfere deutichen Brüder in Böh⸗ 
men,” des Inhalts: 

„Die czechomanifche Partei füet Haß und Berachtung bes -beutfchen 


Namens unter dem unktundigen Theile des Bolles aus. Euere Bäter 


haben feit allen Zeiten das Land bebaut, und fie haben in Städten und 
Burgfleden Wohlſtand und Bürgerfinun begründet; Euch aber verfchreit 
man als Fremdlinge, als Aufdringlinge, Euch hofft man dereinft aus 


dem Lande zu jagen. Jetzt ſchon wagt fie es, die deutfchen Kokarden zu 


verpönen, und fie erfrecht fich öffentlich in Prag, im Angeficht von 
50,000 Dentfchen, weil fie den deutfchen Widerftand und feine Kraft 
nicht Tennen gelernt Hat, die deutichen Yarben zu befchimpfen! Jener 
MWiderftand muß von Euch ausgehen. Ihr aber, jagt man, zögert und 
Ihwanft in der Behauptung Eueres guten Rechts, Ihr verfäumt es, 
jenem unfinnigen Xreiben mit- Nachdruck entgegenzutreten. Woher diefe 
verhängnißvolle Bangigfeit? Blidt dod um Euch, und Ihr werdet 
fehen, daß die künftlihen Schranfen gefallen find, welche die diploma- 
tifche Arglift zwifchen Deutfchen und Deutfchen fo lange zu erhalten be- 
müht war. Die Gränzen Euerer_Heimath find nicht mehr das Erz⸗ 
und Fichtelgebirge, Euer Vaterland erftredt fid) bis an die Alpen, bis 
an die Oft- und Nordfe. Ganz Deutfhland fteht zu Eurem 
Schutz hinter Euch. Ermannt Euch alfo und handelt!“ 
Der Berein erließ auch eine Anfprahe an die „Deutſchen Brüder 
in Mähren, Tefchen, Troppau und Jägerndorf.“ Da er mit diefen befler 
zufrieden war, belobte er fie wegen bes männlicden Muthes, den fie für 
das Deutfhthum entfaltet Hatten. Ein im Juni zu Auſſig veranftaltetes 
Berbrüderungsfeft, welches wir bei dieſer Gelegenheit erwähnen wollen, 
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ging gleichſalls von jenem Bereine aus. Ungefähr 70 Märmer, treue 
deutfehe Herzen, aus Leipzig, Dresden wub andern ſuüchſiſchen Städten, - 
langten am 18. Juni mit dem Dampfichiff in Auſſig an, wo fie nadı 
Gebühr feftlih empfangen und begrüßt wurden. Die am fer ber Elbe 
anfgeftellte Natienalgarde präfentirte vor ihnen das Gewehr. Darauf 
führte fie der Stadtrath auf den mit Guirlanden und Sränzen ge 
ſchmückten Marftplag, wo eine neue herzliche Begrüßungs-Szene ftatt- 
fand. Nachdem Hier Dr. Göſchen ans Leipzig im Namen der Sachſen 
eine mit Jubel aufgenommene Rebe gehalten Hatte, begab man ſich im 
feftliden Zuge auf die Ferdinandohöhe. Hier waren die Tribimen er- 
richtet, von denen herab fenrige Reden zu inniger Berbrüderung der 
deutjchen Bollsftämme au die. verfammelte Menge gehalten wurden. 
Das anweſende Volk wurde auf fünftaufend Köpfe abgefchätt. Unter 
den Hedern thaten ſich namentlih Dr. Göſchen und Dr. Wuttle hervor. 
„Der irgend einer Gefahr, Ihr deutfchen Böhmen,“ fo riefen fie der 
Menge zu, „werden wir mit Leib und Leben Euch als Brüder zu Hülfe 
eilen!“ — Einftweilen ließen die fiebenzig Sachſen beim Sciuffe bes 
Feſtes als Unterpfand der Hülfsleiftung eine deutſche Fahne zurüd. 
Im Mebrigen erwuchs den. deutfchen Brüdern in Böhmen aus dem efte 
fein Gewinn. 

Dr. Wuttke war, bis er mit der Demokratie in offenen Konflikt ges 
rieth, eine Zeitlang auch Obmann des leitenden Ausſchuſſes der ſämmt⸗ 
lihen Baterlandsvereine Sachſens. Er bewirkte, daß ihn der Verein 
für die Wahrung der Deutfchthümelet der öſtlichen Gränzmarten am 
18. Mai nad) Dresden an das ſächſiſche Minifterium mit der Anffor- 
derung fchidte, die nöthigen Borbereitungen zu treffen, um den Deutſch⸗ 
bögmen die nöthige Hülfe jenden zu können. Cine gleiche Aufforderung 
wurde an die preußiiche und baierifche Regierung gerichtet, als ob diefen 
Regierungen an der beutfhen Sache, welche das Frankfurter Parlament 
ſich zur Aufgabe ftellen zu wollen jchien, fo viel gelegen gewefen wäre, 
daß fie — ohne das Vorhandenſein bedrohlicher Gefahr für das mo- 
narchiſche Prinzip — hätten unaufgefordert wollen in ben Bereich des 
öfterreichifchen Kabinets eingreifen. Anders freilich hätte bie Sache ge- 
flanden, wenn in Böhmen, wie es in Baden der Yall geweien war, eine 
demofratifcherevolutionäre Bewegung ftattgefunden hätte. 

Aber gerade’ eine folche. Erhebung feitens der „ezechomanifchen Partei“ 
wurde damals befürchtet. Die Gefahr, bie von ber czechiſchen Demo- 
fratie drohte, wurde. großentheils durch den gegenfeitigen Haß der Deut- 
fen und Czechen paralyfirt. Als Ergänzung und Erklärung zu ber 


vom Leipziger beutfchtkämelnden Berein betriebenen Agitatien bient Das, 
was in diefer Beziehung im Vunbestage vor fidh ging. 

Dert fielite uämlich, nachdem eim Schreiben bed Fünfziger⸗Aus⸗ 

fchuffes, welches die Wahrung der deutjchen Integrität zum Gegenſtande 
hatte, eingelanfen war, die großßerzeglich-hefiiiche Regierung — von ber 
auch das Lepel'ſche Promemeria herrüßrte — am 8. Mai folgenden 
Antrag: 
„Hohe Bunbesverfanmlung welle bie laiferlich » öfterreichifche Re⸗ 
gierung auf das Dringendfle erfuchen, im Imterefje des geſamm⸗ 
ten deutfhen Bundes umd des beutichen Bolles jowie der öſter⸗ 
reihifhen Monarchie insbejondere, mit aller Kraft dem Ros- 
reißen einzelner, bisher zum dentichen Bunde gehört habender Beſtand⸗ 
theile der Monarkhie von dem Bunde entgegenzuwirlen, folgeweife die 
geeigneiften Maßregeln zu ergreifen, damit im keinem zum deutſchen 
Bunde gehörigen Lanbestheile die Wahlen zur konflitnirenden Rational- 
Berfanmlung unterbleiben, und insbefendere auch da ſolche vorgenommen 
werden, wo ein Theil ber Bevöllerung ſich ihrer enthalten will, aus der 
völlig unbegründeten Beſorgniß vor Beeinträchtigung feiner Rationalität, 
während diefe, nämlich die Freiheit vollsthämlicher Entwidlung auch der 
nicht urfprünglich deutfchen Bollsftänme, durch Gleichberechtigung ihrer 
Sprade in Rückſicht auf Unterricht und innere Berwaltung, gerade tim 
Bunde die fiherfte Beachtung und Berbüärgung finden würde, wogegen 
durch den Berſuch eines Loſsreißens vom Bunde die Gefahr des Ber- 
Infte® jeder Selbftändigkeit für die Mbtrünnigen würde herbeigeführt 
werden.“ 

Als die erſte Kunde vom Prager Auffiande an bie Bundesver⸗ 
fammlung gelangte, ftellte Schmerling, allerdings nicht im Ramen feiner 
Regierung, fondern zuvörderſt aus eigenem Ermeſſen nachfiehenden, ſo⸗ 
fort zum Beſchluß erhobenen Antrag: 

„Die königlichen Regierungen von Preußen, Baieen und Sachſen 
durch Bermittelung Höchſtihrer Bunbesiagsgefanbtichaften zu erfuchen, 
dem vom Präfidio geftellten Antrage zu entfprechen, d. h. auf Anſuchen 
der Taiferlich-königlichen Regierung oder auf Einſchreiten der dortigen 
(böhmischen) Behörden zur Herftellung der Ordnung und zum Schute 
der Perſonen und des Eigenthums ber Einwohner, bie entfprechenbe 
militärifche Hilfe eintreten zu laſſen.“ (65. Sit. d. Bunbesverf. vom 
20. Juni, 8. 639.) 

Die Gefandten von Preußen, Batern und Sachſen erHlärten, bie 
vollſte Beretiwilligleit ihrer allerhädhften Regierungen bereits im Voraus 


verſichern zur Aanen. Durch ben Sieg, welchen der Fürft Winbifchgräz 
mit feinem Heere über ben Prager Aufftand erfocht, erledigten fi der 
Scamerling’fche Antrag und die an bie genannten Regierungen gerichteten 
Petitionen des Wuttke'ſchen Vereins von jelbft. 

Der Leipziger Verein bradjte es zuwege, daf Peter Jordan, Leltor 
an der Univerfität zu Leipzig, von feinem Poften abgeſetzt wurbe, weil 
er die Aufforderung zum Slawens$ongrefie mit unterfchrieben Hatte. 
Ferner ift zur Charakterifirung dieſes Vereins noch folgendes Alten-Stüd 
erwähnenöwerth : 

„An die hohe kaiſerl. Fön. öoſterreichiſche Staatsregierung. 

„Es ift verhängnißvoll genug, daß die ſlawiſche Hauptmacht, das 
nordiſche Kaiſerreich, ſeit geraumer Zeit auf die Zuſtände der mittel⸗ 
europaiſchen Böller und Staaten einzuwirken nicht ohne Erfolg verfucht 
bat, was, bei der Gemeinfamleit des griechiſchen Kirchenthums mit jenem 
bei öfterreichifchen Slawen, der Czaren⸗Herrſchaft Anhänger und Partei⸗ 
gänger verfchafft und panflawiftifchen limtrieben Spielraum gegeben hat. 
Für Defterreih ift es eine Lebensfrage, Hier einen Damm aufzurichten. 
Die Umwandlung feiner Staatöverwaltung in eine flawifche dagegen 
würbe der Weg fein zu unfehlbarer Unterordnung unter jene Macht mit 
einem Nachwuchs von Gefahren für Selbftänbigleit und Freiheit des 
Staates und der Kirche, für die Deutfchen in Defterreihh würde damit 
die troftlofefte Abhängigleit von einer minder gebildeten und feinbfelig 
geftiimmten Nationalität eintreten, dem gefammten Deutfchland eine fchwer 
zu heilende Wunde gefchlagen werben ....... Es iſt kein Heil für Oeſter⸗ 
reih ohne Deutſchland, nicht für Deutfchland ohne Defterreih. Gott 
erhalte ein beutfches Defterreih im innigſten Berbande mit Deutfch- 
land, erhalte das Hohe Kaiferhaus, entfprofien aus deutſchem Blut 
und mit deutſcher Treue zu wahren und zu ſchirmen; gegen unfere 
Feinde aber ftehe feft verbunden Stamm mit Stamm; nicht Preußen, 
nicht Defterreih — fondern Deutfchland. 

Leipzig, den 12. Mai 1848. 

Im Namen und Auftrag bes Vereins zur Wahrung 
der deutſchen Sache im Often: Dr. Guftav Kühne, Dr. 
Wilhelm Wachsmuth, Profeffor der Geſchichte. 

Im Namen und Huftrag des beutjchen Vereins zu Leipzig: 

Dr. Yulins Ludwig Klee.“ 

Indem fowohl die Deutfchen, als auch die Slawen fi) auf bie 
vorausgeſetzte Souveränetät ihrer Abftammung verfteiften, ftellten fich 
beide auf den nämlichen. Eonfufen Standpunkt, geriethen aber gerade deß⸗ 


wegen nit einander in Hader. Gleichwie für den Pangermanismns, war 
auch für den Panſlawismus eine geraume Zeit hindurch agitirt worben. 
Im Grunde hatten ſich aljo beide einander Nichts vorzuwerfen. Zu der 
fid) immer mehr entwidelnden Feindfeligleit Hatte das: Borparlament, als 
e8 die Vornahme der Wahlen nad dem Vorſchlage des Bundestages. 
länderweife beftimmt, weſentlich beigetragen. Imfofern nun die Sprache 
als Erfennungszeihen der Nationalität galt, bildeten in Böhmen. bie 
Czechen zweifelsohne die Mehrheit. Zufolge dem national-demokratifchen 
Grundſatze der Boll8-Souveränität konnten fie baher fordern, daß man 
hen Willen der Majorität des Landes reſpektirte. Dagegen wären fie 
zufolge dem nämlichen Grundfage in ber entfchiebenen. Minderheit ge- 
weſen, wenn die Wahlen nicht länderweife, fondern einheitlich für. ganz 
Deutfchland, zu defien Bunde und Reeiche fie gehört Hatten, angeorbnet 
worden wären. Freilich Batten fie jelbft dann immer noch in einer natio- 
nalen Bewegung, welche ben Staat vom Standpunkte des Familienvaters 
aus betrachtete und in gemüthvoller Weife ben Hauptnachdruck auf bie 
Abftammung legte, fi) auf ihren flawifchen Urfprung und auf den 
Glanz alter Erinnerung berufen koöͤnnen. Der Adel czechifcher Geburt 
war doch ficherlich eben fo. viel werth, wie derjenige germanifchen Her- 
kommens. Denn das Urtheil der befangenen Individuen bleibt Hierbei 
immer fubjeltiv, wenn auch der nationale Stolz zum Hegel ſchen Außer- 
ſichſein in Beifichfein gehört. 

Auch mit dem Italienerifume gerieth das Deutfätgum in Zueiftig- 
feiten. Die Südtyroler enthielten fi) zwar nicgt der Wahlen für Frank⸗ 
furt, aber ihre fünf Abgeordneten ftellten, wie wohl vergeblih, im Par⸗ 
lamente einen motivirten Antrag des Inhalts: 

„Die hohe Nationalverfammlung wolle beſchließen, die italieniſchen 
Kreisbezirke Tyrols, Trento und Reveredo, ſollen, unbeſchadet ihrer Ver⸗ 
bindung mit dem Kaiſerhauſe Oeſterreich, aus dem politiſchen Verbande 
mit dem deutſchen Staatenbunde entlaffen werden.“ 

In Tyrol felbft wüthete zwiſchen Deutſchen und Walſchen ein ſo 
heftiger Kampf, daß eine ſchauerliche Ermordung italieniſcher Arbeiter in 
Bozen vorfiel. In einer Proklamation vom 16. Juni 1848 forderte der 
Erzherzog Johann die deutſchen Tyroler zur Vertheidigung des Landes 
auf, indem er ſagte: 

„Bisher wurde der heimathliche Boden freigehalten, und alle feind⸗ 
lichen Unternehmungen auf denſelben abgewiefen . .. . . Männer von 
Tyrol! Noch eine Weile heißt es ausharren, bis fich die Verhältniſſe fo 
ftellen, daß der Friede werde; dann kehrt Jeder mit dem Bewußtſein zu 
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feinem Herd zurüd, daß der in Euch lebendige Wille fi durch die That 
bewährt, daß Ihr, den Vätern gleich, die Söhne eines Landes ſeid, deſ⸗ 
fen Namen unfern deutfchen Brüdern lieb und Keinem fremd ift, dem 
Treue, Muth und Baterlandsliebe werth find.” 


Den Siegen Radetzky's über die Italiener zollte das Frankfurter 
Parlament frohlodenden Beifall. Faft ftand Arnold Ruge völlig verein- 
zelt da, als er erfärte, daß die Radetzky's, die Tilly's der Neuzeit, geſchla⸗ 
gen werden müßten, und Heinrich von Gagern, der Präfident der dentjchen 
National-Berfammlung, nannte in Uebereinftimnmung mit der Verſamm⸗ 
lung eine folche Erflärung wenigftens einen halben Baterlandsverrath. 
Am 21. Auguft 1848 ging von Abgeorbneten der deutfchen Natinal- 
Berfammlung fogar eine Adreſſe an Radetzky ab, um ob feiner Er- 
folge über die italienifche NationalsBewegung „herzliche Theilnahme, An⸗ 
erfennung und Bewunderung auszufprechen.” Auf diefe Kundgebung gab 
der greife Feldherr folgende Antwort: 


„Richt als Eroberer, wicht als Unterbrüder haben wir das Schwert 
gezogen. Wir tbaten Nichts, als unfer gutes Recht vertheidigen. Nichts 
verhinderte uns, unferem Feinde den Frieden in feiner Hauptftadt zu 
diftiren, aber wir machten in unferm Siegeslaufe Halt an den Gränzen 
unfere8 Rechts; wir wollten der Welt, wir wollten felbft unfern Feinden 
die Mäßigung erneuert zeigen, die Defterreich ftet8 im Glüd, fowie feine 
Standhaftigfeit im Unglüd bewies. Wir bringen nicht Defpotie, nicht 
Unterdrüdung den Völkern, fondern Freiheit, vielleicht mehr Freiheit, als 
fie zu ihrem Wohle ertragen können.‘ 


Es fehlte felbft nicht viel daran, daß Deutichland in den Krieg 
Oeſterreichs gegen Italien verftridt worden wäre. Als nämlich der far» 
diniſche Contre-Admiral Albini mit dem vereinten neapolitanifch-fardi« 
nifch-venetianifchen Geſchwader eine drohende Haltung gegen Trieſt an- 
genommen hatte, richtete die deutfche Bundesverfammlung am 16. Juni 
an den fardinifchen Gefandten Pallavicint eine Note, worin Hinfichtlich 
jeder gegen die Stadt und den Hafen von Trieft, fowie gegen irgend 
einen Theil des deutfchen Bundesgebiet erfolgenden Verlegung und unter 
Hindeutung auf die Folgen einer folchen Verlegung Berwahrung einge- 
legt wurde. Nachdem die Anzeige über die wirklich eingetretene Blokade 
des. zum deutfchen Bundesgebiete gehörigen Freihafens eingelaufen war, 
beantragte der Präſident der Bundesverfammlung den 20. Yuni in Er⸗ 
wägung, daß nach Artikel 39 der Wiener Schluß-Alte der Kriegszu— 
ftand gegen das Königreich Sardinien verhängt werden mußte, fofort 
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den diplomatiſchen Verkehr mit Sardinien abzubrechen und dieß dem beim 
deutſchen Bunde beglaubigten ſardiniſchen Geſandten zu eröffnen. Nachdem letz⸗ 
terer den Bundestag der freundſchaftlichen Geſinnungen ſeines Kabinets 
verſichert hatte und auf kurze Zeit durch den ſardiniſchen Geſchäftsträger 
Evaſe Radice erſetzt worden war, benachrichtigte Pallavicini endlich in 
einer Note unterm 1. Juli den deutſchen Bund von der Aufhebung der 
Blokade Trieſt's. In der Note hieß es: „Die Anweſenheit des fardini- 
ſchen Geſchwaders vor Trieft und die Haltung, zu welcher ſich daſelbſt der 
Bize-Admiral Albini gendthigt gefehen hat, find theils durch die Blokade 
Benedigs und den Angriff auf Chioggia, theild dur einige andere 
feindfelige Handlungen feitens der öfterreichifchen Seefräfte, theils end- 
Lich durch die Kanonenfchüffe, welche ohne Veranlafjung (sans provoca 
tion) von den Triefter Batterien auf die fardinifchen Fahrzeuge abge- 
feuert wurden, hervorgerufen worden.“ 


So wurde denn zwifchen Deutfchland und Italien der drohende 
Krieg, zu welchem fich die deutiche Fonftituirende NationalsBerfammlung 
ganz bereit finden ließ, noch glüdlich abgewendet. 


Aber nicht mit Italien allein, fondern auch mit der Schweiz droh⸗ 
ten Feindfeligkeiten auszubrehen. Daß und warum die Schweiz feit einer 
Reihe von Fahren bei den deutfchen Regierungen nicht gut angefchrieben 
war, ift im Eingang des zweiten Hauptflüds auseinander geſetzt worden. 
Zwar wurde den 29. Mai 1848 auf den Antrag Kurheſſens der Bun⸗ 
desbefhluß vom 15. Januar 1835, welcher den deutſchen Handwerksge⸗ 
fellen da8 Wandern in die Schweiz verbot, aufgehoben; allein das den 
republifanifchen deutſchen Flüchtlingen gewährte Afyl, obſchon ſich die 
Schweizer Behörden zur Ueberwahung und Internirung verftanden, regte 
immer den alten Groll vom Neuen an. Namentlich hätte es die Regie⸗ 
rung Badens nicht ungern gefehen, wenn ein Krieg gegen die Schweiz 
herbeigeführt worden wäre. Der unfähige Fünfziger-Ausfhuß ließ fi 
hierbei wieder als Mauerbrecher benugen. Am 9. Mai fandte er der 
Bundesverfammlung ein Schreiben ein, welches die Mittheilung enthielt, 
daß fi) in der Schweiz eine feindliche Stimmung gegen die dafelbft Ieben- 
den Deutfchen kundgebe, und daß felbft die deutfche Flagge von den 
Scweizern beleidigt worden fei. Diefe Nahricht war dem Bundestage 
fehr willlommen, Obwohl er felber bis vor zwei Monaten die deutjche 
Vlagge unansgefetst beleidigt hatte, erfuchte er doch auf der Stelle bie 
badische Regierung, über die in Frage ftehenden Thatſachen durch ihren 
diplomatifchen Agenten in der Schweiz geeignete Erhebungen veranlaffen 
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und deren Ergebniß mittheilen laffen zu wollen. Indeß erwies fidh die 
Nachricht von jener Infultirung des Deutſchthums theils als übertrie- 
ben, theils al8 unbegründet. Als ſich aber auf diefe Weife kein Kriegs- 
fall hatte zurechtlegen Lafien, erhob Baden fhon am 2. Juni und wieders 
holt am 25. Juni über die Schweizer Behörden Klage und bewirkte, daß 
der Bundestag in einer Note vom 30. Juni die Eidgenoflenfchaft um die 
. Ausweifung der deutjchen Flüchtlinge erjuchte. Ihrerſeits dagegen ſteckte 
die Schweiz manche Beleidigung, die ihr von Deutfchland angethan wurde, 
ruhig ein. Denn nicht bloß benahmen fich die zur Bewachung der Flücht⸗ 
Iinge ausgefandten deutihen Spione fehr übermüthig, fondern es fiel 
auch vor, daß ftarfe Militär-Patrouillen die Gränze überfchritten und 
Schweizer Dörfer durchſuchten, um Flüchtlinge ausfindig zu machen: 
worauf die Verlegung der Schweizer Bodens für eine zufällige Verir⸗ 
rung einer Patronille erflärt wurde. Einige heifblütige Patrioten der 
Paulskirche wiegten fi) fogar in der Hoffnung, daß nun die Schweiz 
mit dem deutfchen Keiche, zu dem fie bis zum Weftfphälifchen Frieden 
gehört hatte, wieder würde vereinigt werden können. 

Indeß erftredte ſich die Freundfchaft der Schweizer nicht bis auf die 
Sehnſucht nad Einverleibung in's deutfche Reid. Denn als Raveaur 
während des Sommers als Reichsgeſandter in der Schweiz erfchien und 
dafelbft hochfahrend auftrat, da zeigten fie ihm, daß ihnen an ihrer 
republifanifchen Freiheit bei Weiten mehr gelegen war, ald an der einen 
überwundenen Standpunkt bildenden gefchichtlihen Erinnerung und an 
der inhaltsleeren deutfchen Stammesverwandtichaft. | 

Wenn in Bezug auf den Elſaß ein ähnlicher renommiftifcher Glaube 
obwaltete, fo jollte auch diefer bald gründlich befeitigt werden. Die Straß- 
burger feierten nämlich zufanmt dem ganzen Eljaß am 21. Oftober 1848 
ein großes Freudenfeſt zum Andenken an ihren zweihundertjährigen Ab- 
fall vom deutjchen Reiche. 

So gerieth denn das Deutfchthum, welches nicht einmal feine After- 
Nationalitäten im Innern zu bemeiftern vermochte, der Reihe nad in 
ein gefpanntes Verhältniß zu Holland, Polen, Böhmen, Italien, ber 
Schweiz und Frankreich. Auch die Freundſchaftshand, welche mehrmals 
die Ungarn dem deutfchen Parlament darreichten, empfing bloß einen 
falten diplomatischen Händedrud. Doch der Haupthader in nationalität- 
licher Beziehung brach mit Dänemark wegen der Herzogthümer Hofftein 
und Schleswig aus. 

Wir haben den fchleswig-holfteinifchen Hader bisher uur flüchtig 
berührt, weil wir ihn um des BZufammenhanges willen erſt an Diefer 
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Stelle beſprechen zu müflen glaubten. Derfelbe überflügelte die ganze 
innere nationale Bewegung Deutjchlands und führte zum kompletten 
Siege der ſtaatlichen Reaktion, die fich feiner von Bornherein bemädhtigt 
batte. 

Der dänifhe König Chriftian VIII. ftarb am 20, Januar 1848. 
Ihm folgte in der Regierung Friedrich VII. Indem die deutſche Bun- 
desverfammlung in ihrer 6. Sitzung ($. 75 vom 10. Februar) ihre 
Ihmerzliche Theilnahme an dem tödtlichen Hintritte Seiner Majeftät 
Chriftian VIII, fowie ihren lebhaften Dank für die Aeußerungen der 
föderativen Gefinnungen Seiner Majeftät des Königs Friedrich VII. aus- 
drückte, wurde die auf den königlich dänifchen Geheimmath und Kammer⸗ 
beren, Freiherrn von Pechlin, ausgeftellte neue Bollmadıt, dd. Kopen⸗ 
bagen, 24. Januar 1848, verlefen und für die Hinterlegung im Archiv 
in Empfang genommen. 

Der neue König erließ für die Herzogthümer Schleswig und Hol- 
ftein nachftehende Urkunde: 

„Wir Frederik ber Siebente, von Gottes Gnaden König zu Däne- 
mark, der Wenden und Gothen, Herzog zu Schleswig, Holftein, Sto- 
marn, der Dittmarfchen und zu Lauenburg, wie auch zu Oldenburg 
u. ſ. w., u. |. w. 

„... . Unfer erſtes und wichtiges Ziel wird fein, dem erhabenen 
Beifpiele Unfers vielgeliebten Baters zu folgen, wie Er, Milde und 
Gerechtigkeit in Unferer Regierung zu vereinen, die Einwohner aller Lan⸗ 
bestheile mit gleicher landesväterlicher Liebe zu umfaffen und nicht allein 
bie von ihm begonnenen Berbefferungen in der Verwaltung fortzujegen, 
fondern auch die von ihm beabfichtigte Ordnung der öffentlichen Ber- 
hältniffe des Staate® zu Ende zu bringen, deren Vollendung nur durch 
die Krankheit und den Hintritt Unferes vielgeliebten Vater aufgehalten, 
und deren Zwed darauf gerichtet ift, die gegenfeitigen Gerechtfame der 
Bürger zu fichern, in Unferem geliebten Vaterlande die Eintracht zu för— 
bern und dadurch die Kraft und Würde des Gemeinwefens zu befeftigen. 

C. Moltke. Frederik R.“ 

L. S. 

Am 3. März 1848 trat Freiherr von Pechlin, indem er der Stimme 
der öffentlichen Meinung nachgab, aus dem Bundestagsausſchuſſe für 
militäriſche Angelegenheiten aus, und an ſeiner Statt wurde einſtimmig 
der königlich Hannöverifche Geſandte gewählt. Die Bundesverfammlung 
hatte ſich durch ihren Befchluß vom 17. September 1846 ihre Rompe- 
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tenz Hinfichtlich der fernern Erledigung der zwifchen Dänemark und Hol: 
ftein obfchwebenden Streitfragen vorbehalten. Eine ſolche Streitfrage 
fam aber jeßt zum Austrag, als die Holfteiner, ſich berufend auf ihre 
 vierhundertjäßrigen Gerechtfame, ihre untheilbare Verbindung mit Schles- 
wig geltend machten, während die bänifche Regierung die Eibherzog- 
thümer indgefammt, zuvörderft jedoch bloß Schleswig, fo eng als mög- 
ih mit dem übrigen Dänemark vereinigen wollte. 

. Einer Deputation von fchleswigsholfteinifchen Ständemitgliedern, 
welche am 22. März nad) Kopenhagen kam, um eine gemeinfchaftliche 
„freie” Berfafjung der Herzogthümer und den Anſchluß des niemals zu 
Deutſchland gehört Habenden Schleswig an den deutfchen Bund zu er- 
bitten, ertheilte der dänifche König die Antwort: daß er fein Herzog⸗ 
tum Schleswig dem deutfchen Bunde einzuverleiben weder das Recht, 
noch die Macht, noch den Willen habe, daß er dagegen die ungertrenn- 
Ihe Berbindung Schleswigs mit Dänemark durch eine gemeinfame 
„freie“ Berfaffung kräftigen wolle. 

In Anbetracht, daß der Parteigeift die fchleswig-holfteinifche Streitig- 
feit fehr entftellt Hat, fol die Antwort des daniſchen Königs Hier wörtlich 
folgen. Sie lautete: 

„Auf Ihre Anträge haben Wir Ihnen zu eröffnen: 

Daß Wir gefonnen find, Unferm Herzogthun Holftein, als einem 
jelbftändigen deutfchen Bundesftaate, eine auf der Grundlage eines aus—⸗ 
gedehnten Wahlrechts gebaute, in Wahrheit freie Berfaffung zu gewähren, 
worin namentlich auch Volksbewaffnung, Preßfreiheit und Vereinsrecht 
ihre Geltung finden werden; 

Daß als Folge defien Unfer Herzogthum Holftein neben einer eig’nen 
Regierung und Militär-Berfaffung auch getrennte Finanzen erhalten 
wird, fobald die gegenfeitige Auseinanderjegung neben den andern Be- 
dingungen einer Union mit Dänemark und Schleswig feftgeftellt ift; 

Daß Wir Uns daneben den Beftrebungen für Errichtung eines 
fräftigen und volfsthümlichen deutfchen Parlaments anfchliegen werden; 

Daß Wir Unfer Herzogthum Schleswig den beutfchen Bunde ein- 
zuverleiben weber das Necht, noch die Macht, noch den Willen haben 
dagegen die unzertreunliche Berbindung Scleswigs mit Dänemark durch 
eine gemeinjame freie Verfaſſung kräftigen wollen. 

Daneben wollen Bir Ihnen bedeuten: 

Daß es Unfer ernfter Wunſch ift, in aufrichtigem Cinverftändniffe 
mit Unfern lieben und getreuen Unterthanen, Frieden und Wreiheit im 
Unfern Landen zu gründen; 
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Daß Wir daneben es als die heiligſte Pflicht bes legitimen Türften 
erfennen, die Herrſchaft des Gefeßes und die Aufrechthaltung des Land» 
friedens mit aller Macht zu fchügen. 

Gegeben in Unferm Schloffe Chriftiansburg, den 24. März 1848. 

Frederik R. 
A. W. Moltte, 
Konfeil-Präfident.” 


Hierauf rüftete die dänifche Regierung, um das Herzogthum Schles⸗ 
wig militärifch zu befegen. Auf der andern Seite griff die Bevölkerung 
der Herzogthümer zu den Waffen und fihidte fih an, einem Angriffe 
auf Schleswig Widerftand zu leiſten. Eine proviforifche Regierung, 
welche in Kiel zufammentrat, erklärte, daß die Herzogthümer nicht gegen 
ihren angeftanımten Herzog, fondern nur gegen die Angriffe der dänifchen 
Partei auf ihre Landesrechte die Waffen zu führen beabfichtige. 


Somit fchien ein Krieg zwifchen Dänemark und den norbalbingifchen 
Herzogthümern unvermeidlich zu fein. Da wegen ber demokratiſchen 
Strömung, welcde in Folge der Pariſer Tebruar-Revolution durd) 
Europa ging, die Gefahr nahe lag, daß Scjleswig-Holftein, wenn 
auch die dortigen Einwohner wirthfchaftli und politifch noch fehr weit 
zurüdftanden und vielleicht mit Hinterpommern auf die nämliche Stufe 
zu fegen waren, doc aus purer Verzweiflung ſich der Demokratie in di 
Arme werfen fonnte, fo mifchte fich fehr frühzeitig, um die Situation zu 
beherrfchen, der König von Preußen als mächtigfter norddeutſcher Fürft, 
dem es außerdem nad) dem Bell von Schleswig-Holftein gelüftete, in 
den unverftändigen Streit und hoffte fid) auf diefe wohlfeile Art zu⸗ 
gleich populär zu machen. Der preußifche Gefandte bereicherte daher am 
2. April die YBundes-Protofolle mit folgender Auseinanderfegung : 


„Seine Majeftät haben es für nöthig erachtet, diefen Creigniffen 
gegenüber eine Stellung einzunehmen, welche Allerhöchftdiefelben in ben 
Stand jeßt, ſowohl zur Aufrechterhaltung des Friedens, als auch zur 
Abwehr der (demofratifcherfeits drohenden) Gefahr von einem deutfchen 
Bundesgebiete, je nachdem die Umftände fich geftalten, in Gemeinfchaft 
mit Allerhöchſtihren deutfchen Bundesgenofien handelnd auftreten zu 
fönnen. Wllerhöchftdiefelben haben zu dem Ende befohlen, daß unver- 
züglidy ein Obfervations-Korps zufammengezogen und an einem geeigneten 
Punkte an der Gränze, zunäcft dem Schauplage, aufgeftellt werden 
jolle. Zugleich haben Seine Majeftät der hannöverifchen Regierung an« 
heimgeftellt, im Verein mit den Regierungen, beren Kontingente das 


10. Bundes: Armer- Korps bilden, ähnliche Mafregeln anordnen zu 
wollen. Seine Majeftät der König von Hannover find hierauf ein- 
gegangen.“ 

Auf die preußifche Warnung bin hatte der hannöverifche König 
an die Höfe von Braunfchweig, Schwerin und Oldenburg in außer- 
ordentlicher Sendung die Eröffnung machen laflen, daß abjfeiten biefer 
zunächft betheiligten Staaten eine Truppenmacht von etwa 10,000 Mann 
aufzuftellen fein dürfte. 

Um die nämlidje Zeit erjuchte die Kieler proviforifche Regierung, 
beftehend aus Befeler, Friedrich Prinz zu Schleswig-Holftein, Reventlon, 
M. T. Schmidt und Bremer, den Bundestag in einem Schreiben, daß 
er die Aufnahme Schleswigs in die Reihe deutjcher Bundesftaaten un⸗ 
gefäumt befchliegen und die angemefjenen völkerrechtlichen Feſtſtellungen 
diefer Aufnahme veranlaffen möge. Das Borparlament hatte einen mit 
diefem Erfuchen barmonirenden Beſchluß gefaßt. Allein der Bundestag 
verftand ber inverleibung Schleswigs auszuweichen. Er ſchob die 
Sache auf die lange Bank, indem er einen Ausfchuß für fie einjebte. 


Dagegen war er mit dem Vorgehen Preußens natürlid ganz ein= 
verftanden und faßte, während der däniſche Geſandte alle Rechte feiner 
allerhöchften Negierung gegen diefen Vorgang feierlich verwahrte, auf 
Antrag des für die fchleswig-holfteinifche Angelegenheit gewählten Aus—⸗ 
ſchuſſes am 4. April folgende Befchlüfie: 

1. Die Bundesverfammlung erflärt in Gemäßheit des Art. 38 der 
Schluß-Akte, daß Gefahr eines Angriffes für das deutfhe Bundes— 
land Holftein vorhanden ift, und fpricht ihre volle Anerkennung für 
die im föderalen und nationalen Sinne von Preußen und den Staaten 
des 10. Bundes-Armee-Korps zum Schub der Bundesgränge in 
Holftein getroffenen Einleitungen aus; 


2. Die Bundesverfammlung, um eine einheitliche Leitung in 
die zu jenem Zwede etwa noch ferner nothiwendigen militärifchen Maß— 
regeln zu bringen, erfucht Preußen, fich mit den Staaten des 10. Ar⸗ 
mee-Korps hierbei in’8 Einvernehmen zu ſetzen; 

3. Die Bundesverfammlung ift bereit, behufs Verhütung von Blut« 
vergießen und zum Bwede der Herbeiführung einer gütlichen Einigung, 
die Vermittlung zu übernehmen, und erfuht Preußen, das 
Bermittlungsgefhäft Namens des deutfchen Bundes auf 
ber Bafis ber unverkürzten Rechte Holftein’s, namentlich 
auch auf die ffaatsrehtlihe Verbindung mit Schleswig, 
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zu führen. Als felbftverftanden wird vom Bunde voran &- 
gefegt, daß die Feindſeligkeiten fofort eingeftellt werben, 
und der status quo ante wieder hergeftellt werde.” 

Sowie da8 fiebente und achte Armee Korps aufgeftellt wurden, um 
der babdifchen Bewegung Halt zu gebieten, ebenfo follte das preußifche 
Dbfervations-Korps nebft dem zehnten Bundes-Armee-Korps die ſchles⸗ 
wigsholfteinifche Bewegung vor Ausartungen behüten. Welche Unter⸗ 
handlungen die preußifche Regierung in Folge bes ihr übertragenen 
Bermittlungsgefchäftes mit dem bänifchen Kabinete pflog, wird aus nach⸗ 
ftehender Note erfichtlich werden, auf welche mau mit Recht die Worte 
anwenden kann: ex hoc uno disco omnes. ‘Der preufiiche Legations- 
rath von Wildenbruch fehrieb unterm 8. April aus Sonderburg an das 
bänifche Gouvernement: 

„Der Unterzeichnete, mit einer aufßerorbentlihen Miflion Seiner 
Majeſtät des Königs von Preußen an Seine Majeftät den König von 
Dänemarf gefendet, beehrt fid, mit feinen mündlichen Aeußerungen 
übereinftimmend, den Zwed feiner Sendung Seiner Erzellenz dem könig⸗ 
lich dänifchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten noch einmal 
fhriftlicd) darzulegen. Diefer Zwed ift, Seiner Majeftät dem König von 
Dänemark die Anfichten der preußifchen Regierung über die fchleswig- 
hoffteinifche Srage vorzulegen und deren volle Mitwirkung anzutragen, 
jobald die dänifche Regierung ſich entichlöffe, auf einen Verſuch zur 
friedlichen Löfung des vüdfichtlih der Herzogthümer beftehenden Zer— 
würfnifjes einzugehen. Preußen Tann und will den Beichlüffen nicht 
vorgreifen, welche der deutfche Bund über Fragen, die er feiner Kom- 
petenz unterwirft, treffen wird. Es Tann jeßt nur feine Anficht über 
eine mögliche Ausgleihung des Streite darlegen und dieſe einzuleiten 
fuhen. Preußen wünſcht vor allen Dingen die Herzog- 
thümer Schleswig und Holftein ihrem König- Herzog zu 
erhalten und ift gleihweit davon entfernt, feinen eignen 
Interefjen oder den Ehrgeiz dritter Berfonen dienen zu 
wollen. Im Interefje Dänemarks aber, fowie dem aller 
Nahbarftaaten liegt es, daß die deutfhen Fürften fi 
der Angelegenheit fräftig annehmen, unb einzig ber 
Bund, die radilalen und republifanifhen Elemente 
Deutfhlands zu verhindern, fih unheilbringend einzu- 
mifchen, bewog Treußen zu den gethbanen Schritten. Das 
Einrüden preußifher Truppen in Holftein hatte ben 
Zwed, da& Bundesgebiet zu fihern und zu verhindern, 
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daß die republikaniſchen Elemente Deutſchlands, an die 
die Herzogthümer als letztes Mittel der Selbſterhaltung 
hätten appelliren können, fih der Sache zu bemädtigen 
vermöchten. Die Idee einer nordalbingifhen Republik, 
welche bereits hervorgetreten ift, ift geeignet, ſowohl 
Dänemark als auch die deutfhen Nahbarländer ernft- 
lich zu gefährden. Preußen wird in dieſer Stellung abwarten, ob 
Dänemark zu einer friedlichen Ausgleihung die Hand bietet. Sehr be- 
reit ift der Unterzeichnete, foviel an ihm Liegt, daß die von Seiner Ma- 
jeftät dem König von Dänemark ald erfte Bedingung frieblicher Unters 
handlungen geftellte Forderung der Zurückziehung preußifcher Truppen 
ans der Altftadt Rendsburg erfolge. Eine friedliche Ausgleichung ift 
jetzt noch möglih; fie wird es nicht mehr fein, wenn ber König von 
Dänemark in einem erbitterten Kampfe feinen Untertanen entgegen- 
getreten fein wird, der, den unmwahrjcheinlichen Fall auch angenommen, 
daß Dänemark der Kraft des gefanmten Deutjchlands gegenüber in dem 
Kampfe Sieger bliebe, einen dauernden und bleibenden Befit für Düne- 
marf niemals begründen fann. Der eigne VBortheil Dänemarfs 
ift e8 den Preußen im Auge hat, feine Größe, feine 
Selbftändigfeit will es, die ihm durch Abreißung der 
Herzogthbümer bedroht cheint, und ift erbötig, dazu mit: 
zuwirlen. Der Unterzeichnete ergreift ꝛc.“ 

Die beiden Stedenpferde und Lieblings-TIhemata der Deutjchen 
waren gegenwärtig das Parlament und Scleswig-Holftein. Es war 
deßhalb für die Reaktion, die im YBundestage ihren Zentral-Punft hatte, 
von unſchätzbarem Werthe, wenn wenigftens das eine Stedenpferd unter 
ihrer nnbedingten Leitung blieb. Denn fie beherrſchte dadurch nicht nur 
die Hälfte der nationalen Bewegung, fondern konnte auch vermittelft 
diefer einen Hälfte, wenn fie es geſchickt anfing, die andere Hälfte fid) 
völlig unterthan machen. Gelang e8 dem mit der Hegemonie im der 
fchleswigsholfteinifchen Sache betrauten preußifchen Kabinete, die nationale. 
Begeifterung fehrittweife abzukühlen, fo wurde fowohl dem Deutſchthume 
die aus dem fchleswigsholfteinifhen Brande entftanımende Kraft ent- 
zogen, als auch mußte das Parlament, wollte e8 gegenüber der ftaat- 
lichen Reaktion feine Autorität behaupten, auf einem ganz ungünftigen, 
des demofratifchen Prinzips ermangelnden Felde, anf dem bie National- 
Bertretung die Leitung nicht in den Händen hatte, den Kampf auf Tod 
und Leben wagen. Der Bunbestag erblidte zugleich in der fchleswig- 
holfteinifchen Sache eine vortreffliche Gelegenheit, um feine wanfend ge⸗ 
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wordene Exiſtenz, welche weder die Vertrauensmänner, noch die neuen 
Bundesgefandten genügend zu fügen vermocht hatten, bis auf Weiteres 
in der Öffentlihen Meinung zur befeftigen. 

Die Bundesverfammlung feste darum die patriotifche fchleswig-hol- 
fteinifche Maske aufund fand ſich am 12. April, im Verfolg ihres Beſchluſſes 
vom 4. April, die fchleswig-hoffteinifche Angelegenheit betreffend, veranlaft: 

1. zu erflären, daß, falls dänifcherfeits die Einftellung der Feind⸗ 
feligfeiten und die Räumung des Herzogtums Schleswig von den ein- 
gerücdten dänifchen Truppen nicht erfolgt fein follte, dieß zu erzwin- 
gen fei, um das durch den Bund zu fehügende Recht Holfteins auf 
die Union mit Schleswig zu wahren; 

2. da nad) ihrer Weberzengung die ficherfte Garantie jener Union 
durch den Eintritt Schleswigs in den deutfchen Bund erlangt werden 
würde, Preußen zu erſuchen, beidem Bermittlungsgefhäft 
möglichft auf dieſen Eintritt hinzuwirken; 

3. fi dahin auszufprehen, daß der Bund die proviforifcde 
Regierung, welde fih mit Borbehalt der Rechte ihres Her- 
3098 und Namens desjelben zur nothgedrungenen Berthei- 
digung ber Land esrechte fouftituirte, als folche und in diefem 
Maße anerfenne und daher von der vermittelnden preußifhen Re— 
gierung erwarte, daß fie die Mitglieder diefer proviforifhen Re 
gtierung und deren Anhänger in Schuß nehme. 

Sehr ſchlau wußte auch hierdurch wieder der Bundestag die von 
ihm geforderte Aufnahme Schleswigs in den deutfchen Bund zu ums 
gehen. Er fchob fie Preußen zu, indem er die Erwartung ausſprach, 
daß dasfelbe bei dem Vermittlungsgeſchäft möglichft auf jene Aufnahme 
binwirken werde. Die Aufnahme Scleswigs ftellte er der preußifchen 
Vermittlung anheim, während er doc verfügte, daß die Räumung 
Schleswigs zu erzwingen fei. 

In diefem Unterfchiede zwifchen Vermittlung und Zwang lag der 
diplomatiſche Hafen verftedt, hier lag der Hafe im Pfeffer. Ferner er- 
fannte der Bundestag die Kieler Regierung nur an, infofern fie provt- 
forifh war, nothgedrungen die Landesrechte vertheidigte, infofern fie ſich 
mit Vorbehalt der Rechte ihres Herzogs und Namens desfelben kon⸗ 
ftituirt hatte. Bloß diefe Regierung und . ihre Anhänger follten von 
Preußen geſchützt werben. 

Welder wollte in den vorftehenden Bundesbeſchluß noch als den 
wichtigften Rechtsgrund aufgenommen wiflen das Recht einer gemein- 


ſchaftlichen fchleswig-holfteinifchen Ständeverfammlung, die in Gemein⸗ 





— MM — 


Ihaft mit dem Herzog auszmübenden Hoheitsrechte ber Geſetzgebung and 
über das ganze ſchleswig'ſche Gebiet: fo daR eine gegen jenes Unions⸗ 
Recht gerichtete militärifche Invaſion in dieſem Gebiet eine Berlegung 
Deutichlands wie Holfteins begründete und daß in fo weit Schleswig 
bereitö als ein mittelbares deutfches Land erjchien. Aber der Welder’fche 
Rechtsgrund war nicht nach dem Geſchmacke des Bundestags und wurde 
folgli aus dem Beichluffe ferngehalten. Nichtsdeftoweniger zeigte nun 
der dänifche Gefandte feinen Austritt aus der Bundesverfammlung an, 
indem er begreiflicherweife die Rechte feiner Regierung feierlich verwahrte. 
In einer Erflärung vom 28. April fagte er: „Würde mun gar nod 
der Bund die Einverleibung Scleswigs ausfprechen, oder aud nur 
Bundestruppen in diefes Herzogthum rüden laſſen, fo müßte die Tönig- 
liche Regierung dieß wie ein offenbar feindfeliges Einfchreiten betrachten.“ 
Tiefe Erflärung wurde ad acta gelegt. 

Im den preußifchen Negierungstreifen fah man den fchleswig-hol- 
fteinifchen Kampf für eine völlig unmotivirte Erhebung an. Man 
ſtimmte Metternich bei, der gefagt hatte, daß ſich an diefe Sache Alles 
hängen würde, was es in Deutfchland Schlechtes gäbe. Die Junker, 
namentlich Manteuffel und Bismard, fprachen ausdrüdlich und unver- 
hohlen ihre Mifbilligung über den Aberwit des Dänenkriegs aus; nur 
meinte erfterer, dag diefer Aufftand wenigftens Nichts mit ber landes⸗ 
läufigen Revolution gemein habe. 

Indeß wurde vorläufig, weil die fchleswig-holfteinifche Angelegen- 
heit einen Ausweg aus der verzwidten politifchen Tage eröffnete, Däne- 
marf von Preußen zum Sündenbode gemadt. Hier fand man einen 
guten Borwand, jene NRüftungen zu veranftalten und die zahlreichen 
Truppen auf die Beine zu bringen, die fich gegen bie “Demokratie im 
Innern Deutfchlands verwenden ließen. Die öffentliche Meinung wurbe 
von den inneren Zuftänden nad) Außen gelenkt. Bezüglich der auf 
Preußen übertragenen Hegemonie äußerte fich der preußifche Gefandte in 
der 33. Sitzung des Bundestags (8. 268 vom 13. April) folgender- 
maßen: 

„Die Regierung Seiner Majeflät des Königs unterzieht fi) mit 
Sreuden diefem Mandate und ift entfchloffen, dasjelbe im Verein mit 
ihren Bundesgenoffen feinem ganzen Umfange nad) auszuführen. Sie 
faßt den Inhalt und den Umfang beöfelben fo auf: daß ihr danach zu- 
nächſt die Pflicht obliege, jeder weitern Veränderung des status quo zum 
Nachtheil der Herzogthümer entgegenzutreten und denfelben even- 
tnellin fo weit wieder herzuftellen, daß jene Bafis der 
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Bermittlung nit faktiſch verloren gehe. Hieraus folgt die 
Nothwendigkeit, die königlichen Truppen, welche, als Borhut des Bundes- 
Korps, bereit in Rendsburg ftehen, fofort in Schleswig einrüden zu 
laſſen. Die Lage der Dinge ift folgende: 

„Zugleich mit dem Einrüden der Truppen in Holftein haben Seine 
Majeſtät der König einen Abgefandten in das Hauptquartier Seiner Majeftät 
des Königs von Dänemark gefchict, um denfelben davon zu unterrichten“ 
u. f. w. Der Gefandte gibt dann den Inhalt der Berhandlungen, 
welchen wir genau aus obiger Note vom 8. April kennen gelernt haben. 
Hierauf heißt e8 weiter: 

„Die dänifchen Truppen find bereits bis Tondern und bis in die 
Nähe von Flensburg vorgedrungen, Borpoftengefechte haben ftattgefun- 
den, und nad) foeben eingegangenen Nachrichten ift die Landung eines 
dänifhen Korps unter dem Schutze von Kanonenböten bei Glüdsburg 
bewirkt worden. Die noch ſchwach organifirten Streitkräfte der provi⸗ 
forifchen Regierung ftehen bei Flensburg und find in der dringenden 
Gefahr, von der ihnen bei Weitem überlegnen dänifchen Armee auf 
Schleswig und Rendsburg zurüdgebrängt zu werden. Angeſichts folcher 
Eventualitäten ift e8 nicht thunlich, daß die preußiſchen Streitkräfte nod) 
länger an der Eider eine nur beobadhtende Stellung behaupten. Man kann 
fi nicht der Gefahr ausfegen, daß die fehleswig-holfteinifchen Truppen 
vor den Augen der deutfchen Hülfsmacht gefchlagen und ganz Schleswig 
oftupirt werde. Eine foldhe Wendung der Dinge würde das Anfehen 
Deutfchlands, fowie die Ehre der preußifchen Waffen fompromittiren, 
die Herzogthümer zu den ertremften Schritten treiben, 
die Möglichfeit einer Vermittlung und eines friedliden 
Austrags vernidten und die Erhaltung der Souveräne 
tät8- Rechte von Dänemarfin Frage ftellen.“ 

Die Zahl der preußifchen Truppen beitrug gegen 8000 Mann (zehn 
Bataillone), 6 Schwadronen Reiterei und 18 Gefhüte. Das hannö— 
verifche Hülfs-Korps ftand jet noch größtentheild in Harburg. Der 
Bundestag erjuchte Preußen, bei der Berhandlung mit Dänemark ein 
Hauptaugenmerk auf die Sicherung des deutfchen Handel8 und der deut⸗ 
fhen Schifffahrt zu richten und wo möglich durch Bertrag mit einer 
Seemadt für den Schuß der deutfchen Küften und Seeftädte Vorſorge 
zu tragen. 

Hören wir jett, wie der damalige Republitaner Guſtav Dronfen, 
der fpätere Lobhudler der preußifchen Politif, über die an feinen Staat 
bes deutichen Berufs übertragene Hegemonie urtheilte. In feinem, dem 


Bundestage über die fchleswig-holfteinifche Yrage von den Siebzehnern 
eingereichten Promemoria (Beilage I zu $. 299 des Protofoll® der 37. 
Sigung der deutſchen Bundesverfanmlung vom 18. April) ſprach fich 
Profeſſor Droyfen fo aus: 

„In diefen Tagen, wo ganz Deutichland fich ftolz erhebt und wo 
es endlich da8 Wort von 1816 wahr machen müßte, daß Deutfchland 
wieder als Gefammtmadht in bie Reihe der europäifchen Mächte ein- 
trete; im diefen Tagen, noch am 2, und 4. April, hat der hohe Bund 
die wichtigften und dringlichften auswärtigen Angelegenheiten Deutſch⸗ 
lands nicht felbft in die Hand genommen, fondern an ein einzelnes 
Rabinet übertragen, — ein Kabinet, das fi) feinen Länderbeſtande nad) 
immer noch als eine nicht bloß deutfche, fondern auch europäifche Macht 
anzufehen jcheint und welches in diefer Frage nicht allein das deutſche, 
fondern fein eigenes Intereſſe wahrzunehmen hat; ja man ift foweit in 
der Selbfiverleugnung gegangen, daß man eben darum Preußen gewählt 
hat, die Vermittlung mit Dänemark zu übernehmen; die Vermittlung, ich 
weiß nicht ob zwifchen Dänemark und Schleswig-Holftein oder Deutſchland! 
Die Stettiner Kaufmannfchaft hat in Berlin gefleht: nur um Gottes- 
willen feinen Krieg, weil fonft der Handel ruinirt ift..... Vielleicht iſt es 
zu fpät, die Verhandlungen mit Dänemark in feine (bed Bundestags) 
Hand zu nehmen. Aber der hohe Bund verfäume nicht die Gelegenheit 
in diefer großen Stage: Preußen, ich fage nicht zu überwachen, wohl 
aber zu inftruiren, die preußifche Diplomatie verantwortlich zu machen, 
ihr ſcharf und unzweidentig die Wege und Ziele zu bezeichnen, welche 
Deutfchland forbert..... Eine deutfch-holländifhe Allianz wird ber 
Anfang heilfamfter Gegenfeitigleit auch für die wieberlehrende Segnung 
des tiefen Friedens fein. ... Endlich die wichtigfte Anknüpfung und die⸗ 
jenige, auf welche das größte Gewicht zu legen, wäre eine norbameri- 
kaniſche. Wer den Gang der deutfhen Angelegenheiten 
mit größerem Blid zu überfhauen vermag, muß die Noth- 
wendigleit und die innere Wahrheit derſelben fofort ein- 
fehen. Deutſchland und Amerika find für Krieg und Frieden die na⸗ 
türlichen Verbündeten; fo Gott will, ift in Kurzem aud ihr In- 
neres in wefentlihften Beziehungen völlig analog; und 
find die Gefahren, die Deutfchland bedrohen, nicht mit heute und morgen 
abgethan, jo kommt eine nordamerifanifche Alltanz auch noch nach Wo- 
hen und Monaten nicht zu fpät”.... 

Unterzeichnet ift vorftehendes Altenftüäd: „(gez.) Droyfen. Frankfurt 
den 10. April 1848.” Und der nämliche Geſchichtsforſcher, der heute, in⸗ 


dem er den Gang der Dinge „mit größerem Blick zu überſchauen“ ver- 
mag, Dentfchland eine republifanifche Zukunft prophezeit und es für; den 
natürlichen Verbündeten Nordamerika's ansieht, gibt morgen fon — 
durch irgend welche Hebel zum Preußenthume bekehrt — Deutſchland 
und Preußen für identifh aus und fchreibt eine fpeichellederifche, wenn 
auch doktrinär gehaltene „Geſchichte der preußifchen Politik!“ Droyſen 
urtheilte in feinem Promemoria ganz richtig über die Sonderftellung 
Preußens, über das Intereffe des Einzel-Habinets und über die Zwei⸗ 
dentigfeit des Vermittlungsgeſchäfts; aber er überjah, daß auch der Bun- 
bestag unter der Vermittlung nichts Anderes verftantd, als die allmähliche 
Dämpfung des Aufftandes und die Herftellung des status quo ante. 

Während Preußen mit Dänemark verhandelte, wurden mittlerweile 
die fchleswig-holfteinifchen Zruppen, welche unter dem Kommando des 
Prinzen von Noer ftanden, bei Bau zurüdgeworfen, fowie auch auf dem 
Rüdzuge nad Flensburg die deutfchen Yreifchaaren an der Kupfermühle 
bei Kruſau mit einem Berluft von 800 Gefangenen gefchlagen. “Die 
Reaktion wollte offenbar die fchleswig-holfteinifchen Streitkräfte durch die 
Dänen abſchwächen Iaffen, damit die fogenannte Vermittlung um fo 
feichter vor fich gehen konnte. Vorzüglich waren der Reaktion die Frei- 
fhaaren, die Wetternögel des Freiftaats, ein Dorn im Auge. Weil aber 
die erfte Niederlage, anftatt zu entmuthigen, in Deutfchland den Eifer 
der Komite’8 anfachte und von allen Seiten neue Freiwillige nach Schles- 
wig-Holftein führte, erließ das General-Kommando der Herzogthümer 
von Rendsburg aus am 21. April folgende Bekanntmachung: 

„Die Begeifterung der deutfchen Nation für den Kampf ber Her- 
zogthümer Schleswig-Holftein hat ein Herbeieilen Freiwilliger veranlaft 
und in Ausficht geftellt, welches gegenwärtig nicht mehr mit den militä- 
rifchen Bedürfniſſen in Webereinftimmung fteht. Es ift für jeßt die Hülfe 
Vreiwilliger unnöthig und es ift daher die Pflicht des General-Komman⸗ 
d0’8 der Herzogthümer Schleswig-Holftein, alle Deutfchen, welche ihren 
Arm unferer Sache leihen wollten, Hiervon zu unterrichten und befonders 
die an vielen Orten gebildeten Komit's aufzufordern, fortan feine Frei- 
willigen mehr abzufenden. Zugleich fpricht da8 General-Rommando den 
wärmften Dank für eine Hingebung aus, welche für Deutfchland eine 
ruhmvolle Zukunft verfpriht. Sollten die Verhältniffe ſich ändern, fo 
hoffen wir uns mit Vertrauen an die Vaterlandsliebe und Tapferkeit der 
Deutjchen wenden zu können.“ 

Die Niederlage der fchleswig-holfteinifchen Truppen wurbe von der 
preußiſchen Regierung damit entfchuldigt, daB das preußifche Heer Hätte 
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unthätig bleiben müflen, weil die Kavallerie und ein Theil der Artillerie 
noch wicht eingetroffen, in den Bewegungen der Hülfsarmee eine Verzö⸗ 
gerung eingetreten und Holftein nicht von Truppen zu entblößen gewefen 
wäre. Um indeh nicht das Vertrauen und mit diefem die Leitung der 
ihleswig-Holfteinifchen Bewegung zu verlieren, mußten jeßt die Preußen 
nebft ihren Verbündeten vorfchreiten, Yürft Rabziwill wurde über bie 
Preußen gefett, die Seeküften wurden befeftigt, Verſtärkung fam an, und 
der Kavallerie» General v. Wrangel erhielt den Oberbefehl über bie 
fämmtlichen deutfchen Krieger und beanfpruchte die Kompetenzen eines 
Bundesfeldhern (Gehalt und fonftige Emolumente). Kurz, jest lautete 
die Parole: Borwärts! Zum großen Jubel der deutſchen Patrioten fiegte 
das deutfche Heer über die Dänen, drang in Jütland ein, z0g fid) Ende 
Mai auf Befehl des preußiſchen Königs aber wieder nad) Schleswig 
zurück und verharrte fodann bis zum Abſchluß des Waffenftillftandes von 
Malmö, obſchon es fortwährend von den Dänen gemedt wurde, in faft 
ununterbrochener Unthätigfeit. 

Wir können die Ereignifie in Schleswig-Holftein bloß infoferne be= 
rühren, als fie in den Bereich der Gefchichte der nationalen Reaktion 
fallen. Große Sorge bereitete dem norddeutſchen Handelsftande die dä- 
nische Flotte. Im diefer Hinſicht hatte Droyfen nicht nur ein holländi- 
ſches, belgifches, fchwedifches und norbamerifanifches Bündniß vorge- 
ihlagen, fondern auch auf den nordamerifanifhen Unabhängigkeitskrieg 
Bingewiefen, in welchen eine Flotte „gleihfam aus Nichts gejchaffen“ 
worden war. „Deutfchland,* fagte Droyfen in feinem Promemoria, „bes 
fit bereits ein Paar Kriegsfahrzeuge: die preußifche Amazone, die Wacht« 
Korvette vor Altona, derzeit im DBefig der proviforifchen Regierung von 
Scleswig-Holftein, einige Kleinere Fahrzeuge im Befig von Medlenburg 
und Hannover... Mit großem Entſchluß vermag man, gilt e8 Düne- 
marf allein, diefen Danebrog in 14 Tagen von der Oftfee zu vertreiben. 
Eine kühne Landung in Seeland und Fühnen verfcheucht das ganze Ge- 
fpenft einer für Deutfchland unerreihbaren Dänenmacht. Die Militär- 
KRommiffion des hohen Bundes werde fofort beauftragt, in dieſem 
Sinne zu berathen und zu verfahren; e8 werde auf Grund der Matrifel 
des deutſchen Bundes die Geldverwendung für den Anfang einer deutſchen 
Flotte gemacht.“ 

Zum Aufbringen des Geldes für eine beutfche Marine wurden in 
allen Theilen Deutfchlands freiwillige Beiträge gefammelt. So laut aber 
auch die Vegeifterung für das „meerumfchlungene” Land fi in Worten 
äußerte, zeigte ſich doch wenig Opfermwilligfeit, als dieſelbe durch die 
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Daß Wir daneben e8 als die heiligfte Pflicht des legitimen Yürften 
erfennen, die Herrſchaft des Gefeßes und die Aufrechthaltung des Lands 
friedens mit aller Macht zu ſchützen. 

Gegeben in Unferm Schlofje Chriftiansburg, den 24. März 1848. 

Frederik R. 
A. W. Moltke, 
Konſeil⸗Präſident.“ 


Hierauf rüſtete die däniſche Regierung, um das Herzogthum Schles⸗ 
wig militäriſch zu beſetzen. Auf der andern Seite griff die Bevölkerung 
der Herzogthümer zu den Waffen und ſchickte ſich an, einem Angriffe 
auf Schleswig Widerſtand zu leiſten. Eine proviſoriſche Regierung, 
welche in Kiel zuſammentrat, erklärte, daß die Herzogthümer nicht gegen 
ihren angeſtammten Herzog, ſondern nur gegen die Angriffe der däniſchen 
Partei auf ihre Randesrechte die Waffen zu führen beabfichtige. 


Somit ſchien ein Krieg zwifchen Dänemark und den nordalbingifchen 
Herzogthümern unvermeidlich zu fein. Da wegen ber demofratifchen 
Strömung, welche in Folge der Parifer Tebruar-Revolution durch 
Europa ging, die Gefahr nahe lag, dag Scleswig-Holftein, wenn 
auch die dortigen Einwohner wirthfchaftlih und politifch noch fehr weit 
zurüdftanden und vielleicht mit Hinterpommern auf die nämlicdhe Stufe 
zu jegen waren, doch aus purer Verzweiflung fi) der Demokratie in di 
Arme werfen konnte, fo mifchte fich fehr frühzeitig, um die Situation zu 
beherrfchen, der König von Preußen als mädhtigfter norddeutfcher Fürft, 
dem es außerdem nach dem Beſitz von Scleswig-Holftein gelüftete, in 
den umverftändigen Streit und hoffte fi auf diefe wohlfeile Art zu⸗ 
glei) populär zu machen. Der preußifche Gefandte bereicherte daher am 
2. April die Bundes-Protofolle mit folgender Auseinanderfegung : 


„Seine Majeſtät Haben es für nöthig erachtet, diefen Ereigniffen 
gegenüber eine Stellung einzunehmen, welche Allerhöchftdiefelben in den 
Stand fest, ſowohl zur Aufrechterhaltung des Friedens, als auch zur 
Abwehr der (demofratifcherfeits drohenden) Gefahr von einem beutfchen 
Dundesgebiete, je nachdem die Umſtände fich geftalten, in Gemeinfchaft 
mit Allerhöchftipren deutfchen Bundesgenoflen handelnd auftreten zu 
können. Allerhöchftdiefelben haben zu dem Ende befohlen, daß unver- 
züglicdh ein Obfervations-Korps zufammengezogen und an einem geeigneten 
Punkte an der Gränze, zunächft dem Schauplage, aufgeftellt werden 
joe. Zugleich haben Seine Majeftät der hannöverifchen Regierung an⸗ 
heimgeftellt, im Verein mit den Regierungen, deren Kontingente das 





10. Bundes: Armer - Korps bilden, ähnliche Maßregeln anorbnen zu 
wollen. Seine Meajeftät der König von Hannover find hierauf ein⸗ 
gegangen.“ 

Auf die preußifhe Warnung hin hatte der hannöverifche König 
an die Höfe von Braunfchweig, Schwerin und Oldenburg in außer- 
ordentlicher Sendung die Eröffnung machen Laffen, daß abjeiten diefer 
zunächft beiheiligten Staaten eine Truppenmacht von etwa 10,000 Mann 
aufzuftellen fein dürfte. 

Um die nämliche Zeit erjuchte die Kieler proviforifche Regierung, 
beftehend aus Befeler, Friedridy Prinz zu Schleswig-Holftein, Reventlon, 
M. T. Schmidt und Bremer, den Bundestag in einem Schreiben, daß 
er die Aufnahme Schleswigs in die Reihe deutſcher Bundesftaaten un⸗ 
gefäumt befchließen und die angemeflenen völferrechtlichen Feftftellungen 
diefer Aufnahme veranlafien möge. Das Borparlament Hatte einen mit 
diefem Erfuchen harmonirenden Beſchluß gefaßt. Allein der Bundestag 
verftand ber Einverleibung Schleswig auszuweichen. Er fchob die 
Sache auf die lange Bank, indem er einen Ausfchuß für fie einfeßte. 


Dagegen war er mit dem Vorgehen Preußens natürlid) ganz ein- 
verftanden und faßte, während der däniſche Gefandte alle Rechte feiner 
alferhöchften Regierung gegen diefen Vorgang feierlich verwahrte, auf 
Antrag des für die fchleswig-holfteinifche Angelegenheit gewählten Ans- 
ſchuſſes am 4. April folgende Beſchlüſſe: 

1. Die Bundesverfammlung erflärt in Gemäßheit des Art. 38 der 
Schluß-Akte, daß Gefahr eines Angriffes für das deutfhe Bundes- 
land Holftein vorhanden ift, und fpridht ihre volle Anerkennung für 
die im föderalen und nationalen Sinne von Preußen und den Staaten 
des 10. Bundes-Armee-Korps zum Schuß der Bundesgränze in 
Holftein getroffenen Einleitungen aus; 


2. Die Bundesverfammlung, um eine einheitliche Leitung in 
die zur jenem Zwecke etwa noch ferner nothwendigen militärifhen Maß: 
regeln zu bringen, erfucht Preußen, fic mit den Staaten des 10. Ar⸗ 
mee-Korps hierbei in’8 Einvernehmen zu fegen; 

3. Die YBundesverfammlung ift bereit, behufs Verhütung von Blut» 
vergießen und zum Zwecke der Herbeiführung einer gütlichen Einigung, 
die Bermittlung zu übernehmen, und erfuht Preußen, das 
Bernitilungsgefhäft Namens des deutfhen Bundes auf 
ber Bafis der unverfürzten Rechte Holftein’s, namentlich 
auch auf die ffaatsrehtlihe Verbinbung mit Schleswig, 
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zu führen Als ſelbſtverſtanden wird vom Bunde vorau®- 
geſetzt, daß die Feindfeligleiten fofort eingeftellt werden, 
und der status quo ante wieder hergeftellt werde.” 

Sowie das fiebente und achte Armee⸗Korps anfgeftellt wurden, um 
der badischen Bewegung Halt zu gebieten, ebenfo follte das preußiſche 
DObfervations-Korps nebft dem zehnten Bundes⸗Armee⸗Korps die fchles- 
wigsholfteinifche Bewegung vor Ausartungen behüten. Welche Unter- 
bandlungen die preußifche Regierung in Yolge des ihr übertragenen 
Bermittlungsgefchäftes mit dem däniſchen Kabinete pflog, wird aus nach⸗ 
ftehender Note erfichtlich werden, auf welde man mit Recht die Worte 
anwenden kann: ex hoc uno disce omnes. Der preußifche Legations- 
rath von Wildenbruch fehrieb unterm 8. April aus Sonderburg an das 
dänische Gouvernement: 

„Der Unterzeichnete, mit einer auferorbentlihen Miſſion Seiner 
Majeftät des Königs von Preußen an Seine Majeftät den König von 
Dänemark gefendet, beehrt ſich, mit feinen mündlichen Aeußerungen 
übereinftimmend, den Zwed feiner Sendung Seiner Erzellenz dem könig⸗ 
fh dänifchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten noch einmal 
hriftlich darzulegen. Diefer Zmed ift, Seiner Majeftät dem König von 
Dänemark die Anfichten der preußifchen Regierung über die fdhleswig- 
holfteinifche Yrage vorzulegen und deren volle Mitwirkung anzutragen, 
fobald die dänifche Regierung fich entfchlöfle, auf einen Berfud zur 
friedlichen Löſung des rüdfihtlih der Herzogthümer beftehenden Ber- 
würfnifjes einzugehen. Preußen kann und will den Beſchlüſſen nicht 
porgreifen, welche der deutſche Bund über Tragen, die er feiner Kom- 
petenz unterwirft, treffen wird. Es kann jest nur feine Anficht über 
eine mögliche Ausgleihung des Streites darlegen und dieſe einzuleiten 
fuhen. Preußen wünfht vor allen Dingen die Herzog- 
tbümer Schleswig und Holftein ihrem König- Herzog zu 
erhalten und ift gleihweit davon entfernt, feinen eignen 
Intereſſen oder den Ehrgeiz dritter Perfonen dienen zu 
wollen. Im Intereffe Dänemarks aber, fowie dem aller 
Nachbarſtaaten Liegt es, daß die deutfhen Fürſten fi 
der Angelegenheit fräftig annehmen, unb einzig der 
Wunſch, die radilalen und republifanifhen Elemente 
Deutfhlands zu verhindern, fih unheilbringend einzu- 
mifhen, bewog Preußen zu den gethanen Schritten. Das 
Einrüden preußifher Truppen in Holftein hatte den 
Zwed, das Bundesgebiet zu fihern und zu verhindern, 
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daß die republikaniſchen Elemente Deutſchlands, an die 
die Herzogthümer als legtes Mittel der Selbſterhaltung 
hätten appelliren können, fih ber Sadhe zu bemädtigen 
vermöchten. Die Idee einer nordbalbingifhen Republit, 
welche bereits bervorgetreten ift, ift geeignet, ſowohl 
Dänemark als auch die beutfhen Nahbarländer ernft- 
Ih zu gefährden. Preußen wird in diefer Stellung abwarten, ob 
Tänemarf zu einer friedlichen Ausgleihung die Hand bietet. Sehr be: 
reit ift der Unterzeichnete, foviel an ihm Liegt, daß bie von Seiner Ma⸗ 
jeftät dem König von Dänemark als erfte Bedingung friedlicher Unter- 
bandlungen geftellte Forderung der Zurüdziehung preußifcher Truppen 
aus der Altftadt Rendsburg erfolge. Eine friedliche Ausgleichung ift 
jest noch) möglich; fie wird es nicht mehr fein, wenn ber König von 
Dänemark in einem erbitterten Kampfe feinen Unterthanen entgegen- 
getreten fein wird, der, den unwahrjcheinlichen Fall auch angenommen, 
daß Dänemark der Kraft des gefanmten Deutfchlands gegenüber in dem 
Kampfe Sieger bliebe, einen dauernden und bleibenden Befit für Däne⸗ 
marf niemals begründen kann. Der eig’ne Bortheil Dänemarks 
ift e8, den Preußen im Auge hat, feine Größe, feine 
Selbftändigfeit will es, die ihm durch Abreißung der 
Herzogthümer bedroht cheint, und ift erbötig, dazu mit: 
zuwirken. Der Unterzeichnete ergreift 2c.” 

Die beiden Stedenpferde und Lieblings-Themata der Deutfchen 
waren gegenwärtig das Parlament und Scleswig-Holftein. Es mar 
deßhalb für die Reaktion, die im Bundestage ihren Zentral-Punkt hatte, 
von unfhätbarem Werthe, wenn wenigftens das eine Stedenpferd unter 
ihrer unbedingten Leitung blieb. Denn fie beherrfchte dadurch nicht nur 
die Hälfte der nationalen Bewegung, fondern konnte auch vermittelft 
diefer einen Hälfte, wenn fie es geſchickt anfing, die andere Hälfte ſich 
völlig unterthan machen. Gelang es dem mit der Hegemonie in ber 
fchleswigsholfteinifchen Sache betrauten preußifchen Kabinete, die nationale. 
Begeifterung fchrittweife abzufühlen, fo wurde fowohl dem Deutſchthume 
die ans dem fchleswig-holfteinifchen Brande entftanmende Kraft ent- 
zogen, als auc mußte das Parlament, wollte e8 gegenüber der ftaat- 
lihen Reaktion feine Autorität behaupten, auf einem ganz ungünftigen, 
des demofratifchen Prinzips ermangelnden Felde, anf dem bie National- 
Bertretung die Leitung nicht in den Händen hatte, den Kampf auf Tod 
und Leben wagen. Der Bundestag erblidte zugleich in der fehleswig- 
holfteinifchen Sache eine vortreffliche Gelegenheit, um feine wankend ges 
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Flottenbeſtand vorfand, der 11 Kriegsfahrzeuge (nämlich I Dampf⸗ und 
2 Segelſchiffe) umfaßte. 

Unter dieſen Kriegsfahrzeugen war die Dampffregatte „Hanſa“ mit 
8 Stüd 8“ und 3 Stüd 10“ Bombenkanonen ein Kriegsdampfer erften 
Ranges von 1800 Tonnengehalt und 750 Pferdekraft.*) Eine ſchöne Er- 
rungenfchaft, an die ſich der deutfche Kriegsruhm Mmüpfte, war ferner 
die Segel-Fregatte Gefion-Edernförde; fie war beftimmt, 48 Kanonen 
zu führen. Die beiden Dampf-Fregatten „Barbaroffa* und „Erzherzog 
Johann“' befaßen je 1200 Zonnengehalt, 440 Pferdefraft und 9 Stüd 
68pFfündige Kanonen. „König Ernſt Auguft”, eine Dampf-Korvette erfter 
Kaffe, war mit 6 Stüd 68pfündigen Bombenkanonen verfehen und hatte 
bei 850 Tonnengehalt 270 Pferdefraft. Fünf andere Dampf-Korvetten 
waren geringer. Bon diefen befaßen der „Großherzog von Oldenburg” 
und „Frankfurt“ je 612 Zonnengehalt, 180 Pferdefraft, 1 Stüd 68- 
pfünder und 1 Stück 32pfünder. Die übrigen drei Korvetten hießen 
„Zübed”, „Hamburg und „Bremen“ und waren eine jede mit 1 Stüd 
56pfünder und 1 Stüd 32pfünder ausgerüfte. Die traurigfte Erxrjchei- 
nung gewährte die 32 Kanonen tragende crack frigate „Deutfchland,‘ 
in deren Namen ein böfes Dmen lag. Außerdem enthielt die deutſche 
Marine 26 Kanonenbote mit je 2 Gefchügen für die Küftenvertheidi- 
gung*”). Die Marine-Berwaltung hielt Ordnung im Kaſſeweſen, be- 
wahrte die Borräthe jeglicher Art auf, forgte für den lnterricht der 
Seejunker und Schiffsjungen, überwachte den Gefundheitszuftand und 
befaßte ficy mit der Heilung und Pflege von Berwundeten und Kranken. 
Auch gab es auf ber deutſchen Flotte eine erffedliche Anzahl tüchtiger 
Offiziere. 

Trotz Alledem mußte die deutjche Flotte, deren Bildung langſam 
dorfchritt, zu Grunde gehen, da nicht nur die nöthigen Geldmittel aus- 


*) Hanndveriihe Denkichrift. Beilage zu 8. 46 des Protofolls der 10 
Sitzung der deutſchen Bundesverſammlung vom 11. Juni 1851. 

“sr, Nach Vorſchrift vom 12. Juni 1849 lautete der Dienfteid auf der deitt- 
{hen Flotte: „IH N. N. ſchwöre, daß ich dem deutichen Reiche und der Reichs⸗ 
regierung in allen und jeden Borfällen, zur See wie zu Lande, und an welchem 
Orte e8 immer fei, getreu und redlich — die ganze Zeit hindurch, file Die ich 
mid zum Dienfte auf der deutſchen Neichsflotte verpflichtet Habe — dienen, die 
Borſchriften und Befehle meiner Obern mit Gehorſam, Genauigkeit und Zapfer- 
feit befolgen und mid) allenthalben jo betragen will, wie e8 einem rechtichaffenen, 
pfliht- und ehrliebenden Seemanne (Soldaten) geziemt. So wahr mir Gott helfe!“ 
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blieben, fondern auch die beutfche Flagge feine völferrechtliche Aner⸗ 
fennung fand. In letzterer Beziehung. befagt die vorhin angezogene hau⸗ 
növerifche Denlſchrift: 


„Delanntlich hatte die Verwendung dreier Kriegsdampfichiffe der 
dentjchen Ylotte bei einem kurzen Scegefechte am A. Juni 1849 die don 
einer anßerdentichen Seemacht gegen deutfche Yundesregierungen abge— 
gebene Erklärung zur Folge, daß jene deutfchen Kriegsſchiffe wie Se e- 
räuber behandelt werden würden, fofern Feine beftehende Regierung fi) 
zu der DBefehlshaberfchaft über felbige befenne..... Das Bertheidi- 
gungsbedürfnig der Küftenftanten bedarf überhaupt einer erjchöpfenden 
Auffaffung. Es ift ein anerfannter Grundfat des Völkerrechts, daß bie 
Schiffe auf freiem Meere al8 bie wandelnden Gebietstheile der Staaten 
zu betrachten find, denen fie angehören. Sie verlieren ihre Nationalität 
auch in fremden Gewäſſern nicht.” _ 


Mit der Flotte im engen Zuſammenhange ftand die Küftenbefefti- 
gung. Nachdem von der Yundesverfammlung ein feiten® ber braun 
fehweigifchen Regierung geftellter Antrag auf fofortige Yormation der 
Landwehr, deren militärifcye Ausbildung eifrig betrieben werben follte, 
dem Ausschuffe für militärifche Angelegenheiten überwiefen und dadurd 
befeitigt worden war, fam am 19. Mai 1848 der Beichluß zu Stande, 
fämmtliche betreffenden Regierungen zu erfuchen, auf Berftärfung ber 
Küſtenſchutzmaßregeln nad Kräften Bedacht zu nehmen und für die als» 
baldige Anfchaffung und Ausrüftung der nöthigen Anzahl von Kanonen« 
boten zu forgen. Gleichwohl unterftügte der eine Staat den andern im 
diefer Hinficht nicht mit Zuvorkommenheit. Umfonft wandte fid) Bremen 
an Hannover, um einige Kanonen zum Anlegen einer Strandbatterie zu 
erlangen, und auch in Berlin verweigerte der Minifterrath die erflehte 
Hülfe, wenn auch, um den Schein zu retten, der preußifche Kriegemi« 
nifter endlich fechs Stüde ſchweres Gefhüt von Minden zufagte. Wegen 
des feparatiftifchen Benehmens der preußischen Regierung wurden fo 
heftige Klagen laut, daß fid) der Bundestag bewogen fand, Preußen zu 
erfuchen, e8 möge Lübeck und Mecklenburg mit Strandgefhüg und Bes 
dienungsmannfchaft verfchen. Teer Hanbelsftand follte durch die ihm 
von Dänemark zugefügten Verluſte mürbe gemacht werden. Droyſen 
hatte Hecht gehabt, al8 er das preußifche Kabinet partikulariftifcher Ten⸗ 
denzen bezichtigt Hatte, 

Aus den Verhandlungen bes Bundestags erhellt Hinlänglich, welch’ 
eine Furcht in den deutfchen KHüftenftaaten vor der dänifhen Seemacht 


‘ 
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die Handelswelt befallen hatte. Der Patriotismus hörte gerade da auf, 
wo die Benadjtheiligung des Intereſſes anfing. Als der preußifche Ge⸗ 
fandte "am 4. Mai einen Vortrag über das von Dänemark auf hannö- 
verifche und preußifche Schiffe gelegte Embargo abgehalten hatte, wurde 
der Bundesverfanmlung zur Erwägung und Beſchlußfaſſung anheimge- 
ftellt: 1. ob durch Bundesbefchluß die Beſchlagnahme der dänischen Schiffe 
in allen deutfchen Häfen zu verfügen, und ob 2. eine Sicherfiellung des 
- Schabenerfages für die durch Dänemarf in Befchlag genommenen deut: 
ſchen Schiffe auszufprechen fei? Zur Entfheidung diefer Tragen wurde 
ein aus den Gefandten Preußens, Kurheſſens, Holfteins, Lübecks und 
Hamburgs gebildeter Ausfhuß beftinmt, bei dem der hannöverifche ©e- 
fandte als Stellvertreter fungirte. Bei diefer Gelegenheit ſprach fich der 
Geſandte der freien Städte jo aus: „Ter Senat der freien Stadt Ham- 
burg glaubt, daß nad) den Bundesbeſchlüſſen vom 4. und 12. April des 
Jahres die Nechtfertigung einer gegen das dänische Privat-Eigenthum ge= 
richteten Maßregel nicht zu finden fei und das um fo weniger, al® nad) 
jenen Bunbesbefchlüfien ein Krieg zwifchen Deutfchland und Dänemark 
nicht obmaltet, fondern durch diefelben nur die Rechte der Herzogthümer 
Scleswig-Holftein gewahrt und diefelben, wo fie bereitö verlegt waren, 
wieder hergeftellt werden follten und gegen den König von Dänemark 
nur als deutjchen Bundesfürften mit Erefution verfahren werden jollte. 
Wenn fich ſonach ſchon aus diefem Grunde der Senat befugt erachten 
mußte, der von der königlich preußifchen Negierung unter dem 26. April 
ergangenen Requifition, die im Hamburger Hafen befindlichen Schiffe 
mit Embargo zu belegen, nicht fofort nachzukommen, fo mußte er ſich 
auch um fo mehr verpflichtet Halten, fo zu handeln, als unausbleiblich 
die nacdhtheiligften Folgen, ja ſelbſt eine allgemeine Kalamtiät für ganz 
Deutſchland aus der Ausführung jener Maßregel entftchen würde, wo⸗ 
von die VBerantwortlichkeit zu übernehmen der Senat durchaus ablchnen 
muß.“ 
Der Geſandte hob ferner hervor, daß cinestheild die Hamburger 
Schiffe von den Dänen verfchont worden feien, und daß anderntheil® bei 
dem nunmehrigen Stande der Zivilifation der Seckrieg fich nidyt mehr 
gegen das Privat-Eigenthum fchren dürfe, wobei er freilich vergaß, daß 
ein folcher Humanitärer Grundfaß erft dann fich halbwegs ftichhaltig erweiſt, 
wenn er von beiden friegführenden Theilen ancrfannt und durchgeführt 
wird. Mit dem demokratiſchen Prinzip, wonach der Staat der Ausdrud 
ber Intelligenz des ganzen Volks oder des Volkswillens fein und folg- 
lich auch jeder Krieg nur mit Zuftimmung oder auf Geheiß des Volks 
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geführt werden ſoll, ſtimmt eine ſolche, ſich Hinter die Ziviliſation ver- 
ſteckende Eigenſucht, Berweichlichung und Feigheit der Staatsbürger ohne- 
hin nicht überein. Aber hören wir den Hamburger Senat, in deſſen Na⸗ 
men der Geſandte ſpricht, weiter, da feine Auseinanderſetzung höchſt lehr⸗ 
reich iſt, inſofern fie die ſoziale Unterlage des ſchwarz⸗ roth⸗goldenen Pa⸗ 
triotismus in ihrer Nacktheit darlegt. „Die reiche Ladung eines einzigen, 
aus Weſt⸗ oder Oſtindien kommenden Dreimaſters Hat,” fuhr der Ge⸗ 
ſandte fort, „unſtreitig einen größern Werth, als der Geſammtwerth 
aller Ladungen der kleinen däniſchen Schiffe, die man jetzt auf der Elbe, 
Weſer, Trave, Jahde und Ems unter Embargo legen könnte, — abge- 
fehen davon, dag am Bord diefer dänifchen Schiffe fich wahrſcheinlich auch 
viele Waaren befinden, welche deutſches Eigenthum oder bei deutfchen Aſſe⸗ 
furanz:Kompagnien verficdert find .... Sollte ſich dazu nod die Blo⸗ 
fade unferer Ströme und namentlich die der Elbe gefellen, fo würde das 
ein Unglüd für ganz Deutfchland fein, und zwar ein Unglüd, welches 
fih nicht nur momentan, fondern für eine lange Reihe von Jahren gel 
tend maden würde.” 


Nach der Anfiht des Hamburger Senats war der Ruin der Hanıs 
burger Handelswelt Hleichbedentend mit dem Ruine Deutfchlands. Der 
Geſandte entwicdelte diefe Anficht folgendermaßen: „Zunächſt träfe es 
(das Unglüd) freilich Hamburg und zwar nicht bloß deilen Rhederei, 
fondern auch deffen ganze Börſe; alle deutfchen See⸗Aſſekuranz⸗Kompag⸗ 
nien würden zahlungsunfähig werden, der ganze Handelsftand wäre rui- 
nirt, eine Krifis in Hamburg unvermeidlich, und es Tann breift behaup- 
tet werben, daß eine Krifis in Hamburg eine Krifis für ganz Deutſch⸗ 
fand zur Folge haben würde. Aller Handel würde ftoden, faft alle Fa⸗ 
brifen würden aufhören müffen zu arbeiten, die Arbeiter, die jett überall 
erhöhten Lohn zu erftreben fuchen, würden brotlo8 werben, und es ift 
nicht ſchwer vorherzufehen, daß der dadurch veranlaßte Ausbruch der 
Unzufriedenheit fi) auf eine Weife Bahn brechen würde, die für die 
Ruhe von Deutfchland im höchſten Grade bebrohlid, fein würde.” 


Nicht bloß ſchloß ſich Lübeck der vorftehenden Ausführung Ham⸗ 
burgs an, ſondern auch der von Preußen provozirte Bundestagsbeſchluß 
lautete dahin, daß, nachdem däniſcherſeits auf deutſche Schiffe Embargo 
gelegt worden, zwar der Bundesverſammlung das volle Recht zuſtehe, 
eine gleiche Maßregel anzuordnen, daß ſie jedoch eine ſolche nicht allge⸗ 
mein verfügen wolle, indem fie von ber Borausfegung ausgehe, daß 
Dänemark zum Erſatze des durd) ben von ihm angeordneten Embargo 
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der deutfchen Schifffahrt zugefügten Schadens verpflichtet und demmach 
bei der Bermittelungsverhandlung darauf zu fehen fei. 

Wenn fi) die Bremer Handelöherren im Ganzen viel waderer 
benahnıen, als ihre hanjeatifchen Genofjen, fo mußte doch auch ihr Eifer 
durch die ihnen zugefügten Verluſte erlahmen, zumal da fie mit der Zeit 
entdedten, daß nur ein Scheinfrieg geführt und den Dänen nicht nad 
Kräften Schaden beigebradht wurde. Eine dänifche Fregatte, welche auf 
der Rhede von Swinemünde erfchien, un diefen Hafen zu blofiren, ver- 
breitete Schreden längs der ganzen deutfchen Küſte. Bald verlautete auch, 
daß ſich die Feindfeligkeiten felbft auf Hanfeatifche Schiffe erftredten. Die 
Einbußen mehrten fi), da ein gemiethetes engliſches Schiff, welches im 
Kanale freuzte, um die deutfchen aus der Ferne heimfehrenden Fahr⸗ 
zeuge vor den Dänen zu warnen, unmöglich alles Unglüd verhüten konnte. 

Es war der offiziellen Reaktion, befonder8 aber dem preußiſchen 
Kabinet ſehr erwünfcht, den Handelöherren, weil diefe als die Blüthe des 
deutfchen Bürgerthums angefehen werden durften, Mangel an Patriotis- 
mus vorwerfen zu fünnen. Denn durdy heuchlerifche Entrüftung lenkte 
man den Verdacht von fich felber ab. Der preußifche Bundestagsgefandte 
befchwerte fich über das Haus Barbef und Wal in Altona, welches, 
obſchon e8 zu den fchleswig-Holfteinifchen Untertdanen gehörte, dennod) 
das dänische Schiff Betty von Kopenhagen (Kapitän Lilholdt) für Mon- 
tevideo in Ladung gelegt, und daß ferner, nad) dem Aufhören der dänt«- 
fhen Poſt dafelbft, die Hamburger Stadtpoft über Lübeck alles Vorkom— 
mende nad) Kopenhagen und nad) Dänemark befördere: woher e8 denn 
geichehen fei, daß die großen, in legter Zeit von Rußland an Däne— 
marf gezahlten Geldfunmen von Hamburg aus in Silberbarren nad) 
. Kopenhagen gelangt, und den Dänen immer genaue Nachricht über die 
Kriegs-Dperationen gegeben worden fei. Freilich hatte die früher beftan- 
dene Roftverbindung zwifchen Lübeck und Kopenhagen aufgehört, fowie 
der Scheinfrieg ausgebrodhen war. Dann aber wurde der Verkehr zwi- 
ſchen Lübeck und Dänemark durch fchwedifche und norwegische Roftdampf- 
ſchiffe beſorgt, welche zweimal wöchentlich zwifchen Kübel und Mal- 
moe, einmal wöchentlich zwifchen Lübeck und Chriftiania, indem fie 
Nyborg auf Fühnen anliefen, und einmal wöchentlih, Kopenhagen 
anlaufend, zwiſchen Lübeck und Gothenburg fuhren. Die englifche 
Voſt wurde fogar von dem fchleswig-holfteinifhen Poſtamte in Altona 
entgegengenommen und von bort verfiegelt über Lübeck zur Weiterbeför- 
derung nad; Kopenhagen gejchidt. 

Bald kam es dahin, daß die einzelnen beutfchen Staaten mit Däne- 
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mark in Frieden und Freundſchaft Iebten, während ber beutfhe Bund 
mit demfelben Krieg zu führen fehien. Oeſterreich blieb gleih von An⸗ 
fange auf gutem Fuße mit Dänemark, weßhalb auch der Bundestagsge- 
fandte der proviforifchen Regierung Scyleswig-Holfteins, Dr. Madai, mit 
alleiniger Ausnahme Defterreich3 durch einftimmigen Beſchluß 
in die Bundesverfammlung zugelaffen worden war. Freilich zeigte, um 
den Schein zu wahren, Hannover am 1. Mai an, daß vor fünf Tagen 
der dänifche Kammerherr von Reedg in Hannover mit dem Anerbieten 
angelangt fei, eine Separat=-Uebereinfunft unter der Vermittlung Englands 
und Rußlands herbeizuführen, daß er aber lediglich zu einer Privat-Be- 
ſprechung zugelaflen und an Preußen verwiefen worden fei. Indeß wurde 
befannt, daß der hanndverifche König, ein Mitglied des englifhen Ober- 
haufes, der ſchon als König dort feinen Si genommen und von Eng⸗ 
land regelmäßig eine Jahresrente bezog, offenherzig gefagt: „Ich bin Eng- 
länder; eher lege ich meine Krone nieder, als ich meine Einftimmung 
zu der geringften Benadhtheiligung Englands ertheile.“ 

Der jchleswig-holfteinifche Bundesta gegefandte ftellte nicht bloß bie 
Anträge auf Einführung eines allgemeinen beutfchen Geſetzbuches auf 
Realifirung des badifchen Vorſchlags Hinfichtlich eines allgemeinen deutfchen 
Zol-Spitens, auf Aufnahme Schleswigs in den deutjchen Bund und auf 
Erhebung Rendsburgs zur Bundesfeftung, fondern er beſchwerte fid) auch bit- 
ter darüber, daß mehrere Staaten fid) geweigert hatten, ihr Truppen Kontin⸗ 
gent in Schleswig-Holftein zu verftärken. Da die öffentliche Meinung feinen 
Zweifel darüber ließ, daß der Abfchluß des preußifchen Vermittlungs- 
gefhäfts noch nicht an der Zeit war, fo fahen ſich die Einzelregieruns 
gen genöthigt, einen neuen Eifer für die fchleswig-holfteinifche Sadje au 
den Tag zulegen. Darum verftärkte Didenburg fein Kontingent in Schles= 
wig, Braunſchweig erklärte feine Bereitwilligfeit, den Krieg mit Ernſt zu 
führen, und die Bundesverfammlung felbft befchloß, auf zweideutige Art 
den betreffenden Regierungen durd) deren Sefandtichaften eröffnen zu laf- 
fen, daß fie von dem Vollzuge des Bundesbefchlufies vom 10. April 
zwar nicht zu entbinden vermöge, daß dagegen aber der Oberbefehlshaber der 
in Scleswig-Holftein operirenden Bundestruppen nicht Anftand nehmen 
werde, die Bedürfniffe der einzelnen, zum 10. Armce- Korps gehörigen Staa— 
ten bezüglich der Vertheidigung ihrer Küften, ſoweit als thunlich, zu berückſich— 
tigen. Yun meldete Hannover, daß fein Militär jetst effeftiv 14,291 Mann 
betrüge, welche bi8 zum 14. Juni mit Ausnahnte der wahrfcheinlic, nicht 
erforderlichen Kavallerie (1865 Mann) fämmtlich ausgerüdt fein würden. 
Braunſchweig entjandte zwar feine Kavallerie nad) Schleswig, verfprad) 
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aber feine dortigen Truppen (Infanterie und Artillerie) auf 2090 Mann 
erhöhen zu wollen. Bon Lübel marfhirte am 24. Mai die Iufanterie 
ab, nämlidy 7 Offiziere, 1 Arzt und 330 Unteroffiziere, Spielleute, Fu⸗ 
filiere und Zrain-Soldaten, nebft 10 Offiziers- und Zugpferden ; des- 
gleichen am 25. Mai die Kavallerie, nämlich: 2 Offiziere und 44 Unter- 
offiziere, Trompeter, ein Kurſchmied, Dragoner und Train⸗Knecht, nebft 


41 Estadron-Pferden und 8 Offiziers- und Yugpferden. Die Lübeckſche 


Infanterie traf am 26. Mai, die Kavallerie den folgenden Tag in Reuds⸗ 
burg ein. Schwerin gab die Stärke feines auf den Kriegsfhanplat zu 
entjendenden Kontingents auf 2500 Mann an, und zwar follte dasjelbe 
vollftändig vom 18. bis zum 24. Juni in Rendsburg anlangen, wäh- 
rend der Reſt des fchwerin’fchen Militärs, 1080 Mann ftarf, zum 
Küftenihug für nothwendig angefehen wurde. 


Nichtsdeftoweniger vollzog Wrangel am 25. Mai den Rüdmarjd) 
aus Yütland nad) Schleswig. In einem Bericht vom 30. Mai an die 
Bundesverfammlung motivirte er denfelben mit feinem Mangel an ge- 
nügenden Streitfräften. In dem Kampfe der deutfchen Nation mit 
dem Heinen Dänemark, der ohnehin wegen der Ungleichheit der Staats- 
fräfte Deutfchland Feine große Ehre einbringen Tonnte, mußte fich alſo 
das deutſche Heer angeblid) aus Mangel an Soldaten vor den Dänen 
zurüdziehen! So wurde bie nationale Bewegung mit Schande und 
Schmach bebedt, ehe ihr die ftaatliche Reaktion völlig das Lebenslicht 
ausblies! Mochten jeßt die an hochtönende Fhrafen gemöhnten Ras 
trioten toben und fchelten, fo ließ doc) Preußen das deutjche Heer nicht 
wieder nad) Jütland vorrüden. 


Indeß fah der Bundestag recht wohl ein, welche Gefahr gerade ihm aus 
dem von Preußen vollführten Rüdzuge erwachſen konnte. Um fich die 
Hände in Unfchuld zu waschen, mußte er alfo jeßt einen neuen Akt der 
patriotifchen Komödie, die er bisher mit fo viel Glück gefpielt hatte, in 
Szene fegen. Aus diefem Grunde gab das Träfidium der Bundes- 
verfammlung in ber 61. Sigung unterm 5. Juni 1848 nachſtehende 
Erklärung zum Beſten: 


„Der deutſche Bund kann die VBerantwortlichkeit für diefen Rückzug 
nicht auf fich nehmen und muß ſich daher aufgefordert fühlen, fofort 
dahın zu wirken, daß die Folgen des Rüdzugs aufgehoben werden. Die 
erfte Bedingung ift, eine angemefjene Verftärfung des Heeres in Hols 


- ftein () zu bewirken. Diefe wird erreicht fein, wenn das volle 10. Armees 


Korps fchlagfertig in Holftein fich befindet.“ 
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Demnach ſchlug das Fräfidium vor, eine Kommiffion abzuorbnen, 
die mit den Regierungen des genannten Armee-Korps perfünlich ver- 
handeln follte. Bei der Abftimmung über dieſen Vorſchlag ſprach fidh 
der hanndverifche Gefandte dagegen aus, während bie betreffenden Ge⸗ 
fandten für Braunfchweig, Didenburg, Lübed, Bremen und Hamburg 
fi) zwar der Abſtimmung enthielten, aber der Faſſung des Beſchluſſes 
in feiner Weife entgegentreten zu wollen erflärten. Sonad; wurde ber 
fchlofjen, den königlich baterifchen Bundestagsgefandten Freiherrn von Cloſen 
und den Präfidirenden der Militärtommiffion, General-Major Grafen 
Nobili, abzuordnen und durd) diefelben die Regierungen des zehnten 
Armee⸗-Korps dringend aufmerffam zu machen, daß fie den Unforder- 
ungen des General® v. Wrangel zur Nacdjjendung des Reſtes ihrer 
Kontingente unverzüglid) entſprechen müßten. Zugleich follte fich die 
Kommifjion Auskunft über den vorbereiteten oder ſchon erfolgten Ab- 
marfch der Truppentheile und über die Bedürfniffe der Küſtenbewachung 
in den betreffenden Staaten ertheilen laſſen. Auch jollte dem General 
v. Wrangel Kenntniß von den an ihm gelangenden Berftärfungen ge- 
geben werden. 

Diefer neue Aft in der patriotifchen Komödie glüdte gleich den vor- 
bergehenden. Obſchon e8 auf der Hand lag, daß der Bundestag der 
preußischen Regierung, an der die Hauptfchuld Tag, die Führung hätte 
aus der Hand nehmen, und dagegen der dänifchen Regierung, mit der 
inzwifchen vermittelt worden war, endlich im Namen bes Bundes den 
Krieg erklären müflen, führte er durch das Abfenden der beiden Kom— 
miffäre dennoch wieder die deutjchen Patrioten irre, lenkte von fich die 
Wuth auf die Heinen Regierungen ab und befchwichtigte durch das 
Heinftaatlihe Waffengeklirr den Schmerzensfchrei der Deutfchthümler. 
Die Reife der beiden Kommifjäre koſtete 2982 Gulden; im Webrigen 
war fie von feinem Werthe. 

Zwiſchen dem deutfchen Bunde und Dänemark beftand fein Krieg. 
Ein Kriegsfall wäre bloß dann eingetreten, wenn Schleswig Deutid)- 
land einverleibt worden wäre. Diefe Einverleibung wurde jedoch unter 
allerlei Kapriolen von der Hand gewiefen. Um indeß einen Scheinkrieg 
führen zu können, war Preußen die Vermittlung, und zwar bie bewaff- 
nete Bermittlung, — zwiſchen Schleswig-Holftein und Dänemark über» 
tragen worden. Da aber der Scheinkrieg, den Preußen nebft dem 
10. Bundes⸗Armee-Korps führte, wiederum, wenn cr in einen Waffen- 
ſtillſſand und endlichen Frieden ausmünden follte, einen Wermittler 
nöthig hatte, fo wurde der Hauptfeind der fchleswig-holfteinifhen Ans 
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gelegenheit, das englifche Kabinet, dazu erkoren, die Bermittlerrolle 
zwijchen dem ſchon vermittelnden Preußen und dem Bunde einerfeits, 
und den HerzogthHümern und dem vermittelnden Dänemark andererfeits 
zu übernehmen. 

Schon am 18. April 1848 hatte der englifche Gefandte Weftmore- 
land in Berlin bei Arnim, dem preußifhen Minifter des Auswärtigen, 
eine Note eingereicht, worin die englifche Regierung unter Berufung auf 
den Bertrag vom 3. Juni 1720 das preußifche Kabinet erfuchte, die 
Drdre zum Einmarſch in Schleswig zurüdzunehmen oder, wofern ber 
Einmarſch ſchon erfolgt fei, Kontre-Drdre zu geben. Graf Arnim er- 
theilte unterm 19. April die Antwort, daß Preußen, weil e8 an ben 
Bundesbefhluß vom 12. April, welcher die Räumung Schleswig von 
den Dünen verfügte, gebunden fei, nicht auf eigene Fauſt handeln könne. 
Graf Arnim bediente fi) dabei der Worte: „Erſt nad) Vollendung 
diefer Aufgabe wird jene Aufgabe der Töniglichen Regierung anfangen, 
die in der Vermittlung Namens des Bundes zwifhen dem Kö— 
nig von Dänemark und feinen deutfhen Unterthanen be- 
fteht (Ce n’est qu’ apr&s P’accomplissement de cette täche que com- 
mencera celle du Gouvernement du Roi, qui est la mediation, au 
nom de la Confederation, entre le roi de Danemarc et 868 
sujets Allemands)*. — Xrnim fegte hinzu: „Im Ihrer Note vom 
18. ec. und in den begleitenden Stüden ift ferner die Rede von der durd) 
Großbritannien bezüglich eines Theiles von Schleewig geleifteten Garantie. 
Die königliche Regierung kennt diefe Garantie und erfennt fie vollftändig 
an, aber fie hegt die Anficht, daß der jetige Streit diefelbe in feiner 
Weife berührt. Die Garantie Großbritanniens behält ihre ganze Kraft 
und wird eben fo unverlegt bfeiben, wie die Souveränetät ded Königs 
von Dänemark über fein Herzogtum Scleswig-Holftein. Der deutſche 
Bund denft nicht daran, diefe Sonveränetät eincd feiner Mitglieder zu 
beftreiten, er hat die proviforifche Nendsburger-Regierung bloß infoweit 
anerkannt, als fie ihre Autorität im Namen des König-Herzogs and- 
übt, — wenn aber die Regierung des (preußischen) Königs ſchnell zwiſchen 
Dänemark und den Herzogthümern eingefchritten ift, und wenn der 
deutfche Bund unverzüglich diefe föderale Handlung Preußens gutgeheißen 
und beſtärkt hat, ſo ging die offenbare Abſicht dieſer Maßregeln nicht 
allein dahin, die Rechte Deutſchlands gegen den däniſchen Angriff zu 
ſchirmen, ſondern auch und zwar ebenſo ſehr dahin, darüber zu wachen, 
daß die legitimen Rechte des König-Herzogs nicht geſchädigt werden 
ſollten durch den Ausbruch eines blutigen Konfliktes und durch einen 
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Bürgerkrieg, bei welchem der erlaubte Widerftand und die Vertheibigung 
eines echtes Leicht in Rebellion und in die Anmaßung gleich geheiligter 
Rechte hätte ausarten können (mais aussi, et tout autant de veiller 
& ce que les droits l&gitimes du Roi-Duc ne fussent compromis par 
Peclat d’un conflit sanglant et par une guerre civile pendant laquelle 
la resistance legale et la defense d’un droit pouvaient facilement 
degenerer en rebellion et en usurpation de droits &galement sacres). 
Diefes für Dänemark traurige und zugleicd für die Ruhe der an die 
Halbinfel gränzenden Staaten bedrohliche Reſultat ift verhindert wor⸗ 
den durch das rafche Handeln Preußens und durch die Anwefenheit der 
Bundestruppen in Holftein.* 


Dem Bundestage wurde laut Separat-Frotofoll vom 22. April 1848 
diefe preußische Note vorgelegt, und er ertheilte ihr nicht nur feine dolle 
Zuftimmung, fondern beſchloß auch: daß erſtens an den Beichlüffen vom 
4. und 12. April feftzuhalten fei; daß zweiten, unter diefer Voraus⸗ 
feßung und infofern eine Abkürzung der Weindfeligkeiten und eine Ber- 
meidung weiteren Blutvergießens davon zu hoffen ftände, die bona officia 
Englands zur Ausgleichung der Differenz zwifhen Dänemarf und 
dem deutfhen Bunde anzunehmen ſeien; endlich drittens, daß 
Preußen ermächtigt fei, Namens des Bundes hiernad) zu verfahren, und 
daß dasfelbe weitere Mittheilung darüber Hierher machen möge. 


Ferner fuchte der Bundestag das englifche Kabinet durd) den aufer- 
ordentlichen Geſandten zu beruhigen, welcher um biefe Zeit nad) Eng- 
land abging. Denn die Miffion des Hamburger Syndikus Banks be- 
ftand nicht ſowohl darin, für die deutfche Flotte Schiffe einzufaufen, wie 
die veröffentlichten Protokolle den deutfchen Patrioten vorfpiegelten, als 
vielmehr darin, die englifche- Regierung über die eigentlichen Abfichten 
der deutjchen Neaktion aufzuklären. Das eben erwähnte Scparat-Pro- 
tofoll gibt hierüber unumftöglichen Nachweis (Seite 452 d—e). In der 
Inftruftion, die dem Hamburger Bundestagsgefandten fchriftlich mit- 
gegeben wurde, heißt e8 nämlich wörtlid) : 


„Der Herr Sefandte hat namentlid,) darauf Hinzumeifen, daß bie 
Auffaffung, al8 werde vom deutſchen Bunde beabfichtigt, dem König von 
Dänemark das Herzogthum Schleswig zu entziehen, unbegründet fei. 
Sollte das königlich großbritannifche Kabinet ſeinerſeits jeine bona officia 
zur Erledigung diefer Differenz anbieten, fo hat der Herr Gefandte zu 
bemerfen, daß die Krone Preußen mit Verhandlung in diefer Differenz, 
vorbehaltlid, der Senehurigung des Bundes, beauftragt ei.“ 
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Nachdem das englifhe Kabinet auf diefe Weife von dem Feldzugs- 
plane der deutfchen Reaktion unterrichtet worden war, brauchte felbiges 
wegen einer Lostrennung Schleswig-Holfteins von Dänemark nicht mehr 
beforgt zu fein. Als daher das englifche Minifterium wegen dieſer An 
gelegenheit in der Unterhausfigung vom 4. Mat durch Urquhart inter- 
pellirt wurde, antwortete Lord Palmerſton in aller Gemüthsrube: 

„Es ift fein Fall eingetreten, der unfere Dazwifchenfunft behufs Er— 
fülung unfer® mit Dänemark beftehenden Bertrages erheiſchte. Was 
die von uns angebotene Vermittlung anbelangt, fo fann id) dem Haufe 
mit vielem Bergnügen mitteilen, daß unfer Antrag angenommen ift. 
Der deutfhe Bund mit der preußifchen Regierung als feinem Organe 
auf der einen Seite, und Dünemarf auf der andern, haben eingewilligt, 
unſere guten Dienfte anzunchmen, und dermalen find gegenfeitige Mit- 
tHeilungen im Gange, um die Vermittlung wirkſam zu machen.“ 

Bald aud) regte ſich das Feine Schweden. Unruhig geworden durd) 
das VBorrüden der preußifchen Truppen nad) Jütland, gab die fehmwedifche 
Regierung durch ihren Gefandten in Berlin. Baron d’Ohfon, am 9. Mai 
eine Erklärung ab, worin fie einestheil® ihre Truppen auf Fühnen zu 
fanden und mit dem dänifchen Heere zu vercinigen drohte, anderntheils 
aber ebenfall8 ihre Vermittlung anbot. Schweden redjnete fit unter 
die Mächte, welche cin Anreht auf eine Vermittlung zur Wiederher- 
ftellung des Friedens hätten (des puissances, qui, par leur position ou 
leurs rapports politiques, ont le droit et le desir de s’interposer pour 
le retablissement de la paix et de la bonne harmonie). 


Indem der preußifhe Bundestagsgefandte dem Bunde von der 
ſchwediſchen Erklärung Kenntniß gab, bemerkte er: 


„Es ift dem ſchwediſchen Gefandten hierauf erwiedert worden, daß 
bereits vor Eingang diefer Erflärung der Oberbefehlöhaber 
der deutfchen Bundestruppen unter gewiffen Bedingungen, namentlich der 
fofortigen Rüdgabe der mit Embargo belegten deutfchen Schiffe, JFüt- 
land wieder zu räumen ſich bereit erklärt hatte. Es iſt ferner dem fchwe- 
difehen Gouvernement zu erwägen gegeben worden, ob in dem Augen- 
blide, wo die Einftellung’ der Feindfeligkeiten und der Eintritt der Unter» 
bandlungen als nahe bevorftehend anzufehen fei, es nicht bedenklich wäre, 
wenn Schweden Schritte thäte, die nur dazu dienen fünnten, Dänemark 
zu. den nötbigen Zugeftändniffen weniger geneigt zu machen, und fo 
eine Berlängerung der Teindfeligfeiten herbeizuführen, die immer größere 
Berwidlungen und zulegt einen allgemeinen Krieg zur Folge haben 
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fönnten, defien PBerantwortlichleit dann Schweden zu tragen hätte.“ 
(Separat-Frotololl der YBundesverfammlung vom 12. Mai 1848). 

Franfreih und Rußland mifchten ſich ebenfalls zu Gunften Täne- 
marks ein. Erſteres berief fich, gleich England, auf die 1720 bezüglich 
eines Theiles von Schleswig geleiftete Garantie, fo wie es auch drohte, 
die Einverleibung des preußifchen Polens in den beutfchen Bund zu 
einem casus belli zu machen. Beide Mächte wurden in ähnlicher Weife 
begütigt, wie England und Schweden. 

Demnach fteht feft und ift durch die mitgetheilten offiziellen Akten⸗ 
Stüde klar bewiefen, daß in der fchleswig-holfteinifchen Sache die beut- 
ſchen Patrioten auf das Aergſte getäufcht wurden. Denn allgemein 
glaubten fie, daß der deutfche Bund ernſtlich mit Dänemark Krieg führe, 
und daß Schleswig, um feine ungertrennliche Verbindung mit Holftein 
zu befiegeln, dem deutfchen Neiche durch diefen Krieg einverlcibt werden 
fole. Der unvermeidlihe Konflift zwifchen nationaler Revolution und 
Reaktion, von welchem, wie oben mitgeteilt wurde, der bannöverifche 
Bundestagsgefandte Wangenheim in einem feiner Berichte an Stüve 
ſprach, brad) endlich, nachdem er forgfältig vorbereitet worden war, in 
der prinziplofen fchleswig-holfteinifchen Sache aus und bewirkte die voll- 
ftändige Niederlage der nationalen Partei. Hatte der Bundestag das 
Seinige gethan, um diefe Niederlage herbeizuführen, fo wurde die Krifis 
doch Hinausgefchoben, bi8 er von der Schaubühne abgetreten und bis er 
der von ihm herbeigewünfchten proviforifchen Zentral⸗Gewalt feine Befug- 
nifje übertragen hatte. Wir fehen uns deßhalb gemöthigt, unfere Auf- 
merkſamkeit jet dieſer Zentral-Gewalt zuzumenden. 

Wie bei der politifchen Unreife der großen Volksmaſſen und bei ber 
Ungleichartigkeit der Wahlen nicht wohl anders zu erwarten ftand, mar 
das Refultat der Parlamentswahlen für die nationale Bewegung Feines» 
wegs günftig ausgefallen. Der Adel und die Stodgelchrten bildeten die 
den Ausſchlag gebende Mehrheit. Befonders fchlinnm für die nationale 
Sade war e8, daß eine Menge Univerfitäts-Profefforen gewählt worden 
waren. Denn theil8 zeichneten ſich diefelben nicht durch ein klares Ver⸗ 
ſtändniß der politifchen und fozialen Tagesfragen aus, theil® bejaßen 
fie fo wenig Mannesftolz und Unabhängigkeitsfinn, daß ſchon der Kö⸗ 
nig don Hannover 1837 bei der Mafregelung der fieben Göttinger 
Profefforen fie mit jenen unglüdlichen Dirnen verglichen hatte, von de— 
nen man für Geld fo viele, als man ihrer haben wolle, bekommen könne. 
In die Metternich'ſchen Univerfitätsgefege, melde die Freiſtätten ber 
Wiflenfchaft ausfchlieglich in Erziehungs⸗Anſtalten für Diener des abjo- 
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lutiſtiſchen Staates verwandelten, Hatten fie ſich ohne Sträuben gefügt 
und waren fogar den Wünfchen der volfsfeindlihen Staatsmänner 
meiſtens bereitwillig entgegengeflommen. Zudem trugen die Univerfitäten 
in ihrer ganzen Einrichtung fo viele Merkmale der Zeit der Innungen 
und des Zunftweſens, der fie entftammten, an fi, daß 1848 Arnold 
Ruge und Andere mit Recht auf den Gedanfen geriethen, die Reform 
der Univerfitäten durch Gründung einer oberften freien deutfchen Hoch— 
Schule anzubahnen. Die meiften Profefforen ftanden durch ihre Denk—⸗ 
und Sprachweiſe dem Volke fern, ermangelten der Klarheit und Charafter- 
feftigfeit und wurden vom Buchftabenglauben beherrſcht. Selbit die- 
jenigen, die redlihe Abfichten hegten, waren überjpannt oder vom Ge— 
[ehrtendünfel eingenommen. Dazu fam die Verführung, welche den Re— 
gierungen im Lepel'ſchen Promemoria angerathen worden war. Biele 
Deputirte, die Anfangs mit den Nepublifanern kokettirt hatten, rüdten 
immer weiter von Links nad) Rechts, manche machten fogar die Schwen= 
fung auffällig über Naht. Wie viel Geldmittel bei diefen Befehrungen 
mitgewirkt haben, läßt ſich nicht nachweiſen. Doch verminderte fi) das 
Bundesvermögen*) binnen wenigen Monaten nad) Ausbruche der März- 
ftürme in ganz auffälliger Weife, ohne daß ſich die Verwendung des 
Geldes auf die befannten Bundesbedürfniffe für die Feftungen, die Flotte 
u. f. w. bejchränft hätte. Vielmehr wurden große Summen zu unbe 
fanıten und ungenannten Zweden oder mit ungenauer Bezeichnung ver- 
wandt. So fagt die Kommifjion für die Nevifion der Bundeskaſſen 
vom 2. Dezember 1851 ausdrüdlid: 

„Davon ganz verfchieden ift aber die Prüfung der entfprechenden 
Verwendung der ausgezahlten Summen, und hier wird wohl bei manchen 
derfelben faun etwas Auderes übrig bleiben, al8 von einer nähern Nach⸗ 
weiſung abzujehen, da e8 an den nöthigen Anhaltspunkten fehlen würde. 
In diefer Rechuungsperiode gilt dieß insbefondere von den für die Na⸗ 
tional⸗Verſammlung aufgewendeten Koften im Betrage von 92,000 Gulden.“ 

Segen die National-Berfammlung benahm fich der Bundestag fehr 
lichenswürdig. Schon unterm 14. April 1848 bewilligte er aus der 
Bundes-Matrifular- Kaffe die Summe von 4500 Gulden, um durd) den 
Frankfurter Baumeifter Henrich die akuftifhen Mängel der Paulsficche, 
in welcher das Tarlament tagen follte, zu befeitigen, indem er einen 





*, S. in den Bundesprotofollen $. 248, dreißigfte Situng vom 2. De 
zember 1851: „Die Revifion der Rechnungen der Bundes-Kanzlei- und Matrifular- 
Kaffe vom 1. Januar bis 31. Auguft 1848 betreffend.“ 


— 321 — 


tieferen Schalldedel berftellen Tieß. Werner wurde für die anfommenden 
Deputirten eine aus acht Perjonen beftehende Anmeldungs-Kommiſſion 
niedergefeßt, zu welcher der Fünfziger-Ausſchuß die Herren Wippermann 
uud Stedtmann, der Frankfurter Senat den Schöff Harnier und den 
Senator Kloß, die Siebenzehner den Appellations-Gerichts-Rath Cucu⸗ 
mus und Dr. Langen, der Bundestag aber den großherzoglich-heffifchen 
Sreiheren von Lepel und den baierifchen Freiherrn von Cloſen ftellte. 
Diefer Anmeldungs-Rommiffion wurden aus der MatritularsKafje für 
laufende, nicht verſchiebbare Ausgaben 2000 Gulder angewiefen. 

Bei ihrem Zufammentritt wurde die National-Berfammlung vom 
Bundestage durch folgendes Schreiben begrüßt: 

„Die Macht außerordentlicher Begebenheiten, das Verlangen, welches 
fi laut in unferm ganzen Baterlande ausgefprochen hat, und der aus 
Beiden herborgegangene Aufruf der Regierungen, haben in diefer großen 
Stunde eine Verfammlung hierher geführt, wie unfere Gefchichte fie noch 
niemals ſah. Im feinen Grundveften hat da8 alte politifche Leben ge- 
bebt, und von dem Jubel und Vertrauen des ganzen beutfchen Volks 
begrüßt, erhebt fich eine neue Größe: das deutfhe Parlament. 
Die deutfchen Regierungen und ihr gemeinfchaftliches Organ, die Bundes: 
verfammlung, mit dem beutfchen Volke in ber gleichen Liebe für unfer 
großes Baterland vereint, und aufrihtig Huldigend dem neuen 
Geifte der Zeit, reichen den National-Pertretern die Hand zum Will- 
fommen, und wünfchen ihnen Heil und Segen.“ 

Bor allen Dingen mußte es den Regierungen daran gelegen fein, 
den Borfig des Parlaments in die Hand eines Mannes zu bringen, der 
ihnen vollftändig ergeben war. Dieß gelang denn auch. Heinrih von 
Gagern, der neue darmftäbtifche Minifter, von imponirender Geftalt und 
großer diplomatifcher Gewandtheit, wurde zum Präſidenten erwählt und 
mit einem monatlichen Gehalte von 2000 Gulden bedacht. Diefer Dann 
genoß das volle Vertrauen ber Regierungen, namentlich jenes der beiden 
Großmächte; er war, wie er ſich felbjt nannte, der Freund Schmerlings 
und Hatte fich gleich im März mit dem preußifchen Könige über den 
von der Reaktion einzufchlagenden Weg verftändigt. Durch ein Schreiben 
an den Borfigenden des Fünfziger-Ausjchuffes und durch kluge Des- 
avouirung des Freiherrn von Lepel Hatte er fich von dem Verdachte 
der Mitfchuld, den das Lepel’fche Promemorta auf ihn warf, zu reinigen 
gewußt. Bei der Eröffnung der National-Berfanmlung derfündete er, 
um fi) auch beim Volle in Gunſt zu fegen, die Souveränetät ber 
deutfchen Nation: ein Kunftgriff, der in Anbetracht des fchlechten Aus⸗ 

Beder, Reaktion. 21 
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falls der Parlamentswahlen, der Demokratie weniger fchmeichelhaft als 
gefährlich jcheinen mußte. 

Gagern war es, der bei der Einfegung der Zentral-Gewalt, die an 
die Stelle des Bundestags treten follte, die Entfcheidung gab. Denn 
als offenbar das fieben- und bdreiföpfige Direktorium nicht durchzudringen 
vermochte, und ſowohl die Preußenthümler, die nicht einmal den fehr 
verhaßt gewordenen Prinzen von Preußen zum Reichsftatthalter vor- 
ſchlagen fonnten, als auch die in entichiedener Minderzahl befindlichen 
Demofraten feine ihnen zufagende Zentral- Gewalt durchzufegen im 
Stande waren: ba blieb nichts Anderes übrig, als einftweilen eine 
proviforische Zentral-Gewalt unter dem Titel: „Reichsverweſerſchaft“ zu 
begründen. Gagern erklärte daher unter allfeitiger Zuftimmung: 

„Ich würde bedauern, wenn man die Regierungen grundſätzlich 
von der Mitwirfung ausfchlöffe Uber vom Standpunkte der Zwed- 
mäßigfeit aus urtheile ich anders als der Antrag des Ausſchuſſes. 
Meine Herren, ic thue einen fühnen Griff und fage: Wir 
müffen die Zentral-Gewalt felbft ſchaffen.“ 

Mit überwiegender Mehrheit wurde nun der Erzherzog Johann von 
Defterreich zum Reichsverweſer eingefekt. 

Auf diefe Weife bereitete da8 Parlament der hoffnungsvollen Ein- 
heitsbewegung den Untergang; denn es folgte blindlinge Herrn von 
Sagern, der von den Profefioren fo wenig durchſchaut wurde, daß fie 
ihn vielmehr für einen Sdealiften zu halten geneigt waren. 

Nahdem man einmal die Einfegung eines Reichsverweſers be- 
fchloflen hatte, war es nicht mehr zweifelhaft gewefen, wer gewählt wer- 
den würde. &leichwie in einem großen Drama in der Regel nur Per- 
fonen aus hohen Range dem Stüde den äfthetifchen Anftand verleihen, 
fo auch konnte in dem Schaufpiel, welches fich auf der politifchen Bühne 
Deutſchlands vollzog, nur eine Perfon aus fürftlihen Blute — ein 
Prinz — der Auserlefene fein. Doch mußte diefer Prinz etwas Bürger- 
freundlichfeit aufzumweifen haben, jo daß ein Poet ihn im „Morgenblatte“ 
folgendermaßen befingen konnte: 

„Ja das Schidjal übt Bergeltung! Den einft von des Thrones Stufen, 
Einft aus feines Lagers Mitte Neid und Mißgunft abberufen, 

Den die alte Zeit verbannte: dieſen hat die neue Beit, 

Hat des freien Volks Vertrauen heut’ zum Yührer eingeweiht.” - 

Zwar hatte die Linke den „Vater“ Itzſtein zum Reichsverweſer aus- 
erfehen, allein ohne alle Hoffnung auf Erfolg. Denn obſchon Adam 
non Ieftein aus Manyhein vor gewöhnlichen Menfchenfindern gleichfalls 
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das vorans hatte, daß er feinem Namen ein „Bon“ vorfeßte, fo ver- 
mochte er doch jo wenig mit einem Manne aus dem Würftenftande zu 
fonfurriren, daß folche Abgeordnete, welche für Itzſtein ftimmten, fogar 
öffentlich von manchen Wählern, wie 3. B. dem Profeffor Haggenmüller 
aus Kempten geſchah, zurecht geriefen wurden. Nur der Erzherzog Jo⸗ 
hann von Defterreihh war der Mann der Situation. Da er fi mit 
der Tochter eines bürgerlichen Poftmeifters vermählt hatte, fo fand man 
darin eine Gewähr feiner liberalen Gefinnung; wozu nod) fam, daß fein 
1842 bei der Grundfteinlegung des Kölner Domes ausgebradhter Spruch: 

„Kein Defterreich, kein Preußen — ein einiges Deutfchland!“ 
ihn fehr populär gemacht hatte. Indeß mußten die Eingeweihten, die 
feine Wahl in Szene gefeßt Hatten, recht gut, daß Erzherzog Johann 
die Einigfeit Deutfchlands im reaktionären Sinne, nicht aber unter diefem 
Ausdrude die demofratifhe Einheit verftand. Deßhalb war feine Wahl 
den deutfchen Fürſten genehm und deßhalb afzeptirten fie biefelbe als 
ein Unterpfand ber monardifhen Eintracht. In feinem Briefwechjel 
mit Johannes von Müller (herausgegeben von Daurer-Konftant, Schaff- 
haufen 1840) hatte er ſich fehr deutlich über diefe Einigkeit ausgefprochen, 
wenn er gefchrieben hatte: 

„Eine fefte Vereinigung zwifchen Preußen und Oeſterreich, Rußland 
als Garant der Aufrichtigkeit diefer Bereinigung, ift Ienes, was ich für das 
Zwedmäßigfte anfehe. Sollte noch der alte Neid beftehen, dann wehe 
uns Allen: dann ift eine Krifis nahe, an der Oeſterreichs Koloß ſich 
verbluten, und fein Sturz Preußens Grundveften fo erfchüttern wird, 
daß diefer Staat bald folgen muß.“ 

Es ift bei der Wahl des öfterreichifchen Erzherzoges nicht außer 
Acht zu Laffen, daß Defterreich, welches aus feiner Dynaftie den Reichs⸗ 
verwefer lieferte, in ber Bundesverfammlung den VBorfig führte. Wenn 
auch einige Regierungen hinfichtlich der Wahl Iohann’s wegen. ber Kon⸗ 
fequenzen, die fi) daraus herleiten ließen, ihre Verwahrung einlegten, 
fo Hatte doch das Parlament nur als ihre Puppe gehandelt und eine 
Einrichtung gefchaffen, die unter den obwaltenden Umftänden für den 
Schuß der meiften Staaten unvermeiblid geworden war. Die Monarchie 
brauchte eine Art Diktatur gegen die Demofratie, 

Das Reichöverweiergefeg gab dem zu erwählenden Bilar die oberfte 
Polizeigewalt Deutfchlands, ſchloß ihn aber von ber Mitwirkung an ber 
Berfoffung aus und übertrug ihm nicht einmal die Vollziehung der von 
der Berfammlung gefaßten Befchlüffe oder zu Stande gebradhten Ge⸗ 
fee. Dagegen erflärte es ihn, während es ihn mit einem verantwort- 
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lihen Minifterium umgab, für unverleglich, das heißt, es übertrug die 
Souveränetät, die e8 dem Parlamente und dem Volke entzog, auf den 
Reichsverweſer. Derfelbe war beftimmt, gegen die fortdauernden Revo— 
lutions⸗Verſuche in den Heinen Staaten die Ruhe und Ordnung auf- 
recht zu erhalten nnd fofort, nachdem vom Parlamente die Berfafiungs- 
arbeit beendet war, von feinem Poſten abzutreten. „Die Errichtung des 
Verfaſſungswerks,“ hieß e8 im 8. 3 des betreffenden Geſetzes, „bleibt von 
der Wirkfamfeit der Zentral-Gewalt ausgenommen.“ Somit beraubte 
fid) die National-Berfammlung felbft des Armes, den fie zur Einführung 
ihrer Berfaffung nöthig haben konnte. Der Reichsverweſer follte zwar 
über die gefammte bewaffnete Macht Deutfchlands verfügen und die 
Oberbefehlshaber derfelben ernennen; allein da man fein Parlaments- 
Heer ſchuf, mußte er in diefer Hinficht auf den guten Willen der Einzel- 
ftaaten angewiefen bleiben. Ucber Krieg und Frieden follte die Zentral-Gewalt 
im Einverftändniß mit der National-Berfammlung befchließen, eine Halb- 
beit, die fi) beim Malmöer Waffenftillftande rächte. Die Reichs-Mi⸗ 
nifter hatten das Recht und bie Pflicht, in der National-Verſammlung 
fih hören zu laffen und Auskunft zu geben; — gleichwie der Reichs— 
verwejer Fein Abgeordneter der National-Berfammlung fein durfte, 
brauchten die Minifter feine Parlaments-Mitglieder zu fein. Mit an- 
dern Worten follte der Reichsverweſer über dem Parlament erhaben da- 
ftehen und in feiner Hinfiht an einen deutſchen Präfidenten oder Voll⸗ 
ziehungs-Ausfhuß erinnern, während die Minifter nicht im Sinne der 
Mehrheit zu handeln brauchten. Mit dem Eintritt der proviforifchen 
Zentrals®ewalt follte der Bundestag, den die Zentral-Gewalt erfetzte, 
abtreten. Dagegen ſchuf der vierzehnte Paragraph einen neuen Bundes- 
tag unter veränderter Yorm, indem er beftimmte, daß die Zentral-&e- 
walt in Bezug auf VBollziefungsmaßregeln fich, fo weit thunlich, mit den 
Bevollmächtigten der Landesregierungen ind Einvernehmen zu feten 
hätte. War alfo der Reichsverweſer in Betreff der Geſetze und Be: 
ichlüffe der National-Berfammlung eine fouveräne Null, die feine Willens- 
äußerung des Parlament? auszuführen brauchte, fo war er doch laut 
der lettgenannten Beftimmung der vollziehende Arm der ftaatlichen Re- 
aktion, der Präfident des nen aufgewärmten Bundestags: wobei zu be- 
merfen ift, daß die von ben Regierungen nach Frankfurt als Bevoll 
mächtigte gefandten Vertreter ganz nad) der Weife des alten Bundes- 
tags ſich beriethen und einen VBerfhwörungsherd gegen die Demofratie 
bildeten. 
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Der Bundestag beſchloß in feiner 67. Siyung vom 29. Juni 1848, 

an den öfterreichifchen Erzherzog nachſtehendes Schreiben zu fenden: 
„Durdlauditigfter Erzherzog! 

In würdigem feierlichen Akte wurden Euere Kaiferlihe Hoheit fo 
eben von der deutjchen National-Berfammlung zum Reichsverweſer un⸗ 
jere8 Baterlands erwählt. Die Bundesverfammlung theilt die Ber- 
ehrung mit der ganzen beutfchen Nation für Eure Kaiferlihe Hoheit, 
und die erhebenden patriotifchen Gefühle, die ſich an diefes große Ereig- 
niß knüpfen; fie theilt das feite Vertrauen, daß diefe Wahl heilver- 
fündend und die befte Bürgfchaft für die Einheit und Kraft, für die 
Ehre und Freiheit des Gefammtvaterlandes fein werde. Sie beeilt ſich, 
Eurer Kaiferlichen Hoheit diefe Ueberzeugung und diefe Gefinnungen glüd- 
wünfchend auszudrüden. — Ganz befonders aber gereidht es 
den in der Bundesverfammlung vereinigten Bevollmäd- 
tigten der deutfhen Regierungen zur höchſten Genug- 
thbuung, Eurer Raiferlihen Hoheit bie Berfiherung aus 
drüden zu dürfen, daß fie ſchon vor dem SchIuffe der Be- 
ratbungen über die Bildung einer proviforifhen Zen 
tral-©ewalt von ihren Regierungen ermächtigt waren, 
für die Wahl Eurer Kaiferlihen Hoheit zu fo hohem 
Berufe fih zu erflären“ u. |. w. 

Den 11. Juli fam der Erzherzog in Frankfurt an. Nachdem er 
den folgenden Tag im Schoofe der National-Berfammlung erklärt Hatte, 
daß er hiermit das Amt eines Reichsverweſers antrete und das Reichs⸗ 
verwefergefeß halten und halten laflen werde zum Ruhm und zur Wohl- 
fahrt des Baterlands, verfprach er fich dem neuen Amte ungetheilt wid- 
men und deßhalb feinen Kaifer erfuchen zu wollen, ihn nad) der bereits 
zugefagten Eröffnung des Öfterreichifchen Reichsſtages von der weiteren 
Stellvertretung in Wien zu entbinden. Am Nachmittage des nämlichen 
Tages jedoch begab fi Johann in den Bundespalaft der Ejchenheimer: 
gaffe, wo er aus den Händen ber Bundesverfammlung, die fich in ihrer 
bisherigen Geftalt auflöfte, die Vollmacht derfelben empfing. 

Die deutfchen Regierungen wahrten die Nechts-Kontinuität. Sie 
übertrugen an den Reichsverweſer in feierlicher Plenar-Sigung, welche 
nach dem Bundesrechte zur Herftellung des neuen Organismus, wenn 
ex für die Regierungen gültig fein follte, nöthig war, die Ausübung der 
Befugniffe und Pflichten de8 Bundestags. Unvermerkt hatten Die 
einzelnen Staaten ihre Gefandten abgefhidt, fo daß fie zur Aufnahme 
eines feierlichen Plenar-Protokolls vollftimmig vertreten waren. Damit 
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aber jeder Verdacht von der rechten Fährte abgelenkt würde, ſtellte der 
braunſchweigiſche Geſandte, ohne daß begreiflicherweiſe darüber ein Be- 
ſchluß gefaßt worden wäre, ſchon am 16. Mai den Antrag: „I. In 
Bundesangelegenheiten, welche fich überhaupt als nicht bloß diplomatifche, 
. adminiftrative oder erefutive zur Öffentlichen Verhandlung eignen, nament- 
lich alfo aud) die Verfaffungsangelegenheit, werden im Plenum öffentlich 
berathen; 2. die Beftimmung der Wiener Schlußafte und der Bundes- 
akte, nach welcher Unanimität zu allen Berfaffungsveränderungen erfor: 
derlich ift, wird aufgehoben, und es entfcheidet eine Majorität von zwei 
Dritteln; 3. die Beftimmung, daß Gegenftände, über welche im Plenum 
zu: befchließen ift, zuvor im engern Rathe vorbereitet werden, wird auf: 
gehoben; 4. jeder Staat befhidt das Plenum mit fo viel Perfonen, als 
ihm Stimmen zuftehen; 5. Das Plenum entwirft fich felbft eine möglichft 
einfache Geſchaͤftsordnung.“ 

Auf diefe Weife wurde das Publikum, das nun glaubte, die Bun⸗ 
desverfammlung wolle die Deffentlichkeit ihrer Situngen inauguriren, 
über die Bildung eines Plenums irre geführt. Die eigentliche Bedeutung 
des letztern beftand indeß in der Nichtanerfennung der Parlamentd-Son- 
veränetät, vermittelft welcher der Reichsverweſer eingefegt wurde; in der 
Wahrung der Rechts: Kontinuität und im Verharren beim Bundesrecht; 
endlich in dem indirekten Gelöbniß einer jeden Regierung, auf dent Wege 
der Reaktion zu dem vormärzlichen verfaffungsmäßigen Zuftande Deutjcdh- 
lands zurüdlehren zu wollen. Indem Erzherzog Johann durd ein Bun- 
destags-Plenum: eingefetst wurde, wurde nicht nur ausgefprochen, daß die 
Einfegung desſelben durd) das Parlament feine Gültigkeit habe, fondern 
aud, daß fich zu ihm die Fürften nicht anders ftellten, als zu dem feit- 
berigen, von ihnen beſchickten Bundestage. Sie wurden feine Vollmacht⸗ 
geber, er ihr Untergeordneter und das Zentral-Drgan ihres Gefammt- 
willend. 

ALS der Reichsverweſer im Bundespalafte erfchten, um die fämmt- 
lichen Befugniffe und Verpflichtungen der Bundesverfammlung für fein 
hohes Amt zu übernehmen, redete ihn Schmerling, der Vorſitzende des 
Bundestags, jo an: 

„Euere kaiferliche Hoheit treten an die Spige der proviforifchen Zen- 
tral-Gewalt, jener Gewalt, gefchaffen nad) dem Wunfche des deutfchen 
Volkes, um für die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt des- deutfchen 
Bundesſtaats zu forgen, feine bewaffnete Macht zu leiten und feine völ- 
ferrechtlihe Vertretung auszuüben. Nach der Berfaffung Deutjchlands 
war die Bundesverfammiung berufen und verpflichtet, die Sicherheit 


und Unabhängigkeit unferes Baterlandes zu wahren, den Bund in feiner 
Geſammtheit vorzuftellen und das beftändige Organ feines Willens und 
Handelns zu fein. Sie war bereditigt, für die Anfrechterhaltung fried- 
licher und freundfchaftliher Berhältniffe mit den auswärtigen Staaten 
Sorge zu tragen, Sefandte von fremden Mächten anzunehmen und im 
Namen des Bundes folche an biefelben abzuordnen, Unterhandlungen für 
den Bund zu führen und Verträge für denfelben abzufchlichen. Der Bun- 
deöverfammlung war es übertragen, die auf das Militärweien des Buns 
des Bezug habenden militärifhen Einrichtungen und die zur Sicher⸗ 
ftelung feines Gebiete erforderlichen Bertheidigungsanftalten zu be= 
fhließen und zu überwachen, über Krieg und Frieden zu entfcheiden. — 
Die Bundesverfammlung überträgt Namens der deut- 
hen Regierungen die Ansübung diefer ihrer verfafjungs- 
mäßigen Befugnifje und Berpflidtungen an die propis 
forifhe Zentral-®ewalt, fie legt fie insbefondere mit dem Ber- 
trauen in die Hände Eurer Faiferlichen Hoheit als des deutſchen Keichs- 
verwejers, daß für die Einheit, die Macht und die Freiheit Deutſchlands 
Großes und Erfolgreiches erzielt werde, Ordnung und Geſetzlich— 
feit bei allen dbeutfhen Stämmen wiederfehren, und das 
deutſche Bolf der Segnungen des Friedens und der Eintraht dauernd 
fich erfrenen werde.“ 

Alfo wurden forgfältig die einzelnen Befugniffe und Berpflichtuns 
gen, die auf den Reichsverweſer übergingen, aufgezählt. Die Fortdauer 
des alten Bundesrechts ſchloß von felbft die verfuchte Einführung eines 
neuen Rechtszuſtandes aus. Johann erwiderte auf die Anfprache Schmer- 
ling8 folgendermaßen : | 

„sc übernehme nun die von der Bundesverfammlung Namens ber 
beutfchen Regierungen an die proviforifche Zentral-Gewalt übertragene 
Ausübung ihrer bisherigen verfaffungsmäßigen Be- 
fugniffe und Berpflihtungen” (S. Plenar- Protofol vom 
12. Juli 1848.) 

Ehe der Bundestag abdanfte, forgte er noch für die Heeresver- 
mehrung, um ber proviforifchen Zentral⸗Gewalt nicht nur eine gefüllte 
Kaſſe, fondern auch eine beträchtliche Truppenmacht zu überliefern. Die 
Rüftungen gegen die inner- und außerhalb Deutichlands befindliche 
Demofratie waren ohnehin unausgefett weiter betrieben worden. Eines- 
theil8 fchrieb nämlich der königlich preußifche Bevollmächtigte bei der 
Militär-FRommiffion, General-Major von Peuder, eine Schrift, betitelt: 
„Beiträge zur Beleuchtung einiger Grundlagen für die künftige Wehr: 
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verfafiung Deutſchlands“, und anderntheils Hielt am 5. Juli Oberft 
Mosle von Oldenburg, der Bundestagsgefandte für die 15. Stimme, 
einen längern Vortrag in der Bundesverfammlung zu dem Zwede, daß 
in den gegenwärtigen überaus -Dringlichen und gefährlichen Zeitumftän- 
den in allen Bundesftaaten, deren bewaffnete Macht nicht ohnehin ſchon 
ein gleiches Maß erreichte, ſolche perfonelle und materielle Vorbereitun- 
gen getroffen werden follten, welche e8 ermöglichten, die beftehenden, auf 
ein Prozent der Bevölkerung berechneten militärifchen Formationen in- 
nerhalb einer Frift von längftens ſechs Wochen um einen gleichen Be- 
ftand zu vermehren, alfo auf das Doppelte zu bringen. Der Vortrag 
Mosle's wurde nicht nur dem Militär-Ausfchuffe überwiefen, fondern im 
Drud allen Regierungen, fowie den ſämmtlichen Mitgliedern der Na- 
tional-Berfammlung zugeftelt. Der Wehr-Ausfhuß der National-Ber- 
jammlung nahm darauf die Sache in die Hand und bewirkte, daß das 
Parlament feinen befannten Beſchluß über Heeresvermehrung faßte, wo⸗ 
mit der Reaktion unendlich viel gedient war. In der Folge bewilligte 
die National-Berfammlung (unterm 27. Novenber 1848) dem Reichs⸗ 
Minifterium auch einen Kredit von 1,750,000 Gulden, damit die gegen 
die Demokratie verwandten Reichstruppen, — weil die Ränder, worin fie 
bauften, ſchon zu fehr erfchöpft worden waren, — der nöthigen Ber- 
pflegung nicht entbehrten. 
Das vom unverantwortlichen Reichsverweſer eingeſetzte, angeblich 
verantwortliche Minifterrum beftand aus den Perfonen: 
Fürſt von Leiningen, Minifter-Präfident, bald durch Schmerling erſetzt; 
Freiherr von Schmerling, Miniſter des Innern; 
Heckſcher, Miniſter des Aeußeren; 
R. von Mohl, Miniſter der Juſtiz; 
v. Peucker, Kriegsminiſter; 
v. Beckerath, Finanzminiſter; 
v. Duckwitz, Miniſter des Handels; 
Baſſermann und J. v. Würth, Unterſtaats⸗Sekretäre im Miniſterium 
des Innern; 
Mar von Gagern, und M. L. von Biegeleben, Unterſtaats⸗Sekre⸗ 
täre im Minifterium des Aeußern; 
Widemann, Unterftaats-Sefretär im Yuftizminifterium , 
Matthy, Unterftaats-Sekretär im Yinanzminifterium ; 
3. Fallati und Mevifien, Unterftaats-Sekretäre im Minifterium für 
den Handel. 
Ein befonderer Polizeiminifter fchien nicht nöthig, in Anbetracht, daß 





der Minifter des Innern die höhere Polizei im Feinftaatlichen Reiche aus⸗ 
übte. Die Handhabung diefer Folizeigewalt war die eigentliche Aufgabe 
des Reichsverweſers. Sein Wirkungskreis erftredte ſich vornehmlich über 
Baiern, Würtemberg, Baden, die beiden Heffen, Naffau, Heſſen⸗;Gomburg, 
die beiben Lippe, die beiden Hohenzollern, Sachſen und die thüringifchen 
Länder. Das im Neubau begriffene Reich befchränkte fih alfo im 
Grunde auf die foeben aufgezählten Länder, zumal, da die übrigen 
deutfchen Staaten, wenn fie auch nicht immer den Wünfchen der großen- 
theil8 reaktionären National-Berfammlung Trotz boten, außerhalb der 
Tragweite ber Zentral- Gewalt lagen. In diefem engen Gebiete ber 
reichsverweſten Macht⸗Sphäre bejorgte hauptſächlich Herr von Schmer- 
ling den Schuß der reaftionären Intereffen. Ja felbft Baiern, obfchon 
e8 dem Erzherzoge feine Zruppen zur Berfügung gegen die Nachflänge 
der Märzbewegung ftellte, mußte in Bezug auf feine alten Provinzen 
als ein Staat angefehen werden, der von dem gelinden Hauche ber Par- 
lamentsluft faft gar nicht berührt wurde. Braunfchweig, Oldenburg, 
Hannover, die beiden Medlenburg, Preußen und Oeſterreich fühlten fich 
vor den Eingriffen der Frankfurter Geſetzgeber jchon ihrer geographiichen 
Lage wegen fiher, und die dortigen Herrfcher brauchten nicht bange zu 
fein, daß die zehn Millionen kleinſtaatlichen Einwohner, auf welche das 
Parlament Einfluß ausüben konnte, bei einem etwaigen Sturze bes Reichs⸗ 
verwefers, ihnen Gewalt anzuthun vermöchten. Indeß zum Zemporifiren 
genöthigt, verwarfen auch die günftig fituirten Regierungen das Parlas 
ment nicht unbedingt, weil fie die Gelegenheit zum unvermeiblichen Kon- 
flifte erſt heranreifen laſſen wollten. 

As die Stunde endlich gefommen war, gab Preußen bei der natio⸗ 
nalen Reaktion den Ausſchlag. Während Defterreich mut feinen außer- 
deutfhen Ländern vollauf zu thun Hatte, die fich getrennt fühlenden Na⸗ 
tionalitäten im Kaiferftaate hinter einander brachte und das Frankfurter 
Einigungswert mehr durch fouveräne Nichtbeachtung, als durch feind- 
liches Eingreifen gefährdete: glaubte Preußens Regierung die Wufgabe 
erfüllen zu müffen, thatjächlich die nationale Bewegung niederzuwerfen, 
die Patrioten erſt hinters Licht zu führen und dann fich offen als ben 
Hort der Reaktion zu bewähren. Darum hatte der preußifche König, als 
Sagern bei ihm während der Märzftürme deßhalb in Berlin angefragt 
hatte, die Zufage gegeben, daß er „für bie Tage der Gefahr” bie 
oberfte Leitung Deutſchlands übernehmen wolle; darum hatte er auch bei 
feinem Umritte durch die Straßen Berlins verfündet, er ftelle ſich an bie 
Spige Deutſchlands, um die niedergetretene Ordnung wieberherzuftellen, 
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und darum hatte er ein Heer unter Wrangel nad Schleswig-Holftein 
geſchickt. Wahrfcheinlich hatte Gagern im Einverftändniffe mit ihm oder 
auf feine Eingebung auch jenen „fühnen Griff“ gethan, durch welchen 
der Erzherzog Johann von Defterreich zum Reichsverweſer erloren wor: 
den war. Denn die Empfindlichkeit des öfterreichifchen Kaiſerhauſes 
mußte vor allen Dingen gefchont werden und die preußifche Regierung 
mußte eine Bürgfchaft geben, daß fie das Niederwerfen der demofratifchen 
Revolution nicht dazu benugen wollte, ſich zum Nachtheile Defterreich® 
zu vergrößern. Bon der völligen Eintracht der beiden deutſchen Groß- 
mächte hing das Gelingen der beabſichtigten Reaktion vorzüglich ab. Um 
das Einverftändniß aber volllommen zu machen, follte eine Zufammen- 
funft des preußifchen Königs mit dem Neichöverwefer anberaumt wer- 
den, auf welcher fich die großftantliche Reaktion über ihr Vorgehen gegen 
die Heinftaatliche Furzathmige Unruhe gänzlich zu einigen vermöchte. Die 
Gelegenheit zu einem folchen reaftionären Rendezvous follte der Kölner 
Dombau an die Hand geben. Zwar fiel, wie Berthold in feiner „Ge— 
fehichte der deutfchen Städte” überzeugend nachgewieſen hat, die Grün- 
dung des Doms nicht in das Jahr 1248, fondern erft nad) dem Jahre 
1270; aber nichtödeftoweniger wurde von preußifchen Könige ber 
14. Auguft 1848 als fechshundertjähriges Dombau-Jubiläum angefegt. 
Er konnte dabei ficher fein, daß die Profefforen der Paulsfirhe den 
hiftorifchen Irrthum, wenn felbiger von ihm ausging, nicht aufdeden 
würden. Zu diefem Jubiläum reifte der Erzherzog Johann in Beglei- 
tung Heinrich8 von Gagern, nebft dem Gefchichts-Profeffor Biedermann, 
dem Sekretär der deutſchen Nationalverfammlung, und 23 anderen Par- 
lamentsmitgliedern. Obſchon der König das Parlament bei fi) zu Gaſt 
geladen hatte, verlegte er dennocd, die Gaftfreundfchafl, indem er demon⸗ 
ftrivend an Gagern in Köln die Worte richtete: 

„Vergeſſen Sie nicht, daß es noch Fürften in Deutfchland gibt, 
und daß ich zu ihnen ‚gehöre.“ 

Nachdem am 14. Auguft große Revue des Militärs und. der Bür- 
gerwehr und ähnliche Feftlichkeiten ftattgefunden hatten, feierten am 
Abende des folgenden Tages der König und der Reichöverwefer bei einem 
Eh- und Trinkgelage auf dem Gürzenich das herzliche Einverftändniß 
der Reaktion. Friedrich Wilhelm IV. brachte hier auf den Erzherzog den 
Trinkſpruch aus: 

„Diefen Toaft bringe ich einem deutſchen Manne, der mein Freund 
ift, dem Manne, dem Sie vertrauen und dem ih aud) mein Zu— 
trauen fchenfe; möge er uns die Einigkeit ſchenken!“ 





Johann erwiderte: 

„Das dem Fürften, der meine Gefundheit ausbrachte! Gott erhalte 
ihn noch lange, wie auch unfere Eintradt!“ 

In vino veritas. Die ſämmtlichen Schattirungen ber deutfchen Reaktion? 
fonnten aus diefen beiden Zrinffprüchen entnehmen, daß zwifchen Preußen 
und Oeſterreich die entente hergeftellt war. Hauptfädli war über bie 
eine brennende Frage, den fchleswig-holfteinifchen Krieg, eine Berftän- 
digung erzielt worden, die ſchon im nächſten Monate aller Welt erficht- 
ih werden follte.e Mit diefer Angelegenheit wollen wir ung nun wieder 
befchäftigen. 

Am 2. Juni ftellten Dahlmann und mit ihm 9 Bertreter Schles- 
wig-Holftein’8 den Antrag: die National-Berfammlung möge erflären, 
daß die jchlesiwig-holfteinifche Sache in den Bereich ihrer Wirkfamteit 
gehöre, und daß beim Friedensichluffe da8 Recht der Herzogthümer und 
die Ehre Deutfchlands gewahrt werben müſſe. Drei Tage fpäter befchloß 
die damals noch in Funktion befindliche Bundesverfammlung, dem Ge- 
neral Wrangel die Mittheilung zu machen: e8 lägen ihr Feine Gründe 
vor, die der Wiederbefegung der geräumten Landestheile entgegenftänden. 
Den 8. Juni verlangte Heckſcher als Berichterftatter des fchleswig- 
holfteinifchen Ausichuffes, indem er fidh mit dem erwähnten Dahlmann’- 
ſchen Antrage einverſtanden erklärte, daß man die Erwartung ausſpräche, 
es werde für die nöthige Verſtärkung des deutſchen Heeres in Schleswig 

geſorgt werden. 

Die dänifche Regierung ſollte, — fo wurde den leichtgläubigen Pa- 
trioten vorgeganfelt, — bei den im April und Mai zu London gepflogenen 
Berhandlungen geltend gemacht haben, daß die Bevölferung im Norden 
Schleswigs mit Dänemark vereinigt zu werden wünſche: worauf die preu- 
ßiſche Regierung in einer Note an ihren Gefandten v. Bunfen in Lon⸗ 
don unterm 18. Mai zugeftanden haben follte, über diefen Punkt in ben 
nördlichen Diſtrikten Scleswigs durch eine Volksabſtimmung entjcheiden 
zu laſſen. Auch Lord Palmerſton follte ſich den 19. Mai und der deutfche 
Bundestag den 30. Mai damit einverftanden erflärt haben. 

Herr v. Schmerling, der doc) als Vorfigender der Bundesverfamm- 
lung fehr genau wußte, wie unwahr er ſprach, hielt bei ber Verhand⸗ 
lung der fchleswig=holfteinifchen Angelegenheit im Parlamente zum Ent- 
züden der in folchen Dingen unbewanberten Profefforen folgende Rede: 

„Nur mit gerechter Entrüftung babe ic vernommen, in welch' be- 
dauernswerther, ftrafbarer Weife von der früheren Bundesverfamm- 
lung eine Angelegenheit behandelt wurde, die die gerechten Wünfche von 
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Deutjchland auf ſich gezogen hat. Ich, meine Herren, fage mid) los von 
einer ähnlichen Handlungsweife. Sc kann es Laut betheuern, daß ic 
längft einen Platz verlafjen hätte, auf den mich, wie. ich hoffe, das Ber- 
trauen meines Volkes und das Vertrauen meiner Regierung Hinftellte, 
wenn ich je vorausfegen dürfte, daß eine ähnliche Zumuthung mir werde 
gemacht werden, wie die damals an die Bundesverfammlung ergangene, 
Wir wollen hoffen, und ich bin es innigft überzeugt, daß die Zeit einer 
zweideutigen Diplomatie für immer verfchwunden ift. Bon nun an fenne 
ih nur eine Pflicht der Negierungen, die Pflicht, die wohlverftandenen 
Intereffen der Völker mit aller Kraft zu vertheidigen.“ — — Schmer- 
fing war ein Meifter in der Kunft, die Leute durch Wortgeflingel zu 
täufchen ! | 

Der Gefchichts-Profeffor Yriedrih von Naumer, welcher der Re- 
aktion gute Dienfte leiftete, theilte endlich im Parlamente mit, daß Pals 
merfton in folgende, von Preußen aufgeftellte Punkte eingewilligt habe: 

1. Der König von Dänemark zieht die Einverleibung zurüd und 
erfennt das Recht der Unzertrennlichfeit der Herzogthümer an. 

2. Ueber die Trennung der Finanzen, des Heeres, der Flotte und 
Schulden wird eine gütliche Berftändigung ftattfinden 

3. Die beiden Herzogthümer werden in den deutihen Bund auf- 
genommen, wobei ſich das nördliche Schleswig frei ausfprechen darf. 
Hieraus folgerte Herr von Raumer, daß Preußen für Deutfchland das 
Möglichfte getan habe. Da es, fette er Hinzu, mit einem gleichzeitigen 
Angriff von Often und Weften bedroht fei, wenn der Krieg nicht bei- 
gelegt werde, fo dürfe man Preußen angefichts des zwiſchen Dänemarf, 

Schweden und Rußland im Entftehen begriffenen Bündniffes feinen 
Selbſtmord zumuthen. Raumer hatte die Aufgabe, das Parlament auf 
die Schönen Bedingungen des Waffenftillftandes vorzubereiten. 

Daß den einzelnen Regierungen der gute Wille fehle, den Krieg 
gegen Dänemark eifrig zu betreiben, war eine einleuchtende Thatſache, 
- Har für Jedermann, der feiner fünf Sinne mächtig war. Nichtsdeſtoweniger 
entging fie dem Scharfblide vieler Profefforen der Paulskirche. Selbige 
gewahrten wohl die Lauheit, mit welcher der Krieg geführt wurde, aber 
fie meinten fie aus den äußern ungünftigen Berhältniffen erklären zu 
müffen. Darum blieben die Verſuche einzelner Parlaments-Mitglieder, 
ihren Kollegen die Augen zu öffnen, ohne Wirkung. Es nützte alfo 
Nichts, wenn Stavenhagen am 17. Juni darauf verwies, wie der 
Bundestag ſchon in einer Sigung vom 8. Mai den Grundſatz aufge- 
ftellt, daß die deutfchen Regierungen zwar berechtigt, aber nicht ver- 
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pflichtet wären, die dänifhen Güter und Schiffe mit Befchlag zu be- 
legen, daß die hannöver'ſche Regierung in Berlin mitgetheilt, fie wollte 
die angeordnete Beichlagnahme dänifchen Eigentyums aufheben, daß die 
proviforifhe Regierung in Schleswig-Holften eine ſolche Aufhebung 
ſchon am 17. Mai verfügt und daß andere Regierungen ein Gleiches 
gethan hätten; woher e8 denn käme, daß dänifche Wahrzeuge ungeftört 
in deutfchen Häfen verfehrten, während deutſche Schiffe und deutfches 
Eigenthum von Dänemark feindfelig behandelt würden. — Ebeuſo ver- 
geblich ftellte Herr v. Reden den Antrag, jede auf den SKriegszuftand 
bezügliche Unterhandlung zwifchen einzelnen deutfchen Staaten und Däne- 
mark für- eine Berlegung deutſcher Ehre und für einen Verrath am 
Baterlande zu erllären. — Als Frande darauf aufmerkſam machte, daß 
ein däniſcher Gefandter am öfterreichifchen Hofe verweile, antwortete ihm 
Sommaruga, der dänifche Krieg gehe den König von Ungarn Nichts an. 

Nachdem diefe und ähnliche Diskuffionen durch die Einfegung der 
proviforifchen Zentral» Gewalt unterbrochen worden waren, verlautete 
plöglich da8 die deutjchen Patrioten nicht wenig aufregende Gerücht, 
daß von der englifhen und ſchwediſchen Regierung den 15. Juli ein 
MWaffenftillitand zumege gebracht worden fei. 

Der 15. Juli war gerade der Tag, au weldyem das Parlanıent 
auf des Herrn von NRadowig Antrag bejchloffen Hatte, die Zentral- 
Gewalt zu einer Vermehrung des Heeres auf zwei Prozent der jegigen 
Bevdlferung zu ermächtigen. 

Indeß follte das deutjche Volk ganz allmählid) auf den Waffen- 
ftillftand vorbereitet werden. Denn bald ftellte es ſich heraus, daß vor⸗ 
derhand nur eine Waffenruhe eingetreten fei, weil die dänifche Regierung 
fid) geweigert habe, die deutfche Zentral-Gewalt anzuerkennen. Die 
National-Berfammlung wurde nun durd) die am 21. Yuli eingetretene 
Wiedereröffnung der Teindjeligkeiten beruhigt, und die Reichs-Miniſter 
boten Alles auf, bie Parlaments-Mitglieder in Sicherheit zu wiegen. So 
verfündete Schmerling zu ihrer großen Genugthuung: wenn e8 nun 
einmal nicht anders gefchehen könnte, als daß der Krieg mit deutfchen 
Reichstruppen geführt werde, läge es ja wohl auf der Hand, daß bie 
einzelnen Staaten aus der Reichskaſſe entfchädigt werden müßten. Defter- 
reich8 Nichttheilnahme am Kriege erklärte er theild aus der inneren Be» 
drängniß des Saiferftaats, theild aus deſſen Weltftelung. Dagegen ver- 
fündete der Kriegs-Minifter Peuder zu der Profefforen lebhafter Freude: 
binnen Kurzem würden auch Bundestruppen aus Defterreih, wie das 
fiebente, achte und neunte Bundes⸗Korps, auf ben Kriegsfchauplag 
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rücken. Hierdurch in dem Glauben beſtärkt, daß die proviſoriſche Zentral⸗ 
Gewalt energiſch den Krieg zu führen gedenke, verſahen ſich die Par- 
laments-Profefloren nicht im Geringften der argen Enttäufchung, die 
ihrer binnen wenigen Wochen-wartete. Sie ließen fich daher auch nicht 
am 11. Auguft durch Naumwerd in Unruhe verfegen, als ihnen derfelbe 
vorhielt, daß der preußifche Minifter des Auswärtigen, Herr v. Arnim, 
in der Berliner Bereinbarungs-Berfammlung eingeftanden, Hannover 
babe mit Dänemark ein freundliches Ablommen getroffen, und als fie 
der nämliche Abgeordnete an die dem öfterreichifchen Gefandten, Frei- 
herren von Drinks, unterm 18. Mat zugeftellte dänifche Note erinnerte, 
worin der öfterreichifchen Regierung von Dänemark verfichert worden 
war, Dänemark werde, weil es auf die Wahrung der freundichaft- 
fihen Beziehungen zu Oeſterreich hohen Werth Lege, die öfterreichifche 
Flagge ſtets als eine neutrale behandeln. 

Auch von Seiten demofratifcher Vereine wurde das Parlament vor 
dem in der fchleswig-holfteinifchen Angelegenheit getriebenen falfchen 
Spiele gewarnt. So langte aus Baiern unterm 15. Juli eine Abreffe 
des „Bereines für Volksrechte“ an, worin der deutjchen National-Ber- 
fammlung zugerufen wurde: 

„Der fi allenthalben beftätigende Waffenftillftand, abgefchloffen im 
Norden, gleicht einem Berrath an Euerer Souveränetät, an der neu ge- 
ſchaffenen Zentral-Gewalt, und erreicht durch den Inhalt feiner Be— 
fliimmungen ein foldhe® Webermaß von Schmach gegen die Ehre der 
deutfchen Nation, daß längeres Schweigen Zreubruh am Baterland 
wäre.” 

Während jedoch der Abſchluß des Waffenftillftandes Längft in Aller 
Munde war, ging nichtsdeftoweniger die Reaktion, gleich als ob ihr bie 
Bemäntelung desfelben vor der Deffentlichkeit ſchwer fiele, fehr behutfam 
zu Werke. Ste fuchte nach einer ſchicklichen Form, durch welche einiger- 
maßen die ZentralsGewalt gededt werden fünnte. Zu diefem Behufe 
erfchien der preußifche General Below in Frankfurt am Main, um fid 
eine Vollmacht zur Abjchliegung des Vertrags geben zu lafjen, indem er 
geltend machte, daß e8 der preußifchen Regierung wegen der von Often 
drohenden Gefahr fchlechterdings unmöglich fei, den Krieg fortzufetsen.*) 
Das Reiche-Minifterium, welches recht gut wußte, daß diefes Manöver 
einzig den Zwed hatte, den Berrath zu verbrämen und eine Art Zwid- 


*) Mit Recht fragte Vogt: warım, wenn von Oſten Gefahr drohe, die 
prenßifchen Truppen im Weften aufgehäuft feien ? 








mühle herzuftellen, ertheilte am 6. Auguft die geforderte Vollmacht, an- 
geblich unter der Bedingung, daß dem Abſchluß des Waffenftillftandes 
nicht der Malmöder, fondern der am 19. Juli auf dem Luftfchloffe Bellevue 
abgefaßte Entwurf zu Grunde gelegt werden follte. 


Zufolge dem Entwurfe von Bellevue follten ſämmtliche fchleswig- 
Holfteinifche Truppen in Holftein und 3000 Mann deutfhe Truppen 
in Schleswig ftehen bleiben, dahingegen eine gleihe Anzahl dänifche 
Truppen auf Alfen gelegt werden. Eine neue Regierung follte einge- 
feßt werden aus Perfonen, die ihren „Beftand und ihre gebeihliche Wirk- 
famfeit“ verbürgten. Die ſämmtlichen Truppen in den beiden Herzog- 
thüntern hatten unter preußifchem Oberbefehl zu bleiben, und alle bis 
zum Abſchluß des MWaffenftillftandes erfchienenen Geſetze follten volle 
Gültigkeit behalten. 


Dagegen beftimmte der Entwurf von Malmoe, daß, nachdem bie 
beiden friegführenden Theile die Herzogthümer geräumt, der deutſche 
Bund nur 2000 Mann in Schleöwig-Holftein, Dänemark aber, welches 
angeblich feine Kriegsvorräthe und Hofpitäler überwachen mußte, eben 
jo viele Truppen auf Alfen unterhalten dürfe. Die einheimifchen Truppen 
der Herzogthümer wurden getrennt. Die einheimifchen Truppen Schles- 
wigs follten in einzelnen Abtheilungen in Schleswig aufgeftellt und von 
der neuen Regierung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe verwandt 
werden, wobei es diefer Megierung auch geftattet fein follte, in beliebiger 
Anzahl die Offiziere und Soldaten in ihre Heimath zu entlaflen. Die 
einheimifchen Zruppen Holftein’® follten in ihrer gegenwärtigen Zahl 
nicht vermindert werben, wenn fich darüber nicht der Oberbefehlshaber 
des deutfchen Bundesheer mit der neuen Regierung, der fie zur Ber- 
fügung fanden, einigen werde. Die neue Regierung follte aus fünf 
Perfonen beftehen, wovon Dänemark zwei und Preußen im Namen des 
deutfchen Bundes zwei Perfonen erwählen und dann bdiefe vier ge- 
wählten das fünfte Negierungsmitglied ernennen follten. Würden fich 
aber die vier von Preußen und Dänemark erwählten Regierungsmitglieder 
niht über die Wahl des fünften einigen können, fo follte der VBorfigenbe 
der Regierung (oder das fünfte Mitglied) durch das englifche Miniſterium 
ernannt werden. Alle jeit dem 17. März für die Herzogthümer erlaffenen 
Sefege und Berordnungen wurden außer Kraft gefegt, mit Ausnahme 
folder, weldye die neue Regierung für nöthig halten würde, 


Der Entwurf von Bellevue ſchien gemacht worben zu fein, bamit 
has Reihs-Minifterium fich durch denfelben vor dem Parlanıente noth= 
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dürftig den Rücken deden konnte. Einen andern Zweck hat diefer Ent- 
wurf wohl nicht gehabt. 

Das Reichsminiſterium fuchte ſich aber auch nod) dadurch ficher zu 
ſtellen, daß Heckſcher dem Parlamente die Mittheilung machte, der Unter- 
ſtaatsſekretär Max von Gagern ſei nad) Berlin und nad) den Herzog- 
thümern gejandt worden, um den Abſchluß des Waffenftillftandes zu 
überwachen. Freilich beftand die Miffion des Unterftaats-Sefretärs Mar 
v. Gagern weniger darin, die preußifche Aegierung beim Abjchluß des 
Waffenftillftandes zu überwachen, als das Parlament, das deutfche Bolt 
und namentlich die Schleswig-Holfteiner irre zu führen. 

Denn in Schleswig-Holftein verlangte das Volk fo heftig die Be 
rufung einer konftituirenden Berfammlung, die das Schidfal der Herzog- 
thümer feftftelen follte, daR die dortige proviforifche Regierung nicht 
umhin konnte, für den Zufammentritt derfelben den 15. Auguft zu be- 
ftimmen. 

Dieß war Preußen und der Zentral-Gewalt äußerft unangenehm, 
weil eine folche Berfammlung den ganzen Anfchlag der Reaktion durch⸗ 
freuzgte. Daher verlangten Beide, um in Muße ihren Plan ausführen 
zu können, perentorifch von der proviforifchen Regierung die Verſchiebung 
des Zuſammentritts der fonftituirenden Verfammlung, und? Mar von 
Gagern, indem er den Scleswig-Holfteinern vorfpiegelte, der Waffen- 
ftillftand werde ihren Rechten feinen Abbruch thun, brachte e8 auch zu 
Stande, daß die fchleswig-holfteinifche Konftituante auf 4 Wochen ver- 
tagt wurde. Hierdurd) war die nöthige Zeit gewonnen, um das ver- 
rätherifche Spiel in aller Ruhe zu betreiben. 

Der Waffenftillftand wurde nıın am 26. Auguft vom General Be- 
low förmlich zu Malmoe abgefchloffen auf Grund des Malmder Ent- 
wurfs. Mar von Gagern behauptete, daß er über den Bertragsinhalt 
fo lange im Unklaren gelaffen worden fei, „biß Preußen feine Geneh⸗ 
migung ertheilt” gehabt habe. Der Reichs-Miniſter Hedfcher feinerfeits, 
der den Vertrag erſt am 4. September dem Parlamente vorlegte, gab 
die Verficherung, daß ihm derfelbe erft am 2. September durch den Ge— 
fandten Camphaufen zugejtellt worden ſei. Heckſcher verlag zugleich mit 
dem Bertrage ein Schreiben Camphauſens, worin gejagt war, es fei 
ganz unmöglich gewefen, fid) völlig an den Wortlaut der von der 
Zentral-Gewalt ausgeftelten Vollmacht zu halten, und in ihrem Namen 
hätte der Vertrag nicht abgefchloffen werden fünnen, weil das Ausland 
nur den deutfchen Bund kenne. Der Vertrag war von preufßifcher Seite 
alfo im Namen des deutſchen Bundes auf fieben Monate abgefchloffen ; 
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ev erkannte folglich die deutſche Zentral-Gewalt nit an, fondern fufite 
auf dem vormärzlichen Rechtszuſtande Deutſchlands. Nach dem Friedens⸗ 
abſchluß aber zogen in aller Eile die Truppen von zchn deutfchen Staaten 
aus den Elbherzogthümern ab, damit ein etwa die Siftirung des Ber- 
trages verfügender Parlaments⸗Beſchluß unwirkſam werde.*) Ueberhaupt 
hatten in der legten Zeit die Dänen das deutfche Heer ungerochen neden 
und gar manchem braven Soldaten desfelben Ted das Leben rauben 
dürfen. Wrangel’8 Arm war gelähmt gewejen durch die Inftruftionen 
feiner Regierung. 

Noch vor Kurzem hatte der Reichskriegs-Miniſter v. Peuder bei 
der Yortfegung de8 Kriegs gegen Dänemark in einer Proflamation die 
pomphaften Worte gebraudt: „nun folle man fehen, daß Deutſchland 
fih nicht ungeftraft durch einen Haufen übermüthiger Dänen verhöhnen 
laſſe!“ — Jetzt dagegen vertheidigte das Reihs3-Minifterium vor dem 
Parlamente nicht nur den nämlichen Vertrag, welcher gegen die ertheilte 
Vollmacht verftieß und die Zentral-Gewalt nicht anerkannte, fondern 
Schmerling machte fogar eine Kabinets-Frage aus der unbedingten Ge⸗ 
nehmigung bes Waffenftillftandes. 

Inzwiſchen war die ſchleswig-holſteiniſche konſtituirende Berfammlung 
zufammengetreten und erhob ohne Diskuſſion folgende, buch den Land⸗ 
vogt Janſen von Sylt geftellte Anträge zu Beſchlüſſen: 

1. Die Tonftituirende Berfammlung kann wider ihren Willen weder 
aufgelöft noch vertagt werden; 2. jede Veränderung in der beftehenden 
Fandesregierung bedarf der Zuſtimmung der Landesverſammlung; 3. alle 
jeit dem 24. März 1848 erlafjenen Gefete können nur mit Zuftimmung 
der Zandesverfanumlung verändert oder aufgehoben; 4. neue Geſetze und 
Steuern nur mit ihrer Bewilligung aufgelegt werden; 5. alle beftehenden 
Steuern und Abgaben, fowie andere Staatseinfünfte, werden bis zum 
31. Dezember 1848 von der durd) die Landesverfammlung anerkannten 
Tandesregierung forterhoben. 


enge 


*) Das naffaniihe Militär traf erſt am 26. September in Wiesbaden ein. 
Da es alsbald nach Baden, wo Struve um diefe Zeit einen republilaniichen 
Aufftand verfuchte, abmarichiren follte, erhoben einige Kompagnien Meuterei, in- 
dem fie Heder hoch leben ließen und den Weitermarſch verweigerten. Sie wur: 
den Hierauf ermahnt, fie möchten Vertrauen zu ihren Yührern haben und nicht 
daran zweifeln, daß fie nur für eine gute Sache zu ftreiten haben würden. 
Becer, Reaktion. 22 
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Ein Antrag Olshauſen's, dahin lautend: 

„Die Berfammlung möge die fofortige Abfaffung und Einfendung 
einer Eingabe an den Reichsverweſer, und einer andern an die National- 
Berfanmlung nit Darlegung der Gründe, weldhe die Annahme des 
Waffenftillftands unmöglicd) machen, und mit der Bitte um Nichtgeneh- 
migung bdesfelben befchließen,“ 
fowie ber Antrag Janſen's: 

„Die Berfammlung möge fofort den frühern Beſchluß zunächft der 
Reichsgewalt und der National-Berfammlung anzeigen, vorbehaltlid 
gründlicherer Motivirung,” 
wurden gleichfalls zum Beſchluß erhoben. 


As am 5. September im Namen der beiden Parlaments-Ausschüffe, 
an welche die Waffenftillftands-Angelegenheit verwiefen worden war, der 
Profeffor Dahlmann Bericht erftattet hatte, entſpann fich eine heftige De- 
batte, innerhalb deren die Führer der Nechten — befonders der jefuitifche 
Herr von Radowitz — aus Gründen der Nothwendigfeit die Geneh— 
migung des Vertrages anempfahlen. Nichtsdeftoweniger ging Dahl- 
mann's Antrag auf VBerwerfung des Waffenftillftands mit 238 gegen 
221 Stimmen durch. In Folge davon trat das Neichs-Minifterium zu— 
rüd, und Dahlmanı, damit betraut ein neues Minifteriun zu bilden, 
fühlte fich ebenfo wenig, wie v. Hermanı aus Baiern, hierzu im Stande. 
Niemand vermochte ein neues Minifterium fertig zu bringen. Auf diefe 
Weife ftellte fich das Parlament, worin angeblich die höchfte Intelligenz 
der Nation ſaß, das erbärmlichfte Armuthszeugniß aus. Heinrich von 
Gagern aber, welcher in diefer Parlaments-Noth hätte helfen Fönnen, 
hütete fich jett, nochmals einen kühnen Griff zu thun, weil er durch den— 
jelben der Reaktion wehe gethan haben würde. 


Nachdem mittlerweile die auf den Vertrag bezüglichen Aftenftüde 
gedrudt worden waren, cerneuerten fid) die Debatten vom 14. bis zum 
16. September, worauf Frande’8 Antrag mit 258 gegen 237 Stimmen 
angenommen wurde, des Inhalts: „Die Bollziehung des Waffen- 
ftillftands, foweit folder nah der gegenwärtigen Sad 
lage noch ausführbar, nicht länger zu hindern; die provifo- 
rifhe Zentral-Gewalt aufzufordern, die geeigneten Schritte zu thun, da= 
mit auf dem Grunde der dänifcherfeitS amtlich erklärten Bereitwilligfeit 
über die nothwendigen Abänderungen des Bertrags bald eine Berftän- 
digung eintrete; fie aufzufordern, wegen fehleuniger Einleitung von 
Vriedensverhandlungen das Erforderlihe wahrzunehmen und über das 
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Berfahren der preußifchen Regierung der Zentral-Gewalt gegenüber Be- 
richt zu erftatten.” 

Das Parlament gab alfo die fchleswig-holfteinifche Sache auf und 
fügte fih in den Waffenftillftand. Zu diefer Nachgiebigkeit wurde es 
hauptſächlich durch die Furcht vor dem Ausbrud einer demokratiſchen 
Revolution bewogen. Robert Blum, der Führer der Linken, geftand 
dieß offen während der Debatten ein, indem er die Anfchuldigung, daß 
die Parlaments- Demokraten die Bewegung fteigern und einen Konvent 
berftellen wollten, mit folgenden bezeichnenden Worten abfertigte: 

„Wenn das der Fall wäre, fo würde ich Ihnen mit aller Kraft, 
die mir zu Gebote fteht, rathen: Genehmigen Sie den Waffenftilfftand ! 
Es ift aber nicht wahr; und id) will Ihnen chrlich jagen, weßhalb: — 
weil wir die ernfte Beforgniß hegen, daß die Bewegung, 
wenn wir fie nicht behalten, in Hände übergeht, die weit 
von uns nach dieferoder jener Seite liegen, und die viel- 
leihtohneunjfere Schuld diegefammten Errungenfchaften 
unferes geiftigen Dafeins in Frage ftellen. Deßhalb wollen 
wir e8 nicht; und deßhalb bitten wir Sie: Wagen Sie e8 nicht darauf, 
daß es dahin komme, daß die Bewegung ſich ſteigere!“ 

Der von Preußen abgeſchloſſene Waffenſtillſtand enthielt eine Miß—⸗ 
achtung des Parlaments und der von demſelben geſchaffenen Zentral⸗ 
Gewalt; er war in ſeinen Folgen der entſcheidende Sieg der ſtaatlichen 
Reaktion über die nationale Bewegung. Das dem Kampfe mit Preußen 
ausweichende Parlament zeigte jetzt vor aller Welt, daß es zu ſchwach 
war, um ſich an der Spitze der Nation zu behaupten und ſeinen Willen 


gegen das widerſtrebende preußiſche Königthum durchzuſetzen. Es war 


hiermit in den Augen des Volkes gerichtet. Die Linke, die ſich ebenſo 
ſchwach wie die Rechte bewies, hatte ſchon nach der Einſetzung des un⸗ 
verantwortlichen Reichsverweſers austreten wollen, war aber durch Ro— 
bert Blum daran verhindert worden. Auch jegt war es wiederum Nos 
bert Blum, der die beffern Mitglieder der Linken von Austritte aus der 
National-Berfanmlung abhielt. Die Parlaments-Demokraten, die radi- 
falen Führer des deutfchen Bürgerthums, wagten nit va banque zu 
ipielen, weil fie die Beſorgniß hegten, daß ihren fehwacen Händen das 
Heft der Bewegung entwunden werde, und daß die Sogialiften, die 
von ihnen mehr als die Nealtionäre gefürchtet wurden, aut Herrfchaft 
gelangen würden, 

Bald nad) dem Zufammentritt des Parlaments war es offenbar 
geworden, daß die große Mehrheit der Deputicten, auch wenn fie eine 

22* 


— 340 — 


liberale Farbe zeigte, die Reaktion fürberte. Darum war jhon im Yuni 
feiten® der radilalen Fartei Süddeutfchlands daran gedacht worden, 
durch einen Bolfsaufftand das Parlament aufzuheben. Indeß fahen 
die demofratifchen Vereine, weldhe am 14. Juni unter des zweidentigen 
Fröbels Vorſitz in Frankfurt tagten, von einem ſolchen Tühnen Unter: 
nehmen ab, indem fie fi damit begnügten, die demokratiſche Repu⸗ 
blik für die einzige, Deutfchland angemefjene Staatsforn zu erklären, die 
Frauen-Emanzipation anzupreifen und die Gründung einer freien deut- 
fhen Akademie zu veranfchlagen. 

Nachdem jedoch der Malmöer Waffenſtillſtand vom Parlamente am 
16. September genehmigt worden war, ſuchte das aus der Umgegend 
herbeigeſtrömte Volk am Abend des namlichen Tages die Mehrheit, welche 
für die Annahme geſtimmt hatte, zu züchtigen. Die Weſtendhalle, wo ſich 
viele Parlaments-Mitglieder zu verſammeln pflegten, wurde geftürmt und 
durchfucht; aber die Mitglieder der Rechten, unter Andern der Turn—⸗ 
vater Jahn, der fic unter einem Tiſche verfrochen hatte, und der Reichs— 
minifter Hedjcher, dem der zieberläufer Wilhelm Jordan Nachtquartier 
gab, waren nicht aufzufinden. Jahn ſuchte ſich in der Folge für die 
ausgeftandene Zodesangft dadurch zu rächen, daß er eine Lächerliche ſo— 
genannte „Schwanenrede” druden ließ, um die „Rothen“ zu befchimpfen, 
welche nur deßhalb über den Malmöer Waffenftillftand erboft feien, weil 
fie Hätten „die Franzoſen in's Land locken“ wollen. 

Am 17. September, der auf einen Sonntag fiel, fand auf der Pfingft- 
weide, einem großen Anger in der unmittelbaren Nähe Yrankfurts, eine 
von etwa 30,000 Menfchen bejuchte Volksverſammlung ftatt. Nachden 
bier da8 Volk, als ob die Linke des Parlaments ganz unfhuldig an dem 
Zuftandefommen des gehäfligen Bejchluffes gewefen wäre, von verfcie- 
denen Rednern, namentlich auch von den Parlaments-Mitgliedern Bogt, 
Shlöffel, Zig und Ludwig Simon, gegen die reaftionäre Mehrheit der 
National-Berfammlung aufgeftahelt worden war, ſuchte anı nädjiten 
Zage, den 18. September, die nach Franukfurt geftrömte Menge in die 
Paulskirche einzubringen, wurde aber durd) das bereit® von Mainz be- 
orderte Militär daran verhindert. Hierauf erfolgte ein ſchwacher Barri- 
fadenfampf, in welchem die preußifchen, öfterreichifhen und heſſiſchen 
Zruppen um fo leichter fiegten, als die Wortführer der Linken (Vogt, 
Simon, Rösler 2c.) einen Waffenftilftand mit den Aufftändifchen ver- 
mittelten, während defjen die großherzoglich heſſiſche Artillerie von Darnı- 
ftadt herbeifam. Auf der Seite des Volks gab e8 24 Leichen, eine Zahl, 
die in der Folge durd) den Tod Schwerverwundeter auf 33 ftieg. Die- 
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jelben mußten ohne Geleit begraben werden, und felbft eine nachträgliche, 
auf den 24. September anberaumte Leichenfeier, bei welcher Profeffor 
Zimmermann die Orabrede halten wollte, wurde von der Zentral-Ge- 
walt, welche ſchon am 19. September den Belagerungszuftand über 
Frankfurt verhängte, unterfagt. Dagegen wurden die im Kampfe 
gefallenen Militärs am 21. September mit großem Gepränge beftattet. 
Zu den Todten der Reaktion gehörten auch die beiden Reichstagsabgeord⸗ 
neten Yürft Lichnowsky und Graf Auerswald, zwei Hauptftügen des Rück⸗ 
fhritts, welche während des Kampfes „aufs Spioniren“ ausgeritten, aber 
von den Aufftändifchen verfolgt und außerhalb der Stadt in dem Haufe 
eines Gärtnere, worin fie fich verftedt, gefangen genommen worden 
waren. Auerswald war fofort vor der „an der eifernen Hand“ Liegen- 
den Gärtnerwohnung erfchoffen worden, Lichnowsky dagegen, den ein 
gewilfer Dr. Hodes dadurch retten wollte, daß er ihn nad) Bornheim 
in Gewahrfam zu bringen vorſchlug, war unterwegs, weil er durch Wi- 
derſetzlichkeit das Volk reizte, niedergemacht worden.*) 

Der mißlungene Frankfurter Aufftand wurde von der Reaktion nad) 
Kräften als ein großes Verbrechen gegen die deutſche Nation ausge- 
ſchrien. Er wurde als ein Attentat gegen die deutſche Einheit,. als ein 
Hochverrath an der Souveränetät des Parlaments, und als der Verſuch, 
in Deutfchland den Bürgerkrieg zu entzünden, dargeftellt. Der fittlih an- 
ftändige Theil des deutfchen Bürgerthums ftimmte in dieſes Gefchrei ein, 
ohne zu bedenken, daß die Umtriebe und Ränke der Reaktion den Auf- 
ftand erſt verurfacht Hatten und daß ein Theil der Schuld wenigftens der 
Zaghaftigkeit des Tarlaments felbft zur Laft fiel. Befonderd aber warb 
der Tod der beiden Reaktionäre Lichnowsky und Auerswald als ein gräß- 
liches Verbrechen ausgemalt, als ob diefe beiden Abgeordneten, welche 
fi) muthwillig in Gefahr begaben, es fich nicht felbft zuzufchreiben ge- 
habt hätten, wenn fie von dem aufftändifchen Volle, das fie oft ver- 
höhnt und Herausgefordert hatten, beidem revolutionären Kampfe niederge- 


— 


*) Lichnowsky ſetzte fi zur Wehr, als man unterwegs, um Andenken an 
ihn zu haben, feine Kleider zerriß. Er fiel in einer Pappel-Allee, die feitdem 
entfernt worden ift. Dr. Hodes erzählt den Hergang in der Beilage der A. A. 2. 
Nr. 276. Nachdem Lichnowsky den töbtlihen Schuß erhalten, „ichrie er laut auf, 
that noch einige Echritte und ftürzte zufammen.” Er warb zuerſt wieder in die 
Wohnung des Gärtners Schmidt, dann in das Haus des Herrn v. Bethmann, 
und als diefer den fterbenden Parteigenofien aus feiner Wohnung wies, in das 
Hofpital zum heiligen Geift gebracht, wo er Nachts 1 Uhr verſchied. 


macht wurden. Freilich war die fogenanute ſittliche Entrüftung, welde 
die Fonftitutionelle Partei zur Schau trug, meift eitel Heuchelei oder Feig⸗ 
heit; denn, wäre folches nicht der Fall geweien, hätte man doch wohl 
auch die Opfer aus dem Bolfe und die in Schleswig-Holftein Hinge- 
ſchlachteten Soldaten beflagen müjlen. Sehr mißfällig wurde es aufge- 
nonmen, daß ein Bataillon der Quedlinburger Bürgerwehr den Tod 
der beiden Reihstagsabgeordneten, anftatt ihn zu bejammern, freudig ge- 
feiert Hatte. 

Um fid) gegen fernere Angriffe des Volkes zu ſchützen, glaubte das 
Parlanıent dem Reichs-Juſtizminiſter Mohl beiftimmen zu müflen, als 
diefer ein Gefeß zum Schuge der Abgeordneten vorlegte. Demgemäß follten 
gewaltfanme Angriffe auf die Berfammlung mit Zuchthausftrafe bis zu 
zwanzig Jahren und die Aufforderung zu einem ſolchen Angriffe nach rid)- 
terlichem Ermeſſen geahndet werden. Auch wer ſich au einer Zufanmen- 
rottung in der Nähe des Sitzungs-Lokales betheiligte und ſich nach drei 
von wahrnehmbaren Zeichen begleiteten Aufforderungen nicht entfernte, 
follte ftraffällig fein. Alle Bolfsverfammlungen unter freiem Himmel in- 
nerhalb eines zehnftündigen Umfreifes vom Sitzungs-Lokale wurden un 
terfagt. Ebenfo wurden Strafen über Solche verhängt, welche unbefugt 
in das Parlaments-Gebäude eindrangen, oder die Mitglieder und Be- 
anıten des Parlamentes bedrohten. Selbft Beleidigungen gegen Reichstags- 
abgeordnete als folche, mochten fie auch nicht am Parlaments-Sige vor- 
fallen, wurden verpönt und gleid) den an Parlamentsmitgliedern ver- 
übten Thätlichfeiten mit ſtrengen Strafen belegt. Ia auch die Beamten 
des Reichsverweſers wurden unter den Schuß diefes Geſetzes geftellt. 
Hiermit war die Trennung der Volksſache von der nationalen Sadıe 
gefetslich ausgefprochen. 

Der Malmder Waffenftillftand und die mit ihm zufammenhängen- 
den Ereigniffe bezeichnen einen entfcheidenden Wendepunkt in der deutjchen 
Bewegung. Bisher hatte die ftantliche Reaktion einen nationalen Schleier 
vorgehangen. Unter dem Dunkel, welches diefer Schleier über ihre Pläne 
warf, war es ihr gelungen, ſich in allen Staaten troß der Fonftitutio> 
nellen Exrrungenfchaften am Ruder zu erhalten. Sie hatte e8 auf diefe 
Weiſe vermocht, das Militär zu vermehren und die radikalen Verſuche 
des füdmeftlichen Deutfchlands zu Nichte zu machen. Geborgen unter der 
nationalen Hülle, war e8 ihr geglüdt, in Schleswig-Holftein die Leitung 
in die Hand zu nehmen, in Frankfurt das Parlament zu beeinfluffen und 
dort den Bundestag fo lange am Leben zu erhalten, bi8 an die Stelle 
deffelben eine proviforiiche Zentralgewalt in ihrem Sinne getreten war. 
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Zwar wurde jeßt der Schleier noch nicht ganz abgeworfen, aber er wurbe 
hinreichend gelüftet, fo daß man deutlich) das darunter ftedende Antlit 
zu erfennen vermochte. Der Anfang von einer langen Reihe nationaler 
Niederlagen war hiermit eröffnet. Wenn anftatt eines Friedens zuvörderſt 
nur ein Waffenftillftand eingetreten war, fo offenbarte fi) in dem vor⸗ 
fihtigen Zumerfegehen eben die Schlauheit, gute Berechnung und ber 
ſtaatsmänniſche Plan, die Bewegung fehrittweife zu überwinden und fie 
gleihjam an der Auszehrung oder an langſamer Vergiftung fterben zu 
laffien. — 

Aber die Reaktion hatte jest fchon fo gut wie Alles gewonnen. 
Darum zeigte fie fi von nun an viel offener. Gerade in der Lieb- 
Iingsfache der Nationalen hatte fie mit dem Malmder Waffenftillftande 
ihren Willen durchgefegt. Sie hatte das Parlament, da8 Schooskind der 
Nation, feines Zaubers entkleidet und unter ihren Einfluß gebeugt, nach⸗ 
den: e8 hin- und Hergezappelt, ſich erniedrigt und durch das anfängliche 
Berwerfen des Waffenftillftandes felber den Stab über fi) gebrochen 
hatte. Die Zentral-Gewalt, von dem Alpdrud des parlamentarifchen 
Demofratismus befreit, erfchien fortan auch den blödeften Augen nicht 
mehr als Dienerin der National-Berfammlung, fondern als legitime 
Nachfolgerin der Bundesverfammlung. Seit dem März war jett der 
erfte bedeutende Sieg über die Barrikaden ber Revolution an einem 
Zentral-Funkte erfochten, der Sieg über jenes Republikanerthum, das 
jenen Sig in dem fübweftlihen Deutfchland hatte. Und diefer Sieg 
wog um fo ſchwerer wegen des moralifchen Gewichts von Frankfurt am 
Main, weil diefer Pla für die Hauptftadt Deutfchlands angefehen wurde. 
Bor der Macht der Bajonette war die Macht der Phrafen wie Spreu 
in alle Winde zerftoben. Die Gut- und Blut-Adrefien der Patrioten 
offenbarten vor aller Welt ihre Schwäche, und der Ausdrud der dffent- 
lichen Meinung von einer ganzen Nation wid) unrettbar der Stärke ber 
Thatſachen. Die abfolute Monarchie triumphirte über den befchränften 
Unterthanenverftand vermittelft des mächtigen Staates, deſſen Herrſcher 
fi) zum Führer der Bewegung aufgeworfen hatte. Die national-einheit« 
liche Freiheit war durch den preußifchen Partikularismus in den Staub 
getreten, krümmte ſich unter dem kräftigen Tritte wie ein [hwacher Wurm 
und‘ mußte obendrein froh fein, daß fie nicht auf der Stelle ganz in 
Brei zermalt wurde. Um das Maß der Erniedrigung zum Veberlaufen 
vol zu madjen, kam noch Hinzu, daß das großfprecherifche Deutſchthum, 
welches dem ganzen Europa hatte Troß bieten wollen, aus feinem an- 
dern Grunde ald wegen der vorgeblicyen drohenden Haltung des Ans- 
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landes ſich in die fchmählichen Bedingungen des Waffenftillftandes fügte. 
Der nationale Stolz war gedemüthigt, die glänzenden Waffenthaten 
über das kleine Dänemark erhöhten die Schande, und die Fauſt der 
Kannengießer, die vermefien im Norden und Süden, im Welten und 
Dften den Feinden unter der Nafe herumgefahren, hatte ſich fortan, wie 
e8 vordem gewefen, geballt in die Hofentafche zurüdgezogen. Das all- 
mächtige Vaterland hatte feine Rolle ausgefpielt; es war mit Auszeich⸗ 
nung durchgefallen. " 

Die Profefjoren ahnten gar nicht den weiten Umfang ihrer Nieber- 
lage. Anftatt zu handeln, hatten fie bisher geſchwätzt. Sie fetten ihre 
oratorifhen Anftrengungen fort. Weil fie nicht einfahen, daß das je- 
weilige Recht der zum Geſetz erhobene Wille der herrfchenden Klaſſen 
und als folder nur dann von Dauer ift, wenn die Macht, das Recht 
zu behaupten, dahinter fteht: fchufen fie eine Menge Grundrechte auf 
dem Papier und arbeiteten eine Neichöverfafiung auf dem Papier aus. 
Ihre Arbeit Hatte fchließlich Keine andere Bedeutung als bie: ein bleiben- 
des Denkmal ihrer Kurzfichtigfeit und Stünperhaftigfeit zu bilden. Denn 
fie verftanden e8 nicht, die Energie der alten Ariftofratie zu brechen. Sie 
wußten nicht, daß im Allgemeinen das gebieterifche Wort erft dann gilt, 
wenn die That zu feinem Vollzuge bereit fteht. 

Woher kam aber diefe unfelige Verblendung der nationalen Partei? 
Einzig daher, daß das Bürgertum nicht mehr mit den großen Volksmaſſen 
fih identisch fühlte. Dasfelbe verfchmähte den Bund mit dem niedern 
Bolke, der die nationale Bewegung in einen durchaus demofratifchen 
Kampf umgewandelt, aber auch die Kechtsgleichheit, die Emporhebung 
der Nichtbefigenden zur Gleichberechtigung mit den Beſitzenden, in fi 
gefchloffen hätte. Das Bürgerthum wollte ſich zwifchen den Ariftofraten 
und Plebejern in der Dlitte behaupten, den Ton angeben und die ent- 
fcheidende Macht fpielen; es wollte fo zur Ariftofratie aufrüden. Es 
überfchätte feine Kräfte. Indem die alte Ariftofratie die Gefellfchaft der 
Bürgerlichen mit Stolz zurüdwies und Alles daran feste, um die lange 
genofjene ausſchließliche Herrfchaft zurüdzuerobern, und indem das nies 
dere Boll, welches feine eigenen Intereſſen vom Parlamente verrathen 
fah, mit Mißtrauen erfüllt, den nationalen Gefeßgebern den Rüden 
lehrte: ftand bald das Bürgerthum ifolirt da und fegte ſich zu guterletzt 
nicht auf den Thron, fondern zwifchen zwei Stühle. Die deutfche Be⸗ 
wegung des Jahres 1848 Tieferte den Beweis, daß das Nationaltdum 
in unferer Zeit völlig bedeutungslos ift, wenn derjenige Geſellſchaftstheil, 
der es auf fein Banner fchreibt, aus Klaſſen⸗Intereſſe fi) von ber 
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Demofratie losfagen muß, weil er nicht mehr mit der großen Volkszahl 
fi identifch weiß. 

Schon vor dem Zufammentritt de8 Parlaments hatten fich nicht 
nur mild=fonfervative, ftreng-fonfervative und retrofpeltive Elemente aus 
der Tonftitutionellen Partei losgewunden, fondern auch die alte Diplo- 
matie hatte bereit bin und wicder den Pferdehuf bliden laffen. est, 
nad) dem Abſchluß des Malmöer Waffenftillftandes, trat die ftaatliche 
Reaktion mit ihren Anhängfeln immer entfchiedener in den Borgrund. 

Mit diefer ftantlichen Reaktion werden wir uns nun zu befaffen 
haben. 


Drittes Hauptſtück. 
Die ftantlihe Reaktion. 


Dur) die Annahme des Malmöer Waffenftilliftands feitens des 
Tarlamentes war ber Beweis geliefert worden, daß das vom Bürgers 
thume vertretene nationale Element keineswegs der ftaatlichen Reaktion 
Stand zu halten vermodte. Konnte aber die Partei, welche ſich zwijchen 
die Demokratie und Ariftofratie, zwifchen den Sozialismus und Abjolu- 
tismus oder zwifchen das neue und alte Nechtsbewußtjein in die Mitte 
gelagert hatte, um die weiteren Kämpfe zwifchen beiden zu ver- 
hindern, ſich im ihrer fchiedsrichterlichen Stellung nicht behaupten: fo 
mußte fie entweder der Revolution oder der Reaktion zum Opfer fallen. 
Daß fie nicht freiwillig fi) der Nevolution, weil diefe zum verbaßten 
Sozialismus leitete, in die Arme werfen wollte, hatten felbft ihre radi- 
Falften Führer durd den Mund Nobert Blum's bei den Debatten über 
den Waffenftillftand rückſichtslos verkündet. Außerdem Hatte das deutjche 
Bürgerthum durch Bekämpfung der Proletarier-Aufftände gleich jenem 
Schildbürger, von dem in dem befannten Volksmährchen die Rede ift, 
den Aft abgefägt, worauf es felber ſaß. Somit blieb nichts Anderes übrig, 
als daß es der Fangball der ftaatlihen Reaktion wurde. 

Bei den Waffenftillftande hatte Preußen feinen Willen durchgefett. 
Wer ftand aber Hinter Preußen? Der feitherige deutfche Bund. Denn 
Preußen war mit der Vermittlerrolle vom Bundestage beauftragt worden 
und handelte bloß im Namen des Bundes. Mit Preußen hatte die pro- 
viforifche Zentral: Gewalt unter einer Dede gefpielt. Wen vertrat indeß 
diefe Zentral-Gcwalt? Zunächſt wohl die Großmacht Defterreih, aus 
deſſen Dynaftie der Reichsverweſer ftammte. Doc, ftand hinter der Zen⸗ 








— 3417 — 


tral-Gewalt ebenfalls der deutihe Bund, in welchem Defterreich den 
Borfig geführt hatte; denn, wie oben gefchildert wurde, empfing der 
Erzherzog am 12. Juli 1848 aus den Händen der Bundesverfammlung 
deren Befugniffe und Verpflichtungen. Demnach hatte die ftaatliche Reak—⸗ 
tion unter der Führung der beiden Grofftaaten durd) den 
Waffenftilftand von Malmoe der nationalen Sache die große moralifche 
Schlappe beigebradyt. Der gleich darauf folgende republilanifche oder 
mit andern Worten, flantliche Aufftand Struve’8 fonnte hieran, weil 
Baden im deutfchen Bunde eine fehr untergeordnete Bedeutung Hatte, 
jelbft im Falle des anfänglichen Gelingens, Nichts ändern. *) Ebenſo 
wenig vermochte der faft gleichzeitige Putſchverſuch in Köln auszurichten. 
Die Beranftalter diefer Lokalen Erhebungen befundeten durch ihr Vor—⸗ 
gehen nur ihre Unkenntniß hinſichtlich der politifchen Schwerpunkte und 
ihre völlige Unfähigkeit zur politifchen Führung. 

Dagegen mußten allerdings die beiden Großmächte, che fie den er- 
rungenen moralifchen Sieg gehörig ausbeuten konnten, ſich zu Haufe an 


*) Weber Strnuve's Berhaftung enthält die Frankfurter Oberpoftamts-Zeitung 
einen authentischen Bericht, fo lautend: 


„Am 25. September früh 7 Uhr Tam Struve mit feiner Frau, als Bauer und 
Bäuerin verfleidet, nebſt feinen bekannten Genoſſen im Gafthofe zur Krone in Wehr an. 
Der Koth, womit die Kleider überzogen waren, zeigte, welche Anftrengungen fie gemacht 
hatten, noch in der Nacht die Schweizer Gränze zu erreichen. Das Verlangen nad Mannd- 
Heidern für vier Perfonen ſchlug der Wirth ab, Strümpfe und Eduhe für die Frauen 
fagte er zu. Inzwifhen waren mehrere Leute in das große Wirthäzimmer getreten — 
Struve mit feinen Gefährten befand fih im fogenannten Herrenzimmer — welde fi über 
den Freiſchaarenzug und das Mißlingen besfelben unterhielten. Da fagte der Wirth, es 
befänden fih auch Flüchtlinge in feinem Haufe; er glaube, Struve ſei darunter. Damit 
öffnete er die Thür des Leinen Gaftzimmets, und aus einem Munde hieß et: „„Das ift 
Struve, den müſſen wir feſtnehmen!““ Sofort ſchritten die Männer zur Verhaftung des 
Nebellen und feiner Genoſſen, ohne daß von deren Seite Widerftand geleiftet worden wäre. 
Dem Amt Sädingen wurbe dur Erpreſſen von dem Borfall augenblicklich Nachricht gege- 
ben. Oberamtmann Schey glaubte anfangs, man wolle ihm eine Kalle legen, ihn von 
Sädingen wegloden und verhaften. Um jedod feiner Pflicht in einem fo außerordentlichen 
Fall zu genügen, entfhloß er fi zu gehen, nahm jedoch aus Vorſicht den Amtsrevijor und 
eine erlefene Schaar Sädinger Bürgerwehr mit. In Wehr verhielt es fi, wie ihm bes 
richtet worden war. Um die Gelegenheit zur Flucht möglihft abzufchneiden, wurde anf 
gepflogene Berathung befchloffen, die Gefangenen unter Bededung nad) Schopfheim zu brin- 
gen, da biefer Ort mehr Sicherheit gewähre..... Struve und Gefährten wurben fohin 
wohlvermahrt nah Schopfheim abgeführt. Als die Wlüchtlinge einfahen, daß an Rettung 
nicht mehr zu denken fei, zerriffen fie mehrere Briefe in eine Stüde, warfen biefelben in 
den Ofen und wollten fie durch Feuer vernichten, vergaßen aber den Zug des Ofens zu 
ziehen, und fo Tamen auch diefe Papiere unverfehrt indie Hände des Beamten.“ 
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ben Zentral-Runkten, wo die ftaatliche Revolution noch dominirte, erft 
wieder vormärzlich einrichten. Sie mußten alfo die Macht und Mög- 
lichkeit des Bolfswiderftandes tu den Hauptftädten Wien und Berlin zu 
Nichte machen. Die Heinen Staaten, welche ohnehin Teinen Anschlag 
gaben, konnten fie immerhin unterdeffen geradefo innerhalb eines gewiſſen 
Spielraunes gewähren laſſen, wie die Nedeübungen des unter ihren Tru& 
gebrachten Frankfurter Parlaments. Waren einmal Preußen und Oeſter⸗ 
reich zu Haufe über die Revolution Meifter, fo mußte wegen ihrer poli- 
tifhen Schwerfraft das übrige Deutfchland ihnen folgen, auch wenn fie 
nicht mit einem Schlage tabula rasa machten. Vorfichtig bahnte fi) nun 
Schritt für Schritt die ftaatliche Reaktion den Weg, um ihr Ziel, die 
MWiederherftelung der unterthänlichen Ordnung und Ruhe, zu erreichen. 
Raſtlos ſuchte fie wichtige verlorene Pofitionen wieder zu nehmen; 
doch machte fie, um nicht einen Gefanmtwiderftand aller fozialen und 
nationalen Revolutionsfräfte wach zu rufen, bei ihrem Vordringen fo 
wenig als möglid Lärm und verfuhr daher äußerlich mehr abwehrend 
als angreifend. Freilich ſchickte die ftaatliche Reaktion, als fie fic zur 
Aufnahme des Kampfes hinlänglich erftarkt glaubte, allerorts ihre Plänf- 
ler vor, welche das Volk zu aufftändifchen Schritten reizten. 

Während das Frankfurter Parlament abfichtlic) mit dem langwei— 
ligen Geſchwätz über die Grundrechte die Zeit vergendete, damit unter- 
deſſen die beiden Großftaaten fi) die Arme frei machen könnten (mie es 
denn auch von allen Seiten eingeftanden wird, fuchten hauptfächlich die 
von ihren Regierungen beeinflußten prengifchen und öfterreichifchen Ab- 
geordneten die Diskuffion und Vollendung der Verfaſſung möglichft weit 
in die Ferne zu rüden und betrieben bloß darum das zeitraubende Grund- 
vechtögefhwäg!) —: wurde in den einzelnen Staaten unabläffig der 
Heine Krieg zwifchen Revolution und Reaktion fortgeführt. Um in diefer 
Hinficht nur einiges Wenige anzuführen, fei erwähnt, daß laut der an- 
erkannten Schwäbischen Volks-⸗Souveränetät in den durch die Göppinger 
Berfammlung im März gebildeten vaterländifhen Verein zu 
Stuttgart auf einmal 5—600 Perſonen folgenden Schlages eintra- 
ten: Hofmufifer, Hofküfer, Hofföche, Hoftheater- Intendant Baron Gall, 
Oberbüchſenſpanner, königliche Tafeldeder, Theater-Frifeure, Hofſchau— 
ſpieler, Hofſänger, Souffleure, Hof-Bankiers, Hofkellermeiſter und ähn⸗ 
liche Sippen. Dazu waren in Würtemberg und Baden ſchon bis zum 
Auguſt ſeitens der Behörde eine Menge Eingriffe in das Vereinsrecht 


geſchehen. In Sachſen hatte der „Deutſche Verein“, von verkappten Re-- 


aftionären (Wuttke u. ſ. w.) geleitet, gleißneriſch fich für demokratiſch 
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ausgegeben, aber antisdemokratifche Kandidaten aufgeftellt. Als der Köl- 
ner Bürgerverein am 13. September einen Sicherheits-Ausfhuß gebil- 
det hatte, proteftirten mehrere Mitglieder dagegen, weil die Bildung 
eines folchen Ausfchuffes der erfte Schritt zur Revolution ſei; und ins 
befondere wurden „alle Bürgerwehrmänner aufgefordert, ihre Pflicht zu 
erfüllen.“ An die Gelehrten, welche wegen der unruhigen Zeit ihre regel- 
mäßigen Iahreszufammenfünfte nicht abhalten wollten, richtete die Reak⸗ 
tion die Aufforderung, „troß und gerade ob der Bewegung“: ihre Ver⸗ 
fammlungen nicht einzuitellen. 

Auch die rein ftaatlichen (politifchen) Revolutionäre in den Heinen 
Ländern förderten die Reaktion. Wenn fie es hoch brachten, wollten fie 
in ihrem Baterländchen die Republik einführen und dasfelbe in einen 
republifanifchen Föderativ-Verband der Deutſchen Vereinigten Treiftaaten 
einveihen. Sie wollten die Bielftaaterei erhalten, damit fie nad) giron— 
biftifchem Borgang in den Kleinen republifanifch umgeformten Gemein- 
weien ihrem Ehrgeize genug thun könnten. Höchſtens beabfichtigten fie, 
wie im dem fächfifchen Herzogthümern, die Zuſammenlegung Fleiner Ränder 
die Herftellung einer Republik Thuringia. Daher fam es, bat diefe partifula- 
riftifchen Revolutionäre Baterlandspereine ftifteten: die den Gegenſatz 
zu den fonftitutionellen deutſchen Vereinen bildeten und die fpezielle 
demofratifche Landsmannſchaft bezeichneten. Weil derartige Demokraten, 
deren Geſichtskreis felbftverftändlich ſehr befchränft war, innerhalb ihrer 
Heinen Baterländchen glänzen und darum diefe felbftändig erhalten wollten, 
ſchwächten fie die einheitliche Kraft der nationalen Bewegung ab. Sie 
nüßten allein der Reaktion. Denn der Reaktion war an der Erhaltung 
der Bielftanterei Alles gelegen. 

Allerdings gab e8 in den Einzelftaaten auch birnverbrannte Aus» 
wüchfe, wie die dem Getümmel des Jahres 1848 entfprungene Kutt’fche 
Sefte zu Frankfurt am Main, die wir hier um der Kuriofität willen 
erwähnen wollen. Ihr Stifter glaubte fi) zum Propheten berufen, weil 
feiner Mutter, als fie ihn noch unter dem Herzen trug, im Traume ein 
Engel erfchienen war, ber ihr verfündet hatte: fie werde einen zum Yüh- 
rer der Menfchheit beftimmten Sohn gebären, diefen follte fic gut er- 
ziehen und Jakob heißen. Wirklich gebar fie einen Sohn, der nun in 
der Taufe den Namen Johann Jakob Kutt empfing. Nach zurücdgelegter 
Kindheit, während deren er geftorben und von dem Tode auferftanden 
(d. h. 24 Stunden bei einer Krankheit fcheintodt geweſen) war, wurde 
er in der Kunftgärtnerei unterrichtet und verfah bis 1848 bein Herzoge 
von Naſſau die Stelle eines Hofgärtners. Durch die Lektüre der Bibel 
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einerſeits und durch fein Gefchäft andrerfeits fegte fi) im Kopfe des 
duch die Botfchaft des Engeld angekündigten Propheten die Scrulle 
feft, daß er von der Vorfehung berufen fei, die Erde in einen Garten 
umzuwandeln und das verlorene Paradies wieder herzuftellen. Die 34 Pa⸗ 
ragraphen, welche die Einladung oder das Programm zur Einzeichnung 
in das Regifter „des politifchen Reiches Gottes“ enthielten, entwarf er, 
wie er ſelbſt in einer feiner Schriften erzählt, *) im Wirthshauſe „zum 
Story” zu Rheinfelden den 6. November 1848. Die Weiber- und Güter- 
gemeinjchaft, die Gleichftellung der Frauen mit den Männern, die Ein- 
ſetzung der Kuh in ihre unveräußerlichen Rechte, aus denen fie durch 
das übermüthige Pferd verdrängt worden ift, die Entlaffung der Kinder 
feitend der Eltern vom fiebenten Lebensjahre an, die Befeitigung der 
Geldherrfchaft, die größtmögliche Benutzung der Natur- und Mafchinen- 
fräfte, die Freiſprechung aller irgendwie Gebundenen, furz: „das allge- 
mein erwartete meſſianiſche Reich“, Hatte Kutt Eraft feiner vom Himmel 
ftammenden Sendung auf Erden einzuführen; denn es ftand bei ihm 
feft, daß er „allein e8 fei, der in dieſe Geheimniſſe eingedrungen ift“, 
und daß er einen Namen habe, „den Niemand weiß“, aber auch, wenn 
er ihn wüßte, nicht verftehen könnte. Kutt berechnete genau die Jahre, 
die erforderlich find, wenn vermöge einer Kreuzerfammlung, zu der jeder 
Deutfche beiftenert, die ganze, in das Paradies umzumwandelnde Erde an- 
gefauft wird. Ueber die Zentral-Gewalt des Reiches Gottes fagt er in 
feinem Programm: 

„Bir wollen, daß 144,000 der edelſten Menſchen fi) aus allen 
Sprachen und Keligionen der Völker ſammeln möchten, um voranzugehen 
und unfehlbar rafch und gut zu Handeln.... Wir wollen alfo ein Welt- 
reich, beftehend aus National-Reichen und diefe wieder in Ortsbezirke 
eingetheilt, eingerichtet und geleitet durch die 144,000, welche von einem 
Punkte aus, nämlich von Paläftina, alle Reiche dadurd überwachen, daß 
jedes Reich nad) Verlauf einer Zeit, als 3. B. alle fieben Jahre, dem- 
felben Hauptrechnung abzulegen hat; daß aber durch unerwartetes Er- 
Iheinen Bifitationen zu jeder Zeit unternommen werden follen.“ 

Den Bapft, Heder und den Herzog von Naſſau, alfo Hauptvertre- 
ter der Religion, des Republilanismus und Monarhismus, ernannte 
Kutt zu Ehrenmitgliedern des Reiches Gottes. Er gewann gegen 400 


*) Kutt hat nicht weniger als vierzehn Schriften drucken laffen. Mir wollen 
fie nicht aufzählen. Wer fih nit dem Studium des Irrſinns beichäftigt, kann 
fie fich bei Kutt’s Frankfurter Jüngern verjchaffen. 
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Gläubige („Kinder Gottes”) in Frankfurt am Main nud Bornheim, 
faufte ein Baar Aeder Land an und büßt jest feine religiöfe Berfchro- 
benheit, nachdem er mehrere anftößige und gefegwidrige Handlungen be« 
gangen Hat, im Yranffurter Irrenhauſe. Wenn indeß, um die demokra⸗ 
tiſche Partei zu befhimpfen und fi bei der Regierung zu empfehlen, 
in Preußen während der trüben Zeit Frafjer Reaktion ein junger Mann, 
als er fein Doktor⸗Examen machte, eine Difjertation „De morbo demo- 
eratico (über die demofratifche Krankheit)“ gehalten hat, fo muß darauf 
hingewiefen werden, daß nicht minder Irrfinnige vorhanden gewefen find, 
welche fich für eine Tochter des Kaifers Joſeph (wie 3. B. eine Kobur⸗ 
ger Schaufpielerin), für Napoleon I. und andere ariftofratifche Perfonen 
hielten, und daß es ſchon nad) den Geſetze des Gegenfaßes zu der De- 
mofraten-Rrankheit immer aud) eine Ariftofraten- Krankheit als 
ergänzenden Kontraft geben muß. Kutt litt an veligiöfer Krankheit. Aber 
das Vae victis („Wehe den DBefiegten“) hat ſich den Demokraten in 
jeder Beziehung bewahrheitet! 

Was die politifche Organifation anbetrifft, wollten allerdings die 
ftaatlichen Revolutionäre, wenn auch in befcheidenerem Umfange, ein ähn- 
liches Weltreich, wie Kutt c8 vorhatte, begründen. Dasfelbe jollte ſich 
auf den deutſchen Bund erftreden, aus den feitherigen, in vollkommene 
Republifen umgewandelten National-Baterläudchen beftchen, Freiheit, 
Wohlftand und Bildung für Alle enthalten, und von einem einzigen 
Punkte aus — von Frankfurt am Main — durd die Edelften und 
Beften, die ins Parlament zu wählen wären, geleitet werden. Der Traum 
diefer ftaatlichen Revolutionäre (oder Föderativ-Republifaner) verwan- 
delte Deutſchland gleichfalls nicht in das verloren gegangene Paradies, 
fondern endete mit einem fehr nüchternen Erwachen, herbeigeführt durd) 
die Kolbenftöße und das Säbelraſſeln der Reaktion. 

Den nationalen Einheitöbeitrebungen war es fehr nachtheilig, daß 
in den ſämmtlichen einzelnen Staaten die Ständeverfammlungen zujam- 
mentraten. Denn diefe entzogen den Parlamente nicht nur einen großen 
Theil der Aufmerkſamkeit, des Anſehens und der Sympathie bei den 
Maſſen, fondern ließen auch das Parlament theils unnütz erjcheinen, 
theils feßten fie fich zu demſelben, befonders als e8 über dem Geſchwätz 
Nichts ausrichtete und der Reaktion verfiel, in Oppoſition. Die parti⸗ 
kulariſtiſchen Schwaben rühmten ſich ihres radikalen Jagdgeſetzes. Bei 
der Eröffnung der kurheſſiſchen Ständeverſammlung prahlte der Staats⸗ 
rath Eberhard: „Was die deutſche Reichsverfaſſung an Grundrechten 
gewähre, das beſitze man hier ſchon im Weſentlichen.“ Auch bie könig— 
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lichen Sachſen waren ftolz auf ihre durch den Landtag erruungenen Rede, 
die der Minifter Braun die Magna Charta Sachſens nannte. In An 
balt-Deffau erklärte auf die Mittheilung des Landtags-Abgeoröneten 
Schilling, daß eine Mediatifitung beabfichtigt werde, der volksthümliche 
Minifter Habicht, das Minifterium werde durch fchleunige Verkündigung 
der Verfaſſung die vollen Sympathien des anhaltifchen Volkes und eben 
fo diejenigen des gefammten Deutfchlands gewinnen, worauf es zweifels 
haft werden dürfte, einen Lande mit folchen Inftitutionen feine Selb- 
ftändigfeit zu rauben: weßhalb Vorftelungen bei Zentral-Gewalt und 
Reichstag gemacht und der Schug Preußens angerufen werben follte. 
Der anhaltifche Yandtag gab diefer patriotifchen Rede feinen vollen, lan⸗ 
ten Beifall, und da8 Minifterium verficherte, auf die Unterftügung aller 
politifchen Vereine Anhalts rechnen zu können. Nicht minder zufrieden als die 
Anhalter waren die Weimaraner, deren Landtag wie anderwärts fürm- 
lich aufgelöft wurde, un einen auf Grund des neuen Wahlgeſetzes zu- 
fammtentretenden Landtage Pla zu machen. Der neue weimarifche Land⸗ 
tag beftand aus 41 Mitgliedern, und jeder felbftändige, fteuerpflichtige, 
nicht wegen gemeiner Verbrechen beftrafte Staatsbürger über 24 Jahre war 
wahlfähig, jeder über 30 Jahre wählbar, Als in Kurheſſen der Antrag 
geftellt worden war, das Foftjpielige und unnüge Minifterrum des Aus- 
wärtigen abzuschaffen, erftattete der Abgeordnete König dem Landtage 
darüber Bericht und fagte: das auswärtige Amt müffe bleiben, um fi 
mit der deutschen Zentral-Gewalt über die fünftige Verfaſſung Deutfch- 
lands zu benehmen. Auf diefe Weife wurde die partifulariftifche Einrich« 
tung Kurheſſens nad) Außen gerettet. Der ſächſiſche Abgeordnete Scaff- 
vath, felbft ein Parlaments-Miitglied und auf der Linken figend, drohte 
dem Frankfurter Parlamente jchon jehr frühzeitig mit einem andern Orte: 
worunter er die fächfifhe Kammer verftand. Nachdem am 18. Septent- 
ber der Hanauer Rühl mit dem Antrage auf Selbftauflöfung beim Rar- 
lamente nicht durchgedrungen war, begaben fich im Oftober Evans, Hel- 
big und Tſchirner, drei Abgeordnete der fähfifhen Kammer, erft nad 
Berlin, um dort nit Auge den Plan zu einem Gegenparlament zu ver- 
abreden, und dann nad Frankfurt, wo das Weitere berathen werben 
follte. Den: verabredeten Plane zufolge, der jedoch au der Zaghaftigkeit 
der betreffenden Frankfurter Verfaſſungskünſtler fcheiterte, ſollte die Linke 
von Frankfurt zufammt den linken Seiten der dbeutfchen Kammern in Berlin 
ein Borparlament bilden, ſich für permanenterflären, den Frankfurter Reichs⸗ 
tag in die Acht thun und neue Parlanıents-Wahlen mit der Beſtimmung 
ausfchreiben, daß die Gewählten fofort ind Vorparlament einzutreten 
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hätten. Die auf eine realtionäre Sandbanf gerathene nationale Volks⸗ 
Souveränetät fuchte ſich alfo in ihrer Verzweiflung auf Eleinftaatlichem 
Rettungsboote in einen vermeintlich ficheren Hafen zu bergen. Als ob 
jet überhaupt noch Rettung für den bloß in Worten tapfern Parlamenta⸗ 
rismus möglich gewefen wäre! 

Schlimmer, als die bloßen Ständeverfammlungen, waren für die 
nationale Sache die vielen Fonftituirenden Berfammlungen. 

Das Ronftituirungs = Fieber ergriff jeden Tuodeg-Staat. Selbit 
das Kleine Lauenburg mit feinen 46,000 Seelen beſchwerte ſich bitter 
darüber, daß die vom Bundestagsgefandten Welder in der erften Hälfte 
de8 Juli eingejeßte Regierung feine Wahlen zu einer konſtituirenden 
Berfammlung ausjchrieb, damit das Berfaffungswerk beraten, die all- 
gemeine Wehrpflicht eingeführt, eine Gemeindeordnung feftgefett und an- 
dere wichtige Arbeiten unternommen werden könnten. 

Lief in den Heinen Staaten das Konftituirungs-Werf auf reine 
Spielerei und auf die Befriedigung kleinlichen Chrgeizes hinaus, fo 
ftand e8 doc) anders in den beiden Großftaaten Preußen und Defterreid). 
Denn bier waren die fonftituirenden Berfanmlungen nidyts Anders, als 
Gegen-Parlamente, welche der ftaatlihen Reaktion als Gegengewichte 
gegen die Frankfurter National-Berfammlung zu Gute kamen. Die 
Berliner Berfammlung, obſchon bloß aus Preußen beftehend, führte 
Ihledhterbings den Namen Nationals-Berfammlung. Die Preußen machten 
hiermit den Anſpruch geltend, eine befondere Nation zu fein. 

Nachdem nun duch den Malmder Waffenftillftand die evolution 
in Frankfurt gebändigt worden war, glaubte nıan die beiden Gegen- 
Parlamente nicht mehr fchonen zu brauchen. Man ging alfo daran, in 
Wien und Berlin volftändig aufzuräumen. Denn erft danı, wenn die 
großen Hauptftädte unterworfen waren, hatte die ftaatliche Reaktion 
einen ziemlich ebenen Weg vor fih. Der würtembergifche Staatsminifter 
Römer hatte dieß im Juni ſchon in einer dem „Schwäbifchen Merkur“ 
eingefandten langen Erklärung angedeutet, indem er die Worte gebrauchte: 

„Aber — entgegnet man mir — wenn auch die National-Ber- 
fammlung weder über Geld, noch über Soldaten zu gebieten Hat, fo ift 
doch ihre moralische Kraft unendlid, und — das fouveräne deutſche 
Volk fteht Hinter ihr! Würden ſich Worte zu geeigneter Zeit in Thaten 
verwandeln, fo wäre die National»-Berfanmlung nit nur moraliſch, 
fondern auch materiell ficher geftellt. Aber e8 begibt ſich zumeilen, daß 
Diejenigen, welche am Lauteften fchreien, unfichtbar werden, wenn es 
zum Handeln kommt, und zudem theilen nicht alle deutfchen Provinzen 

Beer, Reaktion. . 23 
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die politiſchen Anſichten der Badener, Würtemberger ꝛc, fo daß es 
immerhin angemeſſen ſein dürfte, tapfern Worten kein 
allzugroßes Gewicht beizulegen und nicht zu vergeſſen, 
dag ein Erfolg gewiſſer Höfe alle unſere politiſchen Er— 
rungenfdhaften aufs Spiel ſetzen könnte.“ 

Ser Erfolg der beiden Höfe von Berlin und Wien, welche mit 
den Worten Römer’d gemeint find, ließ nicht lange auf fich warten. 

Wie er zu Stande fam, werden wir fogleich jehen. 

Zwiſchen Oeſterreich und Frengen wurde unterm 19. März 1848 
eine Punktation abgefchloilen, deren Wortlaut nicht befannt geworden 
if. Es verlautete nur aus der Angabe des preußischen Gefandten, 
welcher fie abgefcjloffen hatte, daR neben den bisherigen engern Bundes- 
tag eine aus Kammerwahlen der Einzelftaaten in entjprecdjender Zahl 
hervorgehende weitere Bundesverfammlung treten follte, daß cin oberftes 
Bundesſchiedsgericht, gemeinfchaftliche® Strafreht und Strafverfahren, 
ein allgemeine® Handelsrecht nebjt einer Kredit-Ordnung, allgemeines 
Heimathsrecht, allgemeine Heeres-Infpizirungen und die Einführung von 
gemeinfchaftlihen Maßen, Gewichten, Münzen, von einer allgemeinen 
RToft- und Eifenbahnordnung, von Bundes-Konfulaten ꝛc., fo wie bie 
Ausdehnung des SZollvereind anf den ganzen Bund, vereinbart worden 
feien. 

Indeß Liegt die Bermuthung nahe, dag die erwähnten Punkte bloße 
Vorſchläge enthalten follten, mit welchen man den Sturm zu befchwid- 
tigen hoffte, und dag man fomit nicht ernftlich an die Ausführung der- 
ſelben dachte. Wahrſcheinlich ift dieſes Ziel der fraglichen Vereinbarung 
in einem beſonderen Artifel nebft weiteren Beſtimmungen über die Art 
und Weife, wie man zum alten Zuftande der Dinge zurüdfehren wollte, 
ausdrüdlich ftipulirt worden. Die geheimen Ardive von Wien und 
Berlin werden einft hierüber Aufichlug geben. 

Mag aber dem fein, wie ihm wolle, geht doc aus der Eriſtenz 
einer ſolchen geheimen Punktation mit Gewißheit die Thatſache hervor, 
daß die beiden deutſchen Großſtaaten ſich gleich im An— 
fange der Revolution darüber verſtändigten, welche Hal— 
tung fie der nationalen Bewegung gegenüber einnehmen 
wollten, daß zwifhen ihnen fein Zwiejpalt und Mif- 
trauen, fondern völlige Eintradht herrſchte, und daß 
aud — was für die Beurtheilung des weitern Berlaufs 
derBewegungäußerft wihtig iſt —, der drei Tage nach dem 
Abſchluß der Punktation vollzogene Umritt des preu— 
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ßiſchen Königs, wobei legterer fih an die Spiße Deutſch— 
lands ftellen zu wollen erflärte, im Sinne und Geifte- 
des Uebereinfommens, im völligen Einflange nit derer 
wähnten Punktation gefhah. Bei der beabfidhtigten 
Niederwerfung der nationalen Bewegung war Preußen 
demnacd die im Allgemeinen aktive, Defterreich die mehr 
paffive und abwechrende Rolle zugetheilt. In der Folge 
haben jedenfalls nod) andere geheim gebliebene Abmadjungen zwifchen 
Oeſterreich und Preußen ftattgefunden. 

Erſt ſchien die öſterreichiſche Regierung die deutſch⸗nationale Be- 
wegung gern zu ſehen. Große rende erregte unter den Deutich-Defter- 
reichern das auf das deutjche Parlament bezügliche Wahlgefeß, wonach 
jeder deutſche Staatsbürger, mochte er ein geborener Defterreicher fein 
oder nicht, in Dejterreich gewählt werden durfte, und wonach fein De- 
putirter an eine Inftruftion feiner Wähler gebunden fein, fondern allein 
nach feiner Ueberzeugung handeln ſollte. Alleın nachdem die amtliche 
„Wiener Zeitung“ im letten Drittel des März und in der erſten Hälfte 
des April die innige Verbindung Oeſterreichs mit Deutfchland befür- 
wortet hatte, ſchwenkte fie fich plötzlich in der Mitte des Teßtgenannten 
Monats und fuchte nun in ihren Leitartifeln, indem fie das Publikum 
warnte, Oeſterreich nicht über Deutjchland zu vergejlen, den fubtilen 
Unterfchied zwifchen Bundesftaat und Staatenbund auseinander 
zu feßen. Diefer Unterfchted war alfo nicht bloß eine Crfindung von 
Gagern und der preußifchen Regierung, fondern ging auch vom öfter: 
reihifhen Kabinette aus; denn er war ein wejentlicher ftrategifcher Zug 
im vereinbarten Entwurfe — im Feldzugsplane — der ftaatliden Re— 
aktion. Was noch mehr: am 21. April brachte die „Wiener Zeitung“ 
in ihrem amtlichen Theile den entfcheidenden Ausfpruh: „Defterreich 
muß fid Die befondere Jufimmung zu jedem, von der 
Bundesverfammlung gefaßten Beſchluſſe unbedingt vor- 
behalten“ Am gleichen Tage erjhien ein öfterreichifcher Mint- 
ftertal-Erlaß, demgemäß Oeſterreich als ein Land angefehen werden 
mußte, welches ficd) im Voraus von dem tm Werden begriffenen neuen 
Deutſchland Tosfagte. Diefer Erlaß legte den Ddeutfhen Sympathien 
weniger Werth bei, als ben nichtdeutfchen Antipathien. 

Schon das Patent vom 8. April 1848 ftellte die Czechen ben 
Deutfhen gleich. Es hieß darin: 

„Um Meinen treuen Pragern einen Beweis Meiner landespäterlichen 
GSefinnung zu geben, verordne Ic: 

23” 
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1. Die Gleichſtellung der böhmiſchen Nationalität mit der deut⸗ 
fhen hat als Grundſatz zu gelten. Die böhmiſche (czechiſche) Sprade 
wird der deutjchen in allen Zweigen der Staatöverwaltung und des 
öffentlichen Unterrichts vollkommen gleichgeftellt ... 3. Die Errichtung 
verantwortlicher Zentral-Behorden für das Königreih Böhmen in Frag 
wird bewilligt .. . . 9. Bon nun an follen in Böhmen alle öffent- 
lichen Aemter und Gerichtsbehörden nur durd) gebürtige Böhmen, welde 
beider Landesſprachen kundig find, beſetzt werden.” 

In dem öfterreichifchen Reichsverfaſſungsentwurfe, welcher im Letten 
Drittel des April das Licht der Welt erblicdte, wurden nit allein die 
Trovinzial-Stände ausdrücklich beftätigt, fondern auch Galizien und 
Dalmatien in den Neichöverband aufgenommen. Hierdurch erhielten 
die Slawen über die übrigen Nationalitäten das Webergewicht. Werner 
enthielt $. 12 die auf Deutjchland abzielende Beftimmung: daß „alle 
Berträge mit fremden Staaten der nachträglichen Genehmigung 
des Reichstags‘ bedürften. Der öſterreichiſche Reichstag follte alfo im 
Gegenſatze zum einheitlichen Deutſchland ftehen, feinerfeits aber durd) 
die Provinzial-tandtage im Schach gehalten werben. 

- Wenn nıan diefe Politik begreifen will, muß man fid) völlig in die 
Lage der öfterreihifchen Regierung verſetzen. Letztere mußte bemüht 
fein, da8 Neid) ſowohl vor dem Auseinanderfallen, womit e8 durch die 
Nationalitäten-Kämpfe bedroht war, zu behüten, al8 aud) in den einzelnen 
Kronländern vermittelt des Parlamentarismus zur Befänftigung der 
aufgeregten Gemüther beizutragen. Die Ausfiht auf die Herftellung 
einer freifinnigen Verfaſſung diente als Mittel, das Bewußtfein der 
Reichseinheit zu ftärfen, während die Provinzial-Landftände den Reichs⸗ 
tag daran verhindern follten, fich al8 fouveränen Herrn zu gebärden. In 
Italien fpufte der Unabhängigkeitsfampf gegen die öſterreichiſche Herr 
Ihaft, und die dortigen regierenden Häupter hatten fich, un ihrer Kronen 
nicht verluftig zu gehen, dazu verftanden, gegen Oeſterreich Krieg zu 
machen und ein ähnliches Spektafel-Stüf aufzuführen, wie Preußen 
nebft feinen Verbündeten in Schleswig-Holftein mit Bezug auf Däne⸗ 
mar. Die Ungarn ftanden ebenfalls im Begriff, fi) von Defterreid) 
lo&zuwinden. Am 15. März war unter der Führung Koſſuth's eine 
ungarifche Deputation in Wien erſchienen und hatte vom Kaiſer fol- 
gende Forderungen bewilligt erhalten: 1. ein verantwortliches ungarifches 
Miniſterium; 2. unbeſchränkte Preßfreiheit*); 3. Verlegung des Reichs⸗ 


— — —— 


*) In dem freilich ſonſt ſehr einſeitig (von einem gewiſſen Zerfi oder Hirſch) 
geſchriebenen und allem Vermuthen nach aus einer trüben Duelle gefloſſenen 
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tage8 von Preßburg nad) Peft; 4. Gleichheit vor dem Geſetze; 5. Ein- 
führung des Repräfentativ-Syftems; 6. Einberufung des ungarischen 
Militärs und Weglegung der „fremden“ Zruppen; 7. Beeidigung des 
Militärs auf die Verfaſſung; 8. Bildung einer Nationalgarde; 9. Auf- 
hebung der Yrohndienfte des Landmanns, fowie aller Abgaben des- 
felben an Adel und Geiftlichkeit; 10. gleiche Bertheilung der Staats⸗ 
laſten; 11. Einführung von Gefchwornengeridhten; 12. Union mit 
Siebenbürgen.*) Unter diefen Punkten verlichen befonders die unter den 
Ziffern 4, 5, 6, 7,8, 9 und 10 aufgezählten der ungarifchen Nationals 
Dewegung nachhaltige Kraft; denn fie gewannen das Heer und bie 
großen Mafjen, feffelten an das fpeziell magyarifche Regime durch demo⸗ 
fratifche Bortheile die Nicht-Magyaren Ungarns und liefern und die 
Erklärung, warun die 500,000 Edellente, welche bisher in Ungarn bo» 
minivten, einen fo gewaltigen Widerftand gegen die Faiferlichen Heere in 
der Folge leiften fonuten. 

Die Deutfhen Oeſterreichs, namentlich die Bewohner der Reichs⸗ 
hauptftadt, nahmen eine Doppelftellung ein. Sie ſchwankten zwifchen 
Deutfchland und Defterreih, fowie zwiſchen Nationalität und Demokratie, 
Manche ihrer Führer gedachten mit Deutfchland zu gehen, wenn ihnen 
das Frankfurter Parlament genug Vortheile befcheerte, dagegen bei Defter- 


Buche: Civilization in Hungary. By an Hungarian (London, 1860, 89), 
wird diefe Preßfreiheit (Seite 121) fo gejhildert: „Die Zeitungen waren haupt- 
fächlih in den Händen verarmter Advokaten, die aus Mangel an Prozeſſen ſich 
der Literatur als einer lettten Zuflucht zumandien, und von diefen Leuten for- 
derte die Regierung 1000 Pfund Etrl. Kaution (10,000 Gulden), während Die 
öfterreichifche Regierung bloß 200 Pfund Stel. heiſchte. Ueberdieß wurde ver- 
ordnet, daß ein Berfaffer bei Verlegung der Preßgefeße mit zwei⸗ bis ſechsjährigem 
Gefängniß beftraft werben follte. Durch jene hohe Kaution follte die Preffe bloß 
den reihen Magnaten zugänglich gemacht werden, und die Möglichkeit einer jo 
langen Haft entzog den Autoren alle Freiheit. Doch den intereffanteften Theil 
diefes (Preß⸗) Geſetzes bildete 8. 11, demgemäß die Beleidigung eines gemöhn- 
lichen Bürgers nicht auf gleiche Weife wie die Beleidigung eines Beamten be- 
ftraft wurde. Die Geldbuße und Einferferung wegen Beamtenbeleidigung waren 
viel höher gegriffen, al8 wegen eines ähnlichen Vergehens gegen einen Nicht: 
beamten. Und dieß nanıte man mit gänzlicher Verdrehung aller Begriffe ber 
Gerechtigkeit Breßfreiheit und Gleihheit vor dem Geſetze!“ 

*) S. Ungarn's gutes Recht. Nach Hiftorifchen Quellen und eigenen Er- 
lebniffen von einem Magyaren (Luzern, Genf und Brüffel, 1861, 8%). Dieſes 
Bud ift im Koſſuth'ſchen Tone gehalten. 
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reich zu bleiben, wofern vom öſterreichiſchen Reichdtage mehr für die 
Sache der Freiheit gethan werden würde, als feiten® der Frankfurter. 
Das Schwanken hörte auf, als fid) offenkundig die öſterreichiſche Reak— 
tion mit den Slawen verbündete, und als die Frankfurter fi) abnutzten 
und blanıirten. 

Die Ultra-Czechen, der jich ihnen anfchließende böhmifche Adel und 
Fürft Windifchgräß, der Oberbefehlshaber der bewaffneten Macht im 
Norden, unterhielten enge Beziehungen zu jenen Perfonen am Hofe, welche 
nicht bloß vielen Einfluß bejaßen, ſondern aud) den ftärfften Wider- 
willen gegen die Demokratie hegten. Dieſes Verhältnig blieb nicht lange 
geheim. Zwar erhob das Wiener Miniſterium Proteft, als Graf Leo 
Thun in Folge der Wiener Ereigniffe von 26. Mat eine proviforifche 
Regierung, die aus ſechs Czechen und nur zwei Deutfchen beftand, in 
Prag einſetzte; allein die Deutſchen trauten diefem Proteft nicht recht, 
weil fie Näheres über das verdädhtige Benehmen des Grafen Thun, 
welches er ſchon angefichts der Kunde von 15. Mai eingehalten hatte, 
erfuhren. Leo Thun hatte jchon damals, wie die öffentlichen Blätter 
berichteten, den Baron Villani und einen zweiten Czechen-Führer (Ras 
lacky) zu fi fommen lafjen, Hatte ihnen gejagt, Prag müſſe ruhig bleiben, 
und ihnen von einem guten Plane gefprochen, nad) weldyem das Slawen⸗ 
thum in Oeſterreich das herrfchende Element werden fünne. Die Barrifa- 
den - Tage Wien’d boten nun den Czechen den Borwand, den Mi- 
nifterrat in Wien für unfrei zu erklären und die Einfegung einer pro- 
viforifchen Regierung in Prag zu verlangen, die denn auch, wie erwähnt, 
nach dem 26. Mai zu Stande fan. Tiefe neue Negierung trug fein 
Bedenken, Befehle zu erlaffen; denn fie fchien für ſicher anzunehmen, 
daß durch die Fürfprache der Ariftofratie der inzwifchen nad) Innsbrud 
gereifte Kaifer fie beftätigen würde. Indeß verhinderte zunächſt das 
Auftreten der Magyaren, daß fich der Hof fofort offen für die Ezechen 
erflärte. Zudem befanden ſich auch unter den Czechen demofratifche 
Köpfe mit revolutionären Ideen, Leute, die erft beim Prager Aufftande 
im Juni unſchädlich gemacht und gründlich zur Ruhe verwiefen werden 
mußten. Der Prager Aderlaß befiegelte alfo das Bündniß zwifchen den 
Czechen und der Reaktion. Diefer Umſtand erflärt die auffällige Er- 
ſcheinung, daß die Anftifter des Aufftandes ſtraflos ausgingen. Wenn 
der Wiener Sicherheitsausfchuß die In-Anflage-Stellung des Fürſten 
Windiſchgrätz und die Aufhebung des Prager Belagerungszuftandes be- 
jchloß, zeigte er, daß er den realen Verhältniffen wenig Rechnung trug. 
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In Abweſenheit des Kaifers war der Erzherzog Johann zu feinem 
Stellvertreter in Wien ernannt worden. Als dem Erzherzoge die auf 
ihn gefallene Reichsverweſerwahl durch eine Deputation des Frankfurter 
Parlaments förmlich fundgethan wurde, antwortete er: „Ic, fühle mich 
geſchmeichelt und geehrt durch die auf mid, gefallene Wahl zu der wich— 
tigen Stelle eines Reichsverweſers, welcher, wie die Bundesverfammlung 
mir angezeigt hat, die beutfchen Negierungen ihren Beifall gegeben 
haben.... Nur durch Einigkeit, gegenfeitige Mäßigung, Uneigen- 
nüßigfeit der Abfichten und Liebe zur Serechtigfeit gelangen wir zu dem 
erwünfchten Ziele. Ich, meine Herren, ich bitte davon überzeugt zu fein, 
ih bringe feinen andern Ehrgeiz mit, al® dem gemeinfamen Baterlande 
in meinem vorgerüdten Alter meine legten Kräfte zu weihen.... Nun 
find wir alle Brüder!“ 

Ravaur, ein Mitglied der Depntation, hielt von den Fenftern im 
Haufe des Herrn Mar Springer zu Wien (Kärntnerftraße) an das un⸗ 
ten verſammelte Bolf eine gemüthvolle Rede, worin die Worte vorfamen: 
„Wir haben nım fo oft gefüungen: Was ift des Deutfchen Vaterland ? 
und ich Hoffe, daß wir heute zum letzten Male fo gefragt haben; denn 
feitdem der deutfhe Johann an der Spitse der Deutfchen fteht, willen 
wir, wo unfer Vaterland ift.” — In gemiffen Sinne, nur nicht im 
Sinne des Nedners, follten fi diefe Worte erfüllen. 

Fohann fehrte von Frankfurt Schnell noch einmal nad) Wien zurüd, 
um hier ein neues Minifterium einzufegen und den dfterreichifchen Reichs— 
tag zu eröffnen. In der Thronrede verkündete er die Sleichjtelung der 
Nationalitäten und drückte fich Fehr unbeftinnmt über die Stellung Defter- 
reich8 zu Dentfchland aus. Eine Deputation des Wiener Ausfchuffes er- 
ſuchte ihn um diefe Zeit, das deutſche Parlament nad) Wien zu verlegen. 
Doch war den neuen Reichsverweſer ein folder Gedanfe völlig fremd; 
denn die Ausführung desfelben würde der deutfch-nationalen Bewegung 
große Energie und Tragweite gegeben und den ganzen Reaktionsplan zu 
Schanden gemacht Haben. Uebrigens waren für Frankfurt anftatt 190 
nur 116 öjterreichifche Teputirte gewählt worden, deren Zahl durch Ur» 
laub und unbefugte Abwefenheit obendrein gewöhnlih auf 70 bis 80 
zuſammenſchmolz. 

Der Wiener Reichstag verlor, wie ſein Frankfurter Kollege, eine 
geraume Zeit mit der Diskuffton der Grundrechte, weil auch er von dem 
Wahne befangen war, daß die Grundrechte, auch wenn fic nicht aus 
den thatfächlichen Berhältniffen hervorwachſen und folglich der demofra- 
tifchen. Umgeftaltung des Gefellihaftszuftandes entfprechen, ſchon feſt⸗ 
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ftehen und Dauer haben, fobald fie nur von einem Parlamente befchlof- 
fen und auf ein Stüd Papier gedrudt worden find. Doch Hat diejer 
Reichstag eine hiermit Fontraftivende große That aufzuweifen. Denn er 
befreite auf den Antrag des Bauernfohns Kudlich, welcher feines ple- 
bejifchen Urfprungs eingedenf war, die Bauern vom Unterthanenverbande 
und bewirkte die Entlaftung des Bodens. Wären die im Neichsrathe 
fisenden galizifhen Bauern aufgeflärter gewefen, fo würden Die dem 
Bauernftande Hiedurch erwiefenen Wohlthaten fogar ohne alle Entſchä⸗ 
digung verliehen worden fein. Aber die öfterreichifchen Bauern, unter 
dem Drude des alten Rehts-Syftems um jede Ahnung ihrer Menſchen⸗ 
würde gebracht, fanden fogar noch viel tiefer al® das Landvolf draußen 
im deutfchen Reiche. Während der Oftober-Revolution fuchte fie Kud⸗ 
ih vergebens zum Schute des bedrohten Wiens aufzubieten,; denn 
gleihwie ihnen ohne ihr Zuthun ihre Befreiung als reife Frucht in den 
Schoos gefallen war, fo aud legten fie größten Stumpffinn an den Tag, 
als es fraglid) geworden war, ob die erlangten Vortheile ihnen nicht 
wieder von der Reaktion entriffen werden würden. Aber aud) der Wiener 
Reichsſstag, den der Öfterreichifche Kaifer am 22. Oftober, um ihn un- 
bedeutend zu machen, für den 15. November nad) Kremfier verlegte, 
nahm während der Oftobertage cine fehr Fraftloje und fogar zweideutige 
und bedenkliche Haltung ein. 

Der Wiener Oftober-Aufftand fam fo zum Ausbruche. Indem bie 
Wiener Demokraten die Ueberzeugung gewannen, daß jowohl das Frank⸗ 
furter Parlament al8 and) die fi) auf die Slawen ſtützende öfterreidi- 
ſche Regierung es nicht aufrihtig mit der neuen Freiheit hielten, ſym⸗ 
pathifirten fie nicht nur mit den Italienern, fondern glaubten auch vor- 
züglich an den Ungarn eine Stüße finden zu müffen. Die Magyaren 
nämlich befanden fi) mit Bezug auf die Slawen in einer ähnlichen 
Lage, wie die Deutfch-Defterreiher. Gegen fie waren die Slawen auf- 
gewiegelt, war der Kampf der Walachen, Raiten, Serben und Kroaten 
angefponnen worden. Allerdings traten anfcheinend das ungariſche Mi« 
nifterium und der ungarische König Ferdinand den feparatiftifchen Un⸗ 
ruhen entgegen, und in einem Reſkript vom 10. Juni 1848 wurde der 
Ban von Kroatien, Baron Jellacic, welcher den Froatifchen Aufftand lei⸗ 
tete, des Hochverraths ſchuldig und feiner Aemter und Würden verluftig 
erflärt. Der König berief fogar, um den in den untern Donaugegenden 
ausgebrochenen Unruhen zu ftenern und die Integrität der Stephans- 
frone zu wahren, auf den 2. Juli einen außerordentlichen Landtag nad) 
Peft, und diefer Reichstag bewilligte ein Heer von 200,000 Mann zum 











— 361 — 


Schuge Ungarns, fowie die Summe von 42 Millionen Gulden Kon- 
venttons- Münze zu gleichen Zwecke. Allein die Ungarn fingen nad) Kur⸗ 
zem ein an den Ban Jellacic gerichtete Schreiben auf, worin derfelbe 
ermahnt wurde, feine „im Intereſſe des SKaiferhaufes unternommenen 
loyalen“ Anftrengungen fortzufegen. Hieraus glaubte man fehließen zu 
müflen, daß Sellacic insgeheim vom Hofe fräftig unterftügt würde, und 
. daR in nicht ferner Zukunft ein gänzlicher Bruch zwifchen Ungam und 

der Dynaftie unvermeidlich wäre. Batthiäuy, der ungarifche Minifter-Prä- 
fident, welcher einem Kriege der Ungarn mit ihrem Herrfcherhaufe ab- 
hold war, juchte defhalb in Wien, wohin er fid) im Yuli begab, mit 
Sellacic eine Berftändigung herbeizuführen ; doc) führten feine Unterhand- 
lungen nicht zu dem gehofften Refultate. 

Ungarn wurde nun von mehreren Seiten zugleich angegriffen. Zu⸗ 
dem erflärte eine königliche Proflamation die Beſchlüſſe der ungarifchen 
NationalsBerfammlung für ungejetlich, ſprach die Auflöfung diefer Ver⸗ 
fammlung und des ungarifchen Minifteriums aus und ftellte den Feld⸗ 
marſchall⸗Lieutenant Grafen Lamberg, der jedoch auf der Pefter Donau- 
Sciffbrüde vom Volke todtgefchlagen wurde, an die Spike der ungari- 
ſchen Zivil- nnd Militär-Gewalt. Zwar trat jetzt das ungarifche Mi- 
nifterium ab, aber nur zu dem Zwecke, um Koſſuth Plag zu machen, 
der vom ungarifhen Keichstage die Präfidentfchaft bei dem aus Depu- 
tirten gebildeten Landesvertheidigungs⸗Ausſchuſſe erhielt. Der Oberbefehl 
über das ungarifche Heer wurde von Koſſuth dem Beldmarfchall-Lieute- 
nant Moga übertragen, nachdem der Erzherzog Palatin, der Stellver- 
treter des ungarifchen Königs, welcher zur Mebernahme des Oberbefehls 
gejeglich berufen war, inzwiſchen für gut befunden hatte, in aller Stille 
Ungarn zu verlaffen. Koffuth wurde Ungarn's Diktator; doch führte er 
den vornehmen Titel: Gouverneur. 

Kofiuth, feiner gewaltigen Beredtſamkeit vertrauend, reifte zunächſt 
umher und bot den Landſturm gegen den heranrüdenden Jellacic auf. *) 
Bei Velencze fam e8 am 30. September 1848 zur Schladht ohne Ent- 
iheidung. Denn obfhon die Ungarn den Hauptvortheil errungen hats 
ten, bewilligten fie gleichwohl ihrem Feinde einen breitägigen Waffen- 
ftilftand, den diefer dazu benugte, um vermittelft Flankenmarſches auf 
Wien loszurüden, wo gerade um diefe Zeit der oben erwähnte foge- 
nannte Oftober-Aufftand ausbrad). 


— 


*) Eine ziemlich volftändige Sammlung Koffuth’fcher Reben ift 1853 zu 
London bei Holyoake in englifcher Sprache erſchienen. 
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Die Demokraten Wien's hatten die dafelbft garnifonirenden Trup⸗ 
pen, als diefe nach Ungarn beordert wurden, am Abmarfche verhindert; 
denn jie erkannten die aus einer Niederwerfung Ungarn’s ihnen felbft drohen- 
den folgen. Der Kriegsminifter Yatour war während des Wiener Kampfes 
von wüthenden Wolfe getödtet worden. Die Revolution hatte über die 
Tegitimität gefiegt. Aber die Wiener Demokraten verftanden ihren Sieg 
nicht zu benupen. Sie fetten weder eine proviforische Regierung noch 
eine Diktatur ein, fordern die oberfte Teitung, wenn unter diefen Um- 
ftänden von einer folden überhaupt gejprochen werden kann, vertheilte 
fi zwifchen dem Senteinderathe und dem zu einem Wunpfparlamente 
zufammengefchrumpften Reichstage, die beide nicht die Brüde hinter fich 
fofert abzubrechen wagten. Ja ein Theil des Minifteriums durfte jogar 
in der infurgirten Stadt bleiben und dafelbft einen höchſt nachtheiligen 
Einfluß gegen die Revolution geltend machen. Nachdem der Geneinde- 
vath vergeblid) alle Mittel exfchöpft hatte, um den in Olmüg befind- 
lichen Kaiſer zur Rückkehr zu bewegen, dachte er endlich an die Verthei—⸗ 
digung. Auf diefe Weife war umwiederbringlid) eine koſtbare Zeit ver- 
ftrichen, die dazu diente, ellacie von Ungarn und Windiſchgrätz von 
Böhmen zur Verſtärkung des fchon bei Wien ftehenden Generals von 
Anersperg beranzichen zu laſſen. Die Aufftändifchen wurden am Ende 
des DOftober- Monats unterworfen. Deun auch die ungarifche Hülfe traf 
zu fpät ein, da jich die ungarifche National-Verſammlung erft nach lan= 
gen Debatten dazu entfchliegen konnte, das ungarifche Heer über die na- 
ttonale Gränze rücken zu laſſen. Obendrein wurden die Ungarn am 30. 
Ditober bei Schwechat durch den Fürften Windifchgräß gefchlagen und 
der Linfe Flügel wäre fogar in die Donau gejprengt worden, wenn nicht 
der Offizier Görgey, den Koffuth nun an der Stelle Moga's zum Ober: 
befehlshaber ernannte, diefes Unglück mod) rechtzeitig verhütet hätte. 

Jetzt herrfchte in Wien der Belagerungszuftand und der Schreden. 
Wer hatte flüchten können, war geflüchtet. Meffenhaufer, Julius Becher 
und Andere wurden ftandrechtlich erſchoſſen. Lie von der deutjchen De— 
mokratie grundrechtlich befchloffene Abfchaffung der Todesftrafe fand ihr 
Gegenſtück. Es erlitten hier den Tod auch zwei Männer, die fich int Leipziger 
Redeübungsvereine 1846 und 1847 oft heftig bekämpft Hatten: Hermann 
Jellinee, der immer radikalen Anfichten gehuldigt, und Nobert Blum, 
der ſonſt Fonftitutionell-monarchijch gefinnte Führer der Frankfurter Lins 
ken. Blum fühnte mit feinen Tode ſeine parlamentarifchen Schwächen 
und Sünden Aber feine Hinrichtung war zugleich ein Todesftreich für 
die deutfche National-Berfammlung. Oeſterreichs Regierung zeigte damit, 
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daß fie, die feinen einzigen Parlaments-Beichluß für gültig und verbind- 
lich erachtet Hatte, jett volftändig von der deutfchen Einheitsbewegung 
fret war. Sie warf den deutſchen Cinheitsjtiftern den Handſchuh Hin, 
überhäufte fie mit Schmach und Spott. Tiefe Wendung trat auch äußer- 
[ih hervor, al8 am 2. Dezember 1848 Ferdinand der Erſte die Regie- 
rung zu Gunften feines Neffen Tranz Joſeph des Erften deßhalb nie- 
derlegte, weil „es jüngerer Kräfte bedürfe, um das große Werk zu für- 
dern und einer gedeihlichen Vollendung zuzuführen.“ Indem der neue 
Kaifer (f. Neichstags-DBlatt Nr. 3 von 3. Tezember 1848) feine Thron— 
befteigung verfündigte, fagte ev unter Auderm: 


„Feſt entfchlofien, den Glanz der Krone ungetrübt und die Gefammt- 
Monarchie ungefchmälert zu erhalten, "aber bereit Unfere Rechte mit den 
Vertretern Unferer Bölfer zu theilen, rechnen Wir darauf, daß es mit Got- 
tes Beiftand und im Einverftändniffe mit den Völfern gelingen werde, alle 
Lande und Stämme der Monarkhie zu einem großen 
Stantsförper zu vereinigen.... Alle Vorkehrungen find ge 
troffen, um die Achtung vor dem Geſetze allenthalben wieder herzuftellen. 
Die Bezwingung des Aufftandes und die Rüdficht des in- 
nern Friedens find die erften Bedingungen für ein glüd- 
lihe8 Gedeihen des großen Berfaffungswerfes.... Wir 
zählen auf den gefunden Sinn der ftet8 getreuen Landbewohner, welde 
durch die neueften gefeglichen Beftimmungen über die Löſung des Unter- 
thanenverbandes und Entlaftung des Bodens in den Bollgenuß der ftaats- 
bürgerlichen Rechte getreten find. Wir zählen auf Unfere getrenen 
Staatsdiener. Bon Unferer glorreihen Armee verjehen Wir 
Uns der alt bewährten Tapferkeit, Treue und Ausdauer. Sie wird Uns, 
wie Unfern Vorfahren, ein Pfeiler des Thrones, dem Baterlande und 
den freien Inſtitutionen ein unerfchütterliches Bollwerk fein.“ 


Der nad) Krenfier in das exil honorable verbaunte Reichstag wurde 
am 7. März aufgelöft, als er mit feiner Arbeit beinahe fertig war. Die 
nun oftroyirte Verfaffung trat nie in eigentliche Wirkſamkeit. Denn nicht 
fie, fondern der große Staatsmann Schwarzenberg, den der neue Kaifer 
beim Regierungsantritte im Amte beftätigt Hatte, war dazu berufen, die 
Reichseinheit Herzuftellen und das große Werk zu vollenden. Die Macht⸗ 
verhältniffe entfchieden; fie waren die lebendige und wirkliche Verfaffung, 
während die gefchriehene ein todter Buchſtabe blieb. So lange als bie 
Ungarn noch nicht unterworfen waren, hoffte ein Theil der deutjch-öfter- 
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reichifchen Demokraten von dort eine Umkehr zu ihren Gunften ;*) allein 
mit der Waffenftredfung von Bilagos vom 13. Auguft 1849 war aud) 
der letzte Schwache Hoffnungsfchimmer gefhmwunden, und fie mußten fid 
dem Walten der Reaktion geduldig ergeben. Wenigftens fonnten fie 
als Partei das über fie unerbittlich hereinbredhende Geſchick nicht ab- 
wenden oder abändern. Das war der Erfolg des fterreichifchen Hofes. 
Der preufifche Erfolg lief dem öfterreichifchen zur Seite. 

In Preußen wurde nad) dent Berliner Märzlampfe viel darüber 
geftritten, auf welcher Seite der Sieg gelegen habe, und ob durch jenen 
Kampf überhaupt eine Revolution bewirkt worden fei. Der Graf Ar- 
nim-Boygenburg, welcher damals an der Stelle des abtretenden Bodel⸗ 
Ihwingh mit der Bildung eines neuen Minifteriums betraut wurde, hat 
indeß die hierüber waltenden Zweifel völlig zerftreut. **) Am 19. Mär 
vormittags 9%, Uhr, erzählt er, ward von bürgerlichen Deputationen 
die Bitte vorgetragen, die Straßen vom Militär zu räumen, indem die 
Bürger dann dafür ftänden, daß auf der andern Seite mit dem Weg- 
räumen der Barriladen fofort begonnen und fortgefahren, und die Rüd- 
fehr der Ordnung erfolgen werde. | 

Unmittelbar darauf ließ der König den General von Prittwit her- 
beirufen, um Auskunft über die augenblidlihe Lage der Dinge zu er: 
halten. Der General beharrte bei der ſchon öfter ausgefprochenen An⸗ 
fiht: fih nicht ſtark genug zur Eroberung der ganzen 


*) Der Öfterreihifche Dichter Hartmann drückte dieſe vielfach gehegte Hoff 
nung aus in der „NReimchronif des Pfaffen Maurizius,” wo er im 4. Kapitel 
‚ die Heldenthaten der in Ungarn mitfämpfenden Wiener Studenten feierte: 

„Sie wiſſen's beffer, als ihr’s wißt, 

Daß dort die Freiheit wird auferfteh'n, 

Daß Deutihland’s Feinde dort untergeh'n, _ 
Daß dort der Deutſchen Schlachtfeld ift, 

Die braven Wiener Studenten.“ 

Den aus Wien kommenden Studenten war nad) den Falle Wien’s der 
Eintritt in's baierifche Land verwehrt und ſchon unterm 28. Oktober 1848 dem 
Senate der Münchener Univerfität die Weifung zugegangen, mit der Aufnahme 
von Wiener Studenten vorfihtig zu fein. 

**) Bemerfungen des Grafen Arnim-Boykenburg zu der Schrift: Die Ber: 
liner Märztage, vom militärifchen Standpunkte aus geſchildert. Berlin, im 
Oktober 1850. — Graf Arnim fagt am Schluffe feiner Schrift: „Wer Fünftig 
eine Geſchichte der Berliner Märztage fchreibt, der möge dieſe Thatfahen nit 
überfehen.” — Sein Wunſch ift, infofern e8 innerhalb der Gränzen des gegen: 
wärtigen Werkes geichehen konnte, von uns erfüllt worden. 





— 365 — 


Stadt, Straße um Straße, zu fühlen, wohl aber zum Be- 
baupten der eingenommenen Stellung. Sollte die Einwohnerſchaft fich 
nicht unterwerfen, jo befürwortete er eine enge Einſchließung und machte 
außerdem auf den bedenflichen Zuftand in mehreren Straßen, als Yolge 
der feit dem Morgen eingetretenen Ungewißheit, aufmerffam. Um 10 Uhr 
wiederholte eine neue bürgerliche Deputation, der Bürgermeifter Naunyn 
an der Spite, die obige Bitte. Gegen 11 Uhr überbradhte der Minifter 
von Bodelſchwingh dem General von PFrittwis den Befehl des‘ Königs 
zum Abzuge dev Truppen. Der General von Rrittwig machte in An- 
betracht des Zuſtandes der Straßen dagegen geltend, daß in folchem 
Valle die fremden Truppen nad) den Santonnirungen, die einheimifchen 
nach den Kafernen abrüden müßten: wodurd) die Verbindung der ein- 
zelnen Truppentheile nicht allein unter fich, fondern auch mit dem Befehls- 
haber abgejchnitten, Schloß und Zeughaus nicht mehr unterftügt, und 
die Truppen mit gebundenen Händen dem Gegner überliefert werden wür⸗ 
den. Gleichwohl fügte er fich dem beſtimmten Föniglichen Befehle. Der 
König hatte die Befegung des Schlofjes, de8 Zeughaufes und einiger an- 
deren wichtigen Gebäude befohlen. Es waren mehr als 20 Bataillone, 
30 Geſchütze und ein Regiment Kavallerie innerhalb des von den Truppen 
offupirten Stadtteils zur Dispofition. Bon diefen wurden nur zei 

Bataillone nach dem Schloffe beordert, von denen nur ſechs Rompagnien 
eintrafen, und nur zwei ſich im Schloßhofe, den die Föniglie Familie 
bewohnte, aufftellten; ein im Zeughans ftehendes Bataillon erhielt den 
Befehl, dort bis 2 Uhr zu bleiben. Bon den übrigen Gebäuden in der 
Nähe des Schloffes und Zeughaufes wurde, außer von der gewöhnlichen 
Wache, feines militärisch befegt. Um 12 Uhr wurde Graf Arnim zum 
Minifter ernannt. Er machte fogleich die Wahrnehmung, daß die Be» 
ſatzung des Schloßhofes, den der König bewohnte, aus nur einigen Hundert 
Mann Infanterie beftand, die, Gewehr beim Fuß, inmitten des Hofes 
von einer mehrfach überlegenen Anzahl ihrer Gegner umgeben ftanden, 
welche fetteren die freie Zirkulation im Schloßhofe und die Ein⸗ und 
Ausgänge zu diefem inne hatten. Die erfte amtliche Handlung des neuen 
Minifters war: in den Schloßhof zu eilen und den General dv. Prittwig 
zu fragen: ob denn das alle Truppen wären, welche derfelbe Hier habe? 
Der General antwortete Nichts als die Worte: „Die andern haben 
fi verfrümelt!“* Unmittelbar darauf umgab der befannte 


*) Einige Stunden fpäter antwortete auf Die Frage: wo denn die übrigen 
Truppen geblieben fein? Prittwig dem Könige: „Sie find mir durch die 
Singer gegangen!” — S, Arnim’s Schrift, Seite 35. 
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Leichenzug mit Taufenden des zur Wuth gereizten und bewaffneten Volks 
das Schloß und fette die Leihen dicht an ber Wendeltreppe nieder. 
Der König nebft der Königin trat auf den Balkon, und der ftolze 
Hohenzoller ſah ſich auf den Befehl des Volkes genöthigt, vor den 
Todten der Revolution das Haupt zu entblößen. Er war ein Gefangener 
in den Händen des Volkes*) und blieb es einige Zeit, weil er Be- 
denfen trug, dem Beifpiele Louis Philipps zu folgen und aus feiner 
Hauptftadt zu fliehen. Der Prinz von Preußen dagegen war im erjten 
Schrecken nad) England entwidhen, und fein Falaft trug, damit felbiger 
vor Zerftörung ficher fei, die Auffchrift: „National-Eigenthum.“ 

Jedermann kann fi) aus der authentischen Schilderung des Grafen 
Arnim-Boygenburg ein Urtheil bilden von der großen Demoraliſation 
der Truppen und der Kopflofigfeit ihres Befehlshabers, von der Ber- 
wirrung und Muthlofigfeit im königlichen Scloffe, jowie von den gün- 
ftigen, unbenugt gebliebenen Chancen der Berliner Barrifadenfämpfer. 
Jedermann kann einfehen, daß nur die Angft der reihen Bürger, welche 
Deputation auf Deputation an den König fchidten und um den Abzug 
des Militärs flehten, den vollftändigen Sieg der Demokratie über das 
prenßifche Königthum verhinderte. Jedermann wird angefichts jolcher 
Thatſachen aber auch zu bemefjen verftehen, welchen Werth die Auf- 
fchneidereien der Junkerpartei, denen zufolge der Sieg auf der Seite der 
Truppen gewefen fei, gehabt haben. 

Nichtsdeftoweniger z0g der Umftand, daß der Berliner Straßen- 
kampf nicht zu Ende gefämpft worden war, den großen Nachteil der 
Halbheit nach fi, indem nun zwifchen Voll und Krone feitens der 
Ictern der Bereinbarungsftandpunft beanfprucht wurde. Diefer Stand- 
punkt ftand im grellen Widerfpruce zu dem 1848 in Preußen einge: 
führten allgemeinen Wahlrechte. Denn das allgemeine Wahlrecht legte, 
wenn e8 damals aud) nur indireft Flat griff, allen ermachjenen Männern, 
welche die „preußifche Nation“ bildeten, die Souveränetät bei. Kein 
Standesunterfchied, Fein Rang, fein Titel, feine Geburt, fein Reichthum 
verlich vor der Wahlurne Jemandem ein Vorrecht; der König war vor 
ihr den Aermften und „Seringften“ gleichgeftellt. Der Prinz von Preußen 





* Der Minifter Arnim gebraudt Seite 34, um die jchredliche Tage des 
Königs zu fchildern, die Worte: „Der König und die ganze in jenen Gemädjern 
verſammelte königliche Familie find abgejchnitten von den Truppen, find mit 
einem Heinen Häuflein eingejchloffen in einer rebelliſchen Hauptftadt voll fremder 
und einheimifcher Pöbelrotten.“ 
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jelber (der jetige preußiſche König) bewarb fi, meil er allein auf biefe 
Weife nad Preußen zurüdfehren fonnte, um emen Si in ber preu- 
ßiſchen Tonftituirenden Berfammlung, erhielt eimen foldhen für den 
Deutfchland cinverleibten Wirfiger Wahlkreis und erſchien wenigftens 
einmal — am 8. Juni — unter den Bolls-Depntirten. 

Er jah ſich alfo durch die Creigniffe gezwungen, die Volks⸗Sou⸗ 
veränetät anzuerkennen. In der preußischen National-Berfammlung faßen 
außer dem Trinzen von Preußen ein Zaglöhner, ein Gefell, ein Kommis, 
68 Bauern, 5 Titeraten, 11 Aerzte, 4 Offiziere, 40 Adelige, 28 ftäd- 
tiihe Beamte, 48 Berwaltungsbeamte und 98 Juſtiz-Beamte. Mit 
der fonveränen Berfammlung, worin der Kronprinz neben einen Tag⸗ 
löhner, einem ©efellen und einem Konımis faß, vereinbaren zu wollen, 
mußte ald das Uchermaß von Abfurdität erfcheinen und auf Hinter- 
gedanken hindeuten. Mochte immerhin der Kronprinz den Eintritt in 
die Volksvertreterverſammlung als Mittel benugen, um fid) wieder in 
das Königreich einzuführen und fich die damals nicht anders mehr ans 
erfanute Unverleglichfeit zu ſichern: jo wird doch hierdurd, Nichts an 
der Thatfache geändert, dag in der mit allgemeinem Stimmredht ge= 
wählten Fonftitwirenden Verſammlung Alles bis auf den Kronenträger 
inbegriffen, und daß es folglich widerfinnig war, wenn die Verfammlung, 
worin die feitherige Krone nur einen entfprechenden Theil bildete, mit der 
nämlichen Krone, die fich vor und außerhalb der Verſammlung als ab- 
folut, unabhängig und fonverän gebärdet hatte, als mit einer felbftän- 
digen Macht nod) unterhandeln und vereinbaren folltee Innerhalb ber 
Berfammlung war die Krone der Nation untergeordnet, ja fie wurde 
überhaupt als nicht mehr exiftirend vorausgefetst, weil fonft feine fon- 
ftituirende Verſammlung nöthig und möglich gewefen wäre. Dagegen 
beanfpruchte die Krone außerhalb der Berfanmlung und außerhalb der 
Nation mit dieſer letztern kraft des Vereinbarungsſtandpunkts bie 
Ebenbürtigkeit und ſtellte ſich als monarchiſche Souveränetät drohend 
der Volks-Souveränetät entgegen. 

Die Bauern, welche 68 Vertreter aus ihrer Mitte abgeordnet 
hatten, gewannen durch die Bewegung von 1848 bedeutende Vortheile. 
Sie gelangten durch fie mit dem Bürgerthume auf gleiche Stufe und 
traten hinfort rafher in den Prozeß bürgerlicher Ausbeutung ein. Nad)- 
dem die preußiſchen Bauern erlangt Hatten, was fie wollten, ſchlugen 
fie fi) auf die Seite der Reaktion. Das preußifche Bürgerthun war 
in der Berliner Verſammlung fo gut wie gar nicht vertreten. Es hatte, 
weil an Beamtenbevormundung gewöhnt, faft lauter Beamte zu feinen 


Bertretern gewählt. Nun war nidht wohl denkbar, daß bei dem unaus⸗ 
bleiblichen Konflikte, wo es einen Kampf auf Tod und Leben galt, die 
aus der Bureaukratie hergenommenen Bertreter, welche in der Ber- 
fammlung die Mehrzahl bildeten, da8 Aeußerſte wagen würben. 

Die Beamten, mit der preußifchen Monarchie verwachjen, in deren 
Schreibftuben fie als Angeftellte ihr Brot fanden, bemaßen die Macht⸗ 
frage, um welche es fid) in letzter Inftanz handelte, nach ihrer gejell- 
ſchaftlichen Stellung und nad) ihren juriftifchen Begriffen. Sie erhoben 
ſich höchftens bis zu jener geſetzlichen Entrüftung, die pafliver Wider- 
ftand genannt wurde. Sie erinnerten an die passive obedience men 
der englifchen Nevolutiongzeit. 

Das neue preußiſche Minifterium legte der Fonftituirenden Ber- 
fammlung einen Berfaffungsentwurf vor, der jo reaftionär war, daß er 
felbft der rechten Seite nicht genügte. Hunderte von Petitionen und faft 
die ganze Preffe verlangten die Verwerfung desjelben. Doch die Majo- 
rität fcheute fi) vor diefem Schritte; fie fuchte nad) einem Auswege. 
Darum ftellte Wachsmuth den Antrag auf Verweifung in eine Kom⸗ 
miflion, und Walded, der die Fonftitutionelle Monarchie für die einzige 
vernünftige Verfaſſungsform Preußens anfah, trat dem Harraffowit’fchen 
Amendement bei, welches lautete: „zur Berathung und eventuellen Um⸗ 
arbeitung.” Indem die Berfammlung den Antrag nebft Amendenent 
annahm, wollte fie vermeiden, dem Miniftertum wehe zu thun. Sie beob» 
achtete diefe zarte Rüdficht, weil in ihr die Beamten, die Untergebenen 
des Minifteriums, dominirten. Gleichwohl befennt der Beamte von 
Unrup: 

„Der neu erfundene Begriff, oder beifer, das nen erfundene Wort 
der Vereinbarung, und der wichtige Umftand, daß aus der Revolution 
nicht allein die Krone unangetaftet hervorgegangen war, fondern aud) 
die ganze Erefutiv-Gewalt, die ganze Regierungs⸗Maſchine in der Hand 
behalten, die Minifter frei gewählt hatte, gab der Ber- 
fammlung eine ganz eigenthbümlihe Stellung zum Mi- 
nifterium.“ 

Eben fo ſchwach benahm fich die Verſammlung, als die erfte große 
Prinzipien-Frage zur Verhandlung kam. Weil man nämlich auf Schritt 
und Tritt daran erinnert wurde, daß die Revolution wegen des Da- 
zwifchentretens der Bürger am 19. März nicht zur ganz vollendeten 
Thatſache erhoben und folglich ihr Sieg nicht außer allen Zweifel ges 
ftellt war, wollte Behrends jede Mißdeutung in diefer Hinficht befeitigen, 
indem er den Vorſchlag machte: 
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„Die Berfammlung wolle in Anerfennung der Revolution 
zu Protofoll erflären, daß die Kämpfer des 18. und 19. März fi) wohl 
um das Baterland verdient gemacht haben.“ 

Was that jedoch die Verfammlung? Sie zog e8 vor, bie brennende 
Trage unentſchieden zu laflen und zur Tagesordnung überzugehen. Herr 
von Unruh, der ein parlamentarifcher Minifter zu werden hoffte und 
deßhalb bei jeder Gelegenheit den Regierungs-Drganen feinen Eugen Rath 
ertheilte, trug nicht wenig zu dem fhwächlihen Verhalten der Berliner 
Konftituante bei. Er könnte ein Gagern im Kleinen genannt werben, 
wenn er einigermaßen mit ftaatSmännifchen Blid begabt gewefen wäre. 
Da ihm diefer jedod) durchaus mangelte, benußte die Reaktion feine 
Schwächen und lachte über feine Schlauheit ins Säuftchen. 

„Im Hötel de Ruſſie Herrfchte faft (9) Fein Ehrgeiz,“ aber deſto mehr 
Eitelkeit! 

Nichtsdeſtoweniger wuchs die Zahl der Linken, da auch die vielen 
Stellvertreter, die zur Auffriſchung der Verſammlung dienten, in Folge 
der unter dem Volke ſich verbreitenden demokratiſchen Ideen meiſt die 
linke Seite der Verſammlung verſtärkten. Das Stellvertreter-Syſtem ge⸗ 
reichte deßhalb der preußiſchen Neaktion zum großen Aergerniß und es 
ift bei der fpätern Oftrogirung wieder abgefhafft worden. Mehr jedoch 
als diefes Syſtem trug die Haltung der Bevölkerung der Hauptftadt bei, 
die Berfommlung von gar zu reaftionären Befchlüffen abzuhalten. Denn 
die Hauptftädte find in bewegten Zeiten gewöhnlich die Wächter der Freiheit. 
So kam e8 denn, daß die Berliner Konftitwante nicht bloß fentimental die 
Zodesftrafe, fondern auch frifchweg vadifal die Titel, Orden, den Adel 
und die fönigliche Bezeichnung: „von Gottes Gnaden,“ für abgefchafft er- 
Härte, Auch das Jagdgeſetz fiel radikal aus. Wenn fie nun aud nad) 
dem Einwerfen der Fenfter im Hötel des Minifter-Präfidenten das ein- 
gebrachte Zumultgefeg mit Sammethandſchuhen angriff, damit daraus 
feine Niederlage des Minifteriums Hervorgehe,‘ fo fiel fie doch durch die 
erwähnten radikalen Befchlüffe beim Könige dermaßen in Ungnade, daß 
Nichts fie rehabilitiren konnte. Aber vollends unrettbar verloren war fie, 
als fie von dem Gedanken angewandelt wurde, das Heer — ben Pfeiler 
des preußifchen Abſolutismus — zu demofratifiren. 

Die Beeidigung des Militärs auf die Verfaſſung ift von je ein 
Punkt gewejen, den die Reaktion nicht hat vertragen können.“) Doc 


*) Vgl. Ueber die Vereidigung des Heeres auf die Verfaſſung. Geſchrieben 
im Auguft 1849 vom Grafen von Arnim-Boykenburg. Berlin. 
Weder, Reaktion. 24 
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zuvörberft handelte es fi um deu umliebfamen Punkt noch nicht, fon- 
dern eineötheild um die Wahl der Landwehr-Offiziere durch bie Ge- 
meinen, und anderntheil® un die Maßregelung, rejpeltive Zurechtweifung, 
reaktionärer Offiziere. Hiermit berührte die Berfammlung die Fitslichfte 
Stelle des preußischen Königthums. Der von der Zentral-Rommiflion 
der preußischen National-Berfammlung redigirte Berfaffungsentwurf ent- 
hielt nämlich im Artikel 30 über die Organifation der VBollswehr und 
Landwehr nachfolgende Beftimmungen: 

„Die Bollswehr Hat das Recht ihre Führer bis zu den Chefs der 
Bataillone felbft zu wählen. Sind höhere Führer erforderlich, jo Hat die 
Regierung das Recht der Wahl unter drei von der Vollswehr vorge- 
fchlagenen Kandidaten. Der Landwehr ſteht das Recht der 
Wahl nur bis zum Grade des Hauptmanns einfhlieglid 
zu. Die Art der Wahl beftimmt das Gefet.“*) — So Etwas konnte 
nicht geduldet werben. 

Den andern Anftoß gab der Reaktion der Stein’fche Antrag. Er 
ging aus folgendem Anlaß hervor. In Schweidnik war, wie zwei Mo- 
nate vorher in Mainz, zwifchen ber Bürgerwehr und dem Militär eine 
arge Spannung hervorgerufen worden. Bei der Schweidniger Bürger- 
wehr herrſchte alfo bereits Mißſtimmung, befonder8 aud), weil ihr die 
Allarmzeihen hatten unterfagt werden follen, als am 31. Juli bei einem 
— vermuthlid) von der Reaktion angeftifteten — Zumulte, während 
defien dem Feltungs-Kommandanten, Namens Rolas du Roſay, die 
Fenſter eingeworfen wurden, ein ganz unprovozirter Angriff des Mili- 
tär8 auf die Bürgerlichen geſchah. Nachdem eine Kompagnie Linien-In⸗ 
fanterie den Pla vor der Wohnung des Kommandanten bereits von 
Menſchen gejäubert hatte, rüdte eine zweite, aus polnischen Oberjchlefiern 
beftehende Kompagnie heran und gab unverweilt auf die Bürgerwehr 
Feuer, die doch auf das gegebene Allarmzeichen erfchienen war, um 
Ruhe und Ordnung herzuftellen. Es fielen auf die Bürgerfhügen 102 
Schüfle, die 14 Mann tödteten oder verwundeten. Die Hauptfchuld 
hieran wurde dem Feftungs:- Kommandanten Rolas du Rojay (einem 
Franzofen) und dem Bürgermeifter Berlin beigemeflen. Die Entwaffnung 
der Schweidniter Bürgerwehr follte bald nadjfolgen. 

Wegen diefer Kataftrophe ftellte Stein in der Berliner Berfamm- 
fung den Antrag: 

**) S. Ueber den ſchädlichen Einfluß der für die Landwehr in Ausſficht ge 
ftellten Wahlen der Borgefekten durch ihre Untergebenen. Gefchrieben im Sep 
tember 1848. Berlin, Verlag der Deder’ichen geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
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„Der Herr Kriegsminifter möge in einem Erlaſſe an die Armee fich 
dahin ausfprechen, daß die Offiziere allen reaftionären Beftrebungen fern 
bleiben, nicht nur Konflikte jeglicher Art mit dem Zivil vermeiden, ſon⸗ 
dern durch Annäherung an die Bürger und Bereinigung mit benfelben 
zeigen möchten, daß fie mit Anfrichtigkeit und mit Hingebung an der 
Berwirklichung eines Tonftitutionellen Rechtszuſtandes mitarbeiten wollen,“ 
und Schulte fchlug zu dem Antrage noch den viel weiter gehenden Zu: 
fa vor: 
„Und e8 denjenigen, mit deren politifcher Ueberzengung dieß nicht 
vereinbar ift, zur Ehrenpflicht zu machen, aus der Armee auszufcheiden.“ 
Sowohl der urfprüngliche Antrag, al8 auch der mitgetheilte Zuſatz 
wurden am 9. Auguft von der Berfammlung angenommen. Wenn die 
übrigens erft nad) der Annahme des Steim’schen Antrages gefakten ra⸗ 
difalen Beſchlüſſe über die Abfchaffung des Adels, der Titel und Drden 
nur die Heiterfeit der Ariftofratie erregten, weil felbige wußte, daß berlei 
Beichlüffe Leine Bedeutung haben, wofern nicht dem Adel der große 
Srundbefig entzogen und eine gänzliche foziale Umwälzung vorgenommen 
wird: fo war man dagegen bei Hofe darüber empört, daß durch den 
Stein'ſchen Antrag das Heiligtum der preußifchen Könige verlegt, und 
die fonveräne Gewalt des Schwerte angetaftet wurde. Das preußifche 
Heer ift das Bollwerk des Abfolutismus, und treffend heit es in der 
preußifchen National-Hymne, im fogenannten Preußenliede: 
„Noch fteht der Thron wie immer, 
Als wie ein Fels im Meer, 
Und rings im Waffenſchimmer 
Mein treues Heer.“ 
Der König Friedrich Wilhelm IV. war, ehe fi) an ihm buchſtäblich 
der Fluch der Revolutionsfänger erfüllte, ein Witbold. Die Neigung zu . 
praftifchen oder handgreiflichen Späßen hatte er von feinem Ahnen Fried- 
rich Wilhelm I. geerbt. Diefer ließ befanntlih am 10. Noveuber 1737 
die Profefjoren der Univerfität Frankfurt an der Oder durch Unteroffi 
ziere zufammentreiben und fie zu einer Disputation mit feinem Hofnarren 
dem Magifter Morgenftern zwingen, welcher mit einer großen Perrüde 
auf dem Kopfe, mit einem Fuchsſchwanze anflatt des Degend an der 
Seite und in einem mit lauter Hafen beſtickten fehedigen Anzuge gegen 
die Profefioren Noloff und Fleifcher die Meinung zu vertheidigen hatte, 
daß die alten Schriftfteller bloß alte Salbaber und Narren gewefen feien. 
Friedrich Wilhelm IV. fuchte einen ähnlichen praktiſchen Spaß mit den 
Abgeordneten der Berliner konfiituirenden Verſammlung zu treiben. In⸗ 
24* 
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dem er die Schwäche der neeiften Abgeordneten, für hoffähig gelten zu 
wollen, recht gut kannte, Ließ er durch das Minifterium die Abgeordneten 
zu einem Befuche beim Könige in Charlottenburg verloden. Nur ehr 
wenige Deputirte waren ihrer Stellung dermaßen eingedenf, daß fie fid) 
zit den großen Narrenfpiele, welches mit ihnen aufgeführt werden follte, 
nicht verleiten ließen. Laffen wir jebt Herrn dv. Unruhe, einen Mitdulder, 
die Aufführung des Speftafelftüds erzählen: 

„Die Berfammlung erfhien faft volzählig, felbft die äußerfte Linke 
und die meiften Polen. Am Wildpark verließ man die Eifenbahn, eine 
Reihe Wagen ftand bereit, voran der befannte Zeliwagen, welcher zu 
jedem Zuge nad) und von der Eifenbahn fährt; daun zwei Hofequipa- 
gen, deren fid) Hofbeamte in Geſchäften zu bedienen pflegen; endlich eine 
Reihe zum Theil fchlechter, gemietheter Privatfuhrwerfe, zum Theil Droſch⸗ 
ten, ja anfcheinend einige Charlottenburger Wagen, und doc zu wenige. 
Manche Abgeordnete mußten vorn bei dem Kutfcher Pla nehmen. Der 
Sarten-Direktor Kenne führte den Zug; es fehlte ihm aber an einigen 
Dienern, welche die Säfte zurechtwiefen. Man machte eine Spazierfahrt 
von faft 2 Stunden durd) die Gärten. Leider war die Hite noch groß, 
und entfeglicher Staub erhob fi. Die Demokraten wurden zu Hof—⸗ 
figuren aus der Zeit Ludwig XIV. eingepudert. Vom Hofe nahm Nies 
mand au diefem eigenthümlichen Vergnügen Theil. Endlich langte der 
Zug wieder am neuen Palais, und zwar did beftaubt, an. Bon ber 
andern Seite fah man den Wagen des Königs bereit8 heranfonımen. 
Die im Beftibül ftehenden Lakeien fchienen Feine Neigung zu haben, den 
Abgeordneten beim Wegfchaffen des Staubes behülflich zu fein, und Nie- 
mand hielt e8 auch für nöthig, Befehle dazu zu geben. So mußten 
denn die Abgeordneten in Gegenwart des Publitums einer dem andern 
zur Noth den Staub ausflopfen, um vor dem Könige nicht ſchmutzig zu 
erfcheinen.“ 

Den entfprehend war die Behandlung im Föniglichen Palais und 
die Rüdfahrt. „Die Abfahrt des Eifenbahnzuges rüdte heran; mehrere 
Adgeordnete mußten zu Fuße in großer Eile nach dem entfernten Bahn- 
hof, um den Zug nicht zu verfäunen. So unbedeutend die ganze Sache 
Manchem erſcheint“, fett Here v. Unruh hinzu, „jo war fie dem bejon- 
nenen Beobachter doch bezeichnend genug.” 

Um den Stein’fchen Antrag fümmerte fid) zuerft das Minifterium 
nicht. ALS es aber behufs der Ausführung desfelben von der Fonftitui- 
renden Berfanmlung angehalten wurde, trat e8 zurück, nachdem es eine 
königliche Kabinets⸗Ordre publiziert Hatte, worin fi der König mit bem 
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Minifterium einverftanden erklärte, daß fi) bie Berfammlung in die Ber- 
waltungsmaßregeln nicht einzumifchen habe, 

Inzwifhen waren Truppen in der Mark zufammengezogen worden, 
und General Wrangel, ihr von Schleswig-Holftein zurüdgefchrter Ober- 
befehlshaber, erließ einen Armeebefehl, in welchem er die Demolraten 
Berlin’8 bedrohte. Um der Berfammlung außerdem eine Lektion zu er- 
theilen, fette der König ein neues Minifterium ein mit dem General 
von Pfuel an der Spike. Die VBerfammlung benahm fich nun ziemlich 
zahm. Ja ſie ließ fi) fogar dazu benugen, in einem von Bloen und 
Berg veranlaften Befchluffe ihren Abſcheu über die Frankfurter Ereig- 
niffe vom 18. September auszudrüden. Nicht minder leiftete fie der Res 
aktion einen Dienft, als fie mit Bezug auf das Großherzogtum Poſen 
das Philipps’sche Amendement, welches mit den Befchlüffen der Sranf- 
furter deutſchen National-Berfammlung im Widerfprud ftand, annahm 
und dadurd) eine Gegenerflärung der Frankfurter hervorrief. Hinfichtlich 
des Stein’fchen Antrags begnügte fie fich mit einem matten und verwäf- 
ferten Minifterial-Erlaffe, zu dem Herr v. Unruh, als ſchlauer Diplo- 
mat, insgeheim den Entwurf geliefert hatte. 

Nichts defto weniger wurde fie vom Neuen verhöhnt. Der Gene» 
ral Brandenburg in Breslau nämlich erließ eine Bekanntmachung, worin 
er die Drohworte gebrauchte: 

„Als Tommandirender General in der Provinz liegt mir in Verein⸗ 
barung mit dem königl. Oberpräfidenten die Pfliht ob, im äußerſten 
Valle jelbft unter alleiniger Verantwortung, die Ruhe und 
Ordnung überall unter Anwendung ber gefelichen Mittel Herzuftellen ... 
In obiger Eigenschaft warne ich daher alle Bewohner der Provinz und 
fordere fie auf, fid) von dem wühlerifchen Treiben nicht hinreißen zu 
laffen, da mir mit der Pflicht aud) die Mittel zu Gebote ftehen, dem 
Geſetze Nachdruck zu verfchaffen.” 

Wenn diefe Worte anfcheinend an die Bewohner Schleflens geridj- 
tet waren, fo ging doch die eigentliche Adreſſe derfelben an die Berliner 
Berfammlung. Sie waren eine Antwort auf den Stein’fchen Antrag. 
General Graf Brandenburg wollte den Deputirten einftweilen einen Bor: 
gefhmad feiner fpätern Wirkſamkeit geben. 

Eine Zeit lang wurde die Berliner Verfammlung durch die von 
der Reaktion erfundene und verbreitete Anfchuldigung, daß fie, auftatt 
die Berfaffung fertig zu machen, fic mit fremdartigen Dingen befchäf- 
tige, im Lande verdächtigt. Indeß gereichte gerade die Beſchäftigung mit 
ben fremdartigen Dingen ber Berfammlung meift zum Ruhme. Denn außer 


— 31714 — 


dem Verfaſſungsentwurfe berieth ſie die Geſetze über Siſtirung aller 
ſchwebenden Verhandlungen und Prozeſſe behufs Auseinanderſetzung der 
gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe; über die Auswanderung; über Ab⸗ 
änderung der Geſinde-Ordnung; über Abſchaffung der den Adel bevor⸗ 
rechtigenden Geſetze; über Zivil-Ehe, Zivilſtands-Regiſter; über Abfchaf- 
fung der Todesftrafe; vielfache geſetzliche Vorfchläge über die Gewerbe- 
freiheit, Gewerbebetrieb, Gewerbeordnung, über Wechfelfähigkeit, Wechfel- 
arreft, Zinsfuß, Pfandredht u. f. w.; über Naturalzehnt und Yünftel- 
Abzug; über Aufhebung der 88. 151—156 Landrecht IL, 20 wegen 
unehrerbietigen Tadels und Erregung von Mißvergnügen u. ſ. w.; über 
Aufpebung der Steuereremtion,; über Jagd und refp. deren Theilung und 
Streitigkeiten; über Befeitigung der bisherigen Provinzial- und Kreis⸗ 
ftände, fo wie deren ferneren Beſchluhßnahme; über Aufhebung und Ab- 
löſung der Feudallaften, Servituten u. |. w.; ferner die Geſetzvorſchläge 
über die Ablöfung alter Gerechtigfeiten auf Waldungen im Bezirke des 
Rheinifchen Appellationsgerichtshofes,; über dic Disziplinarordnung der 
Rheiniſchen Advokaten und über die Gebühren der Gerichtsvollzieher; 
über Errichtung eines Kreditinftituts; über Aufhebung‘ des Zölibats; 
über Aufhebung der Moft- und Tabakſteuer; über die Neuwahl der be- 
förderten Beamten, ſowie über die Nechtsverhältnifie ansjcheidender Mi- 
nifter; über den Schuß der perfönlichen Freiheit (Habeas-Corpus-Afte) ; 
über Holzdiebftähle; über Gleichftelung der Bergwerfsabgaben; über Ge⸗ 
meinde-, Kreis: und Diſtrikts-Verfaſſung; über Beförderung der Holz- 
fultur 2c.; über Unterftügung der verarmten Krieger aus der Zeit ber 
Vreiheitsfriege; über das Theilungsverfahren nach der Aheinifchen Pro- 
zeßordnung; verjchtedene Gefeßvorfchläge über Ablöfungen und Separa- 
tionen, fowie wegen Revifion der darüber noch beftehenden Geſetze; über 
die Servitute der Sichelgräferei; ferner über unentgeltliche Aufhebung 
und reſp. Ablöfung der Natural Dienfte; ein anderweiter Gejeßvorfchlag 
über die auf Landrecht I. 20. 8. 151—155 Bezug habenden Verord⸗ 
nungen, Unterfuchungen und Strafen; über Ehen zwiſchen Chriften und 
Nichtehriften, desgleihen Leuten verfchiedenen Standes; einen Gejegent- 
wurf über da8 Verfahren in Unterfuchungsfachen mit Geſchwornen⸗Ge⸗ 
richten; einen andern über die Preffe; den Gejegentwurf eines Einkom— 
menſteuer-Geſetzes; über die Zuftimmung der Nationals-Berfammlung zu 
den Keichögefegen; über den Schuß der National-Berfammlung und 
deren Mitglieder gegen Angriffe von Außen; über Aufhebung und Um: 
wandlung der Kadettenhäufer u. ſ. w. *) 

*) ©, die Vorwürfe, welche der preußifchen National-Berfammlung gemacht 
find ꝛc. Vom Juſtiz Kommiſſarius F. F. Weichfel. Magdeburg, 1849, 


_ — 35 — 

Als dann mehrmals Arbeiterfchanren, theild von realtionären Agenten 
aufgeftachelt, den Dönhofiplag füllten und die Berfammlung im Sitzungs⸗ 
Iofale umlagert hielten, wurde das Gerücht verbreitet, die Berathungen feien 
nicht mehr frei. Man fuchte eben nach einen geeigneten Borwanbe, um bie 
Berfammlung von der Hauptftadt in die Provinz verbaunen und dort fchließ- 
lich noch vor Vollendung ber Verfaſſung auflöfen zu können. Die 
Berfammlung ſuchte deßhalb fich nicht allein buch die Bürgerwehr 
vor den Bolfe zu fehütsen, fondern dachte auch daran, ein beſonderes Ge⸗ 
feß zu ihrem Schuge zu befchließen. Doch ohne einen blutigen Sieg, 
erfochten in einer neuen Strafenfchlacht Berlin’s, ließ fih das raſch 
hereinbrechende Berhängnig nicht mehr aufhalten. 

Durch den Dftoberfieg der Wiener Revolutionäre war ganz Deutjch- 
land in Bewegung gerathen. Die Demokraten ber Kleinen Staaten fühl- 
ten fich erleichtert, und fogar der würtembergifche Miniſter Römer ſprach 
jet von der Nothiwendigleit, die Yürften der Einzelftaaten zu mebiati- 
firen. Allein die Wirkung des bemofratifchen Erfolges hielt nicht län⸗ 
ger vor, als biefer Erfolg felbft. Wien wurde von drei Heeren bedroht. 
Das Frankfurter Parlament glaubte in diefer Krifis nichts Anderes thun 
zu dürfen, als ein Paar Kommifläre, die natürlich fi) durch ihre Ohn⸗ 
macht lächerlich machten, nach Defterreich zu entfenden. 

Auch die Berliner hielten fich verpflichtet, den Wienern eine ähn⸗ 
Ihe Hülfe leiften zu müflen. Arnold Ruge veranftaltete eine Straßen-+ 
Demonftration, unter deren Drude er dem Abgeordneten d’Efter am 
31. Dftober, am Tage der gänzlichen Unterwerfung Wien’s, eine Petition 
zu Sunften der Wiener überreichte. In Zuge war der bdemolratijche 
DBürgerwehr- lub, der fouveräne Linden: Klub und die politifche Ede ver⸗ 
treten. Ein anderer Zug mit einer Deputation der Maſchinenbauer an 
der Spike zog über den Gendarmen-Markt, um der preußifchen Natios 
nal-Berfammlung eine gleiche Petition zu überbringen. 

Im Scoofe der Berfamnlung wurde nun an bdiefem Tage von 
Waldeck und d’Efter der lächerliche Antrag geftellt: 

„Die Berfammlung wolle beſchließen, das Staatsntinifterium auf- 
zufordern, zum Schutze der in Wien gefährdeten Volfsfreiheit alle dem 
Staate zu Gebote ftehenden Mittel und Kräfte fehleunigft aufzubieten.“ 

Walded fette alfo voraus, daß die preußiſche Reaktion durd) einen 
Beſchluß der Verſammlung vermocht werden würde, der öfterreichifchen 
Demokratie beizuftehen. Sein Antrag wurbe aber abgeworfen. Nicht 
befjer erging e8 den wo möglich nod) lächerlicheren Amendement Dun 
der’s, dahin Tautend: 
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„Die Regierung Sr. Majeftät aufzufordern, bei der deutſchen Zen⸗ 
tral-Gewalt mit Entfcdhiedenheit dahin zu wirken, daß nicht in Yolge der 
neueften Wiener Ereigniffe die Freiheit und Nationalität eines deutſchen 
Bruderftammes gefährdet werde.“ 

Dagegen nah die Berfammlung ein von Rodbertus und Berg ge- 
ftelltes Amendement an, welches diefe Faſſung Hatte: 

„Sr. Majeſtät Regierung aufzufordern, bei der Zentral-Gewalt 
ichleunige und energifche Schritte zu thun, damit die in den deutſchen 
Ländern Oeſterreichs gefährdete Volfsfreigeit und die bedrohte Eriftenz 
des Reichstages in Wahrheit und mit Erfolg in Schuß genommen, und 
der Friede hergeftellt werde.“ 

Diefes Amendement wurde mit 261 gegen 51 Stimmen zum Be- 
ichluffe erhoben. Während dergeftalt die Berliner Verſammlung ihre 
politifche Weisheit Leuchten Ließ, kam es draußen vor dem Sitzungs⸗ 
Iofale, wo eine unabjehbare Menjchenmaffe mit Yadeln und vothen Yah- 
nen umherwogte, zwifchen der Bürgergarde und dem Volke zun leichten 
Konflikt, in welhem mehrere Berwundungen vorfielen. 

Wil man fi die Abfurdität des Nodbertus’fchen Antrages nur 
einigermaßen veranfchaulichen, braucht man fi bloß zu vergegenwär- 
tigen, daß der Reichsverweſer, welcher zu Gunften der öfterreichifchen 
Demokratie interveniren follte, nachdem die preußifche Regierung zuvor 
und zu gleichem Behufe bei ihm intervenirt gehabt hätte, damals in 
Uebereinfiimmung mit den ihn berathenden Gefandten der deutjchen Eins 
zelftaaten fünf mobile Korps, welche die Demokratie der Kleinen Länder 
im Zaume zu halten beftimmt waren, auf den Beinen hielt. Diefe Korps 
waren jo vertheilt: 

a) Ein Korps, beitehend aus 9,800 öfterreichifchen, preußifchen, bai- 
erifchen, Furfürftlich Heffifchen und heffendarmftädtifchen Truppen, fand in 
und bei Frankfurt am Main; 

b) ein anderes, ebenfalls 9,800 Dann ftarkes Korps, welches aus 
Würtembergern und Badenfern zufammengefetst war, lagerte bei Freiburg 
im Breisgau; 

c) 8,000 Mann preußische, naſſauiſche und Sranffunter Truppen 
waren bei Mannheim aufgeſtellt; 

d) ein viertes Korps, gebildet aus baieriſchen Truppen, ftand hin⸗ 
ter der Ser zwifchen Ulm und Memmingen; 

e) das fünfte Korps hatte Thüringen in Schach zu halten und be- 
ftand aus 8,100 königlich ſächſiſchen, weimarifchen, altenburgifchen und 
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renßifchen Truppen.“) Seine erfte Aufgabe war die Beruhigung Ale 
tenburgs. 

Zu dem letzterwähnten Korps ſollte eine öſterreichiſche Brigade hin⸗ 
zukommen. Da aber der Oktoberanfſtand in Wien ausbrach, wurde 
ftatt ihrer die Aufftelung einer hannöverifchen Brigade unter dem Kom- 
mando eines hannöverifchen Generals angeordnet. Selbige follte zwifchen 
Meiningen und Hildburghaufen vorrüden und das nieiningifche, ferner 
da8 foburg-gothaifche, fowie die beiden Kompagnien des fchwarzburg- 
fondershäufifchen und die beiden Kompagnien des jchwarzburg-rubdol« 
ftädtifchen Kontingents an fich ziehen. **) Hinſichtlich der Verpflegung 
verfügte ein Erlaß des Reichs-Kriegs-Miniſteriums ***) unterm 28. Scp- 
tember 1848, daß die Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen einftweilen 
die landesübliche Duartierverpflegung und die nöthige Fourage von den 
mit Truppen unterſtützten Territorial-Regierungen empfangen follten. 
Nach einer Berfügung von 22. Oktober 1848 hatten bie Offiziere und 
die ihnen an Rang gleichftehenden Beamten der mobilen Korps aufßer- 
gewöhnliche Berpflegungsgelder zur Beftreitung ihrer Verpflegungs- und 
- Bergnügungsbedürfniffe zu empfangen, wobei da8 Quartier, auf welches 
fie unentgeltlichen Anspruch hatten, keineswegs in Betracht fam. Dieſe 
Ertra-Befoldung zur Verſchönerung ihres Lebens betrug: 

Für einen Lieutenant . . . . täglich 1 Guld. 6 Fer. 


”» "Hauptmann. . . . „ii. 34 „ 
n„ nn Stabsoffsier . . . „ 2% „12 „ 
„nn Regimentsskommandeun „ 2% „ 50 „ 
„» _  » Brigade-Hommandeur „AA BB, 
Divifions-Kommandeurr „ 6 — 


Außerdem wurde jedem Offiziere und Milittr - Beamten, damit 
fie freudig die reaftionären Befehle vollzbgen und vor demofratifcher 
Berführung ficher wären, eine einmonatliche Gage unter dem Titel „Aus: 
rüftungsgeld“ zugelegt. Die Beamten der Cinzelftanten wurden vom 


*) Bergl. Erlaß des Reichs⸗Kriegs⸗ Miniſteriums vom 23. September 1848 
und Denkſchrift vom 12. November 1848. 

**) Vergl. Erlaffe des Reichs-Kriegs-Miniſteriums vom 10. und 27. Oktbr. 1848. 

***) S. Beilage 6 zu 8. 236, 21. Situng ber deutſchen Bundesverſamm— 
fung bom 12. Auguft 1852. — Promemoria über die Aufftelung und Befriebi- 
gung der von den einzelnen Bundesregierungen an die Gefammtheit des Bundes 
gemachten Anſprüche auf Erjat der feit dem Jahre 1848 gemachten militärifchen 
Leiſtungen. 
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Neichsverweſer ermahnt, energifch gegen die Demokraten einzugreifen, und 
Reichs-Kommifſäre *) wurden ansgefhidt und mit ausgedehnten Boll- 
machten verfehen, damit fie auf alle Fälle das Anfehen der Geſetze 
und Regierungen zu fchüten im Stande wären. Nachdem ein Runb- 
fchreiben der Reichs⸗Miniſterien des Innern und des Krieges verfügt 
hatte, daß kraft eines Beichlufies des Geſammt⸗Reichs⸗Miniſteriums ver 
Aufwand für die Truppen der Reaktion vom ganzen Reiche beftritten, 
und daß die Berpflegung nad) den Iandesüblichen Normen vor fich gehen 
müfje, wurden die Regierungen aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, 
daß, wenn in ihren Staaten fogenanute Reichstruppen erfchienen, die tarif- 
mäßige Natural-Berpflegung von der Bevölkerung vorfchugweife gegen 
Empfangsbefcheinigungen der Zruppen- Kommandanten unverweigerlid, 
geleiftet werde, worauf eine nachträgliche Vergütung aus der fogenaunten 
Reichskafſe erfolgen ſollte. Als aber die quartiergebeuden Gemeinden 
diefe Reichslaften nicht mehr zu erſchwingen vermodhten, da verwilligte die 
Fraukfurter National-Berfammlung dem Reichs⸗Miniſterium einen Kre- 
dit von 1,750,000 Gulden. In Gemäßheit deflen wurde eine Matrifu- 
lar-Umlage ansgefchrieben, wie die desfallfige Verordnung vom 27. No⸗ 
vember 1848, fowie eine Zirkular-Note des Reichs-Finanz-Minifteriums 
vom gleihen Tage bezeugt! > 

Unter diefen Umftänden vom Reichäverwefer zu erwarten, daß 
er anf das Anfuchen Preußens — wenn nicht ſchon die Vorausfegung 
ſolchen Anfuchens an den höheren Blödfiun gegränzt hätte! — zu Gun⸗ 
ften der Freiheit in Defterreic, einfchreiten werde: das war doch wohl ein 
fehr bebenfliches Symptom vom völligen Uebergewicht eines verftörten Ge⸗ 
müths über den ganz gewöhnlichen Menfchenveritand. Sole Schwad)- 
- Töpfe und jämmterliche Querpfeifer brauchte die Reaktion freilich nicht 
zu fürchten! 

Nahdem die Berliner Berfammlung jenen abderiten-mäßigen Be- 
ſchluß gefaßt hatte, fandte General v. fuel dem Fräfidenten der Ber: 
ſammlung, Hrn. v. Unruh, ein Schreiben ein, um ihn zu benachrichtigen, 
daß er dem Könige feine Entlafjung eingereicht habe. Die Regierung 
fürchtete fich jett nicht mehr vor der Demokratie, zumal da fie gefehen 
hatte, daß der nach Berlin ausgefchrichene Demokraten⸗Kongreß als gänz- 
lid) mißlungen zu betrachten war, und daß wegen der allgemeinen Kuau- 


*) Die Ausgaben fiir die von Frankfurt am Main ansgehenden Kommiffäre 
des Fünfziger⸗Ausſchuſſes, des Parlaments und des Reichsverweſers beliefen fich 
im Jahre 1848 auf circa 100,000 Gulden. 
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jerei bie Baarſchaft in der Demokraten⸗Kaſſe bloß vier Thaler nnd 
neun Pfennige beitrug. Leute, die" mit ihrem Gelde fo filzig waren, 
jegten noch viel weniger ihr Leben für die ſchönen Worte der reinen De⸗ 
mofratie ein. Die preußifche Nation wurde alfo jett wieder mit einem 
neuen Minifterium verjorgt. Die bisherigen Minifterien waren geweſen: 
1) da8 Minifterrum Arnim⸗Boytzenburg vom 19. März 1848 bis zum 
Frankfurter Neichsverweferbefhluß; 2) das Minifterium Auerswald-Han- 
femann, das fich felber als ein „Minifterium des Ueberganges“ bezeich- 
nete, vom 26. Juni bis zur Frankfurter Debatte über den Malmöder Waf- 
fenftillftand; 3) das Minifterium Pfuel, Eichmann, Bonin, Kister und 
Dönhoff, vom 22, Septenber bis zur Niederfchmetterung der füddent- 
fhen Demokratie oder bis zum Falle Wien’d. Jetzt kam das Minifte- 
rinm, welches die Demokratie in Preußen niederzumerfen hatte, beftehend 
aus dem General Grafen von BrandenburG (Rräfident und Aeußeres), 
dem General v. Strotha (Krieg), dem Treiheren Otto v. Manteuffel, 
(Buneres), von Ladenber& (Kultus), von Pommer-EihE (Handel), von 
RintelN (Suftiz) und Kühne (Finanzen): ein Minifterium, allgemein das 
„Salgen-Minifterinm,” auch das „ber rettenden That“ genannt. 
Nah Kurzem trat van der Heydt in baflelbe. 

Die preußifche National-Berfammlung firäubte fi) gegen die Ein- 
feßung des Minifteriums Brandenburg-Manteuffel. Sie befhloß eine 
Adreſſe an den König zu richten; allein ihre Deputation wurbe erft gar nicht 
vorgelaffen. Der Präftdent und Bizepräfident ber Berfanmlung hatten 
ein gleiches Schiefal. Ja Herr v. Unruhe wurde duch den König, weil 
Höchftdiefelben zu ſtark befchäftigt feien, nicht einmal als Privatmann 
empfangen. Am 9. November wurde bie Berfammlung nad dem von 
Defterreich gegebenen Beifpiele bis zum 27. November vertagt und nad) 
Brandenburg verlegt. Den 10. November rüdte General von Wrangel, 
da die befchlußfähige Mehrzahl der Verſammlung bie Sikungen in Ber- 
Iin fortzufegen droßte, mit 22,000 Mann Truppen, welche zunädhft bei 
den Bürgern einguartiert wurden, in Berlin ein. Die in Berlin bleiben- 
den Deputirten wurden nun fech® Tage lang, wenn fie fi) verfammeln 
wollten, von Ort zu Ort vertrieben. Obfchon von allen großen Stäbten 
Deputationen und von allen Theilen des preußifchen Gebietes zuſtim⸗ 
mende Adreſſen bei ber Verſammlung einliefen, wagte fie zufammt der 
Berliner Bürgerwehr doch feinen Straßenfampf. Ja nicht einmal einen 
eigentlichen Steuerverweigerungsbefhluß wagten die übrig gebliebenen 
Abgeordneten zu faſſen. Sie hielten feine eigentlichen Sitzungen mehr, 
fondern machten bloß noch ungefährliche Demonftrationen in Zufammen- 
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fünften, bei denen fie durch das Militär verjagt wurden. Die letzte die⸗ 
fer Zufammenkünfte fand am 15. November im Mielentz'ſchen Lokale ftatt, 
wo man auf den Antrag Schulze's aus Delitſch vor den Auseinander- 
gehen eilig die einfache Erflärung abgab: „daß das Minifterium Bran- 
denburg nicht befugt fei, Steuern zu erheben oder zu verwenden.“ So—⸗ 
nad) verlegte man fich nach dem Rathe des Hrn. v. Unruh auf den paf- 
fiven Widerftand, während die Aufftände, welche um diefe Zeit in man- 
hen Theilen Preußens losbrachen, mit Heeresmacht niedergefchlagen mwur- 
den. Herr dv. Unruh ftüste fich beim paffiven Widerftande auf den von 
ihm ausgeſprochenen, aber in der Folgezeit grell verlegten Satz: 

„Die Willkür wird fchon ausgefchloffen durch das in jeder wirf- 
lihen Konftitution den Kanımern unvermeidlich zuftehende Recht, die Sten- 
ern jährlich zu bewilligen, alfo auch zu verweigern. Es bleibt daun der 
Willkür nur noch eine Hinterthür: ein Wahlgefeß, welches nicht die Na⸗ 
tion, fondern die Minorität, gewiffe Klaffen in den Kammern repräfen- 
tiren läßt, und — die Korruption. Ift das Wahlrecht nicht auf einzelne 
Klafien beſchränkt umd haben die Kammern ungefchmälert das Steuer- 
bewilligungsrecht; fo ift e8 eine Sünde gegen die Krone, ihr zu rathen, 
dennoch durch Willlür fi) und das Land zu gefährden, nicht offen und 
wahr in das fonftitutionelle Staatsleben einzutreten.“ 

Nachdem die Berliner Oppofition durch die Verkündigung des paf- 
fiven Widerftandes alle diejenigen Demofraten, welche in den Provinzen 
fich zu ihren bewaffneten Schuße aufgeworfen, der Verfolgung des Ab- 
folutismus preisgegeben hatte, verharrte fie nicht einmal lange Bei ihrem 
paffiven Widerftande. Zwar wurde die nach Brandenburg verlegte Ber: 
fanmlung bei ihrer Eröffnung am 27. November nicht vollzählig, ja 
nicht einmal befchlußfähig; da aber die preußifche Reaktion drohte, die 
Stellvertreter der weggebliebenen Abgeordneten einzuberufen, jo fanden 
fi) fhon am 1. Dezeniber über 80 Oppofitionelle ein, die doch erft am 
9. November feierlich erklärt haften, daß die Berfammlung weder ver⸗ 
legbar noch auflösbar fei. Hierdurch wurde die Brandenburger Ber- 
fammlung befhlußfähig und fie befchloß nun, damit aucd alle andern 
zum Herbeikommen Zeit hätten, fich auf einige Tage zu vertagen. Da 
erfchien am 5. Dezember eine oftroyirte Verfaffung im Staatsanzeiger. 
Um die Bolfsvertretung mit Schmach zu überhäufen, wurde fie num, 
als fie fich in die Verlegung gefügt hatte, zu guterlett aufgelöft. 

Aber auch die Frankfurter National-Berfammlung mußte ihren Theil 
dazu beitragen, um die Berliner Verſammlung in den Staub zu ziehen. 
Zwar hatte fie unterm 14. November auf Empfehlung’ des Biedermann’« 
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ſchen Ausſchuſſes mit 239 gegen 189 Stimmen bie beiden Anträge an- 
genommen, daß 1) die Rüdnahme der Verlegung nad) Brandenburg 
erfolgen müfle, fobald die Würde und Freiheit der Berathungen in Ber- 
Iin dur die nöthigen Maßregeln ficher geftellt feien, und daß 2) bie 
preußifche Krone fi mit einem Minifterium zu umgeben babe, welches 
da8 Bertrauen des Landes befige; allein binnen Kurzem ſchweukte das 
Vrauffurter Parlament nad) der entgegengefegten Seite ab, indem es ſich 
gegen die Berliner Kollegen einnehmen ließ. Exft weilte Baſſermann als 
Reichs⸗Kommiſſär in Berlin und ſprach nad) feiner Rüdfunft von jenen 
unheimlichen „Öeftalten“, welche Hinfort nach feinem Namen benannt 
wurden. Darauf famen die Kommifjäre Hergenhahn und Simfon von 
Frankfurt nad Berlin, und obwohl fie dafelbft die Baſſermann'ſchen 
Geſtalten nicht erblidten, fo war doch das Reſultat ihrer Sendung den 
Berlinern nicht günftig Denn am 20. November erklärte die unter Ga⸗ 
gern’8 Leitung ftchende Frankfurter National-Berfammlung die Steuer- 
verweigerung des Berliner Parlaments für null und nichtig, fügte jedoch, 
um die bittere Pille zu verfüßen, Hinzu, daß fie die Rechte und Yrei- 
heiten des preußiſchen Volks gewahrt wifjen wollte Die Frankfurter 
Herren ließen außer Acht, daß die fönigliche Verordnung vom 6. April 
1848 ausdrücklich befagte: „Den künftigen Vertretern des Volle fol 
jedenfalls die Zuftimmung zu allen Gefegen, fowie zur Feſtſetzung des 
Staatshaushalts - Etat8 und das Steucerbewilligungsredt 
zuftehen.“ 

Am 9. November war durd) die Erfchiefung Robert Blum’s die Unver- 
leglichfeit der Srankfurter National-Berfammlung in Wien für null und 
nichtig erklärt und an demfelben Tage durch die Wegverlegung der preu—⸗ 
Kiihen National-Berfammlung nad) Brandenburg und durch das milie 
tärifche Einfchreiten der folgenden Tage auch in Berlin, der Hauptftadt 
des zweiten deutſchen Grofftaats, die Unverletzlichkeit des preußifchen 
Parlaments in Zweifel gezogen worden. Jetzt herrichte der Belagerungs- 
zuftand in Wien und Berlin. Die Reaktion war jeßt ihrer Sache fidher. 
Nun erließ der Reichsverweſer, um die Konfufion der Volksmänner zu 
vermehren und um feine Pflicht als Mandatar des Bundestags getreulich 
zu erfüllen, unterm 21. November 1848 nachftehenden Aufruf: 

„Preußen! Die Reihsverfammlung zu Frankfurt vertritt die Ge- 
fammtheit der deutfchen Nation; ihr Ausſpruch ift oberftes Gefeg 
für Allel.... Ich werde die Vollziehung jenes Beichluffes nicht dul⸗ 
den, welcher durch Einftellung der Stenererhebung in Preußen die Wohl- 
fahrt von ganz Deutſchland gefährdet. Ich werde aber aud) die Bürg- 
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ſchaft der Rechte und Freiheiten des preußiſchen Volkes zur Geltung 
bringen; ſie ſollen ihm unverkümmert bleiben, wie allen unſern 
dentfhen Brüdern. Ich rechne auf euch, Preußen; ihr werdet mir 
beiftehen..... Haltet deu Frieden; ich werbe ihn wahren.“ 

Die deutichen Patrioten waren weit davon entfernt, das Spiel der 
Reaktion zu durchfchauen. Denn: „die Bedeutung und der Zweck folder 
Worte blieben Jedem unverftänblich“, heißt e8 in der bei F. A. Brod- 
haus erjchienenen „Gegenwart.“ *) Die Oktroyirung der neuen preußi- 
fchen Verfaſſung erfolgte, objchon zuvor, um der befürchteten allgemeinen 
Erhebung vorzubeugen, die Frankfurter Oberpoftamts- Zeitung, das Or⸗ 
gan des Reichs⸗Miniſteriums, verfichert hatte, es folle in Preußen feine 
Oktroyirung ftattfinden. In den Kleinftaaten hatte man jet viel Stoff 
für patriotifche Reden. Einesiheild bot nämlich Hierzu die eier für deu 
nad feinem Tode in einen eutjchiedenen Demokraten und politifchen 
Heiligen verwandelten Robert Blum, den Märtyrer der parlamentarifchen 
und revolutionären Freiheit, anderntheils die den Berliner oppofitionellen 
Tarlaments - Märtygrern zuzufendende Beiftimmungserflärung eine fehr 
günftige Gelegenheit, welche von den Nationalen, die immer tapfer in 
Worten waren, nicht unbenutt gelaffer wurde. Sie verherrlichten die 
größte Berfehrtheit, die je erfunden werden fonnte: den fogenannten paj- 
fiven Widerftand. Aber die Berfehrtheit lag damals gleichfam in der Luft. 
Denn Diejenigen, welche die Reichseinheit herftellen zu können glaubten 
ohne Staatseinheit, waren doch mindeftens eben fo thöricht, wie Die- 
jenigen, bie paſſiv bleiben zu können meinten, wenn fie Widerftand 
leiften wollten. 

Die Prozeffe gegen die Steuerverweigerer in Preußen wurden unter 
den Hochverrath Haffifizirt. Hausfuchungen, Unterdrüdung der demokra⸗ 
tischen Zeitungen, Auflöfung der demofratifchen Vereine, Berhaftungen, 
Berhöhnung und Schmähung der Demokratie, Erfindung von Berfchwö: 
rungen und von allerlei politifchen Verbrechen und Vergehen, das Auf- 
treten faljcher Zeugen und dergleichen mehr bezeichneten die neue 
Aera, welche für Preußen nunmehr angebrochen war. Dennoch gaben 
fih die Nationalen mit der oftroyirten Verfaſſung, da ſich diefelbe in 
den meiften Punkten mit dem ausgearbeiteten Entwurfe der Tonftituiren- 


*) Neunter Band, im Artifel: „Deutiche National-Berfammlung.“ Leipzig 
1854. — Man begriff nicht, daß Defterreich und Preußen nad) gemeinſchaftlichem 
Plane verfuhren, und daß der Reichsverweſer als Stellvertreter des Bundes: feinen 
Aufruf erließ. 
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den Verſammlung konform hielt, fchnell zufrieden uud nahmen keinen 
Anftoß daran, daß der König bei der Verkündigung den bedenkliche 
Wunſch Hinzufegte: er hoffe, daß die einzuberufenden Kammern mit 
diefer Berfaffung eine ſolche Hevifion vornehmen würden, wodurd ihm 
das Regieren ermöglicht werde. Der frühere Abfolutismus führte fi 
jest als Schein-Konftitutionalismmus ein; er bereitete Preußen am 6. De⸗ 
zember für ein neues Wahlgefeß vor und fuchte durch die Schöpfung einer 
erften, mehr ariftofratifhen Kammer, fowie dur die Schwierigfeit 
einer Bereinigung beider Kammern unter fi und mit der Krone, den 
Weg einer größeren Reaktion für die Zukunft anzubahnen, einftweilen 
aber nur eine mehr reaktionäre Berfaffung durch die den Deputirten 
anempfohlene Kevifion zu Stande zu bringen. Diefes Manöver glüdte 
vollftändig. Schon am 30. Mai 1849 erfchien eine „Verordnung über 
die Ausfifirunng der Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer,“ 
worin ſich die Beftimmungen befanden: 

Die Abgeordneten derzweiten Kammer werden von Wahlmäunern in 
Wahlbezirken, die Wahlmänner von den Urwählern in Urwahlbezirten gewählt 
($. 1). Auf jede Bollzahl von 250 Seelen ift cin Wahlmann zu wählen 
($. 4). Die Urwahlbezirfe müſſen, ſoweit es thunlich ift, jo gebildet 
werden, Daß die Zahl der in einem jeden derfelben zu wählenden Wahl- 
männer durch drei theilbar ift ($. 7). Die Urwähler werben nah Maß 
gabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Staatsfteuern (Klaffen- 
fteuer, Grundfteuer, Gewerbefteuer) in drei Abtheilungen getheilt, und 
zwar in der Art, daß auf jede Abtheilung cin Drittheil der Geſammt⸗ 
jumme der Steuerbeträge aller Urmwähler fällt. Diefe Geſammtſumme 
wird berechnet: a) gemeindeweife, falls die Gemeinde einen Urwahl⸗ 
Bezirk für fi bildet oder in mehrere Urwahl-Bezirke eingetheilt ift; 
b) bezirksweiſe, falls der Urwahl⸗Bezirk aus mehreren Gemeinden zu⸗ 
fannmengefegt ift (8. 10). Die erfte Abtheilung beftcht aus denjenigen 
Urwählern, auf welche die höchften Steuerbeträge bis zum Belaufe eines 
Drittheild der Gefammtftener fallen. Die zweite Abtheilung befteht aus 
denjenigen Urwählern, auf welche die nächft niebrigeren Steuerbeträge 
bis zur Gränze des zweiten Drittheils fallen. Die dritte Abtheilung be- 
fteht aus den am Niebrigften beftenerten Urwählern, auf welche das 
dritte Drittheil fällt. In diefe Abtheilung gehören auch diejenigen Ur- 
wähler, welche feine Steuer zahlen (8. 12). Jede Abtheilung wählt 
ein Drittheil der zu wählenden Wahlmänner (8. 14). Die Wahlen er- 
folgen abtheilungsweife durch Stinimgebung zu Protololl, nad) abjoluter 
Mehrheit und nad) den BVorfchriften des Reglements (8. 21). Zum 
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Abgeordneten ift jeder Preuße wählbar, der das dreißigſte Lebensjahr 
vollendet, den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtöfräftigen 
richteslichen Erkenntniſſes nicht verloren bat und bereits ein Jahr lang 
dem preußiſchen Staatsverbande angehört ($. 29), Die Wahlen der 
Abgeordneten erfolgen durch Stimmgebung zu Protofoll (8. 30). 

Nachdem das Wahlreht an einen Zenſus gefnüpft worden war, 
wurde fowohl Hierdurch, als auch namentlich durch Verkümmerung des 
freien Worts in Rede und Schrift, durch Beſchneidung des Bereins- 
und VBerfammlungerehts und andere ähnliche Manipulationen, die Ber- 
faffungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 zumege gebracht, durch welche 
allerdings dem Könige das abfolutiftifche Negieren möglich gemacht 
twurbe.*) Doch legte felbft diefe ſchon Hinlänglich reaftionäre Verfaſſung 
wieder den Grund zu weiterer Reaktion. In diefer Hinficht fei nur auf 
den Art. 95 verwiefen, welcher fo Tautet: . 


„Es Tann durch ein mit vorheriger Zuftimmung der Kammern 
zu erlaffendes Gefet ein befonderer Gerichtshof errichtet werden, deſſen 
Zuftändigfeit die Verbrechen des Hochverrath8 und diejenigen Verbrechen 
gegen die innere und äußere Sicherheit des Staats, welche ihm durch 
das Geſetz überwiefen werden, begreift.”**) 

Anfänglih war eine erſte Kammer nit Zenfus eingefchmuggelt 
worden, Während dann der Wahl-Zenfus auf die zweite Kammer 
übertragen ward, beftimmte jet Art. 65—68 der neuen Berfaffung: 

„Die erfte Kammer wird durch Fönigliche Anordnung gebildet, 
welche nur duch ein mit Zuſtimmung der Kammern zu erlafjendes Ge— 
je abgeändert werden Fan. Die erfte Kammer wird zuſammengeſetzt 
aus Mitgliedern, welde der König mit erblicher Berechtigung oder auf 
Lebenszeit beruft.“ 

Indem nun die Reaktion immer weiter um ſich griff, konnten bezüglich 
ber Bildung der erften Kammer das Geſetz vom 7. Mai 1853 (Geſetz⸗ 


*) S. Derfaffungs:Urkunde für den preußischen Staat. Bom 31. Januar 
1850. Nebſt ven interimiſtiſchen Wahlgefeten für die zweite Kammer 
vom 30. Mai 1849 und 30. April 1851, der Verordnung wegen der Bildung 
der erften Kammer, vom 12. Oftober 1854, nebft den dazu gehörenden Re- 
glements. Berlin 1866. Geheime Oberhof-Buchdruckerei. 

*x) Diejes reaktionäre Beet vom 25. April 1853 betraf die Kompetenz bes 
Kammergerichts zur Unterfuhung und Entiheidung wegen der Staatsverbrechen 
und das dabei zu beobachtende Verfahren. Bildung des Staatsgerichtshofes. 
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fammlung ©. 181) und die Berordnung vom 12. Oktober 1854 ver- 
fündigt werden. 


Somit bildete die Oftroyirung der Verfaſſung vom 5. Dezember 
1848 nur den Anfang unerfättlicher Reaktion und geſchah mit Hinter- 
gedanken, zu deren Ausführung unter Anderm die oftroyirten Wahl- 
gejege dienten. Die nad) diefen Wahlgefegen gewählten Deputirten ver- 
traten nicht mehr das ganze Bolt, fondern die bevorrechteten Klaſſen. 
Auch beim norddeutfchen Parlamente ift das allgemeine Wahlrecht im 
Grunde nicht hergeftellt worden, da die Beftimmung, wonach die Bolls- 
vertreter Feine Diäten empfangen, Nichts weiter als ein vertappter Zen⸗ 
jus — vielleicht ſchlimmer, als der offene Zenfus — ift. 

Faſt gleichzeitig mit der Berfaffung wurden mehrere Gefege oftroyirt. 
Hierher gehört die Verordnung vom 4. Januar 1849, welche an ber 
Stelle der durch die Tonftituirende Berfammlung abgeſchafften Bermögens- 
Konfisfation gegen Deferteure und ausgetretene Militär-Pflichtige eine 
Geldbuße von 50 bi8 1000 Thalern verhängte; ferner die Verordnung 
über die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des erimirten Gerichts⸗ 
ftands, fowie über die anderweitige Organifation der Gerichte vom 
2. Januar 1849; endlich die Verordnung über die Einführung bes 
mündlichen und öffentlichen Berfahrens mit Gefchwornen in Unterſuchungs⸗ 
fachen vom 3. Yanuar 1849. Zufolge ber Tegterwähnten Verordnung 
fonnte zum Gefchworenen nicht berufen werben: 

1) wer nicht die Eigenfchaft eines Preußen befaß; 

2) wer nit 30 Jahre zählte; 

3) wer fich nicht im Bollgenuffe der bürgerlichen Rechte befand; 

4) wer nicht lefen und fchreiben konnte; 

5) wer nicht wenigftens ein Jahr in der Gemeinde, in welcher er 
fih aufhielt, wohnhaft war; 

6) die Minifter und Unter⸗Staats⸗Sekretäre; 

7) die richterlichen Beamten, die Staatsanwälte und beren Ge⸗ 
hülfen; | 

8) die Regierungs-Präfidenten, Provinzial-Steuer-Direltoren, Land⸗ 
räthe, Polizei-Präfidenten, Polizei-Direltoren ; 

9) die im aktiven Dienfte befindlihen Militär⸗Perſonen; 

10) die Religionsdiener aller Konfeflionen ; 

11) die Elementar-Schullehrer; 

12) die Dienftboten ; 

13) wer 70 Jahre zählte; 
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14) wer nicht wenigftens jährlid) 18 Thaler an Klaſſenſteuer ober 
20 Thaler an Grundftener (ausſchließlich der Beifchläge) oder 24 Thaler 
Gewerbeſteuer entrichtete oder doch unter Boransfegung des DBe- 
ftehens diefer Arten der Beſteuerung nach feinen Berhältniffen zu ent- 
richten gehabt hätte, 

Dagegen waren ohne Rüdficht auf den sub 14) erwähnten Steuer- 
fat wählbar zu Gefchwornen: die Necht3-Anmwälte und Notarien, die 
PTrofefforen, die approbirten Aerzte und diejenigen Beamten, welche ent- 
weder vom Könige unmittelbar ernannt waren ober ein Einfommen von 
wenigftens 500 Thalern jährlich bezogen und nicht zu den ausgefchlofjenen 
Kategorien gehörten. 

Alſo wurde aud das Gejhworenen-Amt, wenngleich man fid 
an das rheinifche Verfahren hielt, an einen hohen Zenfus geknüpft. 
Das Gefet vom 3. Mai 1852 befchnitt felbft diefe Verordnung und 
nahm ihr viel von der noch übrig gebliebenen Bolksthümlichkert,”) bis 
endlich durch; das in der oftroyirten Berfaffung verheißene Geſetz alle 
politifchen und Preßſachen ganz der Kompetenz der Gefhwornengerichte 
entzogen wurden. 

Hieraus wird erfichtlich, daß die Reaktion vorſichtig und ſchritt⸗ 
weiſe, aber unaufhaltſam und mit Methode um ſich griff. Sie ſah 
ſich zu dieſem bedächtigen Verfahren genöthigt, weil der Horizont Eu- 
ropa's noch eine Zeit lang mit dunkeln Revolutionswolken umzogen 
war. Eine glückliche Erhebung der franzöſiſchen Sozial⸗-Demokraten 
würde zweifet Sohne neue Erhebungen in Deutfchland herbeigeführt umd 
die ganze Berechnung der fchlauen Diplomaten geftört haben. Dazu 
fonnten die Kleinftaaten mit Defterreichh und Preußen in der Realtion 
nicht gleichen Schritt halten, und ferner waren in die Geſetzgebungen 
eine Menge demofratifcher Beftimmungen eingedrungen, die man nicht 
ohne Weiteres, wenn man beim Bolfe nidyt allen Sinn für Geſetzlich⸗ 
feit vertilgen wollte, auszumärzgen vermochte. Endlich hatten die Staats- 
leute, um die Throne zu retten, fi an die nationale Partei ange- 
Hammert, mit deren Hülfe fie die Sogialiften oder eigentlichen Nevo- 


*) So zum Beijpiel beftimmte $. 24: „Mitglieder des königlichen Hauſes 
und der beiden Hohenzollern'ſchen Fürftenhäufer werden in ihrer Wohnung ver: 
nonmen. Die Eidesformel wird ihnen von dem mit der Vernehmung beauf- 
tragten Nichter vorgelefen und zur eigenhändigen Unterfchrift vorgelegt. Zur 
Hauptverhandlung werden fie nicht vorgeladen, fonvdern es foll flatt deſſen ihre 
protofollariiche Ausſage verlefen werben.“ | 
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Intionäre am Auflommen verhindert hatten. Dem Nationalthum durfte 
man alfo nicht jählings auf den Kopf treten, wenn man nidht eine 
allgemeine Entrüftung hervorrufen wollte, fondern man mußte dasfelbe 
irre zu leiten und zu zerfegen fuchen. 

Die hierbei einzuhaltende Richtſchnur wurde durdy die Sachlage 
von jelbft vorgezeichnet. Es iſt fchon oben angegeben worden, daß 
Preußen die pofitive, Defterreich die negative Rolle beim Irreführen und 
Zerfetgen der nationalen Bewegung auszufüllen hatte. Die innere und 
äußere Lage ber beiden deutfchen Großftaaten, fo wie die hiftorifche 
Meberlieferung derfelben gaben dieſes Zuwerfegehen an die Hand. Defter- 
reich war der Ausflug, der Bewahrer und Träger der deutfchen Legi⸗ 
timität, Preußen ein aufrührerifcher, annerionsluftiger Emporkömmling 
des heiligen römifchen Reiches deuticher Nation. Demgemäß mußte 
Preußen durch trügerifche Erperiniente die Unmöglichkeit einer deutfchen 
Wiedergeburt darthun, während Defterreich als Bundes-Präfidial-Mact 
die völlige Wiederherftellung des alten Nechtszuftandes allmählich her- 
beizuführen hatte. Beide waren darin völlig einig, daß mit der De— 
mofratie und ihren fämmtlihen Errungenschaften aufgeräumt werden 
müßte. Doch war die öfterreichifche Politik, obſchon e8 auch bei ihr 
nicht ohne Winfelzüge abging, im Ganzen viel ehrlicher und offener, 
als ‚die preußifche. Wurde anftatt eines republifanifchen deutfchen Ge— 
meinwefens ein Kaifertfpum mit dem Könige von Preußen an der Spike 
zu errichten gefucht, fo zerjette fich die nationale Partei in Solche, dic 
um der Einheit willen die Freiheit preisgaben, und in Solche, die ftarr 
an der Freiheit fefthielten. Auf diefe Weife wurden die Republikaner 
einer Menge feitheriger Bundesgenofien beraubt und ein Zwieſpalt er- 
zeugt, welcher zu Hader und Yeindfchaft führte und die Nepublilaner 
lahm legte. Weil aber die Schöpfung eines preußifchen Kaiſerthums 
den Ausſchluß Defterreih8 bedingte, fo konnte e8 nicht. fehlen, daß ein 
großer Theil der Nationalen am ganzen Deutſchland fefthielten und daß 
ſomit unter den nationalen Bolfsführern, welche ſich ſchon in Betreff 
der Freiheits-Parole zerfetst hatten, auch eine Zerſetzung hinſichtlich der 
Einheit vor ſich ging. 

Der Dualismus zwiſchen Preußen und Oeſterreich zog demnach 
einen Dualismus im Volke nach ſich, wodurch die ganze Einheitsbe— 
wegung zu Grunde gerichtet werden mußte. Zugleich wurde, wenn ein 
Theil der Nationalen ſich an Preußen, der andere an Oeſterreich an⸗ 
hing, die nationale Bewegung unvermerkt auf das ſtaatliche Gebiet über- 
gelenkt, worauf die ftaatliche Reaktion zur Reftaurirung bes alten Rechts⸗ 

25 * 
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zuftandes volle Gelegeuheit und weiten Spielraum erhielt. Denn nicht 
mehr das Boll im Großen und Ganzen, nicht mehr die Nation als 
foldhe, wicht mehr das mit allgemeinem Stimmredt gewählte deutjche 
Parlament, fondern die einzelnen Staaten, die hin- und herfchwanften, 
bis der eine Theil berjelben definitiv an die preußifche, der andere an 
die öfterreichifche Reaktion angelettet war, gaben nun den Ausfchlag. 
Reichten fi fodann die im Rampfe gegen die Demokratie innig ver- 
bundenen Grofftaaten — jeder mit feinen flaatlihen Anhängern — 
fhlieglih brüderlich die Hände, fo war der zeitweilig verſchwundene 
Bundestag wieder fertig und die allfeitige Einigkeit erreicht. 

So beſchaffen war der Feldzugsplan der Reaktion. Derfelbe wurbe 
mit vielem Geſchick in's Werk gefest. Die durch die doppelte Zer- 
fegung und durch den Dualismus erzeugte Berblendung der Tarteien 
nahm fo ſtarke Dimenfionen an, daß die wenigen fcharffichtigen De- 
mofraten, welche den Plan durdyfchauten, bald nicht mehr in dem allge 
meinen Getöfe ihre Stimme hörbar machen konnten. 

Zwei Männer waren es, welche ſich um das Gelingen des real- 
tionären Planes Hauptverdienfte erwarben: Freiherr von Schmerling und 
Treiherre von Gagern. Beide waren Freunde, beide in die Geheimnifle 
des preußifchen und öfterreichifchen Kabinets eingeweiht; doch galt in der 
Oeffentlichkeit Schmerling für einen -fpeziellen Defterreiher und einen 
Teind Preußens, Gagern für einen entſchiedenen Anhänger des Grof- 
preußentHums und einen Feind Defterreiche. 

Im Programm von Kremfier fagte fi Defterreihh von dem in 
Frankfurt zu ſchaffenden neuen Deutjchland los. Denn das Minifterium 
Schwarzenberg erklärte es für feine Aufgabe, alle Lande bes Kaiſer⸗ 
ſtaats zu einem einheitlichen Staatsförper zu verfchmelzen, indem es 
ausdrüdlich die Worte gebrauchte: „Erſt wenn das verjüngte Oeſter⸗ 
reich) und das verjüngte Deutfchland zu neuen und feften Formen ger 
langt find, wird e8 möglich fein, ihre gegenfeitigen Beziehungen ſtaatlich 
zu beftimmen; 6i8 dahin wird Oeſterreich fortfahren, feine Bundes- 
pflichten zu erfüllen.” 

Nun trat Schmerling am 16. Dezember 1848 vom Reichsminiſterium 
zurüd und empfahl Gagern zu feinem Nachfolger. Ex verficherte, daß 
er bemfelben unbedingtes Zutrauen fchenfe, und nannte ihn auf der 
Rednerbühne des Parlaments (bei der Debatte vom 11. bis 13. Januar 
1849) feinen Hochgeachteten Freund. Umgekehrt bezeichnete Gagern den 
öfterreihifhen Staatsmann ebenfalls als jeinen Freund. Preußen und 
Defterreicd) waren einig. 
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As Gagern im November 1848 nad Berlin gereift war, hatte er 
ſich den Sekretär Schmerling’8 als Begleiter erbeten. Zufolge dem 
Programm, welches Gagern beim Antritt des Minifteriums aufftellte, 
war es die Pflicht der Reichsgewalt, während bes proviſoriſchen Zu⸗ 
ftandes das Bundesverhältniß Defterreih8 zu Deutfchland zu wahren; doch 
follte Defterreih nicht in den zu errichtenden Bundesftaat eintreten. 
Schmerling, der früher bei den 17 Bertrauensmännern für das beutfche 
Kaiſerthum geftimmt hatte, erklärte fid) mit dem Gagern'ſchen Programm 
ganz einverftanden. 

Um den Dualismns in den Schoos des Parlaments zu tragen, 
bildete fih nun im Barifer Hofe eine fogenannte großdeutſche Partei, 
die Heckſcher als ihren Führer anerfannte und die Mitglieber ber Linken 
mit freiheitlichen Zugeſtändniſſen köderte. Damit bie Linke völlig demo- 
ralifirt würde, flimmten jest häufig Männer, welche fi) bisher als die 
erbittertften Feinde der Demokratie gezeigt hatten, für bie Anträge der- 
felben. Die Linke, geführt von den beiden Schwägern Karl Vogt und 
Ludwig Simon, ging in die Falle; fie kofettirte einmal mit ben Grof- 
Deutfchen, dann wieder mit den Erbfaiferlichen ober Kleindeutſchen, und 
glaubte fehr Hug gehandelt zu haben, als fie folchergeflalt das bemo- 
Tratifche Wahlgeſetz und das fuspenfive Veto durchbrachte. Sie vergaß 
die unumftößliche, bewährte Negel, daß die größte Klugheit demokratischer 
Bolfsführer darin befteht, eine gerade, offene und völlig prinzipielle Po- 
Iitit einzuhalten. Denn da das Volk die feinen Winkelzüge nicht ver- 
fteht, verfennt es die falfchen Bundesgenoflen, geräth unter den Einfluß 
derfelben und wird auf dieſe Art irregeführt. 

Nachdem die Demokraten einmal in den fauren Apfel des Dualis- 
mus gebiffen Hatten, begann jener pfiffige Notenwechſel, der den Eifer 
der auf falfche Fährte Gerathenen immer mehr aufftachelte. Diefer 
Notenwechſel vollzog ſich zwifchen den Regierungen von Preußen und 
Defterreich einestheils, und zwifchen den nun für ober gegen bie eine 
der beiden Großmächte Partei ergreifenden Regierungen der Kleinftaaten 
und der Reichögewalt oder den Neichsminifterium anderntheile. “Dabei 
ſchidten auch Defterreih und Preufen Noten an Zentral-Gewalt und 
Reichsminiſterium, gleichwie fi) auch unter einander die Regierungen 
der Einzelftaaten Noten und Erklärungen zufandten. Preußen nahm 
den Schein an, als ob feine Politik direkt auf den Gagern’fchen 
Bundesſtaat Losftenere, während Defterreih ein fiebenlöpfiges Direk⸗ 
torium, ein von den Ständelammern gewähltes Staatenhaus ohne Volks⸗ 
haus und den Eintritt feines Gefammtgebietes in den beutjchen Bund 
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zu wollen ſchien. Eine öfterreichifche Note vom 23. Januar 1849, die 
nach Berlin gefandt wurde, ift nicht befannt geworden. Dagegen ver- 
lautete bald darauf eine preußifche Zirkular-Depefche, die zwar an die 
deutſchen Kabinette gerichtet, aber mehr für das Parlament und für die 
Beeinfluffung der öffentlihen Meinung beftimmt war. Das Minifteriun 
Brandenburg⸗Manteuffel ſprach darin die Hoffnung aus, daß jett, wo 
das deutſche Verfaſſungswerk fich feinem Abfchluß nähere, eine jede deutſche 
Regierung bemüht fein werbe, dafür zu forgen, daß dasfelbe zu einem 
gebeihlichen Refultate führe. Die Depefche fprach von einem Bundes- 
ftaate innerhalb des deutfhen Staatenbundes. Doch bie 
Hauptfache war die ftarfe Betonung des Zuftimmungsrechts der 
Negierungen zudemin Frankfurt ausgearbeiteten Ber- 
fafjungswerte, wobei auch der Gefahr gedacht wurde, welche aus 
ben einander widerfprechenden Anfichten der Regierungen hervorgehen 
‚tönne. 

Legtere wurden aufgefordert, ihre Bemerkungen und Borfchläge an 
die National-Berfammlung rechtzeitig gelangen zu laflen, damit fie bei 
der zweiten Leſung der Berfaflung berüdfichtigt werben könnten. Preußen 
tönne feine ihm angebotene Stellung annehmen, außer 
wenn es in dieſer Hinficht die freie Zuftimmung der Regierungen er- 
halte. Sehr verführerifch Hangen die Worte: „Preußen hält fi ver- 
pflichtet, fich bereit zu erklären, Deutfhland diejenigen Dienfte 
zu leiften, welche diefes im Intereffe der Gefammtheit 
verlangen follte, jelbft wenn dieß niht ohne Opfer von 
feiner Seite gefhehen könnte.“ Weiterbefagte die Depefche: Preus 
Ben ftrrebe nach feiner Madhtvergrößerung oder Würde; 
im Oegentheil werde es fih zu Allem willig finden 
laſſen, was die Selbftändigfeit und Unabhängigkeit der 
einzelnen Staaten zu erhalten geeignet fei. Auch Halte 
der König die Aufrihtung einerneuendbeutfhen Kaifer- 
würde zur Herbeifühbrung einer wirfliden und um- 
faffenden Einigung nicht für nöthig, und das wünfchenswerthe 
Ziel werde fih wohl auch unter einer andern Form erreichen 
lafien. ° 

Nun forderte aud) die Zentral-Gewalt in einer Note vom 28. Ja⸗ 
nuar die deutfchen Fürften auf, ihre Erklärungen einzufenden. Die 
Bolls-Souveränetät, welche Gagern bei der Eröffnung des Parlaments 
pomphaft verkündet Hatte, wurde hiermit bei Seite gefchoben, und dafür 
der Bereinbarungeftandpunft eingetaufcht. Das geſchah jest, als Gagern 
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an der Spite des Reichsminiſteriums ftand. Die meiften Kleinen He- 
gierungen gaben Erflärungen ab, welche der Errichtung eines preußifch- 
deutfchen Erbkaiſerthums günftig waren. Manche Fürſten, wie z. B. der 
Großherzog von Oldenburg, machten fogar den König von Preußen als 
das einzig mögliche Reichsoberhaupt namhaft. Sie lebten ber Zuverficht, 
daß der preußifche König, wenn es ihm gelang, fidh der Einheitsbewe- 
gung zu bemeiftern, den deutfhen Monarchismus retten und den Kampf 
gegen die Republikaner mit ſtarker Macht zu aflfeitiger Zufriedenheit 
ausfechten würde. 

Als der preußifche König am 26. Februar 1849 in Berlin, wo 
immer noch der Belagerungszuftand herrſchte, die Kammern eröffnete, 
fagte er triumphirend: der Weg zur Berftändigung aller beutfchen Für- 
ften mit der National-Berfammlung fei angebahnt! 

E8 würde zu weit führen, wollten wir den Noten-Wechfel und das 
Tranffurter Ränfefpiel im Einzelnen auseinanderfegen. Bei der Kaifer- 
macherei fielen viele komiſche Auftritte vor, die um bed Raumes willen 
gleichfalls übergangen werden müfjen. So lief Welder, als er die Nach— 
riht des Kremfierer Staatsftreiches erfahren, unter dem Schredensrufe, 
„das Baterland fei in Gefahr“, von den Großbeutfchen zu den Erbfai- 
ferlichen über, winfte aber auch den Republifanern die Hoffnung zu, einer 
der Ihrigen noch zu werden, wenn fich mit dem Kaiſerthume Deutfch- 
land nicht einig und frei machen laſſe. Zulet wurde durch einen Bund 
zwifchen der Saiferpartei und ber gemäßigten Linfen das Berfaflungs- 
werk rafch feinem Ende zugeführt. Ueber Hundert Erbfaiferliche verpflich- 
teten fi) nämlich mündlich und fchriftlich, für das fuspenfive Veto und 
für das demofratifhe Wahlgefeg zu ſtimmen. Yerner gaben der Linken 
achtzig Exblaiferlihe — darunter Gagern — das fhriftliche Verſprechen: 
„die Berfaffung, wie folhe von der Nationalverfammlung befchlofferi 
werde, für dergeftalt gültig anzuerkennen, daß fie für irgend wefent- 
liche Abänderungen derfelben, oder irgend erhebliche weitere Zugeftänd- 
niffe, von welcher Seite diefelben etwa verlangt werden follten, nicht 
fimmen würden,“ — Nun wurde die Verfaffung in 4 Tagen zum Ab- 
ſchluſſe gebradjt. 

Am 28. März 1849 fand die Kaiferwahl ftatt. Die Zahl der an- 
wejenden Mitglieder betrug 538; denn es fehlten nur 29. Bon den an- 
wefenden Deputirten ftimmten 290 für Friedrich Wilhelm IV. von Hohen- 
zollern. Die übrigen 248 enthielten fid) der Wahl. Unter den Kaifer- 
machern befanden fich folgende befannte Mitglieder der Linken: Temme, 
Löwe von Kalbe, Heinrich und Mar Simon, Rösler von Oels, Scho⸗ 
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ber, Graf Oskar Reihenbadh, Zimmermann von Spandau, Bogel aus 
Guben, Wöhler aus Schwerin, Mölling aus ever, Leuyfohn aus 
Grünberg, Grubert aus Breslau. Dagegen gaben andere Mitglieder der 
Linken, die fich der Abftimmung enthielten, beim Namensaufrufe bejon- 
dere Furze Erklärungen ab. Moriz Hartmann z. B. erflärte: er flinme 
für feinen Anachronismus. 

Am Abend der Kaiferwahl, die allerorts in Deutfchland mit Gloden- 
geläute und Kanonendonner gefeiert wurde, notifizirte der Reichsverweſer 
in Gegenwart feines Minifteriums dem Präfidenten Simfon, der im 
November als Reichskommiſſär in Berlin gewefen, und dem Schriftführer 
der NationalsBerfammlung, daß er fein Amt als Mandatar des Parla- 
ments nun für erloſchen anjehe und infofern feine Würde niederlege. Nach 
dem Reichsverweſergeſetze Hatte nämlich der Erzherzog mit der Vollzie⸗ 
bung, beziehentlih Kinführung des Berfaflungswerls Nichts zu thun. 
Aber der Erzherzog blieb noch an feinem Poften in feiner Eigenfchaft 
als Mandatar der Bundesverfammlung, als welcher er in der Folge 
ben für die Einführung der Reichsverfaſſung ausbrechenden Bollsauf- 
ftänden entgegentrat. Die Anfündigung feines Rüdtritt8 war demmad) 
eine bloße Farce. 

Eine fehr pilante Pofje mit den Kaifermachern führte der König 
von Preußen auf. Eine Deputation, 33 Mann ftarl, von denen jeder 
ftolz auf feinen gefchichtlichen Beruf war, Deutjchland einen Kaifer zu 
geben, brach nach Berlin auf, um dem dort Herrfchenden Hohenzollern 
die getroffene Volkswahl Fundzuthun und ihn um die Annahme ber 
Reichskrone zu bitten. Der König ließ diefen Kronhaufirern anfangs 
Hoffnung machen, daß er die Kaiferwürbde annehmen werde, obwohl Ga⸗ 
gern und Andere, die die Wahl betrieben hatten, genau perfönlich durch 
den König unterrichtet waren, daß er mit Stoß; und Entrüftung jede 
Bollswahl von ſich wies. Graf Brandenburg fagte am 2. April zu den 
Deputirten auf jefuitifche Weife, fo daß fie auf Annahme fchlofien: 

„sn dem zu Frankfurt erfolgten Befchluffe erkennt die Regierung 
einen wefentlichen Fortſchritt. Sie wird Alles aufbieten, um das jeßt er- 
reichte Ziel bald ganz erreicht zu fehen; fie wird aber daran fefthalten, 
daß jener Beichluß nur für diejenigen deutfchen Regierungen und Fürften 
giltig ift, welche demjelben aus freier Wahl beiftimmen. Sie wird nicht 
nachlafjen, die Erreichung des angeftrebten Zieles zu fördern.“ — Aehn⸗ 
lich ſprach Graf Brandenburg in der zweiten Kammer: „Die Regierung 
wird Nichts unverfucht laffen, eine Einigung unter den Fürften 
zu Stande zu bringen.“ 
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Am 3. April 1849 wurden bie Deputirten feierlich beim Könige 
eingeführt. Wie begofiene Pudel ftanden fie da, als ihnen der König im 
Ritterſaale des Scloffes folgenden Beſcheid gab: 

„sh erkenne in dem Beſchluſſe der National- Berfammlung die 
Stimme der Vertreter des bdeutfchen Volks. Ich bin bereit, durch die 
That zu beweifen, daß die Männer fich nicht geirrt haben, welche ihre 
Zuverfiht auf meine Hingebung, meine Treue und Liebe zum gemein- 
famen Baterlande ftüten. Aber ich würbe ihr Vertrauen nicht rechtfer- 
tigen, ich würde dem Sinne des deutfchen Volkes nicht entfprechen, ich 
würde Dentfchlands Einheit nicht aufrihten: wollte ich, mit Verlegung 
heiliger Rechte und meiner früheren ausdrüdlichen Verfiherungen, ohne 
da8 freie Einverftändniß der gefrönten Häupter, Pürften und freien 
Städte Dentfchlands, eine Entſchließung faflen, welche für fie und die 
bon ihnen regenerirten deutfchen Stämme die entſcheidendſten Folgen haben 
muß. Au den Regierungen der einzelnen deutfchen Staaten wird es jetzt 
fein, in gemeinfamer Berathung zu prüfen, ob die Verfaffung dem Ein- 
zelnen wie dem Ganzen frommt; ob die mir zugedachten Rechte mich in 
den Stand fegen würden, mit ftarfer Hand, wie e8 ein folcher Beruf 
bon mir fordert, die Geſchicke des großen deutfchen Baterlandes zu leiten 
und die Hoffnungen feiner Völker zu erfüllen!“ 

Der preußifche König nahm Rache dafür an den Deputirten bes 
dentfchen Bürgertfums, daß ihn die Revolution am 19. März 1848 
gefangen gehalten und fogar gezwungen hatte, vor den todten Barriladen- 
fämpfern den Hut zu ziehen. Kamen fie auch ald Kronenfchenfer, gehörten 
fie doch immerhin jener Bewegung an, welde ben vornehmen Hohen- 
zoller fo tief erniedrigt hatte. Er fchlug daher nicht nur die Kaiſerwürde 
aus, fondern verhöhnte die Deputirten obendrein in Privatgefpräche. Bei 
einem erfundigte er fi) nad dem Wafler der Baterftadt; dem andern 
bemerkte ex jpöttifch, daß fein Bruder wohl in Schleswig-Holftein vegiere 
dem dritten warf er die Worte hin: Sie bringen mix wohl aud), was Sie 
nicht Haben, u, ſ. w. Erft Hatte er fein Müthchen an der Berliner Ber: 
einbarungsverfammlung gefühlt; jet machte er fic feinen Spaß mit dem 
Branffurter Parlamente. 

Am nämlihen Tage, an welchem den Kaiſermachern ber Korb er⸗ 
teilt wurde, fandte das preußifche Minifterium des Aeußern an bie 
preußischen Gefandtfchaften eine Zirkularnote, berzufolge die Gefandten 
die deutfchen Negierungen auffordern follten, Bevollmächtigte nach Frank⸗ 
furt zu fchicen, damit der nunmehr drohenden Gefahr vorgebeugt werbe. 
Es Hieß in der Note: 
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„Während auf der einen Seite die Bedeutung der in Frankfurt ge- 
troffenen Wahl anerfannt und in Folge deſſen an die Spike von Deutſch⸗ 
land zu treten erflärt ward, hat Se. Majeflät auf der andern Seite 
feftgehalten daran, daß die Berfaffung Deutfchlands nur im Wege ber 
Bereinbarung feftgeftellt werde, und daß die getroffene Wahl nur durd) 
das freie Einverftändniß der Regierungen zur vollen Gültigfeit gelangen 
kann .... In Anbetracht, daß der Erzherzog Reichsverweſer den Ent- 
ſchluß gefaßt hat, feine Stelle niederzulegen und in Betracht der großen 
Gefahren, welche für Deutjchland aus der Verwirklichung dieſes Ent- 
fchluffes erwachſen können, find Seine Majeftät der König bereit, auf 
den Antrag der deutfchen Regierungen und unter Zuftimmung der deutfchen 
National-Berfammlung die proviforifche Leitung der deutfchen Angelegen- 
beiten zu übernehmen. Seine Majeftät find, dem ergangenen Rufe Folge 
leiftend und eingedenf der Anfprüche, welche ihm Preußens Stellung in 
Deutſchland gewährt, entfchloffen, an die Spite eines Bundesftaats zu 
treten, ber aus denjenigen Staaten fich bildet, welche demfelben aus 
freiem Willen fi) anfchließen.” 

Somit verwerthete die preußifche Negierung die auf ihren König 
gefallene Kaiferwahl dazu, um die deutfchen Kabinette zu einem Bunde 
zu vereinigen, welcher unter preußischer Führung bei der Neichöverfaf- 
fungs-Agitation ein Gegengewicht gegen die Beftrebungen der demofra- 
tifchen Partei heritellen follte. Indeß wurde dem Parlamente nicht auf 
der Stelle alle Hoffnung abgefchnitten; denn es follte fih langſam zu 
Tode zappeln. 

AS am 21. Dezember 1848 die Grundrechte des deutfchen Volkes 
vom Parlamente verfündet worden waren, hatten bloß Defterreich, Baiern, 
Preußen und Hannover fie nicht befannt gemacht. Alle übrigen deutfchen 
Staaten hatten e8 für ug erachtet, die Grundrechte bei fich zur gejeß- 
lichen Geltung gelangen zu lafien. So auch erfannten aus Furcht vor 
dem Volke 28 Kleine Kegierungen die Reichsverfaſſung an, und zu ihnen 
fam noch der König von Würtemberg hinzu, der nad vielem Wider- 
ftreben ebenfalls fi) dem Willen der National-Bertretung fügte. Die 
verfaffungsfreundlichen Negierungen erließen unterm 14. April 1849 eine 
Kollektivnote, welche befagte: 

„Die Reichsverfaffung vom 28. März 1849 entfpricht zwar nicht 
in allen Punkten den Anfichten, welche von den anerfennenden Negierun- 
gen gehegt und fchon früher hervorgehoben worden find. Allein abge- 
fehen davon, daß einige diefer Regierungen die Befchlüffe der Reichsver⸗ 
ſammlung im Boraus als verbindlich anerfannt haben, und daß der von 
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andern ebenfo wie von der preußifchen Regierung feftgehaltene Stand⸗ 
punkt der Vereinbarung in feiner fonjequenten Durchführung die Errei- 
Hung eines gebeihlichen Nefultates Leicht unmöglich machen kann; fo er- 
fhienen auch die von ihnen gegen die Verfaſſung gehegten Bedenken nicht 
im Berhältnig mit den Gefahren, welche ein längerer Verzug des Ber- 
faffungswerfes dem gemeinfamen Baterlande nothwendig bringen muß.“ 

Hätten fich die Heinen Regierungen nicht zur Anerkennung der Reichs⸗ 
verfaffung verftanden, fo wären fie unfehlbar geftürzt worden. In folchem 
Valle hätte fi) die Revolution über eine weite Strede von Deutfchland 
verbreitet, und es wäre auf diefe Weife eine Bewegung entzündet worden, 
die zu erſticken ſehr fchwierig gewefen fein würde. Darum die Anerfen- 
nung von diefer Seite. Aber die größeren Regierungen erkannten die 
Reichsverfaffung nicht an. Am Schlimmften benahm fich Preußen, deifen 
König doc von der Reichsverfaſſung an die Spite Deutjchlands geftellt 
wurde. Preußen ficherte den Heinen Staaten feine Unterftügung zu. Oeſter⸗ 
reich gab die Erflärung ab, daß e8 gar Nicht zu erflären habe, aber 
e8 forderte als Bundes-Präfidial-Maht den Erzherzog - Reichsverwefer 
auf, in diefer Zeit der Gefahr an feinem Poften zu bleiben. Batern, 
Hannover und das Königreich Sachſen Iehnten die Anerkennung der 
Reichsverfaflung ab, indem fie befonders darauf hinwiefen, daß ſowohl 
Defterreich durch diefelbe aus Deutfchland ausgeſchloſſen al® auch die 
Souveränetät der Einzelftaaten beeinträchtigt werde. Baiern betonte 
außerdem die Unauflöglichfeit des deutfchen Bundes, der kraft des Art. V. 
der Wiener Schluß-Afte nad) wie vor zu Recht beftehe. 

Nachdem am 26. April die National-Verfammlung diejenigen Ne- 
gierungen, welche der ReichSverfaffung noch nicht beigetreten, zur fchleu- 
nigen Anerkennung aufgefordert hatte, erfchien zwei Tage darauf eine 
preußifche Erflärung, durch welche Friedrich Wilhelm IV. die Kaiſerkrone 
unwiderruflih ausſchlug. Zugleih wurden von ihm die deutfchen Re—⸗ 
gierungen eingeladen, fich mit Preußen zu einigen, um der Revolution 
entgegenzutreten und nöthigenfall8 eine den Bedürfniffen Deutjchlands an- 
gemefjene Berfafjung zu oftroyiren. Demgemäß wurden ſämmtliche Re— 
gierungen aufgefordert, Bevollmächtigte nad, Berlin zu fchiden. 

Wenn die Frankfurter National-Vertreter am 26. April die Er- 
wartung ausfprachen, daß die Kammern überall den Volfswillen würden 
zum Ausdrud bringen können, fo mußten fie Icider die Erfahrung machen, 
dag nicht nur die Stände da, wo fie, wie in Baiern, vertagt waren, 
vertagt blieben, fondern daß auch in den refraftären Königreichen die ver- 
fammelten Kammern, damit diefelben feinen Einfluß zu Ounften der 
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Reichsverfafiung ausüben könnten, aufgelöft und nad Haufe gejchidt 
wurden. Bor allen gefchah diefe Kammerauflöfung in Preußen. Auch 
Hannover löfte die Ständeverfammlung am 25. April auf, und den 
fähfifden Kammern paflirte das Nämliche am 28. April. 

Hierzu kam, daß die widerfpenftigen Regierungen die Parlaments⸗ 
Mitglieder, indem fie deren Mandat für erlofchen erklärten, von Frank⸗ 
furt abberiefen. Defterrei ging hierin mit gutem Beifpiele voran; 
Preußen, Hannover, Baiern und Sachſen folgten nad. “Die meiften Par⸗ 
lamentsabgeordneten waren ein feiges, 'erbärmliches, verrätherifches Ge⸗ 
findel, das jett ehrlos das Bündel padte und davonlief. Schon am 
30. April ſah man fich gemöthigt, die befchlußfähige Zahl der Barla- 
ments-Mitglieder auf 150 herabzufegen. Nun wurden vom Parlamente 
die Regierungen, die Gemeinden, die Einzelftaaten, da8 geſammte beutfche 
Bolt aufgefordert, die Keichsverfaffung zur Geltung zu bringen. Der 
Zufammentritt des Reichstags wurde vom Parlament auf den 15. Auguft 
(1849), die Parlaments-Wahlen auf den 15. Juli feftgefegt und die 
Beſtimmung getroffen, daß, wenn Preußen etwa unvertreten fein follte, 
alsdann der Fürſt des mächtigften verfaffungstreuen Staats als Reichs⸗ 
ftatthalter zu fungiren habe. Das Präfidium wurde ferner ermächtigt, 
das Frankfurter Parlament jederzeit an jeden Ort zu verlegen. 


Um diefe Zeit hielt der Märzverein einen Kongreß in Frankfurt ab. 
Diefer Verein war ſchon am Ende des Jahres 1848 entflanden. Er 
follte, wie Fenner don Tenneberg*) fagt, die Tiberalen Fraktionen 
Deutfchlands zur Erhaltung und Durchführung der Märzerrungen- 
ſchaften vereinigen; er follte das leiften, was der demofratifche Kongreß 
in Berlin nicht erreicht hatte: die Drganifation der Demokratie im groß⸗ 
artigen Maßftabe, und ſchließlich follte er von Frankfurt aus dur 
Parlanıents-Mitglieder des Donnersbergs, der Weftendhal und des 
deutfchen Haufes geleitet werden. Er beftand aus einem Bunde von 
circa 3000 Zweigvereinen, deren Organifation fi) aber auf dem Papier 
viel befjer ausnahm, als in Wirklichkeit. 

Der Zentral-Berein gebärdete ſich fehr revolutionär. Denn er 
überwies jett dem engern Ausſchuſſe ein Aftenftüd, betitelt: „Borbe- 
veitender Alt zum Losſchlagen.“ Darin wurden den Zweigvereinen fol- 
gende Fragen zur Beantwortung geftellt: 


*) In feinem Buche: „Zur Geichichte der rheinpfälzifchen Revolution und 
des badiſchen Aufftandes.” Zürich 1849. 
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„Welche Orte des Bezirks haben Beſatzung? Aus welchen Waffen⸗ 
gattungen beſteht fie? Wie ſtark iſt jede derſelben an Mannſchaft, 
Pferden und grobem Geſchütz? Welcher Geiſt herrſcht bei den Offizieren ? 
bei den Soldaten? Wo befinden fich Vorräthe von blanfen und Schnf- 
waffen? Bon Munition (Pulver, Kugeln, Zündhütchen, Blei)? Bon 
Feldgeräthen (Wagen, Fourgons, Pontons)? Bon Belleidungsftüden, 
Getreide und Lebensmitteln? Bon Reit- und BZugpferden? Bon 
Fourage? Im welcher Menge und unter welcher Verwahrung find 
diefe Gegenftände vorhanden? Wo befinden ſich Aerarial-Pnlvernrühlen 
und Taboratorien, Gewehrfabriten, Ranonengießereien und Bohrmafchinen ? 
In welchem Zuftande befinden fich die Befeftigungswerke, und wie wird 
der Dienft in denfelben verfehen? Wie ift die Stimmung der Bevol⸗ 
ferung des Bezirks im Allgemeinen befhaffen? In welchen Orten be= 
fiehen Landwehren, Bürgerwehren und andere Genoflenfchaften? In 
welchen Waffengattungen und von welder Stärke eine jede? Bon 
welchem Geift find die Führer und die Wehrmänner befeelt ?_ Wie viel 
ift jüngere Mannfchaft zum Dienft in erfter Linie, wie viel ältere zum 
Dienft im Innern oder zur Neferve vorhanden? Sind gebiente Leute 
darunter, und von melden Waffen? Wie viel ausgediente unver- 
beirathete Leute bis zum 40. Jahr find im Bezirke und in welden 
Waffen haben fie gedient? Wie ift der Bezirk im Allgemeinen und die 
Wehrmannſchaft insbefondere mit Waffen und Munition verfehen? Wie 
viel Pferde find zum Kriege verfügbar? Haben die Gemeinden Bor- 
räthe von Waffen, grobem Geſchütz, Wagen- und Feldgeräth? Welche 
Mittel befigen die Gemeinden zur Beihaffung von Waffen, Munition 
und andern Kriegsbedürfnifien? Bezüglich ber Bereine: Wo befinden 
fi) Pulver- und Waffenvorräthe, Pulvermühlen, Gewehrfabrilen und 
Gießereien von Privaten? Kann der DBerein über Büchjenmacher, 
Schloffer, Schmiede 2c. zur Anfertigung von Waffen zc. verfügen ?* 

Notürlich konnte mit einem Haufen folder Fragen nicht im Nu ein 
Neichöverfafiungsheer auf die Beine gebracht werden. Die Mitglieder 
der Linken bes Parlaments hatten ſchon nad) der Erfchiefung Robert 
Blums den Antrag auf Errichtung eines Parlamentsheers geftellt, waren 
aber nicht damit durchgedrungen. Sie nahmen den Gegenftand jeßt 
wieber auf, jedoch nicht mit beflevem Erfolg. Dan verftieg ſich höchfteng 
bis zum Uhland'ſchen Aufrufe an's deutfche Voll. In einem Rund- 
fchreiben, betitelt: „Kein Gelb und keine Truppen für den Abfolutismus 
des Erzherzogs Johann,” theilten Raveaur, Ludwig Simon von Trier 
und Profeffor Schüler (Pandelten-Schüler) aus Iena als Borftand des 
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Zentral-Märzvereins ihren Filialen unterm 18. Mai mit, daß fie die 
Abſetzung des Reichsverweſers beantragen wollten. 

. Imzwifchen brachen in Deutfhland an manchen Orten Unruhen aus, 
welche die Berhängung des Belagerungszuftandes zur Folge Hatten. 
Wien und Berlin waren vom Oktober und November her noch im Be- 
lagerungszuftande. Am 7. Mai wurde der Belagerungszuftand auch 
über Breslau, am 10. Mai über Düffeldorf und Prag, am 16. Mai 
über die weftphälifchen Kreife Iferlohn und Hagen, fowie über die rhei- 
nifchen Kreife Eherfeld und Solingen verhängt. An andern Orten war 
der Aufftand anfangs entjchieden fiegreich, wurde jedoch, wie unten ge- 
f&hildert werben wird, von ben Neichötruppen der Zentral-Gewalt und 
namentlich von dem „Volke in Waffen“ des gewählten Erbfaifers nieder- 
geworfen. Was die Zentral-Gewalt anbelangt, fo gefchah die Einleitung 
zu den Anordnungen behufs Bewältigung der Reichsverfaffungsbewegung 
noch unter dem Minifterium Gagern, das fi) vor dem Parlamente 
nichtsdeftoweniger den Anftrich der Berfaffungsfreundlichkeit zu erhalten 
wußte, bis der Edle am 9. Mai feine Entlaffung nahm. Er legte bei 
Zeiten, ehe er unpopulär wurde, das Präfidium des Reichsminiſteriums 
nieder, angeblich, weil der Reichsverweſer das Gagern'ſche Programm 
nicht genehmigt hatte, und gründete feinem der Linken gegebenen fchrift- 
lichen Berjprechen zum Trotz kurz nachher zu Gotha jene Liberale Partei, 
welche zur Abwiegelung der Bewegung dem preußifchen Minifterium 
Brandenburg Manteuffel fehr gute Dienfte Leiftete. 

An die Stelle des Minifteriums Gagern trat das für einen Hohn 
auf die National-Berfammlung erklärte Minifterium Grävell, Detmold, 
Jochmus, Merk und Fürft Wittgenftein am 16. Mai. 

Gagern's Freund Schmerling, welcher feit Januar als öfterreichifcher 
Geſandter bei der Zentral-Gewalt fungirt hatte, war gleich nad) der 
Erbfaiferwahl von feinem Poften zurüdgetreten und nad) Wien zurüd- 
gelehrt. Die Berehrer Gagern's dachten anfangs daran, diefen als 
Neichsftatthalter einzufegen: weßhalb am 19. Mai Profeflor Biedermann 
den Antrag auf Ernennung eines Neichsftatthalters ftelltee Allein Gas 
gern, der diefer Ehre entfagen zu müfjen glaubte, war am Tage der 
Entjcheidung Frank. Widemann, Rieffer, Soiron, Dahlmann fpracdhen 
für Ausharren, und der Franfe Gagern pflichtete diefer Anficht bei. Doc) 
immermehr lichteten fi) die Bänke der Berfammlung, die Preußen 
Reichsfriedensbruch vorgeworfen hatte. Der Edle von Gagern verlieh 
mit 74 feiner Getreuen (worunter Dahlmann) Frankfurt am 21. Mai. 
An diefem Tage wurde bie befchlußfähige Zahl auf 100 herabgefegt, 
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und nad dem 26. Mai, an welchem der Uhland'ſche Anfruf angenommen 
wurde, ward das Flüchten der National-Bertreter jo allgemein, daß 
feine Sigung mehr abgehalten wurde. Auch die Linke dachte ans Aus⸗ 
reißen. Doch faßte fi, um ihre Flucht zu bemänteln, mit fchwacher 
Meajorität (71 gegen 64 Stimmen) den Beſchluß, nad) Stuttgart, auf 
neutralen Boden, überzufiedeln. Alfo fagten auch die Mitglieder der 
Linken der Paulskirche Lebewohl. Die bemooften Burfchen zogen am 
30. Mai nachmittags zwiſchen 2—3 Uhr von Frankfurt aus. In Stutt- 
gart trieben fie ihre Redeübungen in der Fritz'ſchen Reitſchule weiter, 
erflärten den Reichöverwefer für abgefegt, ernannten eine Reichsregent⸗ 
Ichaft, beftehend aus Raveaux, Karl Vogt, Heinrih Simon, Schüler aus 
Zweibrüden und Becher aus Würtemberg, befretirten ein Vollsheer, 
fchrieben eine Matritular-Umlage von fünf Millionen Gulden aus und 
ordnneten Neuwahlen an. Der Frankfurter Reichsverweſer aber richtete 
unterm 9. Juni an die würtembergifche Regierung die Anfforderung, 
das ungefegliche Treiben des Rumpfparlaments nicht zu dulden. Als 
fie nun aud) von Würtemberg 5000 Mann Truppen haben wollten, um 
ſich jelbft und die Bundesfeftung Raſtatt zu ſchützen: da wurden fie am 
18. Juni durch würtembergifche Neichstruppen am Eintritt in die Reit⸗ 
ſchule verhindert und ausgewiefen, nachdem fie ſchon 5 Tage vorher 
vom Minifterium Römer aufgefordert worden waren, ihren Sig anbers- 
wohin zu verlegen. Schließlich Iud ihr Präfident, der Kaiſermacher 
Löwe aus Kalbe, fie ein, fi) am 25. Iuni wieder in Karlsruhe zu ver- 
einigen. Indeß blieb es in diefer Beziehung bei dem frommen Wunfche, 
da am feftgefetten Tage der Prinz von Preußen mit feinen Realtions- 
Zruppen in Karlsruhe erfchien. 

Die Reichsverfaſſung war ein fehr gebrechliches Machwerk.“) Sie 
zerfiel in fieben Abfchnitte, welche die Titel führten: das Reich, bie 
Neichsgewalt, das Reichsoberhaupt, der Reichstag, das Reichsgericht, 
die Grundrechte des deutſchen Volks und die Gewähr der Verfaſſung. 
Ihre Hauptverfaſſer waren Profeſſor Dahlmann, Waitz und Beſeler. 
Sie enthielt ſo viele innere Widerſprüche und ſchwebte dermaßen in der 
Luft, daß ihr alle Lebensfähigkeit abging. Doch das Schlimmſte in ihr 
war die Kaiſerkrone, von der doch die Profeſſoren ans der Botanik 
hätten willen follen, daß felbige zu den Giftpflanzen gehört. Diejenigen 


*) ©. Verfaflung des deutfchen Reihe. Frankfurt am Main, Verlag von 
Auffarth, 1849, 120, 
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Staatsmänner, welde die Anerkennung ber Reichöverfafiung verweigertem, 
bandelten jedenfalls vecht und leifteten der gefchichtlichen Entwidelung 
einen großen Dienftl. Wäre die Neichsverfafiung in Wirkſamlkeit ge 
kommen, fo wäre nicht nur der Entwidlungsgang Dentſchlands gehemmt 
gewejen, fondern das Bolt wäre auch dauernd mit vielen nenen, vorher 
ungelannten Laſten bebürbet worden. Die Reichsverfaſſung war nicht 
werth, daß zu ihrer Ausführung fich ein einziger Arm erhob, ein ein- 
zige® Leben in die Schanze gefchlagen wurde. Defienungeachtet erfolgten 
einige Aufftände, weil die Demokraten jene Berfaffung als Agitations- 
Mittel gegen die überhand nehmende Reaktion benugen zu müfjen glaubten. 
Außer den Unruhen im preußifchen Aheinlande und in Weftphalen, wo 
die Landwehr fic gegen bie Einfleidung firäubte, gefchahen Aufftände in 
Dresden, in ber Pfalz und in Baden. Auch Franken würde fi) erhoben 
haben, wenn nit Karl Vogt auf einer großen Bollöverfammlung bei 
Nürnberg aus Feigheit ben guten Rath ertheilt hätte, von allen gewalt- 
famen Schritten abzuftehen. 

In Scahfen war nad dem Rücktritte von Braun, Oberländer und 
Pfordten feit bem 24. Februar 1849 das Minifterium Held am Ruder. 
WS die Frage Hinfichtlich der Anerkennung der Reichöverfaffung auf- 
tauchte, indem Schaffrath in der zweiten Kammer den Antrag auf un 
bedingte Anerkennung ftellte, löfte Held die Kammer auf. Indeß empfahl 
die Mehrzahl der Minifter (Held, von Ehrenftein, Dr. Weinlig) in An- 
beteacht ber großen Gefahr, die feitens der Berfaffungsbewegung drohte, 
bem Könige die Anerkennung an; die Minderheit dagegen, deren Ans 
fiht der König beiftimmte, warnte ihn davor. Diefe Minderheit bil- 
beten Freiherr von Beuſt und General Rabenhorft. Da der König un- 
erfchütterlich bei der Nichtanerkennung verharrte, warfen am 3. Mai in 
Dresden bie Männer ber Bürgerwehr und herbeigefonmene Freifchaaren 
Barriladen auf. Sie ftellten der Regierung ein Ultimatum. Der König 
flüchtete fih am folgenden Tage, da der Kampf begann, auf fein feftes 
Schloß Königftein. Nun wurde in Dresden eine proviforifche Negierung 
eingefeßt, beftehend aus dem Triumvirat Heubner, Tſchirner und Todt, 
welches ftreitbare Kräfte aufbot und Befehle zur Herbeifhaffung von 
Geld, Waffen, Munition und Lebensmitteln erließ, während der Ruſſe 
Bakunin und zwei Polen die Vertheidigungsanftalten und ben Kampf 
leiteten. In Folge der Unterftügung, welche der berühmte Architekt 
Semper nebft feinen Zöglingen, fowie die aus dem Plauenfchen Grunde 
herbeiftrömenden Bergleute Leifteten, wurde die Macht der Aufftändifchen 
fo ſtark, daß die füchfifchen Truppen immer weiter zurüdweichen mußten. 
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Da langte am 5. Mat unter Oberft Graf Walderfee ein preußifches 
GSardebataillon an, und am 7. Mai kam ein zweites, Jetzt wurden bie 
Infurgenten, die fi) indeß noch bi8 zum 9. Mai tapfer fchlugen, aus 
der Stadt getrieben und theilweife auf der Flucht gefangen genommen. 
Manche Grauſamkeit wurde von dem fiegreihen Militär verübt, und 
viele Demofraten hatten im Zuhthaufe von Waldheim, wie Rödel aus- 
führlich gefchildert Hat, jowie in andern Strafanftalten ihre Betheiligung 
an der Reichsverfaſſungsbewegung jahrelang bitter zu büßen. Es gereicht 
der Reaktion zum Borwurf, daß fie die politifchen Gefangenen unnöthig 
und übermäßig ftreng behandelte, obſchon vielleicht übertriebener Dienft- 
eifer der untern Beanıten an der Durcdhprügelung der gefangenen De⸗ 
mofraten die Hauptſchuld trägt. Ganz brutal und graufam benahm ſich 
das preußifche Militär in Dresden nad, erfochtenem Siege. 

Der pfälziſche Aufftand war feparatiftifch; denn er bezwedte die 
Lostrennung von Baiern. Er begann mit einer am 2. Mai zu Kaifers- 
lautern abgehaltenen Bollsverfanmlung. Die bald darauf eingefette 
proviforifche Regierung, welche fich durch ihre Nichtsnutzigkeit auszeichnen 
follte, beftand aus den Herrn Hepp, Fries, Greiner und Schmidt. 

Nachdem die Pfalz; am 16. Mai von der Frankfurter National- 
Berjammlung unter den Schuß des Reichs geftellt worden war, beorderte 
die Zentral-Gewalt gegen den Aufftand Reichstruppen, Tonnte aber die 
erforderliche Truppenmacht nicht zufammen bringen. Hieraus erflärt fich 
die Entftehung des in manchen Gefchichtsbüchern aufgetifchten Mährcheng, 
daß der Reichskommiſſär Eifenftud vom Abgeordneten Schmidt mit 
einem vorgeblihen Befehle des Reichsverweſers getäufcht, die Reichs⸗ 
truppen zur Umkehr bewogen habe. Die proviforifche Regierung der 
Pfalz berief zum Oberbefehlshaber den alten, diden, polnifchen Oberſt 
Sznaybde, während erft Fenner von Penneberg und dann der Wein- 
händler Blenfer ein Bollsheer zu errichten bemüht waren. Objchon 
aus den Feltungen Landau und Germersheim die baierifchen Soldaten 
maffenhaft zu den Aufftändifchen übergingen, war man doc nicht im 
Stande, fich diefer feften Pläte zu bemächtigen. Weberhaupt bewährte 
fi) in der Pfalz allein das Maulheldenthum; weßhalb fie auch ohne 
Schwertftreih und ohne Flintenfhuß von den Truppen der Reaktion 
endlich wieder unterworfen wurde. 

Nachhaltiger war der badifche Aufſtand, welcher ausbrach, obfchon 
der Großherzog die Reichsverfaffung anerkannt hatte. Nachdem die ba- 
difche Kammer am 10. Mai bie Vereidigung des Heeres und ber ba- 
diſchen Staatsbürger auf die Keichsverfaflung, die Zurn aweiſung jedes 
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Angriffs auf die Eriftenz des Frankfurter Parlaments und die Anord- 
nung der Wahlen zum künftigen Reichstage beſchloſſen Hatte, empörten 
fih am folgenden Tage die Truppen von Raftatt gegen ihre Offiziere und 
nöthigten den von Karlsruhe mit zuverläffiger Mannſchaft herbeigeeilten 
Kriegsminifter Hoffmann zur Flucht. Hierdurch kam die wichtige Feſtung 
in die Gewalt der Revolutionäre. Gleichzeitig erhob ſich auch die 
Befagung von Bruchſal, wo Struve in Freiheit geſetzt wurde, ſowie Die 
von Lörrach und Freiburg. Die in Naftatt liegende öfterreichifche Be⸗ 
fagung zog alsbald ab. Jetzt wurde am 13. Mai auf einer Volksver⸗ 
fammlung zu Offenburg die Revolution für permanent erklärt, und 
aus Brentano, Gögg, Werner, Rehmann, Richter und H. Hoff ein 
Landesvertheidigungsausichuß niedergefeßt, der bald nad) der Hauptitadt 
bes Landes, wo ebenfalld die Truppen fid) erhoben, überfiedelte. Diefer 
Ausſchuß ernannte, nachdem der Großherzog nebft Yamilie über Ha- 
genau und Koblenz nad Frankfurt und Mainz geflüchtet war, eine 
Srekutiv - Rommiffion, in welcher Brentano das Imnere, Eichfeld den 
Krieg, Gögg die Finanzen und Peter die Yuftiz verwaltete. Der kaum 
einundzwanzigjährige Lieutenant Sigel übernahm einftweilen bie Führung 
der Nedar-Armee, bis Düfour von Genf, den man aus völliger Un- 
fenntnig der Schweizer-Verhältniffe berufen hatte, herbeigeflommen fein 
würde. Allein der Genfer Ariftofrat lehnte den Auf ab, und nun wurde 
der polnifche General Mieroslawsti zur Uebernahme des Oberbefehls 
über das ganze Heer aus Paris verfchrieben. Mit den Freifchaaren 
war die Streitmaht der Aufftändifhen anfangs etwa 30,000 Mann 
ftarl. Die Badenfer begingen den großen Tyehler, daß fie — anftatt 
fich eine Tompafte Operations-Bafis zu fhaffen und mit allen Mitteln 
MWürtemberg fofort in die Bewegung hineinzureigen — fi nad) dem 
Großherzogthume Heſſen warfen, wo Sigel am 30. Mai bei Heppenheim 
geichlagen wurde. 

Die Bundes-Protofolle geben Auffchluß über die von der Frank⸗ 
furter Zentral-Gewalt gegen die badifche und Pfäher-Revolution ges 
teoffenen Maßregeln.*) Demnad) ſchien der Zentral-Gewalt außer dem 
bis dahin bei Frankfurt am Main aufgeftellt gewefenen mobilen Korps 
die Konzentrirung eines zweiten mobilen Korps von Reichstruppen 
zwifchen Darmftadt und dem Nedar nöthig, um mit hinlänglichen Kräften 
nicht nur in Frankfurt felbft, als dem Sitze der proviforifchen Zentrals 








*) Beilage 5 zu $ 236 der 21. Sitzung vom 12, Auguft 1852. 
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Gewalt für Deutfchland, die gefegliche Ordnung und öffentliche Sicher- 
heit aufrecht zu erhalten, fondern auch der weitern Verbreitung „der von 
Baden und der Rheinpfalz Her drohenden, gefeßwidrigen und anarchifchen 
Beftrebungen“ eine fefte Schranke entgegenzufegen.”) Beide Korps 
waren unter den Oberbefehl des Fön. preußifchen Generallieutenants von 
Peucker geftelt und rüdten im weitern Berlauf nah Baden vor. Sie 
beftanden aus kön. preußifchen (1 Bataillon), baierifhen (1 Bataillon), 
würtentbergifchen (2 Bataillone), kurfürſtlich-heſſiſchen (1 Bataillon), groß» 
berzoglich-heffifchen, ſchweriniſchen, naſſauiſchen, hohenzollern’fchen und 
Frankfurter Reichstruppen. Medienburg-Strelig, ebenfalls aufgefordert, 
hatte Feine Folge geleiftet.**) Ebenſo wurde ber an die kurheſſiſche und 
braunfchweigifche Regierung ergangenen Aufforderung behufs Bereit- 
haltung, beziehungsweife Abjendung, von Truppen nicht entfprechen.***) 
Dasfelbe war der Fall mit der, der kön. preußifchen Regierung abver- 
langten SHeeresabtheilung von 8⸗ bis 10,000 Mann.}) Außer den 
obigen Truppen war fodann nod ein faiferlich königlich öſterreichiſches 
Korps von circa 9000. Mann in Bregenz und Feldfich aufgeftellt. 
Durch Erlaß des Reichs-Kriegs-Miniſteriums unterm 26. Mai 1849 
wurde beftimmt, daß diefe Truppen nur bei ihrer wirklichen Berwen- 
dung im Neichsdienfte die für mobile Reichstruppen feftgejegten Kom⸗ 
petenzen beanſpruchen könnten. Werner wurden, nachdem die Abjendung 
von Reichstruppen nad) der im Zuftande offener Empörung befindlichen 
Pfalz in Ermangelung disponibler Kräfte hatte abgelehnt werden müflen, 
baierifcherjeit8 2 Korps aus den bis dahin in Franken geftandenen 
Truppen Tonzentrirt, wovon das weftfränfifche in die Rheinpfalz vorzu- 
rüden beftimmt war, um zunädft Germersheim und Landau zu 
entfegen und dann Ordnung und Geſetz im Lande herzuftellen. Der 
von dem Reichs-Kriegs-Miniſterium gemachte Vorfchlag, dieſes Korps 
für die Dauer der Operationen als Reichstruppen unter den Befehl des 
Prinzen Emil von Heffen zu ftellen, wurde abgelehnt. +7) Hinfichtlic) 

*) Beichluß des Befammt-Neihs-Minifteriums unterm 27. Mai 1849. 

**) Erlaffe des Reichs-Miniſteriums unterm 13., 14., 21., 26., 31. Mai 
und 2. Juni 1849, 

***) Erlaß des Neichs-Kriegs-Minifteriums unterm 19. Mai 1849. — 
Schreiben des Anrflirftlich-heffiihen Minifteriums unterm 25. Mai und bes 
braunjchweigiichen Bevollmächtigten unterm 29. Mai 1849. 

+) Erlaß des Neichd-Kriegs-Minifters, dd. 6. Juni 1849. 

++) Schreiben des kön. baierifhen Bevollmächtigten, dd. 25. Mai, 5. und 
9. uni, und die Erläffe des Neichs-Kriegs-Minifteriums, dd. 27. Mai und 


7. Xuni 1849. 
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der Verpflegsverhältniffe der unter den Oberbefehl Peucker's geftellten 
mobilen Korps wurden feine befondern Beftimmungen getroffen. „Die 
Verpflegsbedürfniſſe ſind von den betreffenden Gemeinden, in welchen 
die Truppen Quartiere erhielten, abgegeben worden, und eine baare Ver⸗ 
gütung hierfür fcheint nirgends geleiftet worden zu fein.“ 

Zufolge des in der Feftung Raſtatt ausgebrochenen militärifchen 
Aufftandes, welcher den Beſitz diefer Feftung in die Hände der Empörer 
fallen Tieß, wurde vom Reichs-Kriegs-Miniſterium durch Erlaß vom 
13. Mai 1849 dem kön. würtembergifchen Generallieutenant v. Miller, 
Befehlshaber des bei Freiburg aufgeftellten mobilen Korps, der Auf- 
trag ertheilt, mit allen zu feiner Verfügung ſtehenden Truppen fid nad) 
Kaftatt zu begeben, um ſich wieder in den Beſitz diefes wichtigen Platzes 
zu fegen. Gleichzeitig wurde die würtembergifche Regierung erfucht, in 
möglichfter Schnelle alle verfügbar zu machenden würtembergifchen Truppen 
zu dem mobilen Korps des Generallientenants von Miller zu dirigiren, 
wofelbft fie al8 Obſervations-Korps aufgeftellt blieben. Im Erlaſſe des 
Reichs-Rriegs-Minifteriums an das würtembergifche Kriegs-Miniſterium, 
dd. 31. Mai 1849, wurde ausgefprocdhen, daß alle dem Miller über- 
wiefenen Truppen als in den unmittelbaren Reichsdienſt getreten zu be- 
trachten wären, und daß diefe Truppen daher auf alle den mobilen 
Korps bewilligten Kompetenzen Anſpruch hätten. 

Man erfieht hieraus, daß mandye Regierungen, weil fie arg bange 
waren, der Zentral-Gewalt feine Folge leiſteten. Selbft die preußifche 
Kegierung, welche der Großherzog von Baden — nachdem er wegen 
Truppenmangel® vom Reichsverweſer abjchlägig befchieden worden — 
um Hülfe anflehte, ließ lange auf ihre Unterftügung warten, da im 
manchen Gegenden Preußens die Landwehr fich nicht einkleiden laſſen 
wollte und ſich gegen die Regierung aufrührerifc) zeigte. Hätten die Mit- 
glieder der National-Berfammlung mehr Muth und Gefchid befeflen, fo 
würden fie ihre Neichsverfaffung durchgeſetzt haben. Ebenſo würde 
unter diefen günftigen Umftänden die badifche Erhebung fiegreih um 
fi) gegriffen und andere Lande mit fich fortgerifien haben, wäre fie 
weniger exrflufiv badifch gewejen und hätte fie vor allen Dingen Würtem- 
berg fofort erobert. Denn von Würtemberg aus hätte der Aufftand 
- Franken und ganz Baiern ergriffen, wäre vielleicht nach Wien hbinüber- 
gefprungen und hätte das noch biutende Sachfen zu neuer Energie er- 
wert. Die preußifchen Staatsleute, welche ihren Gegnern weniger 
Schwachköpfigkeit zutrauten, als diefe wirklich befaßen, gaben Süd⸗ 
beutjchland bereit8 verloren und wollten dem republifanifchen Südbunde 
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im Dreifönigsbündniffe einen monarchiſchen Norbbund entgegenftellen. 
Manteuffel ſprach die offen aus. Diefer Umftand ift ebenfalls zu bes 
rüdfihtigen, wenn man erflären will, warum Preußen nicht fchneller 
gegen die Pfalz und Baden vorrüdtee Das preufifche Rabinet wollte 
feine Kräfte für den Norden auffparen; es war ftugig geworden und 
befürchtete aufrührerifche Exrplofionen im Rüden des preußifchen Heeres. 
Die Reichsverfaffung ift alfo blog an der Feigheit und Ungefchicklichkeit 
der Führer des deutſchen Bürgerthums gefcheitert. Hätte die badifche 
proviforifche Regierung eine große Zahl von revolutionären Agenten mit be⸗ 
deutenden Geldfunmen ausgefhidt und nanıentlich in den verfchiedenften 
Gegenden Preußens Aufftandsverfuche veranftaltet, jo würde der Süden 
vor ber fogenannten „deutichen Aufgabe Preußens“ noch lange hinaus 
ficher geblieben fein. 

Aber die badifche Regierung beftand aus Männern, die weder die 
in ihren Händen befindliche Macht kannten, noch die reichlid vorhan⸗ 
denen Mittel und Gelegenheiten zu benußen verftanden. Die reaftionären 
Beamten, die den neuen Eid verweigerten, wurden in ihren Stellen be- 
laſſen, die Pfaffen durften ungeftraft konſpiriren, die Polizei und nament«- 
lid) die faft durchgängig realtionäre Gendarmerie wurde nicht reorgani«- 
firt, die ſchlimmſten Reaktionäre konnten unbehelligt mit ihrem Gelde 
das Land verlaffen, die Spione trieben fi) ohne Schen überall herum, 
das Heer wurde nicht hinlänglich vermehrt, die Freiſchaaren nicht ge- 
ordnet, gehörig bewaffnet und bisziplinirt, die Anorbnungen der Res 
gierung, wenn fie das Murren der opferfchenen Philiſter hervorriefen, 
nicht pünktlich durchgeführt, die Oefinnungsgenofjen aus andern deutfchen 
Staaten wie Ausländer behandelt und die Erhebung wie eine peziell 
badifche betrachtet. Selbft der fonft fo energifhe Mögling konnte fich 
aus übel verftandener Generofität fo ſchwach zeigen, daß ihm, wie er 
Seite 186 in ben „Briefen an feine Freunde“ (Solothurn 1858) ers 
zählt, ein alter Bauer in Sinsheim richtig prophezeite: „Herr! Sie 
werden Ihre Gutmüthigkeit zu bereuen haben; denn wenn diefe fchlechten 
miferabeln Kerl Sie in ihre Gewalt bekommen, wovor Sie. Gott be- 
wahren wolle, werden diefe anders mit Ihnen umgehen!” Indem man 
fic) den Gegnern generds bewies, ſchädigte man die eignen Gefinnungs- 
genoſſen. Um in den Kampf für die Neichöverfaffung einigermaßen 
Sinn und Verſtand zu bringen, hätte man fogleich die giftige Kaifer- 
frone ans ihr ausjäten und an die Stelle derfelben die Diktatur des 
aus Amerika herbeigerufenen Heder und bis zu deffen Ankunft bie Vize 
Diktatur des als Zivil-Kommiffäy in Heidelberg fungirenden Schöffel 


— 406 — 


feen müflen. Denn einestheild verfpritten doch bloß Demokraten in diefem 
Kanıpfe ihr Blut, und anberntheild war Heder 1848—9 der befte Reprä- 
gentant und Führer des deutfchen Bürgerthumes, wie Schöffel der befte 
des Landvolls war. Aber Brentano fprad; offen die Marime aus: man 
maſſe fih ein Hinterpförthen offen halten. Er gehörte alfo zu jener 
Kaffe von Leuten, welde der alte Marat les petits intrigants (die 
Heinen Intriganten) oder auch les hommes d’etat (die Staatsmänner) 
zu benennen pflegte. Was den Finanzminifter Gögg anbelangt, fo wurde 
der Berfafier diefes Buches mit ihm in London gut bekaunt und fragte 
ihn einftmals: „Iſt e8 wahr, daß Sie von dem VBorhandenfein mehrerer 
Millionen Wertpapiere in der badifchen Staatskaſſe nicht eher Etwas 
gewußt haben, als bis bdiefelben von der Reaktion Ihnen entwendet 
waren, und ift e8 ferner wahr, daß Sie für ein Paar Millionen Silber 
nicht Haben prägen laſſen, weil Sie feinen andern, als den großherzog- 
lichen Münzftempel hatten?” — Gögg, eine ehrlihe Haut, antwortete: 
„Es ift freilid) wahr, nur wird der Betrag etwas zu hoch angegeben; 
doch darf man das mir nicht übel nehmen, denn ich befaß feine Erfah- 
rung; ic) war ein junger Mann von 27 Fahren und bis dahin nur im 
Rechnungsfache bewandert; man erhob mich ohne mein Zuthun zum 
Finanzminiſter, weil ich aus einer wohlhabenden Yamilie ftammte.” — 
Wie untaugli der Kriegsminifter war, geht, abgejehen von den bei 
Betreibung des Kriegs begangenen zahlreichen Fehlern, unter Anderm 
aud) aus den Auffchlüffen hervor, welche die Bundes-Protofolle in DBe- 
treff der Feſtung Raftatt geben. Dafelbft fteht zu lefen: *) 

„als im Mai 1849 die Revolution ausbrach, fo verfügte das vor- 
malige Reichsminiſterium des Krieges, daß die in Raſtatt Liegenden 
Bundesgelder ohne Unterfchied zu bauliden Zweden, fo 
viel thunli, verwendet werden follten, um fie badurd den 
Aufrührern zu entziehen. Zu diefem Behufe find die oben in 
Ausgabe erfcheinenden 50,000 Gulden an die Feflungsbau-Kaffe verab- 
folgt, und, da die bauleitenden Offiziere noh längere Zeit 
nach Ausbruch der Revolution behufs möglichſter Erreis- 
Hung des beabfidhtigten Zwedes in KRaftatt verblieben, 
dadurd auch wirklih dem Bunde gerettet worden... Nach⸗ 





*) Summariſche Nahweifung der Einnahmen und Ausgaben der Proviant- 
Kaffe der Yundesfeftung Raftatt in den Jahren 1848 und 1849. (Beilage zu 
8. 14 des Protololls der 2, Sitzung der deutſchen Bundesverfammlung vom 
12. Januar 1852, Seite 147. Original-Ausgabe.) 
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dem im Laufe des Monats Juni 1849 auch bie bauleitenden Dffiziere 
den Platz verlaffen hatten, und vorauszufehen war, daß die Empörer 
auch der ſich anfänglich zwar unter Aufficht geftellten, doch aber unbe» 
rührt gelaffenen Bundesgelder bemächtigen würden, welche nicht mehr zu 
baulidhen Zweden hatten verwendet werden können, fo unternahm Bro- 
viant-Berwalter Koch die Rettung eines Theiles der unter feiner Ver: 
waltung geftandenen Baarvorräthe der Kanzlei, Wach-, Kaſern⸗, Hospi- 
tal- und Proviant-Kaſſe, nämlid) durd) Bergung einer Summe von 
9,333 Gulden 20 Kreuzern in einem Lolale des Schloffes zu Raftatt 
und einer Sunme von 3,492 Gulden 52 Kreuzern an einem andern 
Drte, worauf er fi) nach ebenfalls vollzgogener Bergung der Kaffen- 
bücher 2c, den Empörern durch die Flucht entzog, zu deren Bewerkftelli- 
gung er aus der Kanzlei-Kaſſe 100 Gulden, der Wachverwaltungs-Kaffe 
50 Gulden, der Kafern- und Hospitalsfaffe 140 Gulden, zufammen 
230 Gulden, entnahm. Der exftere Theil der geborgenen Summe mit 
9,333 Gulden 20 Kreuzern wurde fpäter von den Empörern entbedt und 
binmweggenommen, der zweite Theil aber mit 3,492 Gulden blieb gerettet 
und wurde nach Uebergabe der Feſtung wieder abgeliefert.“ 

Nachdem die preußifche Negierung eine Reichsverfaſſung ihres Kali⸗ 
bers oftroyirt und mit Hülfe Gagerns die Freunde der deutfchen Einheit 
von den Berehrern der Freiheit getrennt, auch feine weitern Aufftände 
im deutfchen Norden zu beforgen hatte, erachtete fie die Zeit für gelom- 
men, die Revolution im Süden auszutilgen. Der König ernannte den 
Prinzen von Preußen (den jetzigen König Wilhelm I.) zum Öberbefehle- 
haber der pfälziſch-badiſchen Dffupations-Armee, und nun durchſchritt 
ohne Widerftand das herrliche Kriegsherr vom 13. bis 20. Yuni bie 
Pfalz, eingebenf der Hochjunferlichen Reime: 


„Alſo Haufen durch das Land 
Die unfaubern Geifter, 

Bis das Kreuz mit fefter Hand 
Drüber ſchlägt der Meifter ; 
Bei dem erften Trommelllang, 
Fahren fle davon mit Stant! 
Gegen Demokraten 

Helfen nur — Soldaten!” 


Während die Generäle von der Gröben und Hirfchfeld mit ihren 
beiden Armee⸗Korps die VBergnügungsreife durch die Pfalz zurüdlegten, 
dafelbft Landau entfezten und von da den RhHeinübergang am 20. Juni 
bei Germersheim vollzogen, rüdten die Reichötruppen unter dem preußi- 
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fhen General von Pender direkt auf der Bergftraße in Baden am 
15. Juni ein und drangen bis in die Nähe Heidelberg vor. Am 21. Juni 
kam e8 bei Waghänfel mit den Preußen zur Schlacht, worin dieſelben, 
nachdem fie mit Verluſt zurüdgeworfen worden waren, durch den Ber- 
rath des badischen Oberſt Bedert ſchließlich über die 15,000 Mann ftarke, 
von Mieroslawski befehligte Revolutions-Armee fiegten. Letztere mußte 
nach Wiesloch zurücweichen. Der Prinz befand fich beim Hirfchfeld’fchen 
Korps, von welchem bei Waghäufel die Divifionen von Hanneken und 
von Brun ins Gefecht gelommen waren. Peuder fette den 21. bei He- 
ringenberg, Gröben den folgenden Tag bei Ladenburg über den Nedar, 
um Mannheim und Heidelberg in Beichlag zu nehmen. Sowie fid 
die Preußen näherten, erhob die Reaktion in Heidelberg Ted wieder 
das bis dahin demüthig gefenkte Haupt, jo daß einzelne Wehrmänner 
der tapfern Flüchtlings-Legion und des Mannheimer Arbeiter-Bataillong, 
die den Rüdzug zu deden beordert waren, Kämpfe mit den Gendarmen 
zu beftehen hatten und auch nicht, wie fie beabfichtigten, die Brüde in 
die Luft fprengen konnten. *) 

Noch Ärger ging e8 in Mannheim ber. „Die guten Bürger der’ 
Stadt Manuheim“, jagt Venner von Yenneberg, **) „in Verbindung mit 
dem dort liegenden zweiten badifchen Dragoner-Regimente, welches mit 
feinen übrigen Kameraden in Wortbrüchigkeit und Verrätherei metteiferte, 
empörten fi), als die Nachricht kam, daß die Keichötruppen die Taden- 
burger Brüde genommen, gegen die proviforifche Regierung, verhafteten 
den Zivillommiffär Trützſchler und andere Revolutionsmänner, während 
die außerhalb der Stadt poftirte Volfswehr dem Feinde gegenüberftand. 
Die Kanonen am Nedar und am Nheinufer wurden abgefahren, und 
eine Deputation ging an die vorrüdenden Preußen ab, die Stadt zu be- 
jegen, welde am Abend beim Einzug derfelben feftlich illuminirt war 
(22. Juni), während die übergegangenen Dragoner zur Verfolgung Mie: 
roslawski's abgejchidt wurden.“ 

Nachdem die Preußen am 24. Yuni in den bfutigen Treffen bei 
Ubftadt, Neudorf und Bruchfal durch ihre Uebermacht gefiegt hatten, hielt 
der Prinz von Preußen am 25. Juni feinen Einzug in Karlsruhe. Nun 
fielen die Aufftändifchen auf die Alb und Murg zurüd. Indem ihnen 


*) Der Berfaffer berichtet dieß als Augenzeuge; er ftand bei der genannten 
Legion und wurde fpäter zur Unterftligung des Majors Mangold, eines Schwei- 
zer Militärs aus Bajelland, dem Mannheimer Arbeiter-Bataillon zugetheilt. 

”", Am angeführten Orte, Seite 7172. 
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die Preußen und die Reichsſstruppen nachfolgten, kam es zwiſchen den 
erftern und den, den Rüchkzug dedenden, Freiſchaaren (der Flüchtlings- 
Legion und dem Willich’fchen Korps) zu einem heißen Gefecht bei Ba- 
den- Durlach, wobei da8 Städtchen in Brand gerieth. Noch einmal hielt 
das Revolutionsheer bei Raftatt Stand. Auf der einen Seite den Rhein, 
auf der andern das als neutral vorausgefette würtembergifche Gebiet, 
geftütst auf die Feſtung Raſtatt und mit der Dedung ber Murg und 
des Waldes, hatte es eine fehr günftige Pofition. Um den Muth anzu 
feuern, wurben die Gerüchte verbreitet, daß 20,000 Franzofen zu Hülfe 
fämen, und daß die Ungarn, nachdem fie glänzend über die Kaiferlichen 
gefiegt, mit zwei Armeen nad; Deutfchland eingebrochen wären, wovon 
die eine auf Wien, bie andere über Breslau auf Berlin losmarſchirte. 
Auch verlautete, daß Heder aus Amerifa angelangt fei. Indeß bedurfte 
e8 diefer Fünftlichen Anfenerung nicht; denn die ſämmtlichen Revolutions- 
Truppen, mit alleiniger Ausnahme der Dragoner, welche bloß zu Eſta⸗ 
fetten-Dienften brauchbar waren, ſchlugen fich Außerft tapfer, die preußi⸗ 
fchen Zünbnadelgewehre verrichteten feine Wunder, und unter den Wehr- 
männern war die Rebensart zum Sprichwort geworden: „So fchnell 
ſchießen die Preußen nicht!" Durch ganz vorzügliche Tapferkeit und Prä- 
ziſion im Schießen zeichnete fi, wie die Feinde felbft anerkannt haben, 
die badifhe Artillerie aus. 

Die Feinde marſchirten gegen bie Infurgenten folgendermaßen heran. 
Gröben bildete den Linken, das Pender’fche Reichsheer und bie preußifche 
Drigade von Schad den rechten Flügel und Hirfchfeld befehligte das 
Zentrum. Den 29. Juni blieb die Schlacht bei Naftatt, deſſen Feſtungs⸗ 
fanonen mitwirkten, unentfchieden, aber am 30. Juni überfchritten die 
Teinde die Murg, nahmen Dos und trieben das umgangene Revolutions⸗ 
Heer in die Flucht. Nun fiel kein Treffen im offenen Felde mehr vor, 
obſchon Sigel auf badifcher Gränze bei Jeſtätten noch bis zum 12. Yuli 
ausharrte. Gegen 11,000 Flüchtlinge fuchten ein Afyl in der Schweiz ; 
nur wenige gingen nad) Franfreich, weil die meiften fürchteten, von der 
Regierung des Prinz Präfidenten Louis Napoleon Bonaparte in bie 
Fremden⸗-Legion nad) Afrika geftedt zu werben. 

Nach der Niederlage bei Raftatt warf ſich ein großer Theil der 
Freiſchaaren in die Feftung, und es wären noch etwa 1000 Mann mehr 
hineingegangen, wenn ber Berfaffer diefes fie nicht am Feſtungsthor auf- 
gehalten und ihnen das Berderbliche ihres Vorhabens in einer Anſprache 
” auseinander gefegt hätte. Der Neichsverfaffungslanpf mußte mit der 
Schlacht bei Raftatt al8 beendigt angefehen werden; folglich hatte, wer 
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in der Feſtung flaf, nur noch bie Freiheit der in einer alle gefangenen 
Maus. Obſchon die Feſtung ganz von den Preußen eingefchloffen wurde, 
war es ihnen doch nicht möglich, fich ihrer zu bemächtigen. Im Gegentheil 
machten die Belagerten glüdliche Ausfälle und fügten den Preußen be- 
deutende Verluſte zu. Schon beorderte der Prinz von Preußen, um Bre- 
ſche zu fchießen, von Koblenz ſchweres Geſchütz, als die Regierungen von 
Defterreihh und Baiern gegen die Zerflörung der Bundesfeftung kräftige 
Einfprache erhoben. Da gerieth irgend ein Lieutenant auf die Kriegelift, 
auf der Murg wohlverſchloſſene Flafchen mit Zeitungen hinabſchwimmen 
zu laſſen, damit die Belagerten, wenn fie jelbige auffingen, fi) von dem 
gänzlichen Aufhören des Kanıpfes überzeugten und dadurch den Muth 
verlören. Das wirkte. Unter den Belagerten befand fich der zweidentige, 
bereit oben im zweiten Hauptftüde erwähnte von Corvin-Wiersbitzki, 
ber in feinen bidbändigen Memoiren feinen Urfprung aus einem alten 
römischen Adelsgeſchlechte herleiten will. Diefer fuchte die tapfern Frei⸗ 
ſchaaren zu entmuthigen und brachte es dahin, daß man ihn nebft dem 
Major Langen damit betraute, fih am 18. Juli bei den Preußen als 
Farlamentär zu melden und bis hinauf nad, Freiburg und Konftanz zu 
reifen, um zu fehen, ob noch Entſatz möglich fei. Diefe Reife machten 
die beiden Genannten in Begleitung eines preußischen Offiziers und 
zweier Unteroffizier. Corvin gab bei feiner Rückkunft den Belagerten 
nicht nur Nachricht von der in Baden eingetretenen Grabesruhe, fondern 
er benadhrichtigte fie auch davon, daß der Großherzog unterm 5. Juli 
eine Ammneftie für Alle, welche ſich bis zu einem gewifien Zeitraume 
freiwillig unterwerfen würden, verkündet habe. Terner wurde ein Kapi- 
tulations=Bertrag auf Betreiben Corvin's abgefchlofien, in. welchem den 
Belagerten volle Amneftie zugefihert wurde. Nun ergaben fie fich auf 
Treue und Glauben, und die Kapitulation ward am 23. Juli vollzogen. 
Dei diefer Teierlichkeit ritt der Yeltungs- Kommandant Tiedemann dem 
an der Spige feines Generaljtabes haltenden preußifchen General von 
der Gröben entgegen und überlieferte ihm feinen Degen. Die Feftungs- 
Kavallerie, welche abſaß, und die Offiziere Iegten ihre Sübel auf die 
Erde, und die Infanterie ftellte ihre Gewehre zufammen. Nachdem aber 
die Freiſchaaren ihre Waffen abgeliefert Hatten, wurden fie Räuber und 
Zumpengefindel genannt und als Gefangene in die Rafematten der 
Veftung eingefperrt, wo fie eine fehr harte Behandlung erleiden mußten. 
Die Preußen erflärten den Kapitulationd-Bertrag jest für ungültig, weil 
dbenfelben nicht der Prinz von Preußen felber, fondern in feinem Namen 
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nur ein untergeordneter Generalftabs-Offizier, Major von Alvensleben, 
unterzeichnet Hatte. 

Noch während der Dauer des Krieges waren durch die Reichötrup- 
pen SKriegsgefangene erfchoffen, und durch die Preußen Turner, die man 
von einem Kirchthurme herabwarf, unten mit Bajonetten aufgefpießt wor- 
den. Setzt follte aud) geftandrechtet werden. Zwar war Baben fein preu⸗ 
Bifches Land, und folglich Fonnte der Aufftand als kein Hochverraths- 
verbrechen gegen ben preußifchen fouveränen König gebeutelt werben; 
auch waren viele von Denen, die gefangen genommen worden waren, 
weder preußifche noch badifche Untertanen und ftanden folglich zu dem 
Prinzen von Preußen in feinem andern Rechtsverhältniß, wie jeder Menſch 
im Allgemeinen zu feines Gleichen; ferner war der Kampf formell und 
ausdrüdlich für die in Baden gefeglich anerkannte Reichsverfaſſung ge- 
führt worden, während diefelbe doc) der König von Preußen, der in ihr 
für Deutfchland beftimmte Erbkaiſer, abgelehnt hatte, weßhalb nad dem 
in Baden gültigen Rechte der Prinz von Preußen fich bei feinem Kriege 
gegen die Neichöverfafjungsfämpfer entfchieden im Unrechte befand: allein 
die Reaktion dürftete nad) Rache, fie wollte Blut fehen und kümmerte 
fi, als fie fi einmal nach jo vielen bangen Tagen und durchwachten 
Nächten wieder im Bollgenuffe der unbeftrittenen höchften Macht fah, um 
feine rechtlichen und gefeslichen Bedenken, wie fie etwa befangene Sterb- 
liche Hinfichtlich der Heiligkeit der Menfchenleben in Friedenszeiten und 
binfichtlich der in den Frieden aufgenommenen Kriegsgefangenen hegen. 
So wurden denn gerade die tapferften Männer der Demokratie, und 
zwar deßhalb, weil fie die tapferften waren, ftandrechtlich hingeſchlachtet. 
Zu Mannheim wurde auf Anordnung des preußifchen Kriegsgerichts 
das aus Sachſen gebürtige Parlamentsmitglied Adolph von Trützſchler 
erfchofien, da man ihm feine fozial-demofratifchen Anſichten um fo mehr 
verargte, als Trützſchler aus einer altadeligen, hochangeſehenen und be- 
güterten Yamilie war.*) Dagegen wurde der fchwer verwundete Mög- 
ing bloß zum Zuchthaus verurtheilt, weil er den Tod, welchen er für 


*) Der Berfaffer hat im Jahre 1863 für den Verlag von Reinhold Baift 
in Frankfurt am Main eine Brofchlire über die Hinſchlachtung dieſes Sozial- 
Demokraten geſchrieben, weil Baift fich anheiſchig machte, den Reinertag der Schrift, 
wie auch auf deren Titelblatte angegeben ift, zur Errichtung eines Trütichler- 
Denkmals zu verwenden. In Thüringen ift die Schrift ſtark gelauft worden: 
was jedoch das Mißvergnügen von Trützſchler's Witwe, deren Söhne in preußi- 
[hen Dienft getreten find, erregt Bat. 
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eine Wohlthat anfah, Herbeiwünfchte. Der gefangene Profeſſor Gottfried 
Kinkel aus Bonn erhielt ebenfalls bloß Zuchthaus, weil er vor dem 
Kriegsgericht in feiner Bertheidigungsrede erklärte, daß er damit einver> 
ftanden fei, wenn der Prinz von Preußen Herrfcher von Deutfchland 
würde; nur mußte Kinkel, bis er durch Karl Schurz und fehr hochftehende 
Freunde befreit wurde, im Zuchthaufe Wolle fpinnen. Dagegen wurden die 
wirklichen Nevolutionäre, während Corvin-Wiersbitzki mit heiler Haut 
davonfam, alle erfchoffen. Zu Raftatt erlitten, troß der in der Kapitulation 
zugeficherten Amneftie, Elfenhans, Dortü, Tiedemann, Näff, Böhning und 
zahlreihe andere den Märtyrer-Tod. Ste ftarben alle muthig mit dem 
Rufe: „ES lebe die Republik!“ Als der ehrwürdige Vater Böhning aus 
Naſſau, ein Greis von 72 Iahren, erfchoffen werden follte, verlangte er 
jelber zu fommandiren und ließ fich nicht die Augen verbinden. Nachdem 
er laut das Gebet gefprochen Hatte: „Vater, ich komme, dich anzuflehen 
um Rache gegen unfere Mörder!” kommandirte er: „Schießt gut, Teuer!“ 
Da entfanten den preußifchen Soldaten die Gewehre und fie weigerten 
fich, den alten ehrwürdigen Mann zu erfchießen. Darauf wurden frifche 
Truppen zum Berrichten des Henferdienftes beordert. Als die preußifchen 
Standgeridhte bis zum 27. Oktober gedauert hatten, hörten fie auf, um 
von den ordentlichen badifchen Kriegsgerichten abgelöft zu werden. Das 
neue, feit Ende Juni in Karlsruhe befindliche badifche Miniſterium, 
welches unter preußifchem Schute die Reaktions-Arbeit verrichtete, war 
zufammengefett aus den Leuten der alten VBerwaltungspartei: v. Rog⸗ 
genbach, v. Marfchall, Stenzel, Klüber, Negenauer und Stabel. Der 
Belagerungszuftand dauerte bis zum Jahre 1852, und die mit ihm ver- 
bundenen Schreden trieben Humnderttaufende von Menſchen zur Aus- 
wanderung nach Amerila, fo daß ſich das Land entvölfertee Den von 
der Revolution dem badifchen Staatsfchate zugefügten Schaden beredj- 
nete die badifche Regierung auf 8,302,890 Gulden 14 Kreuzer;*) der 
dem Bundes-Aerar erwachſene Berluft ward laut Zufammenftellung vom 
24. September 1852 auf 97,437 Gulden 25 Kreuzer angegeben. Der 
von den Urhebern und Theilnehmern an der Revolution bis zum Jahre 
1856 eingetriebene Schadenerfaß belief fich ungefähr auf eine halbe Mil- 
lion Gulden, wovon an das Bundes-Xerar 5,799 Gulden 36 Kreuzer 
abgeliefert wurden. 

Mit der Befiegung der Reichsverfaffungsaufftände war die Wirf- 
ſamkeit des Reichsverweſers thatfächlich zu Ende. Zwar blieb der Eız- 


*) 26. Situng der deutfchen Bundesverfammlung vom 2. Auguft 1856, $. 250. 
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herzog Johann feheinbar bis zu Ende des Jahres 1849 im Amte; 
allein der Wegfall des deutfchen Parlaments und das gänzliche Scei- 
tern der nationalen Bewegung hatten die Aufgabe, die ihm zugewieſen 
war, erledigt. Er reifte am 30. Juni nad) Gaſtein ab, ohne nach Frank⸗ 
furt am Main zurüdzufehren. Die Errichtung der Reichöverweferwürde 
war dem deutjchen Volke jehr theuer zu ftehen gekommen. Sie hatte nicht 
allein an und für ſich viele Koften verurfachht, fondern war auch recht 
eigentlic) der Nagel zum Sarge der nationalen Erhebung gewejen. Wenn 
bei den Matritular-Umlagen, welche unter dem NeichSverwefer ausge⸗ 
ſchrieben wurden, regelmäßig die Koften der proviforifchen Zentral-Gewalt 
mit jenen des Parlaments Tlugerweife zufanımengeworfen wurden, um 
die aus der Steuererhöhung entfpringende Gehäffigkeit auf die Schultern 
der nationalen Demokratie abzuladen: geben uns doch die Protofolle der 
deutfchen Bundesverfammlung über eine Menge fpezieller, aus der Ein- 
fegung einer ReichSverweferfchaft allein herrührender Ausgaben genaue 
Mittheilung. So betrug die vierteljährliche Miethe vom 5. Auguft bis 
zum 5. November 1848 für die Wohnung des Reichsverweſers 3,500 
Sulden.*) Die 2. Beilage zu $. 65 der 7. Bundestagsfigung vom 
14. Februar 1856 führt in einer forgfältigen Zufammenftellung dıe nad)» 
ftehenden Poften auf: 


6,407 Gulden 13 Kreuzer für Gehalte und Tagegelder an den 
Kanzleivorftand, den Sefretär, die Kanzliften und Diener des Reichs⸗ 
verweiers; 250 Gulden Nemuneration an diefelben; 89 Gulden für 
Schreibaushülfe in den Kanzleien des Reichsverweſers; 17,900 Gulden 
Miethzins für defien Wohnung; 934 Gulden 56 Kreuzer zu Schreib» 
materialien und Bureau-Erforderniffen für deflen Kanzlei; 14,802 Gul⸗ 
den 21 Kreuzer als Koften der für die Wohnung bes Reichsverweſers 
angejchafften Mobilien und Inventar-Gegenftände; 4,674 Gulden 37 
Kreuzer als Koften der für die Wohnung des Reichsverweſers ange- 
fchafften, einer fchnellen Abnutung unterworfenen Gegenftände und bie 
Reparatur-Koften derfelben; 8,406 Gulden 7 kr. Koſten für eine zwed- 
mäßiger befundene Einrichtung und die damit verbundenen Arbeiten und 
Reparaturen in der Wohnung Str. faiferlihen Hoheit; 4,093 Gulden 
45 fr. Heizungsfoften diefer Wohnung; 1,894 Gulden 43 fr. Beleuch⸗ 
tungsfoften der betreffenden Wohnung. 


*) 8. 243 der 30. Sikung der Bundesverfammlung vom 2, Dezember 1851, 
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Der Sefammtaufwand aus Bundesmitteln für die deutjche Nationals 
Berfammlung betrug zufolge der nämlichen Zufanmenftelung 277,130 
Gulden 17 Kreuzer. Die an ſämmtliche Reichsminiſter vom 1. Sep- 
tember 1848 bis zum leßten September 1849 bezahlten Befoldungen 
beliefen fi) auf 80,861 Gulden 6 fr. Die Beſoldung der Unterftaats- 
Sekretäre verurfachte im genannten Zeitraume eine Ausgabe von 34,766 
Gulden 40 kr., während die Reichsminifterialräthe, Affefforen, Sefretäre 
Negiftratoren und Reviſoren an Befoldung und Remuneration 45,664 
Gulden 45 kr. bezogen. Die zum Reichskriegsminiſterium kommandirten 
Dffiziere erhielten an Zulage und Remuneration 52,508 Gulden 20 Er. 
Die Befoldung der Bundeslaffenbeamten und Diener erforderte die Summe 
von 10,447 Gulden. Die im Reichsminiſterium des Handel® und zwar 
in der Marine-Abtheilung angeftellten Direktoren und Räthe, ferner 
die verwendeten Sacjverftändigen, Sekretäre und Diener fofteten dem 
deutſchen Volke bis zur Abdanfung des Reichsverweſers (Ende 1849) 
21,878 fl. 2 fr. Den Kanzleifefretären und Kanzliften wurden an Be- 
foldungen und Taggeldern verabreiht 28,473 Gulden 10 ft. Die Diener- 
Schaft der Reichsminiſterien bezog 14,408 Gulden 50 fr. Die für Reichs⸗ 
gefandtichaften beftrittenen Ausgaben betrugen 94,880 fl. 18 Fr. Die 
unter dem Reichsverweſer ausgefandten Reichskommiſſäre erforderten an 
Diäten und Reifeloften 23,671 fl. 8 fr. Die zugezogenen Sachverftän- 
digen und das nebenbei laufende Dienftperfonale verurjachten den Auf⸗ 
wand von 9,147 Gulden 31 kr. und an erlaufenen Diäten und Reife- 
foften 28,157 fl. 5 fr. Die für Imfpeltion der Bundesfeftungen entftan= - 
denen, auf die Zentral-Berwaltung zu verrechnenden Diäten und Reife 
toften beliefen ſich auf 3,290 fl. 58 fr. Aus den Bureau-Bedürfniffen 
der fämmtlichen ReichSminifterien erwuchs die Ausgabe von 11,406 fi. 
7 kr. Für die Gefchäftslofalitäten, für Beleuchtung, Heizung und fonftige 
Erforderniffe de8 Gefammt - NReichs- Minifterrums wurden verausgabt 
9,708 fl. 13 fr. Für Material-Berwaltung zur Beftreitung von Bureau⸗ 
Bedürfniffen wurden verrechnet 1,900 fl. Die in den Geſchäfts-Lokali⸗ 
täten des Geſammt-Reichs-Miniſteriums angefchafften Inventar-Gegen- 
ftände Tofteten 5,572 fl. 30 fr. Die Miethe diefer Geſchäfts-Lokalitäten 
fam auf 5,660 fl. zu ftehen. 

Außerdem finden fic) verrechnet: 

1,564 fl. 44 fr. für Bau-Reparaturen im Thurn und Taris'ſchen Palais, 
welches dem Geſammt⸗Reichsminiſterium überlaffen worden war; 450 fl. für 
Beauffichtigung des Bundes-Mobiliars ; 1,176 fl. 23 kr. an Bureau⸗Koſten 
und verſchiedenen Ausgaben des Minifteriums für auswärtige Angelegen- 
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heiten; 1500 fl. 31 fr. für dergleichen Ausgaben im Miniſterium bes 
Innern ; 1,431 fl. 29 fr. für dergleichen Ausgaben im Reichsminiſterium 
der Juſtiz; 10,255 fl. 28 fr. Drudkoften für das Reichsgeſetzblatt; 
2,809 fl. 20 fr. Bureau-Koften und verfchiedene Ausgaben des Neichs- 
minifteriums des Handels; 33,944 fl. 50 fr. dergleichen Ausgaben im 
Minifterium der Marine; 3,115 fl. 53 tr. Bureaufoften und verfchiedene 
Ausgaben des Reichskriegs-⸗Miniſteriums; 564 fl. 49 kr. ähnliche Aus- 
gaben des Yinanz-Minifteriums und 48 fl. zu gleichem Zwede für die 
Heichskaffenverwaltung; 5,956 fl. 50. fr. Ausgaben für die Auseinander- 
ſetzung des Reichskammergerichts-Archivs zu Wetzlar; 1,428 fl. 4 kr. für 
Penfionen und Unterftügungen ; 11,773 fl. 20 fr. an Gehalten und Zu- 
lagen für mehrere folche Beamte hoher deutfcher Regierungen, welche zur 
Ausgleihung der Koften für ZTruppenaufftellungen nad Frankfurt be⸗ 
ordert waren; 2,922 fl. 18 fr. und 20 fl. Diäten und Reifeloften für 
angeordnete Dienftreifen in Angelegenheiten der Bundestruppen = Auf- 
ftelung. 

Das vom deutfchen Parlamente disfutirte und vom provisorischen 
Reichsverweſer als Finanzgeſetz beftätigte Budget vom 22. Dezember 
1848 enthielt die Ueberweiſung der Baarbeftände in der Bundeskaſſe und 
der bei Rothſchild deponirten Gelber, dann fänmtliher Rüdftände auf 
frühere Umlagen von beziefungsweife 120,000 Gulden und 217,456 
Gulden 32 Kreuzern für die National-Berfammlung und Zentral-Ber- 
waltung, ferner die Umlage unterm 10. Oftober 1848 von 5,250.000 
Gulden für die deutſche Marine und endlich die Umlage unterm 27. No- 
vember 1848 von 1,750.000 Gulden für die Verpflegung der Reiche» 
truppen. Für das Jahr 1849 wurde fein allgemeines Budget aufgeftellt. 
Die Ausgaben während diefer Zeit wurden nad) Maßgabe des Bedürf- 
nifjes und durch befondere Anordnungen bes Reichsfinanz⸗Miniſteriums 
beftritten. Die Einnahmen floffen aus den noch vorhandenen Bundes 
fonds und aus den bundesmäßig feftftehenden beiden Umlagen von 
1,812.318 fl. 23 kr. für den Bau der Feftungen von Ulm und Raftatt 
fowie von 117,888 fl. 39 fr. für die Dotation von Mainz und Lurent- 
burg, und aus der Umlage bon 5,250,000 fl., ausgefchrieben unterm 
12. Februar 1849, für die deutfche Marine. Außer der oben angeführ- 
ten Sammlung für die Flotte liefen auch 8,458 fl. 35 fr. freiwillige 
Beiträge für die Reichstruppen ein. 


Neben den Ausgaben für die deutfche Flotte verurſachte, wie wir 
unten nod) bes Weitern fehen werden, bie Aufftellung der Reichstruppen 
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die meiſten Koſten.“) Beim Rechnungsabſchluſſe vom 31. Dezember 1847 
batte der deutfche Bund folgende Kaflenbeftände vorräthig gehabt: i 


1) in der Bundes Kanzlei-Kaſſe 43,756 fl.35 fr. 
2) in der Bundes - Matrifular- 


Kaſſe . . 63885 „22, 
3) Neferve- Fonds der Beung 
Man .... . 137,243 „33 „ 
4) detto Zuremburg . . . . 25,140 „13, 
5) Upprovifions = Fonds von 
Man ... . 363,198 ,47, |, a x 
6) Approvifions- Fonds durem— *— fl. 
burgs ... . 512,504, 40, 


7) Armirungsfonds von Mainz 

und Luxemburg . .. 196,355 „29, 
8) detto von Ulm und Naftatt 4,888,285 „ 4, 
9) Zinfenfonds der 20 Millionen 

Sranfen . . 2. 2. 267,069 „55, 

Wenn alfo am 1. Januar 1848 das bei Rothſchild deponirte Bun- 
desvermögen betrug: 6,389,797 fl. 41 kr, dazu die eingezahlten Matri- 
tular-Umlagen bis zum 31. Auguft 1848 2,101,553 fl. 36 fr. und die 
Zinfen bis zum lettgenannten Tage 126,856 fl. 56 fr., während ber 
Saldo ber Fonds bis dahin fich auf 2,264,349 fl. 58 fr. belief: fo 
hatte fich das Bundesvermögen bereits binnen 8 Monaten um nicht 
weniger als 6,353,858 fl. 15 fr. vermindert. 


Nechnet man zu den Reichsausgaben für das Farlament, für die 
Neichsverwefung, die Truppenaufftelung und die Flotte noch die vielen 
Steuern hinzu, welche in den Einzelftaaten durch Truppenaufgebote, 
Truppenverpflegung, Rüftung, durdy die Einberufung der Stände und 
der Eonftituirenden Berfammlungen, durch Abjendung von Kommiffären, 
durch Einlöfung von Pfändern, duch Anftellung geheimer Agenten und 
Gewinnung fäuflicher, aber gefährkich fcheinender Schreier, durch Bür- 
gerwehr und Bolfsbewaffnung, fowie durch eine Menge anderer Anläfje 
hervorgerufen wurden: jo wird man e8 nicht unbegreiflich finden, wenn 





*) Bufolge dem Bericht der Rechnungskaſſen-Reviſionskommiſſion des Bun- 
destags fanden fi in der Buchführung der proviforiichen Bentral-Gewalt viele 
Unregelmäßigleiten vor. Die Rechnung, welche „ven für die Finanzen des Bun- 
des verhängnißvollen Beitabichnitt“ vom 1. Sept. 1848 bis zum 31. De. 1851 
umfaßte, beftand in 51 Bänden mit 8,364 Belegen, 
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fi) namentlich unter den Bauern die Meinung feftfegte, daß dem Bo Ike 
duch die Demokraten nichts Anderes, als erhöhte Steuerlaft, befcheert 
worden fei. 


Die von der preußifchen Regierung in® Leben gerufene, auf Ver⸗ 
einbarung beruhende Union, welche als die Verdünnung der wäflerigen 
Frankfurter Reichsverfaffung anzufehen ift, hatte zunächft die Trennung 
der Anhänger der deutfchen Einheit von denen der Freiheit zum Zweck, 
während ihr gejchichtliches Ziel in der allmählichen Anbahnung und 
Wiederherftellung der alten Bundesverfaffung beftand. In der Denkfchrift 
der preußifchen Regierung vom 9. Mat 1849 wird jener Zweck beftimmt 
angegeben, wenn es darin heißt: 


„Die Gefahren der . gegenwärtigen Tage Deutfchlands erwachjen 
hauptſächlich aus der Verbindung der unitarifchen mit der demokratiſchen 
Partei.... Durch diefe Verbindung allein gewinnt die bemofratifche 
Partei, welche im deutfchen Volke feine tiefen und feften Wurzeln Hat, 
ihre Kraft, indem fie das tiefgefühlte Bebürfniß, von dem die unitarifchen 
Beftrebungen ausgehen, ald Hebel und Vorwand für ihre eignen Zwede 
benugt; während die unitarifhe Partei in der demokratifchen ein thätiges 
und wohlorganifirte8 Werkzeug gefunden Hat und dadurch über ihre 
eigenen urfprünglichen Tendenzen weit hinausgeführt worden if. Diefe 
Berbindung wird fi von felbft [öfen, wenn das mwirk 
liche Bedürfniß, deſſen Ausdrud die Beftrebungen der 
unitarifchhen Partei find, befriedigt wird. Dieß tft bie 
Aufgabe, welche die Regierungen fi ſtellen müffen.“ 

Zu diefem Behufe fchloß die preußifche Regierung das Dreilönigs- 
bündniß mit Sachſen und Hannover ab. Daß felbiges aber nur für bie 
Tage der Gefahr berechnet war und vorübergehend fein follte, ſprach der 
preußiſche Minifterpräfident Graf von Brandenburg ausdrüdlich in dem 
Erlaſſe an den Generallientenant von Canitz unterm 25. Mai 1849 
mit den Worten aus: *) „Erwarten zu dürfen aber glauben wir von 
der bundesfreundlihen Geſinnung der faiferlich Föniglichen Regierung, 
daß fie weder gegen den Abfchluß eines folden vorübergehenden 
Bündniffes Preußens mit den dazu willigen Megierungen, noch gegen 
die Reitung der Angelegenheiten innerhalb dieſes Bündniſſes durch Preu- 
Gen Widerftreben hegen oder Befürchtungen daran knüpfen könnte.“ 


*) Ebendaſelbſt, Seite 159. 
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Ebeuſo ausdrüdlich befagt die Note *) des Grafen Brandenburg 
an die baierifche Regierung unterm 3. Juli 1849: „Hierüber (nämlich 
zur Befeitigung der das Baterland erjchütternden Krifis) eine Einigung 
unter den Regierungen zu erzielen, war einer ber weſentlichſten Zwecke 
des eingegangenen Bündniſſes, und es verfteht ſich von felbft, daß die 
Erreichung biefes angeftrebten Zieles durch die zu treffenden proviſo— 
rifhen Einrichtungen ebenfo wenig in Frage geftellt werden kann, 
als die Eriftenz und Entwidlung des Bündniffes felbft, welches ſich 
innerhalb der Berträge von 1815 bewegt.” 

Noch an vielen andern Stellen der betreffenden Attenftüde wird die 
Union als proviforifch bezeichnet, während nicht undeutlich der faktiich 
wiederherzuftellende alte Bund des Jahres 1815 als das Definitivum im 
Ausſicht geftellt if. So fagt 3. B. der Geheime Legationsrath von Sy— 
dow in feiner Eröffnungsrede des proviſoriſchen Fürſten-Kollegiums: 
„Hoffentlich ift daher der Tag nicht fern, wo dem nod) befchränften 
Proviforium das erwünfchte Definitivum folgt, wahrer Freiheit ein ftar- 
fer Schuß, der Revolution aber, der politifchen wie der ſozialen, eine 
unũberſteigliche Schranke.“ **) 

Es lag auf der Hand, daß die preußiſche Regierung, wollte fie 
beim Bunde des Jahres 1815 verharren, einestheild nur proviforifche 
Einrihtungen fchaffen und anderntheils daber immer auf das alte Bun- 
besrecht hinweiſen mußte. Obfchon fie daher, weil ihr an dem Hinhal- 
en der unitarifchen Partei mit leeren Hoffnungen Alles gelegen fein 
mußte, nicht ganz mit der Sprache herausgeben und einfach den Wieder- 
zufammentritt des alter: Bundestags verkünden konnte, jo wurde fie doch 
nicht müde, immer wieder die Gültigkeit der Verträge von 1815 zu be- 
tonen, bis endlich bie unitarifche Maske fallen gelaffen wurde. Der Streit 
mit denjenigen Negierungen, welche entweder nicht zum Bündniffe vom 
26. Mai Hinzugetreten oder von demfelben wieder abgefallen waren, 
diente bloß dazu, bie unitarifche Partei zu beichäftigen, fie irre zu füh— 
ven und ihr jchließlich den Beweis von der Unmöglichkeit der Herftellung 
der prenfifchsdeutichen Einheit zu liefern. Außer den veröffentlichten 
Altenftüden eriftiren zweifelsohne noch verfchiedene gehein gebliebene, wic 
denn auch im der fraglichen Publikation jener Altenftüde der geheime 
Artikel zu dem mit Dänemark abgefchloffenen Friedensvertrag, obſchon 
er dem von Preußenfheinbarnohnichtanerfannten Bun- 

*) Altenftüde. Erftier Band. — Neue Folge. Berlin 1849. Seite 36. 

*) Altenftüde. Zweiter Band. Drittes Heft. Berlin 1851. Seite 79. 
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destage dur das nändliche Preußen mitgeteilt wurde, 
weislich ausgelafien if. Wer da glaubt, dag Brandenburg, Manteuffel 
und Radowitz, Schwarzenberg, von der Pfordten und Genoſſen ber öffent: 
lichen Meinung durchaus reinen Wein cingefchenkt haben, und wer an 
dieſem naiven Glauben, troß der erfolgten Wiederherftelung des Bun⸗ 
destags, noch jetzt feftgalten Tann: der verrätd in der That einen fo 
großen Mangel an politifhem Verſtande, daß jeder Verſuch, ihn eines 
Beſſern zu belehren, unnütz erfcheinen muß. 

Nachdem, wie oben mttgetheilt wurde, das preußifche Kabinet den 
deutschen Regierungen am 28. April 1849 den dringenden Wunfch ausge- 
drüdt hatte, daß fie e8 durch die Sendung von Bevollmächtigten oder 
durch Ertheilung von Inſtruktionen bald in den Stand feren möchten, 
eine weiter eingehende Verhandlung zu eröffnen: traten am 17. Mai 
der öfterreichifche Gefandte Baron Prokeſch von Often, der preufifche 
Bevollmächtigte General von Radowitz, der baierifche Bevollmächtigte 
Graf von Lerchenfeld, der königlich) ſächſiſche Bevollmächtigte Staats- 
minifter von Beuſt und der hannöverifche Bevollmächtigte Staatsminifter 
Stüve, welcher legtere in -Zuftand des hannöverifchen Klofterrath® von 
MWangenheim erjchienen war, zu einer Konferenz zufammen. Die übrigen 
Negierungen hatten angefichts der großen Gefahren des Neichöverfaf- 
fungsfampfes Preußen zwar den gebeihlichiten Erfolg gewünfcht, jedoch 
geglaubt, durch die Anerkennung der Reichsverfaſſung an einer aktiven 
Theilnahme „zur Zeit noch behindert zu fein.“ Nur Anhalts-Bern- 
burg hatte einen Bevollmächtigten in der Perfon Walter’8 geſchickt, ber 
jedoch fich an der Konferenz nicht betheiligte, als ihm eröffnet wurde, 
daß feine Regierung fic durch die vorherige Erklärung einer wenigſtens 
eventnellen Annahme der Konferenz-Beichlüffe binden müſſe, wenn fie don 
dem Fortgang und dem Ergebniß der Konferenz in Kenntniß geſetzt zu 
werden wünfche. Auch der Öfterreichifche Gefanbte blieb fon den 18. Mai 
aus, indem er in einem eingefandten Schreiben bervorhob, daß der von 
Preußen für den engern Bund vorgelegte Verfafjungsentwurf in der 
Faſſung, welche für Defterreich feinen Platz Laffe, ben dfterreichifchen Be⸗ 
vollmächtigten entweder gar nicht oder doch nur unter ber Vorausſetzung 
der Annahme des Unions-Projektes berühre, wo dann das aus den 
Berhandlungen Hervorgegangene abermals eine Umarbeitung erfahren 
müßte, und daß ſich fonach die Verhandlung vor der Hand in einer von 
dem Unions-Projekte völlig unabhängigen Richtung beivege, woburd des 
Sefandten Beiſitz wenigftens unnothwendig werde. Doc erbat ſich ber 
öfterreichiiche Geſandte Nachricht über das Reſultat dee Verhandlungen 
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und erhielt vom General Radowitz die fehriftliche Zuficherung, daß feine 
Ditte erfüllt werden folle. Hätte Defterreicd) nicht gewußt, daß die Er- 
rihtung eines engern Bundesſtaats bloß vorübergehend fein und der 
völligen Reftauration der deutfchen Bundesverfafjung vorarbeiten follte, 
fo würde fein Bevollmädhtigter auf der Konferenz fchon am erften Tage 
fofort energiſch proteftirt und mit ernften Berwidelungen gedroht haben. 
Inden die fpätern zwifchen Defterreic, und Preußen ausgetaufchten feind- 
feligen Noten nicht jo böfe gemeint waren, wie fie der um ihre legte 
Hoffnung bejorgten gothaifchen oder unitarifchen Partei vorfamen, ver- 
widelten ſich die beiden großftaatlichen Regierungen in Widerfprüche, 
welche an den alten Erfahrungsfag erinnerten, dag ein Lügner ein gutes 
Gedächtniß Haben muß. Bald nämlich verlangte Preußen den Eintritt 
Gefammtöfterreih8 in Deutfchland unter dem Vorſchlage der innigen 
Union, und Defterreid) verhielt fi daun abwehrend dagegen; bald ftellte 
Defterreich ein ſolches Berlangen, worauf Preußen fich dagegen fträubte. 
Achnliche Widerfprüche finden ſich in Bezug auf die proviforifche Zen- 
tral-Gewalt vor. Dan hatte chen diefen Federkrieg nöthig, um Zeit zu 
gewinnen und Berwirrung. anzuftiften. 

Der baieriſche Bevollmächtigte wohnte, ohne im Namen feiner Re— 
gierung die beftimmte Erklärung des Beitritt? zum Bündniffe zu geben, 
den Situngen der Konferenz bei und nahm an den Diskuffionen über 
den Berfaffungsentwurf Theil; weßhalb der jefuitiiche Radowitz die be- 
zeichnenden Worte hinwarf: „nad, Diskuſſion des legten Paragraphen 
bleibe KRüdblid auf das Ganze, Bemerkung zum Einzelnen und defint- 
tive Entjchliegung vorbehalten, ſowie jeder Regierung ja zudem überlaffen 
werden folle, das jetzt aus gemeinfchaftlichen Berathungen und obwal- 
tenden Zeitumftänden hervorgegangene Werf auf dem zu berufenden Reichs⸗ 
tag nad) Maßgabe der alsdann eriftenten Sachlage in geeigneten Be- 
tracht zu ziehen.“ Hierauf gab der baieriſche Bevollmächtigte zur Ants 
wort: Baiern könne es nicht für vechtlid) eradjten, etwa nur aus mo— 
mentaner Berlegenheit jett der Vorlage Preußens zuzuftimmen, in der 
Vorausſicht, fpäter in Hauptpunkten wieder davon abzugeben; zu einer 
ſolchen reservatio mentalis (Hintergedanken-Politik) könne es fich nicht 
beftimmt finden. *) Erklärte doch Preußen auch in dem Promemoria des 
©enerallieutenant von Canitz an den Fürften von Schwarzenberg unterm 
18. Mai 1849, daß der Unions-Plan „nicht fowohl freiwillig entwor- 
fen, als vielmehr durch die Ereigniffe vorgezeichnet“ fei. Die baieriſche 


* Altenftüde. Erſter Band. Seite 40. 
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Regierung war fo vorfichtig, daß fie, die „ber Schlußſtein des ganzen 
Werkes werden” follte, mit ihrer Entfcheidung für oder gegen bie Union 
wartete, bis der Keichöverfaffungsaufftand im füdweftlichen Deutfchland 
überwunden worden war. Als fie fi) durch den Sieg der Reaktions⸗ 
Waffen ficherfühlte, dann erklärte fie ſich gegen die Errichtung eines 
engeren Bundes in einem Zirfular vom 12. Juli und fprad) den Wunfd) 
aus, daß, obfchon dieß ſchwer zu hoffen fei, die Löfung der Yrage nicht 
eine gewaltfame werde, insbefondere aber nicht aus einer innern deutſchen 
Angelegenheit fich in eine europäifche verwandle. 

Sachſen und Hannover legten fogleih am 26. Mai VBerwahrungen 
nieder, durch welche fie, wenn die Revolution bezwungen wurde, ihren 
Rückzug vom Bündniſſe defen und motiviven konnten. Der Nichtbeitritt 
Baierns zum Bündniffe diente dem Austritte Sachſens zum Vorwand; 
denn nad) der Erklärung des ſächſiſchen Bevollmächtigten, einftweilen 
abgegeben in der Konferenz-Sigung vom 23. Mai 1849, änderte ſich 
hierdurch das Ziel, das Sachſen bei feiner Zuftimmung im Auge Hatte, 
fowie auch die Oberhauptsfrage dadurch in eine ganz andere Lage ge— 
bracht wurde. Obfhon Sachſen und Hannover dem — um mit den 
Worten des preußifhen Minifter-Präfidenten Brandenburg zu reden *) 
— „durch die Gefahren des Augenblids hervorgerufenen Bündniſſe“ fich 
anfchloffen, bedauerten fie doc gleich von Vornherein in der zum Pro- 
tofoll vom 26. Mai 1849 hinzugefügten Erflärung: „darin un fo weni⸗ 
ger Beruhigung finden zu können, al8 die in diefem (Berfaflungs-) Ent- 
wurfe thatfächlich gegebene völlige Entfremdung Defterreih8 von Deutfch- 
land nur geeignet fein würde, jene Mängel, die fie im Bündniffe ent- 
decft hatten, auf das Schärffte hervortreten zu laſſen.“ Während aber 
die größern Regierungen, ermuthigt durch die Befiegung des badifch- 
pfälzifchen Aufftandes, dem Bündniffe den Rücken fehrten, um bie un» 
geſchminkte Wiederherftellung des Bundestags einzuleiten, fagten — mit 
Ausnahme Würtentbergs und Heſſen-Homburgs — ihrerfeits diejenigen 
Kabinette, welche die Neichöverfaffung anerkannt hatten, diefer Lebewohl, 
um fi) unter den preußifchen Verfaffungsentwurf zurücdzuziehen. Somit 
ging auf der ganzen Schladjtlinie der Reaktion eine übereinftinmenbe 
Bewegung vor fich, deren Planmäßigfeit freilich den blöden Augen jener 
Transaktionäre, welche unter der Führung Gagerns am 25. Juni 1849 
in Gotha zufammentraten, um ſich für das Eingehen auf den neuen 








*) Birkular:Note an die fämmtlihen deutſchen Megierungen unterm 28. 
Mai 1849. | 
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preußifchen Uniond- Entwurf zu entfcheiden, bis auf den heutigen Tag 
verborgen blieb. 

Die preußifche Regierung bezauberte die verfaffungsfchwindfüchtige 
Partei mit einem neuen Berfaffungsentwurfe, dem fie die Yranffurter 
Reichsverfaſſung unter Ausmärzung der demofratiichen Beſtimmungen zu 
Grunde gelegt Hatte. Diefer Entwurf verdient nicht, bier ausführlid) 
auseinander gefetzt zu werden, weil er wegen der Unanfrichtigfeit, mit 
welcher er dargeboten wurde, und wegen des Todes, welcher ihn ſchon 
bei feiner Geburt ereilte, feinen gejchichtlichen Werth hat. Es genügt, 
die Lächerliche Beftimmung gleich des erften Paragraphen zu erwähnen, 
wonach „das deutfche Neid) aus dem Gebiete derjenigen Staaten des 
bisherigen deutfchen Bundes befteht, welche die Reichsverfaſſung auerfen- 
nen,“ und wonad) „die Feſtſetzung des Verhältniſſes Defterreich® zu dem 
deutfchen Reiche gegenfeitiger Verftändigung vorbehalten bleibt.“ — Da 
die Union die Rückkehr zum Bundestage bemänteln follte, beftimmte das 
Statut des Bündniffes vom 26. Mai 1849 Folgendes in erften Artikel: 

„Die königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover 
Schließen, in Gemäßheit des Art. 11 der deutfchen Bundes-Akte vom 
8. Juni 1815, ein Bündniß 

zum Zwede der Erhaltung der äußern und innern 

Sicherheit Deutfhlands und der Unabhängigkeit und 

Unverleglichfeit der einzelnen deutfhen Staaten. 

„Sie behalten dabei fänmtlichen Sliedern des deutfchen Bundes 
alle aus diefen hervorgehenden Rechte und die diefen Rechten entjpre- 
enden Verpflichtungen ausdrüdlic, vor.“ 

Als Zweck des alten deutfchen Bundes von 1815 aber war wörtlich 
hiermit übereinftinmend, im Artikel II der Bundes-Akte und im Artikel I 
der Wiener Schluß-Afte ebenfalls bezeichnet worden: die „Erhaltung 
der Äußeren umd inneren Sicherheit Deutichlands und der Unabhängig- 
feit und Unverlegbarfeit der einzelnen deutjchen Staaten.“ 

Sonach ftellte Preußen, indem es die proviforifche Union ſchuf, 
einfiweilen den Bundestag im Kleinen wieder her. Der Unterfchieb zwi- 
ichen dem Frankfurter alten und dem norddeutfchen nenen Bunde lag 
bloß in dem Parlamentarismus, welcher dem lettern als unliebfames, 
ſchnell wieder hinmwegfallendes Anhängfel hinzugefügt worden war, und 
im geringern Umfange des norddeutſchen Bundesgebiets. Fiel der Bar- 
lamentarismus wieder weg und dehnte fi, wie allgemein von den Re— 
‚gierungen gewünfcht wurde, der Bundesumfang auf alle deutſchen Stan- 
ten aus, jo war der alte Bundestag fir und fertig. Daher fagt die in 
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der Note des Herrn von Schleinitz vom 12. Dezember 1849 erwähnte 
premßifche Denkſchrift ganz treffend: *) 

„Der Zwed des Bundes und des Bündniſſes iſt alfo auf dasfelbe 
Ziel gerichtet. Diefes Ziel ift micht ein folches, deſſen gleichzeitige 
Berfolgung von zwei Seiten her ſich gegenjeitig ausſchloſſe. Es befteht 
daher nicht nur neben einauder, daß der Bund und das Bündniß ein 
und dasjelbe Ziel verfolgen, fondern die Zuverfidht, daß der 
Bund feinen Zwed erreichen werde, wird durd die Kid; 
tung des Bündniffes auf eben diejen Zwed verftärkt. 
Zwei Theile, welche dasjelbe Ziel verfolgen, können allerdings fi dabei, 
ſei e8 durch die Wahl der Mittel, ſei e8 durch die Art ihres Verfahrens, 
hindernd in den Weg treten. Dem ift jedoch vorgefehen. Unmittelbar auf 
die Aufftellung des Zwedes folgt im Art. 1 des Bündniffes die Beftim- 
mung, daß fämntlichen Gliedern des deutfchen Bundes alle aus diefen 
bervorgehenden Rechte und die diefen Rechten entfprechenden Berpflich- 
tungen vorbehalten feier. Tie Rechte des deutihen Bundes 
find alfo aud in diefer Bezichung gewahrt.“ 

Während aber das preußifche Kabinet gegenüber dem deutſchen Volke 
eine fehr unehrliche und treulofe Politik einfchlug, waren auch feine Ab- 
fichten in Bezug auf Oeſterreich und die deutfchen Kegierungen nicht 
ganz lauter. Denn die fcheinbar angeftrebte Verwirklichung der deut- 
ihen Einheit follte einftweilen Rropagande für die im Schilde geführte 
preußifche Vergewaltigung, Eroberung und Herrfchaft machen. Die preu- 
Bifche Regierung rieb fid) im Stillen die Hände darüber, daß die Inte⸗ 
grität Defterreichd durd) den ungariſchen Krieg in Trage geftellt wurde. 
Darum war e8 fehr natürlich, daß die öfterreichifche Regierung die In: 
tervention Preußens in Süddeutſchland mit fcheelen Augen anfah und 
gegen die Berlegung des badifchen Militärs nach Preußen Einſprache 
erhob. Ihre Aufgabe war es, fortwährend Preußen mit Noten zu bom⸗ 
bardiren, worin das Fallenlaſſen des Parlamentarismus und die Befeiti- 
gung des mnorddentfchen Bündniſſes gefordert wurde; dahingegen die 
preußifche Regierung, um zum Bundestage zurüdkehren zu können, 
Defterreic) feine für die Gefjammt-Monarchie verkündete Berfaffung vom 
4. März 1849 als mit dem bdeutfchen Bundesrechte underträglich zum 
Borwurfe machen mußte. **) Hier wie dort jtand das Berfaflungswmejen 
der Rückkehr zum Bundestage im Wege. 


*) Aktenſtücke. Zweiter Band. Zweites Heft. Seite 22. 

“+, &, die rechtliche Stellung der dentichen Union im dentihen Bunde. Bon 
Hugo Freihern von Billow. Berlin 1850. Seite 30. — Ferner: Preußiiche 
Denkſchrift im 2. Hefte des 2. Bandes der Aktenſtücke. Seite 18. 
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Trotz allen Zwiefpalts einigten fich gleichwohl auf Grund des am 
9. Auguft 1849 von Herrn von Biegeleben in Berlin gemachten Bor- 
ſchlags die beiden großftaatlichen Regierungen über die Einführung cines 
„Interims für den deutſchen Bund von 1815,“ das heißt über 
das unerläßliche Zwifhen-Stadium für die Wiederherftellung des alten 
Bundestags. Die Uebereinkunft, welche am 30. September 1849 zum 
Abſchluß kam, Tautete: 


„Ratifizirte Konvention.“ 


Nachdem der Herr Erzherzog-Reichsverweſer wiederholt den Wunſch 
ausgeſprochen hat, daß ihm die Möglichkeit geboten werde, ſeiner Würde 
zu entſagen, und die ihm mit Bundesbeſchluß vom 12. Juli v. J. an⸗ 
vertrauten Gewalten wieder an die Gefammtheit der Mitglieder des 
deutſchen Bundes zurüdzugeben; und in Erwägung, daß für einen fol- 
hen Fall ein neues, allgemein anerkanntes Zentral-Organ die Leitung 
der gemeinfamen Angelegenheiten des bdeutfchen Bundes übernehme und 
bis zur definitiven Geſtaltung feiner inneren Berhältniffe beforge: — 
haben die Höfe von Wien und Berlin ſich behufs der Bildung einer 
folhen neuen proviforifchen Bundes: Zentral-Gewalt über einen ihren 
übrigen Bundesgenoſſen vorzulegenden Vorſchlag zu verftändigen geſucht. 
Demgemäß find die Unterzeichneten am heutigen Tage zufammengetreten, 
um auf Grundlage der zwifchen ihren allerhöchften Höfen gepflogenen 
Berhandlungen über nachftehende Tunfte übereinzufommen und dieſe 
Uebereinkunft unter Vorbehalt der Katififation durd) ihre Unterfchrift zu 
beglaubigen. 


8. 1. Die deutfchen Bundesregierungen verabreden im Einverftänd- 
niß mit den Reichsverweſer ein Interim, wonach Defterreih und Preu- 
Ben bie Ausübung der Zentral-Gewalt für den deutfhen Bund im 
Namen ſämmtlicher Bundesregierungen bis zum 1. Mai 1850 übernehmen, 
infofern diefelbe nicht früher an eine definitive Gewalt übergehen Tann. 

8. 2. Der Zweck des Interims ift die Erhaltung des deutfchen 
Bundes als eines völferrechtlichen Vereines der deutfchen Fürften und 
freien Städte zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Unverleglichkeit 
ihrer im Bunde begriffenen Staaten, und zur Erhaltung der inneren 
und äußeren Sicherheit Deutſchlands. 

8. 3. Während des Interims bleibt die deutfche Verfaffungsange- 
legenheit der freien Vereinbarung der einzelnen Staaten überlafjen. Das- 
felbe gilt von den nad, Artikel VI. der Bundes-⸗Akte dem Plenum der 
Bundesverfammlung zugewiefenen Angelegenheiten. 
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$. 4. Wenn bei Ablauf des Imterims die deutfche Verfaſſungsan⸗ 
gelegenheit noch nicht zum Abjchluffe gediehen fein follte, fo werden bie 
dentfchen Regierungen fich über den Zortbeftand der hier getroffenen 
Uebereinkunft vereinbaren. 


$. 5. Die feither von der proviforifchen Zentral-Gewalt eingeleiteten 
Angelegenheiten, infoweit diefelben, nad) Maßgabe der Bundesgefege, 
innerhalb der Kompetenz des engern Rathes der Bundesverfammlung 
gelegen waren, werden während des Interims einer Bundes-Kommiſſion 
übertragen, zu welcher Defterreich und Preußen je zwei Mitglieder ernen- 
nen, und welche ihren Sit zu Frankfurt nimmt. Die übrigen Regierun- 
gen können fich einzeln oder mehrere gemeinfchaftlich durch Bevollmäch⸗ 
tigte bei der Bundes-Kommiffion vertreten laſſen. 

S. 6. Die Bundes-Fommiffion führt die Gefchäfte felbftändig 
unter Berantwortlichfeit gegen ihre Vollmachtgeber. Sie faßt ihre Be- 
fchlüffe nad) gemeinfamer Berathung. Im Yale fie ſich nicht zu verei- 
nigen vermag, erfolgt die Entfcheidung durd) Verftändigung zwifchen den 
Regierungen von Oeſterreich und Preußen, welche erforderlichen Falls 
einen fchiedsrichterlichen Ausſpruch veranlaffen werden. Diefer Ausſpruch 
wird durch drei deutfche Bundesregierungen gefält. Im eintretenden 
Valle hat jedes Mal DOefterreih einen, und Preußen den anderen 
Schiedsrichter zu wählen. Die beiden auf diefe Weife defignirten Regie— 
rungen vereinigen fich zur Ergänzung des Schied8gerichtS über die Wahl 
des dritten. — Die Mitglieder der Bundes-Kommilfion theilen fich in 
die ihr zugewiefenen Geſchäfte, die fie, der beftehenden Bundesgefeßge- 
bung und insbefondere der Bundeskfriegsverfaffung gemäß, entweder felbft 
‚beforgen, oder deren Beforgung leiten und überwachen. 

8. 7. Sobald die Zuftinmung der Regierungen zu gegenwärtigen 
Borfchlage erfolgt ift, wird der Reichsverweſer feiner Würde entjagen 
und die ihm übertragenen Rechte und Pflichten des Bundes in die Hände 
Str. Majeftät des Kaifers von Defterreihh und Sr. Majeftät des Königs 
von Preußen niederlegen. . . 

Gefchehen zu Wien im Minifterium ber auswärtigen Angelegenhei- 
ten am 30. September 1849, 

| (L. 8.) | 

gez. Bernstorff. ge. F. Schwarzenberg. 

Ratifizirt und durch den preußifchen Minifter-Präftdenten Branden- 
burg, fowie durch den preußifchen Staatsminifter Schleinig unterzeichnet, 
wurde vorftehende Uebereinkunft am 10. Oftober 1849. Der Reichöver- 


weſer Erzherzog Johann aber gab feine Zuftimmung unterm 6. Okto⸗ 
ber 1849 in folgenden Worten: 

„Zu der am 30. Septeniber d. 3. zu Wien zwifchen der kaiſerlich 
königlich Öfterreichifchen und der Eöniglich preußifchen Regierung abge- 
chlofienen und vom Fürſten Schwarzenberg und Grafen Bernstorff un- 
terzeichneten Konvention über Bildung einer neuen proviforiichen Zen⸗ 
tral-Oewalt für Teutfchland gebe Ich hiermit Meine Zuftimmung und 
die Erklärung, daß, wenn die in jener Konvention erwähnte Zuftimmung 
fämmtlicher deutſcher Regierungen erfolgt fein wird, Sch bereit fein 
werde, Meiner Würde als deutfcher Reichsverweſer zu entfagen, und die 
Mir am 12. Juli 1848 von der deutſchen Bundesverfammlung über- 
tragenen Rechte und Pflichten in die Hände Sr. Majeftät des Kaiſers 
von Defterreih und Sr. Majeftät des Königs von Preußen niederzulegen.“ 

Nachdem fich die fänmtlichen Regierungen mit der Einfegung der 
neuen proviforifhen Bundes- Zentral-Gewalt einverftanden erklärt hatten, 
trat diefelbe am 20. Dezember 1849 in's Leben. Sie beftand fterreidi- 
iherfeit8 aus Freiherrn von Kübet und Feldmarfchall-Lientenant von 
Schönhals, preußifcherfeits ans den fpäter durch von Peucker abgelöften 
GeneralsLieutenant von Radowig und Bötticher. Indem die Kommif- 
fion ihre Einfegung den auswärtigen Regierungen notifizirte, trat fie 
auch in die ihr burd) die Konvention vom 30. September zurgewiejene 
völferrechtliche Stellung ein. Ihre Thätigkeit zerfiel in einen politifchen 
und in einen adminiftrativen Theil. Eine ihrer erften Handlungen war 
die Verhinderung der Vollziehung der mecklenburg⸗ſchwerin'ſchen Berfaf- 
fung und die Anordnung einer zu diefem Zwecke dienenden Kompromiß- 
Inftanz: wobei das von der preußifchen Regierung getriebene Doppel⸗ 
fpiel an's Tagslicht kam, da die preußifchen Bevollmächtigten der Bundes- 
Zentral-Kommiffion ſich in Widerfpruch zu den Beichluffe des Uniond- 
Berwaltungsrathes fetten. Ferner übernahm die Bundes-Zentral-Kom- 
miffion in den Streitigkeiten zwifchen der würtembergifchen Krone und 
dem Fürften von Thurn und Taris die Vermittlung, griff in den Streit 
über die gräflich Bentind’fche Erbfolge der Graffchaft Kniphaufen ein 
und arbeitete eine ftaatörechtliche Denkfchrift über die Verhältniſſe der 
Schweiz zum beutjchen Bunde aus. Auch machte fie Vorarbeiten für ein 
allgemeines deutfches Seerechts- und Handelsgeſetzbuch. Die neue provi- 
forifche Zentral-Gewalt fand die Geldmittel des Bundes bei ihrem Ein: 
tritt bi8 auf 29,514 Gulden 5 Kreuzer erjchöpft. Ihre nächfte Aufgabe 
beftand darin, wieder einige Ordnung in den zerrütteten Bundesangele- 
genheiten herzuftellen, inden fie theils die Feſtungs⸗ und Marineverhält- 
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niffe vegelte, tHeils die Bundes- Finanzen wieder auf eine leidlihe Höhe 
zu bringen ſuchte. Zwar ließ fie fich bei ihrem Kintritt feineswegs 
Rechnung legen, wie fie felber am 5. Juni 1851 ihre Gefchäfte ohne 
Rechnungslage abtrat; auch ließ fie die unter dem Reichsminiſterium 
eingeführte Bereinigung der Bundeslanzlei- und Matrikular⸗-Kaſſe bis 
zum 8. November 1850 fortbeftehen: aber fie juchte, wenn auch unter 
den mannigfachften Schwierigkeiten, die nöthigen Geldmittel für die Bes 
ftreitung der Bedürfniffe des Bundeshaushaltes aufzutreiben. Bon 
1. September 1848 bis Ende 1849 Hatten die wirklichen Ausgaben des 
Bundes 9,876.949 Gulden 33 Kreuzer betragen, nämlich: *) . 


Reichsverſammlung und Zentrel :Gewalt 834,144 fl. 22 fr. 


Heihötruppen . . . » 00.2. 620,669 fi. 58 fr. 
Marne © 2 2 2 2 2 2 en. .4797,404 fl. 19 kr. 
Seftungen . . . . .....8,501,339 fl. 54 kr. 


8 noch nicht zurüderfiattete Borfchüffe . 123,391 fl. — fr. 
Total-Ausgabe: 9,876.949 fl. 33 kr. **) 

Die Bundes- Zentral-Rommiffion entwarf nun am 17. Januar 1850 
einen einftweiligen Voranſchlag ihrer Geldbedürfniffe für die vier Monate 
Sanuar bis März im Betrage von 1,115.157 Gulden 57 Kreuzern ***) 
und fchrieb am 22. Ianuar 1850 „auf Abrechnung der nächften ordent- 
lichen Umlage“ eine Bundesftener von 1,200.000 Gulden aus, ohne 
derjelben einen beftimmten Titel zu geben. ****) Pa inbeß die meiften 
Regierungen ftatt baarer Einzahlungen jene Vorſchüſſe, welche fie für bie 
Feſtungen, die Marine oder für die Aufftelung von Reichstruppen 
gemacht Hatten, zur Kompenfation brachten, hatte die Ausfchreibung die⸗ 
fer Umlage nur fehr geringen Erfolg, Darum beſchloß die Bundes- 
Zentral-Fommiffion, ein förmliches Budget für das Jahr 1850 aufzu- 
ftellen, und die leitenden Grundſätze in der fogenannten erften Yinanz: 
darftellung (vom 1. März 1850) darzulegen, indem an bie fänmtlichen 











*) Fünfte Beilage zu $. 65 der 14. Sitzung der deutſchen Bunbesverfamm- 
lung vom 8. Juli 1851. 

**) Sonft hatten die Bundesausgaben nur in folgenden jährlichen Poften 
beftanden: 60,000 Gulden gewöhnliche Matrikular⸗Umlage, 117,888 Gulden 
Hehungs - Dotation und 1,812.318 Gulden fir die Ulm » Raftatter Baufonds. 

“er, Erſte Beilage zu $. 65 der 7. Situng der deutſchen Bundesverjamm- 
fung vom 14. Yebruar 1856. 

REF) Unteranlage a der zweiten Beilage zu 8. 8 der 2, Siyung des Bun: 
destags vom 13, Januar 1853. 
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Regierungen unterm 3. März 1850 das dringende Erſuchen um Ein- 
zahlung ihrer Beiträge gerichtet wurde. Demgemäß würden die Einnah- 
men für das Jahr 1850 betragen haben: 
a) durch die Rüdftände auf Umlagen für die 
Seftungen . . . . .... 174,192 fl. 12 tr. 
b) durch die Marine - Küdftände ſammtlicher 
Regierungen außer Preußen u. Oeſterreich 2,138,712 fl. 27 kr. 
c) durdy die beiden Umlagen für Ulm und 


Hoftatt . . .». 2. ..1,812,318 fl. 23 kr. 
und für die Dotation von Mainz und Luxem⸗ 
bug . 2 2 2 200. 2... 117,888 fl. 39 fr. 


"zufammen: 4,243,111 fl. 41 ke. 

Weil jedoch aud) jett wieder manche Regierungen die in diefer 
Finanzdarſtellung nicht berüdfichtigten Borfchüffe auf ihre Einzahlungen 
zur Kompenfation bradjten, während andere, gegen die Verrechnung ihrer 
Beiträge zur Vorfchußumlage von 1,200.000 Gulden auf ihre Rüd- 
ftände proteftirend, biefelben auf die Matrifular-Umlage von 1,200.000 fi. 
für die Bundesfeftungen pro 1850 jchlugen: fo erreichte die Bundes» 
Zentral⸗Kommiſſion ihren Zwed wiederum nicht, und ihre Finanznoth 
ftieg von Tag zu Tag. Hierdurch wurde fie zur Abfaffung einer zwei- 
ten Finangdarftellung bewogen, welhe fie den Regierungen unterm 
23. April 1850 zufandte. Im derfelben feste fie auseinander, daß der 
Baarbeftand der Bundesfaffe am 15. April 1850 nur 318,986 Gulden 
28 fr. betrug, und wies deßhalb auf die Nothwendigfeit der ſchnellen 
Einzahlung der Marine-Rüdftände hin. Nachdem fie noch zwei befon- 
dere Denkſchriften vom 22. Mai und 11. Yuni abgefaßt und von der 
öfterreichifchen Regierung aus der augenblidlichen Klemme durch einen 
Borfhuß von 130,198 fl. 27 Er. gerettet worden war, fchritt fie unterm 
15. Juli 1850 zu ihrer dritten Finanzdarftellung, worin fie zeigte, daß 
der Bundesfaffenbeftand am 13. Juli auf 290,397 fl. 42 fr. herabge- 
ſunken, und daß für die Bebürfniffe der Bundes-Zentral-Gewalt im 
Budget pro 1850 nur bi zum 1. Mai d. 3. Fürforge getroffen wor: 
den war. Im einem Rundfchreiben vom 20. Juli 1850 drang fie daher 
wiederholt auf Einzahlung der Rüdftände. Damit fie jedoch den nächften 
Erfordernifien genügen könnte, entnahm fie theild aus den Feftungsgel- 
dern von Mainz und Luxemburg, theild von der öfterreichifchen Regie- 
rung während der Monate Auguft und September 1850 drei Borfchüfie 
im Betrage von 282,087 fl. 38 tr. Nichtsdeftoweniger verblieb, wie aus 
der vierten Finanzdarſtellung vom 8. Dftober 1850 hervorging, am 
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1. Oktober in der Bundeskaſſe nur ein Reſt von 64,339 fl. 2 fr., ob» 
ſchon zur Beftreitung ber allerwichtigften Ausgaben bis zu Ende des 
Jahres noch 415,288 fl. 20 fr. gebraucht wurden. Als ein neues Um- 
ſchreiben vom 12. Oktober 1850, welches nochmals auf Einzahlung ber 
Rüdftände drang, nicht die geringften Einzahlungen zu Wege brachte, 
fanden fih, um dem völligen Banferott der YBundestaffe borzubeugen, 
die Regierungen von Defterreich und Preußen veranlaßt, am 31. Ofto- 
ber 1850 jede 40,000 fl. und am 4. Dezember jebe 60,000 fi., zuſam⸗ 
men alſo 200,000 fl. Borfchüffe zur Abrechnung auf die nächſten Matri— 
fular-Umlagen zu leiften. Hätten fich nicht Preußen und Defterreich bes 
Bundes angenommen, fo hätten die Heinen Staaten, die alle noch ver« 
hältnigmäßig Hohe Ausgaben für ReichstruppensAufftellung und Ver- 
pflegung zu verrechnen Hatten, ihn getroft bankerott werden und verfal- 
len lafjen. Aber den beiden Großftaaten war an der Erhaltung des 
Bundes gelegen, weil diefelbe ihre gemeinfame Herrſchaft über die Klein- 
ſtaaten bedingte, und weil die fonfequent durdjzuführende Reaktion um 
der gemeinfamen Sicherheit willen gemeinfame, nur im Bunde wirffante 
Maßregeln nöthig machte. Die völlige Einigfeit Defterreihs und Pren- 
ßens manifeftirte fid) während der Eurheffifchen Wirren alfe in der 
Bundes- Zentral-Kommiffion, von welcher Preußen auch dann nicht feine 
Bevollmächtigten zurückrief, als der 1. Mai 1850, der Termin des Auf⸗ 
hörens des am 30. September 1849 abgefchlofienen Uebereinkommens, 
erfchien, ohne daß über die Fortdauer der neuen proviforifdhen Zentral: 
Gewalt nit den Heinen Regierungen eine Verſtändigung ftattgefunden 
hatte. Wahrjcheinlich wäre der im Mai 1850 von Oeſterreich einbern- 
fene Bundestag als folder auch von Preußen und deſſen Verbündeten 
jofort ohne allen Proteft befchiet worden, wenn nicht die um diefelbe ‚Zeit 
erfolgte Parifer Wahl der drei fozialiftifchen Kandidaten Vidal, de Flotte 
und Carnot neuen Schreden unter den fämmtlichen Reaktionären 
Europa's verbreitet und fie zur Borficht gemahnt hätte. Bom 1. Mai 1850 
ab bejchränfte fich die Thätigkeit der Bundes-Zentral-Konmiffion auf 
die Verwaltung des Bundeseigenthums, auf die Beichaffung der Hierzu 
erforderlihen Mittel und auf die Weiterbildung der vorhandenen Bun- 
de8-Organfatioinen. Tas Bundesheerwefen wurde in Anbetracht, baf 
jelbige8 nicht von einem politifchen Charakter zu entkleiden geweſen wäre, 
von dem Zeitpuufte an, wo die politifche Wirkſamkeit der Bundes- 
Zentral-Kommiffion auf den durch Defterreich berufenen Bundestag über- 
ging, ihrer Fürforge entzogen, Doch beſchäftigte fie fid) mit Vorarbeiten 
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für Kontingents «Angelegenheiten und für Liquidirung der Reichsſstruppen⸗ 
leiftungen. *) 

Die Einberufung eines Unions-Reichstags wurde grundfäglich von 
der preußifchen Regierung fo weit als möglich hinansgefchoben. Mittler⸗ 
weile wurde die öffentliche Meinung mit dem Sreuzfeuer der Regierungs⸗ 
noten und mit den Verhandlungen des Berwaltungsrathes der Union 
befhäftigt. Das Vereinbaren der Kabinette unter fi) war ja eine recht 
amifante Unterhaltung, welche die gothaifche Partet immer in athentlofer 
Spannung und in erwartungsvollen Hin- und Herjchaufeln zwifchen 
Furcht und Hoffnung erhielt. Endlich aber mußte, wenn den Gothaern 
die Geduld nicht ausgehen follte, der PVerfaffungsfpieleret und ber 
Schönrebnerei de8 Parlamentarismus denn doch einigermaßen Rechnung 
netragen werden. Es ward alfo, während der fähfifhe Bevollmäch⸗ 
tigte jede Theilnahme an der Wahl-Kommiffion ablehnte und die hannd- 
verifche Regierung entfchtedenen Proteft erhob, in der Sikung des Ber- 
waltungsrath8 vom 19. Oktober 1849 mit eilf gegen drei Stinmen die 
Ausschreibung der Wahlen auf den 15. Januar 1850 feftgefett und diefe 
Beſchlußnahme troß eingetretenen Zwiefpalts unterm 17. November 1849 
endgültig beftätigt. Zugleich wurde der hannöverifchen Regierung wegen 
ihres Ausfcheidens aus ber Union mit der Anhängigmacdjung einer Klage 
bei den in Erfurt proviforifch niedergefeten Neichögerichte gedroht. 
Nun erfchien ein Dekret des VBerwaltungsraths unterm 13. Februar 1850 
zur Einberufung der Neichsverfammlung auf den 20. März d. J. Zum 
Sit der Reichsverſammlung wurde die Feftung Erfurt als „eine pari- 
tätifche, militärisch geficherte und mit ausreichenden Lofalitäten verfehene 
Stadt” auserforen. Während jedoch die öfterreichifche Regierung in 
einer Note Schwarzenbergs unterm 28. November 1849 gegen den 
Zufammentritt des Erfurter Reichstags Proteft crhob, ferten bie drei 
Könige von Baiern, Sachſen und Würtemberg, um die Verwirrung 
fomplet zu machen, dem preußifchen Berfaflungsentwurfe den Münchner 
Entwurf vom 27. Februar 1850 entgegen, worin eine Direltorial-Regie- 
rung und eine von den Landſtänden gewählte NationalsBertretung als 
fonftituwtionelle8 Arcanum empfohlen wurde. Mitt diefem Entwurfe er- 
klärte fich auch die öſterreichiſche Regierung einverftanden und befürwor- 


* Siehe Denfichrift über die Wirkſamkeit der Bundes-Zentral⸗Kommiſſion 
während der Dauer ihrer Wirkſamkeit. Zu Protokoll gegeben von den königlich 
preußijchen Kommiffarien bei der Webergabe der Funktionen der gedachten 
Kommiffion an den von der hoben Bundesverſammlung zu deren Uebernahme 
verordneten Ausſchuß von fieben Bundesgeſandten, am 5. Inni 1881. 
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tete denfelben in Noten, welche fie an bie einzelnen deutſchen Regierun— 
gen richtete. 

An den Wahlen für den Erfurter Reichstag betheiligien fich die 
Demokraten nicht; ebenfowenig bie beiden Königreihe Sachſen und 
Hannover. Es kamen daher lauter kleinſtaatliche Abgeordnete der fon- 
ſtitutionell⸗ monarchiſchen und reaftionären Richtung neben die Abgeord- 
neten Preußens zu fiten. Die gothaiſche Partei bildete unter den De— 
putirten des Volkshauſes, welchem bie . Erfurter Auguftinerficche als 
thetorifcher Tummelplat angewiefen worden war, die weitaus überwie- 
gende Mehrheit, und bei ihr fehlte neben andern Koriphäen der einftim- 
mig gewählte Edle Heinrich von Gagern mit den bufchigen Augenbrauen 
nit. Im Staatenhaufe, zu defien Präfibenten Auerswald erwählt 
wurde, waren am 20. März 63 Mitglieder eingetroffen, unter denen die 
Linke gar nicht vertreten war. Das Bolfshaus erwählte Simfon zum 
Präfidenten, fowie den geheimen Rath von Schenk zu Schweinsberg aus 
Kaffel und den Obergerichtsanwalt Rüder ans Oldenburg zu Bizeprä- 
fidenten. Die Linke des Volkshauſes wurde geführt von preußifchen 
Rechtsritter von Binde und Heinrich von Gagern, das linke Zentrum 
vom preußifchen Minifter von Bodelſchwingh, das rechte Zentrum von 
Urlichs, nnd die Außerfte Rechte von Gerlah, Stahl, Buß und Rei— 
chenfperger. Zur änßerften Rechten gehörte unter Andern Herr von 
Bismard, welcher ſich nicht bloß durch feine reaktionären Reden und 
Anträge bemerkbar zu machen fuchte, fondern and) im Bolfshaufe die 
Stelle eines Schriftführers bekleidete. Dem Reichstage wurden die Ent— 
wiürfe der Berfafjung des deutſchen Reichs und eines Geſetzes über die 
Wahlen der Abgeordneten zum Bolfshaufe, nebft der den Berfaflungs- 
Entwurf authentifch interpretirenden Denkfchrift, bei der Eröffnung vor- 
gelegt. Mit den auf die Einrichtung und Thätigfeit des Reichsgerichts 
bezüglihen Gefegentwürfen erhielt der Reichſstag auch den Entwurf 
eines Geſetzes über das Berfahren wegen Unterfuhung und Beftrafung 
des Hoch- und Landesverraths gegen das Reich, beftcehend aus nicht 
weniger ald aus 139 Paragraphen. Letzterer Gefeentwurf, ein Hohn 
auf den Reichstag, verlangte al8 Zugabe zur Deffentlichfeit und Münd- 
lichkeit und zum Gefchwornenverfahren die Einfeßung eines Reichsanwalts 
und die Einführung eines Reichs-Kriminal-Gerichtshofs; doch wurde 
diefer Entwurf durch den Neichstäg von der Hand gewiefen. Der polnifche 
Graf Titus Dzialynski fehied unter Proteft aus der Verfanmlung aus. 

Der Parlamentarismus offenbarte auf biefem Reichstage das volle 
Bewußtſein feiner Ohnmacht; denn Goltdammer und Camphaufen, bie 


8 
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Referenten des Berfaffungsausfchuffes, inden fie zu ahnen fchienen, 
was das preußifche Bereinbarungs-Prinzip zu bedeuten hatte, empfahlen, 
obſchon fie die vielen Mängel des Berfaffungsentwurfes hervorhoben, 
die unbedingte Annahme der Verfaſſung, fo wie fie war. Die konſtitu⸗ 
tionelle Partei glicy einem gehegten Wilde, welches von einem Rudel 
wüthender Windfpiele bellend verfolgt wurde. Sie pflichtete der Anficht 
des Ausfchuffes bei und nahm die Berfafjung en bloce an, um bierdurd) 
den Regierungen jeden Vorwand der Bereitelung bed Berfaffungswerkes 
abzufchneiden. Nur empfahl fie den Regierungen einige Abänderungs- 
vorfchläge zur Erwägung. Sie ſchlug trog der Abmahnung der preußi⸗ 
hen Minifter diefen Weg ein, da fie bei der Berfaffungsangelegen - 
heit aus fittlihem Anftande immer die Machtfrage über der Redhts- 
frage vergaß. Uebrigens waren die Diskuffionen fehr lebhaft, und wir 
heben aus ihnen, weil fie als das legte Auffladern der nationalen Be⸗ 
wegung Beachtuug verdienen, Einiges hervor. 

Bei der Diskuffion über die Berfafjungsannahme drüdte ſich Man- 
teuffel jo aus: „Es läßt fich beftreiten, ob die Auffaffung, wie fie in 
dem außerordentlich fcharffinnigen Bericht Ihres Ausfchuffes ausgeführt 
ift, ob diefe Auffaffung Hier auf dieſem ftaatsrechtlichen Boden zutrifft. 
Aber gejetst, fie träfe zu, und e8 wäre möglich, das Netz, in welchem 
nun einmal die Regierungen wären, zuzuziehen uud fie darin feftzuhal- 
ten: wen, meine Herren, würden Sie fefthalten? Wer den böjfen Willen 
und die Kraft hätte, der würde das Net dod) zerfpreigen, und wer die 
Kraft nicht hätte, an dem wäre Ihnen nicht gelegen.” — Stahl fagte: 
„Unfer Kampf befteht nicht mehr allein zwifchen Preußen und Deutſch-— 
land, fondern zwifchen Königlih und Parlamentariſch. Auch 
wir wollen Bolfsvertretung und Berantwortlichkeit der Regierungs⸗Ge⸗ 
walt. Da aber ein Gleichgewicht der Gewalten naturgemäß unmöglid 
ift, jo wollen wir den Schwerpunkt nicht in die Parlamente, fondern in 
die Krone gelegt wiſſen. Nur diefe kann Preußen, nur Preußen Tann 
Deutfchland jchüten gegen das ganze Küftzeug der Nevolution, welches 
man überall vorbereitet, welches man unzweifelhaft bald gegen uns er- 
heben wird. Daher wollen wir nicht die Berfaffung um jeden Preis, 
fondern eine unangetaftete preußifche Krone um jeden Preis, wir wollen 
nicht die Annahme en bloc, fondern verlangen für den Fortbeſtand und 
die Stärke Preußens vorher genügende Garantie. Es handelt fich bier 
um etwas Höheres, als um die augenblidlihe Streitfrage; es gilt, Die 
umgeworfene Säule des Rechts in Deutjchland wieder aufzurichten. Wir 
ertennen an, daß die Union der Weg dazu ifl. Darum wol- 
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len wir fie, aber nur, wenn zugleih ber Keim in fie hineingelegt wird 
durch den fie mit dem übrigen Deutichland zufammenwachlen kann : nur 
al8 einen engeren Bund im weiteren. Wir bedürfen des Bundes mit 
Defterreih. Die Fittige des preukifchen und öfterreichifchen Adlers müf- 
jen gleichzeitig über Deutſchland ſchweben.“ — Binde vertheidigte bie 
Annahme em bloc, geftügt auf’8 preußische Landrecht, und Gagern fuchte 
die Nothwendigkeit des Bundesftants zu beweifen. — Radowitz drohte: 
„Der Antrag, wie er vorliegt, erleichtert nicht, fondern erfhwert, ja — 
ic) fage e8 mit tiefem Schmerz — gefährdet vielleicht ernftli das Zu- 
ftandelommen des Bundesftaats.” — Bismard, der wegen feiner unpar- 
Iamentarifhen Ausfälle vom Präfidenten zur Ordnung gerufen werben 
mußte*), ftellte den Antrag auf Befeitigung der Ansdrüde: „eich, 
Reichstag, Reichsgeſetz 2c.“, inden er zur Begründung fagte: „Die Aus- 
drüde Reich, Reichstag ꝛc. find bereits durch die Additional-Alte abge- 
ſchafft. Faktiſch befteht übrigens fein Reich mehr ſeit Kaifer Ludwig, 
der (wie in der Chronik von Spangenberg, Fol. 95, zu lefen), um ber 
derzeit jehr überhand genommenen Schinderei ein Ende zu machen, den 
legten Reichstag aufhob. Schaffen daher auch) wir nicht nur vorläufig, 
fondern für Immer diefe Bezeichnungen ab.“ — Gerlah wollte alle 
Ausdrüde aus der Verfaſſung entfernt willen, welche die Anmaßung in 
fi) ſchlöſſen, daß das norddeutſche Bündniß ganz Deutfchland umfaflen 
folle, und bemerkte dabei: „Mau ftüßt fi) bei Befürwortung foldher 
Ausdrüde auf das Nationalitäts-Prinzip. Im Bezug hierauf find wir 
niemals Birtuofen gewefen, und auch heute finde ich, foweit meine Bes 
obachtung reicht, nirgends einen Drang, eine Sehnſucht nad Einheit, 
fondern gerade das Gegentheil. Man parallelifirt die Bewegung des 
Jahres 1848 mit der des Jahres 1813 in Bezug auf Nationalitäts- 
Schwärmerei; biefe beiden Jahre ftehen aber faft in allen Punkten ein- 
ander gegenüber.” — Bei einem andern Antrage Bismard’s, unterftügt 
von Stahl, Gerlach und Genofien, ſprach der Antragfteller geradezu 
aus: er (Bismard) und feine Freunde wollten lieber gar feinen Bundes- 
ftaat, als einen mit diefer Verfaſſung. Den preußifchen Abgeordneten 
hielt Bismard vor, daß fie bei der Rückkehr ihren Wählern eingeftehen 
müßten, daß fie den König von Preußen hätten mebdiatifiren laſſen; daß 
fie zugegeben hätten, 6 Millionen bevorrechtete Deutfche follten über 
das Schidfal von 16 Millionen Minderberechtigter entfcheiden, — und 
diefe Minderberechtigten feien die Preußen.“ — Bederath rief dem Bismard 


*) Altenſtücke. Zweiter Band. Zweites Heft. Berlin 1851. Seite 146. 
Beder, Realtion. 28 
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und Genoſſen zu: „Wenn Sie den Bundesſtaat nicht wollen — und Sie 
wollen ihn nicht — ſo ſagen Sie es gerade heraus; wir werden Ihre 
Anſicht achten; aber muthen Sie uns nicht zu, aus dem Bundesſtaate 
eine Reaktions⸗Maſchine zu machen, wie Sie ihrer bedürfen.” — Stahl 
behauptete, daß in Preußen zwar der Form nad) eine parlamentarifche 
Staatsform beftehe, aber dem Weſen nad) eine Fönigliche. Wenn leßtere 
nicht ftattfände, fo hätte das November-Minifterium fehr oft abtreten 
müflen. Sein Fortbeftehen fei ein Beweis dafür, daß in der That eine rein 
fönigliche Regierung vorhanden fei. — Wantrup bedeutete die Linke in 
den Worten: „Sie, meine Herren, haben wir nie für Revolutionäre ge- 
halten, aber auch nicht für Konfervative, fondern für Transaktionäre.“ — 
Manteuffel erläuterte die Grundrechte folgendergeftalt: „Wir müffen vor 
Allem dem praftifchen Bedürfnig Rechnung tragen, und ich halte es für 
ein, wenn auch nicht in der Berfaffung ftehendes Grundrecht eines jeden 
Stantsangehörigen, daß er eine Regierung habe, daß er wirflich regiert 
werde.” | 

Auch das Staatenhaus nahm die Berfaffung, die interpretirende 
Denkfchrift und das Wahlgefeß en bloc mit großer Majorität au. Am 
29. April 1850 erklärte Radowitz die Sigungen des Parlaments für 
gefchloffen. Er Schloß fie mit einer Meinen Anſprache; doc, drüdte er 
fi dabei nicht fo prophetiich aus, wie in feiner Kede vom 26. März, 
in welcher er als Kommifjär des Berwaltungsrathes verkündet Hatte: 

„Erft wenn die Binde von Aller Augen fällt, dann wird man er- 
fennen, daß Dasjenige, was die deutfche Nation zu einem wahren Ge— 
meinwefen erhebt, auch Dasjelbe ift, was das öfterreichifche Kaiſerreich 
in feiner großen europäifchen Stellung fräftigt, Dasfelbe, was Preußens 
hiſtoriſche Miffion erfüllt, Dasfelbe, was den einzelnen Staaten die Si- 
herheit gewährt, ohne welche fie den nächften Stürmen zum Opfer fallen 
werden. Aber e8 werden noch manche Nebel ſinken nüffen, 
ehe diefer helle Tag hervortritt. Gott gebe, daß es dann nicht 
zu fpät ſei.“ 

Während der Reichstag in Erfurt noch verfammelt war, fandte bie 
Öfterreihifche Regierung ein Zirkular (unterm 26. April 1850) an 
fämmtliche bei deutfchen Regierungen beglaubigte Taiferliche Gefandt- 
Ihaften, um nad) Frankfurt am Main zu einer Bundes-Plenar-Ber- 
jammlung auf den 10. Mai einzuladen. Diefe VBerfammlung follte fid 
erftend mit der Einfegung eines neuen proviforifchen Zentral = Organs 
und zweitens mit der „allgemein als nothwendig anerkannten Reviſion 
der Bundesverfaffung“ befchäftigen. Indem fich der Faiferliche Hof auf 
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feine Stellung ale Präfidial-Macht des deutfchen Bundes berief, erflärte 
er die zu faſſenden Entfchließungen zur Erfüllung der Bundeszwede für 
unerläßlih und ſprach das Urtheil aus, bag fomit feiner der Bun⸗ 
deögenofien feine verhältnigmäßige Theilnahme und Mitwirkung verweis 
gern könne, wenn felbiger nicht aufhören wolle, ein Mitglied des Bun- 
des zu fein, da die Nichterfüllung der Verbindlichleiten, welche die Bun- 
deszwecke ſämmtlichen Genoſſen auferlegten, ohne Verlegung ber ange- 
lobten Bundestreue nicht wohl denkbar wäre. Trotzdem betonte das 
Zirkular „eine zeitgemäße Reform der Bundesverfaffung” und gab felbft 
die Berficherung, daß an die Wiederherftellung des alten Bundestags 
nicht gedacht würde, in den ausdrüdlihen Worten: „Treu übrigens den 
wiederholt. und beftimmt gegebenen Zufagen, daß fie (die öfterreichifche 
Regierung) nicht zu dem Beftandenen, den Bebürfnifien der Gegenwart 
nicht mehr Entfprechenden zurückzukehren bezwede, fondern nur auf ben 
gegebenen, auf Vertrag und Recht begründeten Berhältniffen jene ent- 
wicelt zu fehen wünfche, welche für die Zukunft gejchaffen werden fol- 
len, wird die kaiſerliche Regierung veblich dazu mitwirken, daß nad) fol- 
hen Grundfägen ein Werk zu Stande Tonıme, welches gerechten und 
billigen Anſprüchen allfeitig zu entjprechen vermöchte.“ 

Indeß Teifteten die dem preußifchen Bündniſſe beigetretenen Negie- 
rungen ber öfterreichifchen Einladung nit ohne Weiteres Yolge, fon- 
dern fandten, dem Rufe Preußens entfprechend, ihre Bevollmächtigten 
nah Berlin, wo von: 10. bis zum 15. Mai eine Konferenz ftattfand. 
Hier in Berlin ward, weil nun einmal Alles, was aus der Revolution 
‚hervorgegangen ‘war, bloß proviforifch fein follte, angebli wegen der 
vom Erfurter Reichstage vorgefchlagenen Berfaffungsveränderungen bie 
Einjegung eines Definitivums der Union und die Promulgation ber 
Uniond-Berfaffung für unmöglich erklärt, indem man ſich dahin einigte, 
die Ausübung der in dem Bündnig-Statut der Krone Preußen übertra- 
genen Befugniffe felbiger als proviforifchem Vorſtande auch fernerhin zu 
überlaffen, die Befugnifje des Verwaltungsraths aber einem proviforifchen 
Fürſten⸗Kollegium zu übertragen. Das Proviforium follte, dem Antrage 
der preußifchen Regierung gemäß, einftweilen bis zum 15. Juli dauern *). 
Die preußische Regierung betheuerte wie gewöhnlich ihren guten Willen. 


*) Brotofolle der Konferenz der verbiindeten deutſchen Regierungen in den 
zu Berlin flattgehabten Sikungen vom 10. bis 15. Mai 1850. Abdruck aus 
dem Preußiihen Stantsanzeiger Nr. 140 vom 24. Mat 1850. Berlin 1850, 8. 
— Nach Ablauf der Frift wurde das Proviforium verlängert. 

28 * 
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Abgeſehen von Sachſen und Hannover, die der Union längſt den 
Nüden gelehrt Hatten, zeigten fich jetst auch mehrere andere Regierungen 
— fo nicht nur Kurhefien, fondern auch Schaumburg-Lippe, Mecklen⸗ 
burg-Strelig, Hellen- Darmftadt, Bremen und Hamburg, ja au Baden 
— ſehr ſchwierig und ließen auf einen Abfall fchliegen. Ueber die Be- 
Ihidung der nad) Frankfurt am Main von Defterreich berufenen Bun- 
bes-Plenar-Berfammlung wurde ein geheimes Protofoll aufgenommen, 
welches die für die Deffentlichkeit beftimmte Berwahrung, die auf Preu- 
ßens Vorſchlag in Bezug auf die Herfiellung des alten Bundestags an- 
genommen wurde, in einem fehr zweifelhaften Lichte erjcheinen läßt. Nach⸗ 
dem die Konferenz ihre Aufgabe beendet hatte, berief der König von 
Preußen die ebenfalld und gleichzeitig in Berlin anweſenden Yürften 
nebſt ben Bertretern der freien Städte zu einer Schlußverfammlung ins 
königliche Schloß, um ihnen eine Rede zu halten, an deren Schluß es 
hieß: „In dem Bewußtjein, daß der drohenden Zerftörung nur durd) 
ein lebendiges und organifches Schaffen des Nechten ein Damm geſetzt 
werde, und daß nur die Einigkeit der Regierungen diefen Damm auf- 
bauen kann, möge für dieje Einigkeit eine Bürgfchaft gegeben fein. Preu- 
Ben wenigitens, dem ein höheres Geſchick die Kraft verliehen, ſchon in 
mehr als einem Yale das Werk des Verderbens in Deutjchland mit 
den Waffen niederzukämpfen, wird diefe feine Aufgabe nie vergeflen; von 
den verbündeten Regierungen erwartet e8 dafür Vertrauen und Herzliches 
Mitgehen auf den Wegen, die es für Deutſchlauds Heil betreten wird.“ 

Die Zeitumftände fchienen der einfachen Reftauration des Bundes- 
tages noch ungünftig. Die preußifche Regierung ftellte fi daher in 
der Deffentlicdykeit wie ein prüdes Mädchen an. Als die Unions-Gefand- 
ten in Srankfurt angelommen ‚waren, fragten fie den 6. Juni 1850 an, 
ob der Zaiferlihe Präfidial-Gejandte fie in die VBerfammlung aufnehmen 
würde, wenn fiefogleich einen Proteft gegen das Präfidial- Recht Defterreich® 
und den Charakter der Berfammlung zu Protofoll gäben. Hierauf er- 
hielten fie eine entfchieden verneinende Antwort. Nachdem auch ihr Vor⸗ 
Schlag, Berhandlungen auf freien Konferenzen zu pflegen, verworfen 
worden war, wies unten 27. Juli das preußifche Kabinet feinen Bes 
vollmädtigten, den Wirklichen Geheimen Oberregierungsratö Mathis zur 
Abreife von Frankfurt an und erfuchte die unirten Regierungen, ihre 
Bevollmächtigten ebenfalls abreifen zu laffen. Der preußifche General- 
lientenaut von Peuder jedoch Hatte als Mitglied der provijorifchen Bun⸗ 
des-Zentral-Kommiffion in Frankfurt zurücdzubleiben. Die Frage der 
deutſchen Einheit nahm ſomit auch vor der Deffentlichleit bereits den 
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Charakter eines Heinlihen Rangftveites zwifchen Oeſterreich und Preu- 
gen an. Mit der Zeit follte diefer Charakter immer entfchiedener fich 
äußern, bis ſchließlich die feindlichen Brüder in realtionärer Rührung 
einander and Herz ſanken und „Alles beim Alten“ blieb. 

Zu der Bundes-Plenar-Berfammlung am 10. Mai 1850 hatten ſich 
eingefunden: *) 

1) Für Defterreih — der kaiſ. Geheime Rath Friedrich Graf von 
Thun-Hohenftein ; 

2) für Sachſen — der kön. Geheime Tegationsrath Julius Grünler; 

3) für Baiern — der kön. Generalmajor Ritter Joſ. von Xy⸗ 
lander; 

4) für Hannover — der Fön. Legationsrath Hermann Detmold; 

5) für Würtemberg — der fönigl. Geheime Tegationsrath von 
Reinhard; 

6) für Kurheſſen — der kurf. Kammerherr und Legationsrath von 
Baumbach; 

7) für Holſtein und Lauenburg — der kön. däniſche Kammerherr 
Bernd. Ernſt von Bülow; 

8) für Liechtenſten — der Wirkl. Geh. Rath Ad. Freiherr von 
Dolzhaufen; 

9) für Heflen - Homburg — der vorgenannte Freiherr von Holz- 
haufen. 

Es wurde befchloffen, die Sigung und das Protokoll vom 10. Mai 
nicht abzufchliegen, fondern in der nächften Zukunft fortzufeßen, und 
zwar die Yortfegung auf den 16. Mai anzuberaumen. Am lettgenann- 
ten Tage trat Freiherr von Noſtiz und Yändendorf an die Stelle Grün⸗ 
lers, und der Kabinetsrath Strauß überreichte als Gefandter des Für- 
ſten von Schaumburg-Lippe feine Vollmacht. Die Berfammlung er- 
Härte die Plenar-Sigung für eröffnet, indem fie jedocd neu eintreffenden 
Bevollmächtigten fowohl den Eintritt, als auch das Protofoll offen hielt. 
Wegen der Bildung eines neuen proviforischen Bundes- Zentral-Drgans 
wurbe ein Ausihuß, bejtehend aus den Gefandten Oeſterreichs, Sadı- 
fens, Hannovers und Würtembergs, niebergefegt. In der zweiten 
Sigung vom 2. Juni 1850 erfchienen der großherzoglich heſſiſche Kam⸗ 
merherr, Territorial- und Provinzial-Kommiſſaär Reinhard Freiherr von 


*) Brotofolle der deutihen Bundesverfammlung vom Jahr 1850. (Bundes- 
kanzlei. Deutſcher Bund.) Sikung 1. — 24. Frankfurt a. Main. Drud von 
C. Krebs & Schmitt. 
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Dalwigk und der großherzoglich mecklenburg-ſtrelitzſche Geheime Juſtiz⸗ 
rath von Oertzen auf Leppin. Eine der Regiſtratur einverleibte Denk⸗ 
ſchrift bezeichnete die Mängel der alten Bundesverſammlung als in fol- 
genden Punkten beftehend:: 1) daß für die Verwaltung, die Gefeßgebung 
und die Rechtspflege des Bundes nur ein und dasfelbe Organ vorhan- 
den war; 2) daß diefe gemifchte Kompetenz die unaufhörliche Einholung 
von Spezial-Inftruftionen erforderte und hierdurch, fowie 3) durch die 
große Zahl der Bevollmächtigten, die YBundesverfammlung ein viel zu 
fchwerfälliger Körper ward, um mit Leichtigkeit, Schnelle und Energie 
die Verwaltung zu handhaben; 4) daß der gefegebenden Thätigkeit der 
Bundesverfanmlung alle ſtändiſche Mitwirkung fehlte, die doch in man- 
nigfaltiger Geftalt in allen einzelnen Staaten beftand, und 5) daß die 
verordnete Aufträgal-Inftanz nicht genügte, ein ordentliches höchſtes 
Bundesgericht zu erfegen. In der hierauf folgenden vertraulichen Be- 
fprehung vom 15. Juli 1850 erſetzte der‘ kurheſſiſche Staatsminifter 
Haffenpflug den Legationsrath Baumbad) und der hefen-darmftädtifche 
Geheime Staatsrath Dr. von Tinde den Freiherrn von Holzhaufen. In 
der nächften ordentlichen dritten Sigung vom 7. Auguft trat anftatt 
DalwigP’8 der Zeremonien Meifter, Kammerherr und Oberappellations« 
und Kaflationsgerichtsrath Freiherr von Münch-Bellinghaufen ein, und 
die am 16. Mai gewählte Kommiffion erftattete ein materielles Gutach⸗ 
ten, laut welchem der frühere Bundestag ſich nicht für aufgelöft oder 
aufgehoben erklärt, jondern nur einfach feine Befugniffe und Verpflich⸗ 
tungen übertragen hatte. Hieraus wurde der Schluß gezogen, daß nie- 
mals der Begriff der Uebertragung der Ausübung eines Nechts mil dem 
des gänzlichen Aufgebens besjelben zufammenfallend betrachtet werden 
dürfe, da nur von der eigenen Ausübung der Inhaber zurüdtrete, wenn 
duch ihn ein Ausübender Hingeftellt werde. Schließlich ließ fich der 
faiferliche Präfidial-Gefandte durd) ein PVertrauensvotum die Vornahme 
ber Einberufung der alten Bundesverfammlung anheimftellen, indem er 
beitheuerte, daß „feinem Antrage nicht die Abficht zu Grunde Tiege, zu 
den früheren Zuftänden und Formen als legten Zwecke zurüdzufehren, 
und fein Schritt ihm im ©egentheil als das einzige noch erübri- 
gende Mittel gelte, zu einer den Bebürfniffen der Zeit 
entjprehendenNeugeftaltung des Bundes zu gelangen *) 
und bis dahin die Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten des Vater: 





*) Diefe Worte find im betreffenden Protokoll ebenfalls mit gefperrten Let- 
tern gedrudt. 
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landes auf eine, feine Würde, feine Bedeutung im europäifchen Staaten- 
fofteme, fowie feine Einheit und feine Intereflen wahrende, den Grund» 
gejeen des Bundes gemäße Weiſe ficher zu ftellen.“ 

As nun Defterreih die Bundesverfammlung förmlich einbes 
rufen hatte, fand am 2. September 1850 die fürmliche Wiedereröffnung 
des Bundestags und deſſen erfte Sigung nad) fo langer Unterbredung 
ftatt. Nachdem der dänische Geſandte die Ratifiletion des mit Preußen 
unterm 2. Juli d. 3. abgefchloffenen Friedens beantragt Hatte, ftellte er 
an die Berfammlung das weitere Erfuchen: „Hochdieſelbe wolle mit 
Rückſicht auf die drohende Sadjlage und die dem Bunde im Frieden re- 
fervirte Intervention behufs Herftelung der legitimen Autorität in Hols 
ftein fofort ein Inhibitorium an die fogenannte Statthalterſchaft in 
Rendsburg befchliegen, etwa dahin lautend, daß felbige fich fernerer krie⸗ 
gerifcher Maßregeln, namentlich alles Ueberſchreitens der holfteinifchen 
Gränze zu enthalten und den Status quo in Holftein nicht im Wider⸗ 
Ipruche mit dem Namens des Bundes abgefchloffenen Frieden zu al« 
teriven babe.“ 

Gegenwärtig waren die deutfchen Regierungen in zwei Fürſten⸗Kol⸗ 
legien vereinigt, wovon das eine zu Berlin, das andere zu Frankfurt 
tagte. Die Sachlage war fehr vereinfacht; denn beide brauchten fich bloß 
zufammenzuthun, um die frühere Bundesverfammlung in Frankfurt wieder 
herzuftellen. Nachdem die beiden Heffen aus der Union ausgefchieden 
waren, befand fich die Majorität, nämlich von den 17 Stinnmen des engeren 
Rathes neun ganze und zwei halbe Stinmen im Frankfurter Lager. An Preu- 
Ben hingen bloß noch die Filiputer-Staaten. Wir können wohl den Er- 
laß des Freiherrn von Scleinig an der Grafen Bernstorff unterm 
5. Auguft, die Weifung Schwarzenbergs an Treihern von Prokeſch in 
Berlin unterm 12. Auguft, fowie die Schleinig’fche Note an Bernstorff 
unterm 20. Auguft 1850 mit dem Bemerken übergehen, daß die preit- 
Bifche Regierung, wenn fie ſich gegen die Nepriftinivung des Bundes- 
‚tags fträubte, nebenbei einige Kleine Bortheile erhafchen gefucht zu haben 
Scheint, und daß, um das deutfche Voll an die Wiederherftellung des 
Bundestags zu gewöhnen, ein Aufgebot bedeutender militärifcher Kräfte 
für nöthig erachtet wurde. Die praftifche Loöſung des Zwieſpalts follte 
bald durch Kurheffen den beiden großftaatlichen Negierungen an .die 
Hand gegeben werden. Diefes Land alfo wird unſere Aufmerkfamteit 
in Anſpruch zu nehmen haben. | 
Kurheſſen war der preußifchen Union am 6. Auguft 1849 beige- 
treten, Doch wurde unterm 23. Yebruar 1850, an welchen Tage der 
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Präfident Haflenpflug ans Greifswalde in Kurhefien die Minifterten des 
Innern und der Yuftiz übernahm, *) der kurheſſiſche Oberftcuer-Direftor 
Pfeiffer aus dem Unions-Berwaltungsrathe abberufen und durch Frei- 
herrn von Dornberg, den kurheſſiſchen Gefchäftsträger am preußifchen 
Hofe, erfeßt, bis am 4. März 1850 der Oberftlieutenant von Ochs als 
neuer kurheſſiſcher Benollmächtigter anlangte.: Während der Erfurter 
Neichstag verfammelt war, richtete von Baumbadı, der kurheffiſche Mi- 
nifter des Aeußern, an die preußiſche Regierung eine Note mit dem 
Hinweis, daß die Einigungsverfuche ihren Zweck nicht erreicht hätten, 
und daß auch die Union die fämmtlichen deutfchen Länder außer Defter- 
reich zu vereinigen nit im Stande gewefen fei. Auf der andern Seite, 
feste die Note auseinander, ſei das Bedürfniß einer Nevifion der deut- 
fhen Bundesverfafiung anerfannt worden, und nachdem der Taiferliche 
Hof feinen Beitritt zu der zwifchen den Höfen von Baiern, Sachſen und 
Würtemberg am 27. Februar vereinbarten Propofition erklärt Habe, 
glaube die Turheflifche Regierung in Anbetracht ihrer Rechte und Pflich⸗ 
ten gegen das Gefammtvaterland ſich den Frankfurter Berathungen nicht 
entziehen zu dürfen und beanirage deßwegen, indem fie jeboch ihre un⸗ 
verbrüchliche Treue gegen die Union beihenere, die Bertagung des Er⸗ 
furter Unions » Parlamente. Zu der Berliner Konferenz der Unions- 
Regierungen vom 10. bis 15. Mai traf in Begleitung des Kurfürften zwar 
Haftenpflug ein, doc machte er zuerſt Oppofition gegen die Anwefenheit 
nichtverantwortlicheer Minifter und erklärte dann die Union für gefetlic 
ungültig. Merkwürdig waren folgende Auslaffungen Haffenpflugs, weil 
felbige die fommenden Ereigniffe andenteten. „Nochmals aber,” fagte er, 
„Ipreche fich Kurheſſen gegen ein Weitergehen in den feitherigen Ber- 
bandlungen über die Einführung der Unions-Berfaffung mittelft des 
projeftirten Proviforiums aus. Die vorhandene Gereiztheit der wiber- 
Iprehenden Staaten werde gefteigert werden; der alte Ausweg, Diffe- 
tenzen der Bundesgenofjen bei der Bundesverfammlung zum Austrag zu 
bringen, fei leider vermauert und fo die Möglichkeit der furchtbarften 
Folge nicht zu läugnen, daß ber Krieg mit all’ feinem Unglüd 
die Entfheidung in Deutfhland übernehmen werde“ 
Schließlich fprad fi Haſſenpflug für Kurhefien dahin aus, im Bünd⸗ 
niß vom 26. Mai 1849 zu bleiben, dafielbe bis zum Schluß des Franl- 


*) Als Kollegen Haffenpflugs fungirten im Minifterium des Krieges 
v. Haynau, tm Mmifterium des Aeußern v. Baumbach, im Minifterium ver 
Finanzen erft Lometſch, dann Bolmar. 
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furter Kongreſſes zu verlängern und zu verhindern, daß zwiſchenzeitlich 
irgend Etwas in’8 Leben trete, was bisher bezüglich der Union behan- 
delt und vorbereitet worden. Nachdem feitens Preußens erwidert worden 
war, ein gewaltiger Zufammenftoß würde nicht Krieg, fondern Land⸗ 
friedensbruch zu nennen fein, antwortete Haffenpflug: daß von Seiten 
Kurheſſens der Wunfc wie der Anlaß zu einem Krieg außer allem und 
jedem Betracht geftanden, und daß es im Uebrigen für das Kriegsun- 
glüd ohne Erheblichkeit fei, ob man den Krieg — Krieg oder Yand- 
friedensbruch nenne. 

Angeſichts diefer Aeußerungen Haflenpflugs könnte man auf die 
Bermuthung gerathen, daß der Plan zu jener Löſung der deutfchen Frage, 
welcher im Herbft des nämlichen Jahres ausgebaut wurde, ſchon im Mat 
1850 feftftand, und daß die Worte Haflenpflugs, die durd) den preußt- 
Ihen Stantsanzeiger am 24. Mai der Deffentlichkeit übergeben wurden, 
den Zweck hatten, die öffentliche Meinung einftweilen auf jene Löſung 
vorzubereiten, Auch die von den Uniong-Regierungen mit Oftentation 
im Juni zu Frankfurt vorgefchlagenen freien Konferenzen follten, wie wir 
fehen werben, einen mefentlichen Theil der Löfung, d. i. der völligen Be- 
feitigung der nationalen Bewegung, und der rabilalen Durchführung der 
ftaatlihen Reaktion, in der Folge ausmachen. 

Nachdem Heffen-Darmftadt am 4. Yuli 1850 durch Freiheren von 
Lepel erflärt hatte, daß es filh nicht an dem prenßifchen engen Bunde 
betheiligen könne, fagte fi auch Kurhefien am 22. Juli förmlicd) von 
der Union los, worauf am 12. September der für Kurheſſen fnbftituirte 
ſächſiſche Sefandte dem Bundestage Anzeige von dem innern Furheflifchen 
Konflifte machte und um eine moralifhe Unterftügung für bie 
turheflifche Regierung bat: „damit nicht auch diejenigen Behörden und 
Untertbanen, welche der Regierung anhingen, in den Alles in Frage 
ſtellenden Strudel der Begriffsverwirrung hinein geriffen würden.“ 

In Folge hiervon wurde noch in der nämlichen Bundestagsfigung 
auf Antrag des Bundes-Präfidiums Kurheſſen aufgefordert, ungefäumt 
der hohen Berfammlung die nöthigen Aufflärungen über die gegenwär⸗ 
tige Lage des KurfürftenthHums zu geben und zugleich beftimmte Anträge 
über die Art des erforderlichen Beiftands des Bundes zu ftellen. In Er- 
wägung der Dringlichkeit der Umftände und der daraus möglicherweife 
erwachfenden Gefährdung ber innern Ruhe des Landes, ſowie der Ge⸗ 
fahr der weitern Verbreitung einer folchen Bewegung, trug das Präft- 
dium ferner darauf an, und beſchloß einftimmig die Verſammlung: die 
Töniglich baierifche und hanndverifche Aegierung zu veranlafien, für den 
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Val, daß eine befchleunigte Bundeshülfe zur Aufrechterhaltung oder Wie- 
derberftellung der Ordnung notwendig fein follte, diefelbe in Bereit- 
ſchaft zu Halten. Demnach erfchien in der dritten Sitzung vom 17. Sep⸗ 
tember 1850 ber kurheſſiſche Staatsminifter Haflenpflug, um den ge- 
wünfchten Auffchluß zu geben und den Lurheflifchen Konflift als einen 
„Kampf ber Prinzipien der Revolution gegen die Monarchie“ darzu— 
ftellen. Zufolge feiner Schilderung war nit den Schluffe de8 Monats 
Juni I. 3. die Periode vollendet, in welcher auf Grund des für das 
Jahr 1849 erlaffenen Yinanzgefeges die Erhebung der Steuern und Ab- 
gaben ftattfand. Die Regierung Hatte, geſtützt auf eine häufig befolgte 
Praris, vor Mitte Juni eine Gefetesvorlage zur Forterhebung der Steuern 
und Abgaben auf weitere ſechs Monate gemacht, aber die dermalige Stände- 
verfammlung, die das am Ende Februar eingefegte Miniſterium mit 
Mißtrauen betrachtete, behandelte diefe Vorlage in einer Weife, daß eine 
völlige Ablehnung derfelben in Ausficht ftand. Um eine formelle Steuer- 
verweigerung zu verhüten, löfte das Minifterium die Ständeverfammlung 
in der zweiten Hälfte des Juni auf und verftändigte ſich mit dem ftän- 
difchen Ausfchuffe dahin, daß die indireften Abgaben bis zur Eröffnung 
der Ständeverfammlung, für welche neue Wahlen ausgefchrieben wur⸗ 
den, vom 1. Juli an zwar erhoben, aber deponirt werben follten, während 
alle indirekten Einnahmen unerhoben blieben. Nachdem im Auguft 1850 
die neuen Stände zufanmengetreten waren, legte ihnen die Regierung 
ein Geſetz vor, welches wegen des bereits feit dem 1. Juli ausgeſetzt 
gebliebenen Steuerbezugs die Forterhebung ber Steuern bis zum Schluß 
des Monats September verlangte. Die Ständeverfammlung gab diefen 
Geſetzentwurf dem Landtags-Rommiffär, ohne eine direkte Steuerver- 
weigerung zu befchließen, mit folgendem Zuſatze zurüd: 

„Diefes Ablommen ſoll jedoch auf die Steuern und Abgaben, welche 
für die Jahre 1850 und 1851 durd) das künftige Finanzgeſetz der fieben- 
ten Finanz⸗Periode werden bewilligt werden, demnächſt eingerechnet und 
deßwegen vorerfi nit verausgabt, fondern als Depofitum bei 
Unferer Hauptftaatsfaffe und den betreffenden fonftigen Steuerfaffen 
aufbewahrt werden. Für die genaue Befolgung dieſer Vorfchrift 
wird Unfere Direktion der Hauptſtaatskaſſe beſonders verantwortlich er⸗ 
Härt.“ 

Da das kurheſſiſche Meinifterium im diefem Zuſatze eine eigentliche 
und wirkliche Steuerverweigerung erblickte, erging, nachden die Stände 
om 2. September nochmals aufgelöft worden waren, auf Grund des 
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8. 95 der kurheſſiſchen Verfaſſung“) nachftehende Minifterial -» Ber- 
ordnung: 

„S. 1. Es follen die fänmtlichen durch das Finanzgeſetz vom 
5. April v. I. zur Beftreitung der Staatsausgaben Unferm Finanz- 
Minifterium überwiefenen Steuern und Abgaben, fomeit folche feit dem 
1. Juli l. 3. nicht eingezogen find, auf den Grund diefer Verordnung 
fofort erhoben werben, bis mit den, fobald als thunlich einzuberufenden 
Landftänden anderweite Vereinbarung getroffen if. — $. 2. Die zur 
Erhebung kommenden Steuern und Abgaben fowohl, al8 die in Gemäß- 
heit der Ausfchreibung Unferes Gefammt - Staats - Minifteriums vom 
27. Juni und 24. Yuli I. 9. bereitS erhobenen oder deponirten Be⸗ 
träge der indirelten Abgaben, find zu den in dem obenerwähnten Finanz⸗ 
geſetz feftgejesten Ausgaben zu verwenden. — $. 3. Unfere Minifterien 
haben bei der Berwendung der Staatseinnahmen auf die nothwendigen 
Ausgaben fich zu befchränfen und den nach Beftreitung folcher Ausga⸗ 
ben etwa fich ergebenden Weberfchuß als einen Fond, über melchen durch 
das demnächftige Yinanzgefeg Verfügung getroffen werden foll, zu aſſer⸗ 
viren. Urkundlich Unſerer allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und des 
beigebrudten Staatsfiegeld gegeben zu Kaffel am 4. September 1850. 
Friedrich Wilhelm. — Vt. Haffenpflug. Vi. Haynau. Vi. Baumbad).“ 

Da jedoch diefe Verordnung für verfaffungswidrig angefehen wurde, 
verweigerten bie oberen Finanzbehörden die Vollziehung derjelben, fowie 


*) 8. 95 lautete: „Ohne ihre (der Stände) Beiftimmung fann fein Gefeß 
gegeben, abgeändert oder authentifch erläutert werden. Im Eingange eines jeden 
Gejeßes ift der Tandesftändifchen Zuftimmung ausdrücklich zu erwähnen. Ber- 
ordnungen, welde die Handhabung oder Bollziebung 
beftehbender Gefege bezweden, werden von der Staatsre- 
gierung alleinerlafjen. Auch kann, wenn die Landſtände 
niht verfammelt find, zu folden ausnahmsweife erfor- 
derlihen Maßregeln, welche bei außerordentliden Bege— 
benheiten, wofür die vorhandenen Geſetze unzulänglid 
jind, von dem Staatsminifterium (ſ. 8. 102) aufden Antrag 
der betreffenden Minifterial:Borftände für wefentlid und 
unauffhieblih zur Sicherheit des Staates oder zur Er- 
baltungderernftlih bedrohten öffentliden Ordnung er 
Härtwerden follten, ungefäumtgejhritten werden. SHier- 
auf aber wird nad) dem Antrage jenes Ausichuffes fo bald als möglich die Ein- 
berufung der Landftände ftattfinden, um deren Beiftimmung zu den, in gedachten 
allen erlaffenen, Anordnungen zu erwirken.“ 
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von andern Behörden der Verwendung von Stempelpapier widerſpro⸗ 
chen wurde, indem alle ſich auf ihren die Beobachtung und Aufrechter⸗ 
haltung der Verfaſſung verſichernden Eid beriefen. Deßhalb ſah ſich die 
kurfürſtliche Regierung bewogen, auf Grund des 8. 95 der Verfaſſung 
und in Gemäßheit der durch den Bundesbeſchluß vom 28. Juli 1832 
gegebenen Anweiſung, den Kriegszuſtand durch eine Verordnung vom 
7. September über den Kurſtaat zu verhängen und durch eine andere 
Verordnung von nämlichen Tage dem Generallieutenant Bauer, Kom⸗ 
mandeur der Infanterie-Divifion, den Oberbefehl zu übertragen. Indeß 
wurde auch diefen Verordnungen von den Behörden und Gerichten ber 
Gehorfan verweigert, da man geltend machte, daß der Bundesbefchluß 
vom 28. Yuli 1832 zu jenen Ausnahme-Gefegen und Beichlüffen ge- 
höre, welche am 2. April 1848 von der Bundesverfammlung ohne nü- 
here Bezeichnung aufgehoben worden feien, und daß den Verordnungen, 
die auf Grund des 8. 95 der Berfaffungsurfunde erlaffen worden wär 
ven, bie Eigenſchaft von einftweiligen gültigen Gejegen abgehe. Run 
fuhte das Gefammt-Staats-Minifterium die Behörden, um ihren Wi- 
derftand zu befeitigen, über die Natur des Berfaflungseides zu belehren, 
indem es ihnen unterm 11. September auseinanderjegte, daß der be- 
treffende Eid nicht auf einzelne Paragraphen, fondern auf die Verfaſſung 
überhaupt, die darum in ihrem Zuſammenhange aufgefaßt werden müßte, 
geleiftet worden fei,. und daß ferner die Tandesverfaffung und das kur⸗ 
befiifche Staatsrecht nicht aus der VBerfaffungsurfunde allein und eingel- 
nen damit zufammenhängenden Gejegesvorjchriften, fondern zu einem 
fehr bedeutenden Theile auch aus den in der Geſetzgebung des Bundes 
fi findenden Beftimmungen beftehe. Doch das neue Reffript über die 
Bedeutung des Berfafjungseides nütte jo wenig, daß der Oberbefehls- 
baber Bauer wegen der Erklärung des Kaſſeler Oberappellations- 
gerichts, daß die Verordnung vom 4. September ungefetlich fei, am 
12. September feine Funktion in die Hände bes Generald von Haynau 
niederlegte, und der Kurfürft am 13. die Hauptftabt verließ, um in 
Wilhelmsbad Sicherheit zu fuchen. Die Offiziere, welche ebenfalld den 
Eid auf die Berfaffung geleiftet hatten, weigerten fich faft fänmtlich, 
die Verordnungen, wegen deren der fländifche Ausfhuß am 7. Sep⸗ 
tember das Minifterium in Anklagezuftand verſetzt Hatte, vollziehen 
zu helfen. 

Nachdem Haflenpflug am 17. September perſönlich der Bundesper- 
fammlung den Zuftand Kurheſſens gefchildert hatte, hütete er fich gleid)- 
wohl, da8 bewaffnete Einfchreiten des Bundes anzurufen. Er verlangte 








bloß moralifche Hülfe, beftehend in einer Bundes-Erflärung über bie 
Steuerverweigerung und über die Gültigkeit der als aufgehoben betrady- 
teten Bundesbefchläffe.e Er bediente fi) fogar der Worte: „Daß bei 
der Erwähnung tauglicher Mittel nicht von der zu Gebote fiehenden 
bewaffneten Macht die Rede ift, verfteht ſich von ſelbſt.“ Doch fügte er 
feinen Anträgen die Bemerkung Hinzu: er glaube ſich darauf befchränten 
zu müſſen, e8 hervorzuheben, daß e8 der Erwägung der hohen Verſamm⸗ 
lung überlaffen bleiben könne, in wie weit diefelbe durch die bisherigen 
Borgänge und Mittheilungen Veranlaffung bekommen habe, von Amts⸗ 
wegen Maßregeln zu ergreifen, welche in ben Bundesgejeßen ihre Grund⸗ 
lage haben. Anders fprad) Haffenpflug in der 9. Sigung vom 15. Olto- 
ber. Denn nachdem er in diefer Situng das Nutlofe aller Maßregeln 
der kurheſſiſchen Negierung dargethan, fuhr er fort: 

„Es tritt dem Allen, um die Verwirrung auf die Spite getrieben 
zu fehen, noch Hinzu, daß das höhere Kriegsgericht, das General-Audi- 
toriat, die feiten® des bleibenden landftändifchen Ausfchuffes gegen den 
Dberbefehlshaber erhobene Anklage angenommen und die Einleitung der 
Unterfuchung gegen denfelben durch ein Dekret angeordnet hat, in wel. 
chem eine Entwidlung enthalten, welche e8 unternimmt, die Verfaſſuugs⸗ 
wibdrigfeit der erlafjenen Verordnungen nachzuweiſen. Diefer Zuftand fett 
die Regierung in bie Rage, fich aller und jeder Ausführungsmittel beraubt 
zu fehen, deren fie al8 Organe bedarf, da eben dieſe, wo nicht pofitives 
Entgegenwirken, wie von den Gerichten gefchehen, vorliegt, doch mitwir- 
fend aufzutreten ſich weigern, wonach die Regierung nicht die Kräfte 
befigt, um bie Steuerhebung zu fichern, deren Anordnung fofort erfol⸗ 
gen wird, um die Prefie niederzuhalten, um das Berfammlungsredht 
wirkſam auszufchließen, um die Gerichte in ihrer Maßnahme gegen die 
Berordnungen in Schranken zu halten, von welchen bereits Straferfennt- 
niffe gegen folche Beamte erlaffen find, welche die Verordnungen pflicht- 
mäßig an ihrem Xheil in Vollzug ſetzten. Es ift ſogar alle Möglichkeit 
weggefallen, das angeordnete und bereits gebildete Kriegsgericht in 
Thätigleit zu bringen. Daß es unmöglich geworden, nad) folder Ent- 
widelung der Zuftände des Landes, die jeden Augenblid zu neuen Er- 
fcheinungen fic ausbilden, durch eigene Kräfte die landesherrliche Auto- 
rität aufrecht zu erhalten, möchte eines Beweifes nicht bedürfen.” — Er 
trug deßhalb darauf an zu befchliegen: „daß nad) Maßgabe des Xrti- 
fel8 26 der Wiener Schluß« Akte und Artikels 6 der Exekutions⸗Ordnung 
die Hülfeleiftung alsbald eintreten folle, indem, was Letzteres angehe, 
nun Gefahr im Verzuge fei.“ 
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Nur mit Stimmenmehrheit wurde der Bundesbeſchluß gefaßt, mit 
den Exrekutions⸗Maßregeln zur Wiederherftellung der gefegmäßigen Ord⸗ 
nung Kurheſſens die Regierungen von Baiern und Hannover zu beauf- 
tragen, und zwar follte die baierifche Regierung das bereits aufgeftellte 
Truppen⸗Korps auf 10,000 Dann erhöhen und eine Reſerve von glei= 
her Stärke in Bereitfchaft halten, während an die hannöverifche Regie⸗ 
rung, welde ſchon auf Präftdial-Antrag am 5. Oktober aufgefordert 
worden war, ein Truppen⸗Korps von 8 Bataillonen Infanterie nebft 
der dazu gehörigen Artillerie und Kavallerie in möglichfter Nähe der 
kurheſſiſchen Gränze anfzuftellen, das Erſuchen erging, jene® Zruppen- 
Korps zum unmittelbaren Einrüden bereit zu halten und den im 
8. Artikel der Erekutions-Ordnung vorgefchriebenen Zivil-Kommiſſär zu 
ernennen. Ä 
Indeß wagte die hanndverifche Regierung in Anbetracht der öffent- 

lichen Stimmung in Hannover nicht, über die betreffenden Bundesbe- 
fchlüffe eine beftimmte Erklärung abzugeben, gefchweige denn fie zu voll- 
ziehen; weßhalb die 20,000 Mann Baiern, verftärft durch das in Yranl- 
furt Liegende öfterreichifche Iäger-Bataillon, die Exekution allein zu volle 
ziehen hatten. Die fehon oben ausgefprochene Vermuthung, der gemäß 
der Eurhejfifche innere Konflitt von langer Hand her vorbereitet war, 
‚gewinnt dadurch an Wahrfcheinlichkeit, daß die baieriſche Regierung 
bereit während de8 Monats Auguft „in Borausficht der fommenden 
Dinge“ *) eine Brigade am Untermain aufgeftellt hatte. , Den: YBundes- 
PräftdialsAntrage, zur Beftreitung der Erekutions-Koften eine Matrifu- 
‚ lar-Umlage von 600,000 Gulden auszufchreiben, ftimmten die Gefandten 
Hannovers und der Niederlande nicht bei. Die öffentliche Meinung 
ſprach ſich fo ftark gegen die bundesftantliche Reaktion, welche fich unter 
dualiftifcher Form in Kurheſſen vollziehen wollte, überall aus, daß der 
niederländische Gefandte fogar aus dem Bundestage wieder ausſchied. Die 
baierifche Regierung dagegen befchleunigte die Aufftelung des vom Kaval⸗ 
lerie-General Fürften von Thurn und Taris geführten Erekutions-Korps 
dergeftalt, daß die, erfte Divifion diefe® Korps unter dem Kommando 
des General-Majors von Damboer feit dem 23. Oktober bereit ftand, 
auf Befehl fofort über die Furheffifche Gränze zu rüden. Während der 
Bundestag auf Empfehlung des Präfidiums den. Öfterreichifchen Käm⸗ 
merer Bernhard Grafen von Rechberg zum Bundes⸗Zivil⸗Kommiſſär 
erwählte, ernannte die baierifche Negierung ben OberftsLieutenant Liel 
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*) S. Bundestagsfigung vom 28. April 1851. 
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zum baierifchen Militär-Bevollmächtigten, und die Turheififche Hegierung 
feßte den kurfürſtlichen Regierungsrat Scheffer als Beigeordneten der 
Intervention ein. 

Der Widerftand in Kurhefien ging von ben Beamten aus; denn 
in Heflen war 1848 bei der Berfaffungs-Revifion der fogenannte Rechts⸗ 
ftaat, da8 Heißt diejenige Staatseinrichtung, zufolge welcher die Staats- 
beamten bevorzugt find und in wichtigen ftaatlichen Dingen die Entfchei- 
dung geben, verwirklicht worden. Darum leiftete man in Kurheſſen 
ebenfowenig, wie im November 1848 in Preußen, gegen die Reaktion 
einen andern, al8 den juriftifchen „paffiven“ Widerftand. Man gab 
vor, an die unbezwingbare Macht des Rechts zu glauben, und benüßte 
nach der Flucht des Kurfürften und des Minifteriums die zur Berfü- 
gung ftehende Staatsmacht nicht, um der drohenden Gewalt eine wirks 
fame Gegengewalt entgegenwerfen und die Erhebung über die engen 
kurheſſiſchen Gränzen hinaustragen zu fünnen. Die Bureaufraten, jene 
in der Schreibftube aufgewachfenen Helden, zeigten ſich überall, wo fie 
ſich in die Politik mifchten, äußerſt unbeholfen und befchränft. Sie ver- 
fanden nie, die errungenen günftigen Pofitionen zu benügen, und erga- 
ben fi), indem fie die Hände in den Schoos legten, voll des ftärkften 
Überglaubens in das Rechts-Fatum. Im gegenwärtigen Yale kam 
Hinzu, daß fie, anftatt fich felber zu helfen, obendrein auf preußifche 
Hülfe hofften, weil fie fid) von der dualiftifchen Spiegelfechterei täufchen 
ließen. Als der Jeſuit Nadowis am 27. September au Stelle des 
fangdehnigen Scleinig Minifter des Aeußern geworden war, fanden fic 
darin fogar eine Bürgfchaft für den Sieg der guten deutfchen Sache, 
Sie konnten indeß bald mit Händen greifen, in wie weit ſich ihre thö— 
richte Hoffnung auf Preußen verwirklicht. Zwar wurden zwifchen dem 
preußifchen und öſterreichiſchen Kabinet einige ſcheinbar ftachelige Noten 
ausgetaufcht, wodurch ein Theil der Öffentlichen Meinung irre geleitet 
ward: aber jelbft in diefen Noten wünjchten die preußifchen Staatsleute 
nichts Anderes als eine Verftändigung über die kurheſſiſche Angelegenheit 
im Intereſſe der Wahrung der obrigfeitlihen Autorität und des monar- 
hifchen Prinzips in Deutfchland.“ *) Folglich ftand die preußifche 
Regierung mit Haffenpflng im Grunde auf einem und demfelben Stand- 
punkte. Sie wünſchte bloß eine „gemeinfame Behandlung“ der Turhef- 
fifchen Sache ſowohl wegen „der geographifchen Tage Kurheſſens“ über- 
haupt, ’ald auch insbefondere wegen der Gefahren, mit denen die in 


*) Altenftilde. Zweiter Band, Drittes Heft. Seite 201. 
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Kurhefien ausgebrochene Revolution die angränzenden preußifchen Landes 
theile zunächft bedrohte. *) Manteuffel ſprach fein Urtgeil über den 
furheffifchen paffiven Widerftand in der 8. Sigung der erften preußi- 
fhen Kammer am 8. Januar 1851 folgendermaßen aus: 

„Ja meine Herren, id) erfenne eine foldhe Revolution für fehr 
gefährlich, gerade darum, weil man fich dabei im Schlafrod und Pan 
toffeln betheiligen kann, während ber Barrifadenfämpfer wenigftens den 
Muth haben muß, feine Berfon zu erponiren.“ 

Wenn alfo die preußifchen Staatsleute die zum fcharfen Ausdrud 
ausgeprägte kurheſſiſche NRechts-Sentimentalität als gefährliche Schlaf— 
rod3-Revolution verurtheilten: warum hätte denn anders zu Öunften ber 
kurheſſiſchen Rechtskämpfer die preußifche Regierung mit Waffengewalt 
einfchreiten follen? Etwa wegen der preußifchen Union, die bloß nod) 
dem Scheine nad) beftand? Oder wegen der nämlidhen Sache, wegen 
deren fie felbft nicht bloß den Staatsftreid) Ende 1848 gemacht Hatte, 
fondern auch jetzt noch innerhalb ihres eignen Landes mit allen demo- 
fratifchen Einrichtungen und Gefinnungen aufzuräumen fuchte? Was 
die Union anbelangt, jo legte Manteuffel in der erwähnten Sigung der 
erften Kammer das Geftändnig ab: **) 

„als ein Reſt aus der Vergangenheit war die Unions— -Berfaffung mit 
überfommen. Um fie nicht fogleid fallen zu laflen, erfand 
man ein Proviforium, diefes konnte nicht verlängert werden.“ 

In Bezug auf das preußifche Verfahren in der Furheffifchen Ange- 
legenheit äußerte fich fpäter Mantenffel fo: „Ja meine Herren, es ift 
ein Wendepunkt in unferer Politik: e8 fol entfchieden mit der Revolu— 
tion gebrochen werden. Und der geehrte Redner hat daher ganz Recht, 
wenn er unfere Politik jegt eine duchfidtige nennt. 
Ih wünfdhe, daß fie nie mehr in Nebel eingehällt fein 
möge” — Offenbar waren jet die Nebel, von denen Radowit auf 
dem Erfurter Reichstag gejprochen hatte, geſunken. 

Demnach haben die preußifchen Staatsleute felbft eingeftanden, und 
die geheimen Archive werden e8 einft ſchwarz auf Weiß bündig bemeifen, 
daß die preußifche Politif dem deutjchen Volke mit ihrer Union blauen 
Dunft vorgemadt hat. In Kurhefien follte der Rechtsſtaat vernichtet 
werden. Daher mußte ein großes Heeresaufgebot erfolgen. Die Bor- 
wände, warum die Reaktions⸗Truppen von verfchiedenen Seiten” anrüd- 

*) Ebendaſelbſt. Seiten 202 und 204. 

**) Ebendaſelbſt. Seite 251. 
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ten, waren verfchieden, aber der Zwed des Herbeikommens berfelbe. Die 
einen kamen als faljche Yreunde, die andern als offene Feinde des kur⸗ 
beffifchen Verfaſſungsweſens. Ueber dem Ruine des unglüdlichen Landes 
befiegelten fie öffentlich die Einigkeit, welche indgeheim zwifchen ihnen 
immer beflanden hatte. Wenn Haflenpflug am 26. Oltober und 8. No: 
vember den Bundestag um Hülfe gegen das Einrüden der die Etappen- 
Straßen bejegenden Preußen anging, wenn ferner ber Kaifer Franz 
Joſeph vom 10. bi8 14. Oktober zu Bregenz eine Zujammenkunft mit 
dem baierifchen und würtembergifchen Könige abhielt, und wenn endlich 
auf dem Warfchauer Kongreß vom 15. bis zum 29. Oktober der ruffifche 
Kaiſer Nikolaus angeblich al8 Schiedsrichter auftrat: fo waren das jene 
Deittelchen, durch welche man auf den krummen Pfaden, auf denen man 
in der fchleswigsholfteinifchen Angelegenheit ſchon gewandelt war, bereits 
wiederholt mit Erfolg den unerfahrenen Leuten Sand in bie Augen 
geſtreut hatte. Wer einen Haren Blid hat, Läßt ſich durch dergleichen 
diplomatischen Firlefanz Fein X für ein U vormadhen. 

Wohl machen fich Eiferfüchteleien und Reibungen unter den Yaltoren 
der alten Welt geltend, fo lange als biefe fich felbft überlaffen find und 
nur einander gegenüberftehen; fobald e8 aber ben Kampf gegen den ge⸗ 
meinfamen Yeind, der die Grundlage Aller angreift, gilt, ftellen fie ihre 
Teindfeligleiten unter einander ein und vereinigen fi) zu gemeinjamer 
Abwehr. 

Am 1. November rüdten die Baiern in Danau, die Preußen am 
folgenden Tage in Kaſſel und am 3. November in Fulda ein. Nach 
dem am 8. November aus einem Mißverftändniffe herrührenden Vorpo⸗ 
ftengefeht bei Bronzell gab ber preußifche General von ber Gröben 
Fulda auf, um ſich auf der Etappenftraße nach Hersfeld zurüdzuziehen. 
Die Bundestruppen rüdten erft am 22. Dezember in Kaffel ein. Aber 
bie preußifchen Truppen durften in der Hauptftadt ftehen bleiben, und 
ſchon bald wirkten ein preußifcher und öfterreichifcher Kommifjär zufam- 
men, um in Kurheſſen die abfolutiftifche landesherrliche Autorität wieder 
berzuftellen. Lett begann das Kriegsgericht feine Thätigkeit, die ver- 
faffungstreuen Beamten wurden entjeßt und eingelerlert, das verfafjungs- 
treue Turheffifche Heer des Eides auf die Berfaflung entbunden und 
reorganifirt. Nachdem die preußifchen ZTruppen am 7. November jchon 
Hamburg geräumt hatten, verließen fie am 29. besfelben Monats aud) 
Raftatt, um daſelbſt durch eine Öfterreichifche Garnifon erfegt zu werden. 
Preußen wurde in Kurheſſen nicht gedemüthigt, ſondern mit den übrigen 
Erelutions- Mächten bundesgemäß gleichgeftelt. Es erlitt nur eine Des 

Beder, Reaktion. 29 
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müthigung in den Augen und ber Perjon der Gothaer und der fonftigen 
Preußenthümler, die, weil fie fi) von den Nebeln der preußifchen Poli- 
tit hatten täufchen laffen, durch die unerwartete, aber längft vorgefehene 
Wendung der Dinge fehr unangenehm berührt wurden. 

Set war auch die Zeit gefommen, da durch freie Konferenzen alle 
beutfchen Staaten in den Schoo8 des Bundestags zurüdgeführt werden 
onnten. Am 29. November wurde daher zu Olmütz vom öfterreichifchen 
Minifterpräfidenten Fürften von Schwarzenberg und dem preußifchen 
Meinifter des Auswärtigen Freiheren von Manteuffel folgende Punkta- 
tion unterzeichnet: 

„8. 1. Die Regierungen von Oeſterreich und Preußen erklären, daß 
es in ihrer Abficht Liege, die endliche und definitive Regulirung der kur⸗ 
hefſiſchen und Holfteinifchen Angelegenheit durch gemeinfame Entfcheidung 
aller deutjchen Regierungen herbeizuführen. — 8.2. Um die Kooperation 
der in Frankfurt vertretenen und der übrigen deutſchen Regierungen 
möglich zu machen, follen in fürzefter Friſt von Seiten der in Frankfurt 
vertretenen Bundesglieder, fowie von Seiten Preußens und feiner Ber- 
bündeten, je ein Kommiflär ernannt werden, welche über die gemein- 
ſchaftlich zu treffenden Maßregeln in Einvernehmen zu treten haben. — 
8. 3. Da e8 aber im allgemeinen Interefje liegt, daß fowohl in Kur- 
heilen, wie in Holftein ein gefegmäßiger, den Grundgeſetzen des Bundes 
entfprechender und die Erfüllung der Bundespflichten möglich machender 
Zuftand hergeftellt werde ; da ferner Defterreich in feinem und im Na⸗ 
men der. ihm verbündeten Staaten die zur Sicherung der Intereffen 
Preußens von letterem geforderten Garantien über die Dffupation des 
Kurftaats in vollem Maße gegeben Hat, jo kommen die beiden Regie⸗ 
rungen von Defterreih und Preußen für die nächſte Behandlung der 
Trage, und ohne Präjudiz für die künftige Entjcheidung, überein: a) Im 
Kurhefien wird Preußen der Aktion der von dem Kurfürften herbeige- 
rufenen Truppen fein Hinderniß entgegenftellen und zu dem Ende bie 
nöthigen Befehle an die dort fommandirenden Generäle erlaffen, um den 
Durchgang durd) die von Preußen befetsten Etappenftraßen zu geftatten. 
Die beiden Regierungen von Oeſterreich und Preußen werden im Ein- 
verftändniffe mit ihren Verbündeten Se. fönigl. Hoheit den Kurfürften 
auffordern, feine Zuſtimmung dazu zu ertheilen, daß ein Bataillon der 
von ber Furfürftlichen Regierung requirirten Truppenmacht und ein 
königlich preußifches Bataillon in Kaffel verbleiben, um die Ruhe und 
Ordnung zu erhalten. b) Nach Holftein werden Defterreich und Preußen 
wach gepflogener Rückſprache mit ihren Verbündeten, und zwar ſo ſchleu⸗ 
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nig als möglich, gemeinfam Kommiffäre fchiden, welche im Namen bes 
Bundes von der Statthalterfchaft die Einftellung der Teindfeligfeiten, die 
Zurüdgiehung der Truppen hinter die Eider und die NRebuftion der 
Armee anf ein Drittel der jest beftehenden Truppenſtärke verlangen, 
unter Androhung gemeinfchaftlicher Erefution im Weigerungsfalle Dage- 
gen werden beide Regierungen auf das Föniglich dänifche Gouvernement 
dahin wirken, daß dasfelbe im Herzogthume Schleswig nicht mehr Trup- 
pen anfftelle, als zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung erforderlich 
find. — 8.4. Die Minifterial- Konferenzen werben unver- 
züglid in Dresden ftattfinden. Die Einladung dazu wird von 
Defterreic und Preußen gemeinfchaftlich ausgehen, und zwar fo erfolgen, 
daß die Konferenzen nm die Mitte Dezember eröffnet werden können.“ 

Nachdem die innerlich längſt vorhandene Eintracht auch äußerlich 
zwifchen den beiden deutſchen Großſtaaten bergeftellt war, nahm das 
Reaktions-Werk in Kurheſſen einen fehr geregelten und gründlichen Ver⸗ 
lauf. Haffenpflug befolgte die Marime, daß ein Volk, welches mäßig 
hungert, ſich am Leichteften regieren läßt. Indeß war durch die Anhäu- 
fung von Truppen in der ohnehin ärmlichen Gegend von Yulda bis 
Bebra ein fo großer Nothftand herbeigeführt worden, daß felbft Haffen- 
pflug am 11. Dezember durdy feinen Bundestagsgefandten Herrn von 
Trott den Antrag ftellen Tieß, die Zahl der Erekutions-Truppen auf 
etwa 8,000 Dann herabzufegen. Hierauf zeigte unterm 24. Januar 1851 
das Präfidium der Bundesverfammlung an, daß eine abermalige Bermin- 
derung der Bundestruppen in Kurheffen eingetreten fei, und demnach 
4 Bataillone, 4 Schwadronen und 1%, Batterien nach Baiern zurüdge- 
fehrt feien. Auch der Fürft von Thurn und Taxis war um diefe Zeit 
mit feinem Hauptquartier von Kaffel nad) München aufgebrochen und 
hatte da8 Kommando der zurüdbleibenden Baiern dem Generalmajor 
Grafen du Ponteil überlaffen. Die baierifche Regierung machte hinficht- 
lich der Koften für ihre Truppenaufftellung folgende Rechnung: 1) für die 
Aufftelung vom 16. September 1850 bis Ende Januar 1851 wollte fie, 
nad) Abzug der budgetmäßigen Beträge für die gewöhnliche Präfenz, ver⸗ 
ausgabt haben: 1,464.751 fl. 15°/, fr. *); ferner fette fie die Koſten vom 
1. Februar bis Ende Yuli 1851, bis wohin die letzten baierifchen Exekutions⸗ 
Zruppen in ihre gewohnten Garniſons-Orte wieder einrüdten, auf 
288,076 fl. 53 r., bie ganze Exefution alſo auf 1,752.828 fl. 8% fr. an. **) 


*) Bundestagsfitung vom 28. April 1851. 
**) 8, 226 der 29. Bundestagsfigung vom 25. November 1851. 
29 * 
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Es war jedoch der baierifchen Regierung in der Folge unmöglich, eine 
Küderftattung ihres Aufwandes zu erlangen, und als fie endlich 1856 in 
ber Bunbesverfammlung auf Bezahlung drang, wurde von Kurheflen in 
fehr fchlagender und feharffinniger Beweisführung dargethan, daß eine 
Schuldverbindlichkeit zwifchen Baiern und Kurheſſen nicht beftehe. Der 
Gegenftand wurde hieranf dem Ausfchuffe für die kurheſſiſche Angelegen- 
heit überwiefen, um von demfelben der Bergefienheit anheimgegeben zu 
werden. *) Auf den Grafen Rechberg war der Yeldmarfchall-Lieutenant 
Graf von Leiningen-Wefterburg als Bundes-FKommiffär gefolgt. Am 
24. Januar 1851 wurde Letzterem jedoch die direkte Bevollmächtigung 
entzogen und der preußiſche Kommiſſär Staatsminiſter Uhden ihm völlig 
gleichgeftellt, damit „die wenigſtens ſcheinbare Sonderſtel— 
lung des preußiſchen Kommiſſärs der Oppoſitionspartei in Heſſen 
nicht mehr Veranlaſſung bieten könnte, dieſelbe, auch wider deſſen Wil- 
len, zu ihren Zwecken auszubeuten und zu mißbrauchen, um dem Bun⸗ 
des⸗Kommiſſär Schwierigkeiten bei der Ausübung ſeines Amtes zu berei⸗ 
ten.” Den beiden Bundes⸗Kommiſſären wurde von ihren Regierungen 
die doppelte Aufgabe geftelt: 1) fi im Einverftändnig mit dem kur⸗ 
heſſiſchen Gouvernement einer Revifion der kurheſſiſchen Berfaffung zu 
unterziehen und 2) die kurheſſiſche Regierung in den Stand zu feben, 
eine geregelte Verwaltung zu führen und Ruhe und Ordnung im Laude 
berzuftellen. **) Das Furheifiiche Berfafjungsrecht war fo Kar und 
ſprach fo ſtark gegen die Haflenpflug’fche Staatsretterei, daß fich die 
Kommiffäre genötigt fahen, vermittelft ihrer Machtiprüche im Namen 
bes Bundes der Reaktion auf die Beine zu helfen. Sie unterwarfen die 
Stantsbeamten und das Heer der landesherrlichen Disziplin, verdrehten 
duch fogenannte Erläuterung den 8. 61 der kurheſſiſchen Berfafjung, 
verhinderten die gefegliche Einberufung der Stände, hoben die Gleich⸗ 
ftelung der Offiziere mit den Zivil-Staats-Dienern auf, fegten den 
Kurfürften wieder als unumfchränkten Kriegsheren ein, fchafften die 
Volksgewalt der Bezirfsräthe ab, ertheilten der kurheſſiſchen Regierung 


*) ©. 27. Sitzung der Bundesverfammlung vom 30. Oktober 1856 und 
die 33. Sikung vom 18. Dezember 1856, 

*x) Denfichrift der Kommiffäre des deutichen Bundes, des Faiferlich königlich 
Öfterreihiichen Feldmarſchall-⸗Lieutenants Grafen von Leiningen und des königlich 
preußiſchen Staatsminifters Uhden über die von ihnen zur Wiederherftellung der 
Ruhe und Ordnung im Kurfürftentbum Heffen veranlaßten, beziehungsweiſe ver- 
einbarten Verordnungen und Maßregeln. Frankfurt a. M., den 18. Septem- 
ber 1851. 
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das Recht, an denjenigen Orten, wo fie e8 für nothwendig erachten 
würde, die Randespolizei durch eigne Organe verwalten zu laflen, nah⸗ 
men der Ständeverfammlung das Borfcjlagsrecht für die Mitglieder des 
DberappellationssGerichts, führten pofitive Onalifilationen für bie 
Geſchwornengerichte ein und fhafften die Diäten ab, damit die Proleta- 
tier nicht als Gefchworene fungiren Tönnten, verminderten die Zahl der 
Obergerichte von 6 auf 2, vernichteten den $. 34 der Furheffifchen Ver⸗ 
faffungsurkumde, kraft deffen einem Jeden, der fid) in feinem Hecht ver- 
letzt glaubte, ‚die gerichtliche Klage offen fand, trafen die Vorbereitung 
zu einer gänzlichen Umgeftaltung des demofratifchen Vereins- und Preß- 
gefeßes, bedrohten den Zufommentritt des gejeglichen Ständeausfchuffes 
mit der Strafe des Aufruhrs, unterfagten jede amtliche Erörterung oder 
Berührung der Kompetenzfrage bezüglich der Bundes-Aktion in Heffen 
mit kriegsrechtlichem Berfahren und trafen die Beitimmung, daß bei 
Löſung von Yagdfcheinen für eine zweijährige Erlaubniß, Schießwaffen 
tragen zu dürfen, 5 Thaler gezahlt werden mußten, während bis dahin 
die Jagdſcheine nur einen Stempelfag von 2%, Sgr. bis 1 Thaler 
gehabt Hatten. In Betreff der Berfaflungsumgeftaltung verfuhren fie 
noch viel gründlicher; denn fie gingen hierbei auf das fechzehnte Jahr⸗ 
hundert und fogar vor die Zeit der Reformation zurüd, um eine Ber- 
fafjung im völlig ftändifchen Sinne zu Wege zu bringen. *) Wegen 
diefes gründlichen Verfahrens konnte erft am 27. April 1852 der kur⸗ 
heffifche Gefandte dem Bundestage die Mittheilung machen, daß bie 
neue Berfaffungsurfunde am 13. de8 Monats in gefetlicher Form im 
Kurfürftenthume publizirt worden fei. **) Uebrigens hatte fich der Bun⸗ 
destag die definitive Negelung der Furheffifchen Zuftände vorbehalten, fo 
dag die reaftionären Mafregeln, mit welchen Kurheffen überfchüttet 
wurde, erft endgültige Rechtskraft erlangten, nachdem der Bundestag 
diefelben einer forgfältigen Prüfung unterzogen hatte. Das Zweikammer⸗ 
Spftem wurde eingeführt, „weil folches, fi dem frühern gefchichtlichen 
Zuftande anfchließend, hauptfächlicdh dem monarchiſchen Prinzipe einen 
feften Stützpunkt und außerdem auch die den Mediatifirten nad) der 
Bundesakte zugeficherte bevorzugte politifche Stellung gewährt.” (Siehe 
Denkſchrift vom 30. September 1851.) Der von Haflenpflug mit den 


*) Denkſchrift der Kommifläre des deutichen Bundes, des k. k. öſterreichiſchen 
Feldmarſchall⸗Lieutenants 2c., die Reform der zur Beit beſtehenden kurheſſiſchen 
Berfaffung betreffend. 

"*) S. 8. 121 der 12, Sigung vom 27. April 1852. 
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Bundeskommifſfären vereinbarten und 1852 oltroyirten Berfaffung gab 
der Bundestag in Allgemeinen feine Zuftimmung, ohne über die Billi- 
gung der in ihr enthaltenen einzelnen Beſtimmungen des älteren Rechts, 
welche mit den Bundesgefegen nicht wohl in Einklang zu bringen waren, 
fi) auszufprechen. Nachdem am 25. Januar 1855 die kurheſſiſche Ver⸗ 
fafjungsfrage wieder in Anregung gebracht, aber befeitigt worden war, 
wurde erft im Jahre 1859, als die Reaktion ihre Macht ſchwinden fab, 
in Folge einer Petition von Mitgliedern der zweiten kurheſſiſchen Stände- 
fammer um Wiederherftellung der ebenfalls nicht fehr freifinnigen Ver⸗ 
faffiung vom Jahre 1831, der Turheffiiche Berfaffungs-Konflift im 
Schooſe des Bundestags wieder behandelt und unter Anderm bie kur⸗ 
heffifche Regierung aufgefordert, über den Erfolg der zur Befeftigung 
der wiederhergeftellten gefeßlichen Ordnung getroffenen Maßregeln, fowie 
über die Beendigung des verhängten Kriegszuftandes, 
fobald ſolche für zuläffig erfannt fein werde, demnädft 
nähere Mittheilung an die Bundesverfammlung gelangen zu lafjen. *) 
Ueber acht Jahre hatte bis dahin der Kriegszuftand gedauert: — gewiß 
eine lange fchredliche Zeit! 


Mit der Wiederherftellung der abfolutiftifchen Ordnung in Kurhef- 
fen ging zufolge den Olmützer Stipulationen die Beruhigung Schleswig- 
Holfteins Hand in Hand. Bald nad) Abjchluß des Malmder Waffenftill- 
ftandes hatte die proviforifche Regierung Schleswig-Holfteins ihre Be— 
fugniffe (am 22. Oftober 1848) in die Hände einer Negierungs-Som- 
miffion niedergelegt, welche aus den Grafen Neventlow-Iersbed, dem 
Grafen Moltke, Heinze und Preußer befland. Weil aber der Waffen- 
ftillftand fchon mit Ende des Monats März 1849 zu Ende ging und 
die gemeinfame Regierung nur für die Dauer desfelben ernannt worden 
war: fo fegte im Einverftändniß mit der fehleswigsholfteinifchen Lan- 
desverfammlung die deutſche proviforiihe Zentral - Gewalt unterm 
26. März 1849 eine fogenannte Statthalterfchaft ein, deren Mitglieder 
der Graf Reventlow, Befeler und von Harbou waren. Diefe follte im 
Namen des Landesherrn die Regierung Schleswig -Holfteins bis zum 
Vriedensfchluffe führen. Nachdem Graf Moltke dänifcherfeits den Waf- 
fenftillftand am 23. Februar 1849 gefündigt hatte, wurde vom 27. März 
ab die Blofade ber deutſchen Küften angefagt. Die Yeindfeligfeiten naf- 
men am 3. April ihren Anfang. Die Zahl der in Holftein befindlichen 


*) 9. 254 ber 29. Bundestagsſitzung vom 28. Juli 1859. 
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Preußen war nicht ſtärker als diejenige der Truppen aus den andern 
deutſchen Staaten: — aus Baiern, Hannover, Sachſen, Würtemberg 
und Baden. Den Oberbefehl führte nicht mehr Wrangel, ſondern der 
Kommandeur der preußiſchen Garden, General von Prittwitz. Die 
Schleswig-Holfteiner hatten ihre Armee nebft den Freifchaaren dem preu⸗ 
Bifhen General von Bonin anvertraut, welcher fi) als militärifcher 
Scriftfteler durch da8 Werk: „Örundzüge für das zerftreute Gefecht,“ 
befannt gemacht hatte. Das in vier Divifionen eingetheilte deutfche Heer 
zählte 45,000 Dann und verfügte über 150 Geſchütze. Die Dänen 
mufterten bloß 36,000 Mann. Gleichwohl Tief der Feldzug, weil der 
Berrath im Spiele war, für die Deutfhen unglüdlid ab. Zwar erfolgte 
am 5. April der Sieg bei Edernförde, wo die dänifche Fregatte „Gefion“ 
die Segel ftreihen mußte, und am 13. April die Erftürmung der Düp⸗ 
peler Schanzen, worauf Bonin die jütifche Gränze überfchritt und bie 
Stadt Kolding eroberte: aber ſchon am 23. April fiegten die Dänen bei 
Kolding, und wenn nun auh am 7. Mai die Holfteiner bei Gudfoe 
die Oberhand gewannen und die Preußen Veile erflürmten, fo wurden 
doch die Siege nicht benußt, fondern ſechs Wochen mit Unterhandlungen 
vergeudet. Dann kam die Niederlage der Deutfchen, die blutige Schlacht bei 
Briedericia am 6. Juli, welche den Rüdzug des deutjchen Heeres aus Jüt⸗ 
land zur Folge hatte. Während die Schleswig-Holfteiner darauf bedacht 
waren, die erlittene Schmach zu rächen, ſchloß Preußen im Namen des 
deutfchen Bundes am 10. Juli, unter englifcher Vermittlung, ein Ueber» 
einlommen ab, welches in einer offenen Waffenftillftands-Konvention und 
bier geheimen Artileln befand. Die deutſchen Truppen mußten 
Fütland aufgeben und fi) in Schleswig bis zu einer beftimmten De- 
markations⸗Linie zurüdziehen, die Zahl der zur Sefthaltung des abge- 
gränzten Theild von Schleswig zu verwendenden preußifchen Truppen 
ward feftgefett, und die Beſtimmung getroffen, daß der nördliche an die 
Demarlations-Linie gränzende Theil des Landes von fchwedifchen Trup⸗ 
pen inne gehalten werben ſollte. Schleswig, welches nicht in den beut- 
Ihen Bund aufgenommen worden war, wurde von Holftein getrennt; 
denn für Schleswig wurde eine befondere, aus beiderfeitigen Kommiffären 
zufammengefegte Behörde unter dem Namen einer „Landeöverwaltung“ 
ernannt. Preußen machte fich anheifchig, der dänischen Aegierung die 
Summe von 7,778 Thalern 27 Sgr. I Pf. zu zahlen, welche die preu- 
Bifche Regierung in Folge des Artifels 7 der Waffenftillftands-Konven- 
tion und der zur Ausführung jenes Artikels zwifchen beiden Regierungen 
getroffenen Verabredung vom 23. September 1849 als einen ‘heil der 
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insbeſondere von ber jütiſchen Stadt Riepen erhobenen Kontributionen 
als Entſchädigung an Dänemark im Namen des Bundes vorſchußweiſe 
leiſtete. Obſchon diefe Yriedens-Präliminarien nicht ratifizirt wurden, 
weil die in Frankfurt eingefette Bundes-Zentral-Kommilfion bloß die 
Befugniſſe de8 engeren Rathes der Bundesverfammlung befaß, und 
weil fie nicht ganz mit dem Bundesbeſchluſſe von 17. September 1846 
übereinftimmten, *) trat der Waffenftillftand troßdem in Wirkfamleit. 
Laut der Berabredung vom 23. September 1849 zahlte die preußifche 
Staatskaſſe ferner vorfchußweife an Dänemark als Entfchädigung: 1) für 
in Jütland von den fchleswig-holfteinifhen Truppen erhobene Natural⸗ 
Präftation die Summe von 5,000 Thalern und 2) für die zum Ge⸗ 
brauche der von den fchleswig-holfteinifchen Truppen requirirten Pferde 
den Betrag von 5,167 Thalern 15 Sgr., welcher letztere in der durch 
das fragliche Ablommen auf 14,442 Thaler 15 Sgr. feftgeftellten Ent⸗ 
fhädigung für in Yütland zum Gebraudhe der beutfchen Truppen re- 
guirirte Pferde eingefchloffen war. Am 7. Juli 1851 erlannte die Bun- 
besverfammlung auch einen Vorſchuß Preußens an Dänemark, der in 
Folge der Waffenftillitands-Konvention von: 26. Auguft 1848 mittelft 
Uebereintunft vom 9. Auguft 1849 im Betrage von 165,000 Thalern 
geleiftet worden war, als eine für einen Bundeszwed präfentirte Aus- 
gabe an. 

Da Schleswig kein deutfches Bundesland war, behandelte die Bun- 
des- Zentral-Rommiflion die Statthalterjhaft niht wie eine fchleswig- 
holfteinifche Behörde, fondern unterhielt mit derjelben nur Beziehungen 
unter dem Titel: „Statthalterfhaft in Kiel,“ durch einen von der 
letztern nach Frankfurt gefchicdten Agenten, deſſen offizielle Eigenfchaft 
ebenfalls nicht anerlannt wurde. Um den vollftändigen Frieden mit 
Dänemark herbeizuführen, ertheilte die Bundes- Zentral-Kommiffion un- 
term 20. Januar 1850 ber preußifchen Regierung die Ermächtigung: 
„mit dev Krone Dänemark wegen des Abjchluffes eines Friedens im 
Namen des Bundes und unter Wahrung der dem Bunde zuftehenden 
Rechte in Unterhandlungen zu treten und diefelben unter ber bereitö von 
beiden Theilen angenommenen Bermittlung der kön. großbritanntfchen 


*) Laut dieſes Beichluffes Hatte der Bund die Geltendmachung folgen- 
der Punkte zu wahren getrachtet: 1) die Selbftändigfeit des Herzogthums 
Holftein; 2) deſſen Verfaſſung und fonftige auf Gefek und Herlommen beruhende 
Beziehungen; 8) die Verhältniffe Holfteins als eines Bundeslandes, und 4) die 
eventuelle Sicherſtellung erbberecitigter Agnaten. | 
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Regierung, vorbehaltlich der von fänmtlichen deutſchen Bundesſtaaten 
dinzuholenden fchlieglihen Genehmigung bes Friedensvertrags, zu Enbe 
zu führen.” Hierdurch gefchah es, daß bie preußifche Regierung mit Däne- 
mark den Frieden vom 2. Juli 1850 abſchloß und ihre Offiziere aus 
dem fchleswig-holfteinifchen Heere abberief. Kraft dieſes Friedens wur⸗ 
den alle vor dem Kriege zwifchen Deutichland und Dänemark abge: 
fchloffenen Berträge und Uebereinfünfte wieder in Kraft geſetzt (Art. 2 
und 3); der König von Dänemark durfte als Herzog von Holftein in Ge⸗ 
mäßgheit des Bundesrechts die Intervention des deutfchen Bundes anrufen, 
am die Ausübung feiner gefelichen Autorität in Holftein herzuftellen, in- 
dem er zugleich feine auf die Beruhigung des Landes gerichteten Ab⸗ 
fichten mittheilte, und wenn dann auf folchergeftalt gefchehene Rekla⸗ 
mation der Bund für jegt (pour le prösent) nicht interveniren zu bür- 
fen glaubte, oder wenn feine Intervention unwirffam blieb, fo follte 
Sr. dänifhen Majeftät die Freiheit zuftehen, die militärifchen Maßre⸗ 
geln auf Holftein auszudehnen und zu diefem Behufe die bewaffnete Macht 
zu verwenden (Art. 4). Binnen einem halben Jahre nad) Unterzeichnung 
des Vertrags follte der König von Dänemark und der deutfche Bund 
Kommiffäre ernennen, um, geſtützt auf Dokumente und andere hierher ge- 
hörige Beweismittel, die Gränze zwifchen den nicht im deutſchen Bunde 
einbegriffenen Staaten Sr. dänifhen Majeftät und den zum Bunde ge- 
hörenden Staaten feflzufeßen (Art. 5). Das zwifchen Dänemark und Preu- 
Ken aufgenommene Protokoll beftimmte bie Friften, binnen welchen nad) 
Ratifizirung des Vertrags die preußifchen Truppen Schleswig, Holftein 
und Lauenburg zu räumen hatten ; demzufolge durfte das dänifche Heer 
in Schleswig vor dem Abzuge der Preußen nur dann einrüden, wenn 
auch die fchleswig-holfteinifhen Truppen dieſes Land befegten, und die 
neutralen Truppen hatten Schleswig zugleich mit den Preußen verlafien. 
In Schleswig durfte der dänifche König alle militärifchen Anordnungen 
treffen. Befonders ift der dem Protofoll beigefügte, zu Berlin am 
2. Juli 1850 unterzeichnete geheime Artikel Hervorzuheben, welcher 
wörtlich lautete *): 


„Se. Majeftät der König von Preußen verpflichtet fih, an den 
Berhandlungen theilzunehmen, welhe Se. Majeftät der König von Däne- 
mark zu dem Zwecke einleiten wird, um die Erbfolgeordnung in 
den unter dem Szepter Sr. dänifhen Majeftät vereinig- 


*) Beilage b zu 8.5 der erften Bundestagsfigung vom 2. September 1850, 
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ten Staaten zu regeln. Der gegenwärtige geheime Artifel wird 
zugleich mit dem am heutigen Tage unterzeichneten Protofoll ratifizirt 
und die Ratifilationen davon gleichzeitig ausgetaufcht werden.“ 

Diefer geheime Artikel war der Vorläufer des Warfchauer Proto- 
foll8 vom 5. Juni 1851 und des fhmählichen Londoner Vertrags vom 
8. Mai 1852, wodurch dem Czaren die Erbſchaft der dänifchen Krone 
angebahnt werden follte*). Bon dem durch Defterreich einberufenen 
Bunbestage, der damals fcheinbar von der preufifchen Regierung noch 
nicht anerlannt wurde, warb der im Namen des Bundes von Preußen 
mit Dänemark abgefchloffene Friedensvertrag am 26. Oktober 1850 
ratifizirt **). 

Die Schleswig-Holfteiner Fehrten fich niht an den von Preußen 
mit Dänemark eingegangenen Frieden; denn fie fuchten den Krieg auf 
eigne Fauſt fortzufegen. Leider berief bie zweideutige Statthalterfchaft 
den verabfchiebeten preußiſchen General von Willifen zur Führung ihres 
24,000 Mann ftarfen Heeres, der e8 im Intereſſe der Reaktion darauf 
abgejehen zu haben fchien, die aufftändifchen Herzogthümer von Nieder: 
lage zu Niederlage und an den Rand des Verderbens zu führen. Nach—⸗ 
dem Tilliſch am 13. Juli die Verwaltung Schleswige übernommen 
hatte, erfchien am 14. d. M. ein Manifeft des bänifchen Königs, worin 
in Ausficht geftellt wurde, daß „unverweilt achtbare Männer aus dem 
Herzogthun Schleswig, dem Königreiche Dänemark und dem Herzogthume 
Holftein berufen“ werden follten, „um ihre Meinung über die Ordnung 
ber Berhältniffe des Herzogthums Schleswig einer- und des Herzog- 
thums Holftein andrerfeits zu hören.” Ferner erließ der däniſche Kö⸗ 
nig an bemfelben Tage eine allerhöchfte Bekanntmachung, welche den 
die Waffen nieberlegenden Soldaten Huld und Gnade verjprady, den 
zu ihrer Pflicht zurückkehrenden Unteroffizieren das Verbleiben in ihrer 
Stellung oder aber den Abfchied mit Penfion zuficherte, und den aus 
den Herzogthümern gebürtigen, fich unterwerfenden Offizieren die „freie“ 
Wahl ließ, ob fie fernerhin in ihrer Charge zu dienen wünfchten, oder 
etwa die Entlaffung mit Penfion vorzögen. — An guten Offizieren litt 
das fchleswig-holfteinifche Heer Mangel. 

Nachdem bie Feindfeligkeiten begonnen hatten, wurden die fchleswig- 


*) Succession to the crown of Denmark. Maritime rights. Presen- 
ted by a Deputation from the Lancashire Foreign Affairs Committees. 
London, Oakey 10, Cannon Row S. W. 

**) Beilage II zu $. 84 der 12. Bundestagsfisung vom 26. Oftober 1850. 
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holfteinifchen Truppen dm 25. Juli 1850 bei Idſtedt nach heftigem 
Widerftande total gefchlagen und zum Rückzuge auf Rendsburg gend- 
thigt. Den 6. Auguft fetten fi) die Dänen in Hufum, am 7. in Frie⸗ 
drichftadt feft, ohne daß es Willifen gelang, lesteren Pla am 4. Olto⸗ 
ber mit Sturm zu nehmen. Als endlich Wilifen am 8. Dezember den 
Oberbefehl an den General von der Horft abtrat, fchritten bie beiden 
deutſchen Großftaaten vereint in den Herzogthümern ein. Um ihrer In⸗ 
tervention Nachdrud zu verleihen, erfchien ein öfterreichifches Korps un- 
ter Führung des Feldmarfchall = Lieutenants Legeditſch und feste am 
am 17. Januar 1851 bei Boitzenburg über die Elbe. 

Der in Frankfurt theilweife verfammelte Bundestag hatte ſich ſchon 
vorher in die Angelegenheiten der Herzogthümer eingemifcht. Die Statt- 
balterfchaft nämlich Hatte eine Koftenberechnung unter dem Titel: „Leis 
ftungen der Herzogthümer Schleswig - Holftein an deutfche Reichs⸗ 
truppen während des Krieges mit Dänemark im Iahre 1848,“ im Be- 
trage von 1,638,703 Thalern 18% Sgr. preußiſch Kourant (oder 
2,867,731 fl. 19 kr.), ferner eine Koftenberechnung über gleiche Leiftun- 
gen im Jahre 1849 von 1,079,449 Thaler 24, Sgr. preuß. Four. 
(oder 1,889,037 fl. 10. fx.) aufgeftellt und fich noch folgende drei Nach⸗ 
weifungen beizubringen vorbehalten: 1) eine Berechnung der für die 
Schleswig -holfteinifchen Truppen wegen des Kriegs gegen Dänemark 
aufgewendeten Koften aus den Yahren 1848 und 1849; 2) einen Nach⸗ 
trag zur Koftenberehnung vom Jahre 1849 für Leiftungen an deutſche 
Reichstruppen, und 3) eine Berechnung der von den Herzogthümern für 
die Reichs⸗Marine aufgewendeten Koften, welche bis zur Zeit der Red)» 
nungseinreichung (6. April 1850) auf 278,406 Thaler (oder 487,210 fl. 
30 Tr.) angefchlagen wurden. Ob dieſer Forderungen erhob der dänifche 
Bundestagsgefandte am 3. Dftober 1850 Einſpruch dagegen, daß die 
Statthalterfhaft in Kiel von den einzelnen Bundesregierungen Kriegs⸗ 
verpflegungsfoften verlange, da doch die deutfchen Truppen fich vorzugs⸗ 
weife in Schleswig aufgehalten hätten und die Statthalterfchaft min- 
beftens feit dem 10. Juli 1849 nicht mehr anerfannt wäre. Außerdem 
proteftirte er dagegen, daß die Statthalterfchaft bald. thunlichſt filberne 
und Tupferne Scheibemünge zu einem fehr bedeutenden Betrage prägen 
laſſen wollte, und er wiederholte die fchon ausgefprochene Hoffnung, 
daß die hohe Bundesverfammlung fehleunigft ein Inhibitorium am bie 
Statthalterfchaft ergehen lafjen möge. Als das Inhibitorium endlich ab⸗ 
gegangen war, beantwortete die Statthalterfchaft dafjelbe unterm 5. No- 
vember 1850. Um dem Willen des Bundestags Nachdruck zu verleihen, 
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wurbe die hanndverifche Regierung erfircht, einen ihrer höheren Beamten 
als Bundes-Kommiſſär vorzufhlagen, woranf Ddiefelbe nach einigem 
Zaudern den Geheimen Regierungsrath Freiherrn von Hammerftein- 
Lorten bdefignirte, „in der Borausfesung, daß hieraus nicht Konfeguenzen 
für eine Betheiligung ber königlichen Regierung an einer demnächft von 
der Bundesverfammlung zu befchließenden Exekution gezogen werden“ 
würden. 

Hatte der eben erwähnte Eingriff des Bundestags feinen Zwed 
nicht erreicht, fo follte doch die bald nachfolgende Intervention, bei 
welcher die Kommiffäre der beiden deutſchen Großmächte erfchienen und 
mit 50,000 Mann preußifcher, fowie öfterreichifcher Exekutions⸗Truppen 
drohten, eine um fo befiere Wirkung haben. Unter der Leitung dieſer 
Bundes-Kommifjäre nahm die Herftellung gefetlicher und bundesgemäßer 
Zuftände ihren ungehinderten Fortgang. Die feit dem 24. März 1848 
erlaffenen Geſetze wurden, als der landesherrlichen Sanktion entbehrend, 
für ungültig erklärt. Insbeſondere erregte die während des Aufftandes 
eingeführte Berfaffung Anftoß; weßhalb fie außer Kraft gefett und die 
auf Grund derfelben zufammentretende LTandesverfammlung aufgelöft 
wurde. Einer der erften Schritte behuſs Herftellung der landesherr- 
Iihen Autorität in Holftein beftand darin, daß die Statthalterfchaft 
veraulaßt wurde, die Feindſeligkeiten einzuftellen, die Truppen hinter die 
Eider zurüdzuziehen und die vorhandenen Streitfräfte auf den dritten 
Theil zu reduziren. Als die Statthalterfchaft dann zum Rüdtritte ges 
nöthigt worden war, übernahmen die beiden Bundes - Kommiffäre ge= 
meinfchaftlich mit dem vom dänifchen Könige ernannten Kommiſſär im 
Namen des KHönigs-Herzogs und im Auftrage des Bundes die oberfte 
Regierung. Ferner unternahmen die intervenirenden Mächte, weil die 
Herzogthümer von den Aufftändifchen gewöhnlich für „ewig untheilbar“ 
ausgegeben worden waren, die nöthigen Schritte, um die im 5. Artikel 
bes von Preußen abgefchloffenen Friedens enthaltenen Beſtimmungen 
wegen Ausmittelung der Gränze zwifchen Holftein und Schleswig zu er- 
ledigen. Zu dieſer Ausmittelung wurden einestheild drei mit Wahrneh- 
mung der Intereflen des Bundes und Holfteins betraute KRommifläre, 
anberntheild eine gleiche Anzahl dänifcher Bevollmächtigten an jenen 
Stellen, wo die Hiftorifche Gränze Anlaß zu Zweifeln geben konnte, 
verwendet. *) 


*) Die Gränzregulirung dauerte vom 11, April Bis zum 3. Dezember 1851. 
Die Streitfragen betrafen bie Injel Fehmarn, den Kieler Hafen, Die Feſtung 
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Ueber die Thätigfeit der Bundes⸗Kommiſſäre wird das Inhalts. 
verzeichnig der von ihnen der Bundesverfammlung mitgetheilten Proto- 
Tolle kurzen Auffchluß geben. Daß übrigens dem Bunbestage nicht alle 
Protokolle von dem öfterreichifchen und preußifchen Kommiſſär eingehän- 
digt worden waren, fam ans Tageslicht, als die ſchleswig-holſteiniſchen 
Dffiziere v. Eggers, Hellmundt, Hoffmann und Genoffen eine von Ham- 
burg unterm 20. Juli 1852 datirte Eingabe an die Bundesverfammlung 
einreichten und in’ beglaubigter Abjchrift ein Protofoll dd. Kiel den 
20. März 1851 nebft den darauf bezüglihen Stüden mit einfandten : 
ein Protofoll, wonad) die Beftimmung getroffen worden war, daß zur 
Unterftügung der Invaliden, fowie der Witwen und Waifen der Ge- 
fallenen ein holfteinifcher Landesfond errichtet und demſelben eine jähr- 
liche, nad) und nad in entfprechendem Grade zu verringernde Summe 
von 60,000 Thalern Kourant zugewiefen werden follte Die dem Bun⸗ 
destage mitgetheilten Protofolle aber waren folgende : 

Protofoll vom 6. Januar 1851 über die erfte Zufammenkunft der 
Bundes⸗Kommiſſäre mit der Statthalterjchaft. 

Prot. v. 12. Ian. 1851, betreffend die Einftellung der Feindſelig⸗ 
keiten. Schreiben der Statthalterfhaft an die Bundes-Konmiffäre über 
den nämlichen Gegenftand. 

Prot. v. 13. Yan. 1851. Yortfegung der Verhandlungen vom vor⸗ 
hergehenden Tage. — Rüdzug der Truppen hinter die Eider. 

Prot. 0.17. San. 1851. Verlangen des dänischen Kommiffärs, die Alt- 
ftadt Rendsburg mit dänischen Truppen zu belegen. Schreiben der Statt- 
halterſchaft vom 16. Ian. an die Bundes-Kommiffäre, das Zurüdziehen 
der Truppen hinter die Eider und die Reduktion der Arnıee betreffend. 

Prot. v. 20. Yan. 1851. Die Xoslaffung der gegenfeitigen Gefan- 
genen betreffend. 

Prot. v. 25. Ian. 1851. Fortfegung der Berathungen. 

Prot. v. 2. Febr. 1851. Einfegung der oberften Zivil-Behörde — 
Beilage: Belanntmahung der Statthalterfhaft vom 1. Webruar, die 
Uebertragung ihrer Gewalt an die Bundes-Kommiffäre betreffend. — 
Beilage: Schreiben der Bundes-Kommiffäre an Grafen Reventlow, dd. 
Kiel .2. Febr. 1851, die Belegung der Altftadt Rendsburg betreffend. 

Prot. v. 20. März 1851. Regulirung des Holfteinifchen Kontingents. 


Rendsburg, die Landſchaft Stapelholm, den Eiberfluß und Warleberg. ©. bie 
Protokolle der Grängregulivungs-Kommiffion (mit 10 Heften Beilagen, zum Xheil 
Landkarten). 
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Prot. v. 21. März 1851. Fortſetzung. 

Prot. v. 31. März. 1851. Auflöfung der holfteinifchen Armee, Ab⸗ 
legung der Embleme. — Beilage: Schreiben des Kommiſſärs Freiherrn 
von Plefien, die Auflöfung der holfteinifchen Armee betreffend. 

Prot. vd. 15. April 1851. Befchlüffe über die Ablegung der Em- 
bleme und deren Erſetzung. 

Prot. v. 20. Mai 1851. Beſetzung der Offiziersftellen im Holftei- 
nifchen Kontingente. 

Prot. v. 12. November 1851. Webertragung des Kommando’s an 
General von Barbenfleth, Anftelung der Mittelftabsbeamten, Brigade- 
Kommando, Einrangirung der dänifchen Offiziere, Gagirung der Zu- 
lagen, Kopfbedeckung im Kontingente u. f. w. 

Erklärungen wegen Beilegung der ftattgehabten Streitigfeit zwifchen 
Dänemark und dem deutſchen Bunde, nebſt Bekanntmachung vom 
28. Sanuar 1852. 

Drei Protofolle vom 18. Yebruar 1852. Uebergabe der oberften 
Gewalt feitens der Bundes-Kommiffäre an den Fön. dänifhen Kommiffär. 
Enthebung der oberften Zivil-Behörde und des Departements des Krieges 
von ihren Funktionen. — Beilage: Belanntmahung des Grafen Reventlow 
vom nämlichen Datum über die Berhandlungen besfelben Tages. — Beilage: 
Schreiben des General⸗Kommando's des holfteinifhen Bundes-Kontin- 
gents vom 16. Februar 1852, die Ueberlieferung des unter der Berwal- 
tung des holfteinifchen Kriegs-Departements geſtandenen Materials be⸗ 
treffend. 

Protokoll vom 21. Februar 1852. uebergabe des Kommando's der 
Feſtung Rendsburg. 

Dieſe Protokolle find unterzeichnet von den Mitgliedern der Statt⸗ 
halterfchaft, Grafen von Reventlow, Frande und Befeler, fowie vom preu- 
Bifchen Generalmajor von Thümen und dem dfterreichifchen Generalma- 
jor Grafen von Mensdorff, ingleichen von den Adjutanten der genannten 
Generäle, nämlich, vom öfterreichifchen Nittmeifter Karft von Karftenwerth 
und dem preußifchen Premier-Lieutenant von Schwarz. 

Ebenſo arg wie die Reaktion innerhalb Deutfchlands mit der De- 
mofratie haufte, verfuhren bei der Reftauration in den Herzogthümern 
die Dänen mit den Schleswig-Holfteinern, Auch der Herzog Chriftian 
Auguft zu Schleswig-Holftein fah ſich veranlaßt, unterm 22. Juni 1851 
die Bundesverfammlung um Bermittlung wegen der Zurüdgabe feiner anf 
der Infel Alfen und der Halbinfel Sundewitt gelegenen Befigungen zu 
erjuchen. Die vertragsmäßig ftipulirten Benfionen wurden theild unregel- 


> 
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mäßig, theil8 nur auf Kurze Zeit, theils gar nicht ausgezahlt, weil offen- 
bar, wie ſchon aus der erwähnten Nichtmittheilung des auf den holftei- 
nifchen Landesfond bezüglichen Protokolls fich fchließen läßt, die Bundes- 
Kommiffäre fi) die Sorge für die fchleswig-holfteinifchen Rebellen nicht 
fehr zu Herzen genommen hatten. Borzüglid) machte unter den Be- 
figenden die Annullirung der fchleswig«holfteinifchen. Anleihen aus den 
Jahren 1848 und 1850 viel böfes Blut. Ein großer Theil des fchles- 
wig-holfteinifchen Heeres Tieß fich nad) Brafilien anwerben, wo er ein 
jämmerliches Ende fand. Jedes Yahr wurde ber deutfche Bund mit Be- 
fchwerden und Bittgefuchen ſeitens ber fchleswigsholfteinifchen Offiziere 
überhäuft. Selbſt der dänifche Fähranftaltenpächter Dethlef zu Friedrich- 
ftabt an der Eider, welcher für ben Transport deutſcher Reichstruppen 
feit dem Auguft 1849 eine Forberung von 1,131 Markt 15 Scillingen 
zu ftellen hatte, petitionirte no am 15. Februar 1858 vergebens bei 
dem Bundestage um Befriedigung. Dethlef Hatte eine baierifche, eine kur⸗ 
hefiiiche und eine preußifche Brigade über die Eider gefeßt, war hinficht- 
ich der Bezahlung beruhigt und auf die Zukunft vertröftet worden, wurde 
aber von den betreffenden deutſchen Regierungen an Dänemark gewicefen, 
das ebenfalls die Zahlung verweigerte. Indeß fand fich der Bundestag, 
weil ihm der in der Prefje gefchlagene Lärm unlich war, denn doch ber 
wogen, manchen fchleswig-holfteinifchen Offizieren aus Bundesmitteln Uns 
terftügung zu gewähren. Indem Dänemark nicht angehalten wurde, den 
Beichwerden der in ihren gegründeten Anfprüchen Geſchädigten gerecht zu 
werden, gewinnt es den Anfchein, als ob die zwilchen den Bundes- 
Kommifjären und der dänischen Negierung vereinbarten Beftimmungen 
über die Penfionirung der fchleswig-holfteinifchen Offiziere, Invaliden, 
fowie der Witwen und Waifen von Gefallenen, nur als ſchlaues Mit⸗ 
tel gedient haben, um defto leichter da8 Heer des aufftändifchen Landes 
zum Streden der Waffen zu bewegen. Nebellen wird fchlecht Wort ger 
halten! 

Schon am 2. Auguft 1850 Hatten die Regierungen von Defter- 
reih, Rußland, Frankreich, England und Schweden zu London mit ber 
dänifchen ein Protofoll unterzeichnet, worin fie nicht nur die Integrität 
ber dänischen Monardjie aufrecht erhalten zu wollen erflärten, fondern 
aud) die Zwedmäßigkeit der Regelung der dänifchen Erbfolge anerfann- 
ten. Das Warſchauer Protofol vom 5. Juni 1851 bezeichnete den 
Prinzen von Glüdsburg mit Uebergehung des Haufes von Auguftenburg 
als präfumtiven Thronerben und gebrauchte am Schluffe einer Beilage 
die Worte: daß die Verhandlungen, welche nöthig wären, um biefen Be⸗ 
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flimmungen den Charakter einer europäifchen Transaktion zu gebeu, in 
London. ftattfinden follten. Daher entftand der Londoner Bertrag vom 
8. Mai 1852, ber zum Vortheile Rußlands in vertragsmäßige und völ- 
Terrechtliche Form brachte, was das Warfchauer Protokoll vorgefchrieben 
hatte. Die preußiſche Regierung gab auf ber Londoner Konferenz Schles⸗ 
wig-Holftein dem ruflifchen Interefje preis gegen das in einem Proto- 
toll (ddo. Foreign Office, 24. Mai 1852) niedergelegte Zugeftändniß, 
daß die Regierungen Defterreichs, Frankreichs und Rußlands bei ber 
fchweizerifchen Eidgenoffenfchaft behufs der Zurüdgabe des Kantons Neuen- 
burg an ben preußifchen König auf biplomatifchen Wege interveniren 
wollten.”) Auf diefe Weife opferte Preußen feinem vermeintlichen Sonder- 
Bortheile eine allgemein deutſche Sache. Es war weder das erfte, noch 
das leute Deal, daß Preußen auf ſolche Art an Deutfchland handelte; 
allein im gegenwärtigen alle erhielt e8 wenigftens die verdiente Strafe 
für feine perfide Politik, da es Neuenburg trotz Alledem verlor. Preußen 
war fchlieglich der Geprellte, 


Die von der Öfterreichifchen und preußifchen Negierung einberufenen 
Dresdener Konferenzen nahmen ihren Anfang am 23. Dezember und fchloffen 
am 15. Mai 1851. Da die Heinen Staaten vor der Ungeheuerlichkeit der da- 
ſelbſt gemachten reaktionären Pläne erfchrafen und ihnen nicht durchaus bei- 
zuflimmen wagten, wurden die Konferenzen zwar am 23. Februar 1851 
duch Mantenffel. und Schwarzenberg vertagt; allein die niedergefetten 
Kommiffionen fuhren mit ihren Arbeiten bis in den Mai fort. Als die 
preußifche Regierung mit ihrem Anfprucdhe auf Parität und MWechfel des 
Borfiges nicht durchdringen konnte, ſchlug fie einfach am 27. März 1851 
die Wiederherftellung des alten Bundestags vor: „weil er zu einem ge⸗ 
beihlichen Refultat der Arbeiten der Dresdener Konferenz beitragen werde.“ 
Diefe Dresdener Arbeiten zerfielen in zweierlei Vorlagen, nämlich 1) in 
folche, die bereits im Dresden die volle Zuftimmung ber fänmtlichen 
Bundesregierungen mit Ausnahme einer einzigen, deren Bevollmächtigter 
nicht inſtruirt zu fein vorgab, erhielten und daher nur der fpätern Sanktion 
ber Bundesverfammlung beburften, um als bundesgefeglich verpflichtende 
Norm zu gelten; 2) in folche, worüber feine allfeitige Berftändigung er- 
zielt wurde.**) In die erfte Kategorie gehört folgender Beſchluß, der be 


*) Das betreffende Protokoll fteht in ber Beilage zu $. 271 der 27. Sitzung 
der dentſchen Bundesverſammlung vom 30. Oktober 1856. 


“r) % 67 der 14. Bundestagsfisung vom 8. Juli 1851. 
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weift, daß man wegen der Wiederherftellung des Bundestags eine Volls- 
erhebung erwartete: 

„Die ſämmtlichen Bundesmitglieder verpflichten ſich — für jetzt und 
bis zu weiterer Beſchlußnahme — um die Bollziehung der Bundesbe- 
Tchlüffe auf das Schleunigfte ftetS bewirken zu können, eine Militärmacht 
von Zweifünfteln des im $. 28 der Bundeskriegsverfaffung vom 12. April 
1821 beftimmten Kontingents binnen 8 Tagen nad) der erften vorläufi- 
gen Benachrichtigung feitens der Bundesverjammlung in völliger Marſch⸗ 
bereitichaft zu halten.“ 

Sonft wurden gewiſſe Abänderungen binfichtlic) der bundestaglichen ° 
Geſchäftsordnung, namentlich die Beſchränkung der Friſt für Inftruftions- 
Einholung, verabredet. Als leitender Grundjag wurde bei den ‚Dresdener 
Arbeiten die Marime aufgeftellt, daß die politifchen Zuftände der einzelnen 
Bundesftaaten den Zweden des Bundes, feinen Gefegen und Beiclüffen 
nicht entgegenftchen dürften, und man ging von der Borausfegung aus, 
daß nad) einem an Erfchütterungen reichen Zeitraume der Bund der 
deutſchen Staaten nicht nur in feinem Beftande aufs Neue gefichert fei, 
fondern daß ihm auch die erforderlichen Mittel zu Gebote ftänden, um 
Alles auszuführen, was die Negierungen im einer nod) immer bewegten 
Zeit als’ ihr Recht und ihre Pflicht erfannten. Die eingefegten Kom- 
miffionen befchäftigten fich mit den aus der Kevolution hervorgegangenen 
Einrichtungen, bejonders mit den Grundrechten, den Wahlgefeten, den 
Drganen der Staatögewalt und der Prefie, um die geeigneten Mittel zu 
entdeden, durch welche fich die revolutionären Errungenfchaften unſchädlich 
machen liegen. Allerdings berührten manche Dresdener Arbeiten auch das 
Sebiet der Handeld- und Zollgefeggebung oder bezogen fi auf ſolche 
nügliche Juſtitutionen, wie die Einjegung eines oberften Bundesgerichts ; 
allein die Fragen politifcher Reaktion wogen bei Weitem über alle an- 
dern Gegenftände vor und zogen, wie wir fehen werden, auch glänzende 
Reſultate nach fih. Denn jene reaftionären Maßregeln, welche von der 
reftaurirten Bundesverfammlung zu Frankfurt über Deutfchland verhängt 
wurden, waren auf den Dresdener Konferenzen lant dem Zeugniffe der 
Bundes-Protofolle vorbereitet worden. 

Seitens derjenigen Regierungen, welche zum norddeutſchen Bunde gehört 
hatten, beſchickte zuerſt Baden den deutjchen Bundestag wieder, indem am 
2. Mai 1851 der Geheime Rath Freiherr Marfhall von Biberftein mit 
einer am 26. April d. 3. ausgefertigten Legitimation als Bundestagdge- 
jandter zu Frankfurt eintraf. Er ſprach bei feinem Eintritt in einer feinen 
Rede die Erwartung aus, daß die unzulänglichen und mangelhaften bun- 

Beder, Nealtion. 30 


— 46 — 


deögefetlichen Normen ergänzt und verbeffert, die einer Fortbildung umd 
Belebung bedürftigen aber in befriedigender Weife entwidelt und angewendet 
werden möchten. Darauf erfchienen am 10. Mai für Naffau reiherr 
von Dungern, für die ältere und jüngere reußiſche Linie Freiherr von 
Holzhaufen und für die freien Städte Dr. Brehmer aus Lübeck umd 
Dr. Harnier aus Frankfurt am Main. Am 12. Mai ftellte fid) als 
preußifcher Bundestagsgefandter der preußifche ©enerallieutenant Herr 
von Rohow ein. Auch er hielt bei feinem intritt eine kleine Rede, 
die jedoch als Komödiantenftüd — Friedrich Wilhelm IV. Tiebte der- 
gleichen Sachen — nicht weiter zu beachten ift. Endlich fam am 30. Mai 
Freiherr von Fritſch für die ſächſiſchen Herzogthümer, Dr. von Eifen- 
decher für Oldenburg, Auhalt und Schwarzburg, Smidt für Bremen und 
Banks für Hamburg. Die Auflöfung der proviforifhen Bundes-Zentral- 
Kommifjion und die Ernennung eines Ausſchuſſes zur Uebernahme der 
Geſchäfte derfelben erfolgte am 30. Mai 1851. 

Um diefe Zeit kannte die Neaktion Feine Rüdfichten mehr. Ueberall 
wurden die politifhen und Preßſachen dem Gefchwornenverfahren zu 
entziehen gefucht, und e8 ward dafür Sorge getragen, daß feine Leute 
aus dem Proletariat zu Gefchiworenen gewählt werden fonnten. Gegen 
die Demofraten wurden eine Menge politifcher Prozeffe augeftrengt, von 
denen bier nur der Waldel’fche Prozeß, der Kölnifhe Kommuniften- 
Prozeß, der Hätel’fhe Handgranaten- Prozeß und die Unterfuchung in 
Betreff des Bremer Todtenbundes erwähnt werben follen. Eine ganz 
vorzügliche Strenge wurde gegen die, demofratifchen Anfichten Huldigen- 
den Literaten an den Tag gelegt, von denen einem felten in einem deut⸗ 
Ihen Staate, welcher nicht fein Heimathland war, geftattet wurde, ſich 
länger al8 24 Stunden aufzuhalten. Ausweifungen waren an der Tages⸗ 
ordnung. Indem viele Leute ihr Heimathland fehon lange verlaflen hat- 
ten und dort nicht mehr als heimathberechtigt anerkannt, aus den Adoptiv- 
Staaten aber ausgewiefen wurden, entftand eine Klaſſe Heimathlofer, die 
aus einem Staate in den andern gefchubt wurden *). Um eine fefte Re— 
gel in die Ausweifungen zu bringen, wurde von den Regierungen Preu- 
Bens, Baierus, Sachſens, Weimars, Oldenburgs, Meiningens, Koburgs, 
Altenburgs, Deſſaus, Köthens und Bernburgs, Rudolftadts und Son- 


*) Der Berfaffer kannte einen jungen Kaufmann, Namens Plaker, der, ohne 
der geringften Geſetzesübertretung ſich fhuldig gemacht zu haben, mit gemeinen 
Verbrechern zujammengefuppelt per Schub von Gefängniß zu Gefängniß zu 
wandern Batte und auf dieſe Weife 17 deutſche Gefängniffe kennen lernte. — 
Die Bundes-Protofolle weiſen verſchiedene Geſuche Heimathlofer auf. 
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deröhaufens, Reuß⸗Plauens älterer und jüngerer Linie, Waldes und 
Lippe's ein befonderer, aus 11 Paragraphen beftehender Vertrag zu Gotha 
wegen gegenfeitiger Verpflichtung zur Uebernahme der Auszumweifenden 
unterm 15. Juli 1851 abgeſchloſſen und zu gleichem Zwecke eine Kon⸗ 
ferenz zu Eifenady im Juli 1854 abgehalten. Dabei wurden die Strafen 
wegen Berlegung der Sicherheit des Eigenthums und der Perfon in hohem 
Grade verfchärft, fo daß die vorhandenen Gefängniffe nicht mehr aus⸗ 
reichten und namentlich in Preußen Steuerverweigerer Jahre lang zu warten 
hatten, ehe fie die ihnen zudiktirte Strafe abfigen fonnten. Die große 
Volksmaſſe benahm ſich gegenüber diefem Frechen Gebahren der Reaktion 
meiftens überall feig und erbärmlicdh. Viele von Denen, die 1848 und 
1849 das große Wort geführt Hatten, fchlugen ins ©egentheil um und 
wurden die Augendiener und Lobhudler der Gewalt. Die Beamten wur- 
den unter ftrenge Kontrolle geftellt, aber oft als Stützen des Staats 
mit beflern Gehalten bedacht, und diejenigen von ihnen, welche in der 
Bewegungszeit mit der Demokratie geliebäugelt hatten, fuchten durch 
fpeichellederifches Benehmen und übertriebenen Dienfteifer die Bergangen- 
heit gut zu machen. Ueberall ftecten die Fröfche die Köpfe wieder übers 
Waller und ließen ihr reaftionäres Gequade hören. Leider ift die Re— 
aktion nicht von dem Vorwurfe frei, daß fie die politifchen Gefangenen 
gequält und unanftändig behandelt hat. 

Befonders fchlimm erging c8 dem Schullehrerftande. Die Semi- 
narien, welche vor dem Jahre 1848 verhältnifmäßig gut gewejen wa- 
ren, wurden fehr verjchlechtert, und die Lehrer allerortS der Aufficht der 
ſchwarz uniformirten Herren unterworfen. Die Volksſchulen follten, wie 
man das ausdrüdte, zu ganz chriftlichen Anftalten gemacht werden, und 
die Kinder wurden eher verdummt, als aufgeklärt; denn man fagte fid), 
daß, wer die Erziehung der Jugend in der Hand habe, zugleich bie 
Herrſchaft über das heranwachjende Geſchlecht befize. Sogar die harm⸗ 
Iofen. Fröbel'ſchen Kindergärten wurden in manden Staaten verboten, 
da ber Bruder des Stifters diefer Kindergärten, der Apoftat Karl Frö⸗ 
bel, mit feiner Frau zu Hamburg eine, weibliche Hochſchule zur Herbei- 
führung der Frauen-Emanzipation zu errichten den Einfall gehabt Hatte. 

Während in den proteftantifchen Ländern eine firenge Sonntags» 
feier eingeführt wurde, begann dafelbft die Unduldfamkeit und Verfol⸗ 
gung gegen die XTichtfreunde, freien Gemeinden und Deutfchlatholifen. 
Die Altlutheraner fonderten fich fireng von den Neformirten ab, um den 
Slaubenseifer zu beleben. In Kafjel erließ Vilmar 1852 das Verbot, 
„den zuvechnungsfähigen Selbftmördern, Ehebrechern, Hurern, ao auteen, 
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Anfrührern, Deutjchlatholifen, Lichtfreunden und Verächtern der Gna—⸗ 
denmittel“ das firchliche Begräbniß zu geftatten. Unglüdliche Mädchen 
follten wegen uneheliher Schwangerfchaften in der Kirche Buße thun 
und öffentlich befchimpft werden. Mit der erwachſenen Jugend wurde 
regelmäßig Katechifiren des Sonntags in der Kirche angeftellt. In 
Freußen, wo vom 20. bis zum 24. September 1853 zu Berlin auf 
einem großen Kirchentage der Kampf zwifchen den Konfeffionellen und 
Unioniften angefacht wurde, verbot der Oberfirchenrath das Zulaſſen der 
Lichtfreunde und Deutfchlatholifen zu Fathenftellen. Dabei wurde der 
Aberglaube des Bolfes auf jede Weife gefördert, um daffelbe ftupid und 
blind gehorfam zu machen. Eine Menge Geifter- und Gefpenftergefchic)- 
ten tauchten auf, die Beſchäftigung mit dem Tiſch- und Hutrüden kam 
in Schwung, und in Mitteldeutfchland hielten manche Pfaffen andachts- 
volle Berfammlungen ab, um vermittelft des. Storchſchnabels mit den 
Geiſtern der Abgejchiedenen zu verkehren. Dazu wurde, namentlich durd) 
Wiggerd vom Rauhen Haufe in Hamburg aus, die innere Miffion in 
den Gefängniffen, unter den Nothleidenden und den Handwerksburſchen 
betrieben und Tauſende von frommen Xraftätchen, voll des ungeheuer— 
lichſten Unſinns, unter’8 Volk gefchleudert. Man verlegte fich in pro— 
teftantifchen Ländern auf die Gründung von Kettungshäufern, von 
Miffions-, Mäßigkeits- und Bibelvereinen, und ftiftete Diakoniffinnen- 
Anftalten, in die einzutreten felbft manche zur Betjchwefter gewordene 
vornehme Dame nicht verfchmähte. Aber nicht genug hiermit. Selbft 
in proteftantifchen Staaten konnten die Yejuiten unter dem Zudrange 
Neugieriger predigend umhberziehen, woher e8 denn kam, daß der bejagte 
Drden, weldher am Ende des Mittelalters in der damaligen Schreib- 
weife die Gefellfchaft der „Jeſuwider“ hieß, nicht blos in Baiern, dem 
Lande geiftlicher Herrfchaft, ſondern auch in Schlefien und Oftpreußen, 
in den Rheinlanden und in Weftphalen feine Umtriebe ungefcheut ine 
Werk fegen durfte. Weil man durch die Gegenſätze den Glaubenseifer 
rege machen wollte, ſchickte der preußifche Oberfirchenrath proteftantifcher- 
ſeits ebenfalls Reiſe- und Miffionsprediger aus. In den Fatholifchen 
Gegenden wurden Pins- und Binzenzvereine geftiftet; auch die Maria— 
HerzeBruderfchaften und Rofenfranzvereine kamen in allgemeine Auf: 
nahme. In Aachen fanden große HeiligthHumsfahrten ftatt, und überall 
anderwärts belebte man die Wallffahrten, die Buß-, Bet⸗ und Faſtübun⸗ 
gen. Nachdem die Jeſuiten eine ftarfe Anzahl Niederlaffungen gegrün- 
det Hatten, entbrannte zwifchen ihnen und den beiden Orden der Kapu⸗ 
ziner und Franziskaner der Streit über die Aufficht der Klöfter. Der 
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Erzbifhof von Freiburg, Hermann von Bicari, hielt am 10. und 
11. Februar 1852 mit den Bifchöfen von Mainz, Fulda, Limburg 
und Rottenburg eine Konferenz ab, auf welcher die Bifchöfe die Be— 
fugniß, die niederen Geiftlichen in ihren Sprengeln anzuftellen, bean⸗ 
fpruchten und fi) nicht minder die Disziplinar-Oewalt über ihren 
Klerus, die Zuftändigkeit, Konvifte und Priefter-Seminare zu gründen, 
fowie das Einwilligungsrecht beim Verwenden der Kirchenfonds beileg- 
ten. Als am 24. April 1852 der Großherzog Leopold von Baden ges 
ftorben war und bie badifche Regierung auf den 10. Mai 1852 für 
ihn einen Trauergottesdienft angeordnet hatte, lehnte ſich der Freiburger 
Erzbifchof gegen eine ſolche Todtenfeier auf, indem er geltend machte, 
daß der dahingefchiedene Fürft nicht in der Gemeinschaft der Kirche ge⸗ 
ftorben fei. Die Regierungen hatten ſich der Bourgeoifie und der Geift- 
lichkeit in die Arme geworfen. Daher überall die Wahlen mit Zenjus 
für die Ständelammern und die Gründung von Zettelbanfen, und da- 
her die zwifchen Rom und Defterreich, Baden, Heflen-Darmftadt und andern 
Ländern abgeſchloſſenen Konkordate. Zugleich beanfpruchten in den meiften 
deutfchen Staaten die Regentenhäufer die Staatd-Domänen, die größten- 
theil8 aus der in der Reformationd- Zeit vorgenommenen Einziehung der 
Stifts-, Klofter- und Kirchengüter hervorgegangen waren, als ihr Pri- 
vat-Eigenthfum und prozeflirten deßhalb mit den Ständen bis auf die 
neuefte Zeit herab. 

ALS Zentral-Organ der deutfchen Regierungen hatte der Bundestag 
die Aufgabe, in das reaftionäre Treiben ſowohl Einheit zu bringen, als 
auch da, wo die Heinen Staaten ſich zum Befeitigen demokratiſcher Er- 
rungenfchaften zu ſchwach fühlten, mit Fräftiger Hand einzugreifen. Unter 
allen Staaten that fidy Preußen bei diejer Keaktions- Arbeit am Meiften 
hervor; denn der deutfche Beruf dieſes Staats befteht nicht in der För⸗ 
derung der Freiheit, des vernünftigen Fortſchritts und der Humanität, 
fondern in der Herftellung despotifcher Einheit, in Unterdrüdung und in 
der Ausbreitung der Herrſchaft des Junkerthums. Nachdem am 4. Juli 
1851 der preußische Bundestagsgefandte Generallieutenant von Rochow 
abberufen worden war, trat für ihn der Geheime Legationsrath von Bis- 
mard-Schönhaufen (der jegige norddeutfche Bundeskanzler) ein, um Deutfch- 
land einig machen zu helfen. Diefer erfchien zum erftien Male in ber 
22. Bundestagsfigung von 6. September 1851, wurde Mitglied von 13 
Bundestagsausſchüſſen, bewährte fich als eifriges Reaktions-Inſtrument 
Manteufjeld und fah fich erft am 24. Februar 1859 zum Austritt ge- 
nöthigt, als nach fchredlicher Reaktion die Zeit fich wieder aufzurollen 
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anfing. Er ging dann als Gefandter an den für ihn paſſenden Platz 
— nad St. Petersburg, wo er ſich weiter ausbildete; doc feine Stu- 
dien in der deutfchen Einheit hatte er auf der Hochichule des Bundes: 
tags in Branffurt am Main gemacht. 

Als ſich die Herren der Efchenheimer Gafje wieder bei einander 
fahen, war ihre Loſung das Aufräumen mit Allem, was an das Jahr 
1848 erinnerte. Sie richteten fic daher zunächſt im alten Style ein, und 
die Großmächte bedrohten die Fleinen Staaten, welche nicht rafch genug 
die „wahre Freiheit und Einheit“ hHerftellten, mit Intervention und mili- 
tärifcher Erekution. Damit der Bundestag vor aller Beunruhigung ge= 
fhüßt wäre, brachten Defterreih und Preußen am 6. September 1851, 
am Eintrittstage Bismarcks, den Antrag ein, ein Armee-Rorps von 
12,000 Mann aufzuftellen, zu deſſen Befehlshaber die preußifche Regie— 
rung den Generallientenant Freiherrn Roth von Schredenftein bezeichnete. 
Diefes Armee Korps, gegen defien Aufftellung fich die Gefandten Olden— 
burgs, Anhalts, Schwarzburgs und der fächfifchen Herzogthümer verge- 
bens fträubten, beftand aus preußiſchen, baierifchen, badifchen, Furfürftlich 
und großherzoglich heilifchen Truppen und wurde, damit das Publikum 
Nichts davon merkte, derart verlegt, daß nur die wichtigften nad) Frank⸗ 
furt führenden Punkte ficher geftellt waren, und die entfernteften Trup- 
pentheile im Laufe eines Tages in Frankfurt eintreffen Fonnten.*) Bor 
Allem mußte dem Bundestage daran gelegen fein, die durch die Reichs— 
verweierfchaft arg mitgenommenen Bundes-Finanzen zu verbeifern. Für 
im Sahre 1850 dem Bunde geleiftete Vorſchüſſe hatte die öfterreichifche 
Regierung nod) 335,198 fl. 27 kr., die preußifche 100,000 fl., der Ap- 
provifionsfond in Mainz 78,481 fl. und der Approvifionsfond in Luxem⸗ 
burg 98,606 fl. zu beanspruchen. Sonft hatte die Bundes- Zentral-Kom- 
miffion, ehe fie abtrat, die auf den Dresdener Konferenzen befchlofjenen 
Matrikular-limlagen für das Jahr 1851 fo repartirt: 

für den Ulm-Raftatter Feftungsbaun . 1,812,318 fl. 23 kr. 

für Mainzsturemburg . 220... 217,888 „ 39 „ 

für den übrigen Bedarf (Marine und Zen- 

tral-Berwaltung) bi8 Ende Juni 1851 910,000 „ — „ 


Zufammen 2,940,207 fl. 2 


*) 8. 133 der 22. Bundestagefigung vom 6. September 1851. Die Ab- 


ſtimmung und einhellige Beſchlußnahme über den Antrag fand am 30. Sep- 
tember ftatt. 
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Der Bundestag fegte num einen Ausfhuß für das YBundesfinanz- 
und Rechnungsweſen ein und fiellte die alte Kaffeneinrichtung völlig 
wieder her. Im Uebrigen wurden Ausfchüffe gewählt: für Uebernahme der 
Geſchäfte aus der Hand der Bundes-Kommifjäre, für die Flotte, für das 
Heeriwefen, ein Reklamations⸗Ausſchuß, ein Bentind’fcher Ausſchuß, einer 
für Einfegung eines Bundesgerichts, einer für die Abfafinng von Bes 
richten über die Bundestagsfigungen, einer für Bundes-Zentral-Rolizei, 
ferner auf Grund der Dresdener Verhandlungen noch drei wichtige Aus- 
ſchüſſe, nämlih: ein Ausfhuß für Ordnung und Sicherheit, ein aus 
fieben Mitgliedern beftehender politifcher Ausschuß und ein handelspo- 
Litifcher Ausſchuß. Die Bundes-Militär-Kommifjion trat wieder in ihre 
frühere Thätigfeit am 6. Yuni 1851 ein, 

Zu den revolutionären Weberlieferungen, welche der Bundestag nad) 
feiner Weife in Sicherheit bringen wollte, gehörte das Eigenthum der 
früheren deutfchen National-Berfammlung. Diefes beftand, abgejehen 
von dem Inventare der dem Gottesdienfte drei Jahre lang verfchloflen 
gebliebenen Paulskirche, vornehmlich aus der Reichsbibliothek und aus 
den Alten. Die Bibliothel zählte A500 Bände oder 2800 Werfe in 
6000 Theilen, wovon 1000 Bände, welche Sammlungen beutfcher Ge⸗ 
fege und landftändifcher Verhandlungen enthielten, meiften® von deut⸗ 
Shen Regierungen herrührten. Mit der Bibliothef verbunden war das 
ftatiftifche Archiv des Wreiheren von Reden. Dr. Juchow, Advokat und 
Notar in Frankfurt, dem das National- Berfammlungs-Eigentfum an 
vertraut worden war, weigerte fich, die Bibliothef an den Bundestag 
auszuliefern, weil die meiften Bücher Gefchenfe von Privatperfonen und 
weil fie für die deutfche Nation beftimmt waren. Als er endlich dazu 
gezwungen worden war, wurde die Bibliothef am 15. Dezember 1851 
in’8 Thurn- und Taris'ſche Palais gebraht und dann laut Bundesbe⸗ 
fhlufjes vom 4. Januar 1855 dem germanifhen Mufeum in Nürnberg 
überlaffen, wohin fie unterm 24. März des lettgenannten Jahres abging. 
Einen großen Theil der Akten, darunter das HeiligtHum der Reichs⸗ 
verfaffung, erhielt der Bundestag nicht, da ſelbige nach England gerettet 
und dort durd) das Haus Beneke in der Bank deponirt worden waren. 

Eine andere revolutionäre Weberlieferung, über die der Bundestag 
in feinen Sinne disponirte, war die beutfche Flotte Auch fie mußte 
weggefchafft werden, und zwar betrieb Preußen durch feinen Bunbestags- 
gefandten Bismard, den Einigmacher Dentfchlande, am Heftigften die 
Auflöfung derfelben. Einestheil® ftand fie nänılich Preußens Herrſchafts- 
und Machtplänen im Wege, und anderntheils ſuchte die preußifche Re⸗ 
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gierung die beften Schiffe der Flotte für fid) zu erwerben. In Yolge 
der mangelhaften Einzahlung der Marine-Umlagen mußte der weit vor- 
gerüdte Bau eines Zrodendods, wozu die oldenburgifche Negierung 
Vorſchüſſe geleiftet hatte, aufgegeben, nothwendige Reparaturen unter- 
laſſen, eine für unerläßlid) erfannte Vebungsfahrt, die 3—4 Monate 
gedauert hätte, beanftandet und die Bervollftändigung und neue Anwer- 
bung der Mannfchaft aufgegeben werden, Die Rüdftände auf die Ein- 
zahlungen für die Flotte waren ſehr groß, denn fie betrugen allein auf 
die Umlage von 910,000 fl. für die erften jech8 Monate des Jahres 1851 
nicht weniger al8 264,969 fl. 56 fr., worunter ein preußifcher Rückſtands⸗ 
poften von 160,176 fl. 16 Fr.*) Auf die am 8. Juli 1851 bejchlofjene 
Borfchußumlage von 532,000 fl. famen nur 348,437 fl. 13 fr. ein. Im 
Ganzen ftellten fich diefe Küdftände bei der Rechnung vom 13. Januar 
1853 auf 6,917,867 fl. 21 fr. heraus. Da die nothwendigften Bedürf- 
niffe aus den Feltungsgeldern entnonmen worden waren, hatte die baie- 
rifhe Regierung ſchon unterm 18. Juni 1849 durd) ihren Bevollmäch— 
tigten dem vorntaligen Reichsminifterium der Finanzen ihre Bedenken 
deßhalb mitgetheilt und hierauf am 23. April 1850 in einem Schreiben 
an die Bundes-Zentral-Kommiſſion gegen eine Wiederholung ſolcher Ver⸗ 
wendung Berwahrung eingelegt. Indeß betrug das Ordinarium für die 
Flotte monatlich bloß 56,000 fl., alſo jährlich nur gegen 700,000 fi.**) Die 
deutjche Marine hatte drei Berwaltungs« Perioden aufzuweifen,***) nämlich: 
1) die Berwaltung bed ReichSminifteriums von 1848 bis 1849; 2) die 
Berwaltung der Bundes- Zentral-Rommiffion, und 3) die Verwaltung der 
Bundesverfanmlung vom Juni 1851 bis zur Flottenauflöfung. Die Ein- 
nahmen betrugen: 


a) in der erften Periode . . 3,172,266 Thaler 20 Sgr. 9 Pf. 
b) „ „ zweiten „ . . 773878 „ 2, 7, 
c) nm dritten u»... 14560090 „ 10. —, 


Summe . 5,402,154 Thaler 3 Sgr. 4Pf. 


— — 


*) 8. 264 der 32. Sitzung der Bundesverſammlung vom 20. Dezember 1851. 

**) 8. 235 der 29. Bundestagsſitzung vom 25. November 1851. 

“rt, Hierbei ift das im Mai 1848 zu Hamburg errichtete Komite, welches 
bis zum 15. Oftober 1848 felbftändig blieb, nicht mitgerechnet. Dasfelbe unter- 
bielt zur Bejorgung der Kaffengejchäfte 2 Zahlmeifter in Bremerhaven, wovon 
der eine Intendant war. 
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Ausgaben : 


ua)... . . 83,199,077 Thaler 19 Sgr. — Pf. 
ub). 2.2.7001 „ 2 „9, 
zuc) . . . . 1501,05 „ u TU 


5,402,154 Thaler 3 Sgr. AP. 


Bon diefer Summe wurbe nur der geringere Theil, nämlich 2,002,549 
Thlr.-22 Sgr. 7 Pf. für den Ankauf und Bau der Schiffe, ingleichen 
236,736 Thaler 8 Sgr. 10Pf. für Anfchaffung von Waffen, Gefchügen 
und Munition verwandt, während die größere Hälfte durch die Anlegung 
von Arjenalen, Magazinen und Dods, durch die Reparaturen, den Un: 
terhalt und die Erhaltung der Flotte aufgezehrt wurde. Die Sollftärke 
der Flotte betrug an Mannfchaft 1 Kontreadmiral, Namens Brommp, 
83 Offiziere, 60 Scejunfer, 236 Unteroffiziere, 890 Matroſen, 138 Jungen, 
6 Marinir-Dffiziere, 23 Marinir-Unteroffiziere, 225 Marinir-Soldaten, 
29 Spielleute, 16 Aerzte, 32 Beanıte, 45 Mafchiniften, 151 Heizer: zu- 
fammen 1935 Mann. Weil aber die Flotte vernachläffigt worden war, 
fehlten an diefer Mannfchaft: 34 Offiziere, 22 Scejunfer, 138 Unter- 
offiziere, 543 Matroſen, 81 Jungen, 3 Marinir-Offiziere, 15 Marinir: 
Unteroffiziere, 145 Marinir-Soldaten, 14 Spielleute, 8 Aerzte, 11 Be- 
amte, 5 Mafchiniften und 73 Heizer: zufammen 1092 Mann, fo daß in 
Wirklichkeit die Bentannung nur 843 Mann zählte. Hierzu famen 9 Be- 
amte, Diätarien und Diener der Intendantur und ferner 2 Offiziere, 18 
Beamte und Diätarien, 2 Aerzte und Apotheker, 9 Wärter und Diener, 
1 Unteroffizier, 16 Matrofen, 1 Auditor und 1 Aftuar der Seezeugmeiſterei, 
Material- und Mebdizinal-Berwaltung, endlich 3 Marine: Kaffen-Beamte, 
wodurd die Zahl der Gefammt-Flottenmannfchaft — abgefehen von der 
Demannıng der Kanonenboote — auf 905 Köpfe ſtieg. Der Bundes- 
tag würde aus Koftenerfparniß gern diefe ohnehin Keine Zahl verringert 
haben; allein der Mangel eines gefchloffenen Baffins, in welchem bie 
Fahrzeuge abgetafelt und nur unter der Obhut von Wachtpoſten gefahr- 
[08 hätten Liegen können, machte eine umfafjendere Reduktion des Flotten: 
perfonals unmöglich). 


Preußen hatte an der erften Umlage von 1848 1,580,686 fl. 50 kr., 
auf die zweite Rate aber bloß 39,709 fl. 50 fr. bezahlt. Es machte 
geltend, daß es für die Bemannung und Indienftftelung feiner Fahr⸗ 
zeuge im Bundeskriege gegen Dänemark bei Weiten größere Summen 
aufgewendet babe, als der Heft feines Matrifular-Antheils an der zweiten 


— 414 — 


Rate auf jene Umlage betrage, und daß es jeßt bereits in der Lage fei, 
in feiner eigenen Marine, mit Einfchluß der, gemäß Uebereinkunft mit 
der proviforifchen Zentral-Gewalt, für Rechnung der zweiten Rate be= 
Ihafften Fahrzeuge und deren vollftändiger Ausrüftung, einen Material- 
Werth von dem vollen Betrage feines Matrikular⸗Antheils an der gan⸗ 
zen Umlage von 6 Millionen Thalern nachweifen zu fünnen. Mit andern 
Worten ließ Preußen Deutichland im Stiche, um feinem eigenen Vor⸗ 
theile zu fröhnen. Der preußifche Gefandte erklärte im Bundestage 
rundweg: 

„Preußen muß aber jchon jet (im Juni 1851) ganz entfchieden 
gegen eine Auffaffung fich erklären und auf. die Auflöfung des 
bisherigen Berhältniffes dringen, nad) welchem die jo- 
genannte Nordfee-Flottille allein ala gemeinfhaftlides 
BundeseigentgHum auf gemeinfhafrlide Koſten unter 
halten wird. Wenn es fih nun um vorläufige Beibehal- 
tung der Norbdjee-Flotille auf nod) fernere 6 Monate (Juli bis incl. 
Dez. 1851) handelt, wozu nad den Boranfıhlag ein Koftenaufwand für 
Rüdftände von 91,000 fl., für die laufenden Bedürfniffe von 441,000 fl., 
in Summa von 532,000 fl. erforderlich ift, fo ift der königliche Gefandte 
niht ermächtigt, fi für die Aufbringung dieſes Geldbedürfnifjes 
im Wege einer neuen matritularmäßigen Umlegung zu erklären. Derſelbe 
jol vielmehr darauf beftehen, daß fämmtliche Rückſtände auf die im 
Jahre 1848 ausgejchriebenen Matrikular-Umlagen eingezahlt, hieraus 
zunächſt die obigen Erforderniffe für die weitere Erhaltung der Nordfec- 
Flottille beftritten, auch. demnächſt förderfamft die Abrechnungen mit, Preu⸗ 
Ben gehalten werden, wegen der ſeitens desjelben bereits  geleifteten 
Zahlungen.“ 

Die Keinen Küftenftaaten Hannover in Berbindung mit Braun 
ſchweig, Oldenburg und den Hanfaftädten fuchten die Flotte zu erhalten, 
indem fie vorfchlugen, die deutfche Marine in drei Theile zu theilen, 
nämlich in eine öÖfterreichifche, eine preußifche und in die Nordfee-Flotte, 
die alle drei aus Bundesmitteln, und zwar jährlich ‚die öfterreichifche mit 
1%, Millionen Gulden, die preußifche mit einer Million Thaler, und 
die Nordſee-Flotte mit einer Million Thaler, welche letere Summe alle 
Staaten außer Defterreih und Preußen aufzubringen gehabt Hätten, 
dotirt werden follten. Aber gegen diefen Vorſchlag ſprachen ſich außer 
Preußen befonders Baiern, Sachſen, Würtemberg, da8 Großherzogthum 
Heffen und die fächfifchen Herzogthümer aus. Würtemberg 3. B. fagte 
in der entjcheidenden Verhandlung: „Wenn der Art. 2 der Bundes- 
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Alte keineswegs die Auslegung zuläßt, als ob dem Bunde nad) feinen 
Grundgeſetzen die Verpflichtung obliege, für den Schuß oder die Beför⸗ 
derung des von den Angehörigen einzelner Staaten in fremden Meeren 
getriebenen Handels auf gemeinfante Koften eine Bundesflotte zu fchaf- 
fen und zu unterhalten, fo kann die fün. Regierung auch jest für die 
nachträgliche Uebernahme einer folchen Berpflidhtung feitens des Bundes 
fi) um fo weniger erklären, als die auf Würtemberg zu übernehmenden 
Koften eine für das Rand drüdende Laft bilden würden, während bei 
dem dermaligen Stande der Handeld- und Zollverbindungen zwifchen 
den deutſchen Staaten eine Gemeinſamkeit der Intereffen bezüglich der 
Schifffahrt in fremden Meeren zwifhen Süd- und Norbdeutfchland leider 
noch nicht befteht, und daher die Blüthe diefer Schifffahrt den ſüddeutſchen 
Staaten nur ganz entfernte indirefte Vortheile verheißt.“ — Die Heinen 
Binnenftaaten glaubten eben ihre Rechnung bei der Unterhaltung einer 
folchen Nordſee-Flotte nicht zu finden. Dazu wäre mit der Ausführung des 
betreffenden Vorſchlags, gegen die übrigens Defterreicd) Nichts einzuwenden 
hatte, das der Gründung der Flotte zu Grunde gelegte Prinzip, demzufolge 
eine Flotte für ganz Deutfchland erftehen follte, aufgegeben worden. Nun 
erbot fich die preußifche Regierung zu dem von der technifchen Marine- 
Kommiffion angenommenen Werthe das Schiff „Edernfürde” für 
262,500 fl., und den „Barbarofja” für 451,200 fl. zu kaufen. *) Die 
Annahme des preußifchen Angebots fchloß aber die Auflöfung der Flotte 
in fi); denn, wenn die beiden beften Schiffe verfauft wurden, fo war 
nicht bloß diefer Alt an ſich ſchon der Anfang ber Flottenauflöfung, 
fondern es verlohnte ſich auch kaum der Mühe, den übrig bleibenden 
fchlechten Reſt noch beizubehalten. Endlich erfolgte der definitive Be— 
ſchluß, die beiden genannten Schiffe an Preußen abzulaffen und bie 
Hlotte aufzulöfen, am 2. April 1852. Obſchon die Heinen Küftenftaaten 
für die Erhaltung der Flotte eingetreten waren, ſo liegt doch die Ver- 
muthung nicht fern, daß fie es nur mit Nüdficht auf die Öffentliche 
Meinung und ohne alle Ausficht auf Eifolg thaten, um fich auf Leichte 
Weiſe eine gewiſſe Popularität zu erwerben. Das Schiff „Deutfchland“ 
wurde in der Auktion vom 18. Auguft 1852 ohne Armatur an das 
Handlungshaus Röſſing und Mummy in Bremen um 9,200 Thaler 
verkauft und der Zufhlag am 27. Auguft genannten Jahres ertheilt. 
Die ſechs Dampfer „Ernft Auguft, Großherzog von Oldenburg, Frank⸗ 


”) 8. 30 der 4. Bunbestagefigung vom 16. Februar 1852. 
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furt, Zübed, Hamburg, Bremen” wurden gegen Erlegung von 238,000 
Thalern an den Bevollmächtigten der englifchen General-Steam-Naviga- 
tion-Compagny verabfolgt. Die 26 zu Begefad gelagerten Kanonen 
boote wurden, nachdem ein Auktions⸗Verſuch wegen zu geringer Ange- 
bote (45%, des Anlaufspreifes) gefcheitert war, im Submiſſions-Wege 
am 3. Januar 1853 ohne Armirung an das Haus Bödeder in Bremen 
veräußert. Das 27. Kanonenboot, welches zu Lübed lagerte, faufte der 
dortige Senator Heyfe um 457 Thaler 20 Sgr. I Pf. Endlich wurden 
die ‚beiden letten Schiffe in der Auktion zu Brafe am 16. März 1853 
für den Preis von 306,250 Gulden an englifhe und hanſeatiſche 
Schiffsrheder verfauft. Im Ganzen betrug der Erlös der Auktionen 
für die Yahrzeuge, die Munition, Waffen 2c. 830,973 Gulden, wozu 
noch 587,863 fl. 54 fr. Außenftände (darunter der Rückſtand für die 
beiden von der preußifchen Regierung gekauften Schiffe) kamen. Rechnete 
man hierzu den vorhandenen Baarbeftand, fo ergab fi) die Summe von 
1,147.166 fl. 4 fi. *) 

Ein geringer auf den Werth von 20,000 Thalern abgefchätter 
Theil des Flotten-Materiald an Waffen, Munition und chirurgifchen 
Inftrumenten wurde zur weiteren Aufbewahrung in die Bundesfeftung 
Mainz gebracht, wo er bei der großen Pulver-Explofion am 18. Novem— 
ber 1857 gejchädigt wurde. Der oberbaierifche Ylottenverein forderte 
vom Bundestage die feiner Zeit gefammelten freiwilligen Beiträge im 
Belauf von 15,278 Gulden zurüd. Die Marine-Offiziere und Beamten 
erhielten zunächft auf ein Jahr Penfionen, darunter der Kontre-Admiral 
Brommy einen monatlicyen Gehalt von 125 Thalern. Dr. Wilhelm 
Jordan, der nach feinem Abfall von der Demokratie am 15. Noven- 
ber 1848 mit Patent als Marine-Rath angeftellt worden war, bezog 
zuerft einen Jahresgehalt von 3,000 Gulden, doc, wurde ihm derfelbe, 
indem Jordan jedes Jahr um Unterftügung petitionirte, auf 1750 Gul⸗ 
den herabgefegt. Im Jahre 1858 bezahlte der Bundestag verfchiedenen 
Marine-Öffizieren und Beamten noch 10,220 Gulden an jährlicher 
Unterftügung. Als die Rechnung des Marine-Wejens am 10. Januar 1856 
erledigt wurde, ergab ſich Alles in Allem als Bgarbeftand ein Reſtbe⸗ 
trag von 12,634 Gulden 34 Kreuzern. Diefer Neftbetrag nebft der 
Enttäufhung der Patrioten war Alles, was von den vielen für die 
deutjche Flotte gebrachten Opfern übrig geblieben war. Die Auflöfung 








*) Beilage 1 zum Protokoll der 26. Siyung der Bundesverfammlung vom 
11. Auguft 1853. 
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der deutſchen Marine wirbelte viel Staub auf, und fie hatte in ihrem 
Gefolge 3 Progeffe, welche bis zum Jahre 1858 herab das fchlimme 
Andenfen an die rüdjichtslofe Veräußerung des nationalen Eigenthums 
lebendig erhielten. Der eine davon betraf eine Klage, die der Flotten⸗ 
Auftionär, der oldenburgifche auf Wartegeld gefegte Staatsrath Dr. Han- 
nibal Fiſcher 1853 in feiner Eigenfhaft als Bundes-Komniffär gegen 
den Kapitän Wieting in Bremerhaven wegen Amtsehrenbeleidigung an- 
ftellte. Der andere Fall, eine Klage der Bundesverfammlung wegen 
einer Kauffchillingsforderung von 970 Thalern 52 Grooten Gold für 
verkauftes Ballafteifen gegen den Marine-Stabsarzt Heins zu Geefte- 
münde, endete mit einem Vergleich und wurde am 19. März 1857 erle- 
digt. Drittens progeflirte die Bundesverfammlung gegen den Zimmer- 
baas Cornelius zu Bremerhaven, weil diefer fich weigerte, einen zur 
Flotte gehörigen Anker fanımt Kette im Werthe 1514 Gulden 52 Kreu- 
zern, weldhe Sunme erſt am 25. November 1858 auf den Zmwangs- 
wege an die Bundesfaffe eingezahlt wurde, herauszugeben. 

War den deutfchen Bundesftaaten bereitS die Auseinanderfegung 
hinfichtlich der deutichen Marine fehr ſchwer gefallen, fo follte ihnen der 
Ausgleich bezüglic) der Reichötruppenkoften, oder ihrer gegen die Revo— 
fution gemachten militärifchen Xeiftungen, geradezu unmöglich werden. 
Denn einestheild war eine folche Volkserhebung wie die von 1848 in 
Deutſchlands neuerer Gefchichte noch nicht dagemefen und das Bundes- 
recht Hatte fie deRhalb nicht vorgefehen, anderntheil® aber waren aud) 
vom Reichsminiſterium troß mehrmaliger desfallfiger Verſuche feine hin— 
reichenden Normen und Grundfäge Hinfichtlih der Truppenaufſtellungen 
feftgejetst worden. *) Bis zum 1. März 1852 betrugen die an die Bun— 
deskaſſe unter dem Titel militärifcher Leiftungen gemachten Forderungen 
. 14,918,821 Gulden 6 Kreuzer, wozu im Laufe des Monats März 
noch liquidirte Beträge von zufammen 103,138 Gulden 19 Kreuzern 
hinzufamen. Wurden hierzu noch die nicht ordnungsmäßig liquidirten, 
jondern einfach angemeldeten Beträge mit 7,679,071 Gulden 27 Kreu- 
zern gerechnet, jo ergab fi eine Summe von 22,701,030 Gulden 52 
Kreuzern. Die Zuſammenſtellung vom 1. April 1852 bot folgenden 
Ueberblid: **) 


*) S. Denkſchrift des badiichen Kriegsminifters vom 21. Yebruar 1849. — 
Beilage 6 zu $. 236 der 21. Situng der deutſchen Bundesverfjammlung vom 
12. Auguft 1852. 

*®) Beilage 7 zu 8. 236 der 21. Yundestagsfigung vom 12. Auguft 1852. 


Dänifhe Kriege 


Bundesftasten von 
1848— 1849 


1. Oeſterreich 
2. Preußen. . 

3. Baiern . . 

4. Kön. Sachſen 
5. Hannover . 

6. Würtemberg . 
T. Baten . . . 
8. Kurheſſen 
9. Heffen-Darmft. 70.975 51 
10. Hol. u.Lauend.. ... . 
11.L2uremb.u.8imb.. . . . . 
12. Braunſchweig. 105.597 28 
13. M-Schwerin. 340.477 59 
14. Naffau . . . 322.037 55 
15. S.-Weimar . . 47.474 4 
16. S.-Meiningen . 
17. ©.-Kob.-Gotha . 
18. S.-Altenburg . . . . . 
19. M.-Strefiß . . 17.287 39 


6,209.659 9 
fiehe unten 

1,225.670 24 
179.024 5 
377.208 32 


30.101 51 


20. Oldenburg . 211.967 50 
21. And.-Deffaun . 44.516 8 
22. A-Bernburg. . . . . - 
23. A.-Köthben . . 33.663 44 
24. Schw.-Sondersh.. . . . 
25. Schw.-Rubolfll.. . . . . 
26. H-Sehingen. . .. . . 
27. Liechtenftein . . . ... 
28. Sigmaringen... ... 
29. Waled. .. 22.202. 
30. Reuß ä. Linie. 15.633 35 
31. Reußj. Linie... ... 
32. Schaumb.-Lippe. . . . . 
83. tippe. .... . 852 11 
34. H.:Somburg. . 12.612 50 
35. Lübed. . 222.220. 
36. Yranffurt. . . 14.641 54 


. . 30.433 40 
. 25.962 — 


37, Bremen 
38. Hamburg. . 


Tmppenaufitellun: 
gen in Baden unb 
ber Pfalz. Frühlahr 
u. Sommer 1848 
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Die 6 mobilen Korps 
1. Folge d. Frankfurter 
Sept.⸗Aufſtandes u. bie 
1849 aufgeſtellten mo⸗ 
bilen Korps zwiſchen 
Main u Neckar. Reichs⸗ 


—— 





fl. kr. 


222.857 33 
50.110 21 
48.229 26 

2,020.406 51 
1.720 17 
622.227 26 


332.179 30 
150.031 14 
152.334 40 
148.341 13 
716.777 39 
321.290 23 


27.983 26 
18.942 10 


21.202 38 
105.909 44. 


Gefammtbetrag 
m —— 
fl. k 


d 8 8 oe 


222.857 33 
1,275.780 45 
1,077.204 41 
2,397.615 23 

1.720 17 

767.145 14 


105.597 28 
672.657 29 
576.366 14 
199.808 44 
148.341 13 
106.879 30 
321.290 23 
17.287 39 
211.927 50 
44.516 8 

1310 1 
33.663 44 
27.983 26 
18.942 10 


36.836 13 
105.909 44 


817.636 14 
30.433 40 
25.962 — 


Zujammen 9,315.298 49 1,028.190 12 4,678.470 24 15.021.959 25 
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Die bloß angemeldeten, aber nicht ordnungsmäßig Tiquidirten Koften 
betrugen ſeitens Baierns für militärifche Leiftung 1848 in Baden und 
der Pfalz 2,263.509 fl., feitens Kurheſſens für Truppenaufftellung des 
Yahres 1848 in Baden 121,342.fl. 27 Fr. und für Leiftungen zur Unter- 
drüdung des Reichsverfaſſungskampfes 43,905 fl. 31 kr., feitens Heſſen⸗ 
Darmftadt’8 für militärifche Leiftung im dänischen Kriege 6335 fl. 30 kr., 
endlich ſeitens Schleswig-Holſteins 5,243.978 fl. 59 Fr.: — zufammen 
7,679.071- fl. 27 fr. Doch hierzu kamen neue Anfprüde. So zum Bei- 
fpiel meldete am 20. Januar 1853 der Geſandte der freien Städte für 
Frankfurt Erſatz- und Kompenfations-Anfprüche im Gefammtbetrage von 
1,011.938 fl. 32 ir. an unter Wahrung der befonderen Rechte der 
Stadt und der fpätern Liquidftelung. Zuletzt trat Defterreih auf umd 
überbot alle andern Anfprüce. Es Tieferte nämlich 1) eine Berechnung 
der in den Jahren 1848 und 1849 zum Zwecke der Aufrechterhaltung der 
Ruhe in dem deutjchen Bundesgebiete und der Abwehr von Angriffen 
gegen die Bundesgrängen (mit Ausfchluß von Ungarn, Siebenbürgen 
und Italien) beftrittenen Kriegsauslagen im Betrage von 68,008.666 fl. 
und 2) einen Ausweis des von den Mainzer Garnifons- Truppen außer- 
halb der Feſtung im KeichSdienfte gemachten Aufwands im Betrage von 
56,263 fl. Die Forderung Defterreih8 an Dänemark wegen der 1851 
und 1852 durch Faiferliche Truppen nad Holftein ausgeführten Expe- 
dittion betrug 7,386.214 fl. In Folge diefer enormen öfterreichifchen 
Rechnung mußten alle andern Forderungen deutfcher Staaten bezüglich) 
militärifcher Leiftungen verftunmen. Man ließ nun den Gegenftand fal⸗ 
len, und wenn er einmal berührt wurde, fo empfanden alle Bundestags- 
gejandten, daß man diefe empfindliche Stelle inskünftig völlig verfchonen 
mußte. Wer am Meiften bei den militärifchen Xeiftungen gegen die De— 
mofratie fi) hervorgethan hatte, mußte jet die meiften Koften an's Bein 
wiſchen. Baiern unter Andern fonnte ein Lied davon fingen. Preußen 
freilich Hatte fich, weil feine Truppen nad) Dresden, in die Pfalz 
und nad) Baden nicht als Neichstruppen gerüdt waren, einigermaßen 
vorgejehen. 

Bei der Berechnung der militärifchen Leiſtungen fam auch der Polen— 
Transport zur Sprache. *) Im diefer Beziehung erhob Preußen nicht 
bloß für Transport, fondern aud) für Internirung einen Anfprud von 
54,181 Thalern 27 Sgr. 2 Pf., Braunfchweig berechnete 1433 Thaler 
16 Sgr., Hannover 1733 Thaler 16 Ggr. und Baden 4,377 fl. 21 kr. 


*) 8. 41 der 7. Sigung des Bundestages vom 24. Yebruar 1853. 
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Es braucht faum bemerkt zu werden, daß der Polen-Transport mit den 
militäriſchen Leiſtungen in dasfelbe Grab gelegt wurde. Hatte Preußen 
in der Polenſache Rußland, wie gewöhnlich, Gendarmen-Dienfte geleiftet, 
fo Hatte e8 doch dadurch auch — allerding® ohne dieß zu wollen — 
Europa ein revolutionäres Element erhalten, welches fich überall, wo es 
Unruhen gab, thätig zeigte. 

In Anbetradht, daß Preußen 1848 nit allen feinen außerdeutjchen 
Beſitzungen bis auf ein kleines polnifches Gebiet dem deutjchen Bunde 
beigetreten war, mußte jet entweder Defterreich ebenfall8 mit allen fei- 
nen außerdeutſchen Befigungen in den deutfchen Bund eintreten, oder 
Preußen mußte genöthigt werden, die 1848 bewirkte Einverleibung. rüd- 
gängig zu machen. Im diefer Beziehung überreichte Herr von Zallenay, 
außerordentlicher Geſandter und Bevollmädhtigter, Minifter der franzöfi- 
Then Republik, eine von 9. Juli 1851 datirte Note mit einem Proteft 
gegen die Einverleibung Gefammt-Defterreih8 und Gefammt-Preußens 
in den deutfchen Bund. Gleichzeitig überreichte der engliſche Gefandte 
Lord Cowley cine Note zu gleichen Zwecke. Die englifhe Note erlaubte 
fi) zu bemerken: „daß der Grundſatz, welcher durch die Annahme des 
von Defterreich und Preußen angeblid) bei der Bundesverfammlung beab- 
fichtigten Vorſchlags feftgeftellt werden fol, den deutſchen Bunde fei- 
nen nationalen Charakter benehmen würde, inden zu dem Bunde 
Länder hinzugefügt würden, die geographifch von Deutjchland getrennt, 
und Bevölferungen, die an Sprache und Abftammung durdjaus von 
Deutfchland verfchieden find; eim folder Vorgang, wenn er einmal feft- 
geftellt wäre, Fönnte den Bund zur ferneren und felbft noch bedeutende- 
ren Abweichungen von dem nationalen Charakter führen, defjen Aufredht- 
erhaltung Hinfichtlicd) der den deutfchen Bund bildenden Länder die Ab— 
fit des Wiener - Vertrage war.” *%) — Zwar wurde die „fremde 
Einmifhung in die innern Angelegenheiten des deutſchen Bundes,“ 
welche „niemals zugeftanden werden könne,“ entfchieden zurückgewie— 
fen; allein unterm 6. September 1851 erhielt die Bundesverſammlung neue 
und viel dringlichere Noten von Frankreich und England, worauf am 20. 
September der preußifche Geſandte Bismard folgenden Antrag ftellte: 

„Hohe Bundesverfammlung möge zur Befeitigung jeder Ungewißheit 
über da8 Rechtsverhältniß der föniglichen Provinzen Preußen und Pofen 
erflären, daß diefe Landestheile nicht al8® zum Gebiete des deutjchen 
Bundes gehörig zu betrachten feien.“ 


*) 8. 79 der 16. Sigung des Bundestags vom 17. Juli 1851. 
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Hiermit bing die Aufhebung der proviforifhen Matrifel vom 
3. Mai 1848 und die Wiederherftellung des alten Heeres-Kontingent- 
Berhältniffes zufammen. Dean ftellte nun, troßdem daß die deutjchen 
Staaten ben Beihluß der deutfchen National = Berfammlung vom 
15. Juli 1848 ausgeführt hatten, die Behauptung auf: „daß von einer 
permanenten Bermehrung des Heeres überhaupt nicht die Rede war, 
fondern nur eine augenblidliche Vermehrung der disponiblen Truppen, 
der damaligen politifchen Tage gegenüber, bezwedt wurde.“ Weil jedod) 
der alte Heeres-Saß als unzulänglic, erkanut wurde, beſchloß man, die 
Feſtſtellung derjenigen Normen zu begutachten, welche, unbefchadet der 
allgemeinen Grundzüge der Bunbesfriegsverfaffung, fei es proviſoriſch 
oder definitiv, für bie Stärfung und Zufammenjegung der Bundes- 
Kontingente maßgebend fein follten. Nach langwierigen Berhandlungen 
fam endlich (1855) die Organifation des Bundes-Kontingents „in Yolge 
der durch 8. 1 der revidirten Kriegsverfaffung vom A. Januar 1855 
gebotenen Erhöhung des Haupt-Kontingentse um Ein-Sechstel-Prozent 
der Matrifel vom Jahre 1842° zu Stande. 

Um die für die Reaktion fo wünjchenswerthe deutfche Einheit und 
„wahre Freiheit“ zu begründen, war es unerläßlich, daß Preußen und 
Defterreid, auf die Regierungen der Kleinftaaten, die fi in dieſem Walle 
gern deßhalb zwingen Tießen, weil fie nun die Schuld ber Reaktion 
auf den Bundestag von fid) abwälzen fonnten, einen wohlthätigen Drud 
ausübten. Eines der erften Opfer bundesftaatlicher Reaktion waren die 
„Srundrechte des deutfchen Volks.“ Ueber diefe hieß es in der Motivi⸗ 
rung des von Defterreihh und Preußen gemeinfan geftellten An⸗ 
trags: *) — „welchen eine formelle Gültigkeit nur infofern beigelegt 
werben kann, als diefelben durch die Tandesgefeßgebung einzelner Bun- 
desftaaten, unter Beobachtung der hiefür vorgefchriebenen Yormen, er: 
laſſen find. Aber aud) in diefem Falle werden diefelben für unverbind- 
lich zu halten fein, wenn ihr materieller Inhalt mit den ausgefprochenen 
Dundeszweden und den Grundgefegen des Bundes in Widerſpruch 
fteht.“ — Der mit Stimmenmehrheit am 23. Auguft 1851 gefaßte des⸗ 
fallfige Befchluß lautete: 

„Die in Frankfurt unter dem 27. Dezember 1848 erlaffenen, in 
dem Entwurfe einer Verfaffung des deutjchen Reichs vom 28. März 1849 
wiederholten fogenannten Grundrechte des deutjchen Volks können weder 
als Reichsgeſetz, no, fo weit fie nur auf Grund des Einführungs- 


*) 8. 81 der 16. Bundestagsfigung vom 17. Juli 1851. 
Becker, Reaktion. al 
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gefees vom 27. Dezember 1848, oder als Theil der Reichöverfaffung 
in den einzelnen Staaten für verbindlich erklärt worden find, für 
rechtsgültig gehalten werden. Sie find deßhalb in fo weit in allen 
Bundesftaaten ald aufgehoben zu erklären. Diejenigen Staaten, in benen 
Beftimmungen der Grundrechte durch befondere Geſetze ins Leben geru- 
fen worden find, find verpflichtet, diefe Beftimmungen fofort außer Wirk- 
ſamkeit zu fegen, fofern fie mit den Bundesgefegen oder den ausgeſpro⸗ 
henen Bundeszweden in Widerfpruch ftehen.” 

Die deutfche Einheit und „wahre“ Treiheit fchien aber auch zu erfor- 
dern, daß für die höhern Polizeibehörden der verfchiedenen Bundesftanten 
ein Bereinigungspunft gefchaffen wurde, weil nur durch die eingreifende 
Wirkfamkeit einer Bundesbehörde erzielt werden fonnte, „die Pläne und 
Unternehmungen der ftaatsfeindlichen Parteien in ihrem innern Zuſam⸗ 
menhange zu erfaflen, ihre Verzweigungen und die Anfchläge ihrer Füh- 
ter auf friiher Spur in weiterem Umfange zu verfolgen, und die Au- 
griffs⸗ und Widerftandsmittel der Revolution planmäßig und nachhal⸗ 
tig zu befämpfen.” Doch mußte die Empfindſamkeit der einzelnen Bun⸗ 
desregierungen, wenn felbige auf ihre Souveränetät eiferfüchtig waren, 
infoweit geſchont werden, daß die Zentral-Polizei-Behörde nicht in ihrer 
vollen Beftellung aus permanent verfammelten Mitgliedern zuſammen 
zufeßen war, fondern daß die Gefchäfte theils in einem ftändigen Burcau, 
theil8 in periodifchen Zufammenfünften der aus höhern Polizeibeamten 
mehrerer Bundesftaaten zu ernennenden Mitglieder ihre Erledigung er- 
hielten. Der Sit der Zentralftelle follte in die Mitte Deutjchlands 
verlegt werden, und zwar fchien hierzu Leipzig der paflendfte Drt zu 
fein. Nachdem die beiden Gefandten Oeſterreichs und Preußens ſowohl 
am 8. Juli als auch am 11. Dftober 1851 gemeinfam die Nothwendig- 
keit der Einfegung einer deutfchen Zentral-Polizeibehörde in ausführlt- 
hem Bortrage begründet hatten, wurde zur Ausführung des Projektes 
am leßtgenannten Tage ein Ausfchuß aus fünf Mitgliedern (beftchend 
aus den Gefandten Defterreihs, Preußens, Sachſens, Kurheffens und 
Medlenburgs, mit dem baterifhen Gefandten als Stellvertreter) gewählt, 
ein Ausſchuß, defien auf die gleihmäßige Ucherwachung des deutjchen 
Volks gerichtete Wirkfamfeit erft am 8. Juli 1858 aufgegeben wurde. *) 
Während der Bundestag ſich foldhen einheitlichen Beſtrebungen wid- 
mete, wurden jene berüchtigten fchwarzen und rothen Bücher abge- 
faßt, worin mit großer Ausführlichkeit, beziehentlich Ungenanigfeit, alle 


*) 8.305 der 22. Situng der deutihen Bundesverfammlung vom 8. Juli 1858. 
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halbwegs im Gerud) der Freifinnigkeit ftehenden Perſonen Europa's ver- 
zeichnet ftanden. 

Behufs Begründung einer dauernden Ruhe war es auch wün- 
fchenswerth, die den Kontinent fortwährend mit Aufftandsverfuchen be- 
drohenden Flüchtlinge aus England fortzufchaffen. Zu diefem Zweck 
richtete auf den Antrag Defterreihs und Preußens unterm 20. De- 
zember 1851 der Bundestag eine geharnifchte Note an die englifche 
Regierung, erhielt aber eine ablehnende Antwort vom 13. Januar 1852, 
worin es hieß: | 

„Kein Ausländer als folcher darf von der Erefutin-Regierung aus 
diefem Lande ausgewiefen werden, ausgenommen Perfonen, die in Ge- 
mäßheit mit andern Staaten über gegenfeitige Auslieferung von Ber- 
brechern abgejchloffener und durch Parlamentsafte beftätigter Verträge 
fortgefchafft werden. Britifche Untertanen jedoch oder Unterthanen irgend 
eines anderen Staats, die in diefem Lande ſich aufhalten und daher 
deſſen Geſetzen Gehorfam fchuldig find, können, fobald fie überwiefen 
werden, bei Friegerifchen Angriffen gegen irgend eine Regierung, mit 
Geld- und Gefängnißftrafen belegt werden. Verbrecher diefer Art kön⸗ 
nen ebenfo wohl von Individuen als von der Regierung belangt werden.“ 

Indeß unterwarf nicht nur die englifche Regierung die Flüchtlinge 
einer — allerdings anftändigen — Ueberwachung, fondern bot ihnen 
auch Gelegenheit zur Auswanderung, indem jedem Erilirten freie Fahrt 
nad) den Vereinigten Staaten bis zum Juli 1852 bewilligt wurde. Die 
Koften trugen vornehmlich die fontinentalen Großmächte. Auch fungirte 
eine Zeitlang in London eine Art deutſcher Bundes-Polizei, deren Haupt- 
Agent ein gewifjer Kraufe, Sohn eines in Dresden hingerichteten Raub- 
mörders, war. Diefer lebte dort unter dem Namen Fleury als Kauf- 
mann, war befonders thätig bei der Fälſchung von Scriftftüden für 
den Kölner Kommuniften- Prozeß und wurde fpäter wegen zweier großen 
Schmwindeleen von den englifchen Gerichten zu vieljähriger Zuchthaus⸗ 
ftrafe verurtheilt. Nachdem am 18. Februar 1853 der ungarifhe Schnei- 
der Libenyi auf den öſterreichiſchen Kaifer ein Attentat verübt Hatte, 
ftellte die großherzoglich heffifche Regierung, indem fie die in England 
lebenden „Hochverräther“ in fehr ungeziemender Sprache *) als Anftifter 
und Mitfchuldige bezeichnete, beim Bunde den Antrag: „die kön. großbri« 
tannifche Regierung auf das Dringendfte zu erfuchen, die das Afyl« 
recht mißbrauchenden flüchtigen Hochverräther vom englifchen Gebiete 


*) 8. 36 der 7. Bundestagsfigung vom 24, Februar 1853. 
31* 
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anszuwerfen, oder diejelben doch durch andere zu diefen Zweck aus- 
reichende Maßregeln unfchädlich zu machen.“ Herr von Dalwigf Tonnte 
offenbar nicht begreifen, wie es kommt, daß in England fein Ausländer 
ausgewieſen werden darf, fondern daß derfelbe ebenfo gut des Schutzes 
der Geſetze genießt und in jeder Beziehung der nämlichen gefeßlichen 
Strafen theilhaftig wird, wie jeber geborene britifche Unterthan. *) Der 
Bundestag gab jedoch, die Nuglofigkeit des angemutheten Schrittes 
voransfehend, dem hHeffifchen Antrage feine Folge. 

Auf Antrag von Oeſterreich und Preußen wurde auch energiſch 
mit der einheitlichen Arbeit gegen die in den einzelnen Bundesländern 
noch beftehenden anftößigen Berfaflungen vorgefchritien und zu bem 
Behufe am 23. Auguft 1851 ein befonderer Ausſchuß, welcher die 
genaue Kontrolle über da8 Berfafjungsleben zu führen Hatte, eingefekt. 
Wenngleich die Bundesverfammlung die zuverfichtliche Erwartung hegte, 
daß alle Hohen Regierungen die unerläßliche Uebereinftunmung ihrer Ins 
ftitutionen mit den Grundgeſetzen des Bundes hHerzuftellen bemüht fein 
und durch ihr eignes Berhalten in Fragen der öffentlichen Ordnung 
volle Genüge leiften würden, fo glaubte fie fich doc, ihre verfaffungs- 
mäßige Einwirkung für folhe Fälle vorbehalten zu müflen, wenn bie 
als nothwendig erfannten Abänderungen auf Hinderniffe ftoßen follten, wo 
dann die in der Kompetenz des Bundes liegenden Mittel und Wege, na= 
mentlich auch die Abfendung von Bundes-Kommiffären, in Anwendung zu 
bringen waren. **) Darauf begann der Bundestag eine langwierige und 
mühfame, bis zum Jahre 1859 herab andauernde Thätigleit in Bezug auf 
das Berfafiungsleben der einzelnen Länder. Borzüglic hatten fich folgende 
Staaten in diefer Hinficht der Intervention des Bundestags zu erfreuen: 
Frankfurt, Hannover, Bremen, Hamburg, Gotha, die anhaltifchen Län⸗ 
der, Würtemberg, Lippe, Luxemburg, das Großherzogtfum Heflen. ***) 
Hierbei entblödete man ſich nicht, bisweilen auch, wie zum DBeifpiel in 
Würtemberg gefchah, Geſetze mit rüdwirkender Kraft zu erlaflen. 

Als die Reaktion einmal im vollen Zuge war, braudjte der Aus- 
fhuß vom 23. Auguft 1851 nicht erft mühſam umher zu fpähen, wo für 


. *) Vergl. Geſchichte der Geſetzgebung über Fremde in England. Bon Bern- 
hard Beder. Deutſche Sahrbüicher für Politik und Literatur. Berlin 1863. 
Sechster Band. Yebruar-Heft. 

*#) 8. 112 der 18. Bundestagsfisung vom 9. Auguft 1851. 

***) Für die Berfaffungsangelegenheiten der Herzogthlimer Holftein und 
Lauenburg, fowie Kurheſſens fungirten bejondere Ausichüffe, weßhalb dieje Län- 
ver bier nicht mit aufgezählt find. 
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ihn Etwas zu thun fe. Denn förmlich ſchien es dann realtionäre 
Beſchwerden an den Bundestag zu regnen. Da kamen denn Eingaben 
von der Grafen⸗Kurie und Nitterfchaft Gotha, von der Ritterfchaft 
Friesland, von der Ritterſchaft des Fürſtenthums Osnabrüd, von ber 
Landichaft des Fürſtenthums Lüneburg, von der Ritterfchaft des Für⸗ 
ſtenthums Hildesheim, von der Nitterfchaft des FürftentHums Kalenberg- 
Grubenhagen, von der Provinzial-Landfchaft des Herzogthums Bremen, 
vom Prinzen von Waldeck, vom Fürſten Waldburg - Zeil- Trauchburg, 
vom Prinzen zu Dettingen-Wallerftein, von der Ritter und Landfchaft 
der Graffchaft Hoya, von Hamburger Bürgern, vom Grafen Erbady, 
vom Fürften zu Iſenburgk und Löwenftein-Werth-Rofenberg im Groß: 
herzogthum Heffen, vom YFürften Georg zu Löwenſtein⸗Wertheim⸗Freu⸗ 
denberg, vom Grafen Quadt-Wykradt-Isny, von der Geſammtland⸗ 
ſchaft Anhalts, von den fämmtlichen der Krone Würtemberg unterwor- 
fenen ftandesherrlichen Häufern, vom Fürften von Thurn und Taris, von 
den fänmtlichen heffen-darmftäbtifchen Standesherren, vom Amtsrichter 
Piftorius zu Burleswagen, von den Fürften Hohenlohe⸗Kirchberg und 
Hohenlohe-Langenburg, vom Fürften Windifchgräg, von dem reichsritter- 
fhaftlihen Adel Würtembergs, von dem gräflihen Haufe Stolberg- 
Wernigerode, von der lauenburgifchen Ritter- und Landichaft u. ſ. w. 
u. f. w. Da die Bundestagsgefandten faft ſämmtlich der Klaſſe, welche über 
den Berluft ihrer Vorrechte fich befchwerte, angehörten, fo hatten fie ſchon 
durch die Erziehung und durch die Gefellfchaft, in welcher fie aufge: 
wachſen waren, einen gewiffen natürlihen Hang erhalten, den Be- 
ſchwerdeführern immer Recht zu geben. Unter allen Regierungen, die 
ſich duch das reaftionäre Treiben zulett felbft in ihren Souveränetäts- 
Rechten bedroht jahen, leifteten die würtembergifche und koburgiſche ben 
meiften Widerftand. Aber die Reaktion fiegte auf allen Punkten. 


In Folge diefer reaftionären Umtriebe wanderten die Menfchen zu 
Hunderttaufenden aus Deutfchland aus. Die Regierungen fahen diefe 
Auswanderung gern *); denn fie verhofften von ihr wohlthätige Yol- 


*) S. die am 16. Dezember 1858 dem Bundestage iiberreichte baieriſche 
Denkſchrift. Dafelbft finden fih die Worte: „Die Auswanderung madt in 
einzelnen Gegenden Deutihlands empfindliche Lücken und mird unangenehm ver- 
ipürt; allein im Großen und Ganzen Tann fie, auch ftaatlich betrachtet, Teines- 
wegs als ein Nachtheil oder gar als ein Unglück angeſehen werben... . Durch 
die Auswanderung bat Deutjchland Hunderttaufende von Politiſch-Mißvergnügten 
verloren.” 
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gen für die Ruhe, Ordnung und Sicherheit ihrer Länder. Daher wurden 
in allen denjenigen Staaten, wo in Bezug auf die Auswanderung nod) Feine 
umfaflenden gejetlichen Beitimmungen vorhanden waren, folcdhe erlaflen. 
Inden den Auswanderung = Agenten ein weiter Spielraum gelaffen 
wurbe, geichah es, daß die deutſchen Auswanderer, wie eine Note der 
englifchen Regierung vom 29. Dezember 1855 au den Bundestag dar- 
legte, oft in das größte Elend geriethen. Auf das Betreiben der baieri- 
fchen Regierung wurde alsdann der cerfolglofe Berfuh gemacht, die 
deutjche Auswanderung zu organifiren. *) 

Mit den ſchon aufgezählten realtionären Maßnahmen konnte fich der 
Bundestag unmöglich beruhigt fühlen, wenn er nicht zugleich einheitliche 
Mafregeln gegen die Prefie, gegen die Vereine und Berfammlungen ers 
griff. Was die Prefie anlangte, glaubte er, ungeachtet der vielen während 
der Bewegungszeit gefammelten Erfahrungen, ſehr behutfam, umſichtig 
und gründlic, zu Werke gehen zu müflen. Ehe er alfo dazu fam, ein 
Mufterpreß- Reglement für die fämmtlichen Staaten des deutſchen Bundes 
zu erlaflen, berief er erft aus den Staaten Defterreich, Preußen, Sachſen 
und Heffen-Darmftadt vier Fachleute, welche bis dahin mit der Aufficht 
über die Preffe betraut gewejen waren und daher in dem Gebiete, auf 
dem fie ber Bundestag gebrauchte, jehr bewandert waren. Dieſe Fachleute 
bießen von Lakenbacher, Zitelmann, Gersdorf und von Bechtold. Nach⸗ 
dem fie mit großem Fleiße zwei Entwürfe (einen preufifchen und einen 
Öfterreichifch-fächfifch=hefiifchen) ausgearbeitet hatten, entjchied fich der 
Bundestag für den zweiten, nichtpreußifchen Entwurf. Doc) wurde der- 
jelbe, ehe er zum Beichluß erhoben wurde, den Regierungen zugefandt, 
die num in vertraulichen Mittheilungen noch Verbefferungen, beziehent- 
ih Verſchlechterungen, anbraten. Nach angeftrengter Arbeit wurde 
auf diefe Weife das Bundespreßgefeg vom 6. Juli 1854 fertig gezim- 
mert, welches in feinen 26 Paragraphen alles bisher Dagewefene über- 
traf. Indem der Bundestag darüber wachte, daß diefe Preßbeftimmun- 
gen in allen einzelnen Staaten zum Gefeß erhoben und durch landes— 
herrliche Verordnungen verkündet wurden, ward jeder einzelnen Regie— 
rung die Pflicht auferlegt, dem Bunde Anzeige zu machen, fobald fie die 


*) Die „Bujammenftellung der in den einzelnen Bundesſtaaten geltenden, 
in Folge Beſchluſſes vom 3. April 1856 von den höchſten und hohen Regierun- 
gen dem (Ausmwanderungs) - Ausjchuffe mitgetheilten Verordnungen über Aus- 
wanderung” — fteht in Beilage I zu $. 289 der 21. Bundestagsfigung vom 
1. Juli 1858. 
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Tublifation bewirkt hatte. Viele Staaten, wie Würtemberg, Olden⸗ 
burg, das Großherzogtum Heflen, Meiningen, Kübel, Weimar und 
Luremburg, gelangten erft im Jahre 1856 dazu, die Preß-Orbonnanz 
zu publiziren. Ja der badifche Gefandte machte erft am 19. Februar 
1857 die Anzeige, daß im großherzoglichen Regierungsblatte vom 5. Fe⸗ 
bruar der Bundesbefhluß vom 6. Juli 1854 wegen Berhinderung des 
Mißbrauchs der Preſſe publizirt und zu deffen Vollzug ein Gefeg vom 
15. San. 1857 nebft hierauf bezüglicher landesherrlicher Verordnung erlaf- 
fen worden fei. Aehnlich wurde in Betreff des Vereinsweſens verfahren. 
Den in diefer Hinficht gefaßten Bundesbefhlug vom 13. Juli 1854, 
welcher durch die Reaktion der fümmtlichen deutfchen Vereinsgejeßgebung 
zu Grunde gelegt wurde, hatten ebenfall® alle einzelnen Bundesftaaten 
zu publiziren und darüber beim Bunde in Frankfurt Anzeige zu erftat- 
ten. Unter dem 4. Auguft 1853 war aud) ein Beſchlußentwurf in Be- 
treff de8 Wanderns der deutfchen Handwerfögefellen und Arbeiter, der 
da8 Wandern nach politifch gefährlichen Ländern verhüten follte, dem 
Bundestage vorgelegt worden. Allein man ſah ein, daß ein folches 
Wanderverbot nutzlos und darum unzeitgemäß fein würde. Auf Gut— 
achten und Antrag des politifchen Bundestagsausfchuffes wurde alfo der 
einftweilige Wegfall der in dem Entwurf beabfichtigten Maßregeln be- 
fchloffen, um ſolche nöthigenfal8 in den einzelnen Bundesländern zur 
Geltung zu bringen, auch, wenn fid) befonderer Anlaß bieten follte, bei 
der Bundesverfammlung darauf zurüdzufommen. *) Bei der vorgänt- 
gigen vertraulichen Anfrage, die bei einer ſolchen einheitlichen Maßregel 
geboten ſchien, ſiimmten Baiern, Hannover, Kurheſſen, Meiningen, Als 
tenburg, Braunfchweig, Naffau, Oldenburg, Anhalt-Deffau-Köthen, An- 
halt-Bernburg, Sondershaufen, Rudolſtadt, Liechtenftein, die beiden 
Reuß, Lippe, Hejfen-Homburg, Bremen, Hamburg und Frankfurt für 
Erlafjung des Wanderverbotes. Unter Modifikationen erflärten ihre Zu- 
fiimmung: Defterreih, Sachſen, Baden und Großherzogthum Heffen. 
Gegen die das MWanderverbot felbft betreffenden Anträge und nur für 
die Beftimmungen, welche ſich auf die Beaufjichtigung der Handwerks⸗ 
gefellen und Arbeiter bezogen, ftimmten: Würtenberg, Weimar und Lü- 
bei. Die niederländifche Regierung gab ihre Zuftimmung für Lurem- 
burg, wollte aber Limburg von den: zu faffenden Beſchluſſe ausgenom⸗ 
men wiſſen. Gegen den ganzen Entwurf endlich ftimmten Preußen und 
Waldeck. In Folge diefer Uneinigfeit der Regierungen fiel der Entwurf. 


*) 8. 123 der 11, Bunbestagsfigung vom 27, April 1854. 


Tie Realtion nahm eine Pofition nad) der andern; denn fie begegnete 
feinem irgend neunenswerthen Wiberftande mehr. Was man immer gerühmt 
batte: daß der dentfche Michel zwar fid) Bieles gefallen lafle, aber, wenn 
er einmal wild geworden, dann auch nicht mehr zu bändigen und dann 
der Freiheit nur um fo befländiger zugethan fei, bewahrheitete fich wicht. 
Bielmehr traf das Wort Börne’3 ein, daR andern Bölkern ſchwere Fefleln 
angelegt werben müßten, um fie zu Sklaven zu machen, während ſich die 
Deutſchen dermaßen an die Tienfibarkeit gewöhnten, daß ihre Landes⸗ 
herren fie zulegt an einer langen Kette umberlaufen Laffen fünuten. Selbft 
der doch vielen Lärm machende National - Berein dahte in der Zeit 
feiner Blüthe nie daran, die volle Freiheit der Prefie, des Bereind- und 
Berfammlungsrechts, der Grundbedingungen für die Selbftändigfeit des 
Bolkslebens, zu fordern, das Zweilammerfyften, den Wahlzenfus, ſo⸗ 
wie in der Bollerziehung die Pfaffenwirthichaft aufzuheben und alle jene 
Hinderniffe Hinwegzuräumen, welche die übermüthige Reaktion der deut- 
ſchen Kulturentwidlung in den Weg gelegt hatte. Daher hatten die 
bentfchen Fatrioten fehr Unrecht, wenn fie mit Fingern auf Frankreich 
beuteten und Gott dankten, daß fie zehnmal beiler daran wären, als die 
Branzofen. Im Gegentheil ging die Initiative der Umkehr von fchran- 
fenlojer Reaktion wieder aus Frankreich hervor, troßdem daß ein Zwing- 
herr, wie Louis Napoleon Bonaparte, dort vegierte. Denn als der fran- 
zöfifche Tespot, um der Aufrechterhaltung des Kaiferreih8 willen, wel- 
ches unabläflig fowoHl im Innern, als auch von Außen bedroht war, 
den italienischen Krieg zu unternehmen für Hug hielt: da rollte ſich, 
wenngleich langfam, das Pergamentblatt der Zeit wieder auf und ließ 
auch die Deutfchen etwas frifche Luft fchöpfen. Hierdurd) langte man in 
Deutichland wieder bei der preußifchen Union oder beim norddeutfchen 
Bündniß des Yahres 1850 an. Der italienifhe Krieg fignalifirt alfo 
wie ein gefchichtlicher Markſtein den Wendepunkt von der abwärts rol- 
lenden zur wiederauffteigenden Bewegung. Die Deutfchen verdankten 
die Abnahme der Reaktion demnach nicht ihrer eigenen Kraft, fondern einzig 
und allein den europäifchen Zufammenhängen, welche ſchon mächtig auf 
die deutfche 1848er Bewegung eingewirft hatten. 

Diefe Einwirkung wollen wir zum Schluß nocd ganz furz betrach⸗ 
ten. Sie war eine doppelte, infofern einerfeits die Bewegungs-Elentente, 
andrerjeitS dagegen die Reaktions-Faktoren von Außen beeinflußt wur- 
den. Auf die Bewegungs-Elemente äußerten die franzöfifche Sozialiften- 
Schule, fowie die Schriften eines Proudhon, Louis Blanc und Lam: 
menaid, einen nicht geringen Einfluß. Ferner verfehlte die Ueberliefe⸗ 
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rung der erften franzöfifchen Revolution auf die deutfchen Revolutionäre 
ihre Wirkung nicht. Infofern nun die franzöfifchen Quellen nit immer 
genau ftudirt worden waren und folglich nicht genau verftanden wurden, 
oder auch infofern jene Autoritäten feldft in Irrthümer verfallen waren: 
erzeugten fie in den Köpfen ihrer deutfchen Nacheiferer Verwirrung und ftif- 
teten Unheil. Die Niederlage der franzöfifchen Sozialiften im Juni 1848 
war auch für den Sozialismus Deutjchlands entfcheidend. Die monar- 
chiſch⸗konſtitutionelle Partei nahm ſich England und Belgien zum Bor» 
bild, ohne die Zuftände jener Länder gründlich zu kennen: woher es 
denn fam, daß fie auf allerhand Lächerlichkeiten und grobe Mißgriffe 
verfiel. Die ftaatlihen Revolutionäre aber fanden ihr Mufter in den 
Föderativ-Republiten der Schweiz und Nordamerifa’8 und wollten Zu⸗ 
ftände herbeiführen, welche fidy nicht mit den in Deutfchland gegebenen 
Grundlagen vertrugen. Auf diefe Art wurden Fehler über Fehler ge- 
macht. Rechnet man nun zu den fchon aufgezählten Bewegungs-Elemen- 
ten nod) die Jünger der alten und neuen Burfchenfchaft, die das Haupt⸗ 
gewicht ausfcjlieglich entweder auf die deutjche Einheit oder aber auf 
die Freiheit legten, hinzu: fo hat man einen Heinen Einblid in jene 
Zerfplitterung der deutfchen Bewegungspartei, die eine großartige 
geſchloſſene Farteibildung nicht auffommen ließ und darum den Streichen 
ber Reaktion zum Opfer fiel. Die Trennung der Bölfer nah) Nationa- 
Iitäten war ebenfall8 ein nicht unwichtiger Grund, warum die demofra- 
tiſche Solidarität nicht zur Geltung gelangte. Denn die Nationalitäten- 
Konflifte, namentlich aber der fchleswig-Holfteinifche Kampf, dienten im 
hohen Grade dazu, der Bewegung Deutfchlands den Untergang zu 
bereiten. j 

Die europäifche Reaktion dagegen war feit langer Zeit daran 
gewöhnt, ihr Intereſſe gegenüber der Revolution als völlig folidarifch 
zu betrachten, wie da8 europäifche Gleichgewicht und die heilige Allianz 
zur Genüge lehrt. Bon der Revolution des Jahres 1848 waren die 
Länder England, Belgien, Schweden und Norwegen, Rußland und die 
Türkei verfchont geblieben. Diefe ruhig gebliebenen Staaten bildeten 
wegen der europäifchen Zuſammenhänge, auf die wir ſchon öfters hin⸗ 
wiefen, einen natürlichen Niederfchlag, jelbft wenn fie fi, was jedoch 
nicht der Fall war, als ruhige Zufchauer verhielten. Beſonders unter- 
ftügten England und Rußland, die nicht bloß europäische Großmächte, 
fondern auch Weltmächte find, die deutfche Reaktion mit Rathichlägen und 
mit Geld. Beide griffen in den dänischen Krieg ein, und Rußland 
machte obendrein Defterreich wieder zum Herrn über Ungarn. Auch ift 
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die Hülfe, welche die geiftliche Weltmacht Rom, fowohl durch ihre Reli« 
gionsdiener als auch befonders durch dem weltlichen Orden der Jeſuiten, 
der Reaktion leiftete, nicht gering anzufchlagen. Weil eben das Bewußt⸗ 
fein der Solidarität in der Reaktion lebendig war, beeilte fi der Kai— 
fer von Rußland, den von Oeſterreich wieder einberufenen Bundestag 
nad) erhaltener Notifitation jofort in einem Schreiben aus Tſarskoe⸗ 
Selo vom 11. November 1850 anzuerkennen und ihm feine aufrichtigen 
Glückwünſche darzubringen, gleichwie feinerfeitS der Bundestag, nachdem 
ihm das vom 3. Dezember 1852 datirte Notifikations⸗Schreiben bezüg- 
lich der Errichtung einer neuen Kaiferwürde Frankreichs am 9. Dezember 
d. I. zur Kenntniß gebracht worden war, ſchon unterm 13. Januar 1853 
feine „große Befriedigung“ über diefed Ereigniß in einer Note an den 
Marquis von Tallenay, den beim Bundestage beglaubigten franzöfifchen 
Geſandten, ausdrüdte. 

Tie Rüdgängigfeit der demofratifchen Bewegung Frankreichs Hatte 
fortwährend die Reaktion Deutſchlands gefördert. Als der Staatsftreich 
Louis Napoleon Bonaparte’8 feitftand, Fonnten aud) die erjchütterten 
Throne Deutſchlands als wieder feftgeftelt betrachtet werden. Darumı 
priefen die Reaktionäre allerorts den franzöſiſchen Staatsftreich als die 
Rettung der Geſellſchaft. Kein Wunder alfo, dag der allverehrte fran- 
zöfifche Kaifer von den deutſchen Regierungen bereitwilligft anerkannt 
wurde. Seine Eriftenz war die Bürgſchaft ihrer Eriftenz. 

Wären die Völker Europa’s ebenfo einig untereinander geweſen und 
hätten fie einander ebenfo eifrig, aufopfernd und thätig unterftütt, wie 
die Regierungen es thaten, jo würde die gewaltige Bewegung des Jah— 
re8 1848 nachhaltigere Nefultate zu Tage gefördert haben. Alsdann 
würden die nationalen Beftrebungen freilic” in den Hintergrund ge> 
ſchoben und anftatt ihrer die Fahne der europaifhen Frei— 
heit aufgepflanzt worden fein. Aber in der Gefchichte, weil felbige 
vernünftig ift, gibt e8 feine Sprünge. Sobald die beftimmenden Ur- 
ſachen anders geworden find, werden auch die. Wirkungen anders, und 
wenn die Bölfer Europa’ eine neue Probe zu beftehen haben, werden 
fie, wie nicht zu bezweifeln .ift, den veränderten Verhältniffen gemäß 
bandelı. 
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einzuſchalten: „nachdem er angekauft worden ſei.“ 








° Fr s 
. . FR 
. #, 
. — — — — - — 22 — —2 — — 
- 
8 
s D 
R - 
” » 
u 
® . 
x 
c 
2 
“ ' . - 
- ” - — 
— 
. . 
® . ‘ . 
= . 
s 
- 
. . ‘ 
v - ” . 
S . 
> 
. . . 
. — J 
—2 
. 
z ° 
* ’ : . 
’ " * 
a . “ 
. ‚ . .. 
22 3— 
[4 “ . 
[2 ’ - 
, . j . . .. 
. . 
- . 
. ‚ 
. . ‚ . 
* —3 
J 
— 
9 * “ 
. B 
’ . “ . 
J 
Ye - 
- - D 
- 





— . ’ . . - 
J ⸗ 
» . 
Bu i . . . . 
, . 
. J 
nn “ . 
DD ” ” 
. 
“ - . ln Bere ee . . . 2. . _ . a 2 ........ 
gene Ri ‘ ira . . .* .. πν. en! 





LI AL. 





